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l)ie  legale  Grundlage,  auf  welcher  das  ögterreichische  Univer- 
sitätswesen basirt,  besteht  bekanntlich  nicht  in  einer  Reihe  von 
grösseren  Universitätsgesetzen,  welche  — von  einheitlichem  Geiste 
durchdrungen,  — je  ein  bestimmtes  Gebiet  vollständig  umfassen 
und  regeln , sondern  vielmehr  in  einer  ausserordentlich  grossen 
Anzahl  von  kaiserlichen  Entschliessungen , Hofkanzici-,  Ilof- 
kammer-  und  Studienhofcommissions -Decreten  und  Ministerial- 
V erordnungen , die  sich  ihrer  Entstehungszeit  nach  auf  zwölf 
Dccennien,  von  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  bis  auf  die 
Gegenwart  vertheilen  und  die  verschiedensten  in  den  betreffen- 
den Epochen  herrschenden  Anschauungen  abspiegeln. 


Die  Mehrzahl  derselben  behandelt  nur  einzelne  Fragen 
oder  doch  nur  ein  kleines  Gebiet  des  Universitätswesens;  der 
Form  nach  erscheinen  sie  oft  nur  als  Beantwortung  aus  Anlass 
concreter  Fälle  gestellter  Anfragen;  sie  bergen  aber  gleichwohl 
principielle  Entscheidungen  in  sich  und  haben  in  die  amtlichen 
Normalien  - Sammlungen  und  theilweise  auch  in  die  Gesetzes- 
sammlungen Aufnahme  gefunden. 


Der  bei  weitem  grössere  Theil  der  heute  noch  geltenden 
Anordnungen  Uber  die  österreichischen  Universitäten  entstammt 
den  Decennien  nach  1848,  welches  Jahr  auch  im  Universitäts- 
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wcseii  den  Grenzstein  zweier  Epochen  bildet,  und  riele  früheren 
Einrichtungen  definitiv  beseitigte. 

Es  sind  jedoch  jiuch  noch  viele  itlterc,  zum  Theile  aus  dem 
18.  Jahrhundert  herrühreude  Normen  Uber  das  Jahr  1848  und 
bis  zur  Gegenwart  in  Kraft  geblieben  und  andererseits  zahl- 
reiche Gesetze,  ivelche  in  der  Periode  von  tS4S — 59  entstanden 
sind,  mittlerweile  durch  neue  Bestimmungen  wieder  ausser 
Geltung  gelangt. 

Die  Uebersicht  dieses  massenhaften  Stoffes  wird  dadurch 
ungemein  erschwert , dass  in  den  wenigsten  Fällen  die  neuern 
Verordnungen  Jene  älteren  Normen,  an  deren  Stelle  sie  treten 
sollten,  ausdrücklich  namhaft  gemacht  und  unwirk.sam  erklärt 
haben.  Und  auch  die  Anwendung  des  Gruudsatzes : Lex  poste- 
rior derogat  priori  bringt  in  diese  Frage  aus  dem  Grunde  wenig 
Klärung,  weil  die  neueren  Normalien,  wie  schon  vorher  bemerkt, 
oft  nur  eine  einzelne  Frage  oder  iloch  nur  einen  Theil  des  in 
den  betreffenden  fi'ühcren  Gesetzen  behandelten  Stoffes  berühren, 
und  somit  dieselben  auch  nur  theilweise  aufheben  können.  Bei 
vielen  älteren  Normen  sind  cs  lediglich  die  veränderten  Ver- 
hältnisse und  Anschauungen,  aus  welchen  die  Untvirksamkeit 
derselben  für  d.as  heutige  Universitätswesen  zu  folgern  ist. 

Angesichts  dieses  Standes  der  einschlägigen  Gesetzgebung 
war  es  bisher  höchst  mühevoll,  sich  in  vorkommenden  Fällen 
den  ganzen  auf  eine  bestimmte  Frage  bezugnehmenden  Stoff 
gesefzlicher  Anordnungen  gegenwärtig  zu  halten  und  noch  weit 
schwieriger,  aus  der  Menge  der  theilweise  veralteten  und  über- 
lebten Bestimmungen  d;ts  noch  Bestehende  herauszufinden. 

Die  literarischen  Behelfe  und  Sammlungen  der  Universitäts- 
gesetze, welche  in  dieser  Beziehung  existiren,  sind  zum  Theile  ganz 
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veraltet,  wie  das  Buch  von  Unger  aus  dem  Jahre  und 

stets  blosse  Privatarbeiten,  ftlr  welche  weder  der  gesainrate 
einschlägige  Stoff,  zu  dessen  llerbeischaft'ung  die  Benützung  der 
liegistratur  des  Unterrichtsministeriums  unentbehrlich  ist,  und 
noch  weniger  die  gerade  hier  so  wesentliche  persünliche  Mit- 
wirkung der  mit  diesem  Stoffe  zumeist  vertrauten  Departenients- 
Vorstfiude  und  Fachmänner  des  Ministeriums  zur  Verfügung  stand. 

Um  die  vorerwähnten  Schwierigkeiten  zu  beseitigen  und 
Denjenigen,  für  welche  ein  Ueberblick  der  noch  geltenden 
Universitäts normen  von  AViclitigkeit  ist,  eine  klare  Orien- 
tirung  zu  ermöglichen , hat  das  h.  k.  k.  Ministerium  für  Cultus 
und  Unterricht  die  gegenwärtige  Arbeit  veranlasst,  filr  welche 
der  gesammte  Stoff  an  gesetzlichen  Bestiiuinungen , welche  seit 
der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  über  die  einschlägigen 
Gegenstände  ertlosscu  sind,  augesammelt  wurde,  und  aus  welchem 
sodann  unter  freundlicher  Intervention  der  IleiTcn  Miuisterial- 
Referenten  eine  Ausscheidung  des  noch  Gütigen  von  dem  Veralteten 
und  nicht  mehr  zu  Recht  Bestehenden  vorgenommen  worden  ist. 

In  jenen  Fällen,  wo  diese  Entscheidung  bei  dem  Mangel 
einer  bezüglichen  Gesetzes -Bestimmung  und  wegen  Unklarheit 
Uber  den  Fortbestand  oder  die  definitive  Beseitigung  bestimmter 
Verhältnisse  nicht  mit  vollster  Sicherheit  getroffen  werden  konnte, 
sind  im  Zweifel  die  betreffenden  Anordnungen  beibehalten  worden. 

Die  wichtigeren  noch  in  Geltung  stehenden  fJesetze  und 
Verordnungen  haben  im  Texte  Aufnahme  gefunden. 

In  die  Noten  sind  nebst  den  noch  geltenden,  minder 
wichtigen  Vorschriften,  und  den  Verweisungen  auf  andere 
Abschnittt!  des  Ruches,  wo  dies  zum  klaren  Verständnisse  der 
neueren  Gesetze  zweckmä.s.sig  erschien,  auch  die  älteren  Normalien 
aitfgenommeu  worden. 
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Was  die  Anordnung  des  Stoffes  anbelangt,  so  ist  dieselbe, 
wie  die  nachfolgende  Inhaltsübersicht  zeigt,  in  erster  Linie 
eine  stoffliche,  indem  das  ganze  Materiale  nach  einem  auf- 
gestellten Systeme  in  gewisse  Haupt-  und  Unterabtheilungen 
vertheilt  wurde;  in  den  einzelnen  Abschnitten  ist  sodann 
der  dahin  gehörige  Stoff  von  Gesetzen  und  Verordnungen 
chronologisch  aucinandergereiht  worden. 

Die  während  der  Drucklegung  dieses  Werkes  erschienenen, 
das  Universitatswesen  berührenden  Gesetze  und  Verordnungen, 
welche  nicht  mehr  an  jenen  Stellen,  wohin  sie  nach  dem  auf- 
gestellten Systeme  gehören , eingereiht  werden  konnten , sind 
unter  der  Rubrik  „Nachtrag“  zusainnieugestcllt  worden. 

Es  würde  das  Erscheinen  dieses  Werkes  zu  sehr  verzögert 
haben,  wenn  in  dasselbe  auch  die  dermalen  noch  in  V'erhandlung 
stehenden  neuen  Gesetze  über  die  Organisation  der  Universitäts- 
Behörden  und  über  die  Erwerbung  des  Doctorgrades  hätten  auf- 
genoininen  werden  sollen.  Der  Herausgeber  beabsichtigt  übrigens, 
um  das  vorliegende  Werk  für  längere  Zeit  vollständig  und  brauch- 
bar zu  erhalten,  in  angemessenen  Zeitabschnitten  Supplemcnthefte 
zu  demselben  erscheinen  zu  lassen  und  in  denselben  nebst  den 
mittlerweile  erflossenen  Gesetzen  und  Verordnungen  auch  die. 
dadurch  eingetreteuen  Abänderungen  der  bisherigen  Universitäts- 
Normalien  ersichtlich  zu  machen. 

Zur  Erleichterung  der  Benützung  dieser  .Sammlung  sind  der- 
selben nebst  dem  systematischen  Inhaltsverzeichnisse  am  Schlüsse 
auch  noch  ein  chronologisches  und  ein  .Sachregister  beigeftlgt 
worden. 


Digitized  by  Google 


Inhalts-Uebersicht. 


A.  Allgemeiner  Theil. 

(Alle  FmIUIm  beräkree^.) 

I.  Generelle  Satzungen. 

Lekrtr  StMierei^  gleicbaiHif  belrtffeiA. 

Studienordnungeii  .......  . . 

Seile 

Anordnungen  der  Vorlesungen  ( Lt>ctionscataloge ) 

■JO 

Bestimmungen  Uber  Collegiengoldor  ...... 

41 

Anordnungen  über  die  Unterrichtssprache  .... 

54 

Verhältniss  der  Usterreichiseben  Universitäten  znm  Auslande 

riff 

Kericnweseri  ... 

M 

n.  Reohte  und  Pflichten  der  Universitäts-Lehrer. 

a)  Organisation  der  akademischen  Behörden. 

Con.sUtorium  . Akadeiniachur  Sunat . lioctorAt . Dcuanai  . hucton  n- 

Coilc'igien.  Qiia.atur,  Puflell,  Univpr.<<itIt«ikAnzlei 

r.7 

b)  Universitäts-Professoren. 

Kf^chte.  Vcrpflichluiieen.  Rautr.  Bezüge,  Ehrt'uvorzüee  der  ord«*nt- 

lieben  und  aiisaerordontlicheu  Profosaoren  .... 

101 

c)  Privatdocenten,  Assistenten,  Adjunc.ten  und  Supplenten. 

1?H 

Aflsistpnten  und  Adiunctun  ....... 

137 

Sapplonten  . 

143 

m.  Rechte  und  Pflichten  der  Universitätshörer. 

a)  Aufnahme,  Immatrictilirung,  Inscription,  Löscliung  der  Colle* 

gien,  Absolutorien  und  Abgangszcugni.sse  .... 

I4& 

b)  Disciplinarvorschriften  ....... 

ISS 

c)  Allgemeine  Vorschriften  Uber  Stipendien  und  Stiftungen 

165 

d)  Vorschriften  über  die  Wehrpflicht  der  Univ.-Studierenden 

205 

c)  Allgemeine  Vorschriften  über  die  Erwerbung  des  Doctor- 

grades  .......... 

B.  Besonderer  Theil. 
rv.  Theologlaohe  Faonltät. 

a)  Principielle  Bestimmungen  über  die  theologischen  Studien 

und daa  Verh&ltniM dernflhen  ■ «nm  Ordinariat  nnd  »iir 

Staatsgewalt  .........  *>1 


Digilized  by  Google 


Xlli 


VerhUltiiiase  der  tbeolosisclien  Prol’essorcn.  Heii« 

Krlnnleniis^r  zur  p^rlantrung  eim?»  tiiealogiwben  Leliraintn. 

und  l*riii'litro  ilt^r  thgologiachen  ProtV-«8ori‘n  ....  ^4;~> 

c)  Tlieolositiches  Studiyiiwfspu  i.  e.  S.  ^ ^ ^ . ■>m 

u)  Besondere  Stipcndieiivurachriften  fiir  die  theologisclie  Faciiltät  -nr, 
f ) Tlu'oloKiBclies  Doctorat  . . . . . -»tu 

f)  Kvaiigoliach-theologische  Fanultät  .....  gws 


V.  Reohta-  und  staatswissensohaftllohe  Faonlt&t. 

;i'l  .luriilisclic  .’^tmliniiordiiiiiig  iiiid  Kiläutonuig  ilersnlbiui  . . :i-> i 

h)  Spfciulif  Vt‘ri)rdiiuii”:<‘ii  iilicr  di<-  UiitnniflitsspraclK*  nii 

tiiiispii  juridischen  Facultäteii  . ^ ^ ^ . . aäii 

cl  Ik'siimlerc  Stipi-mliouvoracliriftcn  titr  die  jiirülisctie  FacultiU  . :i.^s 

d)  Theoretisebp  Sl!iHt.spriit'tingf.n  ......  Jüa 

e)  .Juridisches  Doctornt  ........  üji 


VI.  Medicinische  FacultÄt. 

.1)  Besondere  Besliinmungeii  iilier  das  I.eiirjiersoimle  an  den 

medicinischen  Faeultäteii  .......  4:ii 

l>l  Vorsehrifteii . welche  sich  aut  alle  oder  doch  iiielirere 

Zweige  der  Heilkunde  beziehen  (mit  Ausschluss  <les 
Stipondieuwesens ) ........  44fi 

c)  Speeiell  niediciuisches  Studium  und  Doetorat  . . . ja'i 

d)  ( 'liiriirgisclics  Studium  und  Doctorat  . . . iiu. 

e)  Geburtshiiniehes  Studium  und  Magistcrinin  . i . . .'iiii 

( ) Pharmaceutisclies  Studium,  >lngi.steriuiii  und  Doctorat  . . 

"l  Thieriirztlicbes  Studium  ! ! i i i ^ . ödi i 

hi  Besondere  Stipendienvorschritteu  Hlr  die  mcdicinische  F'acultät  r.ru 


Vn.  Philosophische  FacultÄt 

a)  Philosophisches  Facultütsstiidium  und  Doetorat  . . . .%r,7 

b|  Besondere  Stipendien  Vorschriften  Üir  die  philo.so])liiscbe 

Facultilt  . . . . . . . . . . ;iü 

c)  WMssensehatUiche  Anstalten  und  Institute  ini  Anschlüsse  an 

die  philosophische  Facultat  ......  .^>><0 

d)  Anliang:  Universitätsbibliotheken  . . . . ns.s 

Nncli  trag ^ ^ ^ . .....  r.oi 


Register. 

t.  Chronologisches  Register 

*2 . Sach-Kegister  . 


«17 

«‘27 


Digitized  by  Google 


ALLGEMEINER  THEIL. 

I. 

Grenerelle  Satzungen, 


Lehrer  und  Studirende  gleichmässig  betreffend. 


Allgemeine  Studienordnungen. 

Einführung  der  Collegiengelder. 

Anordnung  der  Vorlesungen  (Lectionskataloge). 
Unterrichtssprache. 

Ferienwesen. 

Verhältniss  der  österr.  Universitäten  zum  Auslande. 


ThAA.  OealAiT.  ÜniveniUUgeHOtxo. 


Digitized  by  Coogle 


Digltized  by  Coogle 


Allgemeine  Studienordnung. 


Ministerial-Erlass  vom  1.  October  1850,  Z.  8214/265,*) 

womit  in  Folge  Allerhöohiter  EntichliOMung  vom  29.  September  1850  die 
allgemeinen  Anordnungen  Uber  die  FacultUtt  Studien  der  Univer- 
sitUten  zu  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  OlmUtz,  Qraz  und  Innsbruck  kund- 
gemacht  werden. 

Seine  Majestät  liabon  aut'  Antrag  des  MiniBters  de»  Cultus  und 
öffentlichen  Unterrichtes  mit  Allerhöchster  Ent.schlicssung  vom  29.  Sep- 
tember 1850  nachstehende  allgemeine  Anordnungen  Uber  die  Facul- 
tÄtsstudien  der  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  Ol- 
mUtz, Graz  und  Innsbruck  zu  genehmigen  geruht. 

I.  Von  der  Immatricnlation. 

§.  I . Die  Hörer  der  Facultätsvorlesungen  an  den  Universitäten 
sind  entweder  immatriculirte  (ordentliche)  oder  nicht  immatriculirte 
(ausserordentliche).  , 

§.  2.  Die  Aufnahme  der  Studirenden  in  die  Zahl  der  akade- 
mischen Bürger  geschieht  durch  die  Iinmatriculation.  Diese  wird  im 
Namen  des  Kectors  durch  den  Decan  des  Prol'essorencollegiuras  der- 
jenigen Facultät  vorgeuommen,  in  welche  der  Studirende  einzutreten 
beabsichtigt. 

§.  3.  Der  zu  Immatriculirende  wird  zunächst  in  die  Facultäts- 
matrikel  eingetragen,  und  ans  dieser  geschieht  sodann  die  Uebertra- 
gung  in  das  Album  der  Universität.  Doch  wird  in  Zukunff  nur  Ein 
Matrikelschein  hierüber  ausgestellt  und  auch  nur  Eine  Matrikeltaxe 
entrichtet.  (§.  18.)  Der  Immatriculirte  nimmt  Theil  au  den  den  aka- 
demischen Bürgern  überhaupt  zukommenden  Rechten  und  Pflichten, 
und  wird  durch  die  Aufnahme  in  die  Facultätsmatrikel  zunächst  der 


*)  Der  Min.-Erlass  vom  l.  Oct.  1850,  Z.  8214  ist  das  noch  bestehende  Haupt- 
gesetz für  die  philosophische  und  mcdicinische  Facultät. 

Für  die  theologische  Facultät  ist  derselbe  derogirt  durch  Mlu.-Erlass  vom 
1«.  Sept.  1851  und  28.  März  1858. 

Für  die  juridische  Facultät  entscheidet  der  M.-Erlass  v.  2.  Oct.  1855,  welcher 
jedoch  den  M.-E.  vom  1.  Oct.  1860  auch  für  diese  Facultät  nicht  ganz 
anfheht,  sondern  in  manchen  Bestimmungen,  z.  B.  hinsichtlich  der  Mel- 
duugsbUcher  etc.  fortbeateben  läasL 

1*  ' 
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Bpeciellen  Leitung  und  Aufsicht  eines  bestimmten  Lehrkörpers  und 
seines  Decanes  unterstellt. 

Nur  die  immatriculirten  Studirenden  können  die  Zulassung  zu 
den  strengen  Prüfungen  oder  zu  solchen  Staatsprüfungen  erlangen, 
welche  ein  Facultätsstudium  voraussetzen. 

§.  4.  Jeder  Studirende  kann  zu  derselben  Zelt  nur  bei  einer 
Facultät,  zu  verschiedenen  Zeiten  aber  bei  verschiedenen  Facultäten 
immatriculirt  sein.  Es  steht  ihm  jedoch  frei,  auch  in  Jeder  anderen 
Facultät  als  deijenigen,  welcher  er  immatriculirt  ist,  Collegien  zu 
hören. 

§.  5.  Jeder  Studirende,  welcher  nach  erlangter  Universitätsreife 
aus  dem  Vorbereitungsstudium,  oder  von  einer  anderen  Universität, 
oder  einer  ihr  gleichgesctzten  Lehranstalt  an  eine  Universität  neu  ein- 
tritt,  oder  an  ihr  von  einer  Facultät  zur  andern  Übertritt,  ist  ver- 
pflichtet, sich  immatriculiren  zu  lassen. 

§.  6.  Die  geschehene  Immatriuulation  an  einer  Facultät  behält 
ihre  Wirksamkeit  bis  der  Studirende: 

a)  die  Universität  verlässt,  oder 

b)  an  eine  andere  Facultät  derselben  Universität  Übertritt,  oder 

c)  seine  Studien  an  der  Facultät  durch  längere  Zeit  als  durch 
Ein  Semester  unterbricht. 

§.  7.  Jeder  zur  Immatriculation  nach  §.  5 verpflichtete  Studi- 
ronde  hat  sich  zu  diesem  Behüte  in  den  drei  Tagen  vor  Beginn  oder 
innerhalb  der  ersten  14  Tage  des  Semesters  persönlich  an  den  De- 
can  des  betreSendeu  Professorencollegiums  zu  wenden  und  ihm  die 
Belege  seiner  Universitätsreife  und  sein  vollständiges,  eigenhändig  ge- 
schriebenes und  unterschriebenes  Nationale  in  duplo  vorzulegen. 

§.  8.  Die  Rubriken  des  zu  überreichenden  Nationales  sind; 

I.  In  der  ersten  Abtheilung; 

a)  Vor-  und  Zuname, 

b)  Geburtsort,  Alter  und  Religion, 

c)  Wohnung  des  Studirenden, 

d)  Name,  Stand  und  Wohnort  seines  Vaters,  und 

e)  wenn  dieser  nicht  mehr  am  Leben  ist,  des  Vormundes, 

f)  Bezeichnung  der  Lehranstalt,  von  welcher  der  Studirende  an 
die  Universität  Übertritt, 

g)  falls  er  Stipendist  ist,  die  Benennung  des  Stipendiums  oder 
der  Stiftung,  welche  er  geniesst,  Angabe  des  jährlich  damit  verbun- 
denen Geldbetrages  und  das  Datum  der  Verleihung  mit  Angabe  der 
verleihenden  Instanz, 

h)  Anführung  der  Grundlage,  auf  welcher  er  die  Immatriculation 
oder  Iiiscription  ansprechen  zu  können  glaubt,  z.  B.  Maturitätszeugniss. 

II.  In  der  zweiten  Abtheilung: 

Anführung  der  Vorlesungen,  welche  er  in  dem  beginnenden  Se- 
mester hören  will,  mit  namentlicher  Anführung  der  betreffenden  Do- 
centen  und  seiner  eigenhändigen  Fertigung  bei  jeder  derselben. 


Digilized  by  Coogle 


5 


§.  9.  Als  hinreichende  Belege  der  Universitätsreife  werden  an- 
gesehen: 

al  Zeugnisse  über  die  entsprechend  bestandene  Maturitätsprü- 
fung, oder 

b)  Universitäts-Zeugnisse  über  den  Abgang  von  einer  Univer- 
sität, oder 

c)  Zeugnisse  der  beiden  Universitäten  Padua  und  Pavia  über 
die  bisher  an  denselben  über  die  höheren  Facultätsstudien  bestandenen 
Prüfungen ; 

d)  Darlegung,  dass  der  Studirende  in  dem  nächst  vorhergehenden 
Semester  einer  anderen  Facultät  derselben  Universität  immatriculirt 
war,  oder 

e)  Zeugnisse  über  die  an  den  Akademien  zu  Pressburg,  Kaschau, 
Grosswardein,  Agram,  Klausenburg  und  Hermannstadt  oder  an  anderen, 
diesen  durch  nachträgliche  Verfügungen  gleichzustellendcn  Rechtsaka- 
deraien,  oder  an  dem  zu  Zara  in  den  Jahren  ISIS  — 1S50  bestan- 
denen Privatstudium  zurückgelegten  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Studien. 

§.  10.  In  zweifelhaften  Fällen  hat  das  betrefTende  Professoren- 
Collegium  zu  entscheiden,  ob  der  Studirende  ohne  Weiteres  zu  imma- 
triculiren,  oder  abzuweisen,  oder  zu  verhalten  sei,  sich  vorher  in  Ge- 
mässlieit  des  Ministerial-Frlasses  vom  3.  Juni  ISöO  einer  Maturitäts- 
prüfung an  der  philosophischen  Facultät  zu  unterziehen. 

tj.  11.  Angehörige  fremder  Staaten  können  an  österreichischen 
Universitäten  immatriculirt  werden,  wenn  sie  nach  dem  Urtlieile  des 
immatriculirenden  Decans  im  Allgemeinen  denjenigen  Grad  von  Vor- 
bildung besitzen,  welcher  von  den  österreichischen  Studirenden  bei 
ihrer  Immatriculation  gefordert  wird,  oder  falls  sie  von  einer  auswär- 
tigen Universität  kommen,  ein  genügendes  Universitätszeugniss  vor- 
weisen, 

§.  1 2.  Gegen  ein  Erkenntniss  der  Professorencollegien  Uber  den 
Abgang  der  Universitätsreife  findet  kein  Eecurs  statt. 

§.  13.  Steht  der  Immatriculation  kein  Bedenken  im  Wege,  so 
erklärt  der  Decan  den  Studirenden  als  aufgenommen,  fertigt  ihm  einen 
Interims  - Aufnahmsschein  aus,  behält  ein  Exemplar  des  Nationales  für 
sich,  stellt  ihm  das  andere  mit  seinem  Vidi  versehen  zurück  und  weist 
ihn  an,  wegen  Bezahlung  der  Matrikeltaxe  und  wegen  der  Inscription 
zu  den  Vorlesungen  sich  an  die  Quästur  zu  wenden.  Die  Interims- 
Aufnahrosscheine  derjenigen  Studirenden,  welche  bereits  in  dem  ver- 
flossenen Semester  einer  Facultät  derselben  Universität  immatriculirt 
waren  und  nunmehr  nur  in  eine  andere  Facultät  übertreten  wollen, 
sind  zur  Unterscheidung  auf  blauem  Papier  vorzudrucken  und  aus- 
zufertigen. 

§.  14.  Der  Studirende  hat  sohin  bei  der  Quästur  die  Matrikel- 
Taxen  und  den  diesfälligen  Stempelbetrag  zu  entrichten  und  mit  dem 
gehörig  ausgefüllten  Meldungsbuche,  dem  Interiras-Aufnahmsscheine  und 
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dem  vidirten  Nationale  versehen,  sich  zur  Inscription  bei  der  Quästur 
zu  melden  (§.  23  — 27.)  Der  Erlag  des  Tax-  und  Stempelbetrage.8 
wird  aut'  dem  Aut'nahmsschein  bestätiget,  und  erst  hienach  die  Inscrip- 
tionsverhandlung  vorgenommen. 

§,  l,“!.  Bereits  immatriculirte  Hörer,  welche,  ihre  Studien  an  der- 
selben Facultät  fortsetzeu,  bedürfen,  wenn  keine  länger  als  ein  Se- 
mester dauernde  Unterbrechung  eingetreten  ist,  in  dem  folgenden  Se- 
mester keiner  neuen  Immatriculation,  sondern  nur  der  Einschreibung 
in  die  Vorlesungen  (Inscription). 

§.  16.  Die  Dccane  der  Professorencollegien  und  die  Quästoren 
haben  darauf  zu  sehen,  dass  Studirende  nicht  gegen  den  Inhalt  rechts- 
kräftiger Erkenntnisse,  durch  welche  sie  von  jeder  oder  von  einer  be- 
stimmten österreichischen  Universität  ausgeschlossen  worden  sind,  im- 
matriculirt  oder  inscribirt  werden.  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  gänz- 
lich oder  auf  eine  bestimmte  Zeit  relegirtcn  Studirendcu  auswärtiger 
Universitäten,  mit  deren  Regierungen  ein  Uebereinkoinmen  über  dies- 
falls zu  beobachtende  Gegenseitigkeit  besteht. 

Eine  gegen  den  Inhalt  solcher  Erkenntnisse  erschlichene  Imma- 
triculation oder  Inscription  ist  in  jeder  Beziehung  als  ungiltig  zu 
betrachten. 

§.  1 7.  Einige  Zeit  nach  Ablauf  des  Termines  zur  Immatriculation 
bestimmt  der  Rector  einen  Tag,  an  welchem  die.  Immatriculirten  zu 
erscheinen  haben,  um  die  Matrikelscheine  in  Empfang  zu  nehmen. 
Nach  einer  von  dem  Rector  oder  von  einem  der  Decane  an  sie  gerich- 
teten Ansprache  legen  die  Neuimmatriculirten  ausdrücklich  oder  durch 
Vornahme  eines  symbolischen  Actes  das  Gelöbniss  ab,  dass  sie  den 
akademischen  Gesetzen  gewissenhaft  nachleben  und  den  akademischen 
Behörden  stets  Gehorsam  und  Achtung  bezeigen  wollen,  und  erhalten 
hierauf  nach  Abgabe  des  von  der  Quästur  vidirten  Aufnahmsscheines 
den  von  dem  Rector  und  dem  Professorendecan  Unterzeichneten  Ma- 
trikelschein und  ein  Exemplar  der  Studien  und  Disciplinar-Ordnung 
und  des  Gesetzes  über  die  Collegiengelder. 

§.  18.  Die  IminatriculatioDstaxe  beträgt  2 fl.  Conv.-Münzo,  und 
ist  zugleich  mit  dem  Stempelbetrage  von  1 5 kr.  C.-M.  bei  der  Quästur 
(§.  14)  zu  erlegen.  Ein  immatriculirter  Studirender  einer  Facultät, 
welcher  zu  einer  anderen  Facultät  derselben  Universität  Übertritt,  hat 
bei  diesem  Uebortritte  keine  Matrikeltaxe,  sondern  nur  den  Stempel- 
betrag zu  erlegen. 

Von  der  Entrichtung  dieser  Tax-  und  Stompelbeträge  findet  in 
Hinkunft  keine  Ausnahme  oder  Befreiung  statt. 

§.  19.  Von  dem  Gesammtertragc  der  Matrikeltaxen  einer  Fa- 
cultät werden  vorweg  die  Kosten  der  Auflage  der  im  Paragraphe  17 
erwähnten,  den  Immatriculirten  unentgeltlich  zu  übergebenden  akade- 
mischen Gesetze  abgezogen. 
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üebpr  die  Verwendung  des  Restes  werden  nnchtrSgliche  Bestim- 
mungen erfolgen.  *) 

§.  20.  Die  Gebahrung  mit  den  Matrikeltaxen  besorgt  die  Quä- 
stur,  und  legt  ihre  Rechnungen  darüber  dem  akademischen  Senate  vor. 

n.  Von  der  Einschreibung  der  immatrienlirten  Hörer  in  die  Voriesnngen. 

(luscriptiou,  Anmeldung  der  Vurle.siingen.J 

§.  21.  Die  Einschreibung  in  die  Vorlesungen  findet  fiir  jedes 
Semester  insbesondere  statt.  Die  Grundlage  der  Einschreibung  in  die 
einzelnen  Vorlesungen  bildet  für  die  immatriculirten  Hörer  das  Mel- 
dungsbuch. 

Das  Meldungsbuch  sammt  dem  Blanquete  zur  Ausfertigung  des 
Nationales  hat  der  Studirende  gegen  Erlag  eines  Betrages,  der  die 
Druck-  und  Buchbinderkosten  zu  decken  bestimmt,  und  dem  gemäss 
von  dem  akademischen  Senate  festzusetzen  ist,  bei  dem  Universitäts- 
pedell  oder  dem  betreffenden  Pacultätsdiener  zu  erheben. 

§.  22.  Der  Studirende  hat  das  Meldungsbach  wohl  aufzu- 
bewahren. 

Es  soll  ihm  für  die  ganze  Zeit,  durch  welche  er  seine  Univer- 
sitätsstudien fortsetzt,  mithin  auch  bei  einem  Uebertritte  von  einer 
Universität  an  eine  andere  zur  Anmeldung  der  Vorlesungen,  zur  Auf- 
nahme der  Bestätigung  über  die  gehörige  Frequentation,  über  das  be- 
zahlte Collegiengeld  und  seiner  Zeit  zur  Grundlage  des  auszufertigenden 
Universitätszeugnisses  dienen. 

§.  23.  Das  Meldungsbucli  besteht  aus  zwölf  Quartblättern.  Auf 
der  ersten  Seite  des  ersten  Blattes  ist  der  Vor-  und  Zuname  des  Studi- 
renden,  sein  Geburtsort,  Name  und  Stand  des  Vaters  von  dem  Studi- 
renden  selbst  zu  schreiben,  die  anderen  vier  Rubriken  dieser  Seite, 
betreffend  seine  Immatriculation,  sind  von  der  Quästur  bei  der  ersten 
sich  darbietenden  Gelegenheit  der  Bestätigung  über  das  Collegiengeld 
gegen' Vorweisung  des  Matrikelscheines  auszufüllen.  Auf  der  letzten 
Seite  ist  für  den  Studirenden  eine  kurze  Anweisung  über  die  Art  und 
den  Vorgang  bei  der  Immatriculation,  Inscription  und  Bezahlung  der 
Collegiengelder  zu  drucken.  Von  dem  übrigen  Raume  sind  je  2 Seiten 
der  Anmeldung  und  Bestätigung  der  Vorlesungen  in  je  einem  Semester 
mit  folgenden  Rubriken  zu  widmen ; 

a)  Die  nähere  Bezeichnung  des  Semesters  und  der  Universität, 
und  insbesondere  der  Facultät,  an  welcher  er  dasselbe  zubringt,  bildet 
den  Kopf  von  je  2 Seiten. 

b)  Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  Lehrers. 

c)  Zahl  der  wöchentlichen  Stunden  der  angemeldeten  Vorlesungen. 


*)  Vergl.  als  Erläuterung  den  Hinist.-Erlass  vom  26.  Mai  1854,  Z.  6039/335, 
(aub  I.  a). 

Die  definitiven  Bestimmungen  wurden  getroffen  mit  dem  Min.-Erlass  vom 
30.  Nov.  1862,  Z.  10184/1091  (aub  lU.  a). 
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d)  Bestätigung  der  Quästur  über  diese  Meldung  und  über  die 
geschehene  Eintragung  der  Meldung  in  den  Hauptkatalog. 

e)  Bestätigung  des  Lehrers  über  die  persönliche  Meldung  des 
Studireuden  bei  ihm. 

f)  Nummer  des  Platzes,  wenn  der  Studirende  aut' seinen  Wunsch 
für  ein  Collegium  einen  bestimmten  Platz  erhalten  hat  (§  28). 

g)  Bestätigung  der  Quästur  über  das  bezahlte  Collegiengeld,  oder 
die  gänzliche  oder  theilweise  Befreiung  von  demselben. 

h)  Bestätigung  des  Lehrers  über  die  Prequentation. 

i)  Anmerkungen. 

§.  24.  Die  Meldungsbücher  werden  in  lateinischer  Sprache  aus- 
gefertigt. Nur  der  Inhalt  der  Vorlesungen  kann  in  deijenigen  Sprache 
eingeschrieben  werden,  in  welcher  sie  gehalten  werden,  und  in  welcher 
sie  daher  auch  in  dem  Lectionskataloge  angekündigt  wurden. 

1?.  25.  Bevor  der  Studirende  zur  Einschreibung  in  die  einzelnen 
Collogien,  die  er  in  was  immer  ftir  einer  Facultät  zu  hören  beabsich- 
tiget, sich  bei  der  Quästur  meldet,  hat  er  vollkommen  gleichlautend 
diese  Collegieu  sowohl  in  der  2.  Abtheiluug  des  Nationales  (§.  8),  als 
in  dem  Meldungsbuche  unter  Anführung  des  Gegenstandes  genau  so, 
wie  er  in  dem*  Lectionskataloge  bezeichnet  ist,  des  Namens  des  Do- 
centen  und  der  wöchentlichen  Stundenzahl  derselben  eigenhändig  ein- 
znschreiben. 

26.  Her  Quästor  hat  zu  untersuchen,  ob  das  Nationale  ge- 
hörig ausgefUllt  ist,  und  ob  die  Aufzählung  der  Vorlesungen  auf  dem- 
selben mit  der  des  .Meldungsbuches  Ubereinstimmt. 

Im  bejahenden  Falle  bestätigt  er  die  Anmeldung  der  einzelnen 
Vorlesungen  in  dem  Meldungsbuche'  durch  seine  Unterschrift,  behält  das 
Nationale  zurück  (§.  39),  und  erinnert  den  Studireuden,  sich  nunmehr 
allen  denjenigen  Docenten,  deren  Vorlesungen  er  angemeldet  hat,  vor- 
zustellen. 

§.  27.  Die  Docenten  bestätigen  diese  Vorstellung  durcji  ihre 
Unterschrift  in  der  vierten  Rubrik  des  Mcldungsbnches,  weisen  den  Stu- 
direnden  an,  seinen  Vor-  und  Zunamen  und  seinen  Geburtsort  in  eine 
aufliegende  Liste  einzutragen  und  füllen,  wenn  der  Studirende  die  Zu- 
weisung eines  bestimmten  Platzes  in  dem  Hörsaale  wünscht,  die  ftinfte 
Rubrik  des  Meldungsbuches  entsprechend  aus. 

Erst  mit  dieser  persönlichen  Meldung  bei  den  Docenten  ist  die 
Einschreibung  in  ein  Collegium  als  gehörig  vollendet  anzusehen.  Von 
der  Vorschrift,  dass  der  Studirende  sich  zur  Immatriculation  und  zur 
Inscription  persönlich  zu  melden  habe,  darf  unter  keinem  Vorwände 
eine  Ausnahme  gemacht  werden. 

§.  28.  Die  Nuraerirung  der  Plätze  in  den  Hörsälen  ist  dazu  be- 
stimmt, dem  Studirenden,  welcher  einen  bestimmten  Platz  zugewiesen 
erhielt,  ein  Recht  auf  denselben  eiuzuräumen.  Diejenigen  Studirenden, 
welche  sich  früher  bei  dem  Docenten  diesfalls  melden,  haben  Anspruch 
auf  die  Auswahl  des  Platzes. 
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§.  29.  Um  Iimngen  und  nachträglichen  Reclamationen  vorzu- 
beugen, werden  die  Docenten  verpflichtet,  einen  Tag  vor  und  zwei 
Tage  nach  dem  ordentlichen  Inscriptionstermine  die  Namen  der  bei 
ihnen  gehörig  eingetragenen  Studirenden  zn  dem  Behüte  in  dem  Col- 
legium vorzulesen,  damit  bei  etwa  unterlaufenden  Irrungen  den  Studi- 
renden Gelegenheit  gegeben  werde,  sich  noch  rechtzeitig  inscribiren 
zu  lassen. 

§.  30-  Wenn  ein  Studirender  seine  Wohnung  wechselt,  so  hat 
er  die  neugewählte  Wohnung  binnen  3 Tagen  der  Quästur  anzuzeigen. 

§.  31.  Die  ordentliche  Frist  zur  Immatriculation  und  Inscription 
ist  drei  Tage  vor  und  vierzehn  Tage  nach  dem  gesetzlichen  Beginne 
eines  jeden  Semesters  (§.  7). 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  darf  die  Quästur  nur  gegen  Vorweisung 
einer  besonderen  Bewilligung  des  Profeasorencolleginms  oder  des  aka- 
demischen Senates  eine  Meldung  annehmen. 

§.  32.  Nur  aus  sehr  erheblichen  Gründen  kann  binnen  der 
nächsten  8 Tage  bei  dem  Professorencollegium  um  eine  nachträgliche 
Aufnahme  eingeschritten  werden,  bei  deren  Verweigerung  der  Kecurs 
an  den  akademischen  Senat  offen  steht.  •) 

Spätere  Aufnahmsgesuche  sind  von  dem  Professorencollegium  dem 
akademischen  Senate  vorzulegen,  welcher  nur  dann,  wenn  die  offen- 
barsten Billigkeitsrücksichten  für  den  Bittsteller  sprechen,  insbesondere, 
wenn  er  die  Ursachen  einer  unverschuldeten  Verapätung  in  unzweifel- 
hafter Art  nachweist  und  die  Vorlesungen  nicht  schon  zu  weit  vorge- 
rückt sind,  um  mit  gehörigem  Erfolge  gehört  zu  werden,  solchen  Ge- 
suchen stattzugeben,  übrigens  strengstens  darauf  zu  sehen  hat,  dass 
nicht  durch  zu  häutige  Nachsicht  die  akademische  Disciplin  von  vorne 
herein  gelockert  werde,  und  diese  nur  in  den  seltensten  Fällen  zu  er- 
theilenden  Ausnahmen  zur  Regel  erwachsen. 

Gegen  Entscheidung  des  akademischen  Senates  findet  kein  wei- 
terer Recurs  statt. 


EU.  Von  den  ansserordentllcben  Hörern. 

§.  33.  Wer  ohne  einer  Facultät  immatriculirt  zu  sein,  als  aus- 
serordentlicher Hörer  ein  oder  mehrere  Collegien  zu  hören  wünscht, 
hat  sich  persönlich  bei  dem  Decan  des  Profcssorencollegiums  der  Fa- 
cultät, an  der  er  ein  Collegium  zu  hören  beabsichtigt,  zu  melden  und 
sein  Nationale  mit  Angabe  der  Vorlesungen  zu  übergeben. 

Er  kann  eingeschrieben  werden,  wenn  er: 

1.  wenigstens  16  Jahre  alt  ist, 

2.  einen  Grad  geistiger  Bildung  besitzt,  welcher  den  Besuch  der 
Vorlesung  für  ihn  wünschenswerth  und  nutzbar  erscheinen 
lässt. 


*1  Vergl.  ad  §.  32  den  Min. -Erlass  v.  19.  Fchr.  1853,  Z.  338/19  (aub  II.  a). 
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Zweifel,  welche  über  die,  Aufnahme  ausserordentlicher  Hörer  ent- 
stehen, sind  vom  Professoreiicollepium  in  erster  und  letzter  Instanz  zu 
entscheiden. 

34.  Der  ausserordentliche  Hörer  erhält  von  dem  Decan  einen 
auf  grünem  Papier  vorgedruckten  Aufnahmsschein,  und  bei  dem  Pedell 
anstatt  eines  Meldungsbuches  einen  Meldungsbogen  in  Folioforraat,  gütig 
für  zwei  Semester. 

Der  Meldungsbogen  hat  ähnliche  Rubriken  wie  das  Meldungsbuch 
der  ordentlichen  Hörer.  Doch  entfallen  die  Rubriken  für  die  Imma- 
triculation,  und  der  ordentliche  Hörer  ist  als  solcher  ausdrücklich  zu 
bezeichnen. 

Ueber  die  Benützung  und  Ausfüllung  des  Meldungsbogens  gelten 
im  Allgemeinen  dieselben  Anordnungen,  welche  oben  in  Ansehung  der 
Meldungsbücher  getroffen  wurden. 

§.  35.  Die  Kinschreibiing  der  ausserordentlichen  Hörer  in  die 
Vorlesungen  geschieht  bei  der  Quästur  und  bei  den  betreffenden  Do- 
centen  auf  dieselbe  Weise,  wie  bei  den  ordentlich  Studirenden. 

§.  36.  Unter  die  ausserordentlichen  Hörer  gehören  insbesondere 
die  Pharmazeuten. 

Im  Uebrigen  gelten  in  Ansehung  der  Bedingungen  der  Aufnahme 
der  Pharmazeuten  und  ihre  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen  die 
bisherigen  Bestimmungen. 

§.  37.  Die.  ausserordentlichen  Hörer  sind  eben  so  wie  die,  im- 
matricnlirten  zur  Beobachtung  der  alcademischen  Gesetze  und  zum 
' Gehorsame  und  zur  Ehrerbietung  gegen  die  akademischen  Behörden 
verpflichtet. 

IT.  Von  der  Erldenzhaltnng  der  Studirenden. 

§.  38-  Die  Evidenzhaltung  der  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Hörer  der  Universität  ist  Sache  der  Quästur. 

Dieselbe  hat  für  jeden  Semester  folgende  Kataloge  neu  anzulogen 

1.  Einen  Hauptkatalog  der  immatriculirten  Studirenden  für 
jede  Facultät. 

2.  Einen  Hauptkatalog,  welcher  alle  ausserordentlichen 
Hörer  der  Universität  umfasst. 

3.  Einen  besonderen  Katalog  für  die  Pharmazeuten. 

§.  39.  Die  Grundlage  der  Abfassung  dieser  Kataloge  bilden  die 
bei  Gelegenheit  der  Inscription  zurückbehaltenen  Nationalien  der  ge- 
meldeten Zuhörer,  mit  allfälliger  Benützung  der  Kataloge  des  vorher- 
gehenden Semesters. 

Die  Rubriken  dieser  Kataloge  sind: 

a)  Vor-  und  Zuname,  Alter,  Religion  und  Wohnung  des  Stu- 
direnden, 

b)  Vaterland  und  Geburtsort, 
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c)  Name,  Stand  und  Wohnort  des  Vaters,  und  wenn  dieser  nicht 
mehr  am  Lehen  ist,  des  Vormundes, 

d)  alle  von  ihm  angemeldeten  Vorlesungen, 

e)  wöchentliche  Stundenzahl  derselben, 

f)  Namen  der  Docenten, 

g)  Bestiitigung  des  Besuches  der  Vorlesungen, 

h)  Stipendium  oder  Stiftung,  welche  der  i'tudirende  geniesst, 

i)  ertheilte  Befreiung  von  der  Honorarpflicht, 

k)  Vorschreibung  und 

l)  Abstattung  des  Collegiengeldes, 

m)  Anmerkungen. 

§.  40.  In  die  Rubrik  der  Anmerkungen  ist  aufzunehmen : 

a)  dass  der  Studirende  etwa  im  letzten  Semester  an  einer  anderen 
Universität  stndirt, 

b)  das  Datum  und  die  Zahl  des  Universitiitszengiiiaaes,  welches 
er  allenfalls  am  Schlüsse  des  Semesters  erhebt,  um  die  Universität  zu 
verlassen, 

c)  ob  gegen  ihn  eine  Uisciplinar-Untersuchung  gepflogen  worden, 
und  mit  welchem  Erfolge,  unter  Hinweisung  auf  das  darüber  geführte 
Protocoll, 

d)  die.  Ursache,  aus  welcher  ihm  ein  Besuchszeugniss  von  der 
Facultät  versagt  worden  ist, 

e)  im  Falle  der  Studirende  erst  nachträglich  aufgenommen  wor- 
den ist,  das  Datum  seiner  Meldung  bei  der  Quästur  und  das  Datum 
und  die  Zahl  der  die  nachträgliche  Aufnahme  bewilligenden  Entschei- 
dung der  betreflenden  akademischen  Behörde.  (§.  31-) 

§.  41.  Nach  Abfassung  dieser  Kataloge  hat  die  Quästur  jedem 
Decane : 

a)  ein  Pare  des  Kataloges  Uber  die  seiner  Facultät  inimatricu- 
lirten  und  inscribirten  Hörer, 

b)  ein  Pare  des  Kataloges  der  ausserordentlichen  Studirenden 
der  ganzen  Universität,  und 

c)  nach  dem  Formulare  des  Hauptkataloges  einen  Katalog  der- 
jenigen ordentlichen  Hörer  zu  verfassen,  welche  anderen  Facultäten 
immatriculirt  sind,  welche  aber  in  der  seiner  Leitung  unterstehenden 
Facultät  Collegien  hören. 

§.  42.  Sechs  Wochen  vor  Ablauf  des  Semesters  hat  die  Quästur 
ferner  jedem  Docenten  einen  Katalog  der  für  jedes  seiner  Collegien 
gehörig  eingeschriebenen  Hörer  und  zwar: 

a)  der  ordentlichen  und 

b)  der  ausserordentlichen 

zu  übergeben,  und  in  denselben  die  den  einzelnen  Hörem  zukom- 
mende gänzliche  oder  theilweise  Befreiung  von  der  Honorarpflicht  an- 
zumerken. 

§.  43.  Ersieht  ein  Decan  aus  diesen  Katalogen,  dass  ein  im- 
matriculirter  Studirender  seiner  Facultät  in  kein  Collegium  eiuge- 
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schrieben  ist,  so  hat  er  denselben  nach  vorausgeganpener  Einvemeh- 
iming  von  der  Universität  wegzuweisen;  bürt  ein  Studirender  in  der 
Facultät,  in  welcher  er  iinmatriculirt  ist,  kein  Collegium,  oder  ergibt 
sich  aus  der  Kichtung  seiner  Studien,  dass  er  einer  anderen  Facultät 
angehürt,  so  ist  er  dieser  anderen  Facultät  zuzuweisen. 

y.  Von  den  Studien. 

§.  44.  Den  Studirenden  steht  cs  unbeschadet  der  Anforderungen, 
welche  an  sie  bei  der  Meldung  zu  den  Staats-  oder  zu  den  strengen 
Doctorats-Prüfungen  gestellt  werden,  im  Allgemeinen  frei,  zu  wählen, 
welche  Vorlesungen  und  bei  welchem  Lehrer  sie  dieselben  hören  wollen. 

§.  45.  Um  den  in  eine  Facultät  neu  Eintretenden  einen  Ueber- 
blick  über  das  Gesammtgebiet  denselben  und  die  Einsicht  in  die  zweck- 
mässigste  Anordnung  und  Auswahl  der  zu  hörenden  Vorträge  zu  ver- 
schaffen, haben  die  Lehrkörper  dafür  zu  sorgen,  dass  von  Zeit  zu  Zeit 
kurze  encyklopädische  und  hodegetische  Vorträge  als  allgemeine  Ein- 
leitung in  das  Facultätsstudium  gehalten  werden. 

Es  ist  eine  Pflicht,  sowohl  der  Decane,  als  der  einzelnen  Lehrer, 
denjenigen  Studirenden,  welche  in  dieser  Hinsicht  eine  Belehrung  wün- 
schen, mit  ihrem  Rathe  an  die  Hand  zu  gehen. 

§.  46.  Es  ist  den  österreichischen  Staatsangehörigen,  welche  die 
gesetzlichen  Eigenschaften  besitzen,  um  an  einer  österreichischen  Uni- 
versität immatriculirt  zu  werden,  gestattet,  solche  nicht  österreichische, 
Universitäten,  an  welchen  Lehr-  und  Lenifreiheit  besteht,  zu  besuchen, 
und  es  soll  ihnen  die  an  denselben  zugebrachte  und  ausgewiesene 
Studienzeit  unter  den  §.  47  aufgestellten  Beschränkungen  eben  so  an- 
gerechnet werden,  als  wäre  sie  an  einer  östcireichischcu  Universität 
zugebracht. 

Sie  unterliegen  dabei  den  allgemeinen  Gesetzen  und  Verord- 
nungen, welche  sich  auf  das  Reisen  und  den  Aufenthalt  im  Auslande 
beziehen. 

Eben  so  können  Angehörige  anderer  Staaten  an  österreichischen 
Universitäten  immatriculirt  werden.  (§.  II.) 

Uebrigens  haben  sie  den  Gesetzen  über  den  Aufenthalt  Auswär- 
tiger in  Oesterreich  zu  genügen. 

§.  47.  Um  künftig  zu  strengen  Prüfungen  wegen  Erlangung  des 
Doctorgrados  einer  österreichi.schen  Universität  oder  zu  einer  Staats- 
prüfung, welche  ein  Facultätsstudium  voraussetzt,  zugelassen  zu  werden, 
ist  die  Nachweisung  eines  Universitätsbesuches  von  einer  bestimmten 
Dauer  nothwendig,  und  zwar  filr  das  philosophische  Doctorat  von  drei, 
filr  das  medicinischc  von  fünf  .Jahren,  für  das  Juridische  Doctorat  und 
für  die  Staatsprüfungen,  welche  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche 
Studium  voraussetzen,  im  Allgemeinen  von  vier  .Jahren,  worüber  die 
näheren  Bestimmungen  in  dem  Gesetze  vom  29.  Juli  IS50  (Reichs- 
gesetz- und  Regierungsblatt  Nr.  327)  enthalten  sind. 
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Von  den  für  das  medicinische  Doctorat  geforderten  fünf  Univer- 
sitütsjahrcn  mUasen  wenigstens  vier  an  der  mcdicinischen  Facultät  zu- 
gebracht,  und  zwei  Jahre  zum  Besuch  der  Kliniken  verwendet  wor- 
den sein. 

Ein  Jahr  der  geforderten  Universitätszeit  kann  der  Candidat  des 
medicinischen  und  juridischen  Doctorates,  so  wie  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Staatsprüfung  auch  ausschlicssend  an  der  philoso- 
phischen Facultät  zugebracht  haben. 

Die  bis  zum  Jahre  1S48  be.standenen  zwei  philosophischen  Jahr- 
gänge sind  in  die  für  das  rechts-  und  staatswissenschnflliche  und  nio- 
dicinische  Doctorat  und  für  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Staatsprüfungen  geforderten  Universitätsjahre  nicht  einzurcchnen. 

§.  48.  Von  den  im  vorigen  Paragraphe  festgesetzten  Univer- 
sitätsjahren  muss  ein  Theil  an  einer  österreichischen  Universität  ver- 
wendet werden,  und  zwar  von  den  für  das  philosophische  Doctorat 
Torgeschriebenen  wenigstens  ein  Jahr,  von  den  übrigen  wenigstens 
je  zwei  Jahre. 

§.  49.  Damit  einem  Studirenden  ein  Semester  in  seine  gesetz- 
liche Universitätszeit  eingerechnet  werden  könne,  wird  in  der  Regel 
zukünftig  die  Anmeldung  und  der  Besuch  von  so  vielen  Collegien  ge- 
fordert, dass  durch  dieselben  (ungerechnet  die  Unterrichtsstunden  der 
Lehrer  im  engeren  Sinne)  wöchentlich  wenigstens  zehn  Stunden  aus- 
gefüllt werden. 

Eine  Ausnahme  ist  in  Ansehung  Deijenigen  zu  machen,  welche 
mit  besonderer  Verwendung  sich  einem  einzelnen  Lehrgegenstando 
vorzugsweise  widmen,  und  in  demselben  intensivere  Studien  machen. 
(§•  55.) 

§.  50.  Das  Privatstudium  im  Sinne  der  bisherigen  Anordnung 
ist  in  so  ferne  .aufgehoben,  dass  ein  Studium  ohne  Besuch  der  öffent- 
lichen Vorlesungen  künftig  weder  zur  Ablegung  einer  strengen  Prüfung, 
noch  zur  Bestehung  einer  Staatsprüfung,  welche  ein  Facultätsstudium 
voraussetzt,  befähigt. 

§.  51.  Die  früher  bestandenen  Annual-  und  Semestralprüfungen 
zur  Erlangung  eines  öffentlichen  Zeugnisses  über  den  Fortgang  der 
Studirenden  in  den  Wissenschaften  sind  von  dem  Studienjahre  18  i0/51 
an  in  Ansehung  aller  Studirenden  dieser  Facultäten  aufgehoben.  Bedarf 
ein  Studirender  eines  Zeugnisses  über  seine  wissenschaftliche  Bildung 
von  irgend  einem  Docenten,  so  ist  dies  eine  Privatangelegenheit  Beider, 
und  das  ausgestellte  Zeugniss  hat  in  jeder  Beziehung  als  Privatzeugniss 
zu  gelten.  Dasselbe  gilt  von  schriftlichen  oder  mündlichen  Prüfungen, 
welche  etwa  zum  Zwecke  der  Erlangung  oder  Beibehaltung  eines  Sti- 
pendiums, oder  der  Befreiung  von  der  Honorarpfiieht  vorgenommen 
werden.  Ueber  den  Erfolg  einer  solchen  Prüfung  wird  entweder  ohne 
Ausstellung  eines  Zeugnisses  nur  an  den  Lehrkörper,  der  sein  Urtheil 
Uber  die  Würdigkeit  des  Studirenden  abzugehen  hat,  berichtet,  oder 
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das  ausgestellte  Zeugiiiss  hat  den  Zweck,  für  welchen  es  gewünscht 
worden  ist,  ausdrücklich  zu  bezeichnen. 

Zur  Abhaltung  solcher  Prüfungen  während  der  üauer  des  Seme- 
sters, zur  Veranstaltung  von  Uisputatorien,  Colloquien  u.  s.  w.,  in  so 
ferne  dieselben,  insbesondere  bei  grösseren  Auditorien,  als  das  unent- 
behrliche Mittel  erscheinen,  über  die  wis.senschaltliche  Verwendung  von 
Stipendisten  und  liefreiten  ein  gewissenhaftes  Urtheil  ahgehen  zu  kön- 
nen, sind  die  Docenten  nicht  nur  berechtigt,  sondern  gesetzlich  ver- 
pflichtet. 

VI.  Von  dem  Besuche  der  Vorlesungen. 

§.  .52.  Die  Studirenden  sind  zu  einem  regelmässigen  Besuche 
der  von  ihnen  angenieldeten  Vorlesungen  vcrj)flichtet.  Er  ist  die  Be- 
dingung der  Einrechnuug  eines  Semesters  in  ihre  gesetzliche  Univer- 
sitäts-  oder  Facultätszeit. 

§.  53.  In  der  Mitte  eines  jeden  Semesters  versammelt  der  Decan 
dos  Lehrercollcgiums  einer  jeden  Facultät  sämmtliche  Professoren  und 
Privatdoeenten  derselben  zu  einer  Besprechung  über  die  Frequentation 
der  dieser  Facultät  immatriculirten  Studirenden,  bei  welcher  sie  ihre 
hierüber  gemachten  Erfahrungen  gegenseitig  austauschen.  Ergibt  sich 
hiebei,  dass  einzelne  Studirende  nachlässig  frequentiren,  so  ist  es  die 
Pflicht  des  Uccans,  diese  vorzurufen,  sie  darüber  zu  hören  und  Er- 
mahnungen oder  Rügen  auszusprechen,  oder  die  Sache  vor  das  Pro- 
fessorencollegium zu  bringen.  Wegen  beharrlichen  Unfleisses  kann  ein 
Studirender  zu  jeder  Zeit  von  der  Universität  weggewiesen  werden. 

§.  54.  Die  Docenten  sind  verpflichtet,  bei  dieser  Gelegenheit, 
so  wie  bei  Bestätigung  des  Besuches  überhaupt,  gewissenhall  in  An- 
schlag zu  bringen,  was  ihnen  Uber  den  Besuch  ihrer  Collegien  durch 
die  Studirenden  im  Laufe  des  Semesters  bekannt  geworden  ist. 

§.  55.  Kurz  vor  dem  Schlüsse  des  Semesters  versammelt  der 
Decnn  abermals  die  Professoren  und  Privatdoeenten  seiner  Facultät 
zur  Berathung,  ob  einem  Studirenden  die  Besttchszeugnisse  zu  versagen 
seien  und  der  abgelaufeue  Semester  daher  einem  immatriculirten  Hörer 
in  seine  Facultätszeit  eingerechnet  werden  könne  oder  nicht. 

Ergibt  sich,  dass  das  Letztere  der  Fall  sei,  so  ist  dies  in  dem 
Hauptkatuloge  vom  Decan,  so  wie  von  jedem  betrefiTenden  Docenten 
in  seinem  Handkataloge  vorzumerken. 

Hat  der  Studirende  nur  Uber  ein  einziges  Collegium  ein  Besuchs- 
zeugniss  zu  bekommen,  so  hat  der  Decan  ihn  vorzurufen,  die  Art  seiner 
Studien  zu  untersuchen,  und  das  Professorencollegium  entscheidet  dar- 
über, ob  der  Semester  in  seine  gesetzlichen  Facultätsjahre  einzurechnen 
sei  oder  nicht. 

Der  Decan  hat  die  Pflicht,  nöthigen  Falles  in  BctreflT  der  Fre- 
quentation  sich  auch  mit  dem  Decane  oder  den  Docenten  einer  an- 
deren Facultät,  in  welcher  der  Studirende  Collegien  hört,  in’s  Einver- 
nehmen zu  setzen. 
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§.  56-  Um  die  Bestätigung  des  Besuches  hat  sich  der  Studi- 
rende  hinnen  der  letzten  drei  Woclieii  des  Semesters  persönlich  bei 
den  betreffenden  Docenten  und  bei  dem  Decane  des  Professorencolle- 
giums zu  melden,  nachdem  er  vorher  seiner  Honorarpflicht  gehörig 
nachgekommen  ist,  und  hierüber  oder  Uber  seine  gänzliche  Befreiung 
von  Entrichtung  des  Honorars  für  alle  von  ihm  augcmeldeten  Collegien 
die  gehörige  Bestätigung  von  der  Quästur  erhalten  hat.  (§.  Gl.) 

§.  57.  Die  einfache  Bestätigung  des  Besuches  durch  die  Ein- 
zeichnung dos  Wortes  „besucht“  in  das  Anmeldungsbuch  oder  in  den 
Meldungsbogen  hat  den  Sinn:  der  Studirende  sei  für  das  benannte 

Collegium  eingeschrieben  gewesen  und  es  sei  nicht  bekannt,  dass  er 
so  wenig  frequentirt  habe,  dass  der  Zweck  des  Collegienbesuchcs  da- 
durch nicht  habe  erreicht  werden  können. 

§.  58.  Die  Bestätigung  der  Frequentation  geschieht  im  Mel- 
dungsbuche oder  Mcldungsbogen  in  der  vorletzten  Rubrik. 

§.  59.  Nach  oingeholter  Besuchsbestätigung  von  Seite  der  ein- 
zelnen Docenten  hat  der  Studirende  sein  Meldungsbuch  oder  seinen 
Meldungsbogen  dem  Decane  zur  Vidirung  vorzulegen  Wenn  über 
einen  Studirenden  eine  Disciplinarstrafe  verhängt  wurde,  so  ist  dies 
bei  dieser  Gelegenheit  in  dem  Meldungsbuche  mit  Hinweisung  auf  das 
betreffende  Protocoll  zu  bemerken. 

In  dem  Falle,  als  einem  Studirenden  das  ablaufende  Semester 
aus  was  immer  für  einem  Grunde  nicht  in  seine  Universitätszeit  ein- 
zurechnen ist,  hat  der  Decan  dies  in  der  Rubrik  „Anmerkung“  zu  no- 
tiren.  Kommt  eine  solche  Anmerkung  nicht  vor,  so  hat  die  Unter- 
schrill  des  Decans  die  Bedeutung,  dass  dem  Studirenden  das  betref- 
fende Semester  im  Allgemeinen  in  seine  Universitätszeit  eingerechnet 
werden  könne. 

§.  60.  Meldet  sich  ein  Studirender  bis  zum  Schlüsse  des  Se- 
mesters nicht  um  ein  Besuchszeugniss,  so  ist  es  so  anzusehen,  als  hätte 
er  die  Universität  im  Laufe  des  Semesters  verlassen,  und  dieses  wird 
ihm  in  sein  Facultätsstudium  nicht  eingerechnet,  ausgenommen,  wenn 
bei  einer  nachträglichen  Meldung  um  das  Besnehszeugniss  der  Studi- 
reude  hinlängliche,  seine  Verspätung  rechtfertigende  Gründe  nachweist, 
und  wenigstens  Ein  Docent,  nnd  zwar  in  diesem  Falle  nicht  blos 
negativ  in  der  oben  §.  7 angegebenen  Weise,  sondern  positiv  aus 
eigenem  bestimmten  Wissen  bestätiget,  dass  der  Bittsteller  seine  Vor- 
lesungen fleissig  besucht  habe. 

Wird  ihm  aus  Ursache  der  nicht  rechtzeitig  und  nicht  persönlich 
geschehenen  Meldung  von  einem  oder  mehreren  Docenten  die  Bestä- 
tigung der  Frequentation  verweigert,  so  steht  ihm  zu,  sich  an  das 
ProfessorencoUegium  zu  wenden,  welches  das  Recht  hat,  ausserordent- 
liche und  nachgewiesene  Billigkeitsrücksichten,  insbesondere  bei  sonst 
notorisch  ausgezeichnet  Studirenden,  in  Anschlag  zu  bringen. 

Gegen  die  dieslallige  Entscheidung  des  Professorencollegiums 
findet  kein  weiterer  Recurs  statt. 
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§.  61.  Keinem  Studirendeii  darf  von  irgend  einem  Oocenten 
der  Besuch  eines  Collegiums  bestätiget  werden,  bevor  er  in  dem  Mel- 
dungsbuche oder  in  dem  Meldungsbogen  die  Bestätigung  des  Quästors 
über  die  Bezahlung  des  Collegiengeldes  für  sämmtliche  von  dem  Stu- 
direnden  angemeldeten  Collegien  oder  über  die  gänzliche  Befreiung 
von  der  Entrichtung  desselben  vorgemerkt  gesehen,  und  ihm  derselbe 
im  ersten  Falle  zugleich  eine  den  legalen  Beweis  des  Honorar- Anspru- 
ches des  Docenten  liefernde  ungestempelte  Specialquittung  der  Quästur 
über  das  von  ihm  bezahlte  Honorar  für  die  betreffende  Vorlesung  des 
Docenten  eingehändigt  hat, 

§.  62.  Die  in  jedem  Meldungsbuche  oder  Meldungsbogen  ent- 
haltenen Bestätigungen  über  den  Besuch  der  Vorlesungen  unterliegen 
zusammen  für  jedes  Semester  einem  Stempel  von  6 Kreuzern. 

Die  gehörige  Stempelung  der  einzelnen  Blattseiton  des  Meldungs- 
buches hat  der  Studirende  selbst  zu  besorgen. 

§.  63.  lieber  den  Betrag  und  die  Zeit  der  Entrichtung  der  Col- 
legicngclder  und  über  den  Vorgang  bei  Ertheilung  einer  gänzlichen 
oder  theilweisen  Befreiung  sind  die  näheren  Bestimmungen  in  dem  mit 
Allerhöchster  Entschliessung  vom  '.il.  .Juli  IS.'iO  sanctionirten  Gesetze 
über  die  Einfiihrung  der  Collegiengelder  enthalten  (Reichsgesetz-  und 
Regierungsblatt  Nr.  310). 

Vn.  Von  den  Ferien. 

§.  64.  Das  Studienjahr  zerfallt  in  das  Winter-  und  Sommer- 
Semester.  Jenes  beginnt  an  dem  1.  October  eines  jeden  .Jahres  und 
dauert  bis  exclusive  zum  Donnerstag  vor  dem  Palmsonntag  des  grego- 
rianischen Kalenders. 

Dieses  beginnt  mit  dem  Donnerstag  nach  den  Osterfeiertagen 
und  dauert  bis  letzten  Juli. 

Die  grossen  Herbstf'erien  betragen  somit  2 Monate,  die  Oster- 
ferien 14  Tage. 

§.  6.5.  Rücksichtlich  der  Feiertage  ist  sich  an  die  bisher  be- 
stehenden Vorschriften  oder  in  Ermangelung  ausdrücklicher  gesetz- 
licher Bestimmungen  an  die  an  jeder  Universität  beobachtete  Hebung 
zu  halten. 

§.  66.  Was  den  an  den  Universitäten  bisher  in  jeder  Woche 
noch  ausser  dem  Sonntag  zugestandeuen  Ferialtag  anbelangt,  so  ist  es 
Sache  eines  jeden  Professorencollegiuius,  zu  bestimmen,  ob  ein  solcher 
und  allenfalls  welcher  Wochentag  hiezu  auch  noch  in  Zukunft  fort- 
bestehen  soll. 

Der  an  einigen  Facultäten  an  jedem  Dienstag  Nachmittag  ein- 
gefUhrte  halbe  Ferialtag  wird  aufgehoben. 
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VIII.  Von  doai  Abgwis«  ^on  der  DniTereitiM. 

§.  07.  VcrläsBtein  immatriculirterStudireiider  die  Uiiiversitüt,  ent- 
weder weil  seine  Studien  beendet  sind  oder  um  sich  an  eine  andere 
Universität  zu  begeben,  so  ist  er  verpflichtet,  ein  Universitätszeugnias 
zu  verlangen. 

Ohne  ein  solches  Universitätszengniss  (Abgangszeugniss)  darf  er 
weder  an  einer  anderen  Universität  definitiv  autgcnoniinen,  noch  zu 
den  Ifoctoratsprüfungen  oder  zu  der  letzten  theoretischen  Staatsprüfung 
zugclassen  werden. 

Er  hat  sich  zu  diesem  llehufe  bei  dem  Decane  zu  melden,  seine 
früheren  Zeugnisse  und  sein  Meldungsbuch  demselben  zu  übergebi  n. 

08.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Universitätszeug- 
uisse  sind  in  dem  Ministerialerlasse  vom  Ifl.  März  1850,  Z.  1585/03, 
enthalten,  lieichsgesetz-  und  Regierungsblatt  Nr.  117  (sub  lila.) 

Die  Ausfertigung  derselben  geschieht  innerhalb  der  ersten  acht 
'l’age  der  Oster-  und  llerbstferien.  Für  die  Ausfertigung  dieser  Zeug- 
nisse ist  ausser  dem  gesetzlichen  Btempei  eine  8ehreibgebühr  von 
Einem  Gulden  Conv.-.M.  bei  der  Einhändigung  derselben,  welche  durch 
die  Quästur  geschieht,  zu  entrichten. 

Dieselbe  Gebühr  ist  zu  entrichten  bei  Ausstellung  eines  Duplicates, 
eines  Meldungsbuches  oder  Meldungsbogens,  oder  eines  Abgangszeug- 
nisses oder  Absolutoriuins. 

Für  Duplieate  anderer  Art  ist  die  Hälfte  obiger  Schreibgebühr 
zu  bezahlen. 

Die  Hältfe  des  Ertrages  dieser  Schreibgebühr  fällt  dem  Decane 
des  betreffenden  Professorencollegiums,  die  andere  Hälfte,  den  Kanzlei- 
uud  Quästurs- Beamten  zu. 

IX.  Von  der  Anbringung  von  Geanchen  nnd  Benehwerden  der  Stndirenden. 

§.  00.  Hat  ein  Studirender  ein  Gesuch  oder  eine  Beschwerde 
anzubringen,  so  hat  er  sich  zuerst,  und  in  so  weit  nicht  eine  schrift- 
liche Eingabe  ausdrücklich  durch  das  Gesetz  gefordert  wird,  mündlich 
an  den  betreff'enden’Decan  zu  wenden. 

Dieser  bescheidet  ihn  inüiidlich  oder  weist  ihn  an,  eine  schrift- 
liche Eingabe  an  das  Professorencollegium  zu  richten. 

§.  70.  Fühlt  sich  der  Studirende  durch  den  erhaltenen  münd- 
lichen oder  schriftlichen  Bescheid  des  Decaus  oder  des  Professorencol- 
legiums  nicht  zufrieden  gestellt,  so  steht  es  ihm  frei,  so  weit  das  Ge- 
setz nicht  einen  solchen  Recurszug  ausdrücklich  ahgeschnitten  hat,  den 
Recurs  an  den  akademischen  Senat  zu  ergreifen,  an  welchen  er  auch 
in  dem  Falle  seine  Eingabe  zu  stj'lisiren  hat,  wenn  die  Gewährung 
irgend  eines  Gesuches  in  erster  Instanz  dem  akademischen  Senate  Vor- 
behalten ist. 

Doch  ist  jedenfalls  ein  solches  Gesuch,  sowie  jeder  Recurs  an 
den  akademischen  Senat,  oder,  so  w-eit  er  zulässig  ist,  an  das  Unter- 

Tb»a.  Oe»teiT.  rni%'ffrxltAUgptv<>tz**. 
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richts-Ministpriuin,  bei  dem  betreffenden  Professorencollegium  zu  über- 
reichen, und  von  diesem  mit  seinem  Berichte  weiter  zu  befördern. 

Die  Recursfrist  beträgt  in  der  Regel  acht  Tage,  von  dem  Tage 
an  gerechnet,  an  welchem  der  recurrirtc  Bescheid  dem  Studirenden 
mündlich  gegeben  worden  oder  schriftlich  von  ihm  in  der  Universi- 
tätskanzlei HU  erheben  war. 

§.  71.  Der  Studirende  hat  in  der  Regel  keine  Zustellung  von 
Seite  der  Universitätskanzlei  zu  erwarten,  sondern  die  ihn  betreffenden 
Erledigungen  seihst  oder  durch  einen  Stellvertreter,  welcher  sich  über 
den  erhaltenen  Auftrag  zu  legitimiren  hat,  bei  der  Universitätskanzlei 
ahzuholen. 

Die  Verständigung,  dass  die  einen  Studirenden  betreffende  Erle- 
digung in  der  Kanzlei  zu  erheben  sei,  geschieht  durch  Anschlag  auf 
dem  schwarzen  Brette. 

§.  72.  Nur  in  besonders  dringenden  oder  wichtigen  Fällen  kann  der 
Decan  oder  Rector  eine  Zu.stellung  zu  Händen  des  Studirenden  durch 
den  Universitäts-  oder  Facultätsdiener  anordnen. 

Die  Studirenden  haben  von  den  Anschlägen  auf  dem  schwarzen 
Brette  Kenntniss  zu  nehmen,  und  Alles,  was  von  Seite  der  akademi- 
schen Behörden  oder  der  QuUstnr  auf  demselben  angeschlagen  worden 
ist,  als  gehörig  kundgemacht  und  als  diejenigen , die  es  angeht,  ver- 
pflichtend anzusehen. 

X.  Von  der  Beziehung  dieser  Vorschrift  auf  die  Stndirenden  der  Theo- 
logie und  auf  die  nicht  immatrienlirten  Hörer  von  solchen  hehrvortrSgen, 
welche  nicht  Facnltälsvorlesungen  sind. 

73.  Die  Anwendbarkeit  dieser  Vorschriften  auf  die  Studirenden 
der  Theologie  bleibt  näheren  Bestimmungen  Vorbehalten. 

§.  74.  Für  Diejenigen,  welche  sich  für  die  Oollegien  der  Lehrer 
im  engeren  Sinne  des  Wortes  oder  in  Vorlesungen  von  Lehrabthei- 
lungen einschreiben  lassen,  welche  keine  eigentlichen  Facnltätsstudien 
umfassen,  sondern  diesen  nur  aggregirt  sind,  gelten  die  bisherigen 
Vorschriften,  sowohl  über  die  Aufnahme,  als  übur  ihren  Studiengang, 
über  die  von  ihnen  abzulegemlen  Prüfungen  und  über  ihre  sonstigen 
Beziehungen  zur  Universität  und  zu  ihren  Professoren  oder  Lehrern. 

Anmerkung:  Die  Durchführung  dieser  allgemeiueii  Auordnungeu  wurde  den 
Univennitäten  mit  Erlass^vom  7.  Octtd>er  1850,  Z.  8418,  aufge- 
tragen. 

— Diese  Anordnungen  wurden  eingeschaltet  in  das  Reichsge.setz- 

hlatt,  .Jahrgang  1850,  Z.  370,  S.  1075. 
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2.  Ministerial-Erlass  vom  3.  Februar  1849,  Z.  944/278, 

an  den  Landeschef  für  NiederOsterreich,  Oesterreich  oh  der  Knns,  Brtlimen, 
Mähren,  Galizien,  Krakau,  Steiermark,  Illyrien,  Küstenland,  Tirol,  Uahnatien, 

hintiehUich  der  Abhaltung  einet  kurzen  Cyelut  von  Univeriitbttvorletungen. 

Es  sind  von  Seite  höherer  rjohranstalten  AntrSge  gestellt  worden, 
welche  dahin  gehen,  dass  Personen,  die  nicht  Professoren  sind,  gestattet 
werde,  über  irgend  einen  Gegenstand  eine  ganz  geringe  Anzahl  von 
Vorlesungen,  z.  B.  (i,  zu  halten. 

Da  die  höheren  Lehranstalten  dazu  besliuimt  sind,  Wissenschaften 
niitzutheilen,  ein  Zweck,  dessen  Erreichung  sich  bei  solcher  Beschränkt- 
heit nicht  leicht  erwarten  lässt,  so  sind  Anträge  zu  solchen  Vorlesun- 
gen, wenn  sie  von  Personen  herrühren,  welche  zu  öffentlichen  V'or- 
lesungen  über  das  bezeichnete  Gebiet  überhaupt  nicht  berechtigt  sind, 
in  der  Regel  von  den  Lehrkörpern  zurückzuweisen.  Nur  ausnahms- 
weise kann  in  berücksichtigungswerthen  Fällen  die  Zustimmung  des 
Ministeriums  dafür  cingeholt  werden,  es  haben  ilanii  aber  solche  Per- 
sonen alle  Bedingungen  zu  erfüllen,  welche  nach  Massgabe  des  Mini- 
sterial-Erlasses  vom  19.  December  v.  .1.,  Z.  SI7.5.  für  die  Zulassung 
zur  Privatdocentur  vorgeschrieben  sind. 

Wenn  eitieu«so  kurzen  Cyclus  von  VorUesungen  Personen  zu  hal- 
ten beabsichtigen,  welche  bereits  zu  öffentlichen  Vorträgen  über  das 
einschlagemle  Gebiet  berechtiget  sind,  so  ist  es  Sache  des  Lcdtrkörpors, 
die  Zweckinä-ssigkeit  dieser  wie  aller  andern  in  der  Stiidicimbtheilung 
abzuhaltenden  V’orlesungen  zu  beurtheilen,  und  darnach  seine  Anord- 
nung zu  treffen. 

Als  Regel  hat  zu  gelten,  dass  jeder  Oyclus  von  V'orle.snngen 
einen  Semester  a\istUlle.. 


3.  Ministerial-Scbreiben  vom  7.  Februar  1849,  Z.  695 117, 

an  den  Landcschcf  von  Böhmen, 

worin  bemerkt  wird,  dass  nur  streng  wissenschaftliche  Gegenstände  zu  Vor- 
trägen auf  Universitäten  geeignet  seien. 

Zum  Vortrage  auf  Universitäten  sind  nur  streng  wissenschaftliche 
Gegenstände  geeignet,  deshalb  gehören  der  Sprachunterricht,  ohne  Ver- 
bindung mit  der  Literatur,  der  Unterricht  in  der  Stenographie,  Kalli- 
graphie etc.  nicht  zur  Universität,  und  die  Lehrer  derselben  können 
nicht  den  Rang  eines  Docenten  ansprechen. 


2» 


Digitized  by  Google 


•20 


4.  Ministerial- Verordnung  vom  30.  Juni  1850,  Z.  6432/178, 

an  daH  Univcrsitfitacou^iätorium  in  Wien,  den  akadeniisebcu  Senat  der  Univer- 
sität zu  Prag,  Pest,  Lemberg,  Krakau,  Otmiitz,  Uraz,  Innsbruck, 

womit  eine  l.iitruction  über  den  Vorgang  bei  Anordnung  dar  Vorle- 
sungen an  den  Universitäten  und  bei  Abfassung  und  Verttffent- 
lichung  der  Leotionskataloga  zur  Darnachachtung  mitgatheiit  wird. 

Vorschrift 

über  die  Anordnung  der  Vorlesungen  au  den  Universitäten  und 
die  Ai)fassung  und  V er öffeu tl icb u iig  der  Le c t iou s ka t aio ge. 

Um  den  Vorgang  bei  Abfassung  und  WröffentUchung  der  Vor- 
leseordnungen an  den  österreichischen  Universitäten  auf  eine  den  neuen 
Studieneinriebtungen  entsprechende  Weise  zu  regeln  und  die  auch  hie- 
bei wünschenswertho  Gleichförmigkeit  zu  erzielen,  werden  folgende  An- 
ordnungen getroffen : 

§.  I.  Beiläufig  in  der  Mitte  eines  jeden  Semesters  haben  sämmt- 
liche  Mitglieder  des  Lehrstandes  einer  Facultät  ihrem  Decane  eine 
kurze  schriftliche  Erklärung  zu  übergeben,  über  welche  Gegenstände 
und  in  welcher  Ausdehnung  sie  in  dem  nächsten  Semester  zu  lesen, 
was  für  ein  Collegiengeld  sie  für  diese  Vorlesungen  zu  fordern  geden- 
ken und  welche  Localitäten  sie  lür  dieselben  w'ünsclien. 

§.  ‘2.  Hierüber  ist  von  dom  Decane  oder  von  einem  hiezu  in 
Gemässheit  der  UeschäfLsordnung  bestellten  Referenten  ein  Entwurf 
der  Vorlese-Ordnung  mit  Beschleunigung  zu  verfassen  und  in  einer  all- 
gemeinen Versammlung  .aller  .Mitglieiler  des  Lehrkörpers  zum  V'ortrage 
zu  bring(Sn,  um  Allen  ilie  (lelegenheit  zu  eröffnen,  die  Interessen  der 
von  ihnen  vertretenen  Lehrtaeher  in  Darlegung  ihrer  Wünsche  und 
Anträge  geltetid  zu  machen. 

Die  Entscheidung  kommt  aber  nur  den  in  Gemässheit  des  pro- 
visorischen Gesetzes  über  die  Organisirung  der  akademischen  Behörden 
stimmbcrechtigleii  Mitgliedern  des  Professorencollegiums  zu. 

3.  Bei  collidirenden  Ansprüchen  sind  vor  Allem  die  Bedürf- 
nisse des  Unterrichtes,  d.is  organische  lueinandergreifen  der  Vorlesungen 
und  die  Rücksicht  auf  die  natürlichen  Wünsche  der  Studirenden  zur 
Grundlage  der  Entscheiilung  zu  machen. 

Erst  wenn  diese  Rücksichten  ihre  gehörige  Würdigung  gefunden 
haben,  können  persönliche  Rücksichten  auf  die  lehrämtliche  oder  son- 
stige Stellung  der  Docenton  oder  indiviiluelle  Verhältnisse  derselben 
in  Betrachtung  gezogen  werden,  und  es  ist  unter  dieser  Voraussetzung 
daran  zu  ballen,  dass  bei  Collisionslällen  im  Allgemeinen  die  Ilaupt- 
collcgien  der  angesteüten  Professoren  vor  denjenigen  Collegien,  welche 
zu  halten  sie  nur  berechtigt  aber  nicht  verpflichtet  sind,  ferner  die 
Wünsche  der  ordentlichen  Professoren  vor  denen  der  ausserordent- 
lichen, und  die  Wünsche  Beider  vor  denen  der  Privatdocenten,  und 
dieser  vor  denen  der  Lehrer  im  engeren  .Sinne  den  Vorzug  haben. 
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4.  Bei  der  Anordnung  Her  Vorlesungen  ist  darauf  Kücksicht 
zu  nehmen,  dass 

I Vorlesungen,  welche  denselben  Gegenstand  behandeln,  sowje 
diejenigen,  von  welchen  eine  die  andere,  um  mit  Nutzen  und  gehöri- 
gem Verständnisse  gehört  zu  werden,  voranssetzt  oder  bedingt,  von 
denen  dalier  nicht  zu  erwarten,  ja  nicht  zu  wünschen  ist.  dass  sie 
zugleich  von  denselben  Hörern  besucht  werden,  in  ihrer  Vorlesezeit 
zusammenfallen  und  sich  decken  können,  dass  dagegen 

2.  diejenigen,  welche  voraussichtlich  und  mit  Erfolg  zugleich  ge- 
hört werden  dürften,  zweckmässig  an  und  nach  einander  gereiht  werden. 

5.  Es  ist  festzuhalten,  dass  j>  de  einzelne  Vorlesung  ftir  sich 
in  der  Kegel  die  Dauer  Einer  Btunde  nicht  überschreite,  ausgenommen 
in  jenen  seltenen  Fällen,  wo  eine  längere  Dauer  durch  die  besondere 
Natur  des  Lehrfaches  oder  durch  die  besonderen  Verhältnisse  der  Hörer 
desselben  geboten  und  keine  störende  Einwirkung  auf  den  Besuch  an- 
derer Vorlesungen  hieraus  zu  besorgen  ist. 

Insoweit  bieiiacb  I stUndige  Vorlesungen  ausnahmsweise*)  als 
zulässig  sich  (larstellen,  siml  sie  den  übrigen  Vorlesungen  so  anzu- 
reihen, dass  ilie  halbe  Stunde  den  für  die  Vorlesungen  bestimmteu 
Zeitraum  des  Vor-  oder  Nachmittags  beginnt  oder  schliesst. 

. Mehr  als  zwei  Stunden  im  Tage  darf  ein  Collegium  nicht  in  An- 
spruch nehmen.  In  diese  Zeit  sind  aber  die  Arbeiten  und  Hebungen 
in  den  wissenschaftlichen  Lehr-  und  IJebungs  - Anstalten  nicht  ein- 
gerechnet. 

Fordert  es  die  Ausdehnung  eines  Lehrfaches,  dass  ein  Docent 
hierüber  an  einem  oder  an  mehreren  Tagen  der  Woche  zweimal  liest, 
so  ist  in  der  Regel  eine  Stunde  des  Vormittags  und  eine  des  Nach- 
mittags hiezu  zu  widmen. 

§.  6.  Die  Bestimmung,  ob  ausser  den  Sonn  - und  Feiertagen 
noch  ein  wöchentlicher  Ferialtag  allgemein  bei  Anordnung  der  Vor- 
lesungen einer  Facultät  beihehalten  werde,  und  welcher  Tag  im  be- 
jahenden Falle  hiezu  der  geeignetste  sei,  wird  jedem  Professorencol- 
legium  anheimgestellt. 

■ §.  7-  Ist  nach  diesen  Grnndsätzen  bei  sämmtlichen  Facultäten 
einer  Universität  der  erste  Entwurf  ihrer  Vorlese-Ürdnung  zu  Stande 

*)  Hinisterial-Erlass  vom  16.  Mai  1850,  Z.  3863  276, 

an  da«  reebtü-  und  •taatiwi86«n<(chaft]iebe  ProfeMortmcolleginm  der  Orazer  l'niveraüit, 
wodurch  l'  i*  und  SifUndigo  Vorloiungtn  al«  unzulVaiig  bezoiohnet  worden. 

Ueber  die  mit  Bericht  vom  1.  Mai  1850  vorgelepte  Vorlcse-Ordnung  für 
da«  zweite  Semester  de«  laufenden  Studienjahre»  wird  bemerkt: 

Vorlesungen,  welche  2 Stunden  andaueni,  sind  für  die  Zukunft 

bei  allen  Vorle.sungen  mit  Ausnahme  der  allgemeinen  und  Staat>rechnnngs- 
wisaenschaft  zu  vermeiden,  da  l^j^stündigc  Vorlesungen  atörend  in  die 
StundcDcintheilungcn  der  Stndirenden,  welche  mehrere  Vorlesungen  besu- 
chen, cingreifen  und  dieselben  (umsomehr  die  2stUndigpn)  die  Aufmerk- 
samkeit der  Zubbrer  in  einem  zuletzt  abspannendeii  Masse  ln  Anspruch 
nehmen. 
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und  in  eine  Unliersiclit  frcbraclit,  so  liabon  die  Deeane  der  Profes- 
soreneollegien  sich  hierüber  in  einer  unter  dem  Vorsitze  des  Rectors 
abzulialteudeu  Versammlung  zu  besprechen  und  sich  ihre  Bemerkungen 
und  Wünsche  wegen  möglichster  Uebereinstinimung  und  des  zweck- 
mässigen Ineinandergreifens  der  verschiedenen  Facultäts- Vorlesungen 
mitzutheilen. 

Es  ist  hierbei  besonders  der  l’mslaml  zu  beachten,  dass  ca  zum 
Theile  nothwendig,  jedenfalls  aber  sehr  wünschenswerth  ist,  dass  die 
Vorlesungen  der  philosophischen  als  der  allgemeinen  Facultät  den  im- 
matriculirteu  Hörern  aller  Specialfacultäten  nadi  Möglichkeit  zugäng- 
lich gemacht  werden. 

§.  8.  Has  Resultat  dieser  Besprechung  ist  von  jedem  Üecaue 
einer  zweiten  allgemeinen  Lehrerversammlnng  seiner  Facultät  vorzu- 
legen, über  die  beantragten  Aendernngen  zu  berathen  und  die  sohin 
revidirten  Entwürfe  sUmmtlicher  Faeultiiten  sind  unter  Einbegleitung 
des  akademischen  Senates  im  Manuscripte  längstens  sechs  Wochen  vor 
Ausgang  eines  jeden  Semesters  dem  Unterrichtsministerium  zur  Einsicht 
und  Genehmigung  vorzulegen. 

i?.  9.  Erat  nachdem  diese  Geue.hniigung  erfolgt  oder  die  Ent- 
würfe allenfalls  auf  Grundlage  der  von  dem  Unterrichtsministerium 
gemachten  Bemerkungen  abgeändert  worden,  sind  dieselben  in  Druck 
zu  legen  und  hievon  dem  Unterrichtsministerium  zwölf  Exemplare  und 
jeder  österreichischen  Universität  sechs  Exemplare  zuzusende.n. 

Der  akademische  Senat  bestimmt,  mit  welchen  auswärtigen  Uni- 
versitäten ein  Austausch  der  Imctionskataloge  einzutreten  habe. 

§ 10.  Die  Vorlesungen  sind  in  ilen  Lectionskatalogen  nach 

einem  doppelten  Gesichtspunkte: 

a)  dem  cler  Facultät, 

b)  dem  der  V’orlesestunden  in  getrennte  Uebei-sichten  zu  bringen. 

II.  ln  der  ersten  Uebersicht  sind  die  Vorlesungen  nach  den 

einzelnen  Facnltäten  gesondert  in  derjenigen  gegenständlichen  Ordnung 
anzutühren,  welche  dem  Professoroncollegimn  im  Allgemeinen  als  die 
zweckmässigste  für  seine  Facultät  erscheint. 

!?.  12.  Die.se  Anlührung  ist  die  eigentlich  massgebende,  über 
die  Bezeichnung  des  angekündigten  Lehrfaches,  über  die  Ausdehnung 
und  über  die  Natur  des  Gollegiums.  — Sie  ist  die  eigentliche  Ankün- 
digung der  Vorlesung. 

Sie.  ist  in  jener  Sprache  zu  geben,  in  welcher  der  Vortrag  ge- 
halten »'ird,  und  hat  zu  enthalten ; 

a)  die  genaue  gegenständliche  Bezeichnung  des  Inhaltes  der 
Vorlesung  in  deije.nigen  Ausdehnung,  welche  der  Docent  ihr  in  dem 
nächsten  Semester  zu  gehen  beabsichtigt; 

bl  an  welchen  Tagen  und  zu  welchen  Stunden  das  Collegium 
gelesen  wird; 

c)  die  namentliche  Anführung  des  Docenten  und  seiner  lehr- 
ämtlichen  Stellung. 
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d)  Wird  ein  Collegium  unentgeltlich  gelesen,  so  ist  dies  aus- 
drücklich zu  bemerken.  Wird  es  um  ein  höheres  als  das  gesetzliche 
Minimum  des  Collegiengeldes  gelesen,  so  ist  dies  durch  ein  besonderes 
Anführungs  - Zeichen , z.  B.  durch  das  Zeichen  eines  Sternes  anzu- 
deuten, und  auf  der  zweiten  Seite  des  ersten  Umschlaghlattes  anzu- 
merken, dass  die  auf  diese  Art  hezeichneten  Collegien  um  ein  höheres, 
alle  (ihrigen,  nicht  als  unentgeltlich  angezeigten  Collegien  aber  um 
das  gesetzliche  Minimum  des  Collegiengeldes  gelesen  werden. 

e)  In  ähnlicher  Weise  sind  z.  B.  mit  zwei  Sternen  diejenigen 
Collegien  besonders  zu  bezeichnen , welche  als  Hauptcollegien  der 
ordentlichen  Professoren,  oder  in  Folge  der  ausdrücklichen  Zustim- 
mung der  In-treffenden  Docenten  den  von  der  Honorarpflicht  ganz  oder 
theilweise  befreiten  Studirenden  ganz  unentgeltlich  oder  gegen  die 
Hälfte  des  Collegiengeldes  zugänglich  sind.  Erklärende  Bemerkungen 
hierüber  sind  mit  Hinweisung  auf  die  betreffenden  Paragraphe  des 
Gesetzes  über  die  Collegiengelder  an  dem  oherwähnten  Orte  beizu- 
ftigen. 

§.  13.  Ist  ein  Lelirfach,  für  welches  eine  Lehrkanzel  systemisirt 
ist,  nicht  besetzt,  und  dasselbe  auch  durch  keinen  Privatdocenten  ver- 
treten, so  ist  am  Schlüsse  der  Vorlesungen  der  betreflenden  Facultät 
der  Umstand  zu  bemerken,  dass  jene  Lehrkanzel  erledigt  sei. 

Inzwischen  ist  bei  der  Zuweisung  der  Verlese  - Localitäten  auf 
solche  Vorlesungen  Rücksicht  zu  nehmen,  wenn  mit  Grund  erwartet 
werden  kann,  dass  diese  Lücke  auf  irgend  eine  Weise  bei  Beginn  des 
nächsten  Semesters  ausgefüllt  sein  werde. 

§.  14.  Die  Vorlesungen  der  Lehrer  im  engeren  Sinne,  ferner 
über  besondere,  an  einigen  Universitäten  bestehende  Unterrichtsabthei- 
lungen, z.  B.  für  Chirurgen,  Hebammen,  sind  bei  den  betreCfenden  Fa- 
cultäten  in  einer  besonderen  Unterabtheilung  anzuführen. 

§.  15.  Am  Schlüsse  der  Uebersicht  einer  jeden  Facultät  ist  ein 
Verzeichniss  der  ihr  eigeuthümlichen,  und  am  Schlüsse  der  ganzen 
ersten  Uebersicht  ein  Verzeichniss  der  wissenschaftlichen  Institute, 
Sammlungen  und  sonstigen  literarischen  Hilfsmittel  unter  Angabe  der 
Zeit  und  Gelegenheit  ihrer  Benützung  beizufUgen,  welche  der  ganzen 
Universität  angehören,  oder  welche  sonst  den  Studirenden  der  Univer- 
sität allgemein  zugänglich  sind,  und  deren  Benützung  zum  Zwecke 
der  wissenschafUichen  Ausbildung  der  Studirenden  als  wünschenswerth 
erscheint. 

§.  16.  Die  zweite  Uebersicht  umfasst  alle  an  der  Universität 
gehaltenen  Vorlesungen  und  ist  bestimmt,  einerseits  den  Studirenden 
bei  der  Wahl  der  Vorlesungen,  andererseits  den  Professoren  bei  Aus- 
stellung der  Besuebszeugnissc  die  Eruirung  der  collidirenden  Vorle- 
sungen zu  erleichteni. 

Sie  ist  nach  dem  beispielsweise  beigefügten  Formulare  in  tabcl- 
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larischer  Form  zu  eiitwerfeu  und  enthalt  die  Bezeichnung  des  Docenten, 
eine  kurze  Bezeiclinmig  des  Lehrfaches  und  die  Stundenzahl. 

Sie  wird  ganz  am  Schlüsse  des  Lectionsverzeichnisses  gedruckt. 

i}.  17.  Mit  der  Vorlese-Ordnung  ist  zugleich  entweder  in  einem 
eigenen  Helte  oder  jener  vorangedruckt,  eine  liebersicht  der  akade- 
mi.sclien  Behörden,  der  den  einzelnen  Facultäten  zugehörenden  Decane. 
Prodecane,  Professoren,  Privatdocenten  und  I.,ehrer  unter  Angabe  der 
Lehrfächer,  für  welche  sie  augestellt  sind  oder  worüber  sie  lesen,  dann 
der  Mitglieder  der  l'niversitätskanzlei  und  der  akademischen  Institute 
zu  veröffentlichen. 

Alle  diese  .Mitglieder  des  Universitäts- Status  sind  mit  Angabe 
ihrer  Titulatur  und  ihrer  Wohnung,  und  ilie  Glieder  des  Lchrper- 
sonals  auch  dann  .nnzufiihien,  wenn  sie  etwa  in  dem  betreffenden  Se- 
mester idcht  lesen.  — Doch  ist  dieser  letzte  ÜTnstand  ausdrücklich 
zu  bemerken. 

§.  IS.  Nach  erfolgter  Drucklegung  dieser  Uebersichten  hat  der 
akademische  Senat,  in  Wien  das  llniversitätsconsistorium,  wegen  Kund- 
machung der  in  den  §§.  11  und  12  erwähnten  ersten  Uebersicht  durch 
Anschlag  derselben  auf  dem  schwarzen  Brette,  in  den  betreffenden  of- 
ficiellen  Landeszeitungen  und  in  dem  Aintsblatte  der  Wiener  Zeitung 
die  geeigneten  Eiideitungen  zu  treffen. 

!j.  I'!.  Ergeben  sich  in  dem  Zeiträume  von  der  Drucklegung 
des  Kataloges  bis  zum  Beginne  des  nächsten  Semesters  in  dem  lesen- 
den Lohrpersonale  oder  in  iler  Ankündigung  der  Vorlesungen  ein 
Zuwachs  oder  Abgang,  oder  sonst  eine  wesentliche  Aenderung,  so 
ist  dies  in  der  officie.llen  Landeszeitung  mit  kurzen  Worten,  soweit 
eine  Sülche  Notiz  für  die  Studirenden  zur  Richtigstellung  des  Lese- 
vcrzeichuisses  zu  wissen  noihwendig  ist,  nachträglich  bekannt  zu 
machen,  nach  Erforderniss  allenfalls  auf  einem  besonderen  Blatte  zu 
drucken  und  dies  Blatt  den  Lectionskatalogen  beizugeben. 

§.  20.  Sowohl  die  Vorlcse-Ordnungen,  als  die  Darstellung  des 
Pcrsonalstandes  der  Universität  sind  um  einen  billigen  Preis,  durch 
welchen  die  Hereinbringung  der  Druckkosten  erzielt  werden  soll,  den 
Studirenden  zugänglich  zu  machen. 
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Beilage  zu  §.  lö. 

Uebersicbt 

der  Vtirlesungen  nach  den  Stunden,  in  welchen  nie  gehalten  werden. 
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5.  Ilinisterial-Erlass  vom  3.  Februar  1851,  Z.  1147/125, 

ao  daü  Wiener  UniversUXU-CondiHtorium,  den  akademischen  Senat  der  Univer- 
sität zu  Pra^,  Lcm1>er^,  Krakau,  OlmUtz,  Graz,  Innsbnick,  Post, 

womit  die  Vorechrift  vom  30.  Juni  1850,  Zahl  5432,  betreffend  die  Abfasaung 
der  Lectiona  ■ Kalatoge  etc.  in  Erinnerung  gebracht  und  dieafalla  Weiaungen 

ertheilt  werden. 

Bei  dem  Herannaheu  dea  Zeitpunktes,  in  welchem  dem  Unter- 
richts-Ministerium der  Entwurf  der  Lectionskataloge.  für  das  Sommer- 
, Semester  IS50/5I  vorzulegen  ist,  findet  dasselbe  den  akademischen 
Behörden  der  Universitäten  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  Olmütz, 
Graz,  Innsbruck  und  Pest  im  Allgemeinen  folgende  Erinnerungen 
zu  machen: 
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1.  Hei  den  Leetiona-Katalof;i*ii  für  das  Winter-Semester  ISf)0/5l 
wurde  die  Vorschrift  vom  30.  Juni  ISÖO  nicht  von  allen  Facultäten 
der  genannten  Universitäten  gehiirif;  beobachtet,  selbst  mitunter  nicht 
in  Punkten,  bei  welchen  ihre  jjenaite  Beachtung  ohne  alle  Schwierig- 
keiten müglich  gewesen  wäre.  — Das  Unterrichts-Ministerium  ist  über- 
zeugt, dass  die  akademischen  Behörden  es  sich  nunmehr,  wo  die  Ab- 
fassung und  Drucklegung  derselben  im  Allgemeinen  mit  geringeren 
Hindernissen  zu  kämpfen  hat,  angelegen  sein  lassen  werden,  die  Un- 
vollkommenheiten der  Lections-Kataloge  des  Wintersemesters  zu  ver- 
bessern. 

2-  In  mehreren  Lection.skatalogen  wurde  der  so  wesentliche  Un- 
terschied zwischen  Professoren  , l’rivatdocenteii  und  Lehrern  nicht 
gehörig  festgehalten.  — 

Statt  des  Ausdruckes  „Privatdocent“  kommt  häufig  das  Wort 
jiDocent“  vor.  — Dies  ist  unzulässig,  denn  Docenten  sind  auch  die 
Professoren. 

Es  ist  ferner  eine  unrichtige  Meinung,  dass  der  Professor  einer 
Facultät,  welcher  auch  eine  Vorlesung  an  einer  zweiten  Facultät 
hält,  an  dieser  nur  als  uDocent“  oder  „Privatdocent“  aufzuftihren 
sei.  — Durch  eine  solche  Vorlesung  wird  zwar  der  betreftende  Pro- 
fessor nicht  Mitglied  des  Prefessorencollegiums  der  zweiten 
Facultät,  aber  er  büsst  seinen  Titel  als  Professor  diesfalls  nicht 
ein,  er  ist  — eben  ein  Professor  der  Facultät  A,  welcher  auch  ein 
Uollegium  an  der  Facultät  B liest. 

3.  Die  im  g.  I ) angeordneten  Bezeichnungen  der  Collegien  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Entgeltlichkeit  oder  Unentgeltlichkeit  wurden  von 
mehreren  Profe.ssorencollegien  gar  nicht,  von  den  meisten  aber  wenig- 
stens nicht  in  der  Art  angewendet,  dass  es  den  Studirenden  und  dem 
Quästor  möglich  wäre,  unmittelbar  hieraus  zu  entnehmen,  welcher  Stu- 
dirende  durch  eine  erhaltene  Befreiung  auch  bei  jedem  einzelnen  Col- 
legium sich  als  befreit  ansebeu  dürfe. 

Es  ist  nothwendig,  dass  sich  die  Decane  der  Facultäten  Uber  ge- 
meinsame hiefUr  einzuführeude  Bezeichnungen  verständigen. 

4.  Man  hat  Ursache,  mehreren  Universitäten  eine  genauere  Be- 
obachtung der  !?§.  14,  15  und  16  anzuempfeblen. 

Bei  dem  zu  entwerfenden  Stundetikataloge  ist  sich  genauestens  an 
das  zu  §.  10  mitgetheilte  Formulare  zu  halten. 

5.  Der  im  Ij.  8 gegebene  Termin  der  Vorlegung  an  das  Unter- 
^ richts-Ministerium  ist  nur  so  gemeint,  dass  sie  in  keinem  Falle  später 

geschehen  dürfe,  aber  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob  sie  unter  gewisser 
Voraussetzung  nicht  früher  erfolgeti  müsse.  Das  Letztere  wird  dann 
der  Fall  sein,  wenn  etwa  durch  die  unvermeidliche  Verzögerung  des 
Geschäft-sganges,  der  Drucklegung,  der  Versendung  u.  s.  w.  mit  Grund 
zu  besorgen  wäre,  dass  die  Lectionskataloge  widrigens  nicht  eine 
geraume  Zeit  vor  Beginn  des  nächsten  Hemesters  zur  Publicität  kommen. 
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Eine  Einschaltung  der  Lectioiiskataloge  in  die  üSentlichen 
Blätter  ist  ganz  überflitssig,  wenn  sie  nicht  wenigstens  H — 4 Wochen 
vor  Beginn  des  nächsten  Semesters  erfolgen  kann. 

Es  ist  dalier  den  akademischen  Behörden  die  grösste  Energie 
in  der  Zusammenstellung,  Einsendung  und  Drucklegung  der  Lections- 
kataloge  zu  empfehlen. 

ü.  Bei  der  Einschaltung  der  Vorlese-Ordnung  in  die  öffentlichen 
Blätter  ist  über  den  Zweck  dcrselheii  nicht  hinauszugehen.  Sie  hat 
zu  unterbleiben,  wenn  sie  durch  unvermeidliche  und  unvorhergesehene 
Hindernisse  nicht  rechtzeitig  geschehen  kann.  — Es  ist  aber  auch 
hiebei  Alles  zu  vermeiden,  was  ihr  ein  unverhältnissmässiges  Volumen 
gibt:  hiezu  gehören  die  vollen  Titulaturen  der  Hocenten.  Der  Inhalt 
der  Vorlesungen  ist  hiebei  abgekürzt,  wie  im  Stundenkataloge,  zu  geben, 
und  auch  rücksichtlich  der  Honorarpflicht  genügt  es  hier  vollkommen, 
wenn  nur  die  Publica  als  solche,  bezeichnet  werden.  Die  Zeitungs- 
annonce soll  dem  Studirenden  die  Anschaffung  oder  wenigstens  die  Ein- 
sicht in  den  eigentlichen  Lectionskatalog  nicht  entbehrlich  machen. 


6.  Ministerial-Erlass  vom  3.  März  1851,  Z.  1505 165, 

an  das  Wiener  Uuiversitäts.Cnnsisturimn, 

womit  bezüglich  der  Abfatiung  dee  Lectioni- Katalogei  Weitungen  ertheilt 

werden. 

I.  Es  ist  sowohl  für  die  Studirenden  als  lür  ilie  (juUstur  von 
grösster  Wichtigkeit,  die  C’ollegien  in  Ansehung  ihrer  HonorarpHich- 
tigkeit  so  zu  hezeicimen,  dass  darüber  und  insbesondere  über  die  Wirk- 
samkeit der  ertheilteii  Befreiungen  kein  Zweifel  entstehen  kann. 

Die  Eingangs  - Bemerkungen  haben  daher  allenfalls  folgender- 
massen  zu  lauten,  und  es  sinil  sohin  die  bctreffenilen  Abänderungen 
der  Zeichen  in  den  einzelnen  Vorlese-Ordnungen  der  Facultäten  zu  ver- 
anstalten. 

1.  „Bei  denjenigen  Collegien,  welche  ganz  unentgeltlich  gelesen 
werden,  ist  dies  ausdrücklich  bemerkt.“ 

2.  „Diejenigen  Collegien,  welche  um  das  gesetzliche  .Minimum 
des  Collegiengeldes  gelesen  werden,  und  welche 

a)  den  von  der  Honorarpflicht  ganz  oder  theilweise  Befreiten 
ganz  unentgeltlich  oder  beziehungsweise  gegen  die  Hallte  des  Colle- 
giengeldes zugänglich  sind,  sind  mit  * 

b)  welche  von  den  ganz  oder  theilweise  Befreiten  nnr  gegen 
Entrichtung  des  halben  Collegiengeldes  besucht  werden  können, 
mit  ** 

c)  enillicb  diejenigen,  für  welche  auch  die  sonst  Befreiten  j e- 
dcnfalls  das  ganze  Col  legiengeld  zu  bezahlen  haben,  mit 
bezeichnet.“ 
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3.  jiDiejenipeii  Collegien,  welche  mu  ein  höheres  als  das  gesetz- 
liche Minimum  des  Collegiengeldcs  gelesen  werden,  sind  mit  + und 
je  nach  dem  oheii  sub  a — c angeluhrten  Unterschiede  noch  dazu 
mit  *,  **  oder  ***  bezeichnet.“ 

Das  Uiiiversitäts-Consistoriuiii  hat  ilaraul  zu  dringen,  dass  diese 
Bezeichnungen  (natdrlich  mit  alltalliger  Weglassung  des  Zeichens  ***, 
wenn  sich  kein  Kall  dieser  Art  ergeben  sollte)  von  allen  vier  Frofes- 
sorcncollegien  an  ihren  Vorlese-Ordimngen  genau  vorgenommen  werden. 

II.  In  dem  vorgelegten  Verzeichnisse  koinmen  bei  der  medici- 
nischen  und  philosophiscben  Facultät  Fublica  von  wöchentlich  drei 
Stunden  vor,  zu  deren  Abhaltung  keine  besondere  hierortige  (lench- 
migung  angesnebt  wurde.  Dies  verstösst  gegen  die  klare  Bestimmung 
des  Gesetzes,  Diese  Collegien  sind  daher  auf  zwei  Stunden  zu  be- 
schränken oder  als  entgeltlich  zu  lesen. 

III.  Es  erscheinen  ferner  viele  Collegien,  welche  gar  keine  der 
in  der  Eingangsanmerkung  erwähnten  Bezeichnungen  führen.  Es  wäre 
diesfalls  in  dieser  Aniuerkung  darauf  hinzudeuten  gewesen,  was  filr- 
einc  Bewandtniss  es  mit  solchen  nichtbezeichneten  Collegien  habe. 

Nach  der  oben  getrödenen  Verttigung  erhält  jedoch  dieser  An- 
stand seine  Erledigung,  indem  bienach  jedes  Collegium  eine  bestimmte 
Bezeichnung  erhalten  wird. 

Diese  fast  für  alle  Fälle  ausreichende  Bezeichnung  ist  auch  fUr 
die  Folge  beizubehalten. 

IV.  Die  ausserordentlichen  Professoren  sind  als  solche  zu  be- 
zeichnen, und  dem  Ausdrucke  „Docent“  der  richtige  „Privatdocent“ 
überall  zu  substituiren. 


7.  Ministerial-Erlass  vom  15.  Juni  1851,  Z.  5399/496, 

an  ilas  Wiener  UniversitKts-Consi.storium, 

wornaeh  zur  Abhaltung  von  Vorträgen  in  den  Privatwohnu  ngen 
der  Oocenten  von  Fall  zu  Fall  die  «pecielle  Bewilligung  des  Miniateriuma 

erforderlich  ist. 

Die  akademischen  Behörden  werden  als  Kegel  zu  betrachten 
haben,  dass  die  in  dem  Lectionskataloge  angekündigten  Vorlesungen 
nur  in  .solchen  Localitäten  abzuhalten  sind,  welche  im  Allgemeinen 
oder  durch  besondere  Weisungen  zu  den  Universitätsvorlesungen  be- 
stimmt wurden,  und  dass  zur  Abhaltung  von  Vorträgen  in  Privatwoh- 
nungen der  Docenten  von  Fall  zu  Fall  eine  specielle  Bewilligung  des 
Ministeriums  erforderlich  ist.  Die  akademischen  Behörden  werden  da- 
her bei  Habilitationsgesuchen  von  Privatdocenten  oder  bei  Vorlegung 
des  Entwurfes  der  Lectionskataloge  die  Gründe,  welche  für  eine  solche 
ausnahmsweise  Gestattung  sprechen,  zu  erwägen  und  darnach  ihre  An- 
träge zu  stellen  haben. 
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8.  Ministerial-Erlass  vom  5.  Juli  1851,  Z.  6485/584, 

an  das  IJniversitäts-Consistorium  zu  Wion,  den  akaduniischon  Senat  der  Cniver- 
aität  in  Prag,  Pest,  Krakau,  Lemberg,  Olmdtz,  Graz,  Innsbruck, 

betreffend  die  mangelhafte  Durchführung  mehrerer  akademischer  Gesetze. 

I. 

(Lehr-  und  Lernfreiiiei  t betreffend.) 

Es  ist  von  mehreren  Seiten  der  Zweifel  angeregt  worden,  ob 
ienem  Docenten  das  Recht  zustehe,  die  Meldung  eines  Studirenden  für 
eines  seiner  Collegien  nicht  anzunehmen,  fiir  welches  dieser  die  unum- 
gänglich nöthigen  Vorstudien  nicht  gemacht  hat,  z.  B.  wenn,  wie  es 
an  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultäten  vorkam,  Studi- 
rende  die  politischen  Wissenschaften  hören  wollen,  ohne  früher  Rechts- 
philosophie studirt  zu  haben,  oder  Einige  Finanzpolitik  ohne  national- 
ökonomische Vorstudien,  gerichtliches  Verfahren  ohne  Vorkenntnisse  des 
Civilrechtes  frequentiren  wollen. 

Das  Recht  der  Lernfreiheit  kann  nicht  als  ein  Recht  zum  absolut 
Unvernünftigen  aufgefasst  werden.  Der  §.  44  der  Studien- Ordnung 
stellt  es  zwar  den  Studirenden  frei,  zu  wählen,  welche  Vorlesungen 
und  hei  welchem  Lehrer  sie  dieselben  hören  wollen.  Allein  der  eben 
da  vorkommende  Ausdruck  ,im  Allgemeinen“  deutet  schon  darauf 
hin,  dass  dieses  Recht  kein  unbeschränktes  sei.  Diese  Beschränkungen 
liegen  eben  sowohl  in  positiven  Verfügungen,  z.  B.  in  den  Bestim- 
mungen über  die  theoretischen  Staatsverfügungen,  als  auch  in  einer 
natürlichen  Stufenfolge  der  wissenschaftlichen  Disciplinen,  soweit  diese 
eine  rein  objective  und  mithin  so  evidente  ist,  dass  nur  offenbarer 
Unverstand  sie  ignoriren  kann. 

Gleichwohl  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  eine  zu  weit  gehende 
Bevormundung  zuletzt  zu  dem  Aufdringen  eines  Studienplanes  führen, 
somit  das  Wesen  der  Lernfreiheit  zerstören  und  dessen  eigentlichen 
Nutzen,  nämlich  die  strebsamen  Studirenden  gewährte  Möglichkeit, 
ihre  Studien  ihren  individuellen  Bedürfnissen,  Neigungen  und  Vorkennt- 
nissen gemäss  cinzuriebten,  vernichten  würde. 

Es  ist  zu  bedauern,  dass  noch  keine  für  die  Studirenden  der 
verschiedenen  Facultäten  berechneten  hodegetischen  Anweisungen  über 
die  zweckmässige  Verwendung  der  Universitätszeit  bisher  im  Drucke 
erschienen  sind,  und  dass  auch  derlei  Vorlesungen  nicht  allgemein  in 
einer  solchen  Art  abgehalton  werden,  dass  sie  noch  rechtzeitig  zu 
Führern  der  studirenden  .lugend  bei  Auswahl  der  Vorlesungen  werden 
könnten. 

Die  Zukunft  wird  vielleicht  auf  diesem  Wege  den  wirklichen 
Bedürfnissen  ohne  directes  Einschreiten  des  Unterrichts-Ministeriums 
abhelfen.  Bis  dies  jedoch  geschieht,  will  dasselbe  den  akademischen 
Behörden  und  Protessoren  die  Ermächtigung  nicht  vorenthalten,  gegen 
schreiende  Missgriffe  der  Studirenden  wirksam  eintreten  zu  können. 
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Derlei  Missgriffe  kointiicn  nicht  an  allen  Kacultiiten  in  gleichem 
Masse  vor,  und  die  Nothwendigkeit  der  Abhilfe  dürfte  nicht  überall 
gleich  dringend  sein. 

Diejenigen  Facultäten,  bei  welchen  sie  aber  nach  den  bisherigen 
Wahrnehmungen  sich  häufiger  und  entschiedener  herausgcstellt  haben, 
werden  hiemit  aufgefordert,  dies  unverzüglich  zum  Gegenstände  ihrer 
Berathung  zu  machen. 

Spricht  sich  die  Majorität  eines  Collegiums  dahin  aus,  dass  es 
an  der  betreffenden  Facultät  notbwendig  sei,  einigen  Professoren  ausser 
dein  Hechte  der  Belehrung  und  des  Abrathens  das  Recht  zur  Ver- 
weigerung der  Inscription  einzuräumen,  so  haben  sie  diesfalls  die 
Lehrfächer  zu  bezeichnen,  in  Ansehung  derer  eine  Beschränkung  der 
freien  Wahl  einzutreten  habe,  die  Bedingungen  der  Anmeldung  solcher 
Vorlesungen  zu  bestimmen  uud  zur  Uandbabung  dieser  Bestimmungen 
die  Ermächtigung  von  Seit<“  des  Unterrichtsministeriums  einzuholen. 


II. 

(.1 II rid  isc li e Kacultät.i 

Zu  einer  vernünftigen  Wahl,  sowie  zu  einem  fleissigen  Besuche 
der  Vorlesungen  können  namentlich  an  den  rechts-  und  staats- 
wissen sch  aftlichen  Facultäten  zwei  Umstände  beitragen: 

a)  eine  solche  Ordnung  der  V'orlesungim  bei  Entwerfuug  des  Lec- 
tionskataloges,  welche  sich  mit  den  Anforderungen  des  Staal.s[irüfuugs- 
Gesetzes  und  dem  hieraus  entspringenden  natürlichen  Streben  der  fitu- 
direnden,  vor  Allem  die  Erfüllung  dieser  Anforilerungen  sicher  zu 
stellen,  in  Einklang  setzt, 

b)  eine  solche  Methodik  der  Vorträge,  wodurch  diese  für  den 
Studirenden  möglichst  fruchtbar  werden. 

ad  a):  Es  ist  ein  natürlicher  und  gerechtfertigter  Wunsch  der 

Studirenden,  durch  die  Anordnung  der  Vorlesungen  in  ihrer  fortlau- 
fenden Vorbereitung  tÜr  die  Staatsprüfungen  nicht  nur  nicht  gestört, 
sondern  vielmehr  möglichst  gelördert  zu  werden.  Der  grösste  Theil 
der  Studirenden  der  recliLs-  und  staatswi.ssenschaftlichen  Facultät  wünscht 
daher,  diejenigen  I.ehrtächer,  welche  Prüfiingsgegenstände  einer  Prü- 
fungsabtheilung  sind,  möglichst  gleichzeitig  in  einigen  fortlaufenden 
Semesteru  hören  zu  können. 

Es  ist  nun  nicht  genug,  dass  derlei  Collegieu,  insoferue  sie  zweck- 
mässig in  einem  Semester  gehört  werden  können,  in  der  Anordnung 
der  Stunden  nicht  collidircn,  sondern  es  ist  auch  wünsebenswerth,  dass 
sie  sich  ohne  Zwischenräume  aneinander  reihen,  um  nicht  die  Zeit 
der  Studirenden  zu  zersplitteni. 

Es  ist  begreiflich,  dass  keine  Lectionsordnung  den  Wünschen 
Aller  vollkommen  entsprechend  sein  kann.  Namentlich  wird  man 
darauf  Verzicht  leisten  müssen.  Denjenigen  hierin  vollkommen  gerecht 
zu  werden,  welche  das  Erscheinen  des  Staatsprüfungsgesetzes  bereits 
im  vorgerückteren  Stadium  ihrer  Studienzeit  angetroffen  hat. 
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Desto  mehr  gerechtfertigt  ist  aber  die  Erwartung  der  Neu  ein- 
tretenden, ihre  Wünsche  diesfalls  berücksichtigt  zu  sehen,  und  zum 
Theile  schon  in  der  ötundenanordnung  einen  Fingerzeig  für  den  von 
ihnen  zu  verfolgenden  Studiengang  zu  erhalten. 

Der  Umstand,  dass  die  drei  Abtheilungen  der  Staatsprüfungen 
iu  beliebiger  Reihenfolge  abgelegt  werden  können,  *)  erschwert  zwar  die 
Zusammenstellung  nach  einem  bestimmten,  für  die  Mehrzahl  berech- 
neten Plane,  macht  sie  aber  nicht  unmöglich. 

In  Zukunft  werden  die  hierüber  zu  machenden  Ertahrungen  den 
Professorencollegien  zu  Hilfe  kommen.  Aber  auch  schon  jetzt  dürfte 
nichts  im  Wege  stehen,  theils  auf  gewisse,  in  der  Natur  der  Sache 
liegende  Voraussetzungen,  theils  auf  die.  bisher  schon  gemachten  Er- 
fahrungen gestützt,  die  Lectionskataloge  in  einen  näheren  Zusammen- 
hang mit  dem  Studiengange  zu  bringen,  welchen  die  Mehrzahl  der 
Studirenden  dieser  Facultät  vermöge  des  Staatsprüfungsgesotzes  ein- 
schlagen  dürfte,  und  vernünftiger  Weise  sollte. 

ad  b);  Es  ist  von  mehreren  Seiten  mündlich  berichtet  wor- 
den, dass  an  einigen  rechts-  und  staatswissenschaltlichen  Facultäten 
die  Collegien  von  den  daftir  inscribirten  Hörern  nicht  mit  dem  Fleisse 
besucht  werden,  welcher  in  wissenschaftlicher  und  insbesondere  auch 
in  disciplinärer  Hinsicht  zu  wünschen  ist. 

Hierauf  ein  besonderes  Augenmerk  zu  richten,  ist  eine  Pflicht 
der  akademischen  Behörden,  und  den  Fleiss  in  dem  Besuche  und  iu 
der  Benützung  der  Vorlesungen  zu  steigern,  sei  ein  Gegenstand  ihrer 
sorgfältigsten  und  fortgesetzten  Berallmng. 

Es  ist  nun  allerdings  zu  erwarten,  dass,  je,  mehr  <las  Gesetz  über 
die  theoretischen  Staatsprülüngen  und  über  die  Collegiengelder  ihre 
Wirksamkeit  zu  äussern,  Zeit  und  Gelegenheit  finden  werden,  desto 
mehr  auch  der  Fleiss  in  Besuch  und  Benützung  der  rechts-  und  staats- 
wissenscbaftlichen  Collegien  sich  steigern  werde. 

Allein  der  Umstand,  dass  die  diesfälligeu  Klagen  sich  vorzugsweise 
nur  auf  die  für  die.  Hörer  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften  besfimm- 
ten  Collegien  beschränken,  e.nth.ält  einen  nicht  zu  übersehenden  Fingerzeig. 

Wenn,  wie  berichtet  wurde,  die  Vorlesungen  an  den  medicinischeu 
Facultäten  im  Allgemeinen  fleissiger  besucht  werden,  so  hat  dies  einen 
Grund  gewiss  mit  in  der  durchdringenden  Ueberzeugung,  dass  dem 
Studirenden  der  Besuch  der  Vorlesungen  ein  nothwendige.s  Förde- 
rungsinittel  seiner  Ausbildung  und  durch  bloses  Sei  bs  tstu  ili  um  nicht 
zu  ersetzen  sei,  und  einen  zweiten  darin,  dass  durch  die  Natur  dieser 
Vorlesungen  die  Studirenden  fortwährend  in  nähere  Berührung  mit  den 
Docenten  gebracht  werden. 

An  dieser  näheren  Berührung  fehlt  es  nun  grossentheils  an  den 
rechts-  und  staatswissenecbaftlichen  Facultäten,  und  cs  muss  sonach 
dahin  gestrebt  werden,  diese  Berührungen  zu  vervielfältigen  und  den 
Impuls,  der  bei  der  medicinischen  Facultät  in  der  Natur  demonstrativer 

*)  Punkt  II.  ist  hierin  sowie  überhaupt  vieltäch  durch  den  M.-E.  vom 
2.  Oct.  1855,  Z.  15.162  (snh  V a.),  modificirt  und  überholt. 
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Collegiini  li«gt,  btn  ili-r  rnclits-  uiiil  gtaHtswisKoiischaftücheii  Kacultät 
auf  andere  Weise  zu  ersetzen. 

Diesen  Ersatz  können  Exaininatorieii,  Repetitorien  oder  Conver- 
satorien  wenigstens  zum  Theile  bilden,  insofeme  sie  dem  Btudirenden 
etwas  bieten,  was  er  als  Autodidakt  in  Bilcbern  und  Schriften  nicht 
finden  kann,  iusoferne  sie  wirklich  geeignet  sind,  die  Vorträge  zu  er- 
gänzen, zu  beleuchten  und  dem  Btudirenden  einen  Massstab  der  Belbst- 
beurtheilung  zu  geben,  oh  er  jene  richtig  aufgefasst  und  sich  wenig- 
stens in  dem  Masse  ungeeignet  habe,  welches  das  Staatsprilfungsgesetz 
von  den  Candidaten  fordert. 

Dass  derlei  Uebungen  in  den  Lectionskatalogen  der  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Facultät  so  sparsam  erscheinen,  hat  vielleicht 
darin  seinen  (Jrund,  dass  man  besorgt  durch  diese  Form  gegen  die. 
wissonsc.haftliche  Würde  der  Universität  zu  verstossen  und  den  Schein 
einer  schulmiissigen  Führung  der  Btudirenden  zu  veranlassen. 

Ein  Blick  in  die  Lectionskataioge  deutscher  Universitäten,  an 
welchen  die  Lehr-  und  Lernfreiheit  längst  eingebürgert  ist,  dürfte  je- 
doch geeignet  sein,  hierüber  zu  beruhigen. 

Der  Nutzen  solcher  Examinatorien  kann  und  wird  auch  von  den 
Btudirenden  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultät  um  so 
weniger  verkannt  werden,  je  mehr  schon  jetzt  der  Einfluss  sich  gel- 
tend macht,  den  das  Staatsprülüngsgesetz  auf  alle  Diejenigen  übt,  welche 
sich  dem  Staatsdienste  widmen  wollen,  und  es  bedarf  kaum  einer  Er- 
wähnung, dass  durch  ihre  Vervielfältigung  die  Professorcn-Collegien 
auch  mehr  Mittel  an  die  Hand  bekommen  werden,  die  Würdigkeit 
von  Stipendisten  und  Befreiten  zu  beurtheilen,  eine  genauere  Kenut- 
niss  der  Individualitäten  eines  jeden  Collegiums  zu  erlangen  und  die 
Erfüllung  jener  Verpflichtung  zu  erleichtern,  welche  der  §.  .54  der  Stu- 
dienordnung ihnen  auferlegt. 


III. 

(B  c SU  c ln  zell  gii  U»c.)  ‘ 

Es  ist  vorgekommeu,  dass  einige  Professoren  bei  Bestätigung 
der  Frequentation  Beisätze,  als;  mit  besonderem,  mit  ausgezeichnetem 
Fleisse,  mit  hervorragender  Verwendung  u.  s.  w.  gemacht,  ihre  Col- 
legen  aber  die  Gesetzlichkeit  eines  solchen  Vorganges  bezweifelt  haben. 
— Solche  Beisätze  sind  in  der  Studienordiiung  weder  anbefohlen,  noch 
verboten. 

Es  steht  daher  den  Professoren  frei,  dieselben  zu  machen,  wenn 
sie  sich  zur  Markirung  ausgezeichneter  Studirender  dazu  aufgefordert 
fühlen,  und  es  lä.sst  sieh  nicht  läuguen,  dass  die  Einführung  und 
zweckmässige  Handhabung  einer  solchen  Praxis  ihre  Vortheile  haben 
kann.  — Das  Unterrichts  - Ministerium  ist  daher  weit  davon  entfernt, 
der  Heranbildung  einer  solchen  Uebung  Hindeniisso  in  den  Weg  legen 
zu  wollen,  so  wie  es  denn  überhaupt  seinen  Intentionen  nicht  wider- 
strebt, sondern  ihnen  sogar  entgegenkommt,  wenn  die  akademischen 
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Behörden  und  die  einzelnen  Professoren  in  ihren  Oollegien  auf  eigene 
Verantwortung  innerlialh  der  gesetzlichen  Scliranken  Einrichtungen 
treffen,  die  sie  tUr  die  Förderung  des  Fleisses,  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung,  zur  Hintanhaltung  jeder  Uinschiflung  des  Ge.setzes  oder  jeder 
Vereitlung  seiner  klaren  Absicht  für  zweckmässig  oder  nothwendig 
erachten. 

Wenn  auch  der  §.  57  der  .Studienordnung  vom  1.  October 
18'ilf  dem  Ausdrucke  der  Frequentationshestätigung  nur  eine  mehr 
negative  Bedeutung  gibt,  so  ist  doch  jeder  Uoeent  schon  durch  die 
Natur  der  Sache  der  akademischen  Uisciplin  und  den  §.  .öd  derselben 
.Studionordnuug  nicht  nur  berechtigt,  sondern  sogar  verpflichtet,  die- 
jenigen Massregeln  zu  handhaben,  welche  er  selbst  (insbesondere,  bei 
einem  auffallend  lückenhaften  Besuche  seiner  Collegien)  für  nothwendig 
erachtet,  um  die  Bestätigung  der  Frequentation  nicht  zu  einer  hlos 
leeren  Formel  herabsinken  zu  lassen.  Die  Lernfreiheit  darf  nicht  als 
eine  gesetzliche  Gestattung  akademischer  Indolenz,  als  die  Freiheit 
des  literarischen  Müssigganges  aufgefasst  oder  vielmehr  zu  ihr  herab- 
gewürdigt werden.  Es  kann  daher  keinem  Doceiiteu  verwehrt  werden, 
zu  diesem  Behüte  die  ihm  zweckmitssig  erscheinenden  Mitt<!l  zu  er- 
greifen, und  selltst  durch  Aufrufen  der  Namen  seine  Schüler  kennen 
zu  lernen  und  sich  von  ihrer  Anwesenheit  zu  überzeugen. 

IV. 

(lieber  die  Besuchszeugnissc.) 

Wenn  von  mehreren  Seiten  darüber  geklagt  wurde,  dass  die 
Studinmden  im  Laufe  der  letzten  drei  Wochen  des  abgelaufenen  Se- 
mesters die  Vorlesungen  sichtlich  vernachlässigt  haben,  wenn  der  Grunil 
hievon  in  der  Bestimmung  des  §.  5ü  der  Studienordnung  gesucht  und 
die  Aufliebung  oder  Einschränkung  der  diesfälligen  Frist  gewünscht 
wurde,  so  zeugt  dies  von  einer  nicht  ganz  richtigen  Auffassung  dieses 
Paragraphen.  Der  Jj.  56  ordnet  an,  d.ass  um  die  Bestätigung  des  Be- 
suches der  Studirendo  sich  binnen  der  letzten  drei  Wochen  zu  melden 
habe.  Damit  ist  nur  gesagt,  dass  der  Studirende  sich  in  keinem 
Falle  früher  diesfalls  melden  dürfe.  Es  folgt  aber  keineswegs  dar- 
aus, dass  der  Docent,  welcher  noch  volle  drei  Wochen  zu  lesen  hat, 
noch  weniger  aber,  dass  der  Decan  ihm  auch  sogleich  die  Bestätigung 
geben  und  ihm  das  Meldungsbuch  ohne  weitere  Vorkehrung  gegen 
einen  Missbrauch  ausfolgen  müsse. 

Soweit  durch  eine  consolidirte  Führung  der  Quästurs-Geschäfte 
und  in  Folge  der  Einbürgerung  der  Collegiengelder  nicht  zu  besorgen 
ist,  dass  aus  der  Einschränkung  der  Melduugsfrist  Störungen  bei  der 
Quästur  entstehen,  steht  es  den  akademischen  Behörden  frei,  bestimmte, 
kürzere  Termine  der  Meldung  zur  Frequeutationsbestätigung  festzu- 
setzen. Insbesondere  werden  die  einzelnen  Docenten  als  berechtigt 
anzusehen  sein,  den  ihnen  bekannten  fleissigen  Studirenden  die  Fre- 
queutation  schon  mit  Beginn  des  dreiwöchentlichen  Termines  zu  be- 
Thms.  Oeiterr.  Univer.ilängeseteo.  3 
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stäfigon,  ändert“  aber,  von  welchen  sie  Besorgniss  eines  Missbrauches 
der  früheren  Bestätigting  hegen,  vorläufig  ab-  und  anzuweisen,  sich 
um  dieselbe  erst  einige  Tage  vor  Ablauf  des  Semesters  neuerdings  zu 
melden.  Die  dreiwoehentliche  Frist  des  §.  56  besteht  dessenungeachtet 
in  dem  Sinne  fort,  in  welchem  sie  gegeben  ward,  nämlich  als  der  all- 
gemeine, für  alle  Universitäten  in  gleicher  Weise  bestimmte  Zeitraum, 
vor  welchem  in  keinem  Falle  eine  akademische  Behörde  oder  ein 
Docent  die  Bestätigung  ertheilen  darf. 

Wie  enge  innerhalb  dieser  Frist  die  akademischen  Behörden 
den  Termin  ziehen  wollen,  ist  als  ein  Gegenstand  der  akademischen 
Disciplin  ein  Gegenstand  ihrer  autonomen  Anordnung,  und  wird  sich 
nach  den  Verhältnissen  der  einzelnen  Universitäten  richten. 


V. 

tWi r kuD  gs k rei.s  der  akade ni  isc  k «u  Behörden.) 

Bei  mehreren  Anlässen  haben  einige  akademische  Behörden  im 
Allgemeinen  eine  zu  grosse  Aengstlichkeit  in  dem  Gebrauche  der  ihnen 
durclr  die  neue  Gesetzgebung  eingeräumten  grösseren  Freiheit  und  ein 
zu  weit  gehendes  Streben  gezeigt,  jode  Verantwortlichkeit  ftir  ihre  Ge- 
schäftsführung von  sich  abzuwälzen. 

Die  den  akademischen  Behörden  zugestandene  freiere  Bewegung 
ist  von  einer  grösseren  Verantwortlichkeit  untrennbar,  und  es  liegt  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  Jene  zu  einem  blosen  Scheine  wird,  wenn 
sie  sich  hei  vielen  in  ihr  eigenthUmliches  Gebiet  gehörigen  Dingen 
durch  Anfragen  an  das  Ministerium,  durch  Vorlegung  der  Acten  zum 
Behufe  der  hierortigen  Kntscheidung,  durch  Bitten  um  hierortige  Wei- 
sungen u.  8.  w.  zu  decken  suchen. 

Abgesehen  davon,  dass  ein  Kingehen  auf  alle  solchen  Anträge, 
Anfragen,  Bitten  um  Weisungen  und  Ministerial  - Entscheidungen  zu 
einer  unabsehbaren  Vermebriing  der  Geschäfte  führen,  und  ein  Viel- 
regieren zur  Folge  haben  müsse,  welches  durch  die  neue  Organisation 
der  akademischen  Behörden  eben  vermieden  werden  soll,  kann  eine 
solche  zu  weit  giüriebene  Aengstlichkeit  auch  nicht  der  Hebung  des 
Ansehens  der  akademischen  Behörden  weder  den  Studirenden,  noch 
den  Staatsbehörden  gegenüber  forderlich  sein. 

Die  akademischen  Behörden  dürfen  überzeugt  sein,  dass  das  Un- 
terrichts-.Ministerium  selbst  bei  allfillligen  Missgriffen  von  ihrer  Seite 
die  möglichste  Berücksichtigung  für  die  äussere  Schonung  ihrer  Auc- 
torität  nicht  ausser  Acht  lassen  werde. 

Allein  je  weniger  es  möglich  ist,  von  hier  aus  die.  Detailleitung 
der  Universitäten  erfolgreich  zu  besorgen,  desto  mehr  muss  das  Unter- 
richts-Ministerium wünschen  und  darauf  dringen,  dass  die  akademischen 
Behörden  sich  in  dem  ihnen  anvertrauten  Wirkungskreise  mit  Muth 
und  Entschiedenheit  bewegen,  dass  sie  bei  eclalanten  Fällen  nicht 
zurückschrecken,  die  Missstimniung,  welche  sich  zuweilen  nothwendig 
an  eine  strenge  Handhabung  der  Gesetze  knüpft,  auf  sich  zu  nehmen. 


Digitized  by  Cooglc 


SS 

und  (lass  »ie  selbrit  durch  Kücksiclitcn  der  Cullctrialitfit  niemals  die 
strenge  Wahrhaftigkeit  und  volle  Verlässlichkeit  ihrer  Aeusserungen 
und  Anträge  beeinträchtigen  lassen. 

Nur  unter  dieser  Voraussetzung  können  die  Anträge  der  akade- 
mischen Hehfirden  dem  Unterrichts-Ministerium  bei  der  I/eitung  der 
Studienangelegenheiten  und  iHsbesondere  der  Personalfragen  jene  wirk- 
same Beihilte  gewähren,  welche  es  von  denselben  witnsidieii  und  er- 
warten muss,  während  es  durch  eine  sichthare  principielle  Ueberord- 
nung  des  Gesichtspunktes  der  (JollegialitUt  gewiss  zu  seinem  Bedauern 
jenes  Momentes  verlustig  würde, | welcher  in  der  Eiiibegleitung  der 
akademischen  Behörden  bei  solchen  Anlässen  liegen  könnte  und  liegen 
sollte. 

VI. 

(Kactische  Abänderungen  der  Le  et  in  n s k atal  oge.) 

Es  hat  sich  ereignet,  dass  einige  in  Lectionskatalogen  angeküii- 
digte  Vorlesungen  nicht  so  gehalten  worden  sind,  wie  sie  angekündigt 
wurden,  einige  aber  wegen  .Mangel  an  Theilnahme  ganz  unterbleiben 
mussten. 

Es  hätte  sich  in  Fällen  der  letzten  Art  ohne  besondere  Anord- 
nung von  selbst  verstanden,  da.ss  hierüber  Anzeigen  an  das  Unter- 
richts-Ministerium erstattet  werden,  da  es  sonst  natürlich  ist,  dass  dieses 
voraussetzt,  die  Vorlesungen  würden  dem  Kataloge  gemäss  gehalten, 
es  aber  andererseits  ungeziemend  ist,  das  Unterrichts-Ministerium  hier- 
über in  einem  Irrthume  zu  lassen. 

Besteht  jedoch  die  Aenderung  einer  angekündigten  Vorlesung  in 
einer  eigenmächtigen  Verminderung  der  Stundenzahl  solcher  Collegien, 
zu  welchen  ein  IJocent  verpflichtet  ist,  oder  in  einer  aulTallenden  Ab- 
kürzung der  eiuzeliien  Vorlesestuuden,  so  geht  ein  solcher  Vorgang, 
abgesehen  von  der  darin  liegenden  widerrechtlichen  Beeinträchtigung 
der  Studirenden.  in  eine  eigentliche  Vernachlässigung  der  Lehramts- 
pflichten  über,  und  der  betreffende  Decan  und  der  Kector  sind  dafür 
verantwortlich,  da.ss  einem  solchen,  dem  Credite  eines  Professors  und 
selbst  der  ganzen  Universität  gefährlichen  Vorgänge  Einhalt  gethan, 
derselbe  in  den  Sitzungsprotocollen  zur  Keuntniss  des  Unterrichts-Mi- 
nisteriums gebracht  werde,  und  sie  es  nicht  darauf  ankommen  lassen, 
dass  selbes  zu  dieser  Kenntniss  erst  im  Wege  der  Presse  gelange. 

VII. 

(B  e freiu  n ge  n.) 

Es  ist  die  Frage  angeregt  worden,  ob  ungeachtet  des  §.  2\  des 
Gesetzes  über  die  Collegiengclder  den  Professorencollogien  einer  Uni- 
versität die  Ermächtigung  zukomme,,  unter  sich  nach  gepflogenem  Ein- 
vernehmen unter  einander  zu  beschliesscu,  dass  die  von  einer  Facultät 
ihren  ordentlichen  Hörern  ertheilten  ganzen  oder  halben  Befreiungen 
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mit  gleicher  Wirkung  auch  (lir  die  von  denselhen  an  anderen  Facul- 
täteii  besuchten  Vorlesungen  gütig  sein  sollen. 

Es  wurde  hiel'ür  zur  Unterstützung  angeHihrt; 

1.  Dass,  wenn  eine  Eacultät  ihren  immatriculirten  .Studirenden 
befreit,  ihn  somit  für  würdig  und  für  dürllig  erklärt  hat,  es  oluiehin 
jeder  andtTen  Facultäl,  an  der  er  die  eine  oder  andere  Vorlesung 
besucht,  um  so  schw'ieriger  sein  würde,  ihm  die  Befreiung  zu  verwei- 
gern, als  ja  eben  jene  als  seine  eigentliche  Facultät  atu  besten  seine 
Würdigkeit  beurlheilen  kann. 

2.  Es  würden  durch  einen  solchen  Beschluss  sowohl  den  akade- 
mischen Behörden  als  den  Studirenden  eine  .Menge  von  Schreibereien 
und  den  ersteren  die  unangenehmen  Collisionen  erspart,  die  daraus 
hervorgehen  können,  dass  Ein  Professoren-Collegimn  einem  Studirenden 
die  Befreiung  verweigert,  d.as  andere  sie  ihm  gewährt. 

3.  Sei  auch  die  entgegengesetzte  Ansicht  nicht  sehr  practisch. 
Denn  würde  die  ge.stellte  Anfrage  auch  verneint,  so  wären  die  Pro- 
fessoreu-Collegien  als  erste  und  letzte  Instanzen  in  dieser  Frage  doch 
nur  in  ihrem  Rechte,  wenn  sie  in  jedem  Einzelfalle  die  Befreiung,  die 
ihre  Nebenfaeultät  ertheilt  hat,  respectiren.  Das  Resultat  würde  daher 
das  nämliche  sein,  ohne  die  Vortheile  der  Oeschäftsvereinfachung  für 
die  Faciiltäteii,  die  Studirenden  und  die  Quästur  erzielt  zu  haben. 

ln  Würdigung  dieser  Criinde  uiul  der  gemachten  Erfahrung, 
dass  an  allen  Universitäten  die  Profe.ssoren-Collegien  bei  Ertheiluiig 
der  Befreiungen  von  ziemlich  gleichen  Anhalts[functen  ausgegaiigen 
sind,  nimmt  das  Unterrichts-.Ministeriiim  keinen  Anstand,  diese  Frage 
unter  der  V'oraussetzung  bejahend  zu  beantworten,  dass  dieser  Be- 
schluss gegenseitig  von  allen  Professoron-Collegien  derselben  Universität 
gefasst,  und  in  dem  LectiouskaUiloge  unter  den  allgemeinen  Anord- 
nungen mit  gehöriger  Klarheit  und  Deutlichkeit  als  solcher  in 
Folge  hiezu  von  .Seite  des  Unterrichts-.Ministeriums  er- 
tbeilter  Ermächtigung  gefasster  Beschluss  den  Studirenden 
und  der  (juästur  bekannt  gegeben  werde. 


9.  Ministerial-Erlass  vom  21.  August  1851,  Z.  6804/632, 

an  (las  Uiiiversität.s-C’oiisistorium  zu  Wien,  den  ak.sdemischen  .Senat  der  Univer- 
sität in  Prag,  Krakau,  henibcrg,  Olmütz,  Graz  und  limsbnick, 

womit  den  betreffenden  Profesioren-Collegien  Bemerkungen  hinsichtlich  der 
ErSffnnng  der  Vorlesungen  zur  Darnachachtung  mitgetheilt  werden. 

Das  Unterrichts-Ministerium  sieht  sich  veranlasst,  die,  akademi- 
schen Behörden  darauf  aufmerksam  zu  machen,  wie  wichtig  os  sei,  bei 
den  Studirenden  nicht  die  i r r i ge  A n si  c h t aufkominen  zu  las- 
sen, als  ob  d leersten  II  Tage  nur  zur  Inscription,  nicht 
aber  zum  Beginne  der  o r 1 e s u n g e ii  bestimmt  seien. 
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AbgeBehen  davon,  dass,  wenn  die  Unsitte,  den  Beginn  der  Vor- 
lesungen von  dem  zahlreielieren  Erscheinen  der  Studirendcn  abhängig 
zu  machen,  sich  festsetzte.  das  natürliche  Verhältniss,  wonach  die  Stu- 
direnden  sich  nach  den  Prot’es.soren  und  nicht  _ diese  nach  Ersteren  sich 
zu  richten  haben,  verkelirt  würde',  — abgesehen  davon,  dass  durch  den 
verspäteten  Beginn  der  Vorlesungen  da,s  Recht,  zu  hospitiren,  den  Stu- 
direnden  verkürzt  wird,  — abgesehen  davon,  dass  die  Professoren  auch 
den  Schein  vermeiden  sollen,  als  wären  ihnen  die  V'orsebriften  des 
(iesetzes  minder  heilig  — mögen  die  akademischen  Behörden  erw.ägen, 
welche  Nachthe.ile  für  die  ganze  Ordnung  der.Studir'ii  und  für  die 
Disciplin  daraus  nothw-endig  hervorgehen  muss,  w-enn  die  Studirendcn 
in  der  Meinung  be.stärkt  werden,  dass  es  nur  bei  ihnen  stehe,  sich 
die  Ferienzeit  um  1 4 Tage  und  dann  vielleicht  immer  mehr  und 
mehr  zu  verlängern , und  wenn  durch  das  Nachgeben  der  Professoren 
in  diesem  Puncte  auch  der  fleissige  Studirendo  bei  bestem  Willen 
in  den  ersten  S oder  1 4 Tagen  keine  Collegien  besuchen  kann , w'cil 
keine  gehalten  werden. 

P2s  versteht  sich  wohl  von  selbst,  dass  auf  eine  Differenz  von  2 
oder  3 Tagen  bei  einzelnen  Collegien,  besonders  wenn  e.igenthümlichc 
Umstände  obwalten,  es  hiebei  nicht  ankommt.  Aber  gegen  das  Streben, 
die  Inscriptionszeit  gleichsam  in  einen  Anhang  der  Ferialzeit  umzu- 
gestalten,  gegen  eine  Lauigkeit  im  Collogienbesucbe  selbst  schon  beim 
Beginne  der  Studienzeit  muss  energisch  angekämpft  werden. 

Das  Unterrichts- .Ministerium  macht  für  die  Ergreifung  der  hiezu 
dienlichen  Mittel  die  akademischen  Behörden  und  die  betreffenden 
Profes.soren  verantwortlich,  und  wird  diesem  wie  jedem  Gegenstände, 
der  mit  der  Wiederherstellung  der  gelockerten  Universitiltsdisciplin  in 
unmittelbarem  Zusammenhänge  steht,  seine  besondere  Aufmerksamkeit 
widmen. 

Den  betreffenden  Professoren-Collegion  sind  diese  Bemerkungen 
durch  die  Dccane  mitzutheilen. 


10.  MMsterial-Erlass  vom  27.  März  1854,  Z.13257/U42exl853,  *) 

an  den  akademischen  Senat  der  k.  k.  Universität  in  . . , 

in  Betreff  angekUndigter  und  später  nicht  abgehaltener  Collegien. 

Es  uuterliegt  keinem  Zweifel,  dass  es  dem  An.seben  und  der 
Würde  einer  Lehranstalt  wesentlich  zum  Abbruche  gereicht,  wenn 
angekündigte  Collegien  nicht  eingehalten  werden,  und  dass  dieser 
Uebelstand  noch  bedeutend  erhöht  wird,  wenn  eine  Mehrzahl  von  der- 
lei Fällen  gleichzeitig  vorkommt.  Es  erweckt  dies  den  Schein,  als  ob 
man  den  Lectionskatalog  so  zu  sagen  auf  das  Gerathewohl  mit  einer 
Fülle  von  Ankündigungen  habe  ausstatton  wollen,  um  ihn  in  den 
Augen  der  Welt  reicher  erscheinen  zu  lassen,  als  er  sich  dann  in 

*)  Vcrgl.  hiezu  Paukt  VI.  d.  M.-E.  v.  5.  Juli  1851,  Z.  6485/584  (sub  I a). 
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Wirklichkeit  erweisen  kann.  Es  lä.sst  sich  ancli  nicht  (Ihersehen,  dass 
in  solchem  Falle  manche  ötudirende  gerade  nm  die  Vorlesungen 
gehraclit  werden  können,  um  derentwillen  sie  eine  liestimmte  Uni- 
versität aut'suchten;  und  dass  sie,  wenn  die.  Einstellung *der  hean 
tragten  Collegien  erst  im  letzten  ,\ugenblicke  bekannt  wird,  mit  einer 
passenden  Cmubiuirung  der  ansznwählenden  Collegien  nicht  melir  gut 
zurecht  kommen  können.  Wenn  daher  auch  das  Ministerium  im  Allge- 
meinen es  willkommen  heisst,  dass  die  Professoren  von  dem  Rechte, 
ihre  Ilauptlacher  durch  V'ortiäge  über  einschlägige  Materien  zu  ver- 
vollständigen, (iehranch  machen,  so  muss  es  doch  auch  niclit  minder 
darauf  bestehen,  dass  hierbei  mit  Ernst  und  Hedacht  vorgegangen,  und 
nicht  auf s Unbestimmte  hin  .Ankündigungen  gemacht  werden,  welche 
zu  realisiren  sich  hinterher  als  .schwierig  oder  als  unmöglich  erweist. 

Was  aber  insbesondere  den  l mst.and  betriflt,  da.ss  wegen  geringer 
Zahl  der  Inscribirteu  angekündigte  Collegien  nicht  zur  Eröfthnng  ge- 
langen, so  muss  das  Ministerium  die  Erwartung  aussprechen,  dass  Pro- 
fessoren, die  von  ihrem  Berufe  durchdrungen  sind,  es  nicht  unter  ihrer 
Würde  finden  werden,  — namentlich  über  Ccgenstände,  für  welche 
das  Interesse  iler  Studirenden  erst  geweckt  werden  muss,  — auch  vor 
einem  wenig  zahlreichen,  w'cnn  nur  strebsamen  Auditoritini  vorzu- 
tragen, indem  widrigenfalls  iler  V'erdacht  nahe  liegt,  dass  die  Absicht, 
den  wissenschaftlichen  Unterricht  zu  fördern,  der  Rücksicht  auf  den 
Ertrag  der  Collegiengelder  in  unerfreulicher  Weise  nachstehe. 

Der  Senat  hat  dies  den  Professorencollegien  zu  eröffnen,  und 
in  Znkuntl  darüber  zu  wachen,  da.ss  Collegien,  die  einmal  angekündigt 
waren,  wenn  nicht  besonders  triftige  (irUnde  und  gehietcrische  Um- 
stände es  erheischen,  nicht  rückgängig  gemacht  werden. 


11.  Ministerial-Erlass  vom  7.  Juli  1856,  Z.  9657/533, 

an  das  Wiener  Universitäts-Consistorium, 

womit  die  Aufnahme  von  Collegien,  die  als  privatissima  abgehalten  werden 
wollen.  In  den  laeotions-Katalog  alt  unzulässig  erklärt  wird. 

Aus  Anlass  der  von  ....  beabsichtigten  Privatissima  wird  be- 
merkt, dass  derlei  Collegien  Uirer  Natur  nach  gar  nicht  in  den  Lec- 
tionskatalog  aufzunehmen  sind,  sondern  es  den  Profes.soren,  die  solche 
abhalten  wollen,  überlassen  bleibt,  ihre  Absicht  auf  eine  andere  geeig- 
nete Art  zur  Kenntniss  der  Studirenden  zu  bringen. 
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12.  Ministerial-Erlass  vom  10.  April  1857,  Z.  6367/354, 

an  das  UnivcrsitäU-Consisturimn  zu  Wien  und  an  diu  akademischen  Senate  der 
Universitäten  zu  I'rag,  Pcwtli,  Krakau,  Lemberg,  Graz  urui  Innsbruck, 

betrcITend  Maasregeln  zur  rechtzeitigen  ErSffhung  der  Vorletungen. 

Es  wurde  ilie  WalirneLimtng  (roinaclit,  da.ss  an  mehreren  öster- 
reichiselien  Universitäten  die  V’orlesnngen  erst  gegen  Ende  des  In- 
scriptionsterinines  allgemein  ihren  regelmässigen  Anfang  zu  nehmen 
pflegen,  und  dass  hieran  hauptsächlich  die  Saumseligkeit  vieler  Studi- 
render  die  Schuld  trägt,  welche  sich  eben  erst  wenige  Tage  vor  Ab- 
lauf der  gesetr-licheu  Inscriptionsschrift  an  der  Universität  cinfinden 
und  inscribiren  lassen. 

Die  akademischen  Behörden  haben  es  vom  .Studienjahre  1S57./S 
an  zu  ihrer  angelegentlichen  Sorge  zu  machen,  diesem  Unfuge  mit 
grösserer  Energie,  als  dies  bisher  von  den  meisten  akademischen  Be- 
hörden geschehen  zu  sein  scheint,  entgegen  zu  treten. 

Zu  diesem  Ende  haben  sie  den  Studirenden  zu  bedeuten,  dass 
sie  es  als  ihre  akademische  Pflicht  anzuseheu  haben,  schon  an 
dem  ersten  Tage  des  gesetzlichen  Beginnes  eines  jeden  Semesters  in 
der  Universitätsstadt  einzutreflen,  und  sofort  die  Vorlesungen  anzu- 
mclden  und  zu  besuchen , die  zu  hören  sie  verpflichtet  sind  oder  die 
sie  als  freie  Collegien  zu  hören  wünschen,  und  da.ss  zur  erusten  Auf- 
rechterhaltung dieser  Verpflichtung  sowohl  von  den  Quästuren,  als  von 
den  Docenten  die  nöthige  Vorsorge  werde  getroflTen  werden,  den  Tag 
der  Anmeldung  der  (Jollegien  in  Evidenz  zu  halten. 

Die  Professoren  ihrerseits  werden  (soweit  sie  nicht,  wie  dies  hei 
den  Vorständen  und  Prüfungscoramissären  der  rechtshistorischen  Staats- 
Prüfung  der  Fall  ist,  hieran  amtlich  verhindert  sind)  hiermit  aus- 
drücklich verpflichtet,  ihre  Vorlesungen  am  3.  oder  4-  Tage,  des  begin- 
nenden Semesters  zu  eröffnen,  und  sie  sowohl  als  die  Quästoren  haben 
*in  den  Meldungsbüchern  der  Studirenden  an  dem  betreffenden  Orte 
den  Tag  der  geschehenen  Anmeldung  zu  notiren,  erstere  ihn  auch  in 
den  Inscriptionslisten  vorzumerken. 

Wird  sohin  bemerkt,  dass  ein  Studirender  mehr  als  einmal  ver- 
absäumt hat,  sich  allsogleich  in  den  ersten  Tagen  des  Semesters  zur 
Inscription  zu  melden,  so  ist  eine  solche  Lauigkeit  in  Erfüllung  einer 
zur  Aufrechterhaltung  der  akademischen  Ordnung  gehörenden  Ver- 
pflichtung bei  sich  ergebenden  Gelegenheiten,  als  Verleihung  von  Sti- 
pendien, Collegiengeldcr-Befreiungen  oder  bei  Gesuchen  um  sonstige 
Begünstigungen  oder  Nachsichten,  in  geeigneter  Weise  in  Anschlag  zu 
bringen. 

Dies  ist  den  Studirenden  gegen  Ende  des  Semesters  in  geeig- 
neter Weise  mit  dem  Beisatze  zur  Kenntniss  zu  bringen,  dass  das 
Unterrichts-Ministerium  bei  den  sich  nur  zu  häufig  ergebenden  An- 
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läüseii,  wi)  «s  um  Naclisieliteii  uiler  «oiistige  Begüiistiguiigeii  von  Seite 
der  Studirciideii  angcgaiigeu  « ird,  stets  auf  die  Zeitpuncte  der  liiscrip- 
tiuneii  Rücksicht  nehmen  und  sie  als  Momente  der  Bcurtheilung  der 
PUnctlichkeit  des  (!andidaten  in  Krlnllung  seiner  akademischen  Ver- 
pflichtungen in  Betrachtnng  ziehen  werde. 

Kndlicli  wird  sämmtlichen  Quästuren,  Docenten  und  Uecanaten 
aufgetragen,  aueli  htd  den  Bestätigungen  und  Vidirungen  am  Schlüsse 
eines  jeden  Semesters  das  Datum  beizusetzen 

Pelier  den  Vollzug  und  Erfolg  dieser  Anordnungen  ist  nach  Ab- 
lauf von  drei  Wochen  des  näichsten  Wintersemesters  anher  zu  berichten. 


13.  Ministerial-Erlass  vom  9.  Mai  1857,  Z.  7081/465, 

an  das  Uuiversitäts-Conaistorium  in  Wien, 

womit  dasselbe  ermächtigt  wird,  Uber  geringrUglge  Veränderungen,  welche 
sich  in  einem  Semester  nach  Drucklegung  des  betreffenden  Lectionskataloges 
hinsichtlich  desselben  ergeben,  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  entscheiden. 

Das  k.  k.  L'nivcrsitJits-Consistorium  wird  cnnäclitigt,  Uber  ge- 
ringfügigere Veränderungen,  welche  sich  in  einem  .Semester  nach  der 
Drucklegung  des  betrefleiiden  Lectionskataloges  hinsichtlich  desselben 
ereignen,  im  eigenen  Wirkungskreise  und  ohne  hierher  gerichtetes 
Einschreiten  zu  entscheiden. 
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/ 

Vo  r s c*.  h r i f t e n 

Über 

Einführung:  der  Collegiengelder. 


14.  Ministerial-Terordnung  vom  12.  Juli  1850,  Z.  5697/187,*) 

R.  G.  B.  Jahrgang  1850,  Z.  310,  Seite  1274, 

Uber  die  Einführung  von  CoUegiengeldern  an  den  Universitäten  zu  Wien, 
Prag,  Pesth,  Lemberg,  Krakau,  OimUtz  und  Innsbruck. 

In  Gemiisslipit  der  bereits  mit  Allerhiicbster  Kntscliliessuiig  vom 
30.  September  IS  19  geiielimijften  (iriimlsiitze  über  die  Kinführung 
von  Collegieiigeiiiern  an  denje.iiigen  Univtirsiläten,  an  welebon  die  Lebr- 
und  Lernfreilieit  eingefiibrt  ist,  lialien  .Seine  .Majestät  ülicr  Antrag  dos 
Ministers  des  (Jultus  und  Unterriobte.s  mit  Allerhiicbster  Kntseblicssung 
vom  12.  .Juli  |S50  uacbstelieude  provisorische  Vorschrift  zu  geneh- 
migen geruht: 

§.  1.  Mit  dem  Studienjahre  18.50,51  wird  an  allen  ö.sterreichi8chen 
Universitäten,  an  welchen  die  Lehr-  und  Lernfreiheit  eingefUhrt  ist, 
d.  i.  an  den  Uiuversitäten  zu  Wien,  Prag,  l’est,  I.eraberg,  Krakau, 
Olmütz,  Uraz  und  Inn.sbriick  das  Unterrichtsgeld,  insoweit  es  gegen- 
wärtig besteht,  aufgehoben,  und  tat  ist  iin  allgemeinen  von  den  Studi- 
renden  fiir  Jedes  einzelne  Collegium,  wtdehes  sie  besneben,  ein  Collc- 
gicngcld  zu  entrichten,  welches  dem  betreffenden  Professor  oder  Pri- 
vatdocenten  zutallt. 

§.  2.  Uie  Cüllegicn  sind  in  Hetreff  der  Honorarpflicht  entweder 
unentgeltliche  (publica)  oder  entgeltliche.  Uie  letzteren  werden  ent- 
weder gegen  Kntrichtuiig  des  geringsten  vom  Gesetze  als  zulässig  er- 
klärten Coilegiengeldes,  oder  gegen  ein  höheres  gelesen. 

*1  Vergl.  hiezu  den 

Hinisterial-Erlass  Tom  9.  Jäimer  1852,  Z.  173/20, 

an  den  Decnn  der  pbilo«opblscb«n  Facaltit  in  Lemberg  (dareb  d«n  8uttbalter  von  Galizien), 
mit  W«itung«n  hintlcMlicIi  dar  Barathung  Ubar  Qasueha  um  Bafiraiung  vom  Collagiangalda 

und  hinaiohtlioh  dar  ZurUokitaliung  atampalgabrachlichar  Bafraiungigatuoha. 

Zur  kUnftig^en  Vemiciilung  de«  Aufschubes  in  der  rechtzcitijjen  Vorlage 
von  Sitzungsprotokolleii  wird  insbesondere  zur  EÖicbt  gemacht,  Gesuche  um 
Befreiung  vom  C'ollcgicngelde  erst  dann  zur  Beratlumg  vor  da«  ProfesHoreu-Col- 
legium  zu  bringen,  wenn  diest  lbcn  »chon  früher  vollkommen  iustruLrt  worden  .sind. 

Zugleich  wird  bedeutet,  da«»  e«  unzulä»»ig  ist,  »tempelgebrechliche  Be- 
freiuiigsge.suche  erst  in  Folge  Beschlüsse»  bei  der  Berathung  den  Bittstellern 
b.  m.  zurückzugeben,  indem  diese«  nur  umnittelbar  bei  persönlicher  Ueberrei- 
chung  der  Gesuche  durch  die  Bittsteller  geschehen  darf,  ausserdem  aber  sich 
genau  nach  dem  §.  81  de«  Htempelpateiites  vom  9.  Februar  1H50  benommen 
werden  muss. 
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§.  3.  Das  gt*riugslf  Collegiengpld  beträgt  für  jedes  Semestral- 
Collegium  so  viele  Gulden  Conv. -Münze,  wie  viele  Stunden  das  Collegium 
wöchentlich  ausfiillt. 

§.  4.  Das  Recht  der  Docenteu  auf  Collegiengehler  steht  iin  Zu- 
sammenhänge mit  den  V'erpHichtiingen  ihres  Lehramtes.  Ks  ist  ver- 
schieden, je  nachdem  dieselben  mit  Gehalt  angestellt  sind  oder  nicht. 

§.  f).  Jeder  mit  Gehall  definitiv  oder  provisorisch  aiigestellte 
Professor  hat  seine  Collegien  über  diejenigen  Lehrrächer,  für  welche 
er  angpstellt  ist,  in  einer  angemessenen  f§.  6)  Anzahl  von  wöchent- 
lichen Vorlesungen  um  das  oben  ij.  3 bezeichnete  Collegiengeld  zu 
lesen.  Er  hat  diesen  Collegien,  welche  seine  Hauptcollegien  heissen, 
vorzugsweise  seine  Lehrnmtsthätigkeit  znziiwendcu.  In  diesen  Hinsichten 
sind  ihnen  auch  die  nur  Reinuneratiouen  hezeichnenden  Docenten 
gleichgehalten. 

Nur  Supplenten,  welche  etwa  noch  nach  besonderen  obwaltenden 
Verhältnissen  gegen  Bezug  der  gesetzlichen  Substitutionsgebühr  zur 
.Viisfüllung  einer  erledigten  Lehrkanzel  verwendet  werden,  haben  auf 
die  tür  ihre  Collegien  zu  bezahleuden  (hillegiengelder  keinen  An- 
spruch, sondern  diese  fliessen  in  denjenigen  Fond,  aus  welchem  die 
SubstitutionsgAühr  bezahlt  wird. 

(I.  Bei  der  Beurlheiliing,  auf  wie  viele  Stunden  in  der  Woche 
ein  angestellter  F^rof'essor  seine  Hauptcollegien  aiiszudehuen  verpflichtet 
sei,  haben  folgende  Bestimmungen  als  Anhaltspuucte  zu  dienen: 

a)  zuerst  ist  das  An.stellungsdecret  oder  die  der  Berufung  eines 
Professors  vorausgegangene  Verhandlung  zur  Grundlage  der  Entschei- 
dung zu  nehmen; 

b)  sohin  ist  bei  bereits  längere  Zeit  augestellten  Professoren  auf 
die  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  oder  auf  die  Uebung; 

c)  auf  das  objective  Bedürfniss  des  Gegenstandes  und  Heretelluug 
eines  gewissen  Ebenmasses  in  der  extensiven  Behandlung  gleich  wicli- 
tiger  Lehrfächer,  endlich 

d)  darauf  zu  sehen,  dass  es  dem  Studirenden  im  allgemeinen 
möglich  gemacht  werden  müsse,  während  seiner  gesetzlichen  IJniversi- 
tätszeit  wenigstens  alle  Hauptfächer  seiner  Facultät  oder  bei  der  phi- 
losophischen Facultät  doch  die  Hauptfächer  seiner  speciellen  wissen- 
schaftlichen Kichluug  bei  Professoren,  und  ohne  offenbare  Ueberbürdung 
seiner  Kräfte  zu  hören. 

§.  7.  Neben  diesen  Collegien,  durch  welche  ein  angestellter  Pro- 
fessor der  bei  seiner  Anstellung  übernommeneu  Verpflichtung  genügt, 
ist  er  berechtigt,  noch  ein  oder  mehrere  Collegien  über  sein  ganzes 
Lehrfach  oder  einzelne  Theile  desselben  oder  über  solche  Fächer,  über 
welche  zu  lesen  er  bei  seiner  Anstellung  oder  späterhin  zwar  nicht 
verpflichtet  aber  berechtigt  wurde,  um  das  geringste  oder  um  ein  be- 
liebig höheres  von  ihm  festgesetztes  Collegiengeldes  zu  lesen. 

§.  8-  Jeder  ordentliche  Professor  ist  ferner  verpflichtet,  we- 
nigstens in  jedem  dritten  Seme.ster  ein  unentgeltliches  Collegium  (Pub- 
licum) von  wöchentlich  einer  oder  von  zwei  Stunden  über  einzelne 
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Parthien  seines  Hauptgegeustamles  oder  über  ein  anderes  Fach,  wor- 
über üu  lesen  er  zwar  nicht  verpflichtet  aber  berechtigt  wurde,  zu 
geben. 

Diese  Publica  hat  er  neben  seinen  ordentlichen  Collegien  zu 
lesen,  doch  darf  er  sich  die  hierauf  verwendeten  Stunden  bei  Berech- 
nung der  pflichtmässigen  Stundenzahl  seiner  Hanptcollegien  zu  Guten 
rechnen. 

Abgesehen  von  diesen  Collegien  darf  ein  Professor  unentgeltlich 
nur  mit  Genehmigung  des  Unterrichtsministeriums  in  dem  Falle  lesen, 
wenn  nach  der  eigenthüinlichen  Beschafl'enheit  eines  Lehrgegenstandes 
der  Besuch  eines  Collegiums,  desseu  Zustandekommeu  wünschens- 
werth  ist,  durch  die  Forderung  eines  Honorars  wesentlich  beeintrUchtigt 
würde. 

Das  Unterrichtsministerium  wird  bei  Ertheilung  einer  solchen 
Genehmigung  darauf  sehen,  dass  durch  dieselbe  nicht  ein  in  diesem 
Fache  heranstrebender  Privatdocent  unterdrückt  werde. 

§.  9.  Privatdocenten  und  unbesoldete  ausserordentliche  Professoren 
dürfen  alle  ihre  Collegien  entweder  um  das  gesetzliche  Minimum  des 
Coilegiengeldes,  oder  um  ein  höheres,  unentgeltlich  aber  nur  unter  den 
im  vorigen  Paragraphe  gestellten  Beilingungen  lesen. 

§.  1 0.  .Jeder  Professor  oder  Privatdocent,  welcher  ein  Collegium 
um  ein  höheres  Collegiengeld  lesen  will,  hat  dies  hei  Entwerfung  des 
Lectionskataloges  dem  Professoreucollegiuni,  und  den  Betrag  des  Ho- 
norars vor  Beginn  des  Aufnahnistermines  der  Universitiits(|uästur  an- 
zuzeigen. Unterlibsst  er  es,  diese  Anzeige  rechtzeitig  zu  erstatten,  so 
wird  angenommen,  dass  er  sich  mit  dem  gesetzlich  normirten  Colle- 
giengelde  begnüge. 

§.  11.  In  den  Vorle.seordnungen  sind  diejenigen  Collegien  beson- 
ders ersichtlich  zu  machen,  welche  unentgeltlich  oder  als  Hauptcolle- 
gien  oder  gegen  ein  höheres  als  das  §.  3.  angeführte  Honorar  gelesen 
werden. 

§.  12.  Zur  Zahlung  des  Coilegiengeldes  für  ordentliche  oder 
ausserordentliche  Collegien  sind  sowohl  die  immatriculirten  als  nicht 
immatriculirten  Hörer  einer  Facultät  verpflichtet,  so  weit  sie  nicht 
eine  gesetzliche  Befreiung  geniessen  oder  die  Befreiung  davon  nach 
Inhalt  dieses  Gesetzes  erwirkt  haben. 

§.  13.  Die  zu  ertheilende  Befreiung  kann  sich  entweder  auf  das 
Ganze  oder  auf  die  Hälfte,  unter  keiner  Voraussetzung  aber  auf  irgend 
einen  anderen  Bruchtheil  dos  Coilegiengeldes  erstrecken. 

§.  14.  Einen  directen  gesetzlichen  Anspruch,  von  dem  Collegien- 
gelde  ganz  befreit  zu  sein,  haben  nur  folgende  Studirende  der  Theologie : 

a)  Vom  Secularclerus 

die  dürftigen  Diözesenseminaristen  und  Externisten,  welche  für 
das  BedUrihiss  der  Diözese  nothwendig  sind,  und  dem  Diözesenclerus 
entweder  wirklich  schon  einverleibt  sind  oder  wenigstens  die  bestimmte 
Zusicherung  der  Aufnahme  in  denselben  erhalten  haben.  Der  Bischof 
hat  mit  Anfang  Jedes  Studienjahres  ein  Verzeichniss  dieser  Studi- 
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rendeii  unter  Bestätigung  ihrer  Dürltigkeit  dem  tlieologisclien  Pro- 
f'essoreiicollegium  zu  (ihermitteln. 

bl  Vom  Regidarclerus 

alle  Diejenigen,  welche  einem  Orden  angehören,  der  aus  einem 
öffentlichen  Fonde  eine  1 totatiuii  bezieht. 

Auf  alle  diese,  .Studirenden  der  'Fheologie,  so  lange  sie  ihre  Stu- 
dien mit  genügendem  Erfolge  fortsetzen,  haben  daher  die  weiter  fol- 
geuden  Bestimmungen  keine  Anwendung. 

tj.  Dö.  Bei  dem  innigen  Zusammenhänge  zwischen  der  Ent- 
richtung von  (Jollegiengeldern  und  dem  ganzen  Systeme  der  Lehr- 
und  l,a-rnfreiheit  gilt  als  Regel,  dass  jeder  Studirende  für  jedes  Col- 
legium, welches  er  hört  und  widches  kein  publicum  ist,  ein  Collegien- 
geld  nach  Inhalt  dieses  Gesetzes  zu  bezahlen  hat. 

Eine  Befreiung  von  iler  Entrichtung  des  ganzen  oder  halben  Col- 
legieugeldes  kann  nur  ausnahmsweise,  und  zwar  nur  an  Studirende 
a)  von  tadellosmn  Benehmen  stattfinden,  wc-lche  h)  ihre  wahrhafte  Dürf- 
tigkeit, und  c)  eine  ausgezeichnete  wissenschaftliche  Verwendung  nach- 
weisen  können. 

Ausländer,  welche  österreichische  Universitäten  benützen,  können 
unter  denselben  Bedingungen  wie  österreichische  Studirende  befreit 
werden,  wenn  ähnliche  Befreiungen  an  den  Universitäten  des  betref- 
fenden Staates  auch  österreichischen  Studirenden  zu  'l'hcil  werden  können. 

tj.  Di.  Stipendisten  und  Stiftlinge  haben  als  solche  irn  Allge 
gemeinen  k<'inen  Anspruch  auf  Befreiung  von  Entrichtung  des  Oollegien- 
geldcs,  sondern  haben  darznthun,  dass  sie  nnge.achtet  des  diesfälligen 
Genusses  als  dürftig  anzusehen  sind. 

§.  17.  In  .\nsehnng  der  von  einem  Gymnasium  oder  von  einer 
früher  sogenannten  |diilosophiachen  Lehranstalt  an  die  Universität  über- 
tretenden Studirenden  gilt  es  als  Regel,  dass  sie  in  dem  ersten  Semester 
ihrer  Universitätszeit  zur  /ahliing  des  Collegiengeldcs  verpflichtet  sind 
und  erst  im  zweiten  Semester  um  die  Befreiung  einschreiten  können, 
wenn  sic  die  im  §.  1 ü vorge.schriehenen  Bedingungen  nachzuweisen 

vermögen.  *) 

Nur  Diejenigen  können  auch  schon  im  ersten  Semester  ihrer  aka- 
demischen Studien  um  die  Befreiung  einkoinmen,  welche  die  Maturitäts- 
prüfung mit  ausgezeichnetem  Erfolge  abgelegt  haben. 

§.  18.  Diejenigen  Studirenden,  welche 

a)  im  Jahre  1849 — öO  schon  an  einer  der  drei  Universitäten  zu 
Pest,  Krakau  und  Innsbruck  immatriculirt  waren,  oder 

b)  an  einer  anderen  österreichischen  Universität  immatriculirt 
und  an  derselben  gesetzlich  zur  Zahlung  des  Unterrichtsgel- 
dos nicht  verpflichtet  oder,  davon  befreit  waren, 

haben  Anspruch,  auf  Grundlage  dieser  gesetzlichen  oder  besonders  er- 

*)  Eine  wichtige  Abänderung  dieser  Hcalimmnng  enthält  der  M.-E.  vom 
2.  Oct.  185.*»,  Z.  I.ölfi2,  indem  derselbe  im  Hinblicke  auf  die  erhöhte  Stunden- 
zahl der  für  die  .Juristen  obligat  erklärten  Collcgien  die  Befreiung  vom  halben 
Collegicngelde  bedeutend  erleichtert. 
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tlieilten  Befreiuntr  durch  die  Stiidicnjnhre  1S50 — 51  bis  incl.  1852 — 53 
ohne  einen  anderen  Nachweis,  als  den  eines  tadellosen  Benehmens 
während  des  Studienjahres  1849 — 50,  von  dein  halben  C'ollegiengeldc 
aller  von  ihnen  zu  besuchenden  Collegien  befreit  zu  werden,  und  es  durch 
diese  drei  Jahre  zu  bleiben , so  lange  sie  durch  tadelloses  Benehmen 
und  Heissige  Verwendung  sich  dieser  Begünstigung  nicht  unwürdig 
machen  (§.  25). 

§.  19.  Wenn  ein  im  Jahre  1849  — 50  zur  Zahlung  des  Unter- 
richtsgeldes  nicht  verpflichteter  Studirender  sich  mit  der  ihm  durch 
den  vorigen  Paragraph  gewährten  theilweisen  Befreiung  für  die  .Jahre  ' 

1851-53  nicht  begnügen  will,  sondern  um  die  gänzliche  Befreiung 
einschreitet,  so  ist  ihm  dies  nicht  verwehrt,  allein  sein  Befreiungs- 
gesuch ist  sohin  ohne  weitere  Rücksicht  auf  den  1 8 lediglich  mit 
Bezugnahme  auf  die  allgemeinen  Bedingungen  einer  solchen  Befreiung; 
tadelloses  Benehmen,  wahrhafte  Dürftigkeit  und  ausgezeichnete  wissen- 
schaftliche Verwendung  zu  bcurtheilen  und  es  ist  ihm  demgemäss  die 
Befreiung  ganz  oder  zur  Hälfte  zu  bewilligen  oder  auch  ganz  zu  versagen. 

§.  20.*)  Den  im  §.  18  erwähnten  theilweisen  Befreiungsanspruch 
haben  bei  ihrem  Uebertritte  an  eine  Universität  auch  diejenigen  Stu- 
direnden,  welche  im  Studienjahre  1849^ — 50  an  einer  der  Rechts-.4ka- 
demien  zu  Pressburg,  Kaschau,  Grosswardein,  Agram,  Hermannstadt  oder 
Klausenburg  dem  rechts-  und  stnatswis.sen.“chafllichen  Studium  mit 
gutem  Erfolge  obgelegen  sind. 

§.  21.  Keine,  auf  was  immer  für  einem  Titel  beruhende  oder 
theilweise  Befreiung  geht  jedoch  von  einer  Universität  auf  eine  andere 
Uber,  uoch  gilt  die  an  einer  Facultät  erhaltene  Befreiung  für  den  Be- 
such von  Vorlesungen  an  einer  anderen  Facultät  derselben  Universität. 

Nur  die  den  Studirenden  der  Theologie  aus  dem  Gesetze  zu- 
stehenden Befreiungen  haben  auch  für  andere  Facultäten  volle  Gil- 
tigkeit. **) 

§.  22.  Jeder  Studirende,  welcher  auf  eine  gänzliche  oder  theil- 
weise Befreiung  Anspruch  machen  zu  können  glaubt,  hat  in  den  ersten 
vierzehn  Tagen  des  »Semesters  bei  dem  betreffenden  Professoren -Col- 
legium um  dieselbe  schriftlich  einzukommen. 

Dieses  entscheidet  darüber  nach  reiflicher  Prüfung  der  Grund- 
lage des  Gesuches  und  seiner  Behelfe. 

Gegen  diese  Entscheidung  findet  kein  Recurs  statt. 

*1  Dnrcli  .M.-E  v.  ■!.  August  1850,  Z.  lUä4 "209  wurde  berichtigt,  dass  iui 
§.  20  des  Ges.  v.  12.  .Tuli  1S50  anstatt  des  §.  19  der  § 18  citirt  werden  sollte. 

**)  Der  Minist,-KrL  vom  2 Oct.  1855,  Z.  15162/989,  bemerkt;  „Die  von 
den  rcchtswissenscliaftlicTii  n Professoren- C'ollegien  den  iinmatrienlirten  Rechts- 
hörem ertheilten  Befreiungen  von  dem  halben  oder  ganzen  Cfdiegiengeldc  haben 
von  mm  an,  ehen.so  wie  die  den  Htudirenden  der  Theologie  aus  d^m  Gesetze  zu- 
stchenden  Befreiungen  auch  für  die  von  ihnen  an  anderen  Facultäten  be.suehten 
Collegien  volle  Giltigkeit  und  werden  hiemit  für  sie  lüe  entgegengesetzten  Be- 
stimmungen des  ersten  Absatzes  des  Ij.  21  des  Gesetz.es  vom  12.  Juli  1850, 

Z.  103,  ausser  Wirksamkeit  gesetzt.“ 
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§.  23.  Wird  einem  Gesuche  par  niclit  oder  theilweise  stattge- 
gebeii,  80  hat  der  Studirende  für  alle  entgeltlichen  Gollegien,  für  welche 
er  sich  hat  einschreiben  lassen,  im  ersten  Falle  das  ganze,  im  zweiten 
Falle  das  halbe  Collegiengeld  zu  entrichten. 

§.  2d.  Jede  ertheilte  Befreiung  erstreckt  ihre  Wirksamkeit  zu- 
nächst nur  auf  zwei  Semester. 

Nach  Ablauf  derselben  muss  der  Studirende , welcher  Anspruch 
zu  haben  glaubt,  sie  fort  zu  geniessen , um  ihre  Erneuerung  eiii- 
schreiten. 

Die  Bedingungen , diese  Erneuerung  zu  erhalten  , sind  verschie- 
den, bei  Denjenigen,  welche  auf  Grundlage  des  §.  IS  die  Befreiung 
von  der  Hälfte  des  Collcgicngeldes  angesprochen  haben  und  zuerkannt 
erhielten,  und  bei  allen  Uchrigen. 

§.  2').  Diejenigen,  welche  auf  Grundlage  des  §.  18  von  der 
Hälfte  des  Collegiengeldcs  befreit  wurden , haben  zwar  ebenfalls  von 
Jahr  zu  Jahr  um  die  Erneuerung  ihrer  Befreiung  anzusueben,  allein 
dieselbe  kann  ihnen  bis  inclusive  zum  Stiidienjahre  1S52  — 33  nicht 
verweigert  werden , so  lange  sie  sich  tadellos  benehmen , und  soust 
nichts  vorkommt,  wodurch  sie  dieser  Begüiustigung  unwürdig  erscheinen. 

§.  2(i.  Die  übrigen  vom  Collegiengelde  theilweise,  sowie  alle  vom 
ganzen  Collegiengelde  befreiten  Studirenden  haben  sich  in  ihrem  Ge 
suche  zur  Erneuerung  der  Befreiung  bei  ihreTii  Ehrenworte  zu  erklären, 
dass  ihre  pecuniären  Verhältnisse  sich  seit  der  erhaltenen  Befreiung 
nicht  verbessert  haben,  es  darf  feiner  nicht  nur  riicksichtlich  ihres  Be- 
nehmens nichts  zu  Beanständendes  gegen  sie  vorgekommen  sein  , son- 
dern es  muss  wenigstens  Einer  der  l’rofessoren,  deren  Vorlesungen  sie 
in  dem  letzten  Semester  besiichUm,  aus  eigener  Ueberzeugung  ihre  aus- 
gezeichnete wissenschaftliche  Verwendung  zu  bezeugen  im  Stande  sein. 

§.  27.  Ueber  jede  Erneuerung  der  Befreiung  entscheidet  das 
Professorencollegium.  Die  Form,  in  welcher  sie  gewährt  wird,  besteht 
in  einer  einfachen,  in  Folge  Collegiaibeschlusses  von  dem  Decan  auf 
das  Befreiuugsdecret  geschriebenen  und  unterschriebenen  Bemerkung, 
dass  diese  Befreiung  auch  für  die  zwei  nächsten  (namentlich  und  mit 
der  Jahreszahl  anzugebendent  oder  nach  l’mständen  auch  nur  für  das 
nächste  Eine  Semester  giftig  sei. 

§.  28.  In  welcher  Weise  die  Profes-soreucollegien  sich  die  Ueber- 
zeugung von  der  Dürftigkeit  des  um  Befreiung  ansuchenden  Studiren- 
den verschaffen  wollen,  hängt  innerhalb  der  Grenzen  folgender  Be- 
schränkungen von  ihrem  Ermessen  ab; 

1 . Sie  haben  es  als  eine  Pflicht  anzuseh^ , sowohl  bei  Prüfung 
der  DUrftigkeitsausweise  und  Beiirtheilung  ihrer  Glaubwürdigkeit,  abs 
bei  Beiirtheilung  der  wissenschaftlichen  Verwendung  mit  gewissenhaf- 
ter Strenge  vorzugehen,  und  das  mit  dem  ganzen  Systeme  der  Lern- 
freiheit verbundene  Institut  der  Collegiengelder  durch  missverstandene 
Nachsicht  nicht  zur  Täuschung  zu  machen. 
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'2.  DieStudiremlen,  wolclie  auf  Bpfrriung  Anspruch  machen,  haben 
sich  mit  Ausnahme  der  im  §.  18  erwähnten  Fälle,  nicht  blos  im  All- 
gemeinen auf  ihre  Dürftigkeit  oder  auf  den  Umstand,  dass  ihnen  schon 
vordem  auf  Grundlage  eines  Armuthszeugnisses  eine  Befreiung  oder 
ein  Stipendium  verliehen  worden  sei,  zu  berufen,  sondern  positiv  die- 
jenigen Verhältnisse  wahrheitsgetreu  anzuführen  und  nach  Möglichkeit 
zu  belegen , deren  Darlegung  zur  Beurtheilung  ihrer  und  der  Mittel- 
losigkeit ihrer  Eltern  nothwendig  ist. 

3.  In  der  Regel  haben  sie  aufBeibringung  öffentlicher  Zeugnisse  von 
Gemeinde -Vorständen,  Magistraten  oder  .Stadtliauptmannschaften  u.s.  w., 
in  welchen  positive  Daten  zur  Beurtheilung  der  Dürftigkeit  enthalten 
sind,  zu  dringen. 

4.  Privatzeugnisse  können  nur  dann  zur  Grundlage  der  Befrei- 
ung genommen  werden,  wenn  die  Aussteller  vollkommen  Vertrauen 
verdienende  Personen  und  in  den  Zeugnissen  positive  Anhaltspuncte 
der  diesfalligen  Beurtheilung  enthalten  sind,  und  der  Aussteller  aus- 
drücklich sie  „aus  eigeuem  Wissen  und  unter  eigener  Dafürhaftmig“ 
als  wahr  bestätigt. 

§.  29.  Die  Befreiung  wird  solchen  Studirenden  zu  viu-sagen 
sein,  deren  Eltern,  oder  welche  selbst  durch  ihre  Lebensweise  darthun, 
dass  sie  die  Mittel  fifr  unnöthige  Ausgaben  besitzen  oder  herbeizu- 
BchaSen  vermögen. 

§.  30.  Die  Docenteu  haben  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch 
die  Pflicht,  sich  Uber  die  wissenschaftliche  V'erwendung  der  Befreiten 
auf  Jede  ihnen  zweckmässig  erscheinende  Weise,  sei  es  durch  Vor- 
nahme von  Colloquien  oder  PrivatprUfungen,  oder  Veranstaltung  schrift- 
licher Ausarbeitungen,  Gewissheit  und  mit  ihr  die  erforderliche  positive 
Grundlage  zur  Beurtheilung  ihrer  Würdigkeit,  eine  Befreiung  zu  er- 
halten oder  sie  foitzugeniessen,  zu  verschaffen. 

§.  31.  Die  von  einem  Professoreneollegium  ertheilten  Befrei- 
ungen haben  volle  Giltigkeit  nur  für  die  Hauptcollegieu  der  mit  Ge- 
halt angestellten  Professoren  oder  remunerirten  Docenten. 

Für  die  Vorlesungen  der  Privatdocenten  und  auch  für  die  von 
Professoren  neben  ihren  Hanptcollcgien  angekündigten  entgeltlichen 
Vorlesungen  erlangen  sie  die  (iiltigkeit  nur  dadurch,  dass  diese  hiezu 
ihre  ausdrückliche  Zustimmung  entweder  bei  Abfassung  der  Lections- 
kataloge  vor  dem  versammelten  Profesaorencollcgium,  oder  nachträglich, 
jedoch  jedenfalls  vor  Beginn  des  Termins  zur  Aufnahme  der  Studiren- 
den,  bei  der  Universitätsquästur  abgeben. 

§.  32.  Während  der  ersten  zehn  Tage  eines  Semesters  steht  es 
jedem  Studirenden  frei,  in  jedem  Collegium  der  Universität  zu  hospi- 
tiren,  d.  i.  sie  als  Gast  zu  hören,  ohne  dass  dadurch  eine  Verpflich- 
tung zur  Zahlung  des  Collegiengeldes  begründet  wird. 

§.  33.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  wird  es  als  unehrenhaft  anzu- 
sehen  sein , ein  entgeltliches  Collegium  regelmässig  zu  besuchen,  ohne 
gebtthrendermassen  ilem  Docenten  das  ihm  zukommende  Collegicngeld 
zu  entrichten. 


Digitized  by  Google 


4B 


§.  3J.  Es  ist  (lern  Docctitoii  untersagt,  das  Collegiengeld  von 
den  Studirenden  unmittellmr  in  Empfang  zu  nelimen.  Zur  Einliebung, 
Abfuhr  >ind  Verrechnung  der  Collegicngelder  ist  die  Quästur  bestimmt. 

§.  35.  Der  Studirende  kann  das  Collegiengeld  für  alle  von  iliiii 
angemeldeten  Collegieu  auf  einmal  oder  tur  jedes  einzeln  in  Vorhinein 
oder  decuraiv  entrichten.  I4ie  Entrichtung  muss  ji'docb  vor  Ablauf 
desjenigen  Termins  geschehen,  welcher  am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters 
zur  Bestätigung  des  Collegienbesuches  bestimmt  ist. 

§.  3t).  Kein  Docent  darf  einem  Studirenden  am  Schlüsse  des 
Semesters  ein  Collegium  als  besucht  bestätigen,  wenn  ihm  nicht  die 
Bescheinigung  vorgelegt  wird,  dass  derselbe  für  alle  von  ihm  ange- 
meldeten Collegien  bei  der  Quästur  bezahlt  oder  sich  bei  ihr  gehörig 
Uber  die  Befreiung  ausgewiesen  hat. 

Die  Quästur  haftet  eben  so  tiir  die  Richtigkeit  ihrer  Beschei- 
nigung wie  jeder  Docent  daliir  , dass  er  nicht  ohne  dieselbe  voreilig 
dem  Studirenden  sein  Besuchszeugnisa  ausfertige. 

§.  37.  Auch  ein  Abgangszeugniss  darf  einem  von  der  Universi- 
tät abgehenden  Studirenden  nicht  eher  nusgefertigt  werden,  bis  er  alle 
seine  Verpflichtungen  in  Beziehung  auf  Zahlung  von  Collegiengeldem 
vollkommen  erfüllt  hat. 

S-  3S.  *)  Studirende,  welche  der  durch  die  Einschreibung  oder 
durch  regelmässigen  Besuch  eines  Collegiums  begründeten  Ilonorar- 
pllicht  nicht  in  der  gehörigen  Zeit  nachgekommeu  sind,  sind  von  der 
Quästur  besonders  vorzumerken.  Dieselben  sind  für  das  nächste  Semester 
nur  gegen  Xachzahlung  des  rückständigen  Collegiengeldes  und  ge- 
gen Vorauszahlung  der  Collegicngelder  für  das  nächste  Semester  zu 
inscribiren. 

§.  3tl.  Wenn  ein  angekündigtes  Collegium  nicht  zu  Staude 
kommt,  so  sind  die  allenfalls  vorausbezahlton  Collegicngelder  zurück- 
zuerstatten. 

§.  10.  Wird  ein  Collegium  durch  Erkrankung  oder  sonstige 
Verhinderung  des  Docenten  nur  zeitweilig,  aber  nicht  auf  so  lange 
unterbrochen,  dass  dadurch  der  angekUndigto  Gegenstand  der  Vor- 
lesung einen  wesentlichen  Abbruch  erlitte,  so  bat  dies  auf  sein  Recht 
zum  Bezüge  der  Collegiengelder  keinen  hemmenden  Einfluss. 

§.  11-  Im  Zweifel  wird  bei  diesen  wie  bei  anderen  Veranlas- 
sungen zur  Unterbrechung  eines  Collegiums  daran  zu  halten  sein,  dass 
das  Collegiengeld  dann  nicht  zu  entrichten  und  das  allenfalls  voraus- 
bezahlte zurückzuerstatten  sein  wird, 

a)  wenn  die  Unterbrechung  länger  als  acht  Wochen  dauert, 

b)  oder  wenn  die  Ursache  einer  länger  als  vier  Wochen  ilauern- 
den  Unterbrechung  in  der  eigenen  Entschliessnng  des  Docenten  ge- 
legen ist. 

§.  12.  Ueber  alle  entstehenden  Zweifel,  ob  in  den  Fällen  der 
vorhergehenden  Paragraj)he  ein  Collegiengeld  zu  bezahlen  sei  oder 

•)  Cf.  M.-E.  V.  4.  Kcbr.  1854,  Z.  13713/1180  cx  1853  (sub  I a). 
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nicht,  entscheidet  nach  eingeholtem  Berichte  des  betreffenden  Profes- 
sorencollegiums  in  erster  Instanz  der  akademische  Senat. 

§.  43.  Die  Zurückerstattung  eines  für  ein  Semester  voraushezahlten 
Collegiengeldes  muss  jedoch  längstens  vor  Ablauf  des  nächsten  Semesters  , 
verlangt  werden , widrigens  angenommen  wird , dass  der  hiezu  Be- 
rechtigte hierauf  zu  Gunsten  des  betreffenden  Docenten  verzichtet  habe. 

Wenn  der  Fall  einer  Zurückerstattung  eintritt,  so  ist  dies  als- 
bald durch  Kundmachung  am  schwarzen  Brette  zur  Kenntniss  der 
Studirenden  zu  bringen. 

§ 44.  Eine  Vormerkung  der  Collegiengelder  für  die  befreiten 
Studirenden  zum  Behufe  einer  nachträglichen  Eintreibung  derselben, 
falls  sich  die  Vermögensverhältnisse  der  Befreiten  in  der  Folge  bes- 
sern sollten  (Stundung  der  Honorare),  findet  nicht  statt. 

§.  45.  Der  mit  der  Erhebung  und  Verrechnung  der  Collegien- 
gelder beauftragte  Universitätsbeamtc  hat  die  für  Rechnung  der  ein- 
zelnen Docenten  eingehobenen  Honorare  nach  Abzug  der  Eiuhebungs- 
percente  an  sie  gegen  ihre  Empfangsbestätigung  abzuftihren,  und  dem 
akademischen  Senate  am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters  Rechnung  zu  legen. 

§.  46.  Die  von  der  Quästur  den  Studirenden  über  die  be- 
zahlten Collegiengelder  ausgestellten  Bestätigungen  sind  stcmpclfrei. 

§.  47.  Die  im  §.  45  erwähnten  Eiuhebungsprocente  sollen  dazu 
dienen,  die  durch  neue  Einrichtung  der  Universitätskanzlei  und  Quästur 
entstehenden  Auslagen  ganz  oder  doch  theilweise  zu  decken. 

Sie  worden  vorläufig  auf  fünf  Procent  festgesetzt,  und  flicssen  in 
denjenigen  Fond , aus  welchem  die  Universitätsbeaniten  ihren  Gehalt  > 

beziehen.  Nach  Ablauf  eines  jeden  Semesters  haben  die  akademischen 
Senate  das  Recht,  auf  angemessene  Remunerationen  ftir  das  Kanzlei- 
und  Quästurspersonale  aus  den  Einbebungspercenten  bei  dem  Unter- 
richts-Ministerium anzutragen. 

§.  4S.  Das  Geschäft  der  Quästur  ist  vorläufig  von  den  akademi- 
schen Senaten  einem  der  bisher  angestelltcn  Universitätsbeamten,  welcher 
den  Namen  Quästor  führt,  als  widerrufliches  Amt  zu  übertragen,  und 
umfasst  nicht  nur  die  Einhebung,  Abfuhr  und  Verrechnung  der  Col- 
legiengelder, sondern  auch  das  damit  im  wesentlichen  Zusammenhänge 
stehende  Geschäft  der  Inscription  zu  den  Vorlesungen,  Führung  der 
verschiedenen  Kataloge,  der  Evidenzlialtung  der  Studirenden,  der  Ein- 
hebung und  Verrechnung  aller  anderen  Gebühren  und  Zahlungen  zur 
Universitätscassa. 

§.  49.  Auf  die  Studirenden  an  den  chirurgischen  Studienabthei- 
lungen hat  dies  Gesetz  keine  Anwendung. 

§.  50.  Ueber  die  Honorare  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  wer- 
den zugleich  mit  der  umfassenden  Regulirung  ihres  künftigen  Verhält- 
nisses zu  d en  Universitäten  besondere  Bestimmungen  erfolgen. 
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15.  Terordnung  des  Ministeriums  des  Cultus  und  öffent- 
lichen Unterrichts  vom  27.  Februar  1853, 

K.-O.-Hl.,  Jahrgang  1853,  Z.  37,  Seite  185, 
au  die  nkadeniiaehen  Bchiirdeii  der  Universitäten  in  Wien,  Prag,  Pest,  Krakau, 
Lemberg,  Graz,  Innabrnck  und  Olmütz, 

betreffend  die  Entrichtung  der  Collegiengelder  von  Seite  der  aueeerordent- 

iiehen  Hbrer. 

Die  akademischen  Behörden  melirerer  Universitäten  haben  den 
Antrag  gestellt , dass  die  ausserordentlichen  Uörer  gleich  bei  der  In- 
scription verhalten  werden  mögen , die  Collegiengelder  im  Vorhinein 
zu  entrichten , insoweit  dies  als  nothwendig  und  zweckmässig  er- 
scheint, um  die  Wirksamkeit  des  12  des  Gesetzes  vom  12.  Juli 
ls50,  Z.  310.  zu  sichern,  der  Anhäufung  von  KUckständea  und  den 
daraus  entstehenden  Uebelständen  vorzubeugen,  endlich  auch  den  Zu- 
drang solcher  ausserordentlicher  Hörer  hintanzuhalten,  welclie  ohne 
ernsten  Beruf  sich  in  die  Vorlesungen  eiuschreiben  lassen , sie  aber 
bald  vernachlässigen , und  sich  sodann  unter  dem  blossen  Vorwände 
des  .Studirens  beschältigungslos  in  der  Universitätsstadt  aullialten. 

Nacbde.in  einerseits  der  Ausdruck : „Btudirende“  im  §.  35  des 
citirten  Gesetzes,  wie  sich  aus  dem  zweiten  Satze  dieses  Paragraphes  er- 
gibt, sich  nicht  nur  auf  die  ordentlichen,  sondern  auch  auf  jene  ausser- 
ordentlichen Studirenden  bezieht,  welche  zur  rcgelmässigtm  Fortsetzung 
oder  zum  Behufe  eines  Ausweises  bei  dem  Abschlüsse  ihrer  Univer- 
sitätsstudien einer  ordentlichen  Bestätigung  des  Gollegienbesuches  be- 
dürfen ; andererseits  aber  die  Zahl  der  nicht  in  diese  Kategorie  ge- 
hörigen ausserordentlichen  Hörer  im  Zunehmen  begriffen  ist,  und  die 
Erfüllung  des  §.  12  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1850  von  Seite  der- 
selben jener  Sanction , welche  in  dom  zweiten  Satze  dos  §.  35  vor- 
gesehen ist,  grossentheils  ganz  entbehrt,  so  wird  in  Erledigung  obiger 
Anträge  zur  Hintanhaltung  der  erwähnten  Unzukömmlichkeiten  an- 
geordnet : 

Die  durch  die  bestehenden  akademischen  Gesetze  als  ausser- 
ordentliche Hörer  bezeichncten  Studirenden  an  den  Universitäten  haben 
in  der  Kegel  das  Collegiengcld  für  alle  von  ihnen  angcmeldeten  Colle- 
gien,  vom  Beginne  des  Sommersemesters  1853  angefangen,  sogleich  bei 
der  Inscription  tür  ein  Semester  anticipativ  zu  entrichten , soweit  sie 
sich  nicht  schon  bei  der  Inscription  über  eine  erwirkte  Befreiung  aus- 
weisen  können.  Von  dieser  Vorschrift  sind  jedoch  ausgenommen: 

1.  Diejenigen  Theologen,  welche  wegen  Abgangs  der  Maturitäts- 
prüfung im  Sinne  des  Ministerial  - Erlasses  vom  16.  September  1851, 
Keichs-Gesetz-Blatt  Nr.  216,  als  ausserordentliche  Hörer  an  der  theo- 
logischen Facultät  zugelasson  werden; 

2.  die  Pharmaceuten ; 

3.  lür  das  Sommersemester  1 853  jene  ausserordentlichen  Hörer 
der  Staatsrechuuugswissenschaft , welche  bereits  im  Wintersemester 


Digitized  by  Coogle 


51 


1852  — 53  inscribirt  waren  und  ihrer  Honorarpflicht  gehörig  nnchge- 
kommen  sind. 

16.  Ministerial-Erlass  v.  4.  Februar  1854,  Z.  13713/1180,  ex  1853, 

an  (la.s  Wiener  Univer«itMtHConsistorium, 

womit  die  Zuriickitellung  eines  nach  g.  38  des  Gesetzes  vom  12.  Juii  i850  er- 
legten Coliegiengeides  bei  später  eingetretener,  theilweiser  Befreiung  fUr  statt- 
haft erkürt,  und  die  Frage,  ob  aus  dem  Umstande,  dass  ein  Sitzungsprotokoll 
ohne  Bemerkung  zurUekgafolgt  sei , auf  die  sachliche  Genehmigung  der  darin 
bezogenen  Verhandlungen  geschlossen  werden  könne,  verneint  wird. 

Der  §.  38  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  ISfiO,  Z.  310,  stellt  sich 
nur  als  eine  theilweise  Ausnahme  der  Bestimmungen  des  §.  35  dar, 
und  beabsichtigt  durch  die  dem  zahlungasSumigcn  Studirenden  aufer- 
legte Verpflichtung,  die  Collegicngelder  vorauszubezahleu,  nicht  jene  Modi- 
fleationen  auszuschliessen,  welche  der  Betrag  der  Collegiengclder  durch 
eine  bereits  bewilligte  oder  etwa  weiterhin  zu  bewilligende  halbe  oder 
ganze  Befreiung  erleiden  würde. 

In  diesem  Sinne  hat  daher  das  Wiener  Universitätsconsistorium 
die  Professorencollegicn  über  die  Bedeutung  des  §.  38  des  Gesetzes 
vom  12.  Juli  1850  aufzuklären.  Um  jyjoch  anderseits  eine  unzeitige 
Connivenz  und  die  Eventualität,  dass  vielleicht  manche  Studirende 
auf  Rechnung  der  später  zu  erwirkenden  Befreiung  gegen  ihre  Hono- 
rarpflicht sich  sRnmig  erweisen,  hintanzulialten : ist  den  Professoren-Col- 
legien  zur  strengsten  Pflicht  zu  machen,  dass  sie  bei  Bewilligung  von 
Honorarsbefreiungen  solcher  Studirender  von  der  durch  den  §.  22  des 
Gesetzes  vom  12.  Juli  ihnen  eingeräumten  Befugniss  nur  bei  beson- 
ders rticksichtswUrdigen  Gründen  Gebrauch  machen  und  hierbei  mit 
Strenge  vergehen. 

Das  Consistorium  hat  bei  diesem  Anlasse  ferner  die  Bedeutung 
der  dem  Ministerium  vorgelegten  und  von  da  zurückgestellten  Sitzungs- 
protokolle und  sohin  die  Frage  zur  Sprache,  gebracht,  ob  aus  dem  Um- 
stande , dass  ein  Sitzungsprotokoll  ohne  Bemerken  zurückfolgt , auf 
die  sachliche  Genehmigung  aller  darin  bezogenen  Verhandlungen  von 
Seite  des  Ministeriums  geschlossen  werden  könne  und  solle  oder  nicht. 

Die  Vorlage  der  Protokolle  hat  nur  den  Zweck,  eine  Uebersicht  des 
Geschäftsganges  im  Allgemeinen  zu  bieten,  und  die  Zurücksendung  dersel- 
ben ohne  Bemerkung  involvirt  daher  auch  weiter  nichts,  als  eine  Appro- 
bation des  cingehaltenen,  formalen  Geschäftsganges.  Die  Genehmigung 
des  sachlichen  Inhaltes  der  darin  im  Auszuge  nicht  selten  nur  sum- 
marisch dargestellten  Verhandlungen  kann  daraus  allein  niemals  ge- 
folgert werden.  — Das  Wiener  Universitätsconsistorium  hat  dies  den 
Professorencollegien  nachdrücklichst  in  Erinnerung  zu  bringen. 
Anmerkung.  Die  gleiche  Erinnerung,  dass  aus  dem  Umstande,  d.ass  ein 
Bitzungsprotokoll  ohne  Bemerkung  zurückgefolgl  .sei,  auf  eine 
sachliche  Genehmigung  der  darin  bezogenen  Verhandlungen  nicht 
geschlossen  werden  könne,  erging  mit  dem  Miiiisterial-Erlasse 
vom  33.  Mai  1864,  Z.  3468/199,  an  den  akademischen  Benat  der 
Universität  zu  Prag. 

4* 
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17.  Ministerial-Erlass  vom  26.  Mai  1854,  Z.  6039/335, 

an  den  Statthalter  von  Milhren, 

womit  a)  Ubar  die  Verwendung  der  akademitchen  Matricalgeldar, 
und  b)  Uber  die  Verwendung  der  Einhebungiprooenle  der  Coltegiengelder  an 
der  OlmUtzer  Univenität  erlUutemde  Bemerkungen  autgeiprochen  worden,  und 
c)  der  geitallte  Antrag,  da»  sowohl  die  Matricaltax-  alt  auch  die  Collegien- 
gelder-Rechnung  zur  Prüfung  und  Erledigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu- 
kommen möge,  nicht  genehmigt  wird. 

1.  Nach  den  Bostiminungen  des  §.  19  der  Studien-Ordmtng  vom 
1.  Octobcr  I S50,  Z.  970,  sind  von  dem  Gesammtertrago  der  Matricel- 
taxen  einer  Kacultät  vorweg  nur  die.  Kosten  der  Auflage  der  den 
Neu-lmmatriciilirteii  uuentgeltlich  zu  iihergebenden  akadeiiiiscbcn  Ge- 
setze abzuzieben. 

lieber  die  Verwendung  des  Restes  wurden  nachträgliche  Ver- 
fügungen in  Aussicht  gestellt.*) 

2.  Was  die  in  den  §§.  45  und  47  des  Gesetzes  vom  12.  Juli 
1850,  Z.  310  erwähnten  EinSebungsprocente  der  Collegicngelder  anbe- 
langt, so  bestimmt  der  §.  47  zwar,  dass  sic  dazu  dienen  sollen,  die  durch 
die  neue  Einrichtung  der  UniversiUits-Kanzlei  und  Quästur  entstehenden 
Auslagen  ganz  oder  theilweise  zu  decken,  und  der  §.  15  verfiigt,  dass 
die  Quästur  am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters  dem  akademischen 
Senate  Rechnung  zu  legen  hat. 

Allein  damit  ist  nicht  ausgesprochen,  dass  der  akademische  Senat 
berechtigt  sei,  Auslagen,  wenn  auch  für  Quästurs-  oder  Kanzleizwecke, 
propria  aiictoritate  auf  diese  Einhebungsprocente  bei  der  Quästur  ohne 
Genehmigung  der  Statthalterei  anzuweisen. 

3.  Was  die  Bemerkung  der  k.  k.  Staatsbuchhaltung,  dass  weder 
ein  Empfang  noch  eine  Ausgabe  bei  dem  Studienfonde  ohne  eine 
Statthalterei- Verordnung  und  ohne  vorhergegaugene  Rechnungsprüfung 
von  Seite  der  Staatsbucbhaltung  stattfinden  soll,  und  den  hieran  ge- 
knüpften Antrag  anbelangt,  dass  sowohl  die  Matriceltax-  als  auch  die 
Collegicngelder- Rechnung  derselben  zur  Prüfung  und  Erledigung  zu- 
kommen  mögen,  so  kann  das  Ministerium  diesem  Anträge  seine  Zustim- 
mung darum  nicht  gehen,  weil  der  §.  4.5  des  Gesetzes  vom  12.  Juli 
1850,  Z.  310,  und  der  §.  20  der  Studien -Ordnung  vom  1.  October 
1850,  Z.  370,  den  akademischen  Senat  ausdrücklich  und  ausschliess- 
lich als  diejenige  Instanz  bezeichnet,  welcher  die  Prüfung  und  Erle- 
digung der  Quästurs-Rechnungeu  zukommt. 

Es  kann  jedoch  hiebei  immerhin  die  von  der  k.  k.  Staats-Buch- 
haltung erwähnte  Anordnung,  dass  kein  Empfang  bei  dem  Studien- 


•)  Diese  Bestimmungenwurden  getroffen  mit  M.-E.  vom  30.  November  1862, 
Z.  10184,1091,  sub  lila,  der  gegeuwärtigen  Sammlnug. 
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fonde  ohne  eine  Stattlmlferei-V'em’endung  stattfinde,  dadurch  aufrecht 
erhalten  werden,  dass  der  akademische  Senat  nach  erledigter  Rechnung 
der  Quiistur  den  an  den  Studienfond  entfallenden  Betrag  an  Einhchunga- 
procenten  oder  an  Collegiengeldern  der  Supplenten  der  Statthalterei 
herichtlich  zu  dem  Behufe  anzcigt  , dass  diese  an  die  I,andeshaupt- 
cassa  sohin  den  Auftrag  erlasse,  von  der  Quiistur  den  erwähnten  Be- 
trag fiir  Rechnung  des  .Studienfondes  in  Empfang  zu  nehmen.*) 


18.  Erlass  des  Staatsministeriums  C.  U.  v.  27.  März  1865,  Z.  2368, 

an  den  akademischen  Senat  in  Lemberg, 

worin  bozUglich  dar  Auslegung  des  g.  8 der  Verordnung  vom  12  Juli  1850, 
R.-Q.-B,  310.  bemerkt  wird,  dass  die  Verordnung  Uber  die  Abhaltung  von  Publica 
so  zu  verstehen  sei,  dass  zwischen  zwei  solchen  höchstens  ein  Zeitraum  von 
2 Semestern,  während  dem  ein  Professor  hiin  Publicum  liest,  liegen  darf. 

Paragraph  8 legt  dem  ordentlichen  Professor  die  Verpflichtung 
auf,  von  Zeit  zu  Zeit  unentgeltliche  Collegien  zu  lesen,  so  zwar,  dass 
zwischen  je  zwei  von  einem  Professor  ahgehalte.nen  unentgelitlchen 
Collegien  höchstens  ein  Zwischenraum  von  je  zwei  .Semestern,  in  wel- 
chen er  kein  Publicum  liest,  liegen  darf. 


19.Erlass  desStaatsministeriumsC.  II.  v.  16.Februar  1867,  Z.  833, 

an  die  Krakauci-  Starthalterei -Cnmmission, 

womit  für  einen  gegebenen  Fall  angeordnet  wird,  dass  dieCollegiengelder 
eines  Docenten,  dar  während  des  Semesters  vom  Supplenten  zum  ausser- 
ordentliehen  Professor  avancirte,  flir  die  Zeit  der  Supplirung  dem  Studienfonde 
zufallen,  von  der  Periode  seiner  Ernennung  zum  ausserordentlichen  Professor 
angafangen,  aber  dem  Professor  auszufogeni  sind. 

Es  wird  genehmigt,  dass  die  Vertheilung  der  fraglichen  Collegien- 
gelder  pro  rata  in  der  Art  erfolge , dass  dieselben  für  die  Dauer  der 
von  Dr als  Docenten  besorgten  Supplirung  an  den  Studien- 

fond abzufithren,  ttir  jene  Periode  aber,  während  welcher  derselbe  als 
ausserordentlicher  Professor  fungirt,  an  den  letzteren  auszufolgen  sind. 


•)  In  Beziehung  auf  C'ollegtengeld- Befreiungen  vorgl.  noch  M. -E.  vom 
5.  Jtili  18S1,  Z.  6485/684  (sub  I a). 


Digitized  by  Google 


Vorschrift  über  die  Unterrichtssprache. 


20.  Ministerial-Erlass  vom  13.  Februar  1861,  Z.  615  St.  M.*) 

an  den  akademlsclinn  Sfiiat  der  Krakauer  Universität, 

* 

ba<r«ff'end  die  Unierrichtieprache  I.  in  den  drei  weltliehan  Facultäton, 

2.  bei  den  theoretieohen  StaaltprUfungen. 

I. 

In  Folge  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  4.  d.  M.  werden 
bezüglich  der  Unterrichtssprache  an  den  drei  weltlichen  FacultKten 
dieser  Universität  folgende  Bestimmungen  kund  gegeben  ; 

I . An  der  mcdicinischen  Facultät  ist  in  Zukunft  die  polnische 
Sprache  die  Unterrichtssprache,  doch  wird,  um  der  deutschen  Sprache 
bei  dem  Unterrichte  die  wünschenswerthe  Berücksichtigung  zu  Theil 
werden  zu  lassen, 

a)  jeder  Docent  verpflichtet,  in  den  polnischen  Vorlesungen  über 
seine  Hauptfächer  das  Auditorium  mit  der  gesammten  deutschen 
Facliliteratnr  des  Gegenstaniles  bis  auf  die  neueste  Zeit  ein- 
gehend vertraut  zu  machen ; 

h)  den  Professoren  zur  Pflicht  gemacht,  um  die  studirende  Jugend 
in  der  deutschen  Sprache  geübt  zu  erhalten  und  einen  regen 
Verband  zwischen  iler  polnischen  und  deutschen  Literatur  zu 
ermöglichen,  die  Collegia  publica,  welche  sie  wenigstens  in  jedem 
dritten  Semester  zu  lesen  gehalten  sind,  in  deutscher  Sprache 
zu  lesen; 

c)  der  Professor  der  Staatsarzneikunde  angewiesen , seinen  Zu- 
hörern practische  Collegien  als  publica  in  deutscher  Sprache 
zu  halten  und  auch  practische  Uebungen  ira  Abfassen  ärzt- 
licher Parerc  und  Gutachten  in  deutscher  Sprache  mit  ihnen 
vorzunehmen,  endlich 

*)  Theilwcisc  modificirt  (mit  Bezug  auf  die  juridische  Facultät)  durch 
M.-Fl.  vom  9.  October  1868,  Z.  8808  (sub  V a). 
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d)  der  Vortrag  einer  EncyclopSdie  der  raedicinischen  Wissen- 
schaften und  einer  Geschiclite  der  Medicin  in  deutscher  Sprache 
zu  halten  sein. 

2.  An  der  rechts-  und  staafswissenschnftlichen  Facidtät  wird  mit 
Festhaltung  des  ünterschiedes  zwischen  den  allgemeinen  einerseits,  und 
andererseits  den  positiven  Österreich isclien  und  deutschen  Rechtsfachern 
die  polnische  Sprache  als  Unterrichtssprache  für  die  allgemeinen  Lelir- 
fUcher  des  römischen  und  canonischen  Rechtes,  der  Rechtsphilosophie, 
der  rechtswissenschaftlichcn  EncyclopSdie,  der  politischen  Oekonomio 
in  ihrem  ganzen  Umfange,  der  Verwaltungs-  und  Culturpolitik,  der  all- 
gemeinen Statistik,  des  europSischen  Völkerrechtes,  des  französischen 
und  ehemaligen  polnischen  Rechtes,  endlich  für  die  Civil-  und  Straf- 
processpractica; 

dagegen  die  deutsche  Sprache  als  Unterrichtssprache  für  die 
positiven  österreichischen  und  deutschen  Rechtsfücher,  österreichisches 
Civilrecht,  österreichisches  Strafrecht  und  Strafprocess,  civilgerichtliches 
Verfahren,  österreichische  Statistik,  Kergrecht,  Handels-  und  Wechsel- 
recht  , Verwaltungs-  und  Finanzgesetzkundo  (als  specialis  austriaca), 
endlich  ftlr  die  deutsche  Reichs-  nnd  Keclitsgeschiclite  und  das  gemeine 
deutsche  Privatrecht  (als  specialia  germanica)  vorgezeichnet. 

3.  An  der  philosophischen  Facultät  wird  grundsätzlich  die  pol- 
nische Sprache  als  Unterrichtssprache  bestimmt. 

Nachdem  aber  die  philosophische  Facultät  zugleich  als  die  Bil- 
dungsanstalt für  die  Gymnasiallehramtscandidaten  in’s  Auge  zu  fassen 
ist , und  ihnen  daher  Gelegenheit  geboten  werden  muss , sich  die  zur 
Ertheilung  des  theilweisen  Unterrichts  in  der  deutschen  Sprache  am 
Gymnasium  nöthige  wissenschaftliche  Vorbildung  zu  erwerben,  so  wird 
zugleich  angeordnet, 

a)  dass  nebst  den  Vorträgen  über  die  deutsche  Sprachwissenschaft 
und  Literatur  in  deutscher  Sprache 

b)  von  den  zwei  für  jedes  der  Lehrfächer  der  Geschichte  und 
classischcn  Philologie  an  der  Hochschule  bestehenden  Profes- 
soren der  eine  die  Vorträge  in  polnischer,  der  andere  in  deut- 
scher Sprache  abhalte, 

c)  dass  au  dem  philologischen  Seminar  in  Krakau  die  Uebungen 
von  einem  Professor  in  polnischer  und  von  dem  andern  in 
deutscher  Sprache  abzuhalten  sind,  und  dass  eventuell  auch 
an  dem  historischen  Seminar,  dessen  Einführung  in  Krakau 
mit  möglichster  Beschleunigung  zu  bewerkstelligen  sein  wird, 
die  doppelte  Abhaltung  von  Uebungen  in  polnischer  und  deut- 
scher Sprache  einzutreten  haben  werde,  endlich 

d)  dass  bezüglich  der  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Fächer 
die  Collegia  publica  über  sämmtliche  Lehrfächer  in  deutscher 
Sprache  abzuhalten  sind. 

4.  Zugleich  haben  Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  die  Auf- 
stellung des  Grundsatzes  Allergnädigst  zu  genehmigen  geruht,  dass  jn 
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Hinkunft  bei  Anstellung  der  Professoren  an  der  rechts-  und  staatswis- 
senschafflichcn  Facultät  in  Knikau  diejenigen  Professoren  , welche  für 
die  Vorträge  Uber  die  positiven  RechtsfUcher  in  deutscher  Sprache  be- 
stellt werden , ihre  Zuhörer  mit  der  juristischen  Terminologie  neben 
der  deutschen  auch  in  der  polnischen  Sprache  bekannt  zu  machen 
haben  und  dass  sohin  eventuell  nur  solche  Professoren  für  diese 
Facultät  bestellt  werden,  welche  der  polnischen  Sprache  vollkommen 
kundig  sind. 

5.  Rücksichtlich  der  Prüfungssprache  bei  den  theoretischen  Staats- 
prüfungen wird  in  Hinkunft  der  Grundsatz  zu  gelten  haben,  dass  vor 
den  Prüfungscommissionen  in  Krakau  die  theoretischen  Staatsprüfungen 
von  den  Rechtshörern  der  dortigen  Hochschule  in  derselben  Sprache 
abzulegen  sind,  in  welchen  die  Gegenstände,  aus  denen  sic  abgelegt 
werden  sollen,  vorgetragen  wurden. 

6.  Da  cs  höchst  wUnscheuswerth  erscheint,  dass  obige  Allerhöchst 
genehmigte  Aenderungen  in  der  Unterrichtssprache  der  drei  weltlichen 
Facultäten,  so  weit  es  ohne  Ueberlastiing  der  Studienfonde  und  nach 
den  sonst  obwaltenden  Verhältnissen  thnnlich  erscheint,  schon  mit  Be- 
ginn des  nächsten  Sommersemesters  in’s  Leben  treten,  die  vollkommene 
Durchführung  dieser  Grundsätze  aber  wesentlich  davon  abhängt,  ob 
es  bis  dahin  möglich  sein  wird , alle  jene  Voreinleitungen , welche  in 
dieser  Beziehung  nothwendig  sind  , zu  Ende  zu  bringen,  so  wird  der 
akademische  Senat  angewiesen,  von  diesen  Anordnungen  sogleich  die 
Professorcncollegicn  zu  dem  Ende  in  Kenntniss  zu  setzen,  dass 

a)  diejenigen  angestcllten  Professoren,  welche  der  polnischen 
Sprache  vollkommen  mächtig,  und  deren  Lehrfächer  zum  Vor- 
trage in  dieser  Sprache  bestimmt  sind,  schon  bei  der  AnkUu- 
digung  ihrer  Collegien  für  das  nächste  Sommersemester  hierauf 
Rücksicht  nehmen  und  die  Vorträge,  sohin  gleich  mit  Beginn 
dieses  Semesters  in  der  polnischen  Sprache  eröffnen,  und 

b)  dass  jedes  Professore.ncolle.gium  der  drei  genannten  Facultäten 
bezüglich  aller  übrigen  Anordnungen,  die  zur  genauen  Durch- 
ftihrung  nothwendig  sind,  namentlich  in  Betreff  der  nothweu- 
dig  erscheinenden  Personaländerungen  sofort  anher  mit  thun- 
lichster  Beschleunigung  ihre  umfassenden  und  motivirten  An- 
träge stelle. 

Um  die  Erledigung  dieser  zu  gewärtigenden  Anträge  mög- 
lichst zu  fördeni,  wird  Folgendes  angeordnet: 

1 . Jedes  der  betreffenden  Professorencollegien  wird  aufgefordert, 
die  Anträge  genau  zu  formuliren,  und  so  gründlich  zu  instruiren,  dass 
sich  keine  Nothwendigkeit  zu  nachträglichen  Erörterungen,  Ergänzungs- 
berichten u.  s.  w.  ergibt. 

2.  Sobald  ein  Professorencollegium  seine  diesfälligen  Berathuugen 
geschlossen  und  seine  Anträge  forraulirt  hat,  sind  sie  sogleich  dem 
akademischen  Senate  vorzulogen,  welcher  sie,  ohne  erst  die  Anträge 
der  übrigen  Collegien  abzuwarten,  unverzüglich  in  Verhandlung  zu 
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nehmen  und  mit  seinem  Gutachten  versehen  und  der  Bezeichnung 
„dringend“  im  Wege  des  galizischen  Statthalterei-PrSsidiums  anher  zu 
leiten  hat.  Eine  cumulative  Vorlegung  der  Anträge  zweier  oder  aller 
drei  Facultäten  mittelst  gemeinsamen  Senatsberichtes  ist  zu  vermeiden, 
sondern  sind  die  Facultätsanträge  einzeln  und  getrennt  anher  zu  be- 
fördern. 

3.  Ohne  den  Professorencollegien  rUcksichtlich  ihrer  Personal- 
anträge  vorgreifen  zu  wollen,  werden  sie  nur  darauf  aufmerksam  zu 
machen  sein,  dass  Anträge  auf  Supplirungen  einerseits  wegen  der  da- 
mit verbundenen  Auslagen,  andererseits  als  minder  vereinbar  mit  dem 
bestehenden  Studiensysteme  thunlichst  zu  vermeiden  sind,  indem  die  ge- 
gründete Erwartung  gehegt  werden  darf,  dass,  wenn  nicht  früher,  doch 
im  Laufe  des  Sommersemesters,  jedenfalls  aber  vor  Beginn  des  nächsten 
Studienjahres  die  erforderlichen  neuen  Lehrkräfte  in  definitiver  Weise 
werden  gewonnen  werden,  und  selbstverständlich  nichts  im  Wege  steht, 
dass  bis  zum  Zeitpuncte  dieser  definitiven  Ernennungen  die  gegen- 
wärtig angestellten  Professoren  ihre  betreffenden  Lehrfächer  in  der  bis- 
herigen Weise,  in  keinem  Falle  aber  über  das  Sommersemester  1861 
hinaus  vertreten  können. 

4.  Werden  die  Professorencollegien  darauf  zu  achten  haben,  dass, 
falls  sie  mehrfache  Anträge  zu  stellen  finden,  wovon  die  einen 
mehr,  die  anderen  weniger  dringend  sind,  es  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen räthlich  erscheinen  kann,  dieselben  in  abgesonderten  Berich- 
ten zu  stellen,  damit  im  Zuge  der  weiteren  Verhandlung  nicht  die 
dringenden  Entscheidungen  durch  die  zufällige  Cumulirung  mit  weiter- 
aussehenden  aber  minder  dringenden  Fragen  binausgeschoben  werden 
mögen. 

Schliesslich  wird  der  k.  k.  akademische  Senat  verständigt,  dass 
unter  Einem  das  Präsidium  der  k.  k.  galizischen  Statthalterei  von 
diesen  Anordnungen  mit  dem  Aufträge  in  Kenntniss  gesetzt  wird,  die 
von  dem  k.  k.  akademischen  Senat  an  dasselbe  in  ihrer  Durchführung 
gelangenden  Berichte  mit  grösster  Beschleunigung  anher  vorzulegen. 

Anmerkung.  Eine  Abschrift  dieses  Erlasses  wurde  dem  galizischen  Statthalterei- 
präaidium  mitgetheUt. 

n. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  aus  Anlass  der  mit  der 
Allerhöchsten  Entschliessung  vom  4.  d.  M.  Allergnädigst  genehmigten 
Bestimmungen  Uber  die  in  Betreff  der  Unterrichtssprache  an  der  Krakauer 
Universität  künftig  festzuhaltenden  Grundsätze  zugleich  den  Antrag 
Allergnädigst  zu  genehmigen  geruht,  dass  vor  den  PrUfungscommissio- 
nen  in  Krakau  die  theoretischen  , Staatsprüfungen  von  den  Rechtshörem 
der  dortigen  Hochschule  in  derselben  Sprache  abzulegen  sind , in 
welcher  die  Gegenstände,  aus  denen  sie  abgelegt  werden  sollen,  vor- 
getragen wurden. 
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Das  ....  wird  von  dieser  Bestimmung  mit  dem  Aufträge,  den 
beiden  anderen  Priifungsvorständen  den  Inhalt  dieses  Erlasses  mitzu- 
theilen,  und  mit  dem  Beiftlgen  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  von  den 
Gegenständen  der  drei  theoretischen  Staatsprüfungen  in  Hinkunft  das 
canonische  Recht,  sowie  die  politische  Oekonomie  in  ihrem  ganzen 
Umfange  in  polnischer,  die  übrigen  Prüfungsfächer  derselben  aber  in 
deutscher  Sprache  vorzutragen  sein  werden. 
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Verhältniss  der  österreichischen  Univer- 
sitäten zum  Auslande. 


ZL  Ministerial-Erlass  yom  12.  September  1848,  Z.  5723/1542, 

an  das  Vicedirectorat  und  den  Lehrkörper  der  philusophiacben  Studien-Abtbei- 
lung  an  der  Wiener  Universität, 

womit  daa  Vorbot  der  unmittelbaren  Correspondenz  inländiacher  Universitäten 
mit  autiändischen  ala  aufgehoben  erklärt  wird. 

Das  bestandene  Verbot  des  unmittelbaren  Briefwechsels  mit  jenen 
Hochschulen , welche  sich  ausserhalb  der  Monarchie  befinden,  war  ein 
Ausfluss  der  Censurgesetze  und  ist  nach  der  Aufhebung  der  letzteren 
ebenfalls  uicht  melu:  bestehend. 


t 

22.  MMsterial-ETlass  vom  30.  September  1848,  Z.  6488/1715, 

an  das  k.  k.  Vicedirectorat  der  philosophischen  Studien . Abtheilung  der  Wiener 

Universität, 

hinsichtlieh  der  Annahme  einet  Diplomt  alt  Mitglied  einer  autländitchen  Qe- 
lehrten  • Qetelltchafl. 

Dem  k.  k.  Vicedirectorate  wird  im  Nachhange  zu  dem  hieror- 
tigen  Erlasse  vom  12.  September  1.  J.,  Z.  5723,  bedeutet,  dass  laut 
einer  Mittheilung  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  18.  d.  M., 
Z.  4032,  die  Annahme  eines  Diploms,  als  Mitglied  einer  ausländischen 
gelehrten  Gesellschaft  oder  Akademie,  ohne  alle  weitere  Bewilligung 
durchaus  keinem  Anstande  unterliegt.*) 

*)  Erlass  des  Hinisteriiuns  des  Innern  vom  2.  Jänner  1849,  Z.  12405^70  ex  1848, 

AS  «äromtliche  Ltnderstelles  mit  AsHDAbroe  von  MallAnd  and  Venedig. 

Im  Nachhange  dem  h.  o.  Erlaase  do.  18.  September  1.  J„  Z.  4032/168, 
wird  die  k.  k.  etc.  erinnert,  dam,  wenn  gloich  bei  dem  Eintritte  eine«  österrei- 
chischen Unterthanes  in  einen  ausUüidiachen  gelelirten  Verein  künftig  die  Ein- 
wirkung der  diesfklligcn  Heitrittubewilliguiig  nicht  mehr  erforderlich  ist,  doch  je- 
der, der  ein  Diplom  als  Mitglied  einer  solchen  Gesellschaft  erhalten  hat,  ver- 
pflichtet ist,  die  Anzeige  hievon  an  die  k.  k.  etc.  zu  machen. 

Die  k.  k.  etc.  hat  sodann  die  Beitrittsanzeigen  in  einem  Ausweise  znsam- 
menzustellen  und  denselben  hieher  halbj&hrig  vorsulegen.  * 
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23.  Ministerial- Erlass  Tom  6.  Juni  1850,  Z.  4518/153, 

K -O.-Bl.  Jahrgang  1860,  Z.  "iJO,  Seite  976, 
an  alle  haterreichiHchen  UniveraiÜLten, 

betraffand  die  Geltung  der  Dootondiplome  von  auawlrtigen  Univereitäten  fUr 
den  Umfang  der  Siierreiohltehen  Monarchie. 

lieber  die  angcre^e  Frage , unter  welchen  Bedingungen  ein 
In-  oder  Ausländer,  welcher  an  einer  auswärtigen  Universität  den 
Uoctorsgrad  erworben  hat,  auf  Grundlage  desselben  in  den  Besitz  der- 
jenigen akademiselien  Berechtigung  gelangen  kann,  welche  den  Doctoren 
einer  österreichischen  Universität  zukumint,  werden  folgende  proviso- 
rische Bestimmungen  getroffen. 

§.  1.  Hat  ein  In-  oder  Ausländer  an  einer  auswärtigen  Universi- 
tät das  theologische,  juridische  oder  philosophische  Doctorat  erworben, 
und  wünscht  er  auf  Grundlage  desselben  an  einer  österreichischen 
Universität  diejenige  Stellung  einzunehmen,  welche  der  von  ihr  ver- 
liehene Doctorsgrad  ertheilt  (Nostrification) , so  hat  er  sich  zu  diesem 
Behufe  an  das  betreffende  Professorencollegpiini  zu  wenden  und  sich 
bei  demselben  über  seine  Vor-  und  Universitälsstudien  und  über  den 
Vorgang  bei  Erwerbung  seines  Diploms  auszuweisen. 

§.  2.  Dieses  hat  zu  beurtheilen,  ob  er  in  der  ersten  Beziehung 
den  für  die  Erwerbung  des  österreichischen  Doctorates  bestehenden 
Anwendungen  über  die  Dauer  und  Verwendung  der  Universitätszeit  in 
einer  dem  Zwecke  genügenden  Weise  entsprochen  und  dann  in  Wien 
und  Prag  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Doc- 
toren-Collegien  die  Bedingungen  zu  bestimmen,  von  deren  Erfüllung 
es  die  Gewährung  seines  Gesuches  abhängig  macht. 

§.  3.  Der  Bewerber  kann  angewiesen  werden,  sich  den  strengen 
Prüfungen  in  den  übrigen,  für  das  österreichische  Doctorat  vorgeschrie- 
benen  Vorbedingungen  zu  unterziehen  tioll  hievon  ganz  oder  zum  Theile 
Umgang  genommen  werden,  so  ist  unter  Auseinandersetzung  der  da- 
für sprechenden  Gründe  von  dem  Professorencollegium  Bericht  an  das 
Unterrichtsministerium  zu  erstatten,  und  dessen  Genehmigung  ein- 
zuholen. 

Dies  wird  in  Wien  und  Prag  auch  dann  insbesondere  zu  ge- 
schehen haben,  wenn  über  die  Frage,  ob  und  welche  Erleichterungen 
den  Candidaten  zu  ertheilen  seien , zwischen  dem  Professoren  - und 
Doctorencollegium  eine  Meinungsverschiedenheit  obwaltet. 

§.  4.  Nach  Erfüllung  der  auferlegten  Bedingungen  oder  nach 
ertheilter  Dispens  von  denselben,  ist  von  Seite  des  Universitätsrectors 
ohne  Vornahme  eines  Promotionsactes  und  ohne  Ausfertigung  eines 
Diploms  zu  bestätigen,  dass  seinem  an  der  auswärtigen  Universität  er- 
worbenen Diplome,  a)  unbedingt,  oder  b)  nach  Erfllllung  der  von  der 
betreffenden  österreichischen  Facultät  ihm  auferleglcn  Leistungen  die- 
selbe akademische  Bcreditigung  zuerkannt  werde,  welche  die  Diplome 
dieser  Facultät  in  Oesterreich  haben. 
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§.  5-  InBolange  die  medicinisch-chirurgiBchen  Doctorotsprüfiingen 
in  Oeeterreich  zugleich  Staatsprüfungen  sind , und  das  hierüber  auB- 
gestellte  Diplom  die  Berechtigung  zur  Praxis  gibt,  kann  einem  von 
einer  auswärtigen  Universität  erworbenen  Doctorsdiplome  nicht  dieselbe 
Wirkung  eingeräumt  werden , welche  dem  an  einer  österreichischen 
Universität  erworbenen  zukommt,  sondern  der  Competent  hat  sich  in 
der  Regel  denselben  Bedingungen  zu  unterwerfen , welche  der  inlän- 
dische Doctoratscandidat  zu  erfilllen  hat,  ist  sohin  förmlich  zu  promo- 
viren  und  erhält  ein  eigenes  Diplom  der  betreftenden  österreichischen 
Universität. 

§.  6-  In  Ansehung  der  solchen  Candidaten  allenfalls  zu  ge- 
währenden Erleichterungen  nnd  des  Verfahrens  bei  dieser  Angelegen- 
heit ist  sich  im  Allgemeinen  nach  den  Bestimmungen  der  vorigen  §§. 
zu  benehmen. 

§.  7.  Wird  ein  Professor  von  einer  auswärtigen  Universität  an 
eine  österreichische  Hochschule  zu  einer  Professur  berufen,  für  welche 
das  Doctorat  als  Bedingung  gesetzlich  oder  herkömmlich  gefordert 
wird , so  gilt  ihm  sein  an  einer  auswärtigen  Hochschule  erworbenes 
Doctorat  unbedingt  in  dieser  Beziehung  ebenso , als  ob  er  dasselbe 
an  einer  österreichischen  Universität  erworben  hätte. 


24.  Ministerial-Erlass  vom  14.  BecembeT  1855,  Z.  19044/1190, 

an  das  Univeniitäts-Consistorinm  in  Wien, 

womH  unter  Aufhebung  des  Normales  von  ISIS  in  Betreff  der  Verlautbarung 
der  auf  östarreiehischen  UniversHäten  gefällten  Verwelsungserkenntnitte  deut- 
schen Universitäten  gegenüber  die  Weisung  srtheilt  wird. 

In  Beantwortung  einer  gestellten  Anfrage,  ob  die  Verweisung 
eines  wegen  Mitschuld  am  Hochverratbe  verurtheilten  Studirenden  von 
den  Universitäten  der  österreichischen  Monarchie  sämmtlichen  im  Ge- 
biete des  deutschen  Bundes  gelegenen  Universitäten  bekannt  zu  geben 
sei,  wird  über  gepflogene  Rücksprache  mit  dem  Ministerium  desAeusse- 
ren  eröfihet,  dass  bei  dem  Umstande,  als  die  Bundcsbeschlttsse  vom 
Jahre  1819  als  nicht  mehr  bestehend  anzusehen  sind,  eine  Vors  än- 
digung  von  den  auf  österreichischen  Universitäten  gefällten  Verwei- 
aungserkenntnissen  nur  gegenüber  jenen  deutschen  Universitäten  statt- 
zufinden  habe,  mit  deren  Regierungen  hierüber  eine  neue  Vereinbarung 
getrofien  wurde,  wie  dies  seither  nur  mit  Baiern  im  Jahre  1850 
geschah. 
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25.  Ministerial-Sriasg  t.  3.  Jänner  1859,  Z.  22600/1343,  ex  1858, 

an  das  Wiener  Universitäts-Consistorinm, 

Ubar  die  geatallte  Anftiige,  ob  durah  die  in  den  gg.  I und  5 das  Minietarial-Er- 
laMe«  vom  6.  Juni  1850  (Reiche-Qeeetz-Blatt  Z.  240)  enihallanen  Bestimmungen 
nicht  jedem  österreichischen  Untarthane  die  Annahme  auswörtiger  Doctor- 
dlploma  unbedingt  gestattet  sei. 

lieber  die  vom  Consistorium  gestellte  Anfrage , ob  durch  dir  in 
den  §§.  I und  5 des  Ministerial-Erlasses  vom  (i.  Juni  1 ^50  (R.-G.-BI. 
Z.  240)  enthaltenen  Bestimmungen  nicht  jedem  österreichischen  ünter- 
tbanc  die  Annahme  auswärtiger  Doctordiplome  unbedingt  gestattet  sei, 
wird  demselben  zur  künftigen  Richtschnur  bedeutet,  dass  laut  der  von  der 
bestandenen  Studien-Hofconimission  unterm 0.  Dec,  1 S19, Z. ‘■027/81 3. *) 
bekannt  gegebenen  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  1 Dec.  1819 
keinem  Unterthane  der  österreichischen  Monarchie  zu  gestatten  sei, 
ein  Doctordiplom  von  einer  fremden  Universität  anzunehmen , dass 
mit  der  unterm  1 9.  b'ebr.  1 834 , Z.  1 004/25 1 , **)  bekannt  gegebenen 
weiteren  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  17.  April  1832  dieses 
Verbot  auch  auf  die  Ehrendiplome  ausländischer  Universitäten  ausge- 
dehnt und  zufolge  des  unterm  28.  Jän.  1850,  Z.  467/19,***)  verlautbar- 
ten Ministerraths-Beschlusses  vom  3.  Jänner  1850  erkannt  wurde,  dass 
der  Frage  wegen  Annahme  von  Doctordiplomen  auswärtiger  Hoch- 
schulen keine  weitere  Folge  zu  geben  ist , dass  sonach  zur  Geltend- 
machung eines  derartigen  an  einen  österreichischen  Unterthan  verliehe- 
nen Diploms  einer  auswärtigen  Hochschule  dermal  nur  der  mit  dem 
berufenen  Ministerial  - Erlasse  vom  6.  Juni  1850  geregelte  Weg  der 
Nostriheation  erübriget. 

*)  Deeret  der  Studien  - Hofoommission  vom  9.  Deoember  1819,  Z.  8627S13, 

an  dio  OubnniieD  von  Ob  der  Enns,  BOhmen,  Mibrnn , Niederbsterreicb,  Oalizien,  Tirol,  Slelor- 
tnark,  lllyrien  und  KüBtenland. 

Seine  Majestät  haben  mittelst  H(iclieter  EntschlieMan^  v.  1.  d.  Mte.  zu 
befohlen  ^eraht,  da^s  von  nun  an  keinem  Unterthane  der  {^Mterreichidohen  Mon- 
archie zu  gestatten  sei,  ein  Doctordiplom  von  einer  fremden  Universität  an 

zunehmeu,  wovon  oaberatnrn  Wisseuachaft  und  genauen  Befolgung  in 
die  Kenntniss  gesetzt  wird. 

**)  Note  der  k.  k.  Studien ‘Hofoommission  vom  19.  Febmar  1S34,  Z.  1004^51, 

an  die  löbliche  k.  k.  vereinigt!'  Ilufkanzlei. 

Ehrendiplomc  ausländischor  Universitäten  dürfen  von  keinem  österreichi- 
schen Unterthan  angenommen  werden. 

***)  Kinisteiial-Erlass  vom  28.  Jänner  1850,  Z.  478/10, 

an  den  StaUbalter  von  N'loderöftorreirh,  Böbmen,  M&bren,  Steiermark,  Tirol,  an  den  Landeschef 

von  Oalizien, 

btftralfand  di«  Annahm«  von  Doctordiploman  auawlrligar  Univaraitltan. 

Mit  BeschluBs  des  MinisteiTatbes  vom  3.  Jänner  1850  wurde  der  in  Anre- 
gung  gekommenen  Frage  wegen  Annahme  von  Doctordiplomen  auswärtiger 
Hochschulen  keine  weitere  Folge  gegeben. 
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26.  Ministerial- Erlass  vom  4.  April  1861,  Z.  3102, 

das  akademische  Universitäts-Consistorium  in  Wien,  an  die  akademischen  Senate 
in  Prag,  in  Gras  und  in  Innsbruck, 

Uber  dis  prsutslsehen  Sludirenden  zugsstandans  Einrechnung  der  auf  den 
UnivsreitUten  in  Wien,  Prag  und  Innsbruck  zugebrachtan  Studienzeit  in  das 
gesetzlich  vorgeschriabena  Triennium,  resp,  Quadriennium  des  UniversitUts- 

studiums. 

Das  k.  k.  Ministerium  des  Aeussern  hat  mit  Note  vom  28.  März 
I.  J.,  Z.  3257 , anher  die  Mittheihuig  gemacht , dass  die  Cnratoren 
sämmtlicher  preussischer  Universitäten , sowie  die  wisseuschafllichen 
Priifungscummissonen  und  die  Provinzial  - Schulcollegien  durch  den 
königlichen  preussischen  Minister  der  geistlichen  und  Schulangelegen- 
heiten  in  Kenntniss  gesetzt  worden  sind,  dass  (unter  Aufrechthaltnng 
der  königlichen  Ordre  vom  30.  Juni  1 840r  Gesetzsammlung  Seite  139, 
nach  welcher  Studirende,  die  dereinst  eine  Anstellung  im  Staatsdienste 
oder  die  Approbation  als  practischo  Aerzle  erhalten  wollen , in  der 
Kegel  mindestens  drei  Semester  auf  preussischen  Universitäten  stu- 
dirt  haben  mUssen)  preussischen  Studirendeu  ihre  auf  der  Universität 
zu  Wien,  Prag,  Graz  und  Innsbruck  zugebrachte  Studienzeit  in  das 
gesetzlich  vorgeschriebene  Triennium,  resp,  Quadriennium  des  Univor- 
sitätsstudiums  einzureebnen  sei.  Eine  Ausnahme  wird  hiebei  nur  in 
Ansehung  der  Mediciner  gemacht,  welche  die  Universitäten  von  Graz 
und  Innsbruck,  an  denen  eine  medicinische  Facultät  nicht  besteht, 
besucht  haben. 

Hievon  wird  (das  — der)  in  Kenntniss  gesetzt. 
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27.  Ministerial-Erlass  vom  5.  November  1857,  Z.  16914'933, 

womit  die  Haupt-  und  Zwiichenferien  an  sdmmtiiohen  daterraichiteben  Univor- 
sititan  definitiv  garageit  werden, 

R.-G.-B1.  Jahrgang  1867,  Nr.  219  nnd  220,  pag.  729  und  ff. 

I. 

An  die  Rectorate  der  UuivcniiUiteii  Wien,  Prag,  Peat,  Krakau,  Innabruck  und 

Qraa. 

Indem  man  die  akademischen  Behörden  auf  den  unter  Einem 
dem  Reichagesetzblatte  eingeschalteten  hierortigen  Erlass  Uber  definitive 
Regelung  der  Herbst-  und  der  Zwischenferien  an  den  österreichischen 
Universitäten  aufmerksam  macht,  wird,  in  Folge  der  mit  der  Aller- 
höchsten Entschliessung  vom  28-  September  1857  dem  Unterrichts- 
Ministerium  hiezu  ertheilten  Ermächtigung , bestimmt,  dass  auch  au 
den  Tagen  vom  24.  December  bis  inclusive  zum  Neujabrstage,  ferner 
an  den  drei  letzten  Tagen  des  Faschings  und  am  Aschermittwoche 
keine  Vorlesungen  zu  halten  sind. 

Ob  an  diesen  Tagen  Rigorosen  oder  sonstige  Doctoratsacte  vor- 
zunehmen seien , wird  der  Bestimmung  der  akademischen  Behörden 
anheimgestellt. 

Schliesslich  wird  dem  Rectorate  eröffnet,  dass  Seine  k.  k.  Aposto- 
lische Majestät  unter  Einem  das  Unterrichts -Ministerium  allergnädigst 
ermächtigt  haben , insofern  etwa  einzelne  Collegien  wegen  zu  kurzer 
Dauer  des  Sommersemesters  ihrer  Aufgabe  nicht  sollten  genügen  kön- 
nnen,  die  entsprechenden  Aenderungen  in  der  semestralcn  Stellung 
oder  Ausdehnung  der  betreffenden  Lehrfächer,  soweit  dadurch  ein  ge- 
setzlich bestehender  Studienplan  nicht  in  seinem  Wesen  alterirt  wird, 
anzuordnen. 

Eine  solche  Anordnung  erfolgt  unter  Einem  bezüglich  des  römi- 
schen Rechtes  und  der  österreichischen  Geschichte,  und  es  bleibt  jeder 
Facultät  Vorbehalten,  derlei  Aenderungen  jederzeit,  wenn  sie  durch 
die  Kürze  des  Sommersemesters  dringend  erscheinen  sollten,  im  geeig- 
neten Wege  bei  dem  Unterrichts-Ministerium  zu  beantragen. 
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28.  Erlass  des  L k.  Mlnlsterlunis  ftli  Cultos  und  ünterricht  v. 
5.  Eovemter  1857, 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie, 

Womit  in  Folge  der  allerhSchtten  Entachlieasung  vom  28.  September  1857  die 
Herbatferien  und  die  Ferien  zwiichen  dem  Winter-  und  Sommer- Semeiter 
an  den  k.  k.  ttaterreichiachen  Univeraitüten  definitiv  geregelt  werden. 

R.-0.-BI.  18Ö7,  Nr.  219,  S.  729. 

In  Gemässheit  der  Älierhöclisten  Entachiessung  vom  2S.  Septem- 
ber d.  J.  werden  über  die  Herbstterien  und  über  die  Ferien  zwischen 
dem  Winter-  und  Sommersemester  an  den  k.  k.  österreichischen  Univer- 
sitäten folgende  Bestimmungen  getroffen: 

§.  1.  Das  Studienjahr  beginnt  am  1.  October  und  dauert  bis 
letzten  Juli. 

§.  2.  Die  akademischen  Ferien  zwischen  dem  Winter-  und 
Sommersemester  eines  Jeden  Studienjahres  dauern  in  der  Regel  zwei 
Wochen  und  nehmen  mit  dem  Donnerstage  vor  dem  Palmsonntage 
des  gregorianischen  Kalenders  ihren  Anfang. 

§.  3.  An  der  Universität  zu  Lemberg  hat  die  in  dem  vorhergehenden 
Paragraphe  getroffene  Anordnung  nur  in  denjenigen  Jahren  zu  gel- 
ten, in  welchen  die  griechischen  Ostern  mit  den  lateinischen  zusam- 
menfallen. 

In  denjenigen  Jahren,  in  welchen  dies  nicht  der  Fall  ist,  be- 
ginnen die  akademischen  Zwischenferien  mit  dem  Palmsonntage  nach 
dem  gregorianischen  Kalender  und  dauern  sohin  1 7 oder  nur  1 0 Tage, 
je  nachdem  die  griechischen  Ostern  unmittelbar  in  der  nächsten  Woche 
sich  an  die  lateinischen  Ostern  anschliesen,  oder  erst  später  fallen. 

§.  4.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  Studienjahre  1857/58 
in  Kraft  und  Anwendung. 


29.  Ministerial-Erlass  vom  1.  Februar  1858,  Z.  21.777  ei  1857 

an  die  Ktatthaltcrei  von  Galizien, 

wegen  Reduction  der  collegienfreien  Tage  an  der  Univeraitäi  Lemberg. 

In  Erledigung  des  Berichtes  des  akademischen  Senates  vom 
4.  Dezember  v.  J.,  Z.  74,  wird  Folgendes  angeordnet: 

1)  An  der  theologischen  Fakultät  ist  sich  nach  wie  vor  rück- 
sichtlich  der  collegienfreien  Tage  an  die  bisher  bestehende  Uebung 
zu  halten. 

2)  dasselbe  gilt  auch  von  solchen  Collegien  an  anderen  Facultä- 
ten,  deren  Zuhörer  wenigstens  zu  einem  Drittheil  aus  Studirenden  der 
theologischen  Facultät  bestehen. 

Thma.  Oe.tsrr.  Unlver.lUUgsaeUe.  5 
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3)  an  der  juridischen  und  philosophischen  Facultüt  hahcn  fol- 
gende bisher  als  collegieiifrei  behandelte  Tage  als  Ferialtage.  zu  ent- 
fallen: 

a)  der  27.  Dezember, 

b)  der  3 1 . Dezember, 

c)  der  1 2.  Jänner, 

d) '  die  drei  Bitttage, 

e)  der  Markustag, 

f)  der  Pfingstdienstag. 

Hievon  ist  der  academische  Senat  zur  weiteren  geeigneten  Ver- 
fügung zu  verständigen. 
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Rechtsverhältnisse  der  TJniversitätshehörden. 
a)  Organisation  der  akademischen  Behörden. 

(Consistorium.  — Akademische  Senate.  — Uectorat.  — Decnnat.  — Doctoren- 
Collegien.  — QuAstnr.  — Pedell.  — Universitätskanzlei.) 


30.  Hofkammer -Leeret  vom  11.  Mai  1815,  Z.  13747, 

an  daa  höhmisclic  Landc-.^iibeniium. 

Oie  Diiiian  - Klauen  (Ur  Universitäit.  Beamte  betreffend'*'). 

Nach  dom  von  der  k.  k.  Hofkammer  gefassten  Beschlüsse  sind 
die  Universitäts-Beamten,  und  zwar  der  Syndicus'in  die  IX.  Diäten- 
classc  mit  täglichen  fünf  Gulden;  der  Actuar  in  die  X.  mit  täglichen 
vier  Gulden,  und  die  Knnzelisten  in  die  XI.  mit  täglichen  zwei  Gul- 
den gesetzt  worden. 


31  Leeret  der  k.  k.  Eofkammer  v.  20.  Eov.  1835,  Z.  45233, 

an  alle  politisclien  Ländcrslcllen, 

wegen  Einführung  der  Kanzleipautchalien  bei  höheren  Studienanitalten. 

Seine  k.  k.  Majestät  liabeii  über  eine  gemachte  a.  u.  Anfrage 
mit  A.  h.  Entschliessung  v.  21.  Mai  d.  J.  die  Einführung  der  Kanz- 
leipauschalien auch  bei  allen  Unterrichts-  und  höheren  Lehranstalten 
anzuordnen  geruht. 

Man  ist  nunmehr  in  Bezug  auf  die  hiebei  zu  beobachtenden 
Grundsätze  mit  der  k,  k.  Studien-IIofcoramision  in  Folgendem  überein- 
gekommen : 


*)  Mit  Erlass  des  > inanzMinistcriums  v.  "JO.  Aug  ItS.’ih,  Rbl.  XXXII.  Stück 
Z.  125,  wurde  das  Diätcnaiismass  für  iStaatsbeamte  in  österr.  Währung  in  nacb- 
folgondcr Weise  festgestellt,  beziehungsweise  herabgemindert:  für  die  IX.  Diätcn- 
klaase  auf  4 fl.,  für  die  X.  auf  8 fl.  50  kr.  und  für  die  XI.  auf  3 fl.  ö.  W, 

5* 
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1.  Die  Pauschirung  hat  sich  nur  auf  jene  Unterrichts-  und 
höheren  Lehranstalten  zu  bcsehränken , die  auf  Kosten  öffentlicher 
Fonds  erhalten  werden  und  wo  die  Bestreitung  der  Auslagen  nicht 
im  Wege  der  Privatconcurrenz  oder  aus  LocaUjuelleu  geschieht. 

2.  Zur  Pauschirung  sind  geeignet  die  in  den  (}§•  3 und  4 der 
A.  h.  sanctionirten  Bestimmungen  bezeichneten  Objecte  nebst  den 
Druck-  und  Buebbinderarbeiten , wozu  jedoch  die  anzuschaffendeu 
Prämienbücher  nicht  gehören,  ferner  die  in  dem  §.  9 der  erwähnten 
Bestimmungen  aufgefiibrte  Localitätserfordernissc , insofern  bei  diesen 
Anstalten  das  BedUrfniss  derselben  obwaltet. 

3.  Von  diesen  Localitäts-Erfordemissen  ist  jedoch  die  Beheizung 
in  der  Regel  ausgeschlossen,  und  nur  da,  wo  bei  den  Anstalten  ganz 
eigene,  abgesonderte  Kanzleien  bestehen,  oder  die  Vorsteher  ihre 
Amtsgeschäfte  in  ihren  eigenen  ganz  allein  für  diese  Geschäfte  bestimm- 
tem Zimmern  verrichten,  kann  auch  die  Beheizung,  soweit  bisher  die 
Aufrechnung  derselben  gestattet,  oder  ein  Aversum  bewilligt  ist,  in  die 
Pauschirung  einbezogen  werden ; sowie  auch  die  übrigen  etwa  bereits 
wirklich  bestehenden  Beheizungs-Pauschalen  nach  Umständen  fortbestehen 
können. 

4.  Von  der  Pauschirung  sind  ferner  ausgeschlossen  jene  Kanz- 
leierfordernisse, welche  hie  und  da  auf  Kosten  der  Anstalt  an  die 
Schüler  abgegeben  werden. 

.5.  Wo  bereits  Geldpauschalien  bestehen,  ist  nachzuweisen,  auf 
welchen  Verordnungen  und  auf  welcher  Basis  sic  beruhen,  und  ob 
nicht  bei  denselben  mit  Rücksicht  auf  die  gegenwärtigen  Verhältnisse, 
eine  Aenderung  einzutreten  hätte. 

Im  Uebrigen  haben  bei  Ausmittlung  der  Kanzleipauschalien  für 
die  gedachten  Anstalten  die  bereits  bestehenden  Pauschirungsvorschrif- 
ten  zu  gelten,  und  es  ist  nur  noch  zu  bemerken,  dass  bei  Berechnung 
der  Auslagen  nach  dem  vorgeschriebenen  dreijährigen  Durchschnitte 
die  letzten  drei  Jahre  1833,  1834,  1835,  jedoch  mit  Rücksicht  auf 
die  bei  einigen  Artikeln  in  den  Jahren  1834  und  1835,  als  unge- 
wöhnlich hoch  anzunehmenden  Preise  als  Masstah  anzunehmen  sind  ; 
wobei  es  sich  übrigens  von  selbst  versteht,  dass  bei  jeder  einzelnen 
Anstalt  auch  nachzuweisen  sein  wird,  inwiefern  die  Abstellung  der 
nachmittägigen  Amtsstunden,  von  welcher  eine  bedeutende  Ersparung 
an  Beleuchtungs-  oder  Beheizungsauslagen  abhängt,  thunlich  sei, 
oder  nicht. 

Hienacb  wird  aufgofordert,  alsogleich  die  erforder- 

lichen Erhebungen  einzuleiten,  und  die  Verfügung  zu  treffen,  dass  von 
der  dortigen  Prov.-Pausebirungs-Kommission  in  Bezug  auf  die  Bestim- 
mung neuer,  oder  Regulirung  schon  bestehender  Kanzlei-Geldpauschalien 
für  alle  in  der  Provinz  befindlichen  Unterrichts-  und  höheren  Lehr- 
anstalten geeignete  Vorschläge  erstattet  und  selbe  mit  einem  grüud- 
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liehen  Gutachten  unH  zwar  mit  thuniiehster  Beschleunigung  anher  vor- 
gelegt werden.  *) 

32.  Ministerial-Schreiben  vom  17.  Februar  1849,  Z.  917, 

.111  .len  l.«iideschcl'  von  Tirol  nnd  Vorarlberg, 

womach  die  provitoritche  DientUeit  der  Uni  vertititidia  n er  nur  auf  drei 
Jahre  entrecht  werden  darf. 

Es  wird  genehmigt,  dass  bezüglich  künftiger  Besetzungen  von  Uni- 
versitiitsdiener- Post  eil  die  provisorische  Dienstzeit  nur  mehr  auf  drei 
.Jahre  erstreckt  werde,  nach  deren  Ablauf  bei  erwiesener  Dienst- 
tauglichkeit die  definitive  Anstellung  von  dem  Landeschef  bewilligt 
werden  kann. 


33.  Ministerial-Erlass  vom  30.  September  1849,  Z.  6798, 

an  den  Landeschef  von  Niederöaterreich , Steiermark,  Tirol,  Böhmen,  Mähren, 
.Schle.sieu,  Ualizien,  Krakau, 

womit  das  von  Sr.  Majeität  mit  allerhöchster  Entachliessung  vom  27.  Septem- 
ber IS49  genehmigte  provisorische  Gesetz  Uber  die  Organisation  der  akade- 
mischen Behörden  kundgemacht  wird,  und  Massregeln  zu  dessen  Durchfüh- 
rung festgesetzt  werden. 

K.-G.-BI.  Jahrg.  I«49,  Z.  4üt.  ,S.  722. 

Provisorisches  Gesetz  über  die  Organisation  der  akademischen 

Behörden. 

A. 

Für  sämmtliohe  Dnivenitäten  mit  Ansnahme  derer  von  Wien  nnd  Prag. 

§.  1.  Die  Universitäten  gliedern  sich  in  die  bisher  üblichen  vier 
Abtheilungen;  jede  derselben  führt  den  Namen  Facultät  nnd  besteht 
aus  den  Ijehrercollegien  und  den  immatrikulirten  Studenten. 


♦)  Die  Allerhöchste  Entschliessung  v.  21.  Mai  1834  hat  die  Einführung 
der  KanKleipauschalicn  auch  bei  allen  Unterrichts*  und  höheren  Lehranstalten 
angeordnet. 

Das  Hufkammer-Dccret  vom  20.  Nov.  1835,  Z.  4623V-l"3ö  enthält  die 
hiebei  zu  beobachtenden  Grundsätze. 

Auf  dieser  Grundlage  beruht  die  Mehrzahl  der  jetzt  bestehenden  Grund- 
sätze. 

Die  laut  Präs.  - Erinner.  v.  4.  October  1865,  Z.  4620/St,  M.,  zur  Verein- 
fachung in  der  Gebarung  und  Verrechnung  und  Erzielung  einer  Erleichterung 
der  8taats6nanzen  vom  1.  Jänner  1866  an  eingeführte  Geldpauschalining  der 
Kanzlei  - Auslagen  rind  Reisekosten- Erfordernisse  wurdf^  damals  blos  auf  die 
Beiseauslagen  der  Schulräthe,  die  Akademie  der  bild.  Künste  und  die  Central- 
Comm.  z.  Erforschung  und  Erhaltung  der  Baudenkmalc  ausgedehnt 

Seither  wurden  von  Seiten  de»  Mini-sterial-Rechnungs-Departement»  auf 
analoger  Grundlage  die  Bcheizungsauslagen  für  die  Leraberger  Universität  vom 
J.  1868  an  pauschirt,  und  es  darf  die  voranstebende  Vorschrift  wohl  als  ein  allge- 
meines Normale  für  die  österr.  Universitäten  betrachtet  werden. 
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§.  2.  Unvollständige  Universitäten,  wenn  sie  nach  den  Bedürf- 
nissen und  Verhältnissen  einzelner  Länder  noth wendig  sind,  ermangeln 
einer  oder  der  anderen  Facnltät,  müssen  aber  stets  die  philosophische 
und  wenigstens  eine  der  übrigen  Faeiiltäten  in  sich  enthalten. 

§.3.  Das  Lehrercollegium  einer  Facnltät  besteht  aus  den  säramtlichen 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Professoren , den  Privatdocenten 
dieser  Facnltät,  uml  den  Lehrern  im  engeren  Sinne  dieses  Wortes. 
Ordentliche  Professoren  sind  diejenigen,  welche  als  solche  bei  ihrer  Ernen- 
nung bezeichnet  sind.  Sie  werden  in  der  Hegel  nur  für  die  Haupt- 
fächer einer  Studienabtheilung  bestellt. 

Ausserordentliche  Professoren  sind  diejenigen , welche  bei  ihrer 
Ernennung  als  solche  bezeichnet  sind.  Sie  sind  gleich  den  ordentlichen 
Professoren  bleibend  angestellf,  und  zwar  entweder  fiir  Lehrfächer,  welche 
nicht  als  llaupttacher  systeraisirt  sind,  deren  gesicherte  Vertretung  aber 
doch  wünschenawerth  ist,  oder  zur  verstärkten  Vertretung  eines  Faches, 
ftir  welches  bereits  ein  ordentlicher  Professor  oder  mehrere  bestellt  sind, 
oder  zur  Anerkennung  von  Verdiensten,  welche  sich  Lehrer  als  Privat- 
docenten an  der  Universität  erworben  haben. 

Privatdocenten  sind  nicht  vom  Staate  bestellte  , sondern  von 
diesem  nur  zugelasaene  Lehrer.  Sie  erw’erben  durch  die  Zulas- 
sung das  Recht,  ihre  Vorlesungen  öflFentlich  anzukflnden  und  in  einem 
Hörsale  der  Universität  zu  halten. 

Lehrer  im  engeren  Sinne  sind  ditjenigen,  welche  nicht  eine 
Wissenschaft  vertreten , sondern  eine  Kunst  oder  Fertigkeit.  Dazu 
gehören  auch  die  Indirer  lebender  Sprachen,  insoferne  sie  die.se  nicht 
vom  wissenscbaftlichen  Standpunkte  aus,  sondern  zunächst  für  den 
practischeii  (Jebrauch  zu  lehren  haben. 

ij.  4.  Aus  dem  Lehrercollegiuin  einer  jeden  Facultät  geht  das 
Professorencollegiura , als  die  unmittelbar  leitende  Behörde  der  Stu- 
dienabtheiluiig  hervor.  Es  besteht  aus  den  säinmtlicheu  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Professoren,  doch  darf  die  Zahl  der  letzteren 
die  Hälfte  der  Zahl  der  ersteren  nicht  übersteigen.  Wäre,  dies  der 
Fall,  so  treten  diejenigen  ausserordentlichen  Professoren  ein,  welche  an 
Dienstjahren  in  ihrer  Eigenschaft  als  ausserordentliche  Professoren  die 
älteren  sind. 

§.  . . Um  die  Interessen  der  Privatdocenten  im  leitenden  Lehr- 
körper zu  vertreten,  haben  zwei  derselben  in  ihm  Sitz  und  berathende 
Stimme  in  allen  zu  verhandelnden  Angelegi  n'  ■ iten. 

Eine  beschliessende.  Stimme  .steht  ihnen  nur  in  den  §.  6 und 
§.  I 1 bezeichneten  Fällen  zu. 

Es  müssen  jedoch  diese  Privatdocenten  der  Vorschrift  vom 
19.  Dezember  1848,  Z.  817.5  2212  gemäss  habilitirt  sein,  und  bereits 
wenigstens  durch  zwei  Semester  in  der  Facultät  als  Privatdocenten 
lehren. 

Sind  der  in  solcher  Weise  zum  Eintritte  Belahigtüh  mehr  als 
zwei  vorhanden,  so  wählen  sämmtliche  nach  obiger  Vorschrift  habili- 
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tirte  Privatdocenten  aus  den  zum  Eintritte  DefShigten  jährlich  ihre  , 
beiden  Vertreter  in  den  leitenden  Lehrkörper. 

§.  .5.  Uer  leitende  I.ehrkörfier  wählt  jährlich  aus  der  Zahl  der 
in  ihm  enthaltenen  ordentlichen  Professoren  seinen  Vorstand,  welcher 
den  Namen  „Decan"  führt. 

Es  ist  jedoch  gestattet,  zu  dieser  Würde  auch  einen  Mann  zu 
wählen,  welcher  nicht  mehr  ordentlicher  Professor  dieser  Facultät  ist, 
der  es  aber  früher  gewesen.  An  der  Wahl  sind  auch  die  beiden  Pri- 
vatdocenten, welche  im  Professorencollegium  sitzen,  sich  zu  betheiligen 
berechtiget. 

Die  Decane  treten  an  die  Stelle  der  bisherigen  Studiendirectoren, 
deren  Würde  erlischt.  * 

§.  7.  Zur  Giltigkeit  der  Wahl  ist  absolute  Stimmenmehrheit 
erforderlich;  kommt  sie  bei  zweimaligem  Wählen  nicht  zu  Stande,  so 
wird  zur  engeren  Wahl  geschritten,  auf  welche  diejenigen  gesetzt 
werden,  welche  in  der  zweiten  Wahl  die  höchste  Stimmenzahl  hatten, 
vorausgesetzt,  dass  deren  mehrere  waren.  Fand  dieser  Fall  nicht  statt, 
so  kommen  diejenigen,  welche  die  beiden  höchsten  Stimmenzahlen 
hatten,  auf  die  engere  Wahl.  Führt  auch  sie  nach  dreimaligem  Wahlen 
zu  keinem  Kesultate,  so  entscheidet  der  akademische  Senat,  zwischen  den- 
jenigen, welche  die  höchste  Stimmenzahl  hatten,  wenn  deren  mehrere 
sind , oder  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  zwischen  denjenigen,  welche 
die  beiden  höchsten  Stimmenzahlen  für  sich  hatten. 

Der  abtretende  Deeau  kann  wieder  gewählt  werden. 

§.  8.  Nur  der  abtretende  Decan  und  solche  Personen,  welche 
nicht  mehr  ordentliche  Professoren  sind  (§.  6)  können  die  Wahl 
ohne  Angabe  von  Gründen  ablehnen;  jedes  andere  Mitglied  hat  die 
Gründe  seiner  Ablehnung  anzugeben,  über  deren  Zulässigkeit  die  Wäh- 
lenden ohne  Debatte  abstimmen. 

Fällt  die  Abstimmung  gegen  den  Ablehnenden  aus,  so  kann  er 
Berufung  an  den  akademischen  Senat  einlcgen,  welcher  über  die  Zu- 
lässigkeit der  Ablehnung  definitiv  entscheidet. 

tj.  9.  Wenn  wegen  Zerwürfnissen  im  Innern  eines  Lehrercolle- 
giiims  oder  aus  anderen  Ursachen  die  Leitung  eines  Facultätsstudiums 
durch  dessen  Lehrkörper  die  Interessen  des  Unterrichtes  ernstlich  be- 
droht, so  ist  es  die  Pflicht  des  Unterrichtsministeriums,  auf  bestimmte 
oder  unbestimmte  Zeit  einen  Decan  aufzustellen,  und  mit  den  zur 
Leitung  der  Facultät  nöthigen,  den  Umständen  angemessenen  Voll- 
machten auszurOsten. 

§.  10.  Aus  den  Profeasorencollegien  geht  jährlich  der  akade* 
mische  Senat  hervor. 

Er  besteht  aus  dem  Rector,  dem  Prorector  (Rector  des  letztver- 
flossenen Jahres)  den  sämmtlichen  Decanen  und  den  Prodecanen  (Deca- 
nen  des  letztverflossenen  Jahres)  der  Professorencollegien.  Für  das 
erste  Jahr,  in  welchem  diese  Vorschriften  in  Wirksamkeit  treten, 
werden  die  Prodecane  gleich  den  Dccanen  und  nach  diesen  gewählt. 
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§.11.*)  Der  Rector  wird  jährlieh  aus  einer  anderen  Facultiit 
der  Reihe  nach  und  zwar  aus  der  Zald  der  ordentlichen  Professoren 
oder  derjenigen  Personen,  welche  ordentliche  Professoren  waren,  ge- 
wählt. Die  Wahl  geschieht  durch  die  Professoreneollegien  mit  Ein- 
schluss der  in  sie  aufgenommenen  Privatdocenten.  Zu  iliesem  Zwecke 
wählt  jedes  Professorencollegium  als  leitende  Behörde  aus  sich  vier 
Glieder,  von  denen  zwei  ordentliche  Professoren  sein  müssen,  zwei 
aber  auch  ausserordentliche  Professoren  oder  Privatdocenten  sein  können. 

Die  so  Gewählten  versammeln  sich  unter  dem  Vorsitze,  des  ab- 
tretenden  Rectors  und  wählen  in  der  für  die  Wahl  des  Decans  (§.  7) 
bezeichneten  Weise  den  Rector.  Wenn  die  engere  Wahl  zu  keiner 
Entscheidung  führt,  S(»  entscheidet  das  Ministerium  des  Unterrichtes. 

§.  12.  Lehnt  der  Gewählte  die  Würde  ab,  und  ist  er  doch  noch 
wirklicher  ordentlicher  Professr)r  (§.  1 1),  so  ist  .so  zu  verfahren,  wie 
in  gleichem  Falle  bei  der  Wahl  des  Decans;  die  Berufung  geht  au 
den  Minister  des  Unterrichtes. 

§.  13.  Die  Constituirung  der  akademischen  Behörden  geschieht 
flir  jedes  Studienjahr  im  letzten  Monate  des  vorangehenden  Studien- 
jahres, sie  ist  mit  den  Wahlprotocolleu  unverzüglich  dem  Ministerium 
des  Unterrichtes  zur  Bestätigung  vorzulegen. 

Die  neuen  Behörden  treten  . wenn  sie  die  Bestätigung  erhalten 
haben,  acht  Tage  vor  dem  Beginne  des  neuen  Studienjahres  in  Wirk- 
samkeit, bis  zu  ihrem  Eintritte  fungireii  die  früheren  Behörden.  Die 
feierliche  Installation,  wo  eine  solche  üblich  ist,  findet  beim  Beginne 
des  Studienjahres  statt. 

§.  14.  In  Verhinderungsfällen  wird  der  Rector  durch  den  Pro- 
rector, der  Decan  durch  den  Prodecan,  dieser  aber  durch  den  im  Amte 
ältesten  ordentlichen  Professor  ersetzt. 

§.  15.**)  Das  Professorencollegium,  welches  unter  seinem  Decaiie 
sich  regelmässig  versammelt,  oder  von  diesem  ausserordentlich  beru- 


*1  ad  §.  11  vergl.  die  Erläuterung  im  M.-E.  v.  10.  Februar  1860,  Z. 
S91864,  1849  (suh.  II.  s1. 

**)  Hinisterial-Erlass  vom  13.  Deoember  1856,  Z.  18287.1067, 

Nachdem  das  provisorische  Gesetz  Uber  die  Organi.sii  uiig  der  akademi- 
schen Behörden  ausser  der  sich  auf  currente,  sowie  durch  einfache  und  unzwei- 
felhafte Anwendung  der  bestehenden  Vorschriften  zu  erledigende  Geschäftsstücke 
erstreckenden  Amtswirksamkeit  des  üecans  nur  das  in  hcföliigter  Anzahl  ver- 
sammelte Professoren-Collegium  als  eigentliches  und  integrirendos  Glied  der  aka- 
dembchen  Leitung  in  erster  Instanz  anerkennt,  jrann  dem  Anträge,  an  die  .Stelle 
des  letzteren  einen  .Senat  von  vier  Gliedern  des  Lehrkörpers,  wenn  auch  nur 
bei  GeschäftsstUcken , bei  denen  es  lediglich  auf  Anwendung  der  bestehenden 
Vorschriften  und  nicht  auf  principietle  Erörterungen  ankommt,  cum  auctoritate 
pleni  treten  zu  lassen,  in  dieser  Form  nach  Lage  der  bestehenden  Gesetze  keine 
Folge  gegeben  werden. 

Es  steht  aber  nirliLs  im  Wege,  dass  das  Professoren-Collegium  den  Begriff 
der  currenten  Geschäftsstucke,  die  der  Decan  allein  zu  erledigen  hat,  in  einer 
angemessenen  Weise  ausdehne. 
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fen  wird,  leitet  unmittelbar  alle  Unterrichta-  und  diejenigen  Dieciplinar- 
Angelegenheiten  seiner  Studienabtlioilung,  welche  nicht  künftig  aus- 
drücklich dem  akademischen  Senate  werden  zugewiesen  werden. 

Es  hat  darauf  zu  achten , dass  die  Lehrfächer  seiner  Facultät 
genügend  vertreten  seien,  und  nöthigenfalls  Anträge  Uber  die  AusfUh 
lung  vorhandener  Lücken  au  das  Ministerium  zu  stellen. 

Es  hat  insbesondere  das  Vorleseverzeichniss  fiir  Jeden  Semester 
so  zu  ordnen , dass  jeder  Studirende , welcher  die  gesetzliche  Zeit  an 
der  Facultät  zubringt,  Gelegenheit  habe,  die  sämmtlichen  Hauptfächer 
und  zwar  hei  Professoren  zu  hören. 

§.  16.  Jeder  Professor,  welcher  Mitglied  des  Professorencolle- 
giums  ist,  hat  die  Pflicht,  bei  den  Versammlungen  desselben  zu  erschei- 
nen, oder  sein  Wegbleiben  zu  entschuldigen. 

lieber  die  Zulässigkeit  der  angeführten  EntschuldigungsgrUnde 
urtheilt  der  Lehrkörper  ohne  Debatte ; das  Urtheil  wird  im  Protocolle 
verzeichnet. 

Erscheint  ein  Professor  in  drei  auf  einander  folgenden  Sitzungen 
nicht,  ohne  dass  seine  Abwesenheit  gerechtfertigt  erscheint;  oder  bleibt 
er  überhaupt  häutig  weg,  so  ist  der  Decan  verpflichtet,  ihn  schriftlich 
zum  Erscheinen  aufzufordern,  und  wenn  dies  ohne  Erfolg  ist,  dem  aka- 
demischen Senate  die  Anzeige  zu  maclien.  Ist  auch  dies  fruchtlos,  so 
hat  der  akademische  Senat  Bericht  an  das  Ministerium  zu  erstatten. 

§.  17.  Zu  einem  gütigen  Beschlüsse  ist  die  Anwesenheit  von 
der  Hälfte  der  Professoren , welche  Mitglieder  des  Collegiums  sind, 
nothwendig.  Verhandlungsgegenstände , bei  denen  es  sich  um  die 
Interessen  eines  bestimmten  Lehrfaches  handelt,  sind  dem  betreffenden 
Professor  zum  Voraus  anzuzeigen. 

§.  18.  Gegen  das  Ende  eines  jeden  Studienjahres  beruft  der  Decan 
sämratliche.  Lehrer  mit  Einschluss  aller  Privatdocenten  und  der  Lehrer 
im  engeren  Sinne  (§.  3)  zu  einer  allgemeinen  Versammlung,  in  wel- 
cher die  Wünsche  und  Anträge  aller  Gegenwärtigen  in  Betreff  des 
Unterrichtes  und  der  Disciplin  vorzubringen  und  zu  besprechen  sind. 
Das  Protocoll  der  Versammlung,  über  dessen  Inhalt  das  Professoren- 
collegium in  einer  darauffolgenden  Sitzung  sein  Gutachten  abzugeben 
hat,  wird  mit  diesem  Gutachten  an  das  Ministerium  eingesendet. 

§.  19.  Die  Stellung  des  Decans  zum  Professorencollegium  ist 
im  Allgemeinen  durch  die  Stellung  des  Direetors  (in  Wien  des  Vice- 
directors)  wie  sie  durch  die  neueren  Anordnungen  geworden  war. 

Dem  Decanc  .selbst  bleibt  es  dann  immerhin  unbenommen,  nach  seinem 
Ermessen  oder  in  Gemässheit  eines  dahin  abzielenden  Beschlusses  des  Colle- 
giums sich  einen  stabilen  oder  wechselnden  Beirath  mehrerer  Profc.ssorcn  bei- 
zngesellen,  deren  Ansichten  er  zn  seiner  eigenen  Beruhigung  bei  Erledigung  der 
vermehrten  Currentien  vernehmen  mag,  oder  vernehmen  soll. 

Nur  versteht  es  sich  d.mn  von  selbst,  dass  die  Verantwortlichkeit  der 
Erledigung  nicht  diese  Beiräthe,  sondern  nur  immer  den  Decan  zn  treffen  haben  wird. 

Ueber  die  Abfassung  derSitzungsprotocolle  vergl.  M.-E.  v.  28.  October  1857, 
Z.  18.280. 
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bezeichnet.  Insbesondere  aber  trügt  der  Decan  zunücbst  die  Verant- 
wortung für  die  Vollziebung  aller  die  Studieiiabtheilnng  betreflenden 
Gesetze  und  Verordnungen;  er  hat  daher  die  Pflicht,  diese  Vollziehung 
zu  beaufsichtigen , auf  Mängel  in  derselben  aufmerksam  zu  machen, 
sie  zu  rügen , und  nöthigenfalls  dem  akademischen  t^enate  und  dem 
)Iinisterium  zur  Kenntniss  zu  bringen.  Glaubt  er  die  Ausführung  eines 
Beschlusses  des  Collegiums  nicht  verantworten  zu  können , so  legt  er 
den  Fall  dem  akademischen  Senate  vor. 

Currente  Geschäftsstücke,  und  alle,  welche  nur  einer  einfachen 
Anwendung  bestehender  Vorschriften  in  unzweifelhafter  Weise  bedür- 
fen, erledigt  er  selbst,  und  berichtet  darüber  dem  Professorencollegium 
in  der  nächsten  Sitzung  aus  dem  Geschäftsjirotocolle ; wo  Gefahr  am 
Verzüge  ist,  ordnet  er  selbstständig  an,  leichtere  Disciplinarfälle  der 
Studirenden  erlediget  er  durch  Ermahnung  oder  Küge. 

Es  ist  die  Sache  der  Lehrkörper,  für  ihre  V<-rhandlungen  eine 
Geschäftsordnung  zu  entwerfen,  und  dem  Ministerium  zur  Bestätigung 
vorzulegen. 

§.  20.  Oer  akademische  Senat  ist  die  oberste  akademische  Behörde. 

Seinen  Wirkungskreis  bilden  alle  allgemeinen  Angelegenheiten 
der  Universität,  mögen  sie  Verwaltungs-  , Unterrichts-  oder  Discipli- 
nargegenstände  hetrefi'en , sowie,  alle  Angelegenheiten,  die  ihm  durch 
Gesetze,  Statuten,  Privilegien  oder  Stiftungen  ziigewiesen  sind. 

Er  hat  das  Recht  der  Aufsicht  über  Alles  was  zur  Universität 
gehört  und  nicht  durch  besondere  Anordnungen  dem  Wirkungskreise 
einer  Fakultät  zuerkannt  ist,  der  Einsichtsnahme  in  die  Verhandlungen 
aller  Professorencollegien  , das  Recht,  Beschlüsse  einzelner  Kollegien 
unter  unverzüglicher  Berufung  an  das  .Ministerium  zu  sistiren. 

Er  übt  die  Oisciplin  Uber  alle  Mitglieder  der  Lehrercollcgien 
und  in  näher  zu  bestimmenden  Fällen  über  die  Studirenden. 

Er  ist  die  nächste  Berufungsin.stanz  gegen  Entscheidungen  der 
Decane  und  Collegien,  und  entscheidet  Competenzstreitigkeiten  zwischen 
den  verschiedenen  Collegien  , Competenzstreitigkeiten  zwischen  diesen 
und  ihm  selbst  legt  er  dem  Ministerium  vor. 

Oie  Correspondenz  der  Professorencollegien  mit  dem  Ministerium 
geht  durch  ihn,  und  er  ist  berechtiget,  sie  mit  seinem  Gutachten  ein- 
zubegleiten. 

Ihm  unterstehen  die  Universitätsbeamten,  welche  bis  auf  Weite- 
res in  ihren  bisherigen  Functionen  verbleiben. 

§.  2l.  Oer  akademische  Senat  versammelt  sich  regelmässig  und 
ausserordentlich  auf  Einladung  des  Rectors  unter  dem  Vorsitze  des 
Letzteren. 

Die  Mitglieder  sind  zur  Anwesenheit  verpflichtet;  besonders 
wichtige  Verhandlungsgegenstände  sind  in  der  Eiidadungszuschrift  zu 
bezeichnen. 

Zu  eiuer  gütigen  Schlussfassung,  welche  nach  absoluter  Stimmen- 
mehrheit erfolgt,  ist  die  Anwesenheit  der  Hälfte  der  Mitglieder  erforderlich. 

§.  22-  Der  Rector  ist  der  Vorstand  des  akademischen  Senates. 
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Er  hat  im  Verhältniss  zu  diesem  die  nämlichen  Befuf^nisse,  welche 
dem  Decane  im  Verhältnisse  zum  Professoroncollegium  zustehen.  (§.  19). 

Er  trägt  zunächst  die  Verantwortung  für  die,  Geschäftaftihrung 
des  akademischen  Senates. 

§.  23.  Die  genaue  Regelung  des  Wirkungskreises  der  akade- 
mischen Behörden  bedarf  einer  vorläufigen  durch  längere  Zeit  fortge- 
setzten Erfahrung ; einstweilen  sind  darüber  entstehende  Zweifel,  wenn 
sie  der  akademische  Senat  in  befriedigender  Weise  zu  entscheiden 
nicht  vermag,  vor  das  Ministerium  zu  bringen. 

Auch  sind,  bis  die  Ausführung  der  neuen  üniversätseinrich- 
tungen  die  nöthige  Festigkeit  und  Sicherheit  genommen  haben  wird, 
die  Sitzungsprotocolle  sämmtlicher  Professorencollegien  und  des  Sena- 
tes längstens  binnen  acht  Tagen  dem  Unterrichtsministerium  ein  Ori- 
ginal zur  Einsicht  einznsenden. 

Die  Protocolle  eines  jeden  Studienjahres  sind  mit  fortlaufenden 
Nummern  zu  bezeichnen. 

§.  24.  Im  Uebrigen  bleiben  die  bisherigen  Universitätseinrich- 
tungen, so  weit  sie  durch  die  gegenwärtigen  Anordnungen  nicht  abge- 
ändert werden,  in  Kraft. 

Es  steht  jedoch  den  Universitäten  frei , die,  Abänderung  der- 
jenigen, welche  unpassend  scheinen , zu  beantragen. 

§.  25.  Diese  provisorische  Organisirung  der  Universitätsbehörden  ist 
durch  einen,  die  sämmtlichen  Facultäten  umfassenden  Cyclus  von 
vier  Jaliren  zu  erproben,  nach  deren  Ablaufe  auf  Grundlage  der  ge- 
machten Erfahrungen  und  gestellten  Anträge  einer  jeden  Universität 
die  ihren  besonderen  Verhältnissen  entsprechenden  definitiven  Statuten 
werden  gegeben  werden. 


B. 

Für  die  Universitäten  von  Wien  und  Prag. 

§.  26.  Für  die  Universitäten  von  Wien  und  Prag  gelten  die  Be- 
stimmungen der  früheren  Paragraphe  (§§.  1 — 25)  mit  denjenigen  Ab- 
änderungen und  Zusätzen,  welche  die  folgenden  Paragraphe  enthalten. 

§.  27.  Die  Universitäten  zu  Wien  und  Prag  sind  Gemeinschaf- 
ten, welche  aus  den  Lehrercollegien,  den  Doctorencollegien,  welche  bis- 
her den  Namen  der  Facultäten  führten,  und  aus  den  immatriculirten 
Studirenden  bestehen.  Jede  Faenltät  besteht  daher  aus  dem  Lehrer- 
collegium, dem  entsprechenden  Doctorencollegium  und  den  ihr  immatri- 
culirten Studirenden. 

§.  28.  Es  ist  nicht  bloss  zulässig,  sondern  wünschenswerth,  dass 
die  Mitglieder  des  Lehrercollegiums  zugleich  Mitglieder  des  Doctorencol- 
legiums  derselben  Facultät  seien. 
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§.  29.  Aus  dem  Lehrercollegium  bildet  sich  nach  den  §§.  4 und  5 
das  Profe.8sorencollegium  als  leitender  Jjehrkörpcr,  und  dieser  wählt 
nach  den  §§.  6 — 8 seinen  Vorstand,  weicherden  Namen  ,,Decan  des 
Lehrercollegiums“  führt.  Khenso  wählt  ein  jedes  noetorencollegium 
nach  der  Weise  und  .auf  die  Dauer,  welche  die  bi.sherigen  Gesetze 
bestimmen,  seinen  Vorstand,  welcher  den  Namen  „Decan  des  Doetoren- 
collegiums“  führt. 

Jedes  Mitglied  des  Doctorencollegiums  kann  zu  dieser  Würde 
erwählt  werden;  die  Wahl  unterliegt  der  Bestittigung  des  Unterrichts- 
ministers. 

§.  30.  Der  Decan  des  Doctorencollegiums  hat  Sitz  und  Stimme 
im  Professorencollegium,  vorausgesezt,  dass  das  Doctorencollegium  das 
gleiche  Recht  dem  Decane  des  Professorencollegiums  einräumt. 

Der  beisitzende  Decan  hat  seinen  Platz  unmittelbar  nach  dem 
Vorsitzenden ; nur  die  emeritirten  Rectoren  gehen  da,  wo  die  bisherige 
Uebung  es  mit  sich  bringt,  ihm  vor. 

§.  31.  Das  Universitiitsconsistorium  in  Wien,  sowie  der  acade- 
demische  Senat  in  Prag  bestehen  aus  den  §.  10  bezeichneten  Perso- 
nen, und  den  4 Decanen  der  Doctorencollegien , zu  welchen  bei  den 
ersteren  noch  der  Kanzler  hinzukömmt. 

Ist  der  Rector  ein  Professor,  so  haben  die  Decane  der  Doctoren- 
collegien den  Sitz  vor  den  Decanen  der  Professorcncollogien;  ist 
jener  kein  Professor,  so  folgen  die  Decane  in  umgekehrter  Ordnung. 
Die  Prodekane  sitzen  nach  sämmtlichen  Decanen. 

§.  32.*}  Der  Rector  wird  jährlich  aus  einer  anderen  Facultät 
der  Reihe  nach,  und  zwar  in  folgender  Weise  gewählt. 

Sowohl  das  Professoren-  als  Doctorencollegium  der  Facultät,  aus 
welcher  der  Rector  hervorgehen  soll , bezeichnet  je  2 Personen  ; aus 
den  sämmtlichen  vorgescblageiien , deren  Zahl  nicht  unter  zwei  und 
nicht  über  4 sein  kann,  je  nachdem  die  Vorschläge  beider  Collegien  von 
einander  abweichen,  oder  nicht,  wählt  in  Wien  das  nach  §.  31.  con- 
Btituirte  Consistorium,  in  Prag  der  akademische  Senat  den  Rector.  (§.  11.) 

§.  33.  Jeder  Professor  untf  jeder  dem  betreffenden  Doctorencol- 
legium immatriculirte  Doctor  ist  wählbar. 

Die  Natur  des  neuen  dem  Rector  durch  das  gegenwärtige  Ge- 
setz zugewiesenen  Wirkungskreises,  welcher  einen  wesentlichen  Ein- 
fluss auf  den  Unterricht  und  auf  die  Disciplin  der  Lehrer  und  der 
Studirenden  in  sich  schliesst,  bringt  es  mit  sich,  und  es  lässt  sich 
daher  mit  Zuversicht  erwarten,  dass  in  der  Regel  ausgezeichnete  Pro- 
fessoren als  Rectoren  werden  gewählt  werden. 

Eine  Wahl  ausser  dem  Kreise  derselben  ist  nur  in  besonderen 
Ansnahmsfallen  zulässig,  und  es  sind  daher  die  Motive  derselben  bei 
Vorlage  der  Wahlacten  an  das  Ministerium  des  Unterrichts  insbeson- 
dere darzulegen. 


•)  ad  §.  32  und  33  siehe  M-E.  vom  16.  Februar  1850,  Z.  8918/54  ex  1849. 
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§.  34.  *)  In  Verhinderun^fiillen  wird  der  Decan  des  Doctoren- 
collcgiuins  in  der  bisher  gesetzlichen  oder  üblichen  Weise  ersetzt. 
{§•  1^-) 

§.  35.  Die  Wirkungskreise  der  Professorcncollegien  und  der 
Doctorencollegien  und  deren  Beziehungen  zu  einander  sind  mit  Rück- 
sicht auf  die  vorangehenden  Bestimmungen  einstweilen  dieselben,  wie 
die  bisherigen  der  Lehrkörper  und  der  Facultüten.  Zuschriften,  welche  an 
eine  Facultät  ohne  Unterscheidung  der  beiden  in  ihr  enthaltenen  Col- 
legien  gerichtet  sind,  werden  demjenigen  Uecane  zugestellt,  in  dessen 
Wirkungskreis  sie  gehören.  Wenn  hierüber  ein  Zweifel  entsteht,  so 
hat  ihn  das  Consistorium  oder  der  Senat  zu  entscheiden. 

§.  36.  Ebenso  bleibt  das  Vcrhflltniss  zwischen  dem  Universitäts- 
consistorium , oder  dem  akademischen  Senate  und  den  Doctorencolle- 
gien  dasselbe,  welches  früher  zwischen  jenen  und  den  FacultSten 
stattgefundon  hat.  Competenzstreitigkeiten  zwischen  ihnen  sind  dem 
Ministerium  *des  Unterrichtes  vorzulegen. 

§ 37.  Den  Doctorencollegien  steht  es  zu,  Veränderungen  in 
ihrer  Organisation  vorzunehraen;  sie  bedürfen  aber,  um  als  Tlieile 
der  Universitäten  fortzubestehen,  für  dieselben  der  Genehmigung  des 
Unterrichtsministeriums. 

§.  38.  Die  Promotion  zum  Doctor  ist  an  sich  und  in  Bezug 
auf  die  zu  leistenden  Zahlungen  unabhängig  von  dem  Eintritte  des 
Promovirten  in  ein  Doctorencollegium  oder  in  irgend  eine  andere  Gesell- 
schaft. 

§.  39.  Die  bisherigen  Würden  der  Directoren  und  Vicedirecto- 
ren,  so  wie  der  Procuratoren  erlöschen.  Diejenigen  Mitglieder  der  Doc- 
torencollegien, welche  gegenwärtig  als  Senioren  im  Consistorium  oder 
im  Senate  sitzen,  sind  berechtigt,  ihre  Plätze  mit  berathender,  jedoch 
nicht  mit  beschliessender  Stimme  auch  ferner  einzunehmen;  auf  ihre 
Nachfolger  im  Senoriate  geht  dies  Recht  nicht  über. 

*)  Khüsterial-Erlass  vom  28.  Ootober  1864,  Z.  9888, 

&n  d&it  ConMUtoriuoi  der  Wiener  L'nivenit&t, 

b«xUglieh  der  AnfNge,  ob  im  Vorhindorungtfall«  oinot  Doetoron>Doeani  «ein  Stollvortrotor 
in  der  Faeoltüt  oo  ip«o  auch  lur  Thoilnahmo  an  dan  Contiaiorial*8iUungan  barufan  aai. 

Ueber  die  hieher  gpfttcllte  Anfrag:e  Bndet  das  Ministerium  pepen  die  Aus- 
le^ng  und  Aiiwendun^^,  welche  der  Universität^  - Kector  und  die  Majorität  dea 
Cunsisloriums  den  bezüglichen  §§. , §.  84  dea  Geaetzea  vom  27.-30.  Öopt.  1849 
(iber  die  Grenzen  der  Stellvertretung  des  vcrhindorttMi  Dccans  eines  Doctoren- 
Collegiums  gegeben  hat,  wonach  im  Verhinderungsfälle  eines  D(*ctoren  • Decana 
sein  Stellvertreter  in  der  Facultät  eo  ipso  zur  Theilnahme  an  den  Consistorial- 
Sitsungen  nicht  berufen  ist,  nichts  zu  erinnern. 
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34.  Ministerial-Erlass  vom  12.  Jfovember  1849,  Z.  7670, 

an  das  Consistorinni  der  Wiener  Uni^'ersitSt, 

womit  autgetprochen  wird,  dass  die  Leitung  der  itrengen  Ooctoreprilfungen 
und  Disputationen  und  der  Vorsitz  bei  denseiben  dem  Deeane  des  Professoren- 
collegiums sustehen. 

Der  Decan  des  Doctoren  - Collegiums  der  rechts-  und  staats- 

wissenschaftliclien  Facultät,  Dr hat  in  einer  Vorstellung 

den  Zweifel  angeregt,  ob  nach  der  in  Gemiissheit  des  Allerhöchst 
sanctiunirten  Gesetzes  vom  21.  September  d.  .J.  geschehenen  Con- 
stituirung  der  akademischen  Behörden  die  Leitung  der  strengen 
Doctorsprüfungen  und  Disputationen  und  der  Vorsitz  bei  denselben 
an  der  hiesigen  Universität  dem  Deeane  des  Professoren-  oder  dem 
des  Doctorencollegiums  zukomme  und  um  Anweisung  der  ihm  bei 
diesen  Prüfungen  gebührenden  Stellung  gebeten.  Bisher  führte  den 
Vorsitz  der  von  der  Regierung  ernannte  Dircctor,  welcher  der  gemein- 
schaftliche Vorsteher  der  gesammten  Facultät,  d.  i,  sowohl  der  Pro- 
fessoren, wie  der  dem  Lehrkörper  nicht  angehörigen  Doctoren  war. 
In  welcher  diesen  Eigenschaften  ihm  der  Vorsitz  gebührte,  ist  niemals 
entschieden  worden;  wem  der  Vorsitz  jetzt  zukomnic,  kann  daher  aus 
§.  21  des  obigen  Gesetzes  und  aus  der  bisherigen  Einrichtung  nicht 
gefolgert  werden,  weil  eben  ein  gemeinsamer  Vorstand  des  Protesso- 
ren-  und  des  Doctorencollegiums  nicht  mehr  besteht,  sondern  es  muss 
die  Frage  nothwendig  mit  Berücksichtigung  des  Umstandes  entschie- 
den werden,  welches  Collegium  es  sei,  als  dessen  Angelegenheit  die 
Vornahme  der  Prüfung  vorzugsweise  anzusehen  ist.  Nachdem  nun 
der  Natur  der  Dinge  nach  die  Doctorats  Prüfungen  hauptsächlich  von 
den  Professoren  vorgenoinmen  werden  müssen,  nnd  an  der  Wiener, 
wie  an  allen  anderen  I'niversitäten  vorgenommen  worden  sind,  wUh- 
> rend  andere  Facultiitsmitglieder  immer  nur  in  geringer  Anzahl  nnd 
specieller,  ihnen  vorübergehend  übertragener,  zum  Theile  nicht 
mehr  bestehender  Würden  wegen  dabei  intervenirten , so  kann  nicht 
in  Abrede  gestellt  werden,  dass  diese  Prüfungen  an  der  Wiener  Uni- 
versität, eben  so  wie  es  an  allen  anderen  der  Fall  ist,  ganz  eigentlich 
eine  Angelegenheit  des  Professoreucollegiums  seien.  Deren  Leitung 
und  der  Vorsitz  bei  demselben,  sofort  auch  die  Leitung  der  l)is]»u- 
tationen  muss  daher,  in  so  lange,  d.as  Eingangs  erwähnte  provisorische 
Gesetz  gilt,  und  nicht  über  die  Erlangung  des  Doetorates  und  die 
damit  zusammenhängeuden  Fragen  durch  ein  eigenes  Gesetz  andere 
Bestimmungen  getroffen  sind,  dem  Deeane  des  Professorencollegiums 
zusteheu. 
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35.  Ministerial-Verordnung  v.  24.  ITovember  1849,  Z.  8605, 

au  den  Landeächef  von  Niedcrösterrcicli,  Böhmen , Mähren,  Tirol,  Steiermark, 

Oaliaicn  und  den  Vorstand  der  Gubcrnial-CommUsion  in  Krakau, 

bctrsffsnd  die  Correepondenz  der  akademiichen  Behörden  mit  dem  Unter- 
richtiminieterium  und  dem  Landeiohef,  ferner  den  Qetehiftegang  bei  Ein- 
gaben und  Recurien  in  Studienangalegenheiten. 

R.-G.-B.  Jahrg.  1849,  Z.  .38,  S.  66. 

Zur  genaueren  Regelung  der  durch  die  jüngst  erflossenen  pro- 
visorischen Gesetze  Uber  das  höhere  .Studienwesen  den  Universitäten 
gegebenen  Stellung  haben  in  Betreff  des  Verkehres  der  akademischen 
Behörden  mit  dom  Ministerium  des  Unterrichtes  und  mit  dem  Landes- 
chef (künftig  Statthalter)  nachstehende  Bestimmungen  zu  gelten  : 

1.  Schon  durch  den  Ministerialerlass  vom  6-  April  184S,  Z.  2619, 
wurde  ausgesprochen , dass  die  Unterordnung  der  Universitäten  unter 
die  Landosbehörde  in  Beziehung  auf  die  Leitung  in  Stinliensachen 
aufhöre,  und  durch  die  neuerlich  erflossenen  Gesetze  und  zwar  insbe- 
sondere durch  das  provisorische  Gesetz  vom  27.  September  d.  .1.  über 
die  Organisirung  der  akademischen  Behörden,  durch  die  provisorische 
Studienordnung  für  das  .Jahr  1 9.50,  und  durch  die  Disciplinnrordnung 
vom  11.  October  d.  .J.  wurde  den  Hochschulen  in  ausgedehntem  Masse 
Selbstständigkeit  verliehen  und  anerkaunt,  dass  sie  nunmehr  in  Stu- 
diensachen  unmittelbar  dem  Unterrichtsministerium  unterstehen. 

Insoferne  aber  dem  Landeschel  als  Stellvertreter  der  Regierung 
Seiner  Majestät  obliegt,  in  dem  Kronlande,  welchem  er  vorgesetzt  ist, 
über  die  Befolgung  der  Gesetze  in  ihrem  ganzen  Umfange  zu  wachen 
und  insoferne  er  als  das  höchste  Organ  der  Regierung  bezüglich  der 
gesammten  administrativen  Thätigkeit  in  dem  betreffenden  Kronlande 
anzusehen  ist,  unterstehen  ihm  in  dieser  Beziehung  auch  die  akade- 
mischen Behörden.  Es  steht  ihm  zu,  in  solchen  Angelegenheiten  Wei- 
sungen an  die  akademischen  Behörden  zu  erlassen,  sie  haben  ihm  jede 
gewünschte  Auskunft  zu  ertheilen , und  wo  sie  des  Beistandes  der 
Landesregierung  bedürfen,  sich  berichtlich  an  ihn  zu  verwenden. 

2.  Damit  der  Landesche.f  auch  in  fortlatifender  Kenntniss  der 
wichtigen  die  Jjandesuniversitäten  betreffenden  Angelegenheiten  erhal- 
ten werde  und  in  der  Lage  bleibe,  da  wo  es  nöthig  ist,  dem  Mini- 
sterium sein  Gutaebten  ohne  Verzug  zu  erstatten,  ist  die  Correspondonz 
zwischen  dem  Unterrichtsininisterium  und  den  akademischen  Behörden 
durch  seine  Hände  zu  leiten. 

3.  Alle  Eingaben  der  Professorencollegien  sind  zwar  unmittel- 
bar an  das  Ministerium  zu  ricliten , h.aben  jedoch  in  Gemässheit  dos 
§.  20  des  Gesetzes  vom  27.  September  d.  .1.  vorerst  durch  den  aka- 
demischen Senat  oder  den  Rector  als  dessen  Vorstand  zu  gehen.  Der 
akademische  Senat  oder  nach  Umständen  der  Rector  hat  sie  sohin  nach 
Massgabe  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  mit  einem  eigenen  Be- 
richte , oder  oluie  einen  solchen  mit  blosser  Beifügung  seiner  Bemcr- 
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kungen  oder  einfach  mit  seinem  Vidi  verseilen,  unter  Couvert  an  den 
Landcschof  zu  seiner  Einsichtnahme  und  WeiterhefSrderung  an  das 
j Unterrichtsministerium  zu  überreichen. 

In  solcher  Weise  sind  auch  die  Sitzungsprotocolle  vorzulegen. 
Alle  Erledigungen  und  andere  Erlasse  des  Ministeriums  werden  den 
akademischen  Behörden  eben  so  durch  den  Landeschef  zukommen*). 

4.  Eine  Ausnahme  findet  nur  zur  Vereinfachung  des  Geschäfts- 
ganges hinsichtlich  der  Wiener  Universität  insoferne  statt,  dass  das 
Consistorium  seine  Eingaben  unmittelbar  an  das  Ministerium  zu  über- 
reichen hat , welches  in  der  Lage  ist , dem  Landeschef,  wo  es  nöthig 
ist,  im  kürzesten  Wege  einzuveruehmen. 

5.  Alle  Gesuche  der  Studirenden  oder  anderen  Personen  in  An- 
gelegenheiten, welche  sich  auf  das  Studienwesen,  oder  auf  die  Univer- 
sitäten als  Ganzes,  oder  in  ihren  Gliederungen  beziehen,  sind  stets  bei 
den  betreffenden  akademischen  Behörden,  mithin  auch  in  denjenigen 
Fällen  zu  überreichen , in  welchen  diese  zur  definitiven  Erledigung 
der  Angelegenheit  nicht  berechtigt  sind,  damit  Gelegenheit  erhalten,  mit 
Vermeidung  jeder  unnöthigen  Verzögerung  vor  der  endlichen  Erle- 
digung einer  Angclegeuheit  ihre  gutächtliche  Acusserung  über  dieselbe 
abzugeben. 

6.  Dieses  gilt  auch  in  Ansehung  der  gegen  Entscheidungen  der 
akademischen  Behörden  ergriffenen  Recurse.  Dieselben  sind  bei  der- 
jenigen akademischen  Behörde  zu  überreichen,  gegen  deren  Verfügung 
recurrirt  wird. 

7.  An  das  Unterrichtsministerium  gerichtete  Eingaben  der  aka- 
demischen Senate  und  verschiedene  Professorencollcgien  sind  nicht 
cumulativ  mit  einem  Einbegleitungsberichte,  sondern  wenigstens  nach  den 
Facultäten  abgesondert  vorzulcgeu.  Insbesondere  aber  sind  Acten- 
stücke,  welche  von  besonderer  Wichtigkeit  sind,  oder  eine  eigeue 
Verhandlung  erfordern,  jederzeit  von  allen  andern  Eingaben  getrennt, 
an  den  Landeschef  und  von  ihm  weiterhin  an  das  Unterrichtsministe- 
rium zu  befördern. 


*)  Hinisterial-Erlass  vom  6.  Jänner  1867,  Z.  20416  ex  1866, 

au  die  RtatUtaltcrei-Abtheilung  in  Ofen, 

womit  bodeutot  wird,  daat  die  von  den  akademiachen  Bahtfrdan  an  daa  Untarriohta • Mini* 
aterium  aratattaten  Bariohta  keiner  Einbagiaiiung  an  die  Statthaltarai  bedürfen. 

Die  k.  k.  Statthalterci  * Abtheiliing  hat  dem  Rector  der  Universität  zu 
bedeuten,  dass  die  von  den  akademischen  BebÖrdeu  an  das  Unterrichte  • Mini- 
sterium erstatteten  Berichte  keiner  Kinbegleitung  an  die  k.  k.  Statthalterei-Ab- 
theilung  bedUrfen,  sondern  nur  durch  dieselbe  anlicr  vorzulcgeu  sind,  und  dass 
der  Rector  zur  Vermeidung  unnöthiger  Bchreibgeschäftc  sie  lediglich  mit  seiner 
Unterschrift,  oder  allenfalls  mit  einer  Indorsatbemerkung  zu  versehen  hat,  wenn 
nicht  besondere  Umstände  die  Nothwendigkeit  eines  abgesonderten  EinbegleU 
tungs-Beriebtes  begründen. 
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§.  8-  Endlich  ist  sich  im  ÄUgemeinnn  gegenwärtig  zu  halten,  dass 
die  Sitzungsprotocolle  der  akadeiuischeii  Behörden  nur  Urkunden  über 
Verhandlungen  im  Inneren  dieser  Collegicn,  keineswegs  aber  bestimmt 
und  geeignet  sind,  unmittelbar  in  denselben , wie  es  schon  vorgekom- 
men ist,  Beschwerden,  Anträge  oder  Anfragen  dem  Ministerium 
vorzulegen. 

Ueber  alle  dergleichen  Verhandlungsgegenstände  sind  selbststän- 
dige motivirte  Eingaben  zu  verfassen,  und  auf  dem  oben  angezeigten 
Wege  zur  Kenntniss  und  Entscheidung  des  Ministeriums  zu  bringen. 


36.  Ministerial- Erlass  vom  9.  Februar  1850,  Z.  803, 

an  den  Vorstand  der  Gubernialkommissioii  in  Krakau, 

Uber  die  Bestellung  des  Prorectors  der  Universität. 

Nach  der  klaren  Absicht  des  Gesetzes  ist  bei  Bestellung  des 
Prorectors  weder  eine  Wahl  noch  ein  Vorschlag  nöthig,  sondern  es 
ist  ganz  einfach  in  der  Reihe  der  Rectoren  chronologisch  zurückzu- 
kehren, und  der  zuletzt  gewesene  Rector,  welcher  diese  Würde  anzu- 
nehmen verpflichtet  ist,  oder  sie  ohne  diese  Verpflichtung  freiwillig 
übernimmt,  ist  Prorector.*) 


37.  Ministerial-Erlass  v.  16.  Februar  1850,  Z.  8918  ei  1849, 

an  das  ITniversitätsconsistoriuin  zn  Wien,  an  den  akademischen  Senat  der  Univer- 
sität in  Prag,  Olmfitz,  Lemberg,  Krakau,  inusb.aek,  Qraz, 

wodurch  die  Bestimmungen  des  provisorischen  Qesetzes  Uber  die  Organisirung 
der  akademischen  Behörden , bezüglich  der  Wählbarkeit  zur  Würde  eines 
Universitätsrectors  erläutert  werden. 

E.  -G.-B1.  Jahrgang  ISfiO,  Z.  71,  8.  654. 

Ueber  die  angeregten  Zweifel,  1.  ob  zur  Rectorswürde  auch  solche 
ordentliche  Facultätsprofessoren  wählbar  sind,  welche  nicht  an  der 
Universität,  um  deren  Rectorswürde  es  sich  handelt,  sondern  an  einer 
anderen  österreichischen  Hochschule  angestellt  waren,  und  2.  ob  ins- 
besondere in  Wien  und  Prag  ebenso  wie  es  der  §.11  des  provisori- 
schen Gesetzes  über  die  Organisirung  der  akademischen  Behörden  im 
Allgemeinen  ausdrücklich  erklärt , auch  solche  Personen  zum  Rector 
gewählt  werden  können,  welche  zwar  nicht  mehr  ordentliche  Facultäts- 
Professoren  daselbst  sind,  aber  es  doch  waren,  findet  das  Ministerium 
des  Cultus  und  öffentlichen  Unterrichtes  zu  crklämi; 

ad  1 . Aus  den  in  den  §§.  1 1 und  J2  voikommenden  Wor- 
ten, wornach  der  Rector  aus  der  Facultät  zu  wählen  ist,  noch  mehr 

•)  Für  den  Fall,  als  auch  der  Prorector  verhindert  sein  sollte,  hat  (wie 
mit  M.-E.  vom  5.  August  1863,  Z.  829.3  dem  akad.  8euate  in  Krakau  aus  Anlass 
ein  es  spccicllen  Falles  eröffnet  w'urdejder  I >ecan  und  eventuell  der  Prodecan  jener 
Facultät,  aus  welcher  der  Rector  hervorging,  die  Rectoratsgeschäfte  zu  führen. 

Tbaa.  Oesterr.  UutversiUUsesets«.  6 
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aber  aus  der  in  dem  §.  33  ausdrücklich  von  dem  Gesetze  erwähnten 
Natur  des  neuen  dem  Rector  zugewicsenen  Wirkungskreises  ergibt  sich, 
dass  im  Allgemeinen  nur  solche  Personen,  welche  ordentliche  Facul- 
tätsprofessoren  an  der  betreffenden  Hochschule  sind  oder 
waren , welche  daher  mit  ihr  in  einem  dauernden  Zusammenhänge 
stehen,  oder  doch  gestanden  sind,  ztir  Rectorswürde  wählbar  sind. 

ad  2.  Aus  der  bei  Vergleichung  der  Eingangsworte  der  §§.  1 1 
und  32  und  ihrer  Zusammenstellung  mit  dem  §.  33  klar  hervorleueh- 
teuden  Absicht  des  Gesetzgebers  und  aus  der  am  Schlüsse  des  §.  32 
vorkommenden  Hinweisung  auf  den  Inhalt  des  1 1 erfolgt  aber 
eben  so  deutlich,  dass  auch  au  den  T’uiversitäten  zu  Wien  und  Prag, 
für  welche  nacli  §.  2(1  die  Bestimmungen  der  früheren  Paragraphe 
gleichfalls  gelten,  und  für  welche  laut  der  folgenden  Paragraphe  das 
passive  Wahlrecht  zum  Rectorate  eher  erweitert  als  beengt  werden 
wollte,  nicht  blos  an  diesen  Hochschulen  noch  lehrende  ordentliche 
Professoren,  sondern  auch  solche  Personen,  welche  an  denselben  orden  t- 
iche  Professoren  waren  , zu  Rectoren  gewählt  werden  können. 


38.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Erlass  vom  11.  October  1850, 

Z.  8718, 

an  das  Univorsitäts* Consistoriiim  in  Wien,  den  akademischen  Senat  der  Uni- 
versität zu  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Olmüte,  Innsbruck,  Graz,  *) 

womit  die  Durchführung  der  Anordnung  in  Betreff  der  Universibiti-Quäetur 
anbefohlcn  wird. 

Die  Functionen  des  Quästors  sind  aus  dem  Gesetze  über  die 
Collegiengelder  und  aus  der  neuen  Studienordnung  klar  zu  ent- 
nehmen. 

Die  Katalogi-sirung  und  das  Geschäft  der  Evidenzbaltung  der 
Studirenden  sollen  hienach  von  den  Uecanaten  an  die  Quästur  über- 
gehen, und  bei  der  Ausfertigung  von  Universitätszeugnissen  und 
Üuplicaten  (§.  tl7 — -68  der  Stud.-O.)  das  Decanat  die  Mitwirkung  des 
Quästors  iu  Anspruch  nehmen  können. 

Die  Gebahrung  mit  den  Collegiengeldern  und  das  sonstige  Cassa- 
und  Verrechnungswesen  concentrirt  sich  in  der  Quästur. 

Im  Uebrigon  bleiben  die  Geschäfte  des  Decanates  dieselben  wie 
bisher,  ohne  dass  die  Universitätskanzlci  und  Quästur  diesfalls  in 
einem  höheren  Grade,  als  bisher  in  Anspruch  genommen  werden  darf. 


*)  cf.  M.-E.  vom  12.  Juli  und  1.  October  Ift-riO  (sub  1 ). 
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üeber  tlie  Natur  des  zu  treffenden  Provisoriums  weise  ich 
die  akademischen  liehorden  an  den  §.  4S  des  provisorischen  Gesetzes 
Uber  die  Collegiengelder. 

Vereinigt  dasjenige  Individuum,  welchem  zum  Quästor  designirt 
wird,  etwa  derzeit  mehrere  Functionen  in  sich,  so  ist  in  Erwägung  zu 
ziehen,  ob  und  in  wie  weit  dieselben  noch  fernerhin  mit  der  Stellung 
und  mit  den  Pflichten  des  Quästors  vereinbar  sind,  und  nach  Aus- 
scheidung derjenigen,  welche  sich  als  incompatibel  darstellen,  entweder 
weil  sie  selbst  zu  viele  Zeit  in  Anspruch  nehmen,  oder  weil  sie  leicht 
in  Cnllision  mit  den  Obliegenheiten  des  Quästors  treten  können,  sind 
Uber  die  Einleitungen  zur  künftigen  Vorsehung  derselben  die  geeig- 
neten Anträge  an  (das  Unterrichts  - Ministerium,  nach  Umständen  an) 
den  Statthalter  zu  machen. 

Die  innere  Geschäftseintheilung  für  die  Kanzlei  und  Quästur  ist 
in  der  Tendenz  zu  entwerfen,  dass  sie  nicht  blos  auf  die  Bedürfiiisso 
und  Verhältnisse  des  nächsten  Studienjahres,  sondern  auf  eine  längere 
Dauer  berechnet  und  dabei  den  durch  die  zu  gewinnendon  Erfahrungen 
bedingten  Verbesserungen  leicht  zugänglich  sei. 

Der  Quästor  wird  jedenfalls,  wenn  Uber  seine  definitive  Stellung 
entschieden  sein  wird  , einen  seinen  fixen  jährlichen  Bezügen  gleich- 
kommenden  Betrag  als  Caution  zu  erlegen  haben. 

Bis  dahin  kann  jedoch  nach  dem  Ermessen  (des  Universitäts- 
Consistorium)  des  akademischen  Senates  von  einer  solchen  Caution 
Umgang  genommen  werden,  soweit  es  sich  um  die  Verwendung  eines 
Mannes  handelt,  welcher  bereits  längere  Zeit  im  Dienste  der  Univer- 
sität sich  verwendet  hat,  oder  dessen  Verlässlichkeit  sonst  hinlänglich 
bewährt  ist.  *) 


39.  Ministerial  - Erlass  vom  17.  Juli  1851,  Z.  6632, 

an  das  Wiener  UniversiUUs-Consistorium,  an  den  akademischen  Senat  der  Uni- 
versität zu  Prag,  Pest,  Lemberg,  Krakau,  OlmOtz,  Graz  und  Innsbruck, 

Uber  die  Slempelpflichtigkeit  der  Quittungen,  welche  die  Ooeenten  denn  Quästor 
Uber  die  Ihnen  ausgezahlten  Collegiengelder  auszustellen  haben. 

Ueber  den  angeregten  Zweifel,  ob  mit  Hinblick  auf  die  §§.  45 
und  46  des  Collegiengelder  - Gesetzes  vom  12.  Juli  lb.50,  Z.  310 
Reichsgesetzblatt,  die  Empfangsbestätigungen,  welche  die  Docenten  dem 
Quästor  über  die  ihnen  ausgezahlten  Collegiengelder  auszustellen  haben, 
einer  Stempelpflicht  unterliegen  oder  nicht,  findet  man  im  Einverneh- 
men mit  dem  Finanzministerium  zu  bemerken,  dass  nachdem  in  dem 


*)  Die  Übrigen  Bestimmungen  des  M.-E.  lauten  für  die  verschiedenen 
Universitäten  verschieden. 
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Gesetze  über  die  Collei;ienfrp|<ler  und  in  der  neuen  Stndienordnung 
nnsdriieklich  nur  diejeuiften  Kmpfangsbestiitigungeii  für  die  bezahlten 
Collegiengelder  als  stempelfrei  erklärt  werden,  welche  von  dem  Quästor 
den  Studirenden  ausgefertigt  werden,  es  gar  keinem  Zweifel  unterliegen 
kann,  d.ass  diejenigen  Quittungen,  welche  die  Professoren  und  Privat- 
Docenten  bei  Gelegenheit  der  Auszahlung  der  ilineii  zukommenden 
Collcgiengelder  durch  ilie  Quästur  an  diese  auszustellen  haben,  nach 
dem  .Stempelpatente  vom  9.  Februar  18.50  stempelpflichtig  sind. 


40.  Ministerial  - Erlass  vom  7.  October  1851,  Z.  9608, 

an  den  akademisclion  Senat  der  Universität  zu  Innsbruck, 

womit  gestattet  wird , unter  Beseitigung  der  Specialquittungen  Uber  die  ein- 
bezahlten  Collegiengelder  Zahlungslisten  versuchsweise  einzufUhren. 

Ueber  den  vom  akademischen  Senate  in  dem  Berichte  vom 
17.  V.  Mts.,  Z 530,  gestellten  Antrag,  wird  demselben  die  Krmächti- 
guiig  ertheilt,  nach  -Anhörung  unil  Bestimmung  der  Professorencolle- 
gien  die  von  dem  dortigen  Universitätsquüstor  überreichten  Vorschläge 
— wegen  Beseitigung  der  Specialquittungen  über  die  einbezahlteii 
Collegiengelder  und  Ersatz  derselben  durch  Zahluugslisten  — tür  die 
Dauer  der  zwei  Semester  des  kommenden  Studienjahres  versuchsweise 
in  Ausführung  zu  bringen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  auch  bei  dieser  Manipulations- 
weise  die  Stempelvorschriften  genau  zu  beobachten  sind. 


41.  Ministerial  Erlass  v.  11  Februar  1852,  Z.  9187,  ex  1851 

au  das  Wiener  Universitiits-Cnnsistoriuiii, 

womit  zur  Durchführung  der  neuen  Univereitäls  - Organiaation,  insbesondere 
die  Rigorosen  und  Promotionen  berührend,  Anordnungen  getroffen  werden.*) 

Zur  speciellen  Erledigung  einiger,  gegen  den  hierortigen  Erlass 
vom  29.  April  v.  ,J.,  Z.  2076  erregten  Anstände  wird  zur  genauesten 
Dnnincliachtung  angeordnet: 

1.  In  den  Antrag  der  Vornahme  eines  eigenen  Proinotionsactes 
für  den  Fall,  als  ein  Doctor  der  .Mediein  einen  zweiten  Doctorsgrad 
erwirbt,  findet  das  Unterrichts  - Ministerium  hei  der  ohnehin  im  Zuge 


*)  Modilicirt  mit  M.-K  vom  äS.  Kebrriar  IS.W,  Z.  und  M.-E.  vom 

12.  .luiü,  Z.  2H0B. 
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befindlichen  Verhandlung  über  eine  Reform  dc8  gesammten  Doctorats- 
Wesens  nicht  einzugeheii. 

£s  wäre  allerdings  nicht  wohl  zukömmlich,  dass  sich  in  solchen 
Fällen  der  Rector  in  die  Decanatskanzlei  des  Doctoren-Collegiums 
verfüge,  um  dort  dem  neuen  Doctor  in  Gegenwart  des  Decans  und 
Notars  das  Diplom  einzuhändigen  und  seiner  Sponsion  und  Protokol- 
lirung  beizuwohnen,  allein  es  steht  nicht  das  geringste  im  Wege,  dass 
diese  Functionen  in  einer  gewöhnlichen  Sitzung  des  Consistoriums  mit 
Zuziehung  des  Notars  stafttinden,  oder  wenn  besondere  Dringlichkeit 
obwalten  sollte,  dass  der  Professorendecan  im  Namen  des  Rec- 
tors das  Diplom  einer  der  hier  sub  2 abgehaltenen  Commission 
übergebe. 

2.  lieber  die  Bemerkung  des  medicinischen  Doctoren-Collegiums, 
dass  die  Ueliergabe  der  kleinen  Diplome  sich  zum  Nachtheile  des 
Candidaten  oft  zu  sehr  verzögern  würde,  wenn  damit  in  Gemässheit 
lies  hierortigen  Krlasses,  Zahl  207(5/218  1851,  bis  zur  nächsten  Sitzung 
des  Professoren-Collegiuins  gewartet  werden  müsste,  wird  diese  Anord- 
nung dahin  modificirt,  da.ss  die  hieher  bezüglichen  Acte  der  Diplomsüber- 
gabe, Beeidigung  u.  s.  w.  auch  bei  Gelegenheit  der  Abhaltung  einer 
strengen  Prüfung  vorgenomraen  werden  können , und  dass  dazu  die 
Gegenwart  der  beiden  Decane,  zweier  ordentlicher  Professoren  und  des 
Notars  genüge. 

3.  In  dem  oft  citirten  Frlasse,  Z.  2070,  wurden  sub  ß die  Pau- 
schalien dem  Betrage  nach  angeführt,  welcher  im  abgelaufenen  Studien- 
jahre für  die  Decane  der  verschiedenen  Facultäten  genehmiget  wurde. 
Es  liegen  keine  zureichenden  Gründe  vor,  diese  Biüräge  zu  erhöhen, 
sondern  es  ist  vielmehr  dahin  zu  wirken , dass  durch  die  möglichste 
Vereinfachung  des  Geschäftsganges  und  Verminderung  der  Schreibereien 
diese  Pauschalien  mit  der  Zeit  reducirt  werden  können. 

4.  Das  Unterrichtsministerium  glaubte  die  Modalitäten  der  Ein- 
hebung, Abfuhr  und  V'errechnung  der  von  der  Universitätsknnzlei 
einzuhebenden  Rigorosen-  und  Promotionstaxen  und  der  vormaligen 
Pedellsgebuhren  mit  Beruhigung  dem  Ermessen  und  der  Anordnung 
des  Universitäts-Consistoriums  überlassen  zu  können,  und  hat  hierüber 
keine  Berichterstattung  verlangt. 

So  viel  jedoch  aus  der  Eingabe  des  medicinischen  Doctoren- 
Collegiums  zu  entnehmen  ist,  scheint  das  Consistorium  eine  sehr  weit- 
wendige  und  umständliche  Manipulation  diesfalls  eingeführt  zu  haben. 
Wenigstens  erklärt  das  Doctoreucollegium,  dass  durch  die  eingefübrte 
Manipulation  nicht  nur  viele  neue  Schreibereien  erwachsen,  sondern 
dass  eine  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  der  Universitätskanzlei  bei 
der  neuen  Anordnung  aller  dieser  RechnungsdurebfUhrungen  und  Rech- 
nungsbelege unumgänglich  nothwendig  sein  werde.  Das  Universitäts-Con- 
sistorium  wird  daher  beauftragt,  zu  prüfen,  inwieweit  diese  Behaup- 
tung des  Doctoren-Collegiums  begründet  sei  oder  nicht,  und  im  ersten 
Falle  die  möglichste  V'ereinfachung  der  diesiälligen  Manipulation  — 
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selbstverständlich  ohne  Beeinträchtigung  der  Sicherheit  — zu  bewerk- 
stelligen. 

Das  Unterrichtsministerium  will  hiebei  nur  bemerkt  haben,  dass 
eine  Brhöbung  der  Auslagen  für  die  Universitätskanzlei  und  Quästur 
in  keinem  Falle  mehr  dem  so  sehr  belasteten  Studienfonde  zur  Last 
fallen  dürfe,  sondern  dies  nur  ein  Grund  der  mehr  zu  einer  Erhöhung 
der  Einhebungspercente  von  den  Gollcgiengeldern  werden  müsste. 

5.  Mit  Befremden  wurde  vernommen,  dass  bei  der  Ausfertigung 
der  verschiedenen  Diplome  bisher  nur  die  Unterschriften  der  Decane 
der  Doctorencollegien  auf  denselben  Platz  fanden,  die  Professoren- 
Decane  aber  hiebei  gänzlich  umgangen  wurden. 

Bei  denjenigen  Diplomen,  welche  im  Namen  einer  Facultät  aus- 
gestellt, und  mit  dem  Facultätssiegel  bekräftigt  werden,  versteht  sich 
eine  solche  Beiziehung  der  Unterschrift  des  Professorendecans  um  so 
mehr  von  selbst,  als  nunmehr  zweifellos  beide  Collegien  zusammen 
die  Facultät  bilden,  und  die  Corroborirung  eines  Diplomes  im  Namen 
der  Facultät  die  Unterschrift  ihrer  beiden  Vorsteher  voraussetzt. 

Aber  auch  bei  den  Doctors -Diplomen  ist  eine  Umgehung  der 
Professorcndecane  um  so  weniger  zulässig,  als  noch  im  .Jahre  1849 
erklärt  wurde,  dass  die  strengen  Prüfungen  ganz  eigentlich  eine  Sache 
der  Professoren-Collegien  sind,  der  Profesaorendecan  an  der  Stelle  des 
ehemaligen  Studiendircctors  den  Vorsitz  bei  den  strengen  Prüfungen 
führt,  und  in  der  Gesammtvertretung  der  Universität,  in  dem  Con- 
sistorium,  an  die  Stelle  des  Studiendircctors  tritt. 

Es  darf  daher  bei  Ausfertigung  der  Diplome  die  Unterschrift  des 
Professorendecans  nicht  mehr  ausser  Acht  gelassen  werden.  Und  um 
Zweifeln  über  den  Platz  der  Unterzeichnung  vorzubeugen , wird  be- 
stimmt , dass  der  betreffende,  Professorendecan  seine  Unterschrift  bei 
der  Ausfertigung  deijenigcn  Diplome,  welche  früher  der  Studiendirector 
Unterzeichnete , dort  beizusetzen  hat , wo  vordem  die  Unterschrift  des 
Letzteren  Platz  fand. 

6.  Schliesslich  wird  bemerkt,  dass  das  Facultäts-Sicgcl  der  go- 
sammten  Facultät  angehört.  Wenn  nun  auch  bisher  kein  Grund  vor- 
liegt, nicht  zu  gestatten,  dass  ein  Collegium  der  Doctoren  oder  Pro- 
fessoren, welches  nur  einen  Bestandtheil  der  Facultät  bildet,  sich  die- 
ses Siegels  auch  in  Angelegenheiten  bediene,  die  nicht  die  gesammte 
Facultät  betreffen , so  ist  doch  Jedenfalls  dafür  zu  sorgen,  dass  das 
Facultätssiegel  den  von  dem  Consistorium  bezeichneten  Individuen  der 
Universitätskanzlei  jederzeit  zur  Siegelung  deijenigen  Acte  zur  Ver- 
fügung stehe , welche  nach  dem  früher  Gesagten  als  im  Namen  der 
Gesammtfacultät  ausgestellt,  mit  dem  Facultätssiegel  zu  versehen  sind. 
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42.  Ministerial- Erlass  vom  28.  Februar  1852,  Z.  1922, 

an  das  Wiener  UnircrsitSts-Cunsistorium, 

womit  eine  Modification  der  Anordnung  vom  II.  Februar  1852,  Z.  9187  (ex  1851), 
betreifend  die  Beitimmung  Uber  den  Ort  fUr  die  Unterschrift  der  Decane  auf 
den  Doctordiplomen  genehmigt  wird. 

Auf  die  unter  dem  26.  — 27.  d.  M.,  Z.  298  überreichte  Vor- 
stellung über  die  .Modalitäten  der  sub  5 des  Krlas-ses  vom  11.  d.  M., 
Z.  9187  angeordneten  Au.sfertigung  der  Diplome,  finde  ich  Folgendes 
zu  bemerken : 

Es  war  die  aus  mehreren  Stellen  des  Einganges  und  der  Moti- 
virung  dieser  Anordnung  hervorleuchtende  Absicht  des  Erlasses  vom 
11.  Februar  1852  keine  andere,  als  die  Unzukömmliclikeit  abzustellen, 
dass  bei  Amifertignng  der  verschiedenen  Diplome  bislier  nur  die  Unter- 
schriften der  Decane  der  Doctoren-Collegien  auf  denselben  Platz  fan- 
den, die  Professorendecane  aber  gänzlich  umgangen  wurden. 

Keineswegs  sollte  aber  hiemit  weder  ftir  den  Act  der  Diploms- 
Ausfertigung,  noch  sonst  im  Allgemeinen  eine  Rangabstufung  zwischen 
den  beiden  Facultätsdecanen  gegen  die  Grundsätze  des  Gesetzes  über 
die  Organisation  der  akademischen  Behörden  ausgesprochen  oder  be- 
gründet werden. 

Nachdem  nun  das  Universitäts - Consistorium  besorgt,  dass  aus 
der  getroffenen  Bestimmung  über  den  t.)rt  ftlr  die  Unterschrift  des 
Professorendecans  eine  Folgerung  über  den  Rang  gezogen  werden 
könnte,  und  nachdem  cs  deshalb  für  zweckmässiger  erachtet,  dass  die 
Beisetzung  der  Unterschrift  der  Professorendecane  in  der  Art  statt- 
fiude,  wie  dies  bei  den  Unterschriften  der  Doctorendecane  beobachtet 
wird,  und  dass,  wenn  dabei  noch  ein  Zweifel  des  Vorranges  zwischen 
beiden  entstehen  sollte,  ein  ähnlicher  Ausweg  des  Alteruirens  zu 
wählen  sei,  wie  ihn  das  Gesotz  vom  27.  September  1849,  Z.  31, 
vorgezeichnct,  so  wird  diese  Modification  der  oben  erwähnten  Anord- 
nung hiermit  genehmigt. 


43.  Ministerial -Erlass  vom  12.  Juni  1852,  Z.  2806, 

au  den  Roctor  der  Universität  zu  Wien, 

womit  die  Frage,  ob  bei  der  Ausfertigung  der  Doctorsdiplome  der  Deoan  des 
Professoren-Coilegiums  ebenfalls  seine  Unterschrift  beUufUgen  habe,  im  Sinne 
der  bestehenden  gesetzlichen  Anordnungen  entschieden  wird. 

Mit  dem  Einbegleitungsbcrichte  vom  23.  März  d.  J. , Z.  502, 
legten  E . . . . unterstützend  eine  Beschwerdeschrift  des  juridischen 
Doctorencollegiums  vom  29.  Februar  d.  J.,  Z.  22,  vor,  welche  gegen 
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den  hierortigen  Erlass  vom  11.  Februar  d.  J. , Z.  9187,  und  zwar 
gegen  die  darin  enthaltene  Anordnung  gerichtet  ist,  dass  bei  der  A'üs- 
fertigung  der  Doctorsdiplome  auch  die  Unterschrift  des  Decans  des 
Professoren-Collegiuma  beizusetzen  sei. 

Das  Unterrichtsministerium  hat  in  dem  Erlasse  vom  11.  Februar 
d.  J.,  Z.  91 87,  den  Standpunct,  von  welchem  es  hiebei  ausging,  klar 
und  entschieden  ausgesprochen;  er  ist  kein  anderer  als  der  der  Durch - 
tiihrung  des  Allerhöchst  sanctionirten  Gesetzes  vom  27.  September  1849. 

Es  hat  dabei  das  VerhUltniss  dieses  Gesetzes  zu  älteren  gesetz- 
lichen Bestimmungen  und  zu  den  mehrfach  berufenen  Privilegien  der 
Wiener  Universität,  die  Bedeutung  der  letzteren,'und  die  Bedingungen 
ihrer  Wirksamkeit,  endlich  die  einzelnen  Bestimmungen  des  kaiser- 
lichen Gesetzes  vom  27.  September  1849  in  ihrem  gegenseitigen  Zu- 
sammenhänge und  nach  der  klaren  Absicht  des  hohen  Gesetzesgebers 
reiflich  und  wiederholt  erwogen. 

Es  kann  sich  durch  die  überreichte  Vorstellung  nicht  bestimmt 
finden,  von  den  getroffenen  Anordnungen  abzugehen,  noch  Seine 
k.  k.  Apostolische  Majestät  mit  der  Bitte  um  Entscheidung  einer  An- 
gelegenheit zu  behelligen,  welche  das  Unterrichts- Ministerium  als  in 
seinem  Wirkungskreise  gelegen  anzusehen  sich  verpflichtet  fühlt;  einer 
Angelegenheit,  deren  an  sich  untergeordnete  Wichtigkeit  die  über- 
reichte Eingabe  insoferne  selbst  anerkennt,  als  sie  sich  in  ihrem  bei  weitem 
grösseren  Theile  bemüht,  aus  der  Anordnung  über  die  Unterschriften 
der  Diplome  erst  eine  Principienfrage  zu  machen , die  Besorgnisse 
über  die  Consequenzen  darzustellen,  welche  hieraus  in  Beziehung  auf 
den  Act  der  Promotion  selbst  gezogen  werden  könnten , und  zu 
zeigen,  dass  der  Professorendecan  zur  Theilnahme  an  diesem  Acte,  nach 
älteren  und  neueren  Gesetzen,  nach  den  Privilegien  der  Universität 
und  nach  dem  Herkommen  nicht  als  berufen  angesehen  werden 
könne. 

Ohne  in  die  Erörterung  einzugehen,  ob  die  befürchteten  Con- 
sequenzen mit  Nothwendigkeit  Platz  greifen  mussten , wird  hierauf 
nur  bemerkt,  dass  der  hierortige  Erlass  vom  II.  Februar  18.Ö2  nur 
von  der  Mitunterfertigung  der  Diplome  durch  den  Professorendecan 
spricht,  und  dass  weder  dieser  noch  der  Erlass  vom  12.  November 
1819,  Z.  7670,  an  der  Vornahme  der  Doctorspromotionen  selbst  etwas 
geändert  haben. 

Was  die  behauptete  Unzukömmlichkeit  betrifft,  dass  der  Profes- 
sorendecan das  Diplom  unterfertige,  nachdem  er  doch  bei  der  Promotion 
nicht  anwesend  ist,  so  wäre  wenigstens  dieselbe  nicht  grösser,  als  die  schon 
vorher  stattgehabte  unbestrittene  und  für  unbedenklich  erachtete  Unter- 
fertigung der  Diplome  durch  die  Studiendirectoren. 

Diese  Unzukömmlichkeit  verschwindet  aber  gänzlich,  wenn  man 
in  den  Inhalt  der  Doctorsdiplome,  wie  sie  gegenwärtig  ausgefertigt 
zu  werden  pflegen,  näher  eingeht. 
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Sie  enthalten  nicht  blua  die  einfache  Bestätigung,  dass  Jemand 
zum  Doctor  proinovirt  worden  sei,  sondern  nuch  eine  Bestätigung  des 
ganzen  gesetzlichen  Herganges  und  der  Grundlagen  der  ertlieilten 
Doctorswürde , welche  der  Professorendecan  als  unmittelbarer  Inter- 
venient und  Leiter  dieser  Acte  ebenso  zu  bestätigen  berufen  ist,  wie  der 
Universitätsrector  als  Vorsitzender  des  Promotiousactes  die  erfolgte  Pro- 
motion. 

In  so  lange  es  in  den  Diplomen  heisst;  „cum  N.  N.  diligentem 
assiduamque  juriaprudentiae  multos  aiinos  operara  navasset,“  ferner 
„ipsum  per  Universum  jurisprudentiam  accurate  examinavimus,  ac 
deinde  theses  ex  omnibus  juris  speciebus  desumtas  publice  adversus 
omnium  opponere  volentium  argumenta  objectionesque  tucutem  audi- 
vimns,  in  quibiis  omnibus  cum  praeclaram  eruditionem  suam  ac  juris 
peritiam  abunde  nobis  probasset“  u.  s.  w.  dürfte  die  denselben  beige- 
fügte Unterschrift  des  Professorendecans  alles  Befremdliche  verlieren, 
während  sie  andererseits  bei  einer  Urkunde,  die  ausdrücklich  im  Namen 
der  U ni  ve  rs  i tä  t ausgestellt  wird,  Angesichts  des  Allerhöchst  sanctionir- 
ten  Gesetzes,  welches  das  Professorencollegium  dem  Universitäts-Orga- 
nismus als  integrirenden  Theil  eingefiigt  hat,  nicht  wohl  nmgangen 
werden  kann,  ohne  der  dem  hohen  Gesetzgeber  bei  die.ser  provisori- 
schen Anordnung  klar  ausgesprocheneu  Absicht  entgegenzutreten. 

Mit  dem  sehr  geschätzten  Schreiben  vom  15.  v.  M.,  Z.  757, 
legten  E . . . . ferner  die  in  gleicher  Richtung  mit  der  Beschwerde 
des  juridischen  Doctoren  - Collegiums  abgefassten  Eingabmi  des  medi- 
cinischen  Doctoren-Collegiums  vom  It.  und  23.  März  d.  .1.  , Z.  22.3, 
vor,  während  E . . . . von  dem  medicinischen  Professoren-Collegium 
in  der  Eingabe  vom  5.  v.  M.,  Z.  547,  um  Verhaltung  des  medicini- 
schen Doctorendecans  zur  gänzlichen  Vollziehung  des  hierortigeu  Er- 
lasses vom  11.  Februar  d.  J.,  Z.  9lh7,  gebeten  werden. 

Was  die  auch  in  der  Eingabe  des  medicinischen  Doctoren-Colle- 
giums ohne  zureichenden  Grund  zur  Principienfrage  erhobene  Bei- 
rückung  der  Unterschrift  der  Professorcudecano  auf  die  medicinischen 
Doctorsdiplome  betrifft,  so  hat  sich  da.sselbe  diesfalls  ganz  der  von 
dem  juridischen  Doctorencollegium  überreichten  Vorstellung  angcschlos- 
sen , und  es  findet  daher  die  auf  letztere  gegebene  Erledigung  auch 
auf  j<me  ihre  volle  Anwendung. 

Aber  auch  die  gegen  die  angeordnete  Mitfertigung  der  Diplome 
des  Professoren-Collegiums  angeführten  besonderen  Gründe  können  das 
Unterrichts-Ministerium  nicht  bestimmen,  an  den  getroffenen  Anord- 
nungen etwas  zu  ändern , da  diese  Gründe  auf  der  gleichen  unrich- 
tigen Auslegung  und  Auffassung  der  Wirksamkeit  und  der  Verbind- 
lichkeit des  Allerhöchst  sanctionirteu  Gesetzes  vom  27.  September  1849 
beruhen. 

Anlangend  a)  die  Erledigung  der  sogenannten  kleinen  Diplome 
für  Chirurgen  und  Hebammen  u.  s.  w.  durch  den  betreffenden  Pro- 
fessorendecan, und  b)  die  ira  Professoren  - Collegium  vorzunehmenden 
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dahin  beziigliehen  Acte  der  Beeidignnf;,  so  lio^  cs  ganz  in  der  Ab- 
sicht des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht,  an  den  in  Ansehung 
der  Uebergabe  jener  Diplome  durch  den  medicinischen  Professoren- 
dccan  und  der  Beeidigung  der  graduirten  oder  approbirten  Individuen 
der  fraglichen  Kategorie  getroffenen  Anordnungen  festzulialten. 

Da  aber  diese  beiden  Acte  naturgemäss  mit  einander  verbunden 
werden  sollen  und  der  Acl  <ler  Beeidigung  an  Feierlichkeit  nur  ge- 
winnen kann,  wenn  er  vom  Deean  des  medicinischen  Doctoreu-Colle- 
giums  im  Locale,  wo  die  strengen  Prüfungen  stattfinden,  in  Gegenwart 
des  medicinischen  Professorendecans,  des  Notars  der  iiiediciniscben  Facul- 
tat  und  mehrerer  Mitglieder  der  Behufs  dieser  Prüfungen  ohnehin  da- 
selbst schon  versammelten  Prüfungs  - Commission  vorgenommen  wird, 
so  wollen  K . . . . dahin  wirken,  dass  die  erwähnte  Beeidigung  im 
Amtslocale  des  medicinischeu  Professorencollegiums  vollzogen  werde. 
Die  sich  an  die  Beeidigung  anschliessende  Einregistriruug  in  jene 
Bücher  der  Faciiltät,  welche  zu  diesem  Beliufe  vom  Decane  des 
medicinischen  Doctoren  - Collegiums  geführt  werden , kanu  sohin  im 
Amtslocale  des  medicinischen  Doctoreu-Colle.giums  vorgenommen  wer- 
den, wenn  anders  nicht  zu  befürchten  steht,  dass  die  bereits  mit  dem 
Diplome  versehenen  und  beeidigten  Individuen  sich  minder  genau  zu 
diesem  Acte  in  jenem  Loejile  eintinden  werden.  Es  wird  daher  zunächst 
dem  einsichtsvollen  Ermessen  E . . . anlioimgestellt,  in  dieser  Be- 

ziehung das  Geeignete  zu  verfügen. 

Es  wird  übrigens  zur  .\hwendung  jeder  diestalligen  Besorgniss 
des  medicinischen  Doctoren-Collegiums  erklärt,  dass  die  Beeidigung 
wenngleich  im  Collegium  der  Professoren  vor  sich  gehend,  dennoch, 
als  ein  in  die  Geschäfte  des  medicinischen  Doctoren-Collegiums  ein- 
zubeziebender  Act,  durch  den  Uoctorendecan  und  Facultätsnotar  voll- 
zogen werden  soll,  welchen  Beiilen  auch  fernerhin  iler  ge.setzliche 
Taxhezug  ungeschmSlert  und  so  lange  zuzuHiessen  hat,  als  nicht  etwa 
eine  allgemeine  gesetzliche  Regelung  der  Universitätstaxen  zur  Aus- 
führung kommen  wird. 


44.  Ministerial-Erlass  vom  18.  September  1852,  Z.  8527, 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftlichc  Profc.s.surtin- Collegium  der  Krakauer 

Universität, 

womit  bemerkt  wird,  dasi  die  Profestorencollegien  auch  dann  einen  bestimm- 
ten Antrag  stellen  und  denselben  zu  begründen  haben,  wenn  es  sich  um  einen 
Fall  handelt,  dessen  Entscheidung  dem  Ministerium  als  Qnadensache  Vorbehal- 
ten wird. 

Es  wird  zur  Darnachtung  für  künftige  Fälle  bemerkt,  dass  hei 
Fragen,  deren  Entscheidung  dem  Unterrichtsministerium  als  Gnaden- 
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Sache  zusteht,  die  Professoren-Collegicn  durch  diese  Beschaffenheit  des 
Verliandlungsgegenstandes  nicht  der  Verpflichtung  enthoben  sind,  einen 
hestiminten  Antrag  zu  stellen  und  denselben  zu  begründen. 


45.  Auszug  aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  Cultus  und 
TJnterriclit,  vom  7.  December  1852,  Z.  603*), 

au  den  Statthalter  von  Galizien, 

womit  fUr  die  UniveraHit  Lemberg  in  Betreff  der  Leitung  der  Univeraitita- 
Kanzlei  eine  Anordnung  getroffen  wird. 

In  Absicht  auf  die  Oberaufsicht  Uber  das  untergeordnete  Kanz- 
leipersonale der  Universität  wird  angoordnet,  „dass  ein  Mitglied  dos 
rechts-  und  staatswissenschaftlichcn  Professoren-Collegiutns  die  Functio- 
nen eines  Kanzleidirectors  übernehme.“ 


46.  Auszug  aus  dem  Ministerial- Erlass  vom  19.  Eebruar  1853, 

Z.  338, 

an  den  akadcniischcn  Senat  der  I.umberger  Unirer.sität, 

betreffend  die  Competenz-Linie  zwischen  dem  akademischen  Senate  und  den 
Professoren  • Collegien  bei  der  Entscheidung  Uber  nachträgliche  Aufhahms- 
gesuche  der  Studirenden. 

Bei  dem  be.stiinriiten  Wortlaute  des  i?.  ;12  des  (Gesetzes  vom 
1.  Ootober  |s50,  Z.  S70,  kann  das  Tlntcrriehts  ■ Ministerium  keinen 
genügenden  Oritnd  finden,  detiaelben  durch  eine  Declaration  über  die 
Com  pe  t e nz  1 inie  zwischen  dem  akademischen  Senate  einer- 
und den  Professorencollegien  andererseits  zu  erläutern.  Ks 
können  in  einzelnen  Fällen  Rücksichten  und  Verhältnisse  eintreten, 
welche,  unbeschadet  des  Grundsatzes,  dass  diese  Frage  zunächst 
von  dem  Professorencollegium  zu  entscheiden,  und  dass 
diese  Entscheidung  in  der  Regel  für  den  akademischen  Senat  präju- 
dicicll  sei,  es  doch  hinlänglich  rechtfertigen,  wenn,  in  Gemässheit  des 
allgemeinen  Verhältnisses  der  akademischen  Behörden  zu  einander, 
der  akademische  Senat  auch  hierüber  sich  nicht  eines  jeden  Entschei- 
dungsrechtes begibt. 


*)  In  dem  Ministerial  - Erlass  vom  13.  December  1863,  Z.  9087,  an  den 
Statthalter  von  Galizien  wurde  genehmigt,  dass  die  Functionen  eines  Univer- 
sitäts-Kanzlei-Directors  mit  dem  Decanate  des  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen  Professoren-Collegiums  verbunden  werden. 


Digitized  by  Google 


92 


47.  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom 
16.  Aprü  1853,  Z.  563,*) 

an:  1,  Ua-s  Univeraitata  - Coiisiatorium  in  Wien,  2.  an  die  akademischen  Senate 
KU  Prag,  Olinrttz,  Krakau,  Lemiterg,  l,Peatf,  Graz,  Innsbnick, 

womit  die  Vorlage  der  Quäatun  ■ Ergebniize  am  Schluiae  jedes  Semesters 
angeordnet  wird. 

Da  cs  für  das  Untcrrichts-Ministerimii  von  Wichtigkeit  ist,  einen 
Ueberiiiick  über  den  Erfolg  der  neuen  Einrichtungen  bezüglich  der 
Collegiengelder  zu  gewinnen , die  dieslalligen  Nacliweise  aber  von 
einigen  akademi-sclien  Behörden  bisher  entweder  gar  nicht,  oder  doch 
nur  in  einer  höchst  sumuiariscben  Weise  geliefert  wurden , so  da.ss 
die  verschiedenen  Verhiiltnisse  der  einzeln<-n  Facnitiiten  daraus  nicht 
ersichtlich  werden  konnten , so  wird  angmtrdnct , dass  vom  Winter- 
semester 1 S.ö2/T>S  angefangen.  am  Schlüsse  eines  jeden  Seme- 
sters, nach  Richtigstellung  der  dieslalligen  Rechnungen,  dem  Jlini- 
steriuin  eine  genaue  Uebeisicht  über  die  Quästur  - Ergebnisse  des 
eben  abgelaufeneu  Semesters,  gesondert  je  nach  den  einzelnen  Facul- 
tSten  und  sohin  je  nach  den  einzelnen  Üocenten,  und  unter  Angabe 
der  eingetriüenen  gänzlichen  oder  tbeilweisen  Befreiungen  und  der 
von  jedem  Professor  oder  Privatdocenten  für  jedes  von  ihm  gehaltene 
Collegium  zugeflossenen  Collegiengelder,  vorgclegt  werde. 

Diejenigen  akademischen  Behörden , welche  diese  detaillirten 
Nachweisungen  für  das  Wintersemester  1852/.Ö3  bisher  entweder  noch 
gar  nicht  oder  nur  unvollständig  gidiefert  haben,  werden  angewiesen, 
diese  Nachweise  baldmöglichst  nachzutragen. 


48.  Auszug  aus  dem  Miuisterial-Erlasse  vom  21.  Juli  1853, 

Z.  6624, 

an  das  medicinischc  Prolessurcncollegimn  in  Prag, 

wornaeh  Mitglieder  dei  Profettorencollegiums , welche  im  akademiichen 
Senate  Sitz  und  Stimme  haben,  dem  letzteren  nicht  ala  Mandatare  dea  erateren 
beiaitzen,  sondern  selbstsUndig  stimmberechtigt  sind. 

Die  Mitglieder  des  medicinischen  Professorencollegiums,  welche 
im  akademischen  Senate  Sitz  und  .Stimme  haben  , sitzen  dem  Senate 
nicht  als  Mandatare  dieses  Collegiums , welche  im  Sinne  der  ihnen 


•)  Vergl.  M.-V.  vom  8.  März  1864,  Z.  3119. 
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vom  Collegium  gepehcnen  Weisung  zu  votiren  haben,  bei,  sondern 
dieselben  haben  in  dem  akademischen  .Senate  selbstständig  ihre  eigene 
Ansicht  Uber  die,  in  Verhandlung  kommenden  fTegenstiinde  aus/.u- 
sprechen  und  zu  vertreten. 


49.  Auszug  aus  dem  Ministerial- Erlasse  vom  23.  Mai  1854, 

Z.  3468*). 

Die  Rückstellung  der  Protokolle  ohne  Bemerkung  enthält  noch 
keine  Genehmigung  der  darin  erwähnten  Beschlüsse. 


50.  Ministerial -Erlass  vom  16.  November  1854,  Z.  16796, 

an  den  l.andespräsidenten  in  Krakan, 

Uber  die  Weite , in  welcher  Uebergaben  von  Lehrmitteln  und  Einriehtungs- 
gegenitinden  an  Hochschulen  zu  pflegen  sei. 

Uebergaben  von  Lehrmitteln  oder  Eiurichtungsgegenstäudon  der 
Museen  sind  im  conimissionellen  Wege  zu  pflegen  und  hiebei  die 
Grundinventare  zu  entwerfen,  welche,  um  die  Professoren  nicht  mit 
lästigen  Schreibgeschäfteu  zu  überhäufen,  füglich  vom  Kanzlei-Per- 
sonale des  akademischen  Senates  angelegt  werden  sollen.  Das  Grund- 
inventar ist  dann  bei  der  Staatsbuehhaltung,  ein  Pare  davon  bei  dem 
Vorstande  der  betreffenden  Lebrmittel-Sammlung  zu  binterlegeu.  Beide 
sind  nach  den  viertel-,  halb-  oder  ganzjährig  vom  Vorstande  zu  lie- 
fernden Nachtrags  - Inventarien,  welch«'  nur  ganz  einfach  den  in  jenem 
Zeiträume  vorgekommenen  Zuwachs  oder  Abgang  enthalten  müssen, 
fortzuftihren  und  zu  ergänzen. 


51.  Ministerial -Erlass  vom  28.  October  1857,  Z.  18280, 

an  das  Profossoren-CoUogium  der  mc.dicnnischeii  Facultät  in  Wien, 

betreffend  die  Abfattung  der  Sitzungs-Protokolle. 

Zur  Ermöglichung  einer  beschleunigten  Vorlage  der  Sitzungs- 
Protokolle,  dann  einer  übersichtlicheren  Passung  derselben,  sowie  zur 
Fembaltung  aller  unnöthigen  Schreibumtriebe  sind  künftighin  in  die- 
selben nicht  alle  einlangenden  Eingaben  und  (rescliäftssiücke  dctaillirt 
aufzunehmen , sondern  dem  Geiste  und  Sinne  des  provisorischen  Ge- 


*)  Vergl.  S.  51  Aumerkang. 
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setzes  über  die  Organisining  der  akademischen  Behörden  vom  30.  Sep- 
tember IH40,  insljesonders  den  Bestimmungen  der  §§.  IS,  17,  18  und 
19  dieses  Gesetzes,  dann  jenen  dc.s  hierortigen  Erlasse.s  vom  24.  No- 
vember 1849,  K.-G.  Bl.,  St.  VIII.,  Nr.  38,  8.  06,  gemäss,  blos  eigent- 
liche Vcrhandlungsgegenstände, , welche  einer  Berathuiig  und  Schluss- 
fassung  des  k.  k.  Professoren-Collegiuins  bedürfen,  in  diesen  Protokollen 
ersichtlich  zu  machen.*) 

52.  MMsterial-Erlass  vom  29.  November  1860,  Z.  1863/C.  U.  M., 

an  den  ViccprSsideiiten  der  Statthalterci  von  Galizien, 

Uber  einige  aus  Anlass  der  Auflösung  der  Landesregierung  von  Krakau  sich 
ergebende  Umgestaltungen  im  Unterrichtswesen. 

Um  den  Interessen  des  öffentlichen  Dienstes  in  Absicht  auf  die 
Wahrung  der  Ruhe,  Ordnung  und  Sicherheit  gerecht  zu  werden  und 
sachdienlichen  Vereinfachungen  des  Geschättsganges  Rechnung  zu  tra- 
gen , linde  ich  dem  Krakauer  Kreishauptmnnne  in  allen  auf  die  E r- 
haltung  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung  Bezug  neh- 
menden .Angelegenheiten  einen  imperativen  Einfluss  Namens  der 
galizischcn  Statthalterei  auf  die  Uuterrichlsanstalteu  einzuräuiuen , wo- 
nach die  Vorstände  dieser  Lehranstalten  in  den  gedachten  Angelegen- 
heiten den  Weisungen  des  Kreisvorstehers  unweigerlich  Folge  zu  leisten 
haben,  und  diesem  das  Recht  zustchen  soll,  dem  akademischen  Senate 
und  den  Directionen  der  übrigen  Lehranstalten  in  Krakau  vorkom- 
mendon  Falls  ein  d iscipl i näros  Ei n schrei ten  aulzutragcn  und 
im  Falle  der  äussersten  Nothwendigkeit  selbst  zur  Schliessung  der 
üörsäle  und  zeitweiligen  Suspendirung  der  Collegieu,  gegen  unver- 
weilte  Anzeige  an  das  Stattlialtereipräsidimn,  zu  schreiten. 

Desgleichen  Hndc  ich  der  Krakauer  Kreisbehörde  die  Erhe- 
bung der  Nothwendigkeit  und  die  Vornahme  der  Siche r- 
stollungsverh  andlung  bezüglich  der  ökonomischen  Erfor- 
dernisse der  Unterrichtsanstalten  in  Krakau  vorbehaltlich 
der  nachträglichen  Genehmigung  der  Landesstelle  — dann  die  Beauf- 
sichtigung und  technische  Verwaltung  der  zur  Unterbrin- 
gung dieser  Anstalten  bestimmten  eigenen  und  gemietheten 
Gebäude  zu  zu  weisen,  sohin  den  Lehranstalten  die  Pflicht  aufzu- 
erlegen,  das  Einschreiten  hinsichtlich  der  ökonomischen  Erfordernisse 
mittelst  der  Kreisbehörde  jin  die  Statthalterei  zu  richten,  welcher  es 
anbeimgestcllt  bleibt,  nach  Bedarf,  der  ersteren  behufs  der  schleunigen 
Befriedigung  der  Unternehmer  die  Ermächtigung  zur  Flüssigmachung 
von  Vorschüssen  zu  ertheilen. 

Was  den  sy8tenimä.ssigen  Correspondenzverkehr  der  Kra 
kalter  akademischen  Behörden  mit  dem  Unterrichts- Mini- 


*)  lu  mehreren  Erlässen  (u.  Ä.  im  M.-E.  vom  20.  Jänner  1860,  Z.  52.S  an 
den  akad.  Senat  in  Krakau)  wurde  betont,  dass  die  Sitzungsprotokolle  von  allen 
anwesenden  Professoren  und  Docenten  zu  unterfertigen  sind. 
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sterium  betrifft,  so  babcn  die  (;e(lachtcn  Behörden  ihre  anher 
bestimmten  Kinpabcn  durch  die  iStattlialterei  in  Lemberg  vorzniegen 
und  auf  diesem  Wege  werden  selbe  auch  die  bezüglichen  Erledigungen 
erhalten. 

53.  Erlass  des  Staatsministeriums  C.  U.  vom  16.  März  1863, 

Z.  3017,*) 

an  das  Universitäts  < Ounsistorium  Wien  und  die  akadi'miselien  Senate  Prag, 
Krakau,  Lemberg,  Graz,  Iiinsbruek, 

mit  der  Anordnung,  dass  zur  Vermeidung  des  Zweifels,  ob  ein  beim  Mini- 
sterium gestellter  Antrag  nur  von  den  Vorständen  (Rector  oder  Deeane)  aus- 
gehe oder  auf  einem  Sitzungsbeschlusse  der  betreffenden  akademischen  Behörde 
als  Körperschaft  beruhe,  das  betreffende  Protokoll  womöglich  beigelegt  oder 
doch  wenigstens  ausdrücklich  bezogen  werde,  und  dass  auch  durch  die  Art 
der  Unterfertigung  der  Berichte  jener  Zweifel  hintangehalten  werde. 

Es  sind  von  mehreren  akademischen  Behörden  in  neuerer  Zeit 
dem  Btaatsministerium  Berichte  zugekommen , aus  deren  Stylisirung 
und  Fertigung  nicht  zu  entnebracn  war,  ob  die  darin  gestellten  Anträge 
von  der  betreffenden  akademischen  Behörde  als  Körper  in  Folge 
Sitzungsbeschlusses,  oder  von  dem  Rector  oder  Decan  als  solchem  aus- 
gegangen sind. 

Es  ward  sich  oft  in  denselben  auf  keinen  Sitzuugsbeschluss 
berufen,  kein  Protokoll  beigelegt,  und  doch  lautete  schlies.slich  die 
Ausfertigung  von  Seite  des  Profcssoren-Clollegiums  oder  des  akademi- 
schen Senates  gleichförmig,  es  mochte  sich  um  currente  in  das  Bereich 
des  Vorstandes  fallende  Angelegenheiten,  oder  um  wichtigere  der 
Gremialberathung  anheim  fallende  Agenda  handeln. 

Die  akademischen  Behörden  werden  daher  hiemit  angewiesen, 
ihre  an  das  Staatsministerium  zu  leitenden  Berichte  so  zu  instruiren 
und  zu  formen,  dass  über  die  oft  sehr  relevante  Frage,  ob  der  Bericht 
in  seiner  Totalität  von  dem  ganzen  Collegium , resp.  seiner  Majorität, 
oder  von  dem  Vorstande  der  akademischen  Behörde  ausgehe , kein 
Zweifel  entstehen  kann. 

Zu  diesem  Ende  wird  es  nicht  nur  angezeigt,  und  auch  aus 
anderen  Gründen  sehr  zweckdienlich  sein,  dass  bei  Berichten , welche 
auf  einem  Sitzungsbeschlusse  beruhen , das  betreffende  Protokoll  — 
wenn  es  thunlich  ist  — beigeschlossen,  oder  doch  im  Inhalte  des 
Berichtes  sich  auf  diesen  Beschluss  ausdrücklich  bezogen  werde,  son- 
dern man  muss  auch  wünschen,  dass  bei  der  Fertigung  der  Berichte, 
obiger  Unterschied  in  geeigneter  Weise  berücksichtigt  und  zur  An- 
schauung gebracht  wird. 

*)  Dio  Bostimmnngen  dieses  Erlasses  wurden  mit  St.-M.-E.  vom  27.  Dc- 
cember  1866,  Z.  10378  den  akadem.  Behörden  der  olibeiiannten  Universitjiten 
in  Erinnerung  gebr.aeht. 
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54.  Erlass  des  k.  k.  Staatsministeriums  vom  14.  Juni  1863, 
Z.  6291 C.  U., 

an  die  l«bl.  Statlliallcrei  - Präsidien  von  Hühmeii,  Steiermark,  Tirol,  (.alizien 
nnd  an  jenes  der  Statthalterei-t'ommission  in  Krakau. 

Um  den  Ueschäftsverkehr  des  Staatsministeriums  mit  den  aka- 
demischen Behörden  zu  vereinfachen  und  zu  heschleunigen , und  zu- 
gleich auch  die  Läiiderstellen  in  Studiensachen  von  mehreren  Schreib- 
geschäflen , die  in  vielen  Fällen  nur  auf  Formalitäten  hinauslaufen, 
zu  entbUrdeu , findet  das  Staatsuiinisterium  sich  bestimmt,  folgende 
Anordnungen  zu  treffen ; 

1.  Obgleich  aus  den  in  den  1 und  2 des  Erlasses  des  Un- 
terrichts-Ministeriums vom  24.  November  1849,  R.-G.-Bl.,  Z.  3S  an- 
gedeuteten Rücksichten  bezüglich  der  Correspoudenz  der  akademischen 
Behörden  mit  dem  Staatsministerium  auch  in  Zukunft  als  Regel  zu 
gelten  hohen  wird,  dass  dieselbe  von  Seite  der  akademischen  Behörden 
an  das  Staatsministerium  durch  die  Hände  des  Landeschefs  (bezie- 
hungsweise in  Gemässheit  des  h.  o.  Erlasses  vom  23.  Februar  1862, 
Z.  1477/84  des  Vorstandes  der  Statthalterei-Commission)  zu  leiten  ist, 
so  werden  dieselben  doch  auch  ausser  jenen  Fällen,  in  welchen  das 
Staatsministerium  eine  unmittelbare  Berichterstattung  oder  Aeusserung 
anher  anordnet,  hiemit  ermächtiget,  über  Gesuche  und  Recurse  von 
Studierenden  in  Studien  - Angelegenheiten,  deren  Entscheidung  dem 
Ministerium  Vorbehalten  ist,  unmittelbar  anher  zu  berichten,  und  zwar 
insbesondere  dann,  wenn  eine  Beschleunigung  der  Verhandlung  wegen 
des  Einflusses  der  Entscheidung  auf  den  regelmässigen  und  möglichst 
ungestörten  Gang  und  Fortsetzung  der  Studien  von  Seite  des  Bitt- 
stellers nothwendig  erscheint,  cs  wäre,  denn,  dass  die  Eigenschaft  des- 
selben als  Stipendisten  oder  Stiftlings  oder  andere  besondere  Rück- 
sichten es  nach  dem  Ermessen  des  betreffenden  Professoren-Collegiums 
zweckmässig  erscheinen  lassen,  die  Verhandlung  im  Wege  der  k.  k. 
Statthalterei,  beziehungsweise  der  k.  k.  Statthalterei-Commission,  anher 
zu  leiten. 

2.  Was  dagegen  die  Erledigung  der  Berichte  der  akademischen 
Behörden  von  Seite  des  Staatsministeriums  oder  andere  Erlässe  des- 
selben in  Universitäts- Angelegenheiten  anbclangt,  so  erhält  es  hiemit 
sein  Ahkommen  von  der  im  zweiten  .Absätze  des  §.  3 der  obeitirten 
Verordnung  diesfalls  aufgestellten  Regel , dass  sie  den  akademischen 
Behörden  stets  durch  den  Ijandcschef  zukommen  sollen. 

Das  Staatsministerium  behält  sich  vielmehr  vor,  je  nach  der 
Beschaffenheit  der  Wichtigkeit,  dem  objectiven  Inhalte  oder  der  Dring- 
lichkeit der  Verhandlung  nach  seinem  Ermessen  entweder  den  bishe- 
rigen Intimationsmodus  beizubehalten  oder  seine  Erlässe  den  betreffen- 
den Professoren -Collegien  und  den  akademischen  Senaten  unmittelbar 
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zu  eröffnen,  oder  sie  den  ersteren  dnrch  den  akademischen  Senat  zu- 
kommen zu  lassen. 

3-  Indem  man  das  Löbliche  k.  k ersucht,  hievon 

den  akademischen  Senat  der  ....  Universität  zur  Damach- 
achtung in  Kenntniss  zu  setzen , wolle  das  Löbl stets 

darauf  bedacht  sein,  die  nach  diesen  Anordnungen  in  die  Hände  des- 
selben gelangenden  Studien-Angelegenbeiten,  sei  es  im  Wege  von  den 
akademiscben  Behörden  zu  dem  Staatsministerium , sei  es  von  diesem 
an  die  Universität  herah , mit  grösster  Beschleunigung  zu  behandeln. 


BÖ.  Erlass  des  Staatsmimsterimns  C.  ü.  vom  28.  Februar  1865, 

Z.  1280, 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaflliche  Professuren-Collegiuni  in  Krakau, 

betreffend  die  Dauer  der  Weihnachtaferien  und  die  Frage  der  Zulässigkeit 
der  Reproduetion  älterer  in  Vergessenheit  gerathener  Verordnungen  nicht  blos 
durch  Anschlag  am  schwarzen  Brett,  sondern  auch  durch  mündliche  Erinnerung 
von  Seite  eines  Professors. 

Indem  das  Staatsministerium  das  Sitzungsprotokoll  vom  25.  v.  M., 
Nr.  V,  im  Anschlüsse  zurückmittelt,  sieht  es  sich  zu  folgenden  Bemer- 
kungen veranlasst: 

Gegen  den  über  Antrag  des  Professors  F gefassten  Be- 

schluss , dass  in  die  neue  Auflage  der  den  Studierenden  bei  ihrer 
Immatriculation  zu  übergebenden  Studienordnung  vom  1.  October  1850 
die  Bestimmungen  des  auf  Grundlage  der  A.  b.  Entschliessnng  vom 
28.  September  1857  erflossenen  Ministerial- Erlasses  vom  5.  Novem- 
ber 1857,  Z.  16914  über  die  Dauer  der  Weihnachtsferien  am  passen- 
den Orte  aufgenommen  werden,  ist  nicht  nur  nichts  zu  erinnern,  son- 
dern es  wäre  wünschenswerth  gewesen,  dass  dies  schon  früher  geschehen 
wäre.  Denn  da,  wie  aus  dem  Protokolle  zu  entnehmen  ist,  eich  auf 
die  bisherige  Uebung,  nach  welcher  die  Weihnacbtsferieu  in  Krakau 
vom  21.  December  bis  zum  6.  Jänner  währten,  berufen  wurde,  so 
muss  man  aniiehmen,  dass  die  Bestimmungen  des  Ministerial-Erlasses 
vom  5.  November  1857  niemals  kundgemacht  oder  wirksam  republi- 
cirt,  oder  wenn  dies  geschah,  doch  nicht  beobachtet  worden  sind. 

Der  Beruf  des  Rectors  und  der  Decane,  einer  solchen  Nicht- 
achtung einer  bestehenden  Vorschrift  entgegenzutreten,  kann  nach  den 
§§.  22  und  29  des  Gesetzes  vom  30.  September  1849,  R.-G.-B1.  Z.  401 
keinem  Zweifel  unterliegen. 

Insoferne  nun  der  Rector  nach  den  citirten  gesetzlichen  Bestim- 
mungen für  die  Vollziehung  der  sich  auf  die  Universität  beziehenden 
Gesetze  und  Verordnungen  zunächst  verantwortlich  ist,  war  er  eben 
dadurch  auch  vollkommen  berechtigt,  die  Republicirung  des  bisher 

Thaa.  0«MiT.  Unlrenitlta^Mats«.  7 
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nicht  beachteten  Ministerial  - Erlaaaes  vom  5.  November  1857  zu  ver- 
anlassen und  hiezu  jenen  Wc"  zu  wählen , der  ihm  nach  Lage  der 
Verhältnisse  als  der  hiezu  geeignete  erschien. 

Ala  einer  dieser  Wege  ist  auch  die  Publicirung  einer  -\nürdnuiig 
durch  die  Professoren  an  ihre  .\uditorien  anzuaehen,  und  es  lässt  sich 
nicht  verkennen,  dass  dieser  Weg,  nauientlich  wenn  er  in  geeigneter 
Weise  und  nicht  zu  häufig  betreten  wird  , in  manchen  Fällen  dem 
Anschläge  am  schwarzen  Brette  insofeme  vorziiziehen  ist,  als  die  Pro- 
fessoren hiedurch  (ielegonheit  und  implicite  die  Aufforderung  erhalten, 
den  Studierenden  die  Gründe  und  Tendenz  einer  Anordnung  darzu- 
legen, und  als  diesen  dadurch  die  pfliclitmässige  Mitwirkung  des  Pro- 
fessors zur  Handhabung  der  kuiidgemacliten  Anordnung  ersichtlich 
gemacht  wird. 

Allerdings  bestimmt  der  ij.  7'2  der  Studienordnung,  dass  „Alles, 
was  von  Seite  der  akademischen  Behörden  auf  dem  schwarzen  Brette 
angeschlagen  worden  ist,  als  gehörig  kundgemacht  und  als  diejenigen, 
die  es  angeht,  verpflichtend  anzuaehen“  sei. 

Allein  weder  hier  noch  anderswo  ist  gesagt,  „dass  nur  daa- 
jeuige,  was  auf  dem  schwarzen  Brette  atfigirl  ist,  als  gehörig  kuiul- 
gemacht  zu  betrachten  ist.“ 

Es  muss  befremden,  dass  dieser  Unterschied  von  dem  Antrag 
Steller  übersehen  oder  verkannt , und  von  keinem  der  Mitglieder  des 
Professoren-Collegiums  beraerklich  gemacht  wurde. 

Die  Kundmachung  neuer  wichtigerer  Verordnungen,  Erinnerungen 
und  Mahnungen  an  die  Studierenden , namentlich  in  Fällen , wo  sich 
erwarten  liess,  durch  das  lebendige  Wort  geachteter  Lehrer  aut  sie 
in  eindringlicher  und  nachhaltiger  Weise  zu  wirken,  waren  daher,  tbeils 
verbunden  mit  gleichzeitigem  Anschläge  am  schwarzen  Brette,  theils 
ohne  densclhen,  seit  jeher  an  den  österr.  Universitäten  in  Gebrauch, 
und  ist  dieser  Gebrauch  weder  durch  die  bestehenden  Gesetze  noch 
durch  die  seitherige  Uebung  ausser  Anwendung  gekommen. 

Besonders  zv.  eckmässig  aber  erscheint  eine  solche  Art  der  Kund- 
machung dann,  wenn  es  sich  wie  im  vorliegenden  Falle  darum  han- 
delt, den  Studierenden  eine  nicht  beachtete,  entweder  gar  nicht  gehörig 
bekannt  gegebene  oder  in  Vergessenheit  gerathene  höhere  Anordnung 
in  Erinnerung  zu  bringen,  und  zwar  namentlich,  wo  es  sich  um  Abstel- 
lung einer  eingi'wiu'zelten  normalwidrigen  Uebung  handelt. 

Werden  diese  den  he.stehendcn  Gesetzen  und  der  an  allen  österr. 
Universitäten  eingeliihrten  Uebung  entnommenen  Bemerkungen  berück- 
sichtigt, BO  wird  es  sich  kaum  trefl'en  können,  dass  ein  Profe.s.sor 
durch  Anfragen  über  die  Art  der  licjmblication  älterer  Gesetze  oder 
Verordnungen  wirklich  in  Verlegenheit  versetzt  wird,  so  wie  sich 
andererseits  dem  l'ebelst.mde,  dass,  wenn  alle  Docenten  eine  Anordnung 
in  ihren  Collegien  kundinachen , manche  Hörer  sie  3 bis  tnial  zu 
hören  bekommen,  dadurch  gröastentheils  abgeholfeii  werden  kann,  dass 
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die  Republication  an  der  theologischen,  juridischen  und  medicinischen 
Facultät,  an  welchen  eine  Eintheilung  der  Studien  nach  Jahrgängen 
besteht,  in  jedem  Jahrgange  nur  durch  Einen  hiezu  bestimmten  Pro- 
fessor geschieht. 


56.  Auszug  aus  dem  Erlasse  des  Staatsministeriums  C.  TI.  vom 
3.  April  1866,  Z.  1390, 

an  den  akademischen  .Senat  der  Lemberger  Universität, 

Ober  die  Berechtigung  des  akademischen  Senates  wegen  Disposition  Uber  die 
akademischen  Locaiitäten. 

Im  Allgemeinen  kann  dem  akademischen  Senate,  welcher  das 
Ganze  der  akademischen  Angelegenheiten  und  das  Interesse  der  Lehr- 
vorträge in  ihrer  Gesammtheit  zu  berücksichtigen  hat,  das  Recht  nicht 
abgesprochen  werden,  die  durch  drängende  unabweisliche  Verhältnisse 
gebotenen  Aenderungen  in  den  Dispositionen  über  akademische  Loca- 
iitäten zu  treffen. 

In  Fällen  unabweislicher  Nothwendigkeit  muss  das  particulüre 
Interesse  dem  allgemeineren  Gesichtspuncte  zuweilen  weichen , und 
hierüber  zu  urtheilen,  ist  zunächst  der  akademische  Senat  berufen. 

Der  akademische  .Senat  wird  jedoch  in  solchen  Fällen  im  Allge- 
meinen und  insbesondere  dann,  wenn  es  sich  um  eine  Disposition  über 
Museen,  Laboratorien  u.  s.  w.  handelt,  darauf  zu  sehen  haben,  dass 
dem  durch  eine  solche  Aeuderung  berührten  Professor  vorher  volle 
Gelegenheit  eröffnet  werde,  seine  gegen  die  beabsichtigte  Aenderung 
vorzubringenden  Bedenken  geltend  zu  machen  , und  dass  die  Einver- 
nehmung desselben  in  einer  Weise  geschehe  , welche  allen  Reclama- 
tionen  wenigstens  gegen  die  formelle  Behandlung  der  Angelegenheit 
vorzubeugen  geeignet  ist. 

Die  akademischen  Behörden  sind  in  der  Lage,  schon  bei  Fest- 
stellung des  Lectlonsplanes  und  der  damit  verbundenen  Zuweisung  der 
Hörsäle  durch  angemessene  Voraussicht  und  collegiales  Entgegenkommen 
von  vorneherein  ähnlichen  Collisionen  vorziibengen. 

Sollte  demnach  für  ein  Collegium  ein  grösseres  andauerndes 
Auditorium,  als  der  angewiesene  Hörsaal  zu  fassen  vermag,  sich  finden, 
so  wird,  vorausgesetzt,  dass  der  Universität  überhaupt  eine  specielle 
Fürsorge  für  diesen  grösseren  Andrang  zugemuthet  werden  kann , zu 
sehen  sein , ob  nicht  durch  eine  Verlegung  der  Vorlcsestunden  und 
durch  so  vielleicht  ermöglichte  Zuweisung  eines  grösseren  Hörsaales, 
durch  Theilung  des  Collegiums  in  zwei  Parallel  - Vorlesungen  oder 
anderweitige  in  dem  Organismus  der  Universität  nicht  störend  eingrei- 
fende Vorkehrungen  dem  Bedürfnisse  abgeholfen  werden  kann,  wobei 
es  als  selbstverständlich  anzuseheu  ist,  dass  cs  bei  der  allgemeinen 
Verpflichtung  eines  jeden  Professors,  zunächst  selbst  für  Aufrecht- 
erbaltung der  Ordnung  in  seinem  Collegium  zu  sorgen  und  Störungen 
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hintanzuh&lteu , auch  der  betreffende  Professor  als  verpflichtet  ange- 
sehen werden  kann , zu  diesem  Ende  entgegenkommend  die  Hand 
zu  bieten. 

Es  muss  hier  nur  noch  bemerkt  werden,  dass  das  Verbot,  zwei 
Stunden  hintereinander  Uber  dasselbe  Fach  zu  lesen,  auf  den  Fall 
keine  Anwendung  flndet,  wenn  dasselbe  Collegium  etwa  zweimal  hinter- 
einander vor  wechselnden  Auditorien  gelesen  wird,  und  dass  in  derlei 
besonderen  Fällen  sich  der  akademische  Senat  als  ermächtigt  ansehen 
darf,  von  obiger  Anordnung  eine  Ausnahme  zuzugestehen. 
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b)  Verhältnisse  der  Universitäts-Professoren. 

(Rechte,  Verpflichtungen,  Rang,  ßesüge,  Beeidigung,  Lehrbeflhigang  und  Ehren- 
vürtöge  denelben.) 


57.  Auszug  aus  dem  Sofkammer-Decrete  vom  24.  OctobeT  1811, 

Z.  29.760, 

an  ■ümmtUcbe  Lindent«llen. 

DiMten  fUr  das  Lehr  ■ Partonale. 

Man  hat  ftlr  die  Dienst-Kategorien  des  gesammten  Lehrkörpers, 
aut'  die  zum  Bezüge  der  DiKten  nach  den  bestehenden  Directiven 
geeigneten  Fälle  folgende  Diäteuclassen  auszumessen  gefunden; 

Für  Universitäts- Professoren,  für  den  Director  des  Thicrarznei- 
Institutes,  für  die  Vorsteher  der  Sternwarten,  für  die  Bibliothekare 
an  Universitäten  die  siebente  Classe ; 

für  Professoren  des  Thierarznei-Institutes  zu  Wien,  für  Biblio- 
theks-Custoden  an  Universitäten,  dir  Astrouoms- Adjuncten  die  achte 
Classe  *). 


*)  Uebereinstinunend  biemit  ist  die  Bestimmung  des  Hofkammer-Decretes 
vom  20.  Mai  1813: 

Hofkammer-Decret  vom  20.  Mai  1813,  Z.  18.398, 

an  t&mmülehe  Ltndentellen,  AdnüoUtratiooeQ  and  Dlr«eUoii«D, 
btlr«<r«nd  di«  B««1imm«ng  d«r  OlVUn  fUr  dl«  v«rtohi«d«n«n  k.  k.  Di«n«t*K«t«gori«n. 

Seit  der  ErscheinuDg  des  neuen  Diäten-Kormale  vom  Jahre  1807  sind  so 
viele  Ver&ndeningen  in  den  Dienst  - Kategorien  vorgegangen,  so  viele  Dienst- 
stellen für  den  Bezug  der  Diiten  erst  DAchträglich  classificirt  worden,  und  so 
manche  Abänderung  nOthig  gewesen , dass  man  sich  veranlasst  gefunden  hat, 
das  Diäten  - Schema  ganz  neu  ziuammen  zu  setzen , nach  welchem  allein  von 
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58.  Auszug  aus  dem  Studien-Hofcommissions-Decret  vom 
24.  MäJZ  1815,  Z.  668, 

an  »juiuntHolic  LHiidcratellen, 

betreffend  die  Bewilligung  der  Uniform  für  da«  Lehrperionale. 

Da  das  öffentliche  Lelirpersonale  durchaus  den  Btdatsbeamteii 
gleich  zu  halten  ist,  haben  Seine  Majestät  dasselbe  auch  mit  Ein- 
schluss der  Lehrer  der  Hauptschulen  von  der  Gnade  Uniform  zu 
tragen,  nicht  ausgeschlossen. 

Den  Directoren,  Vice-Directoren  und  Professoren,  welche  zugleich 
bei  einer  politischen  oder  Justizbehörde  eine  Anstellung  haben,  ist  es 
frei  zu  stellen , ob  sie  bei  den  Feierlichkeiten  des  Lehrstandes  sich 
der  Uniform  der  politischen  oder  .Justizbehörde,  zu  der  sie  gehören, 
oder  der  Uniform,  die  ihnen  als  Gliedern  des  Lehrstandes  zukömmt, 
bedienen  wollen. 

Directoren , Vice  - Directoren  und  Professoren , welchen  blos  der 
Titel  und  Rang  der  Individuen  einer  politischen  oder  Justizbehörde, 
ohne  Anstellung  hei  derselben,  ertheilt  wurde,  dürfen  nur  die  Uniform 
des  Lehrstandes  tragen. 

Rectoren  und  Deeane,  welche  einen  Staatsdienst  oder  ein  Lehr- 
amt bekleiden,  können  sich  bei  allen  Feierlichkeiten  der  Lehranstalt 
und  des  Lehrstandes  der  Uniform  bedienen , welche  ihnen  als  Staats 
beamten  oder  als  Lehrern  zukommt. 


miu  au  die  Diäten  der  in  Coiiuniasiou  reisenden  Beamten,  wo  deren  Bezug  nach 
dem  .Sinne  der  unter  dem  21.  Mai  v.  J.  bekannt  gemachten  Directiven  cinzu- 
treffen  hat,  angewiesen  werden  können. 


Lehr  - Personale. 

Diäten- 

Claasen. 

UnlTersltBien. 

FacnltÄts  • Director ...  

VI 

„ Vice -Director 

vn 

Professor 

VII 

Bibliothekar  ...  . . . 

vn 

Bibliutheks  - Cnstos 

VIII 

Vomteher  der  Sternwarte 

vn 

AstronomH-Adjunct 

VIII 

Vergl.  M.-E.  vom  3.  8ept.  185t,  Z.  1107. 
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Für  Nieder  - Oesterrei  ch. 

Da  übrigens  das  Tliierarznei-Iiistitut  nur  einen  Zweig  der  Uni- 
versität ausmacht,  so  gehören  die  Professoren  desselben  in  die  Classe 
der  Universitäts  - Professoren  ; der  Director  in  jene  der  Facultäts- 
Directoren. 

Diese  Gleichstellung  des  Directors  des  Thierarznei  - Instituts  mit 
den  Facultäts  - Directoren  hat  Jedoch  nur  auf  den  Genuss  der  Diäten 
und  die  Uniforrairnng  Bezug,  und  haben  hiebei  jene  Verhältnisse,  in 
welchen  dieser  Director  zu  dem  Vice  - Directorate  des  medicinisch- 
cbirurgischen  Studiums  steht,  unverändert  zu  verbleiben. 


59.  Hof kanzlei  - Decret  vom  4.  Hovember  1820,  Z.  33.118, 

au  sämmtliche  LänderHlellen. 

Remuneration  für  die  Verwendung  der  Professoren  bei  ämtliohen  Commissionen. 

lieber  einen  vorgekommenen  Fall , wo  ein  Professor  um  eine 
Remuneration  fUr  seine  Verwendung  bei  ämtlichen  Commissionen  an- 
gesucht hat,  haben  Beine  .Majestät  mit  höchster  Entschliessung  vom 
2'<.  Octobcr  I S20  zu  verordnen  geruhet:  Dass,  da  Professoren  als 
Staatsbeamte  im  Orte  ihrer  Amtsbestiminung  verpflichtet  sind,  Gut- 
achten in  ihrem  Kunstfache  ahzugebeu,  ohne,  dafür  eine  besondere 
Remuneration  oder  Diäten  ansprechen  zu  können,  die.  von  dem  in  der 
Rede,  stehenden  Professor  angesprochene  Belohnung  des  Beispieles 
wegen  nicht  statt  finde,  wohl  aber  seien  ihm,  wenn  mit  seinem  Er- 
scheinen bei  commissioue.llen  Verhandlungen  Auslagen  verbunden 
wären,  oder  ihm  sonst  ein  Taggeld  gebührte,  diese  sowohl  für  das  Ver- 
gangene, als  für  die  Zukunft,  sobald  er  diese  Auslagen,  oder  dass  ihm 
ein  Taggeld  gebührt,  erweiset,  zu  vergüten. 

Diese  höchste  Willensmeinung  wird  zur  Wissenschaft  und  Dar- 
nachachtung  in  künftigen  ähnlichen  Fällen  bekannt  gemacht. 


60.  Hofkammer- Beeret  vom  10.  November  1824,  Z.  43.875, 

an  sämmtUchc  Länderstellen  und  Administrationen, 

betreffend  die  Einziehung  der  Pertonai-Zulagen  bei  Vorrückung  in  einen 
höheren  QehalL 

Seine  Majestät  haben  bei  Gelegenheit  einer  wegen  eines  beson- 
deren Falles  gemachten  Anfrage  mit  höchster  Entschliessung  vom 
31.  Octobcr  1824  zur  künftigen  allgemeinen  Richtschnur  zu  bestimmen 
geruhet;  dass  Personal -Zulagen  immer  nach  Mass,  als  der  damit  Be- 
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theilte  in  einen  höheren  Gehalt  rückt,  einzuziehen  seien,  wenn  gleich 
bei  Verleihung  der  Personal-Zulage  nicht  eigens  diese  ohnehin  in  den 
bestehenden  Vorschriften  gegründete  Beschränkung  in  Hinsicht  der 
Fortdauer  des  Bezuges  beigefugt  worden  ist. 

Wonach  sich  die  Landesstelle  bei  vorkommenden  Fällen  zu  be- 
nehmen , und  die  unterstehenden  Gassen  und  Aemter  hievon  in  die 
Kenntniss  zu  setzen  hat. 


61.  Allerhöchstes  Gabinetschreihen  vom  9.  September  1826, 

Z.  4412, 

das  dreijährige  Provitorium  aiier  neu  angeatellten  Lehrer  betreffend. 

Da  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  dass  Lehramts-Candidaten  in  den 
mit  ihnen  vorgenommenen  Concurs  - Prüfungen  zwar  vollkommen  be- 
standen, bei  Ausübung  des  ihnen  anvertrauten  Lehramts  aber  den  in 
sie  gesetzten  Erwartungen  keineswegs  entsprochen  haben , wodurcli 
sich  also  der  Beweis  dargestellt  hat,  dass  man  durch  die  Concurs- 
Prüfungen  und  vorläufigen  Erhebungen  noch  keineswegs  ganz  ver- 
sichert sein  kann , ob  das  Individuum  wirklich  alle  zur  wahrhaft  er- 
spriesslicben  Führung  des  Lehramtes  erforderlichen  Eigenschaften 
besitze  oder  nicht,  so  finde  Ich  Mich  in  einstweiliger  Erledigung 
des  Vortrages  der  Studien  - Hof  - Commission  vom  9.  April  1825  über 
die  Frage,  wie  die  Besetzung  der  Lehrämter  mit  ganz  geeigneten 
Männern  zu  erzielen  wäre,  um  diesem  Uebelstande  für  die  Zukunft 
so  schleunig  als  möglich  vorzubeugen,  dermalen  schon  bestimmt.  Fol- 
gendes anzuordnen: 

Alle  von  nun  an  bei  I.  f.  Lehranstalten  Meiner  Monarchie  als 
Lehrer  und  Professoren  neu  angestellt  werdenden  Individuen  sind  durch 
drei  Jahre  vom  Tage  ihrer  Anstellung  an  gerechnet  nicht  als  stabil 
zu  betrachten , sie  sollen  zwar  den , denen  ihnen  anvertrauten  Lehr- 
ämtern anklebenden  vollen  Genuss  an  Geld  und  anderen  Emolumenten 
erhalten,  müssen  sich  jedoch  inner  der  erwähnten  Periode  gefallen 
lassen,  wenn  sie  in  der  Ausübung  ihres  Amtes  und  in  ihrem  übrigen 
Benehmen  den  in  sie  gesetzten  Erwartungen  oder  überhaupt  nicht 
entsprechen  sollten,  ohne  weiters  vom  Amte  entfernt  zu  werden,  ohne 
dafür  eine  Abfertigung  oder  Pension  zu  erhalten,  wenn  selbe  hingegen 
durch  diese  drei  Jahre  solche  Beweise  ihrer  Brauchbarkeit  und  ihres 
guten  Benehmens  in  jeder  Hinsicht  an  den  Tag  legen,  dass  man  ihre 
Anstellung  mit  voller  Beruhigung  als  definitiv  erklären  kann,  dann 
sind  dieselben  als  stabil  zu  erklären,  und  sind  ihnen  auch  die  drei 
im  provisorischen  Zustande  zugebrachfen  Dienstjahre  eben  so  anzu- 
rechnen, als  wenn  sie  selbe  in  der  effectiven  Dienstleistung  zuge- 
bracht hätten. 
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Sie  werden  in  Folge  dieser  Meiner  gehörig  bekannt  zu  machen- 
den Willensmeinung  sogleich  das  Erforderliche  verftlgen , und  hievon 
der  ungarischen  und  siebenbürgischen  Hofkanzlei  zu  gleichem  Ende 
die  Mittheilnug  machen.  » 

ad  61.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  18.  September  1826, 

Z.  4412, 

an  silmmtliche  Länderstellen, 

Der  Landesstelle  wird  die  Allerhöchste  Entschliessung  vom 
9.  September  1826  zur  gehörigen  Bekanntmachung  mit  der  Wei- 
sung bekannt  gemacht,  hinsichtlich  eines  jeden  von  nun  bei  landes- 
fiirstlichen  Lehranstalten  als  Lehrer  oder  Professor  angestellt  werdenden 
Individuums  nach  Verlauf  dreier  Jahre  von  seiner  Anstel- 
lung, gutachtlichen  Bericht  über  die  definitive  Erklärung  oder 
über  die  Entfernung  desselben  hieher  zu  erstatten. 


62.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  14.  September  1827, 

Z.  4798, 

an  sämmtlichc  Ländorstcllen, 

worin  bestimmt  wird,  dass  das  dreijährige  Provisorium  der  Neuangestellten 
auf  die  VorrUckung  der  Professoren  in  höhere  Gehaltsstufen  keinen  Ein- 
fluss hat. 

Seine  Majestät  haben  mit  höchster  Entschliessung  vom  3.  Sep- 
tember 1827  als  Normal- Vorschrift  zu  bestimmen  geruhet:  dass  nach 
der  Ernennung  eines  Lehrers  oder  Professors , welche  nun  in  jedem 
Falle  durch  drei  Jahre  als  provisorisch  anzusehen  ist,  die  übrigen 
Lehrer  oder  Professoren  der  öffentlichen  Lehranstalt,  für  welche  er 
ernennet  ist,  ohne  weiters  in  die  ihnen  gebührende  Uehaltsstufc  ein- 
rücken. Eine  Vorrückung  in  höhere  Gehaltsstufen , welche  von  über- 
zähligen Professoren  besetzt  sind,  habe  aber  nicht  stattznfinden. 


63.  Studien -Hofcommisslons-DecTet  vom  23.  October  1829, 

Z.  6610, 

au  sämmtUchc  LänderstcUeii, 

worin  bestimmt  wird,  dass  die  Verordnung  wegen  des  dreijährigen  Proviso- 
riums auf  bereits  stabile  Professoren  keine  Anwenduug  findet. 

Zu  Folge  höchster  Entschliessung  vom  20-  October  1829  hat 
die  Anordnung  des  höchsten  Cabinets-Schreibens  vom  9- September  1826, 
nach  welcher  alle  seither  als  Lehrer  oder  Professoren  neu  angestellt 
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werdenden  Individuen  drei  Jahre  vom  Tage  ihrer  Anstellung  nicht 
als  stabil  zu  betrachten  sind,  keine  Anwendung  auf  jene  Individuen, 
welche  schon  bei  einem  Lchrainte  die  volle  Dienstes-Stabilität  haben, 
und  dann  /.u  einem  anderen  Lehraiute  übersetzt  oder  befördert  werden. 


64.  Allerhöchste  Entschliessung  vom  22.  Februar  1833,  Z.  1243, 

dia  Rangibestimmung  der  UnivaraitUls-Profasioren  betreffend. 

vom  29.  März  1833. 

Der  Rang  und  die  Gehaltsbemessungen  *)  sind  den  wirklichen 
FacultSts  - Professoren  in  jedem  Falle,  mithin  auch  wenn  sie  von  der 
Lehrkanzel  einer  Faeultat  in  das  Lehramt  einer  anderen  Faeultät 
übertreten,  nach  den  Dienstjahren  zu  bestimmen,  welche  sie  als  wirk- 
liche, ordentliche  Facultäts-Professoren  zählen. 


65.  Auszug  aus  dem  Hofkaiumer-Decret  v,  21.  October  1834, 

Z.  42398, 

IUI  da.s  k.  k.  Goner.il-Hoftaxamt, 

betreffend  die  Erwirkung  des  Definitivum  für  die  dreijährig  provitoriichen 

Lehrkräfte. 

In  Gemässheit  der  höchsten  Entschliessung  vom  16.  .Juni  1832 
ist  von  Jener  Behörde,  von  welcher  die  anföngliche  Ernennung  eines 
Lehrindividuums  ausgeht,  auch  die  Stabilitäts-Erklärung  auszuspreclien. 

Durch  diese  höchste  Anordnung  ist  die  Verfügung  der  k.  k.  Stu- 
dien-Hofcominission  vom  5.  December  18311  und  die  darin  enthaltene 
Erklärung,  „dass  alle  Lehrer  und  Professoren,  wenn  sie  die  ersten  drei 
.Jahre  ihrer  provisorischen  Anstellung  klaglos  bestanden  sind,  als  defi- 
nitiv angestellt  zu  betrachten  seien,  ohne  einer  schriftlichen  Anerken- 
nung oder  Bestätigung  zu  bedürfen“,  ganz  ausser  Wirksamkeit  gesetzt 
worden. 

Uebrigens  hat  die  allgemeine  Hofkammer  im  Einverständnisse 
mit  der  k.  k.  Studien  - Hofcommission  anzuordnen  gefunden,  dass  den 
Professoren  und  Lehrern  bei  1.  f.  Lehranstalten  gleich  bei  ihrer  provi- 
sorischen Ernennung  die  vorschriftmässige  Dienst-,  d.  i.  die  Charakters- 
und Carenz-Taxe  von  dem  k.  k.  General  - Hoftaxamte  bemessen  und 
dabei  unmittelbar  bei  Ausstellung  und  Zustellung  der  Taxnote  an  die 
Oasse,  die  es  betrifll,  die  Einleitung  getroffen  werde,  dass  diese  Taxen 


*)  Hinsichtlich  der  Qehalte  ist  dieses  Normale  durch  neuere  Vorschriften 
ausser  Kraft  gesetzt  worden.  Vergl.  M.-£.  v.  19.  December  1867,  Z,  21.091. 
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nicht  in  den  gesetzlich  festgesetzten  zwölf,  sondern  mit  Rücksicht  auf 
das  dreijährige  Provisorium,  in  sechsunddreissig  Monatsraten  mittelst 
der  gewöhnlichen  Besoldiingsabzüge  hereingehracht  werden. 

Da  jedoch  diese  Verfügung  an  die  Bedingung  geknüpft  ist,  dass 
bei  diesen  provisorischen  Anstellungen  der  Lehrindividuen  nach  Ver- 
lauf von  drei  Jahren  die  Stahilitäts- Erklärung  erfolge,  so  ergibt  sich 
hieraus  von  selbst,  dass  in  dem  Falle  dieser  nicht  eintretenden  Bedin- 
gung (wenn  nämlich  die  stabile  Anstellung  eines  oder  des  anderen 
dieser  Individuen  nicht  stattfinden  sollte)  demselben  die  bereits  berich- 
tigten Diensttasen,  jedoch  nach  Abzug  der  in  jeder  Hinsicht  zu  ent- 
richtenden 5'/^  perc.  CaraeraltJixe , wieder  zurückhezahlt  werden 
müssen  *). 


66.  Studien -Hofcommissions-Decret  vom  16.  September  1841, 

Z.  5959, 

an  sämmtliche  Linderstelleii, 

wegen  Evidenzhaltung  der  Dienattaxen  der  Professoren  und  Lehrer  während 
der  Periode  ihrer  dreijährigen  probeweisen  Anstellung  bis  zu  ihrer  stabilen 

Anstellung. 

Die  k.  k.  allgemeine  Hofkammer  hat  iin  Einvernehmen  mit  der 
k.  k.  Studien  - Hofeoinmission  unterm  30.  August  1S41  an  sämmtliche 
Cameral-Gefälleu- Verwaltungen,  an  die  Cameral-Magistrate  und  au  das 
General-Hoftaxamt  die  Verordnung  erlassen,  dass  im  Sinne  des  §.  176 
des  Stempel-  und  Taxgesetzee  die  Diensttaxen  der  Professoren  und 
Lehrer  während  der  Periode  ihrer  dreijährigen  probeweisen  Anstellung 
in  Vormerkung  und  Evidenz  zu  halten,  und  erst  dann  nach  Vorschrift 
eingebracht  werden  sollen,  wenn  die  stabilen  Ernennungen  erfolgt  sind. 

Diese  Verfügung  wird  der  Landesstelle  zur  eigenen  Wissenschaft 
und  Bekanntgebung  an  die  betreffenden  Unterbehörden  mit  dem  Auf- 
träge eröffnet,  Sorge  zu  tragen,  dass  alle  Erlässe,  wodurch  Professoren 
und  Lehrer  als  stabil  in  ihrer  Dienstleistung  bestätigt  werden,  zuver- 
lässig von  den  betreffenden  Behörden  den  Taxämtern  zum  Behufe  der 
Taxeinforderung  zur  Einsicht  zugefertigt  werden. 


•)  Der  zweite  TheU  dieses  Decretes  ist  durch  das  nachfolgende  8t.-H.-D. 
vom  16.  September  1841  abgeändert. 
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67.  Studien -Hofcommissions-Decret  vom  8.  Uovember  1841, 

Z.  7557, 

an  sSmmtllche  Länderstellen. 

Aniuehen  der  definitiven  Beetätigung  der  landeifUrttlichen  Lehrer  und  Pro- 
fessoren nach  Verlauf  dar  ersten  drei  Jahre  ihrer  provisorischen  Anstellung. 

Da  man  beobachtet  hat,  dass  sich  in  Bezug  auf  die  mit  dem 
Studien  - Hofcoramissioiis  • Decrete  vom  18.  September  1826  bekannt 
gemachte  Allerhöchste  Entschliessung  vom  9.  September  1826,  zu 
Folge  welcher  jeder  landesflirstliche  Delirer  und  Professor  die  ersten 
drei  .Jahre  seiner  Austeilung  nur  als  provisorisch  anzusehen,  und  erst, 
wenn  er  diese  drei  .Jahre  zur  vollen  Zufriedenheit  zurilckgelegt  hat, 
als  stabil  zu  erklären  ist,  nicht  überall  vorschriftmässig  benommen, 
und  die  Einholung  oder  Ertheilung  dieser  Bestätigung  hier  und  da 
gänzlich  ausser  Acht  gidassen  wurde,  so  wird  diese  Allerhöchste  Vor- 
schrift zur  allgemeinen  Darnachachtung  in  Erinnerung  gebracht  und 
der  Landeastelle  bedeutet,  dass  die  definitive  Bestätigung  der 
in  diesen  Verhältnissen  stehenden  Lehrindividuen  jedesmal  eigens 
auzusuchen  ist,  und  dass  der  definitive  Ausspruch  derselben  jener 
Behörde  zusteht,  von  welcher  die  Verleihung  des  betreffenden  Lehr- 
amtes ausgegangen  ist.  *) 


68.  Hofkanzlei -Decret  vom  24.  November  1846,  Z.  8712, 

.SU  sSnimtliche  Länderstellen, 

betreffend  die  Bestätigung  der  Professoren  gleich  nach  Beendigung  ihres 
Trienniums.  ■*^) 

Aus  Anlass  eines  speciellen  Falles  haben  Seine  k.  k.  Majestät 
mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  21.  November  1846  zu  befehlen 
geruht:  es  sei  daflir  zu  sorgen,  dass  die  Anträge  zur  Bestätigung  der 
Professoren  sogleich  nach  der  Beendigung  ihres  Trienniums  im  Lehr- 
amte vorgelegt  werden. 

*)  Diese  Bestimmung  gilt  zufolge  M.-E.  vom  '29.  Mai  18Ö8,  §.  14  auch 
von  den  thcolog.  Professoren. 

Zufolge  A.  h.  Handbilletes  vom  24.  Februar  1856  findet  diese  Anordnung 
über  das  proe-isorisebe  Dienstes- Triennium  der  Professoren,  auf  solche  Männer 
keine  Anwendung,  welche  aus  eiuer  anderen  (stabilen)  Anstellung  an  die  Uni- 
versität berufen  werden.  (Siehe  Seite  1"23  dieser  Sammlung.) 

*•)  Erneuert  mit  M.-E.  vom  23.  September  1856,  Z.  14872,  dann  vom 
‘24.  April  1866,  Z.  .3888. 
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69.  Ministerial- Erlass  vom  11.  December  1848,  Z.  8309, 

Än  die  Laudesprä^iidien  in  Nicder-Oestcrrcich,  Oesterreich  ob  der  Knns^  Bfthnien, 
Mähren,  Steiermark,  lllviieii,  Küstenland,  Tirol,  Galizien  nnd  Dalmatien, 

womit  zur  Normirung  dos  Verfahrens  bei  Wiederbesetzung  erledigter  Lehr- 
kanzein  an  Universitäten,  Lycäen,  Gymnasien,  technischen  Instituten  und  Real- 
schulen eine  provisorische  Anordnung  getrolfen  wird, 

R.-G.-B.  Erf^änzunf^shand  ts|9,  Z.  20,  S.  20. 

Um  das  vorgeschriobene  Verlahren  hoi  Wiederbesetzung  erle- 
digter Lehrkanzeln  an  Universitäten,  Lycäen,  Gymnasien,  technischen 
Instituten  und  Realschulen  genauer  zu  normiren , wird  bis  zur  defi- 
nitiven Organisirung  des  öffentlichen  Unterrichtswesens  Folgendes  pro- 
visorisch angeordnet : 

1.  Der  Vorschlag  zur  Wiederbesetzung  einer  Lehrstelle  geht 
von  dem  Lehrkörper  der  Anstalt  aus,  an  welcher  das  Amt  erledigt 
ist,  und  ist  durch  das  Landespräsidium  an  das  Ministerium  zu  erstatten. 
Es  ist  jedesmal  eine  Tcnia  vorzulegen. 

2.  Nur  solche  Personen  können  in  Vorschlag  gebracht  werden, 
für  deren  wissenschaftliche  Befähigung,  wissenschaftliche  Arbeiten, 
gedruckte  oder  geschriebene,  vorliegen,  und  deren  sonstige  Lehrftbig- 
keit  entweder  durch  wirkliches  Lehren  oder  wenigstens  durch  eine 
Probevorlesung  bewährt  ist.  Sie  können  übrigens  wirkliche , in-  oder 
ausländische  Lehrer  und  Professoren,  oder  Privat- Docenten  sein,  oder 
Privatgelehrte,  welche  noch  nicht  wirklich  gelehrt  haben. 

3.  Sobald  ein  Lehramt  erledigt  ist,  erstattet  der  Lehrkörper  die 
Anzeige  davon  an  das  Ministerium  durch  das  Landespräsidium  und 
veranlasst  durch  das  letztere  die  Ausschreibung  des  Amtes  mit  Be- 
zeichnung des  Termins , bis  zu  welchem  die  Bewerber  um  dasselbe 
sich,  und  zwar  bei  der  Landesstclle,  zu  melden  haben.  Diese  gibt  die 
Gesuche  sammt  allen  Belegen  an  den  Lehrkörper. 

4.  Der  Lehrkörper  kann  auch  Männer  in  Vorschlag  bringen, 
welche  sich  nicht  beworben  haben.  In  diesem  Palle  hat  er  jedoch  vor- 
erst auf  Privatwegen  sich  darüber  Kenntniss  zu  verschaffen,  ob  der  so 
in  Vorschlag  Gebrachte  den  Ruf,  und  unter  welchen  Bedingungen  er 

' ihn  annehmen  würde  ; Beides  ist  mit  dem  Vorschläge  zur  Kenntniss 
des  Ministeriums  zu  bringen. 

5.  Der  Lehrkörper  ist  berechtigt,  über  Lehrer  und  Privat-Docenton, 
welche  sich  beworben  haben,  von  den  Lehrkörpern  der  Anstalten, 
an  welchen  sie  wirken,  Auskünfte  über  ihre  Wirksamkeit  einzuholen. 

6.  Bewerber,  welche  noch  nicht  öffentlich  gelehrt  haben,  müssen, 
wenn  es  sich  um  Facultätsstudien  handelt,  wenigstens  diejenigen  Bedin- 
gungen erfüllen,  welche  in  dem  Ministerial  - Erlasse  vom  19.  Decem- 
ber  1.  J.,  Z.  8175,  für  die  Privat-Docenten  vorgeschrieben  sind;*)  die 

*)  Nachdem  dort  in  erster  Linie  das  Doctordiplom  gefordert  wird,  bleibt 
mithin  in  der  Hauptsache  das  St.-H.-Bd.  vom  1.  März  1839  (Ober  A.  h.  E.  vom 
26  Februar  1839)  aufrecht,  womit  für  Candidaten  des  Lehramtes  der  drei  welt- 
lichen Facnltäten  der  Besitz  des  betreffenden  Doctorgrades  in  der  Regel  gefordert 
wird.  Dasselbe  vUt  von  dem  Lehramt  der  Theologie.  Vgl.  M.-E.  vom  29.  März 
1858.  R.  G.  B.  * 
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Bewerber  filr  andere  Lehranstalten  haben  nebst  der  Nachweisung  ihrer 
wissenschaftlichen  Befiihigung  jedenfalls  einer  Probevorlesung  sich  zu 
unterziehen.  Diese  können  sie  an  jeder  Anstalt  halten , welche  der- 
jenigen gleichartig  ist,  an  welcher  sie  angestcllt  zu  werden  wünschen. 
Ueber  den  Erfolg  derselben  wird  an  den  vorschlagenden  Lehrkörper 
von  derjenigen  Lehranstalt  ein  Gutachten  abgegeben,  welche  die  Probe- 
vorlesung vorgenommen  hat. 

7.  Da  das  Institut  der  Privat-Docenten  bis  j(üzt  nur  in  geringem 
Grade  entwickelt  ist,  da  von  den  jüngeren  Lehramts-Candidaten  gegen- 
wärtig nur  wenige  schon  in  der  Lage  sind , einen  literarischen  Ruf 
naebweisen  zu  können,  da  es  wUuschenswerth  ist,  dass  auch  den  von 
einer  Lehranstalt  entlegen  wohnenden  und  ihr  vielleicht  ganz  unbe- 
kannten Lehramts-Candidaten  die  Möglichkeit  bleibe,  sich  mit  Erfolg 
in  Bewerbung  zu  setzen;  so  ist  es  den  Lehrkörpern  einstweilen  noch 
gestattet,  in  jenen  Fällen,  wo  sie  nicht  in  der  Lage  sind,  mit  voller 
Beruhigung  und  unter  Beibringung  von  allgemein  überzeugenden  Lehr- 
fähigkeits  - Beweisen  einen  Candidaten  in  Vorschlag  zu  bringen , sub- 
sidiarisch von  dem  Ministerium  die  Abhaltung  einer  allgemeinen  Cou- 
cursprüfung  zu  verlangen.  Auch  wird  das  Ministerium  selbst  eine 
Concursprüfnng  veranlassen,  wenn  ihm  die  gemachten  Vorschläge  mit 
Rücksicht  auf  die  erw'ähnten  Umstände  eine  volle  Beruhigung  zu  ge- 
währen nicht  vermögen. 

8.  Es  bleibt  den  Lehrkörpern  überlassen,  nach  Umständen  ent- 
weder sogleich  nach  der  Erledigung  des  Lehramtes,  oder  erst  nach 
dem  Ergebnisse  der  über  diu  Ankündigung  des  Erlediguugsfalles  in 
den  öffentlichen  Blättern  eiugetretenen  Competenz  auf  die  Einleitung 
einer  Coucursprüfung  beim  Ministerium  anzutragen. 

i).  Das  Ministerium  wird  durch  die  Beschaffenheit  der  zu  beant- 
wortenden Fragen  dafür  Sorge  tragen,  dass  bei  den  Concursprüfungen 
den  Bewerbern  Gelegenheit  geboten  werde,  Talent  und  Kenntnisse  in 
umfassender  Weise  zu  beurkunden.  Zu  diesem  Ende  wird  auch  die 
zur  Beantwortung  der  Fragen  vormals  mit  Einem  Tage  bemessene 
Frist  auf  zwei  Tage  ausgedehnt.  Zur  Beurtlieilung  der  Concurs-Elaborate, 
welche  dem  Ministerium  unverzüglich  cinzuseuden  sind,  werden  von  diesem 
competente  Männer  vom  Fache,  und  zwar  jedenfalls  nicht  weniger  als 
drei  ohne  Bevorzugung  irgend  einer  Lehranstalt  bestimmt  werden. 

Desgleichen  wird  jedem  Bewerber,  der  sich  einer  Concursprüfung 
unterzogen  hat,  auf  .sein  Verlangen  zu  seiner  eigenen  Belehrung  und 
zur  Controlo  des  Urtheils  ein  -\uszug  aus  den  über  sein  Elaborat 
abgegebenen  Gutachten  mitgetheilt  werden. 

Ira  Uebrigeu  ist  sich  bezüglich  des  Geschäftsganges  an  die  frü- 
heren Concursvorschriften  zu  halten. 

10.  Die  Concursarbeiten  sammt  den  über  sie  ergangenen  Gut- 
achten werden  dem  Lehrkörper  eiugcsendet , welcher  auf  Grundlage 
derselben  seinen  Vorschlag  zu  erstatten  hat. 

*)  Ueber  die  Art  der  Abhaltung  der  Conciirse  zur  Besetzung  der  Lebrämter 
wurde  die  letzte  eingehende  Vorschrift  mit  den  fit.  H.C.  D vom  Ü.  April  IS'.’S,  Z.  2174 
ertheilt.  (P.G.S.  Bd.53  S.  63.)  
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70,  Ministerial*  Erlass  vom  15.  Jänner  1849,  Z.  358, 

an  die  Ländcrchefs  zu  Linz,  Prag,  Brünn,  l.emberg,  Graz,  Laibacb,  Trieat, 
Innsbruck,  Zara  und  Krakau, 

womit  die  Eidesabnahme  der  Professoren  wie  bisher  den  Landesstellen  inbe- 
lassen wird. 

Aus  Anlass  einer  vorgekomuiuncn  Anfrage,  ob  die  Abnabme  der 
Diensteseide  der  Professoren  zu  jenen  Angelegenheiten  in  Studien- 
sachen gehöre,  welche,  den  I, ehrkörpern  übertragen  sind,  wird  erinnert, 
dass  solche  Diensteseide  fernerhin  wie  bisher  von  den  Landesstellen 
abzunehnien  sind. 


71.  Ministerial-Erlass  vom  28.  October  1849,  Z.  7657, 

au  den  Landcsciief  von  1.  Nicdcr-Üesterreich,  Steiermark,  3.  Tirol,  4.  Bühmuii, 
ö.  Mkhreu,  Schlesien,  ü.  Galizien,  7.  Krakau. 

wodurch  die  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  26.  Ootober  1849  geneh- 
migte provisorische  Vorschrift  Uber  die  künftige  Regulirung  der  Qehalte  und 
des  VorrUckungsrechtes  dar  Facultöts- Professoren  an  den  Universitöten  zu 
Wien,  Prag,  Olmiitz,  Qraz,  Innsbruck,  Lemberg  und  Krakau  mitgetheilt  wird. 

R,-G.-Bl.  Jahrgang  1849,  Z.  438,  8.  811, 

Provisorische  Vorschrift 

über  die  künftige  Keguliruug  der  Gch.vitc  und  des  Vorrückuugsrechtes  der 
I’ncultäts  - Professoren  an  den  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  IjCinberg,  Krakau, 
Olmütz,  Graz  und  Iiinslmick. 

§,  I Bei  Bestimmung  der  Gehalte  der  an  Universitäten  anzu- 
stellenden Professoren  gilt  künftig  keine  allgemeine,  insbesondere  keine 
die  Höhe  derselben  beschränkende  Vorschrift,  sondern  in  so  ferne  das 
Bedürfnis.s  der  Lehranstalten  die  Berufung  ausgezeichneter  .Männer 
erfordert,  ist  das  Unterrichtsministerium  ermächtigt,  ilie  Bedingungen 
der  Anstellung  iin  Wege  des  Uebereinkommeus  mit  ihnen  festzii-stellen 
und  zugleich  mit  dem  -\ntrnge  auf  ihre  Ernennung  zur  Allerhöchsten 
Genehmigung  vorzulegen. 

S-  2.  Insofern  es  sich  nicht  um  die  Berufung  von  Männern,  die 
sich  bereits  an  anderen  Universitäten  des  In-  oder  Auslandes  aus- 
gezeichnet haben , sondern  nur  um  eine  Auswahl  aus  mehreren  tüch- 
tigen , um  ein  erledigtes  Lehramt  im  Allgemeinen  sich  bewerbenden 
Privat-Docenten  oder  Professoren,  oder  darum  bandelt,  ausnahmsweise 
eine  Bewerbung  um  eine  specielle  Lehrkanzel  durch  Ausschreibung 
eines  Concurses  licrvorznrufcn , werden  vor  der  Hand  bezüglich  der 
Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  Olmütz,  Graz  und 
Innsbruck,  in  Berücksichtigung  der  durch  die  Localvcrhältnisse  be- 
dingten Verscbiedenlieit  der  LebensliedUrfnisse  die  geringsten  Gehalte 
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der  ordentlichen  Professoren  weltlichen  Standes  an  der  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen,  medicinischen  und  philosophischen  Facultät  in 
Wien  auf  1600  fl.,  in  Prag  auf  1300  fl.,  in  Lemberg  und  Krakau 
auf  1200  fl.  in  Olmütz,  Graz  und  lunsliriick  auf  1000  fl.*)  und  die 
zwei  Vorriickungsstiifen  in  Wieu  und  Prag  zu  je  .300  fl- , in  den 
übrigen  angeführten  Universitätsstädten  zu  Je  200  fl.  bestimmt,  für  die 
Professoren  der  theologischen  Facultät  haben  künftighin  in  Olmütz 
und  Graz  800  fl.  mit  der  Vorrückung  auf  900  fl.  und  1000  fl.,  für 
Lemberg  900  fl.  mit  der  Vorrückung  auf  1 OOO  fl.  und  1 100  fl. , in 
Prag  1000  fl.  mit  der  Vorrückung  auf  1100  fl.  und  1200  fl.,  in 
Krakau  und  Wien  die  bisherigen  Gehalte  als  Minimum  zu  gelten. 

Die  für  die  theologische  Facultät  geltenden  Bestimmungen  finden 
auch  auf  die  Professoren  geistlichen  Standes  an  anderen  Facultäten 
Anwendung. 

§.  3.  Die  Vorrückung  hat  jedoch  nicht  wie  bisher  nach  dem 
relativen  Senium  der  an  einer  Universität  bei  derselben  Facultät  mit 
dem  Vorrückungsrechte  angestellten  ordentlichen  Professoren,  sondern 
in  der  Weise  stattzufinden,  dass  jeder  nach  gegenwärtiger  Vorschrift 
überhaupt  mit  dem  Vorrückungsrechte  an  einer  der  genannten  Univer- 
sitäten angestellte  ordentliche  Professor,  nach  einer  zehujälirigen  Dienst- 
leistung in  dieser  Anstellung  auf  die  zweite , nach  einer  zwanzig- 
jährigen auf  die  dritte  Gehaltsstufe  Anspruch  hat. 

§.  4.  Ausserordentliche  Professoren  und  Lehrer  haben  kein  Vor- 
rückungerecht, sondern  werden  mit  fixen  Gehalten  angestellt. 

§.  5.  Da  obige  Bestimmungen  auch  auf  jene  ordcntlicbeu  Pro- 
fessoren keine  Anwendung  finden , die  zufolge  mit  ihnen  gepflogener 
Verhandlungen  mit  einem  fixen  Gehalte  oder  mit  einem  von  dem 
gewöhnlichen  abweichenden  Vorrückungsrechte  angestellt  werden,  so 
ist  die  ausdrückliche  Bestimmung,  ob  einem  neu  angestellten  oder  an 
eine  andere  Universität  übersetzten  Professor  ein  Vorrückungsrecht, 
in  welche  Stufen  und  in  welcher  Zeit  gebühre,  in  das  Anstellungs- 
Decret  so  klar  aufzunehmen  , dass  darüber  kein  Zweifel  entste- 
hen kann. 

§.  6.  Durch  diese  Bestimmungen  werden  die  Rechte  und  Bezüge 
der  bereits  mit  oder  ohne  Vorrückungsrecht  angestellten  Professoren 
nicht  berührt  und  es  soll  hiedurch  weder  zu  ihrem  Nachtheile  an 
ihrer  gegenwärtigen  Stellung  etwas  geändert,  noch  denselben  ein  neuer, 
bisher  ihnen  nicht  zukommender  Anspruch  eingeräumt  werden. 

§.  7.  Die  nach  dem  älteren  Vorrückungs- Systeme  angestellten 
Professoren  einer  Facultät  werden  in  ihren  bisherigen  Vorrückungs- 


•)  Vergl.  die  spätere  Erhöhung  im  MinUterial-Erlass  vom  19.  März  1861, 
Z.  2600  und  für  die,  theolog.  Faculiäl  die  M.  E.  vom  16.  September  1861,  Z.  9037, 
16.  Juni  1864,  Z.  5509,  4.  April  1865,  Z.  2951  und  16.  December  1866,  Z.  120.30; 
endlich  die  Gleichstellung  der  Professoren  in  Graz  und  Innsbruck  mit  jenen  in 
Lemberg  und  Krakau  mit  M.  E vom  11.  Juli  1866,  Z.  5865. 
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und  dom  damit  viTbuii denen  Intcrcalnr-Kixlito  i rhalten  und  bilden  an 
jeder  Univeraität  unter  sieb  einen  abgeschlossenen  Tlieil  des  Lebr- 
pcrsonaleg,  in  welchem  sie  in  der  bisherigen  Weise  nach  ihrem  rela- 
tiven Senium  vorrUcken. 

§.  8.  Die  Vorrückung  derselben  tritt  mit  denf  Tage  ein  , an 
welchem  eine  erledigte,  bisher  den  Ansjtruc.h  auf  Vorrückung  gewäh- 
rende T^ehrkanzel  mit  einem  Professor  besetzt  wird,  welcher  nach  den 
bisherigen  Directiveii  nicht  auf  die  höhere  Gehaltsstufe  von  einem  oder 
mehreren  an  der  Universität  bereits  befindlichen  Professoren  selbst 
Anspruch  gehabt  hätte. 

§.  9.  Ueberhaupt  setzt  die  Geltendmachung  des  älteren  Vor- 
rückungs-Rtichtes  voraus,  dass  eine  mit  dem  älteren  Vorrückungsrechte 
versehene  Lehrkanzel  erlediget  und  für  dieselbe  ein  jüngerer  Professor 
ernannt  werde. 

Wird  daher  von  einer  solchen  Lehrkanzel  nur  ein  Lehrfach 
abgetrennt  und  dafür  ein  eigener,  wenn  auch  jüngerer  Professor  er- 
nannt, oder  wird  eine  ganz  neue  Lehrkanzel  errichtet,  oder  wird 
nebtm  einem  bereits  für  ein  Tashrfach  bestehenden  ein  zweiter  oder 
dritter  Professor  ernannt,  so  gibt  diess  den  nach  dem  älteren  Systeme 
angestellten  Professoren  kein  Recht,  eine  Vorrfickung  nnzuspreclien. 

§.  10.  Wird  eine  erledigte  Lehrkanzel  in  zwei  selbstständige 
und  neu  zu  besetzende  Lehrkanzeln  getheilt,  so  tritt  d.is  Vonrückungs- 
rccht  der  an  dieser  Universität  bereits  angestellten  älteren  Professoren 
nur  dann  in  Wirksamkeit , wenn  von  den  zwei  ueuernamiten  ordent- 
lichen oder  ausserordentlichen  Professoren  keiner  nach  den  bisherigen 
Directiven  die  höhere  Gehaltsstufe  vor  jenen  anzusprechen  berechtigt 
gewesen  wäre. 

§.  II.  Allfällige  Zweifel  und  Streitigkeiten  über  das  Vor- 
rückungsrecht bleiben  der  Entscheidung  des  Unterrichts  - Ministeriums 
Vorbehalten.  Dieses  hat  nicht  nur  darauf  zu  sehen , dass  Niemand 
durch  die  Einführung  und  Handhabung  des  neuen  iSystemes  in  seinem 
Rechte  verkürzt,  sondern  auch  auf  die  Forderungen  der  Billigkeit 
überhaupt,  insbesondere  aber  dann  Rücksicht  genommen  werde,  wenn 
ausgezeichnete  literärische  Leistungen  sie  unterstützen. 

§.  12.  Die  diesen  Grundsätzen  entsprechende  Regulirung  der 
Besoldungs  - Verhältnisse  an  den  hier  nicht  erwähnten  Universitäten 
bleibt  nachträglichen  Bestimmungen  überlassen. 


Thaa.  Oe«tcrr.  UnlverKitJlt^geietze, 
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72.  Ministerial-Erlass  vom  6.  Februar  1850,  Z.  739, 

an  da«  UnivcrBitäts-Consisturinm  in  Wien, 

womit  in  Erlüuterung  der  Allerhöchiten  Entichliesfung  vom  16.  Augutt  1817 
bestimmt  wird,  dass  das  Recht  als  Examinator  an  den  strengen  Prüfungen  zur 
Erlangung  der  ftoctorswUrde  Theil  zu  nehmen , von  dem  Eintritte  in  die 
Facultät  nicht  bedingt  wird. 

Die  Allerhöchste  Entschliessung  vom  IC.  August  1817  machte 
das  Hecht , als  Examinator  an  den  strengen  Prüfungen  Theil  zu 
nehmen  nirgends,  iusbesonders  vor  dem  Eintritte  in  die  Facultiit  als 
Hedinguiig  abhängig,  sondern  verhielt  die  Professoren  nur  im  Allge- 
meinen dazu.  Das  provisorische  Gesetz  über  die  akademische  Orga- 
nisation erklärt  es  ebenfalls  nur  als  zulässig  und  wünschens- 
wert h,  aber  nicht  als  noth wendig,  dass  die  Facultäta-Professoren 
sich  den  betreffenden  Doctoren-Collegien  einverleiben  lassen. 

Das  Abwechseln  von  zwei  Examinatoren  ist  nicht  nur  nicht 
bedenklich,  sondern  geradezu  vortheilhaft,  da  die  Candidaten  in  der 
Üngewissheit , welchem  Examinator  sie  zufallen  werden , sich  nur  zu 
einer  desto  gründlicheren  und  vielseitigeren  Vorbereitung  veranlasst 
e.he.ii  worden.  Wenn  ein  solcher  Wechsel  vor  Einführung  der  Lehr- 
freiheit nicht  vorkam,  so  hat  es  lediglich  seinen  Grund  darin,  dass 
früher  überhaupt  das  Concurrireu  mehrerer  Docenten  oder  Professoren 
— die  .‘'ccle  des  Systems  der  Lehrfreiheit  — unbekannt  war. 


73.  Ministerial-Erlass  vom  26.  April  1850,  Z.  2796, 

an  den  Landc.sclief  von  Nieder -Oesterreich,  Ocsterroicli  ob  der  Enns,  Salzburg, 
UKhmeii,  Mälircn,  Scble.sien,  Steiermark,  Tirol,  Kärnten,  Krain,  Küstenland, 
Oaiizien,  Krakau,  Daluiation,  der  Duhonüna  unil  an  den  kai.serlicbcn  Commis.sär 
für  Civil-Angclcgcnlieiten  in  Ungarn, 

womit  Anordnungen  Uber  die  Ertheilung  eines  Urlaubes  an  Mitglieder  des 
Lehratandes  getroffen  werden.  +) 

K.-G.-U1.  Jahrg.ang  1850,  Z.  189,  S.  877. 

Es  steht  den  Mitgliedern  des  Lehrstandes  der  höheren  Stiidien- 
Anstalten  und  der  Mittelschulen,  soweit  sie  nicht  durch  besondere 
Verpflichtungen  gebunden  sind,  frei,  die  gesetzlichen  Ferialzciten  am 
Schlüsse  eines  jeden  Semesters  gegen  blosse  .Meldung  bei  dem  unmittel- 
baren Vorstande  der  Lehranstalt  zur  Entfernung  von  dem  Orte  ihrer 
Lehramtsthätigkeit  beliebig  zu  benützen , ohne  dass  sie  hierzu  der 
besonderen  Bewilligung  einer  Vorgesetzten  Behörde  bedürften. 

Nur  diejenigou  Mitglieder  des  Lchrstandes,  welche  Rectoren, 
Dceane  oder  sonstige  Leiter  einer  Lehrabtheilung  sind,  haben  bei 
solchen  Anlässen  rechtzeitig  die  Genehmigung  des  Unterrichts  - Mini- 

*)  Vergl.  M.-E.  v.im  .Vngust  18ö7.  Z.  ISOfi.'l.  (S.  1 -351  dieser  .Sammlung.) 
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steriums  oder  «ler  vorgCKetztt-ii  Schulijeliiirdo  cinzuliolon  und  dfirzu- 
legen,  dass  für  die  Zeit  ihrer  Abwesenheit  fttr  die  Erledigung  drin- 
gender Angelegenheiten  die  entsprechende  Fürsorge  getroften  werden 
könne. 

Während  der  Dauer  eines  Semesters  aber  bedürfen  die  Mitglii'der 
des  Lehrpersonales  der  höheren  Studien  - Anstalten  und  der  Mittel- 
schulen zu  jeder  Entfernung  von  dem  Orte  ihrer  Lehramtsthiitigkeit, 
durch  welche  irgend  eine  Unterbrechung  der  Vorlesungen  oder  sonst 
eine  Störung  in  den  geregelten  Verhältnissen  der  Lehranstalt  eintreten 
kann,  des  Urlaubes  einer  Vorgesetzten  Uchörde,  welchen  diese  nur 
aus  sehr  wichtigen  und  nachweislich  dringenden  Gründen  er- 
thcilen  kann.*) 

Bei  Ertheilung  dieses  Urlaubes  ist  sich  an  folgende  Bestim- 
mungen zu  halten : 

t . Facultäts-Professoren  kann  das  betreffende  Professoren-Colle- 
gium  einen  Urlaub  bis  zur  Dauer  einer  Woche,  einen  längeren  Urlaub 
in  der  Regel  nur  das  Unterrichts-Ministerium,  ausnahmsweise  aber  auf 
die  Dauer  von  vier  Wochen  gegen  nachträgliche  Anzeige  an  dieses 
der  Statthalter  (Landeschet')  ertheilen,  wenn  (Jefahr  am  Verzüge  ist. 

**)  5.  Die  Vorstände  der  Unterrichts-Anstalten  haben  genau  dar- 
über zu  wachen,  dass  die  zugestandene  Urlauh.szeit  nicht  überschritten 
werde. 

6.  Diese  \'orschrift  hat  Jedoch  nur  auf  solche  Unterrichts  - An- 
stalten Anwendung,  wndche  unter  der  direeten  Leitung  der  Regierungs- 
behörden stehen. 


74.  Ministerial- Verordnung  vom  24.  Mai  1850,  Z.  786, 

an  die  Statthalter  von  Nieder -Oo.Htcrreich,  Ocstorreich  ob  der  Knius,  Sal/biirgTs 
Tirol,  Steiermark,  Karntheii,  Krain,  Maliivn,  Schlesien,  Böhmen,  KÜHtenland,  an 
den  LandesprKsidiums - Ver>veKor  von  Dalmatien,  den  Laude.'sehef  von  Galizien, 
den  Vorsteher  der  Gubemial  - Cuiumiitsioii  in  Krakau  und  den  Kreishauptiiiauu 
in  der  Bukowina, 

wegen  Einführung  einer  zeitgemässen  Eidesformel  für  Professoren  an  höheren 
Lehranstalten,  für  Directoren  und  Lehrer  an  Gymnasien,  Realschulen  und  andern 

Staatsschulen. 

K.-G  -Bl.  18fjO,  Nr.  S.  9*J3. 

Boi  der  Beeidigung  von  Professoren  an  Universitäten,  teclinischen 
Instituten,  Akademien,  medicinischclururgisclien  Studien,  wissensebaft- 
liclien  Special  - Instituten,  von  Directoren  und  Lehreni  au  Gymnasien, 

♦)  Die  in  das  Abgeordnetenhaus  gewählten  ftlTentl.  BG.anitcii  und  Func- 
tionäre  bedürfen  zur  Ausilbunjj  ihres  Mandates  keines  ITrlaube».  (§.  8 des  Ges. 
vom  21.  Deci*raber  1807,  K.-G.-Bl.  Ul).  Als  Mitpli**der  der  D.indta^c  sind  die 
Professoren  an  die  Bcstimmuii(;en  de«  M.-E.  v.  20.  April  18.i0  gebunden. 
vom  13.  Mai  IHOI,  Z.  3426,  St.-M.). 

**)  Die  §§.  2 — 4 des  voraiisteheiiden  Go.setze»  betroffen  an.sseh!ic.<<‘lu'h  dio 
Lehrer  der  Mittelschulen  mul  wurden  dcsshalb  hier  wegtrelasseii. 
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Kealschulen  und  anderen  Staatsschulcn  sind  in  Zukunft  statt  den  bis- 
her eingeführten,  niclit  mehr  zeitgemässcu  Eidesformeln  die  beiliegenden 
in  Anwendung  zu  bringen  *). 


75.  Kaiserliche  Verordnung  vom  19.  März  1851,  Z.  2000, 

womit  nachträgliche  Bestimmungen  zu  der  provisorischen  Vorschrift  vom 
26.  October  1849  Uber  die  Qehaltsregulirung  der  Facultäts  > Professoren  zu 
Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  Olmiitz,  Qraz  und  Innsbruck  getroffen,  und  die 
Qehalte  der  Professoren  der  chirurgischen  Lehranstalten  zu  Lemberg,  Olmütz, 
Qraz,  Innsbruck  und  Salzburg  regulirt  werden**). 

K.-G.-BI.  1851,  Z.  90,  8.  339, 

Im  Nacbhange  zu  Meiner  Entscblieaaung  vom  20.  October  IS49 
verordne  leb  Uber  Antrag  Meines  Ministers  des  Oultus  und  öffentlichen 
Unterrichtes  und  auf  Einrathcn  Meines  Ministerratbes,  wie  folgt: 


*)  Die  in  der  Minissterial - Verordiiuug  vom  24.  Mai  1S50,  Z.  786/31  fest- 
gesetzte Eidesformel  ist  .seither  durch  neuere  Bestimmungen,  inabesonders  Miui- 
sterial  - Erlass  vom  24.  .liinner  1868,  Z.  34,  mit  welchem  die  Bezugnahme  auf 
die  Staatsgnindgesctzc  augeorduct  wurde,  wieder  verändert  worden. 

Die  gegenwärtig  geltende  Eidesformel  ist  die  folgende: 

E I d. 

Nachdem  Sie  laut  hohen  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und 

Unterricht  vom von  Seiner  kais.  und  kftnigl.  Apostolischen  Majestät 

mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom zum Professor 

ernannt  worden  sind,  werden  8io  einen  Kid  zu  Gott  dem  Allmächtigen  schwören, 
und  bei  Ihrer  Ehre  und  Treue  geloben,  Seiner  Majestät  dem  Allerdurcblauch- 
Hgsten  Fürsten  und  Herrn,  Franz  Josef  dem  Ersten,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser 
von  Oesterreich,  König  von  Böhmen  etc.  und  Apostolischen  König  von  Ungarn, 
und  nach  AUerhöchstdemselbeu  den  aus  dessen  Stamme  und  GeblUte  nach- 
folgenden Erben,  un\'erbrUchlich  treu  und  gehorsam  zu  sein,  und  die  Staatsgnind- 
gesetzc  unverbrüchlich  zu  beobachten,  ferner  werden  Sie  schwören,  dass  Sie 
diesem  Ihnen  anvertrauten  Amte  redlich  und  j)flichtgemäss  vorsteiien,  sich  genau 
nach  der  erhaltenen  In.stniotiun  benehmen,  Ihre  Arbeiten  getreu,  fleissig  und 
emsig  erfüllen , nichts  Gesetzwidriges  lehren,  die  von  .* erhaltenen  Auf- 

träge pünktlich  und  genau  erfüllen  und  überhaupt  alles  dasjenige  tbuii  werden, 
wa.s  ein  treuer  und  rechtschaffener  Diener  zu  thuu  schuldig  ist. 

Auch  werden  Sie  schwören,  das.s  Sie  einer  ausländischen,  politische  Zwecke 
verfolgenden  Gesellschaft  weder  gegenwärtig  angehörcu , noch  einer  solchen 
Gesellschaft  in  Zukunft  angehören  werden. 

Was  mir  so  eben  vorgeleseu  worden,  und  ich  in  Allem  w'ohl  und  deutlich 
verstanden  habe,  demselben  soll  und  will  ich  getreu  und  fleissig  uaehkommen. 
So  wahr  mir  Gott  beite ! 

**)  Für  die  theologische  F’acultät  wiederholt  als  geltend  citirt,  «.  B.  im 
M.-E.  vom  12.  April  1865,  Z.  2639,  C.  U. 
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1.  Die  ordentlichen  Professoren  der  theologischen  Facultiiton 
in  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  Olmütz  und  Graz,  welche  gegen- 
wärtig nach  dem  älteren  Systeme  angestellt  sind , und  nicht  schon 
gegenwärtig  einen  Gehalt  haben,  rvelcher  der  höchsten  für  die  betref- 
fende Facultät  durch  die  Vorschrift  vom  26.  üctoher  1S4S)  be- 
stimmten Gehalt.sstufe  wenigstens  gleichkommt,  erhalten  den  Anspruch : 

a)  vom  1 Mai  IH51  an  in  diejenige  Gehaltsstufe  des  neuen 
Gchaltssysteraes  zu  treten,  auf  welche  sie  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Dienstzeit  Anspruch  haben  würden,  falls  ihre  Anstellung  gleich 
ursprünglich  auf  Grundlage  der  Vorschrift  vom  26.  October  1849 
erfolgt  wäre,  und 

h)  unbeschadet  ihres  bisherigen  Vorrückungsrechtes  in  die 
älteren  Gehaltsstufen  nach  dem  relativen  Senium,  je  nach  Um- 
ständen unter  Nachweisung  der  diesfalls  im  Gesetze  vom  26  Octo- 
ber 1849  gestellten  Uedingungen , auch  von  dem  neuen  Vor- 
rückungsrcchte  Gebrauch  zu  machen , wenn  sich  aus  demselben 
eine  günstigere  Behandlung  ergibt,  als  auf  welche  sie  schon  nach 
den  früheren  Normen  Anspruch  hatten. 

Bei  Berechnung  der  Dienstzeit  dieser  Professoren  werden 
ihre  an  was  immer  für  einer  österreichischen  Universität  in  der 
Eigenschaft  als  ordentliche  Professoren  zugehrachten  Dicu-stjahre 
in  Anrechnung  gebracht. 

§.  2.  Die  ordentlichen  Professoren  der  philosophischen  Facultät 
an  den  genannten  Universitäten  und  an  der  Innsbrucker  Universität, 
welche  nach  dem  älteren  Systeme  an  dieser  Facultät  mit  dem  Vor- 
rückungsrcchto  angostellt,  oder  in  Folge  der  neuen  Facultäts-Einthei- 
lung  von  der  medicinischen  zur  philosophischen  Facultät  übersetzt 
worden  sind,  erhalten  das  Recht,  wenn  ihr  gegenwärtiger  Gehalt  nicht 
einmal  die  niedrigste,  für  die  philosophischen  Facultäten  durch  die 
Vorschrift  vom  26.  October  1849,  §.  2,  festgesetzte  Gehaltsstufe 
erreicht,  vom  1.  Mai  18.51  an,  in  diese  Gehaltsstufe  einzutreten  und 
es  bleibt  ihnen  nicht  nur 

a)  ihr  weiteres  allfälliges  Vorrückungsrecht  in  die  nach  dem 
älteren  Systeme  festgesetzten  höheren , von  ihnen  noch  nicht  er- 
reichten Gehaltsstufen  Vorbehalten,  sondern 

b)  sie  können  weiterhin  auch  auf  das  Vorrückungsrecht  in 
die  durch  den  §.  2 der  Vorschrift  vom  26.  October  1 849  be- 
stimmten Gehaltsstufen  Anspruch  machen,  wobei  jedoch  die  dazu 
erforderliche  Dienstzeit  von  zehn  und  zwanzig  Jahren,  erst  vom 
1.  November  1849  an  berechnet  wird. 

Sie  können  daher  unter  den,  in  den  §§.  7 — 11  der  Vorschrift 
vom  26.  October  1849  enthaltenen  Bedingungen,  sowohl  von  dem 
Vorrückungsrechte  in  die  älteren  Gehaltsstufen  nach  dem  relativen 
Senium  als  auch  unter  der  hier  sub  b enthaltenen  Beschränkung  von 
dem  Vorrtickungsrechte  in  die  neuen  Gehaltsstufen,  in  jedem  sich  er- 
gebenden Falle,  Gebrauch  machen. 
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Dipsea  doppelte  VorrUckunp^rocht  haben  von  nun  an, 
unter  den  in  dem  vorhergidienden  Pnragraphe  enthaltenen  Bedingung(ui 
auch  diejenigen,  nach  dem  Ulteren  Syatemo  angeatelltPn  ordentlichen 
Professoren  der  philoso|ddschen  Facultät,  «eiche  gegenvrärtig  schon 
einen  hiiheren  Gehalt  heziehen,  als  die  niedrigste  Gehaltsstufe  nach 
dem  neuen  Systeme  betrügt. 

§.  4.  Die  Gehalte  der  Professoren  der  chirurgischen  Lehranstalten 
in  Lemberg,  Olniütz,  Graz,  Innsbntck  und  Salzburg,  mit  Ausnahme 
des  Professors  der  Veterinürkundc,  werden  mit  dem  fixen  Betrag  von 
900  fl.  — der  Gehalt  des  Professors  der  Veterinarkuude  mit  000  fl- 
systemisirt,  und  es  wird  dieser  erhöhte  Gehalt  vom  1.  Mai  1851  an 
auch  den  bereits  an  diesen  Lehranstalten  angestellten  Professoren  an- 
gewiesen, insoweit  der  Kine  oder  Andere  derselben  nicht  schon  gegen- 
wärtig eine  Personal-Zulage  geniesst,  welche  den  Betrag  dieser  Gehalts- 
erhöhung erreicht  oder  übersteigt. 

§.  5.  In  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Professor,  welcher  eine 
Personalzulage  bezieht,  in  einem  höheren  Gehalt,  sei  es  im  Wege  der 
graduellen  Vorrückung  oder  einer  ausserordentlichen  Gehaltserhöhung 
eintritt,  wird  derselbe  nach  den  noch  in  Kraft  bestehenden  Verord- 
nungen*) ganz  eingezogen,  wenn  der  neue  Gehalt  dem  bisherigen  sammt 
der  Personal-Zulage  gleichkommt  oder  ihn  übersteigt.  Sonst  aber  wird 
die  Personal -Zulage  in  dem  Verhältnisse  vermindert,  in  welchem  der 
neue  oiler  späterhin  durch  Vorrüi'kung  erlangte  Gidialt  gegen  die 
vorigen  Bezüge  erhöht  ist. 

Remunerationen,  welche  Professoren  für  besondere  die  Pflichten 
ihres  flrdinariums  übersteigende  Leistungen  bezogen  haben  , werden 
bei  ausserordentlichen  Gehaltserhöhungen  oder  Vorrückungen  nicht 
eingerechnet.  — Die  Entscheidung  zweifelhafter  Fälle  steht  dem  Unter- 
richts-Jlinisterium  zu. 

§.  ß.  Die  Bestimmungen  der  §§.2  und  It  dieser  Vorschrift  haben 
keine  Anwendung: 

1.  auf  diejenigen  ordentlichen  Professoren  der  philosophi- 
schen Facultät,  deren  Gehaltsbemessung  sich  auf  besondere,  bei 
ihrer  Berufung  oder  Anstellung  mit  ihnen  gepflogenen  Verhand- 
lungen gründet,  oder  welche  an  denselben  nach  dem  älteren 
Systeme  schon  ohne  Vorrückungsrecht  aufgestellt  worden  sind  ; 

2.  auf  Lehrer  im  engeren  Sinne  ; 

3.  auf  Docenten,  welche  nur  Remunerationen  beziehen,  und 

4.  auf  Professoren,  welche  entweder  schon  hei  ihrer  F.rnen- 
nung  als  ausserordentliche  bezeichnet  worden  sind,  oder  welche 
nach  dem  früheren  Systeme  hei  ihrer  Anstellung  zwar  ordentliche 
genannt  wurden,  welche  aber  nach  dem  f}.  3 des  provisorischen 
Gesetzes  über  die  Organisation  der  akademischen  Behörden  mit 
Rücksicht  auf  ihr  Lehrfach  und  die  bisherige  Stellung  ihrer  Lehr- 
kanzel eigentlich  in  die  Kategorie  der  ausserordentlichen  Pro- 
fessoren oder  Lehrer  im  engeren  Sinne  fallen. 

.S.  Die  Hofkanzlci-Decrete  vom  28.  Jänner  1806  und  6.  Decemher  1824. 
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§.  7.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass,  wenn  einer  oder 
mehrere  der  bisher  an  einer  FacultÄt  nach  dem  älteren  Systeme  an- 
gestelltcn  ordentlichen  Professoren  in  Folge  der  Anwendung  dieser 
Vorschrift  eine  Erhöhung  ihres  bisherigen  Gehaltes  unter  was  immer 
für  einem  Titel  erlangen,  dadurch  den  übrigen  jüngeren  kein  Recht 
erwächst,  die  von  jenen  bisher  innegehabten  Gebaltstufen  als  erledigt 
anzusehen  und  die  Vorrückung  in  dieselben  zu  verlangen;  sondern  es 
werden  in  dieser  Beziehung  die  ersteren  zur  Beurtheilung  des  Vor- 
rUckuugsanspruches  der  zuletzt  erwähnten  fortwährend  als  in  den 
■Status  desjenigen  Theilcs  des  Lehrpersonals  befindlich  angesehen  wer- 
den müssen , von  welchem  der  §.  7 der  Vorschrift  vom  26.  Octo- 
ber  1849  spricht. 


76.  Ministerial -Erlass  vom  26.  August  1851,  Z.  8358, 

an  da.s  medicinisclie  I’rofcssoreu-CoUcgium  in  Trag, 

die  Einreihung  der  ausserordentlichen  Professoren  betreffend. 

Die  Einreihung  der  ausserordentlichen  Professoren  mit  Inbegriff 
jener,  welchen  früher  der  Titel  eines  ausserordentlichen  Professors 
Allerhöchsten  Orts  verliehen  wurde,  hat  nach  dem  Zeitpunkte  der 
geschehenen  Allerhöchsten  Verleihung  des  betreffenden  Characters  oder 
Titels  in  der  Art  zu  geschehen,  dass  für  den  Fall,  als  diese  Verleihung 
gleichzeitig  an  mehrere  erfolgte,  das  Senium  im  Lehramte  den  Vor- 
rang gewähre. 


77.  Ministerial- Erlass  vom  3.  September  1851,  Z.  1107, 

an  den  akademischen  Senat  der  Grazer  Universität, 

womit  Im  Sinne  der  geltenden  Vorschriften  bestimmt  wird,  ob  eine  Staats- 
Uniform,  und  welcher  Diätenclasse  den  Rectoren  und  Prorectoren,  Decanen 
und  Prodecanen,  den  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Professoren,  den 
Privat-Docenten  und  Lehrern  an  Universitäten  gebühre. 

Ueber  die  Anfrage,  welche  Diätenclasse  und  sohin,  welche  Staats- 
Uniform  den  ausserordentlichen  Professoren,  den  Privat-Docenten,  den 
Lehrern,  dann  den  Dccanen  und  Prodecanen,  den  Rectoren  und  Pro- 
rectoren gebühre,  findet  das  Unterrichts  - Ministerium  derzeit  in  eine 
neue  Regulirung  der  diesfXlligen  Verhältnisse  nicht  einzugehen.  — 
Es  sind  daher  die  bisher  hierüber  geltenden  Vorschriften  als  mass- 
gebend anzusehen,  und  man  bemerkt  in  Beziehung  auf  einige  der 
gestellten  Anfragen  Folgendes; 
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1.  Schon  (lio  Allerhöchste  l‘hitschliesaun}|;  vom  14.  December  1814*) 
safft  ausdrücklich,  dass  die  Rectoren  der  Uiiiveraitiiten  und  die  Docane 
der  FacuItKlen  als  solche,  da  ihre  Aemter  wandelbar  sind,  auf 
Uniformen  keinen  Anspruch  haben.  In  dieser  Eigenschaft  der  Wandel- 
barkeit der  Ennctionon  ist  auch  durch  die  neue  Organisation,  vermöge 
welcher  die  Decane  an  die  Stelle  der  aufgehobenen  Directoren  zu 
treten  haben , nichts  geändert.  Es  ist  daher  — auch  abgesehen  von 
der  Unzukömmlichkeit  eines  daraus  folgenden  steten  Wechsels  in  den 
Rangabzeichen  — kein  gesetzlicher  Anhaltspunkt  und  auch  sonst 
kein  Oruiid  vorlianden,  den  Ri'ctoren  und  Decanen  eine  höhere  Diäten- 
clnsse  und  eine  andere  Uniform  zuzugestehen,  als  welche  ihnen  ver- 
möge ihrer  sonstigen  Eigenschaft  als  Professoren  oder  Staatsilienem 
zukömmt.  Uebrigens  dürfen  sie  sich  bei  Feierlichkeiten  der  üblichen 
akademischen  Uecorationen  und  Abzeichen  bedienen. 

2.  Üas  gleiche  gilt  auch  für  die  Prorectoren  und  Prodecane. 

3.  Den  ausserordentlichen  Professoren  gebührt  nach  den  derzeit 
noch  bestehenden  Anordnungen  gleich  den  ordentlichen  Professoren  die 
siebente  Diatenclasse  und  die  entsprechende  Uniform. 

4.  Privat-Uocenten  sind  nach  dem  klaren  Wortlaute  des  Gesetzes 
vom  3ft.  September  1840,  §.  iS,  nicht  vom  Staate  bestellte,  sondern 
nur  vom  Staate  ztigelasscne  Lehrer,  sie  sind  keine  Staatsbeamte.  Es 
kann  daher  von  einem  Ansprüche  derselben  auf  eine  Uiätenclasse  oder 
auf  eine  Uniform  keine  Rede  sein.  Dasselbe  gilt  von  denjenigen  Leh- 
rern , welche  nicht  förmlich  auf  systemisirteu  Lehrstellen  angestellt, 
sondern  analog  den  Privat  - Docenten  nur  vom  Staate  zugelassen,  und 
daher  keine  Staatsbeamte  sind. 


*)  Aosziig  ans  der  AUerhöchsten  Entschliessnug  vom  14.  Deoember  1814, 

die  Unifortnirung  der  Profetioren  betreffend. 

Da  flas  ßfTentlichc  Lehrpernoimlc  durchaus  den  Staatsbeamten  gleich  zu 
halten  ist:  so  kann  .selbes  auch  von  der  Gnade,  Uniformen  tragen  zu  dürfen, 
nicht  ausgeschlosspu  werden.  Uebrigens  ist  sich  hiebei  im  Allgemeinen  eben« 
falls  nach  dem  Diäten-Normale  zu  benehmen. 

Die  Rectoren  der  UiiiversitJil  und  Decane  der  FacultStcn  haben  als  solche, 
da  ihre  Aemter  wandelbar  sind,  auf  Uniformen  keinen  Anspruch,  mbgen  bei 
Feierlichkeiten  beliebige  sStaatskleider  tragen,  und  sind  übrigens  durch  ihre 
Decorationen  ausgezeichnet. 

Auf  Grundlage  der  voranstehenden  A.  h.  Kntachliessung  v.  14.  December 
1814  wurde  ein  neuerlicher  a.u.  Vortrag  erttattet,  welcher  unterm  17.  MJltz1815 
a.  h.  Orts  re.Holvirt  wurde.  Das  St.-H.-C.-Decret  vom  24.  März  1815,  mit  welchem 
der  Inhalt  beider  höch.-iter  Entachlics.sungcn  den  Länderstcllen  bekannt  gegeben 
wurde,  ist  auf  Seite  102  dieser  Sammlung  abgednickt. 


Digiiized  by  Google 


121 


78.  Ministerial-Circulandum  vom  7.  Mai  1852,  Z.  4387, 

wornach  öffentliche  Lehrer,  welchen  ein  Urlaub  zu  einer  wiatenichaftliehen 
Reite  in  das  Ausland  bewilligt  jwird , von  der  Qehalttcarenz  lotgezählt  wer- 
' den  können. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Eiit- 
schlicssung  vom  4.  Mai  1.  J.  allergnftdie.st  zu  bewilligen  geruht,  dass 
öffentliche  Lehrer,  welchen  ein  Urlaub  bloss  zu  einer  wissenschaftlichen 
Reise  in  das  Ausland  bewilliget  wird,  von  der  Gehaltscarenz  losgezählt 
werden  können. 

Diese  Allerhöchste  Erläuterung  des  §.  3,  i , des  Allerhöchst 
sanctionirten  , allgemeinen  Wirkungskreises  der  k.  k.  Mini- 
sterien“ wird  mit  dem  Bedeuten  zur  Kenntnissnahme  und  Nach- 
achtung bekannt  gegeben , dass  die  erwähnte  Gehaltscarenz  mit  dem 
Ilofkammer-Erlasse  vom  29.  November  1S22  (Politische  Gesetz-Samm- 
lung I.  Band,  S.  G73)  kundgemacht  wurde,  swornach  dem  zu  einer 
Reise  in  das  Ausland  Beurlaubten  für  die  ganze  Zeit  der  Abwesenheit 
der  Gehalt  nur  in  solchem  Betrage  erfolgt  werden  darf,  als  wenn  er 
normalmässig  juhilirt  wäre,  wogegen  der  Ueherrest  für  das  Aerar  als 
Taxe  zu  verrechnen  ist.“*) 


79.  Ministerial- Erlass  vom  11.  März  1854,  Z.  2673, 

an  den  akademischen  Senat  in  Pr.ag, 

womit  aus  Anlass  eines  vorgekommenen  Falles  die  Rangstellung  der  einzelnen 

Mitglieder  des  Lehrkörpers  an  Universitäten  ausgesprochen  wird. 

Von  einer  relativen  Rangsteliung  der  einzelnen  Mitglieder  eines 
Lehrkörpers  kann  eigentlich  und  im  strengeren  Sinne  des  Wortes  nur 
in  Beziehung  auf  die  Kategorien  der  von  ihnen  eingenommenen 
Stellung  die  Rede  sein,  und  zeigt  sich  insofeme,  als  der  fungirende 
Decan  vor  dem  Prodecan , dieser  vor  den  ordentlichen,  die  ordent- 
lichen vor  den  ausserordentlichen  Professoren , diese  endlich  vor  den 
Privat- Docenten  und  Lehrern  eine  höhere  akademische  Stellung  inne 
haben.  ' 

Die  ordentlichen,  ebenso  wie  die  ausserordentlichen  Professoren 
unter  sich  sind  einander  an  Rang  in  ihrer  akademischen  Eigenschaft 
gleich. 


*)  Verordnimg  vom  24.  Juni  1852,  Z.  5080. 

Zufolge  einer  Erklärung  des  k.  k.  Finanz-Ministerium»  vom  13.  Mai  1,  J., 
Z.  16849/1143  hat  die  im  allgemeinen  Wirkungskreise  der  k.  k.  Ministerien 
§.  3,  i,  erwähnte  Gehaltscarenz  bei  der  Bewilligung  von  Urlauben  an  Beamte 
und  Diener  zu  Reisen  in  das  Ausland,  nur  mehr  auf  die  dem  Militärstaude  an- 
gehörigen  Personen  Anwendung  zu  finden. 
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Insofern  es  aber  bei  akndeinisrhen  Functionen  aucb  unter  ihnen 
eine  Ordnung  des  Sitzes,  des  Votums,  des  Vortrittes  u.  s.  w.  geben 
muss,  richtet  sicli  diese  Ordnung  laut  den  hestehenden  Hlteren  und 
neueren  V'orscliriften,  welche  selbst  in  dem  provisorischen  Oesetze  über 
die  Orgnnisining  der  akademischen  Hehjjrden  in  den  tjg.  4 und  14 
ihre  Bestätigung  finden,  lediglich  nach  d'er  Dienstzeit,  welche 
die  betreflenden  Glieder  des  Lehrkörpers  in  ihrer  Kigenschaft  als 
ordentliche  oder  beziehungsweise  ausserordentliche  Professoren  zuriiek- 
gelegt  bähen , und  es  können  andere  Momente  der  äusseren  Kang- 
stellnng,  Klirenauszeiclinungcn  u.  s.  w. , welche  sich  nicht  auf  das 
akademische  Verhiiltniss  des  betreflenden  Professors  zu  dem  Lehr- 
körper als  solchen  beziehen  , hierbei  nicht  in  Anschlag  gebracht 
werden. 


80.  Ministerial- Erlass  vom  27.  März  1854,  Z.  3885, 

an  das  Universitfit*  - Consistorinin  in  Wien,  die  akademischen  Senate  zu  Prag, 
Olmdtz,  Krakau,  Lemberg,  Innsbruck,  Oraz,  Pest, 

wegen  Besteuerung  des,  den  Universitäts  - Mitgliedern  aus  den  Taxen  und 
Collegiengeldern  zufliessenden  Einkommens. 

Das  k.  k.  Finanz-Ministerium  liat  mit  Krlass  vom  7.  März  d.  J. 
Z.  47S51  in  Betreff  der  Steuerpflichtigkeit  des  Einkommens  der  Uni 
versitäts -Mitglieder  aus  den  ihnen  zuHiessenden  Collegiengeldern  und 
Taxen  erklärt,  da.ss  dieses  Einkommen  allerdings  unter  den  — gemäss 
§.  4,  II-  a,  steuerbaren  Arten  des  Einkommens  begriffen  ist,  und  als 
solches  in  der  II.  Classe  mit  weiterer  Beachtung  der  Anordnungen  der 
§§.  12  tind  10  des  Einkommensteuer-Gesetzes  vom  20.  Oclober  1810 
zu  besteuern  kömmt. 

Diesen  Erlass  hat  das  k.  k.  Finanz- Ministerium  anher  mit  dem 
gleichzeitigen  Ersuchen  mitgetheilt,  da.ss  vom  Unterrichts -Ministerium 
die  erforderlichen  Verfvigungen  gelroft'en  werden,  damit  von  Seite  der, 
mit  der  Einhebung  und  Verrechnung  dieser  Gelder  an  den  Univer- 
sitäten beauftragten  Organe,  den  Steuerbehörden  die  zu  ihrem  Zwecke 
nöthigen  Daten  über  ihr  Verlangen  an  die  Hand  gegeben  werden. 

Es  ergeht  demnach  der  Auftrag,  uicht  nur  die  Universitäts- 
Kanzlei  und  die  Quästur  anzuweisen,  dass  sie.  den  Steuerbehörden  auf 
ihr  Verlangen  die  zu  ihrem  Zwecke  nöthigen  Daten  allenfalls  durch 
Mittheilung  von  Personalstands-Tabellen,  Auszügen  aus  den  Rigorosen- 
Protocollon,  Quästurs  - Ausweisen  u,  dgl.  an  die  Hand  gehe  und  die- 
selben in  ihrem  diesfälligen  Wirken  auf  das  willfährigste  und  pünkt- 
lichste unterstütze,  sondern  auch  seinerseits  dafür  zu  sorgen,  dass  die 
verlangten  Auskünfte  richtig  und  vollständig  und  mit  möglichster  Be- 
schleunigung e.rtheilt  werden. 
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81.  Ministerial- Erlass  vom  18.  August  1854,  Z.  1279, 

giltip  für  den  ganzen  Umfang  des  Kcicliea, 

betreffend  die  Uniulbitigkeit  der  Kumulirung  einer  Profeiiur  mit  anderen 
Anstellungen  im  Staatsdienste. 

K.-G.-H1-  Nr.  211,  8.  914. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Mnjestüt  haken  mit  Allerhöchsten  Ent- 
schliessungen  vom  6.  und  Ui.  August  1.  .1.  nnzuoriluen  geruht,  dass 
die  Kumulirung  einer  Professur  mit  einem  nicht  systeinmUssig  damit 
verhundeiicn  systemisirten  Posten  in  einem  andern  Zweige  des  Staats- 
dienstes unzulässig  sei.  *) 

82.  Auszug  aus  dem  Allerhöchsten  Handschreiben  an  den 
Minister  des  Aeussem  Grafen  Buol- Schauenstein  v.  24.  Fe- 
bruar 1855, 

dat  dreijährige  Provisorium  der  Professoren  betreffend. 

In  licziehung  auf  die  Anstellung  der  Professoren  und  die  Zu- 
lassung von  Privat  - Docenteu  haben  die  bestehenden  Vorschriften  in 
Geltung  zu  verbleiben,  in.sbesondere  auch  diejenigen,  denen  zu  Folge 
die  erste  Anstellung  von  Professoren  bis  zu  der,  auf  Grundlage  einer 
dreijährigen,  entsprechenden  llienstleistung  erfolgenden  definitiven  Ue- 
stätigung,  in  der  Regel  als  provisorisch  zu  betrachten  ist.  Jedoch  hat 
diese  Be.stimmung  auf  Männer  keine  Anwendung,  welche  aus  einer 
anderen  festen  Stellung  an  eine  Universität  berufen  werden,  oder  be- 
reits berufen  worden  sind,  oder  hinsichtlich  welcher  andere  Umstände 
eine  Ausuahme  begründen,  in  welcher  Beziehung  jederzeit  bei  Erstat- 
tung des  Vorschlages  der  Enieuuung  der  bestimmte  Antrag  zu  erstatten 
und  ebenso  in  dem  Anstellungs  - Uecrete  sich  mit  Bestimmtheit  aus- 
zusprechen sein  wird. 

83.  Ministerial -Erlass  vom  26.  August  1857,  Z.  13063, 

an  den  LandcsprHfiidenten  von  Krakau, 

betreffend  die  Frage  der  Urlaubiertheilung  an  Univertitäta- Profetaoren  und 
akademische  Würdenträger. 

Bezüglich  der  angeregten  prinzipiellen  Frage  über  dae  Verhält- 
niss  des  Erlanaes  vom  26.  April  1850,  K.-ü.-B.,  Z.  189  zu  dem  §.  20 

*)  Die  VorHcbrift  des  St -H.-C.-D.  vom  ö.  April  1828  (A.h.E.  vom  26.  März 
1828)  „dass  die  Professoren  keine  Privat-  oder  ständi.schcn  Bcdienstungeii  und  keine 
Advocatie  bekleiden  sollen“,  ist  in  erster  Beziehung  bereits  durch  die  A.  h.  Ent- 
Schliessung  vom  16.  Juli  18.35  und  in  letzterer  durch  die  neue  Advocaten-Ordnung 
(Ges.  vom  6.  Juli  1868  K.-G.-Bl.  06,  S.  274)  aufgehoben  worden. 
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dos  Ministerial-Erla.SHOS  vom  19.  J'aiiiier  1S5H  *}  (!iit8<dieidct  der  Erlass 
vom  24.  November  1S49,  R.-G.-Bl.  Z.  3S,  S.  (jC,  mit  welcbem  da.s 
Verbältniss  der  Uuiversitiit  zu  dem  Unterriebts  - Ministerium  und  zu 
der  obersten  politischen  Landesbebörde  normirt  wurde. 

Da  in  demselben  ausgesproeben  ist,  dass  in  Studieusacben  die 
Universität  >iud  mit  ibr  die  akademiseben  Bebiirden  und  ihre  Profes- 
soren unmittelbar  dem  Unterriebts- .Ministerium  untergeordnet  sind,  und 
da  dieses  Verbältniss  auch  seither  Allerböchsten  Ortes  ansdrüeklicb 
genehmigt  worden  ist , so  können  die  Universitäts  - Professoren  und 
akademischen  Würdenträger  nicht  unter  jene  Beamte  gezählt  werden, 
von  denen  der  g.  20  dos  Erlasses  vom  19.  Jänner  lSr)3,  R -G.-Bl. 
Z.  10,  S.  94  spricht,  sondern  bezüglich  ihrer  bat  der  bierortige  Erlass 
vom  26.  April  1850  nach  wie  vor  in  Anwendung  zu  kommen. 


84.  Ministerial-Erlass  vom  19.  Becember  1857,  Z.  21091, 

(an  den  akademischen  Senat  der  ITniversität  zu  Pest), 

betreffend  die  Festsetzung  des  Ranges  der  Facultäts-Professoren. 

Nach  der  Allerhöchsten  Entschlicssung  vom  22.  Februar  (Studien- 
Hofeommissions  - Decret  vom  29.  März  1833)  ist  der  Rang  der  wirk- 
lichen Facultäts-Professoren  in  Jedem  Falle  nach  den  Uienstjahren  zu 
bestimmen,  welche  sie  als  wirkliche  ordentliche  Facultäts-Professoren 
zählen. 

In  Ermanglung  den  gegenwärtigen  Universitäts  - Verhältnissen 
vollkommen  ange]ia8ster  neuerer  Bestimmungen  ist  auf  diese  Aller- 
höchste Entschliessung  in  allen  Fällen  zurUckzugehen,  in  welchen  nicht 
Professoren  anderer  Lehranstalten  in  Folge  specieller  Allerhöchst  sanc- 
tionirter  Bestimmungen  rücksicbtlich  ihres  Dienstranges  den  Univer- 
sitäts-Professoren ausdrücklich  gleichge.stellt  worden  sind,  wie  dies  bei 
den  ebemaligen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Professoren  der 
Therc.sianiscben  Ritter-Akademie  und  den  Professoren  der  medicinisch- 
chirurgischen  Lehranstalten  der  Fall  ist. 

Die  an  den  ehemaligen  ungarischen  Rechtsakademien  zurück- 
gelegten Dienstjahre  können  der  an  einer  k k.  Universität  zurück- 
gelcgtcn  Dienstzeit  behufs  der  Rangbestimmung  nicht  gleichgeachtet 
werden. 


•)  Der  §.  20  des  Ministerial  - Erlasses  vom  19.  Jänner  1853  lautet:  „Der 
Statthalter  bewilliget  Urlaube  für  die  Käthe  der  Statthalterci  und  Kreisvorsteher 
auf  längstens  drei  Monate,  und  für  alle  übrigen  Beamten  sowie  die  Diener  auf 
längsten.s  sechs  Monate. 
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85.  Ministerial-Erlass  vom  24.  März  1859,  Z.  4430, 

au  das  Decauat  des  Professoren  - Ctdlcgiums  der  rechts-  uud  staatsnisscnsehaft- 
liclicii  Facultät  in  Graz, 

womit  demaelben  bedeutet  wird,  dast  die  Profettoren  nur  mit  ihren  eigenen 
Zuhörern,  und  zwar  nur  Uber  htaterien  jener  Vorlesungen,  für  welche  diese 
bei  ihnen  inscribirt  sind,  Kolloquien  abhalten  dUrfen. 

Es  liegt  im  Sinne  der  bestehenden  Normen,  dass  die  Professoren 
nur  mit  ihren  eigenen  Zuhörern,  und  zwar  nur  über  Materien  jener 
Vorlesungen,  für  welche  diese  bei  ihnen  inscribirt  sind,  Kolloquien 
abhalten  dürfen. 


86.  Ministerial  - Erlass  vom  20.  Mai  1860,  Z.  7039, 

(an  den  Vicepräsidenten  der  StatthaUerci-Alrtheilnng  Ofen), 

womit  erklärt  wird,  unter  welchen  Verhältnissen  eine  Verlängerung  des  Probe- 
trienniums  eines  Lehrers  stattiinden  kann. 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften  ist  das  Probetriennium  be- 
stimmt, darüber  Gewissheit  herzustellen,  ob  der  bezügliche  Lehrer  auf 
definitive  Anstellung  Anspruch  habe.  Stellt  sich  wiihrend  dieser  Zeit 
heraus,  dass  er  kein  Vertrauen  verdiene,  so  soll  er  entlassen  werden. 
Eine  Verlängerung  des  Provisoriums  erscheint  nur  angezeigt,  wo  Um- 
stände vorliegcn,  die  zu  der  Erwartung  berechtigen,  dass  sich  nach 
einer  neuerlichen  Probezeit  ein  verlässlicheres  Urtheil  werde  fallcu 
lassen , und  dem  Betreffenden  Thatsachen , welche  diese  dilatorische 
Massregel  rechtfertigen,  mitgetheilt  werden  können.  Beblechte  Gesin- 
nung kann  die  Entlassung,  nicht  aber  die  Belassung  im  Lehramte 
unter  Verweigerung  der  materiellen  Vortheile,  welche  aus  der  anrech- 
nnngsfahigen  Dienstzeit  erwachsen,  begründen. 


87.  Ministerial-Erlass  vom  22.  Juni  1860,  Z.  U46/C.  II.  M., 

an  die  Stattbaltercicn  und  Landesregicnmgs  - Präsidien  von  Böhmen ,,  Mähren, 
Niederösterreich,  Oberösterrcich,  Steiermark,  Tirol,  Kärnten,  Krain,  Küstenland, 
(lomhardisch-venetiaiüsclies  Königreich),  Dalmatien,  (Kroatien,  Wojwudschaft  Ser- 
bien, Siebenbürgen),  Galizien  und  Krakau,  (ferner  an  den  Leiter  der  politischen 
t erwaltung  in  Ungarn), 

womit  eröffnet  wird,  data  das  Verbot  der  Annahme  von  Verwaltungsraths- 
Stellen  bei  Erwerbtgeaellschaflen  von  Seite  activer  Staatsbeamten  auf  Mit- 
glieder des  Lehrstandes  im  Allgemeinen  keine  Anwendung  zu  finden  hat. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schliessung  vom  3.  .luiii  1860  Alle.rgiiädigst  zu  genehmigen  geruht, 
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dass  das  Verbot  der  Annahme  von  Verwaltiingsraths  - Stellen  bei  Kr- 
wcrbs^esellschaften  von  Seite  activer  Staatsbeamten  auf  Mitglieder  des 
Lebrstandes  im  Allgemeinen  keine  Anwendung  zu  finden  habe , und 
dass  daher  denselben  die  Annahme  von  solchen  Stellen  insoferno  zu 
gestatten  sei , als  in  den  betreffenden  Füllen  durch  die  Ausübung  der 
damit  verbundenen  Functionen  die  KrfUllung  ihrer  eigentlichen  Berufs- 
pfiiehten  nicht  gehindert  wird. 


88.  Ministerial-Erlass  v.  5.  September  1862,  Z.  9001  C.  U., 

an  die  Statthaltercicu  zu  Prag,  Lemberg,  Innsbruck,  Graz  und  Wien;  dann  an 
die  Dircction  der  Kunst- Akademie  und  das  Univcrsitäta-ConsistDriuin  in  Wien, 

womit  die  volle  Pensionsfahigkeit  der  Univers.  • Professoren  nach  30  Dienst- 
jahren ausgesprochen  wird. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
sehliessung  vom  16.  August  1.  geruht,  die  Allerhöchste  Ent- 
schliessung  vom  10.  .luli  ISIO,  der  zu  Folge  die  Individuen  des  aus 
öffimtlicheii  Funden  besoldeten  Gyinnasial-Lehrerpersonales  nach  einer 
durch  30  .lahre  und  darüber  ununterbrochen  im  I.ehrainte  zuge- 
brachten lobenswürdigen  Dienstzeit,  bei  ihrer  Deficienz  mit  ihrem  vollen 
Gehalte  in  die  verdiente  Kühe  entl.issen  werden  können,  auch  auf  die 
UuiversitUts-l'rofessoren,  dann  auf  die  Directoren  und  l’rofessoren  der 
Akademie  der  bildeixleu  Künste  zu  W'ien  auszudehnen , und  daher 
das  Staatsministerium  zu  ermächtigen,  unter  denselben  V'oraus.setzuugeu 
und  Bedingungen  auch  ohne  vorliegende  Allerhöchste  Signatur  ihrer 
Gesuche,  ihre  Pensionirung  mit  dem  vollen  Betrage  ihres  letzten  Acti- 
vitiitsgehaltes  alleruntorthiinigst  zu  beantragen,  oder  in  jenen  Füllen, 
in  welchen,  wie  bei  den  Professoren  der  akademischen  Vorhereituugs- 
schule  in  Wien,  die  Ernennung  derselben  nicht  der  Allerhöchsten 
Eutschliessnng  Vorbehalten  ist,  sonilern  unmittelbar  vom  Staatsmini- 
sterium erfolgt,  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  verfügen. 


89.  Circulandum  vom  24.  April  1868,  Z.  3030, 

betreffei%  den  Wirkungskreis  des  Unterrichts  - Ministeriums  hinsichtlich  der 
Uebertragung  eines  zweiten  Nominalfaches  an  einen  Universitäts  • Professor 
nebst  seinem  bisherigen  Nominalfache. 

Seine  k.  k.  Apostolische  M.ajeatitt  Laben  mit  der  A.  h.  Ent- 
schliessung  vom  11.  April  ISöSdas  Ministerium  fiir  Cultus  und  Unter- 
richt zu  ermächtigen  geruht,  in  Fällen,  in  welchen  ein  Universitäts- 
Professor  die  Uebertragung  eines  zweiten  Pflichtfaches  zu  seinem  bis- 
herigen Nominalfache  W'ünscht , diese  Uebertragung  im  eigenen  Wir- 
kungskreise auszusprecheu,  wenn  d.as  betreffende  Professoren-Collegium 
dieselbe  unterstützt,  wenn  mit  derselben  keinerlei  Aenderung  in  Bezug 
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auf  (las  bislicrigo  Nominalfach  d(*s  Professors  verbunden  ist,  und  wenn 
hiodurcli  nicht  eine  Mehrbolastunf'  des  Studienfondes  herbeigeführt 
werden  soll. 

SelbstveretSmllich  erwächst  hieraus  dem  betreffenden  Professor 
die  Verjiflicbtung,  auch  über  das  zweite  Nominalfach,  den  gesetzlichen 
Anordnungen  gemäss,  regelmässig  Vorlesungen  auzukündigen  und  ab- 
zuhalten. 


90.  MMsterial-Erlass  vom  26.  Mai  1868,  Z.  4108, 

an  das  Dccanat  des  philosophischen  Professoren  - Collepinms  in  Wien, 

betreffend  die  Frage  der  Zulästigkeit  von  Vorträgen  an  einer  Facultät  durch 
Docenten  und  Profestoren  einer  andern. 

Der  h.  o.  Kriass  vom  1.  April  1841)  (R.-G.-Bl,  1849*),  Z.  2031 
geht  lediglich  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  ein  Dociuit  oder  ein 
ordentlic’her  oder  ausserordeutlicher  Professor  an  derselben  Facultät, 


•)  Der  Ministerial-Erlass  vom  l.  März  IH4U.  Z.  1396  hatte  bemerkt,  dass 
die  Auffassung  des  Wiener  pbtloHophtscheu  Professoren -Cidlegium»,  das.s  jeder 
üniversitäta  - Professor  berechtiget  sei,  über  ein  beliebiges  Fach  seiner  Studien- 
abtheiliing  (nebst  demjenigen,  wozu  er  vermüge  seines  Lehramtes  verpÜichtet 
ist)  Vorlesungen  zu  halten  und  es  darüber  ledigUeh  einer  Anzeige  an  sein  Pro- 
fessoren-Oremium  bedürfe,  und  ein  förmliches  Uesnch  an  die  betrc'ffonde  Facultät 
nur  dann  gcfonlert  werde,  wenn  er  in  einer  andern  Facultätsstudien-Abtheilung 
vorzutragen  wünscht  — ganz  im  äiiinc  des  Ministerial  > Kriasses  vom  19.  i>e- 
cembor  lö4H,  Z.  HI7«  (H,aupt-Norm)  über  die  Hahilitimng  der  Privat-Diizenten 
und  demselben  vollkommen  entsprechend  wäre. 

Der  Krlsss  des  provisorischen  Ministeriums  des  l'ritcrricht.s  vom  1.  April 
1849,  an  den  Lehrkörper  der  mcdicinisch-chimrgisehen  Studien  in  iVag,  (R.-G.-B. 
1849,  Nr.  203),  bemerkt  Ubcreiustiininend,  dass  bei  den  wirklich  aiigestellten 
Profe.ssorcu,  wenn  sie  über  ein  verwandtes  Fach  lesen  W(»llen,  die  ordnuugs- 
mässlge  Anzeige  bei  dom  Lehrkörper  genügt. 

Der  Ministerial-Erlass  vom  18.  Jänner  1851,  Z.  34t,  an  das  Profeasoren- 
Collcgium  der  rechts-  und  «taatswissenschaftUcheii  Facultät  in  Innsbruck  erklärt 
„die  Anfrage,  ob  ordentliche  Professoren  berechtigt  seien , Uber  andere  Fächer, 
als  für  welche  sie  angcstdlt  sind,  auch  dann  zu  le.scn,  wenn  sic  dafür  ein 
Collcgiengeld  in  Anspruch  nehmen,  Hude  schon  im  §.  7 der  Verordnung 
vom  12.  Juli  1850,  R.-G -Bl.,  Z.  310  ihre  vollständige  Beantwortung.  Um  über 
verwandte  Fächer  zu  lesen,  bedarf  es  nur  der  Anzeige  an  das  Profe.Hsoren- 
Collegium;  um  auch  über  andere  Fächer  derselhcii  oder  einer  andern 
Facultät  zu  lescu,  ist  aber  die  GeneUmigung  des  ITuterrichts-Ministeriums  ein- 
zuholen. — Welches  Collcgieiigeld  sie  hiefür  zu  fordern  berechtiget  sind,  ist 
mit  Rücksicht  auf  ihre  lehrämtUchen  Verpflichtungen  und  auf  diaUlestimaunigcii 
obigen  Gesetzes  zu  entscheiden. 

Welche  Fächer  aU  verwandte  anzuseheu  seien,  hat  zunächst  das  Pro- 
fessoren-Collegiiinj  zu  beurtheileu  und  bei  dieser  Beurtheilung  der  Lehrfreiheit 
keine  zu  eiigou  ächranken  zu  ziehen;  in  zweilelhaficu  Fällen  ist  an  das  Unter- 
richts-Ministerium von  Fall  zu  Fall  Bericht  zu  erstatten.“ 
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an  welcher  zu  lesen  er  berufen  ist,  auch  über  analoge  und  homogene 
Gegenstände  Vorträge  zu  halten  beabsichtige,  findet  auf  den  Fall  keine 
Anwendung,  wenn  die  letzteren  Vorträge  an  einer  anderen  Facultat,  als 
für  welche  der  betreffende  Docent  bestellt  ist,  abgehalten  werden  sollen. 

In  diesem  Falle  ist  cs  Sache  des  Professoren- Collegiums  dieser 
Facultat,  Über  die  im  Allgemeinen  vollkommen  zulässige  Aufnahme 
der  beabsichtigten  Vorträge  in  den  Lections-Catalog,  iu  Berüchsichti- 
gung  ihrer  Zweckmässigkeit  und  in  Würdigung  ihres  gegenständlichen 
Zusammenhanges  mit  den  speciellen  Aufgaben  der  Facultat  in  erster 
Instanz  selbständig  zu  entscheiden,  worauf  sich  sodann  bei  Vorlage 
des  Lections-Cataloges  au  das  Ministerium  zu  beziehen  ist. 


In  dem  Miiusterial-Krlass  vom  16.  April  1868,  Z.  6164,  an  das  rcchts- 
und  staatswisseiirtchaftliclie  Professoren-CoUegiiim  in  Graz,  betreffend  die  Frage, 
unter  welchen  Bcdingmigcii  die  AuudcbDiuiir  der  LehrbofugnUse  der  augestellten 
Professoren  auf  LehrfKcher,  welche  ihrem  Xominalfachc  nicht  homogen  sind, 
ausgesprochen  werden  kann,  wird  bemerkt:  „Kin  angestellter  Professor  kann 
nicht  zugleich  Privat-Doceni  sein,  und  wenn  er  über  ein  seinem  Kormalfache 
ferner  stehendes  wissenschaftliches  Gebiet  zu  lesen,  die  Hewilligting  erhalt, 
so  liest  er  sohin  über  das.selhe  in  seiner  Eigenschaff  als  Professor.  Er  kann 
auch  nicht  einem  IlabilitatioiisacU*.  vor  seinen  Collegen  unterzogen  werden. 
Anderseits  kann  aber  allerdings  die  Ansdehnuiig  der  Eehrbefugnisse  der  an- 
gestollten  Professoren  auf  LehrfKcher,  welche  ihrem  Nominalfache  nicht 
analog  und  homogen  sind,  doch  nicht  ausgesprochen  werden,  ehe  nicht  Be- 
weise von  einer  tieferen , wissenschaftlichen  Thatigkeit  auf  dem  Gebiete, 
welchem  jene  Lehrfächer  angehören  , vorliegen.  Wenn  die  unabweisbare 
Noth Wendigkeit  eintritt,  ein  Ltdirfach  für  eine  kurze  Teit  suppliren  zu  la.ssen, 
»o  kbuneii  au  denjenigen,  welcher  damit  betraut  wird,  solche  Anforderungen 
nicht  unbedingt  gestellt  werden.  Eben  dosshalb  ist  aber  auch  die  blosse  That- 
sache  der  8upplirung  noch  nicht  hinreichend,  jene  Beweise  einer  Wissenschaft- 
liehen  Beherrschung  des  Faches  zu  ersetzen,  und  können  solche  nur  iu  Lei- 
stungen gefunden  werden,  welche  der  Beurtheilung  nicht  bloss  der  Studirenden, 
sondern  auch  des  gelehrten  Publicnms  vorliogen.“ 
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c)  Rechte  und  Verpflichtungen  der  Privat- 
Rocenten,  Assistenten,  Adjuiicteu  und  Sup- 
plenten. 


Privat  - Docenten. 

91.  Mmisterial-Erlass  vom  19.  December  1848,  Z.  8175, 

an  die  LSiiderchef»  von  NivderOsterreifli , Oesterreich  oh  der  Enns,  Böhmen, 
Mähren,  Galiitien,  Steiermark,  Illyrien,  Kilstenland,  Tirol  und  U,almatien, 

womit  eine  provisorische  Anordnung  bezüglich  der  Habilitirung  der  Privat- 
Docenten  kundgemacht  wird. 

U.-0,-BI.  Jahrp,  1849,  Nr.  37,  S.  40. 

iJa  es  wüiisclicnswerth  und  auch  zti  envnrton  iat,  dass  in  Folge 
der  den  Kacultiitsstudieii  zugestnndenen  Lehr-  und  Lerufreiheit  eine 
grössere  Zahl  Miinner  sich  als  Privat- Docenten  zu  Imbilitiren  wiitischen, 
HO  wird  in  dieser  Meziehung  Folgendes  provisorisch  angeordnet: 

1.  Wer  in  einem  Faenltätsstudium  als  Privat  - Docent  aufzu- 
trefen  wünscht,  h.at  sich  desslmlh  an  den  Ltdukörper  dieser  Facultät 
zu  wenden  und 

a)  sein  Doctors-Diplmn; 

h)  eine  biographische  Skizze  seines  Lehens  (ctirricitlum  vitae); 
c ) ein  Programm  seiner  Vorle.sungen , woraus  Gegenstand 
und  Behandlungsart  derselhen  ersichtlich  sind; 

d)  eine  gedruckte  oder  ge.scliriebene  Abhandlung  oder  ein 
grösseres  Werk  ans  dem  Geliieto  der  Wissenschaft , über  wtdehe 
er  lehren  will,  vorzulegen. 

2.  Der  Lehrkörper  untersucht  nach  dem  vurgelegten  Programme, 
ob  die  beabsichtigten  Vorlesungen  in  UUeksicht  ihrer  Wissenschaft- 
lichkeit der  Universität,  als  einer  für  Pflege  der  Wissen.schafteO  be- 
stimmten Lehranstalt  un<l  nach  ihrem  Gegenstände  der  Facultät,  bei 

Thaz.  Oe.lerr.  lTnlver.lUtU.Kcnet7.e.  9 
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welcher  der  Bewerber  «ich  gemeldet  hat , angehöreu.  Ebenso  unter- 
sucht er  den  wissenschaftlichen  Werth  der  vorgelegten  Abhandlung 
oder  des  grösseren  Werkes. 

3.  Ergibt  sich  aus  diesen  Untersuchiingeu  kein  drund,  der  zur 
Abweisung  des  Bewerber«  nöthigt,  so  veranstaltet  der  Lehrkör)>er  eine 
wissenschaftliche  Besprechung  (sogenanntes  Colloquium)  mit  dem  Be- 
werber, welche  in  Gegenwart  des  Lehrkörpers  durch  von  diesem  be- 
stimmte Fachmänner  vorgeuoinmen  wird , und  den  Inhalt  der  über- 
reichten Abhandlung,  w'elcher  zugleich  ganz  oder  zum  Thcile  der 
Iidmlt  der  beabsichtigten  Vorlesungen  ist,  zum  Gegenstände  bat. 

4.  I'^ällt  das  Coiloqiiium  zur  Befriedigung  des  Lehrkörpers  aus, 
so  hat  der  Bewerber  eine  öffentliche  l’robevorlesnng  über  einen  in 
das  betreffende  Fach  einschlagenden  Gegenstand  zu  halten.  Der  Gegen- 
stand ist  dem  Bewerber  von  dem  Lehrkörjier  zu  bestimmen  und  in 
einer  zur  gründlichen  Vorbereitung  ausreichenden  Frist  vorher  bekannt 
zu  geben. 

5.  Auf  Grund  lagt!  der  Probevorlesung,  des  Colloquiums,  der 
vorgelegten  wissenschaftlichen  Arbeit  und  seiner  sonstigen  Kenntniss 
von  der  Sittlichkeit  und  Ehrenhaftigkeit  des  Charakters  des  Bewer- 
bers gibt  der  Ivehrkörper  seine  Entscheidung  Uber  die  Zulässigkeit 
oder  NichtzuliLssigkeit  desselben  zum  Privat  - Dociren ; jene  legt  er 
dem  Ministerium  zur  Bestätigung  vor,  diese  theilt  er  dem  Bewerber 
mit,  welchem  der  Kecurs  dagegen  au  das  Ministerium  offen  steht. 

0.  Von  der  Vorlegung  des  Doctordiplomes  kann  der  Lehrkörper 
Umgang  nehmen  bei  Männern , die  in  Folge  wissenschaftlicher  Lei- 
stungen einen  ausgezeichneten  öffentlichen  Ruf  geniessen,  oder  bei  denen 
ein  besonderes  auf  andere  W’eise  nicht  leicht  zu  befriedigendes  Be- 
dürfniss  der  Lehranstalt  datiir  spricht. 

7.  Bei  wissenschaftlichen  Celebritäteu  kann  der  Lehrkörper 
mit  der  Vorlegung  wissenschaftlicher  Werke  sich  begnügen,  ohne  das 
Collo<iuium  unii  die  Probevorlesung  zu  fordern*).  Die  Probevorlesung 
kann  überdies  überall  nachgesehen  werden , wo  die  Befähigung  zum 
mündlichen  Vortrage  dem  Lehrkörper  schon  genügend  bekannt  i.st. 

8.  Jeder  Privat -Doceut  ist  nur  berechtigt  über  dasjenige  Fach 
Vorlesungen  zu  halten,  für  welches,  und  nur  an  derjenigen  Lehranstalt 
und  Facultät,  an  welcher  er  seine  Lehrtahigkeit  nachgewiesen,  d.  i. 
sich  hahilitirt  hat.  Uebrigens  ist  es  Sache  des  Lehrkörpers,  ob  er 
einen  Privat -Docenten , der  sich  an  einer  anderen  Lehranstalt  schon 
habilitirt  hat,  ohne  neue  Ilabilitirung  zum  Dociren  glaubt  zulassen  zu 
können  oder  nicht. 

9.  Die  Privat- Docenten  sind  berechtigt,  von  ihren  Zuhörern 
Ilonorare  zu  fordern. 

10.  Die  hier  gegebenen  Vorschriften  gelten  auch  tür  diejenigen 
höheren  Lehranstalteu , welche,  obgleich  über  die  Gegenstände  ihres 


*)  Vererb  liip.zu  M.-E.  vom  IH.  .Jänner  I86!>,  Z.  10.4B2  ex  18ßS. 
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Lehrcurses  in  Oesterreich  keine  Üoctorsiliplome  crtheilt  werdcMi , doeli 
Lehr-  und  Lernfreiheit  genicssen  und  daher  des  Institutes  der  I*rivat- 
Docenten  bedürfen ; bei  ihnen  fallt  jedoch , wie  sich  von  selbst  ver- 
steht, die  Vorlage  eines  Doetordiplomes  von  Seite  der  Bewerber 
hinweg. 

11.  Üie  hier  gegebenen  Vorschriflen  haben  einstweilen  keine 
Anwendung  auf  die  Universität  und  das  ständisch  - technische  Institut 
zu  Prag,  für  welche  die  im  März  1.  J.  Allerhöchst  genehmigten  An- 
oninungen  bis  zur  definitiven  ürganisirung  der  Universitäten  in  Wirk- 
samkeit bleiben  *). 

12.  Die  wirklichen  Mitglieder  der  k.  k.  Akademie  der  Wissen- 
schaften in  Wien,  und  die  ordentlichen  Mitglieder  der  königlich  böh- 
mischen Gesellschaft  der  Wisaenschaften  zu  Prag  sind  als  solche  be- 
rechtiget, an  jeder  österreichischen  Universität  öfi'entliche  Vorträge  zu 
halten 


*)  Vergl.  hiezu  don  Ministcrial- Erlas»  vom  18.  Octoöcr  1849,  an  den 
Landeschef  tu  Böhmen,  womit  die  für  die  Übrigen  österreichischen  Universitäten 
festge.HctzUm  Bestimimingeii  Uber  die  Unbilitation  der  Privat-Oocenteu  nunmehr 
auch  auf  die  Lniversilät  und  dn.s  stämlisch  - technische  Institut  in  Prag  vein 
Jahre  18.50  an  ausgedehnt  wurden.  K.-G.-K.  Jahrg.  1849,  Z.  421,  S.  708. 

„Vom  Studienjahre  1850  an,  als  für  welches  die  Allerhöchst  sanctionirte  Vor- 
schrift Uber  die  neue  Ürganisirung  der  akademischen  Behörden  ins  Leben  getreten  ist, 
haben  sowohl  tlir  die  Universität  aU  für  das  ständisch  •technische  Institut  zu 
Prag  über  die  Ilabilitalion  der  Privat»  Docciiten  jene  Bestiuiniuiigen  zu  gelten, 
welche  in  dem  citirlen  Ministerial  - Erlasse  vom  19.  Deccinbcr  1848,  dessen 
11.  Absatz  hiemit  Hiifgchobeii  wird,  enthalten  sind.** 

•*;  Erlass  des  provisorischen  Ministers  des  Unterrichts  vom  24.  Jänner  1840, 
Z.  lOO,  1.  au  die  k.  k.  Akademie  der  Wisscnacbaftcn  zu  Wien;  2.  an  die  k. 
böhni.  Gesellschaft  der  Wissensehaften  zu  Prag,  womit  den  wirkliehcu  Mitglie- 
den»  der  k.  k.  Akademie  der  Wissensehaften  und  den  ordentlichen  Mitgliedern 
der  k.  böhmischen  Gesellschaft  der  Wissenseliaften  die  Ermächtigung  ertheilt 
wird,  an  jeder  österreichbeben  Universität  öfi’entliche  Vorlesungen  zu  halten. 
,,Um  der  k.  k.  Akademie  der  Wisseiisclial’teu  (k.  k.  bühmischeu  (lesellschaft  der 
WLssenschaften)  einen  Beweis  meiner  Achtung  zu  geben,  habe  ich  die  Anord- 
nung getroffen,  lind  an  sämintliclic  bctreft'ende  Lehrkörper  niitgeth(*iU , kraft 
welcher  die  wirklichen  (ordentlichen}  Mitglieder  der  k.  k.  Akademie  der  Wlssen- 
scliafteii  (k  k.  böhmischen  GcscUscUaft  der  Wissenschaften)  ermächtigt  sind,  an 
jeder  österreichischen  Universität  öfieutlicho  Vorträge  zu  halten. 

Indem  ich  die  k.  k.  Akademie  der  Wisseiisehaften  (k.  k.  böhinische  Gesell- 
schaft der  Wissenschaften)  hievon  in  Kenntnis»  zu  setzen  mich  freue,  kann  ich 
nicht  umhin,  meine  Ueberzengung  auszusprechen,  da.ss,  gleichwie  die  Stelle 
eines  Lehrers  der  Wissenschaft  für  Jed<'ii  eine  Khrenstelle  ist,  der  sie  würdig 
amszufüllcn  vermag,  so  auch  die  hohen  Sehulen  es  sich  zum  besonderen  tlliicke 
rechnen  können,  wenn  die  Männer,  welche  schöpferisch  die  Wissenschaften  er- 
weitern und  fördern,  auch  an  der  Verbreitung  derselben  durch  Lehre  und  Wort 
sich  betheiligeu  mögen.“ 


9» 
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92.  Auszug  aus  dem  Ministerial  -Erlasse  vom  B.  Jänner  1849, 

Z.  108, 

an  ilic  l.andes-PrÄsidieii  von  NiederBstcrreich,  Oesterreich  ob  der  Enns,  IlSlimen, 
Mähren,  Galizien,  Steiermark,  Illyricu,  Tirol,  Küstenland,  Dalmatien  und  au 
die  Gubcrnial-Comniwsion  in  Krakau , 

Uber  die  Stellung*),  Pflichten  und  Rechte  der  Privat  - Docenten  an  Lehr- 
anstalten, welche  Lehr-  und  Lernfreiheit  geniesten. 

R-G.-Bl.  Jahrg  18-19,  Nr.  71,  S.  78. 

Nachdem  durch  den  hicrortif'en  Erlass  vom  19.  Hecemher  IS48, 
Z.  S175,  die  nothigen  provisorischen  Anordnungen  über  Habilitirung 
von  Privat  - Docenten  l’ür  diejenigen  Lehratistalten , welche  Lehr-  und 
Lernfreiheit  geniessen , gegeben  sind,  wollen  E . . . . den  betreffenden 
Lehrkörpern  Folgendes  mittheilen. 

1.  Die  Privat -Docenten,  welche  der  obigen  Vorschrift  gemäss 
sich  habilitirt  und  Vorlesungen  gehalten  haben,  sind  berechtigt,  sowohl 
Frequentations-  als  Fortgangszeugnisse,  wo  letztere  verlangt  werden, 
aiiszustellen.  Diese  Zeugnisse  haben  dieselbe  gesetzliche  Wirksamkeit 
wie  die  der  wirklicheti  Professoren,  vorausgesetzt,  dass,  wo  cs  sich 
um  die  bisher  sogenannten  Obligat-Lehrfächer  handelt,  die  Vorlesungen 
der  Privat -Docenten  nach  Zweck  und  Umfang  denen  der  wirklichen 
Professoren  gleich  sind.  Ob  und  dass  dies  der  Fall  sei , darüber  hat 
der  Lehrköqier  zu  etitscheiden  und  zu  wachen  **). 

2.  Die  Lehrkörper,  welchen  die  unmittelbare  Leitting  der  Lehr- 
anstalten auvertraut  ist,  sind  dafür  verantwortlich,  dass,  gleichwie  jeder 
wirkliche  Professor , so  auch  jeder  Privat  - I locent  dem  Zwecke  der 
höheren  Unterrichtsanstalten  entsj.rechend  lehre,  und  in  seinen  Ver- 
hältnissen zu  den  .Studirenden  sich  benehme.  Der  Inhalt  der  Vor- 
lesungen kann  also  nicht  etwa  auf  geistreiche  Unterhaltung  oder  red- 
nerische Erregungen  abzwccken,  sondern  er  hat  Wissenschaft  zu  sein, 
um  wissenschaftliche  Einsicht  hervorzubringen.  Er  hat  ferner  den 
Geist  echter  Freisinnigkeit  und  darum  zugleich  den  Geist  strengster 
Gesetzlichkeit,  soweit  es  in  seinem  Gegenstände  lii'gt,  zu  nähren,  und 
darf  diesem  nie  und  nirgends  feindlich  entgegentreten. 

*)  ln  Beziehung  auf  die  Ktellung  der  P ri  v nt  - D oce  nt  en  vcrgl.  nneli 
§.  3 und  ff.  des  Gesetzes  über  die  akadeniiscben  Behörden  vom 
27.  September  1849. 

Von  Privat  - Docenten  ist  nach  dem  .St.-H.-C.-D.  vom  23.  Kebniar  1844 
(welches  allerdings  unmittelbar  nur  von  den  juridisch -prditischen  Lehrfächern 
spricht)  eine  Angelobung  nicht  zu  fordern. 

**)  Vergl.  hiezu  M.-E.  vom  27.  April  18&0,  Z.  2971. 
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Die  Lehrkörper  sind  berechtigt  und  verpflichtet,  hierauf  mit 
Kriist  zu  sehen  und  nöthigenfalls  im  disciplinarischen  Wege  mit  Ver- 
warnung, Rüge  und  selbst  mit  allsogleicher  Suspension  des  Rechtes 
zu  lehren,  Letzteres  jedoch  unter  gleichzeitiger  Anzeige  an  das  Mini- 
sterium vorzugehen*). 


93.  Auszug  des  Ministerial -Erlasses  v.  1.  März  1849,  Z.  1395, 

an  ileii  Lchrk!iri>or  der  philnsophischcii  Studien  in  Wien, 

womit  in  Hinblick  auf  den  Erlait  vom  19.  Oscember  1848,  Z.  8175,  aina  Vor- 
schrift in  BetrafT  dar  Habililirung  dar  Privat -Docenten  und  dar  Barachtigung 
dar  Univartitdti  - Profasioran  zur  Abhaltung  von  Vorlatungan  Ubar  ain  balia- 
biges  Fach  ihrar  Studianabthailung  artheilt  wird. 

lt.-0.-m.  Jahrg.  lS+9,  Nr.  14fi,  S.  140. 

Der  im  Erlasse  vom  10.  Dcceraher  v.  J. , Z.  817.')  von  den 
angehenden  akademi.sclien  Docenten  geforderte  Doctorsgrad  bezieht 
sich  nur  auf  das  Doctorat  derjenigen  F acu  Itä  ts  - 8 1 u d ie  n- 
abtheilung,  in  welcher  der  Hewerber  zu  lehren  gedenkt**). 


94.  Ministerial -Erlass  vom  15.  December  1849,  Z.  8892, 

An  da«  Umvcr«itäts-Con.Hi»torium  in  Wien,  an  den  akadcmi.<achen  ScMiat  der  Uni- 
versitÄt  zu  Prag,  OlmüU,  Lemberg,  Krakau,  Graz  und  Inn«bnick, 

wodurch  di«  Erlöschung  der  Berechtigung  zur  Privat -Oocentur  wegen  Nicht' 
ausübung  durch  vier  auf  einander  folgende  Semester  festgesetzt  wird. 

R.-G.-Bl.  Jahrg.  1850,  Z.  14,  S.  179. 

Jeder  Privat  - Docent,  welcher  von  der  ihm  ertheilten  Berech- 
tigung Vorlesungen  zu  halten,  an  der  Lehranstalt  und  in  der  Studien- 
abtheilung,  ftlr  welche  er  habilitirt  ist,  durch  vier  auf  einander  fol- 
gende Semester  ke^en  Gebrauch  macht,  wird  seines  Privat-Docenten- 
hefugnisses  verlustig  und  muss  sich,  wenn  er  neuerdings  wün.scht,  als 
Privat-Docent  aufzutreten , einem  neuen  Habilitationsacte  unterziehen, 
von  welchem  zu  dispensiren  nur  dem  Unterrichts-Ministerium  zusteht f). 

•)  Die  Verantwortlichkeit  der  Lehrk^qier  in  Betreflf  de«  Verhalten«  der 
Privat- Docenten  wurde  nenerlich  hervorgehoben  mit  M.-E.  vom  7.  Juni  1849 
Jahrg.  1849,  Nr.  270,  S.  296,  wo  bemerkt  ist,  dass  jene  Verantwort- 
lichkeit wesentlich  mit  der  Leitung  der  Studienabtheilung  verbunden  ist  und 
factisch  an  allen  Univer»it.*iten  besteht,  wo  es  Privat-Docenten  und  eine  Lehr- 
freiheit gibt,  und  wo  zugleich  di©  unraittolhare  Leitung  bei  dem  Lehr- 
körper steht. 

•*)  Der  zweite  Theil  dos  M.-E.  vom  1.  MKrz  1849  ist  unter  die  Anmer- 
kungen zum  M.-E.  vom  26.  Mai  1868.  Z.  4108  (snb  12  b)  aufgenommen  worden, 
t)  ^‘’rgl-  M.-E.  vom  26.  December  1866,  Z.  410  C.  IT. 
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95.  Ministerial  -Erlass  vom  27.  April  1850,  Z.  2971, 

an  das  Professoren-Collcpium  der  pIiilosopliLschen  FacultSt  in  Wien, 

betrefTend  eine  Erläuterung  der  Vorechrinen  Uber  Habilitirung  der  Privat- 
Docenten  und  der  Giltigkeit  ihrer  Zeugnitte. 

R.-Ü.  B1.  Jahrg.  1850,  Nr.  208,  8.  895. 

Ein  Bewßrber  um  eine  Privat-Docentur  kann,  wenn  auch  seine 
BefUIiignng  dazu  von  einem  l’rol'essoren- Collegium,  bei  wekbem  er 
sicli  dem  diesfiilligen  Habililiningancte  unterzogen  bat,  anerkannt 
wurde,  doch  dem  anderen  Professoren -Collegium  nicht  als  Privat- 
Docent  aufgedrungen  werden , da  jedes  Professoren  - Collegium  nach 
dem  provisorischen  Gesetze  über  Privat  - Docenten*)  einen  gewissen 
Grad  von  Verantwortlichkeit  für  seine  Privat-Docenten  trägt,  wessbalb 
es  auch  nicht  verpflichtet  ist , einen  an  einer  anderen  Universität 
babilitirten  ohne  Weiteres  zuzulassen , sondern  es  muss  diesem  letz- 
teren Professoren  - Collegium  freigestcllt  werden,  oh  es  den  von  ilera 
ersteren  vorgenoinmenen  Act  wolle  gelten  lassen  oder  nicht. 

.Jeder  Privat  - Docent  h;it  zwar  das  Kecht,  gleich  den  ordent- 
lichen Professoren,  Frequentations  - Zeugnisse  auszustellen**),  wenn 
abi.r  ein  Lehrfach  besondere  Lehrmittel  voraussetzt,  so  können  die 
Zeugnisse  des  Privat  ■ Docenten  nur  dann  jenen  des  ordentlichen  Pro- 
fessors gleichgestellt  werden , wenn  er  den  Besitz  dieser  Lehrmittel 
nachweiset. 


90.  Ministerial-Erlass  vom  4.  October  1850,  Z.  7483, 

an  das  Wiener  UniversitSts-Consistorium,  an  den  akademischen  8enat  der  Uni- 
ver-sität  zu  Prag,  Graz,  Innsbmck,  Lemberg,  Krakau, 

wodurch  bestimmt  wird,  unter  welchen  Bedingungen  Privat  - Docenten  fUr 
demonstrative  Fächer  zulässig  sind. 

R.-G.-Bl.  Jahrg.  1850,  Z.  425,  S.  18*3. 

In  Folge  der  bei  einem  speciellcn  Falle  erhobenen  Frage,  unter 
welchen  Bedingungen  Privat  - Docenten  für  demonstrative  Fächer  zu- 
lässig seien,  finde  ich  Folgendes  zu  bestimmen; 

1.  Der  Nachweis  von  Lehrmitteln  für  die  Vorträge  der  Privat- 
Docenten  ist  als  Bedingung  ihrer  Zulässigkeit  nicht  zu  fordern. 

2.  In  den  Prälections-Katalogen  und  in  den  Meldungsbüchern  der 
Studirenden  sind  ihre  Vorträge  sowohl  in  Beziehung  auf  den  Inhalt 
als  auch  den  Umfang  genau  anzugeben. 


*)  Vergl.  auch  M.-E.  v.5.  Jänner  1849,  Z.  108  und  7.  Juni  1849,  R.-G.-B.  270. 

*•)  .8ichc  M.-E.  V.  5.  Jänner  1849  und  §§.  56 — 6t  des  Gesetzes  v.  1.  Oc- 
toher  1850,  endlich  das  Gesetz  v.  4.  October  1850,  Z.  7483  (Nr.  96  der  Sammlung.) 
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3.  Sie  sind  zur  Ausstellung  von  öffentlich  beglaubigten  Zeug- 
nissen über  ihre  nach  Nr.  2 genau  bestimmten  Vorträge  berechtigt. 

4.  Die  Privat  - Docenten  haben  bei  ihren  Vortrügen  keinen  wie 
immer  gearteten  Anspruch  aut’  Benützung  der  vom  Staate  herbei- 
geschafften und  den  ordentlichen  Professoren  zugewiesenen  Samm- 
lungen und  Lehrmittel. 


97.  Ministerial-Erlass  vom  19.  Februar  1861,  Z.  1112, 

an  das  Uccanat  des  recht.s-  und  sUiatswissenscIiaftliclien  rrnfe.ssoreu-CoIIcpiums 

in  Prag, 

womit  die  Dispens  von  der  Vorlage  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  auch 
bei  Bewerbung  um  Zulassung  zur  Privat-Docentur  Uber  Practica  als  unzulässig 

erklärt  wird. 

Das  Ministerium  kann  die  Ansicht  (Iber  die  untergeordnete  Be- 
deutung der  collegia  practica,  xvelche  da.s  rechts-  und  staatswissen- 
schaftliche  Professoren -Collegium  zu  hegen  scheint,  nicht  als  die  sei- 
nige  erkennen. 

Soll  durch  derlei  Collegitui  eben  nichts  Mehrcres  bezweckt  wer- 
den, als  Oandidaten  des  .lustizdienstes  einige  Kenntniss  der  äusseren 
Formen  des  gerichtlichen  Verfahrens,  eine  Art  Koutine  in  der  Mani- 
pulation beizubringen  oder  Gelegenheit  zur  Kiniibung  in  schneller 
Auffas.sung  und  gewandter  Entscheidung  strafrechtlicher  Fälle  zu  er- 
öffnen, so  kann  man  derlei  Unterweisungen  immerhin  einigen  und 
nach  einer  Kichtung  hin  vielleicht  sogar  recht  erheblichen  Nutzen 
beilegen.  — Allein  sie  gehören  dann  nicht  auf  die  Universität,  nicht 
unter  die  Vorlesungen,  die  als  wissenschattliche  bezeichnet  und  ange- 
kündigt w’erden  wollen.  Sie  können  auf  diesen  Platz  nur  dann  An- 
spruch machen,  wenn  sie  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  und  im 
wissenschaftlichen  Geiste,  gehalten  werden. 

Der  Docent  eines  solchen  Collegiums  muss  daher  in  der  Theorie 
des  Faches,  worüber  er  ein  Practicum  ankündigen  will,  tief  bewandert 
sein  und  sie  um  so  sicherer  beherrschen,  je  mehr  er  bereit  sein  muss, 
auf  sich  ergebende  Zwischenfragen  in  jedem  Augenblicke  wissenschaft- 
lichen Bescheid  zu  g<?ben,  und  Abschweifungen  der  Discus-sion,  irrigen 
Auffassungen  u.  s.  w.  entgegenzutreten. 

Aus  diesen  Gründen  und  bei  dem  allgemeinen  AVortlaute  und 
der  diessfSlligen  Tendenz  der  Verordnung  vom  IS).  December  ISIS 
kann  dem  Ansuchen  des  Dr.  . . . um  Dispens  von  Vorlegung  einer 
wissenschaftlichen  Abhandlung  um  so  weniger  Folge  gegeben  werden, 
als  er  die  venia  legendi  nicht  bloss  über  Strafprocess,  sondern  auch 
über  ein  Practicum  über  Strafrecht  zu  erhalten  wünscht. 

Sein  Gesuch  wird  vielmehr  gerade  so  zu  behandeln  sein,  als 
ob  er  sich  als  Privat  - Docent  ftir  Strafrecht  und  Strafprocess  im  All- 
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pcnipinon  zu  habilitiren  lieahsiclitifrt«',  uml  i's  wirtl  zu  dom  Hll^c.nieinnn 
dit'sslitlligrn  Krtordi'niiss  nur  noch  die  Forderung  liinzntreteii,  da«s 
au-sserdeni  aucdi  auf  die  Erforschung  seiner  praktischen  Gewandtheit 
liedacht  genommen  werden  muss. 


98,  Ministerial-Erlass  vom  25.  Decemter  1866,  Z.  2410, 

an  (las  Universiliits  - Cunsisturium  in  Wicu  und  die  akademischen  Senate  der 
l'niversitSten  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Oraz  und  Iniisbnick, 

betreffend  die  Frage  des  Erlöschens  der  venia  legendi  der  Privat  - Docenten 
als  Folge  der  Nichtabhaltung  ihrer  Vorlesungen*). 

Wenn  ein  I'rivat-Doccnt  eine  Vorlesung  angeklindigt  hat,  und 
sie  ahzuhalten  heroit  war,  dieselbe  aber  nur  darum  nicht  ahgohaltcn 
wurde,  weil  sich  keine  Zuhörer  für  dieselbe  inscrihiren  Hessen,  so  hat 
er  das  Seinige  gethan,  um  von  der  ihm  ertheilten  Hercchtigung.  Vor- 
lesungen zu  halten  für  das  betreffende  Semester  Gebrauch  zu  machen, 
und  es  kann  ein  ausser  seinem  V'erschulden  gelegener  Nichterfolg 
seiner  Vorlesungs  - Ankündigung  ihm  nicht  zum  Nachtheile  gereichen 
Indem  das  Staats- Ministerium  übrigens  bezüglich  des  Vorganges 
und  der  Competenz  zu  der  Erklärung,  dass  eine  venia  legendi  durch 
Nic.htgcbrauch  erloschen,  und  ein  Privat -Docent  aus  dem  Personal- 
stande des  Universitäts- Lehrpersonales  zu  löschen  sei,  auf  die  §§.  Ifl 
und  'io  des  provisorischen  Gesetzes  vom  27.  30.  September  1S49, 
li.-G.-Bl.  Z.  -101  verweist,  findet  es  nur  anziiurdneu,  dass  in  Zukunft 
jeder  Decan,  welcher  wahrniinmt,  ein  Privat-Docent  habe  schon  durch 
drei  Semester  keine  Vorlesung  angekündigt,  ihm  in  geeigneter  Weise 
die  Bestimmungen  des  Ministeriul  - Erlasses  vom  15.  December  IS49, 
U.-G.-Bl.  Z.  1 4,  vom  .Jahre  I •-.50  in  Erinnerung  zu  bringen  haben  wird. 


99.  Ministerial- Entscheidung  vom  18.  Jänner  1869,  Z.  10.462 

ex  1868, 

(aus  Anlas.H  eiiie.H  .speciHlcn  Fallos), 

über  die  Bedeutung  des  gegen  eine  verweigerte  Habilitirung  als  Privat* 
Docent  eingeräumten  Recursrechtes **). 

Ich  kann  dom  die  Vorwoi/joning  der  Habilitation  cin^e- 

rünmtcTi  Rocur.se  nur  die  Bedeutuufc  boile)?en,  dass  durch  densolhon 
das  Unterrichts  - Ministerium  in  die  Lag;e  j^ohracht  wird  , solchen  Be- 
Bchwerdon  abzulielien,  welche  es  als  bof^ründet  zu  orkonuon  vermag, 

*)  Vcrgl.  M.-E.  vom  15.  December  1849,  Z.  8892.  (Nr.  94  d.  Sararalung). 

Erläutermig  /.u  §.  7 des  Gesetzes  vom  19.  December  1848,  Z.  8175. 
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ohne  das  fachmäunisdifl  Urthcil  des  Professoren  - Collegiums  einer 
Ueberpriifung  zu  unterzielien.  In  keinem  Falle  aber  würde  ich  das 
im  Punkt  7 der  llabilitirungs  - Vorschrift  vom  19.  Deccmber  1S48, 
K.-G.-lil.  Erg.-Hd.  Nr.  37,  ausdrücklich  dem  Lehrkörper  vorbehaltene 
Kecht,  sich  mit  der  Vorlegung  wissenschaftlicher  Werke  zu  begnügen, 
ohne  das  Colloquium  zu  fordeni , für  mich  in  Anspruch  nehmen  und 
von  dieser  Vorbedingung  dispeusiren  können,  ohne  dass  ein  Antrag 
des  Lehrkörpers  vorliegt. 


Assistenten  und  Adjuncten’^). 

100.  Studien -Hofcommissions-Decret  v.  20.  September  1811, 

Z.  1641, 

an  sKmmtliclu'  Ijändorstcllon  mit  AtiHnahmc  von  Galizivii, 

betrefTend  die  Errichtung  einer  Pflanzschule  der  Lehrer  aut  der  Arzneikunde**) 

Um  don  an  don  Univorsitilten  zu  Wien  und  Pra"  gemäss  Aller- 
höchsten Entschliessungen  benuts  organisirten  Pflanzschuleii  zur  Bil- 
dung künftiger  Professoren  für  die  verschiedenen  Zweige  der  Heil- 


*)  Die  Bestellung  von  Adjuncten  beruht  auf  dem  St.-H.-C.-D.  vom 
27.  September  1811,  Z.  16ö4,  womit,  „um  den  Mangel  an  den  zu  Lehrämtern 
hinlänglich  gebildeten  Individuen  zu  mindern,'*  die  von  Sr.  Majestät  beschlos.seue 
Errichtung  einiger  Pflanzschulen  künftiger  Lehrer  für  die  üymnanial-  und  höheren 
Lehranstalten  zur  Au.sfflhning  gelangte. 

E.S  bestehen  gegenwärtig  folgende  Assistenteii  an  den  Universitäten 
der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder;  In  Wien  18  an  der 
medizini.'ichen  Facnltät,  2an  der  philosophischen  Facultät,  2 bei  der  Steniwarte, 
1 b'ei  der  Central  - Anstalt  für  Meteorologie  und  Erdmagnetismus  und  1 beim 
physikalischen  Institut; 

in  Prag  12  bei  der  med.-chir.  Facultät;  ö au  der  philos.  Facultät; 

„ Krakan  6„„  „ „ 4„„„  „ 

„ Oraz  7„„  „ „ 1„„„  „ 

„ Innsbruck  3 „ „ „ „ 

„ Lemberg  1 „ „ „ „ 

Adjuncten  bestehen  derzeit  nur  mehr  für  die  praktisch -demonstrativen 
Fächer  in  Wien,  n.  z.:  1 an  der  phil.  Facultät,  1 an  der  Sternwarte,  2 an  der 
Ccntral-Anstalt  für  Meteorologie  und  ErdmagnetLsrnna).  Ausserdem  bestehen 
noch  je  2 Adjuncten  an  der  theidogischen Facultät  in  Prag.  (Voranschlag  fürl8ü9.) 

**)  Wiewohl  da.s  St.-H.-C.-D.  vom  20.  September  1811  «einer  StvlTsirung 
nach  nur  auf  die  niedicinische  Facnltät  Bezug  zn  nehmen  scheint,  so  sind  die 
darin  gegebenen  Anordnungen,  Punkt  3 — 9,  doch  stets  als  die  Hauptnorm  für 
die  fauch  in  anderen  Facultäten  bestellten)  Assistenten  betrachtet  worden, 
und  mussten  sohin  im  allgemeinen  Theile  dieser  Sammlung  angeführt  worden. 
Die  Geltung  dieses  Decretes  ist  durch  zahlreiche  neuere  Hinweisungen  auf  das- 
selbe (z.  B.  M.-E,  vom  11.  April  1849,  K.-G.-B. 212,  IS.Febr.  1869,  Z.  1630)  ausser 
Zweifel  go.stellt. 
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kundo,  ihrer  Ililtkwisseiisclmftcii , der  VVmidar/iieikunst  und  der  Eiit- 
biiidungitkunst,  jene  Vervollkommnung  und  Erweiterung  zu  gehen,  deren 
sie  einprtinglich  sind,  um  willkürlichen  Deutungen  vorzuheugen,  und 
um  diese  nützliche  Einrichtung  auch  auf  die  Lycnen  zu  übertragen, 
erhält  die  Ijandesstclln  die  beifolgende  Anordnung,  über  deren  genaue 
Beobachtung  zu  wachen  ist. 


Aiiordiiniig 

zur  Orgatiisiniiig  der  PttanzHchulcn  künftiger  Profcssoreii  für  die  verschiedeueu 
Zweige  der  Arzeiieikunst  und  ilrrer  Hilfsw'issenscliaftcu,  der  Chirurgie  und  Ent- 
binduiigsknnst  au  Universitäten  und  Lyeäen. 

1 . Die  Adjuncten , Assistenten , I’rosectoren  und  Praktikanten, 
welche  Professoren  ztigetheilt  und  untergeordnet  sind , die  Seeuudar- 
Aerzte,  Sccundar- Wundärzte,  Assistenten  und  Praktikanten,  welche  in 
einem  Krankenhause  oder  in  einem  Gchärhause  angestellt  sind , über 
das  ein  l’rofessor  die  Oberleitung  fiihrt,  oder  als  Primär  - Arzt  und 
Primär  - Wundarzt  dasselbe  besorgt,  bilden  die  Individtien  der  Pflanz- 
schulo  künftiger  Professoren. 

2.  Zu  Adjuncten,  Assistenten  und  Proscctoren  kiinnen  nach  der 
Erforderniss  der  Stelle  nur  promovirte  Aerzte  und  Wundärzte,  oder 
in  deren  Ahgatige  solche  Individtien  gewählt  werden,  welche  wenig- 
stens Eine  strenge.  Prüfung  mit  Beifall  gemacht  haben*).  Die  I’rakti- 
kanten  mögen  aus  den  Schülern  auserlesen  werden. 

iS.  Bei  der  Auswahl  der  Individuen,  welche  zur  Pllanzschule  (1.) 
gehören,  müssen  jene  den  Vorzug  erhalten,  an  denen  während  ihrer 
Studienzeit  die  Anl.agen  und  EigenschatYen  zum  künftigen  Professor 
am  deutlichsten  sich  au.ss|irechen. 

4.  Bei  der  Besetzung  der  Stellen  von  .\djuncten , Assi.stenten, 
Proscctoren  und  Pr.aktikanteu , welche  den  Professoren  an  den  I.chr- 
ämtern  zugothcilt  und  untergconlnet  sind,  schlägt  der  betreflende  Pro- 
fessor mehrere  der  vorzüglichsten  Individuen  dem  Studien  - Director 
vor,  dieser  (in  Wien  der  V'ice  - Studien  - Director  im  Einvcrständiilsse 
mit  dem  Director)  bestimmt  aus  den  Vorgeschlagenen  den  geeignete- 
sten ; oder  (wenn  etwa  der  Vorschlag  des  Professors  mit  den  Studien- 
Katalogen  im  Widerspruche  stünde)  wählt  auch  einen  Anderen,  und 
zeigt  ihn  im  letzten  Falle  mit  BcitYigung  der  Gründe,  um  welcher 
Willen  er  von  dem  Vorschläge  des  Professors  abging,  der  Landes- 
stelle zur  Anwei.sung  des  Gehaltes  an ; die  Stellen  der  Secundarärzte 
und  Wundärzte  oder  Praktikanten  in  den  Spitälern , welche  von  den 
Professoren  besorgt  werden  , werden  nach  der  bisher  üblichen  Art, 
jedoclT  mit  Beobachtung  der  Vorschrift  von  Nr.  3 besetzt. 

*)  Mit  der  Ah.  Entschliesung  v.  14.  Juli  1824  (St.-H.-C.-D.  v.  20.  .Juli  1824, 
Z.  4779)  wurde  angeordnet,  da.ss  zu  Assistenten  an  den  Kliniken  nicht  Indivi- 
duen, welche  bereits  mehrere  Jahre  von  den  Hludien  entfernt  waren,  sondern 
nach  Thmdichkeit  solche  zu  wählen  seien , welehc  die  .Studien  eben  oder  vor 
Kurzem  vollendeten. 
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5.  Die  Dauer  aller  Nr.  1 ffeiiaimteii  Aiistelluiiffeu  ist  fUr  zwei 
Jahre.  Hat  ein  Imlividuura  während  dieser  zwei  Jahre  durch  vorzüg- 
liche Verwendung  .sich  ausgezeichnet , wUnscIit  dieses  eine  Verlän- 
gerung der  Anstellung,  und  findet  man  sie  für  den  heahsichtigten 
Zweck  vortheilhati,  so  kann  die  Landesstelle  nach  dem  Einratheii  des 
Studien- Directors  (in  Wien  des  Vice-Studien-Directors  im  Einverständ- 
nisse mit  dem  Director)  dieselhe  auf  zwei  Jahre  verlängern,  nach 
deren  Verlaufe  aber  unabänderlich  ein  neues  Individuum  ftir  die  .Stelle 
ernannt  werden  muss.  *) 

Sind  unter  den  Adjuncten , Assistenten  oder  Sj.italsärzten  (1.) 
einige,  welche  bei  ihrer  Anstellung  Decrele  auf  mehrere  Jahre,  als 
hier  bestimmt  werden,  oder  auf  ihre  Lebenszeit  erhielten;  so  sind  sic 
in  dem  ungestörten  Genus.se  ihrer  Anstellung  zu  lassen , und  findet 
die  neue  Ordnung  bei  den  von  ihnen  bekli  ideten  ,>1011011  erst  nach 
ihrem  Abgänge  Statt. 

6.  Die  Directoren  und  Professoren  müssen  Sorge  tragen  und 
darüber  wachen,  da,ss  die  Nr.  1 hezeich  neten  Individuen  in  dem  für 
sie  hestiramlen  wissenschaftlichen  Zweige  den  möglichsten  Grad  von 
Ausbildung  sich  eigen  machen. 

7.  Daher  ihnen  keine  IJeschäftigungen  aufgetragen  werden  dürfen, 
welche  der  Erreichung  des  Hauptzweckes  hinderlich  und  unter  ihren 
Dienstvcrrichtnngen  nicht  begrifl’en  sind. 

8.  Zn  Su|i|)Iirungen  der  etwa  erkrankten  oder  abgängigen  Pro- 
fessoren können  sie  nur  dann  verwendet  werden,  wenn  sie  die  hiezu 
erforderliche  llilduug  bereits  erlangt  haben  **). 

9.  Zur  Erlangung  einer  Lehrkanzel  haben  sie  sich  den  Ooncursen 
nach  der  betrefienden  Ordnung  zu  unterziehen  ***). 

*)  Eine  Au.snahmc  Iicstcht  hiiisiclilHcli  der  Assistenten  am  jihysik.  Cabineto 
der  .Sternwarte  and  metci.mlngiscben  Anstalt.  (Vcrgl.  Abschnitt  VII). 

Zur  Dienstpavcriängemng  eines  Adinncten  bedarf  es  der  ministeriellen 
Oenebmigung.  M -E.  v.  30.  August  1«50,  Z.  7123. 

**)  Vergl.  M. -E.  v.  7.  Nov.  1352,  Z.  11123  und  M-E.  v.  8.  Aug.  1353, 
Z.  7432  (sub  VI). 

*«*)  Vcrgl.  M.-E.  V.  II.  Dec.  1848,  Z.  8.30».  Mit  dem  St.-Il.-E.-U.  vom 
27.  Sept.  1811,  Z.  lf.54  wurden  die  organisatorischen  Bestimmungen  über  die 
Errichtung  von  A dj  n n ctenste  1 1 en  bekannt  gegeben.  Die  §§.  4-8  dieses 
Decretes  lauten  äbniieh,  wie  die  bezüglichen  Anordnungen  <les  St.-H.-C.-l).  vom 
20.  8ept.  1811  über  die  A ssis  t e n te  ns  tc  1 1 e n. 

Mit  St.-H  -C.-ll.  V.  31.  März  1815  wiinlen  eigene  Instructionen  für  die 
Assistenten  hinansgegoben  (I’.-G.-S.  Bd.  43,  S.  13»). 

Im  St.-H.-C.'D.  V.  6.  .Jänner  1821,  Z.  »140  wurde  bemerkt:  dass  den 
Adjuncten,  da  sie  keine  Beamten,  aoiidern  Präparandcn  für  Lehrämter  .sind, 
denen  der  Staat  auf  2 — 4 Jahre  zu  diesem  Ende  eine  Unterstützung  gibt,  kein 
Diensteid  abzunchmeu  ist. 

Die  Verwendung  von  Stndirendcn  als  Assistenten  ist  zufolge  des  St. -M.-E. 
V.  3.  Sept.  1862,  Z.  »125,  an  das  medicinisebe  Professoren-Collegium  in  Krakau 
nicht  gc.stattet. 
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101.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  17.  März  1827, 

an  siinnntlicliu  LXiidcr^tollvn  mit  Aimnahmc  von  ßiihnicn, 

womit  die  Verwendung  der  bei  einem  Lehrfache  bestellt  gewesenen  Assi- 
stenten bei  einem  anderen  Lehrfache  untersagt  wird. 

Mit  böcliRtpr  EntsclilioBsung  vom  5-  Anglist  1S23  ist  aus  Ver- 
anlassung eines  Falles  befolilen  worden , dass  einem  Individuum,  wol- 
clies  als  Assistent  bei  einem  Lebrnmtc  austrat,  niebt  abermals  eine 
zweite  Assistuntenstelle  bei  einem  anderen  Lebramte  verlieben  werden 
könne. 

Diese  böebste  AVeisung  liegt  zwar  schon  klar  in  der  schon 
früher  bestandenen  höchsten  Vorschrift,  dass  die  Assistenten  oder  Ad- 
juncten  der  Lebriimter  nur  auf  zwei  Jahre  ernannt,  und  in  gewissen 
Fällen  höchstens  nur  noch  auf  weitere  zwei  .Jahre  belassen  werden 
dürfen.  Da  jedoch  hervorkommt,  dass  man  diese  Vorschrift  nicht  auf 
den  Fall  anwenden  zu  müssen  glaubt,  wo  ein  Assistent  oder  Adjunct 
bei  einem  anderen  Lehrfache  als  solcher  bestellt  wird;  so  wird  die 
erwähnte  höchste  Entschricssung  vom  f».  August  1S23  der  Landes- 
stelle zur  genauesten  Richtschnur  ftir  alle  Lehranstalten , an  welchen 
Assistenten  oder  Adjuueten  bestehen,  eröffnet. 


102.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  19.  December  1836, 

an  sämnitlichc  Lämlcrstclleu, 

womit  die  Verwendung  der  Lehramts-Assistenten  zu  längeren  Supplirungen  von 
Lehrämtern  untersagt  wird. 

Es  ist  schon  mchrmal  die  Wahrnehmung  gemacht  worden,  dass 
die  an  mehreren  Universitäten  für  ciuzelue  Lehrfächer  angestellten 
Assistenten  während  der  Dauer  ihrer  zeitlichen  Anstellung  zur  längeren 
Supplirung  von  Lehrtachern  verwendet,  und  zu  diesem  Ende  sogar  in 
andere  Provinzen  berufen  oder  versendet  worilen  sind. 

Dieses  Verfahren  ist  den  mit  höchster  Entschliessung  vom 
14.  .September  181  I erflossenen  und  mit  dem  hierortigen  Decrete 
vom  27.  September  ISII  bekannt  gemachten  Kestimmungen  entgegen, 
mit  welchen  im  Absätze  7 verordnet  wird,  dass  die  Supplirung  eines 
Lehramtes  keine  allgemeine  Jleschäftigung  der  Assistenten  zu  bilden 
habe,  und  sie  nur  in  einzelnen  Fällen  von  kurzer  Verhinderung  der 
Professoren  hiezu  verwendet  werden  können. 

Um  so  weniger  bst  nach  dieser  höchsten  Bestimmung  die  Ver- 
sendung oder  Berufung  eines  Assistenten  oder  Adjuncton  zur  Supplirung 
einer  Lehrkanzel  einer  auswärtigen  Lehranstalt  während  der  Dauer 
der  Assisteuteuzeit  zulässig. 
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103.  Ministerial -Erlass  v.  29.  August  1854,  Z.  13058, 

an  die  Statthalterei  von  Bfllimcii, 

womit  ausgesprochen  wird,  dass  bei  Ertheilung  eines  Urlaubs  an  Lehramts- 
Assistenten  nach  der  mit  dem  Ministerial-Erlasse  vom  26.  April  1850,  Z.  2796 
(R.-Q.-Bl.  Nr.  189)  Uber  Ertheilung  eines  Urlaubs  an  Mitglieder  des  Lehrstandes 
vorgezeichneten  Norm  vorzugehen  sei. 

Ungc^achtet  die  Assistenten  strenge  genommen  niclit  zum  Lehr- 
Btiindc  geboren  mul  keine  lienmte  sind,  so  werden  sie  doch  dem  Lelir- 
personalo  insot'erne  mit  Recht  bcigozUhlt,  als  sie  nebst  der  Verpflich- 
tung ihrer  Ausbildung  für  den  Lelirstand  auch  noch  die  haben , nach 
Massgabe  ihrer  BefUhigung,  dem  Professor  bei  Ertheilung  dos  Unter- 
richtes behilflich  zu  sein , und  wa.s  insbesondere  die  klini.schen  Assi- 
stenten bctrifl't , ihn,  hei  kürzeren  V'crhinderungstallen,  im  Amte  zum 
Theile  zu  ersetzen.  .Sie  werden  daher  auch  im  Persoualstande  der 
Universität  sub  lit.  15  unter  dem  Titel : nder  übrige  Lehrkörper* **)'  an- 
gefilhrt.  Mit  Hinblick  auf  diese  Verhältnisse  ist  bei  Ertheilung  eines 
Urlaubes  an  Assistenten  naeb  der  mit  dem  .Ministerial-Erlasse  vom 
'26.  April  1850,  /.  279fi  (K.-ü.-B.  Nr.  189)  über  Ertheilung  eines 
Urlaubes  an  Mitglieder  des  Lehrstandes  eroffneten  Norm  vorzugeheu*'). 


104.  Ministerial -Erlass  vom  25.  Juni  1856,  Z.  8934, 

an  die  Statthalterei  von  NiedcrÖsterroich, 

rUcktichilich  der  FIU$tigmachung  der  Bezüge  der  Assistenten. 

Die  Assistenten  gehören  in  der  Regel  in  die  Reihe  der  Stipen- 
disten die  mit  Allerliöchster  Eutschliessung  vom  26.  Juni  lSo3t) 
erflossenc  Norm  findet  dalier  bei  der  Flüssigmachung  ihrer  Bezüge 
keine  Anwendung. 

Hiervon  wird  die  k.  k.  Statthalterei  zur  weitern  Veranlassung 
in  Konntniss  gesetzt. 

*)  Nach  dem  St.-H.-CV-D.  vom  11.  Juui  Z.  289J,  aolltc  Ai>«istenten 

Überhaupt  kein  Urlaub  ertheilt  werden;  und  nocli  mit  M.-E.  viun  1.  Der  1852, 
Z.  12395  wurde  einem  chirtirg.-klinUch.  AsNistonteii  der  erbetene  Urlaub  behufs 
wisKonschafllicher  Atisbildung  in  l*aris  verweigert,  „da  Assilfttenten  Stipendisten 
sind,  welche  sich  in  dem  Fache,  für  welches  sie  bestimmt  sind,  an  der  Lehr- 
anstalt, bei  welcher  sic  aiigcstolU  sind,  niis/,ubilden  hnben^. 

**)  M -E.  V.  11.  .luU  1861,  Z.  Ü357  an  das  medic.  Profcssoren-rollepum 
ln  Krakau..  „Die  Assistenten  der  med.-chir.  Lehranstalten  sind  als  Stipendisten 
und  die  von  ihnen  bezogenen  Adjuta  sind  als  8tipoiidicu,  welche  sie  zum  llehufe 
ihrer  wU.sen8chaftlicheii  Au.shildung  gcnie.sscn,  zu  bctracliteii.'* 

f)  Der  auf  die  Ah.  Eiitschliessung  v.  20.  Juni  185.3  fussendc  Miui.sterial- 
Erlass  v.  20.  Juli  185.H  enthKlt  die  allgemeinen  Normen  Über  die  Anweisung 
und  Einstellung  der  Bezüge  der  Staatsdiener  („Gehalte,  Adjuten,  Zulagen  und 
überhaupt  alle  diejenigen  stehenden  Bezöge,  welche  in  den  für  die  Gehalte  fest- 
gesetzten Zeitabschnitten  erfolgt  werden“). 


Digitized  by  Google 


142 


105.  Ministerial-Erlass  vom  3.  Jänner  1859,  Z.  22573  ex  1858, 

au  daa  mediciiiUclic  rndessoreu-CoUegiiim  in  l*rag, 
betreffend  den  bei  der  Wahl  der  Astittenten  zu  beobachtenden  Vorgang. 

Ks  ist  niclit  genug,  dass  bei  der  Wald  der  Assistenten  beson- 
dere Rücksicht  aul’  jene  Individuen  genommen  werde,  welche  während 
der  Studienzeit  eine  besondere  Vorliebe  für  jenes  Fach  , bei  welchem 
dieselben  al.s  Assistenten  angestellt  werden  wollen,  an  den  Tag  legten, 
sondern  es  haben  nach  Massgabe  des  §.  3 und  4 des  Studien -Jlof- 
commissions  - Decretes  vom  20.  September  1811,  Z.  1611  von  den 
gemeldeten  llewerbern  jene  den  Vorzug  zu  erhalten , an  denen  ira 
L.aufe  der  Studien  die  Anlagiui  und  Eigenschaften  zum  künftigen  Pro- 
fessor am  deutlichsten  sich  nussprä'chen. 

Dass  die  Anträge  der  Fachprofessoren  nicht  ohne  weiters,  so 
wie  einzig  und  allein  als  massgebend  anzusehen  sind  , geht  aus  den 
Be.stimmungen  des  oberwähnten  §.  4 hervor;  nicht  minder  ist  aus 
denselben  zu  entnobmen , dass , wenn  ihnen  Genüge  geleistet  werden 
soll,  eine  Concurrenz  eröffnet  werden  müsse. 


106.  Ministerial-Erlass  vom  13.  Februar  1860,  Z.  1630, 

an  dasFniv€.rsilät8-Consistorinin  zu  Wien,  an  die  akademischen  Senate  zu  Krakau, 
Prag,  die  St.atthalterei  von  Mähren  und  Landesregierung  von  Salzburg, 

betreffend  die  Ernennung  von  Assistenten  an  Universitäten  und  chirurgischen 
Lehranstaiten  und  die  Bewilligung  der  Dienstverlängerung  für  dieselben. 

Xach  den  bestehenden  Vorschriften  liegt  die  Ernennung  der 
Assistenten  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  und  die  Bewilligung  der 
Dienstverlängerung  derselben  für  fernere  zwei  Jahre  unter  genauer 
Beobachtung  der  diesfalls  vorgezeichneten  Bestimmungen  im  Wirkungs- 
kreise der  akademiscben  Behörden  erster  Instanz*).  Die  Erstattung 
besonderer  .‘Vnzeigen  über  diese  Amtshandlungen  und  deren  Erfolg, 
sowie  die  Eiidiolnng  der  hierortigen  Genehmigung  der  ersteren  er- 
scheint nur  dann  nothwendig,  wenn  die  genannten  Bestimmungen 
hierbei  nicht  genau  eingehalten,  sondern  ein  hiervon  abweichender 
Vorgang  eingeschlagen  werden  sollte. 

Ausserdem  genügt  es  vollkommen,  wenn  jene  Amtshandlungen 
bloss  mittelst  der  vorgeschricbenen  Berathungs- Protokolle  zur  hier- 
ortigen Kenntniss  gebracht,  in  diesen  Protokollen  aber  jedenfalls  alle 
jene  Daten  gehörig  ersichtlich  gemacht  werden , aus  denen  der  bei 
der  Bernthung  und  Schlussfassung  beobachtete  Vorgang  verlässlich 
entnommen  werden  kann  •*). 

*)  Zufolge  M.-E.  vom  25.  Octol>er  1H54,  Z.  1562Ö  kann  <lie  Verlängerung 
der  Anstellung  der  Assistenten  (der  gerichtlichen  Arzneikundc)  nur  ausnahmsweise 
geschehen  und  ist  der  Genehmigung  des  Unterrichts  Ministeriums  zu  unterziehen. 

**)  Hinsichtlich  der  chirurgischen  Lehranstalten  in  Brünn  und  Salzburg 
liegt  die  Ernennung  der  Aa.sisteuteu  auf  2 Jahre  und  der  Antrag  auf  Dienstes- 
verlängening  für  fernere  2 Jahre,  nach  ge|iflogonetn  Einvernehmen  des  betreffen- 
den Professors,  im  Wirkungskreise  des  medic. -chirurgischen  Studieu-Directorates. 
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107.  Allerhöchste  Entschliessung  v.  6.  Octoher  1861,  Z.  9832, 

mit  welcher  das  Staatsministerium  ermächtigt  wird,  in  besonders  rUcksichts- 
wUrdigen  Fällen  behufs  der  Belassung  von  Assistenten  an  Lehranstalten  die 
Nachsicht  des  Verwandtschafts  • Verhältnisses  oder  der  Verehelichung  lu 

ertheilen  *). 

Diese  über  den  allerunterthänigstcn  Vortrag  vom  !).  Septem- 
ber 1S61,  Z.  8311,  erflosseiio  Allerhöchste  Entschliessung  lautet: 

Ich  genehmige  die  gestellten  Anträge. 

Laxenburg,  am  6.  Octoher  1861. 

Franz  Joseph  m.  p. 


Supplenten**). 

108.  Mmisterial-Erlass  vom  30.  Jänner  1860,  Z.  1059, 

au  da.s  Professoren-Collegriuni  der  philosopUisebeu  Facultät  an  der  Untrer- 

xitHt  lim.Hbruck, 

womit  demselben  zur  Richtschnur  vorgezeichnet  wird,  dass  den  Supplenten 
bei  den  Sitzungen  des  Professoren-Collegiums  in  didactischen  Angelegenheiten 
ihres  Faches  eine  beschliessende  Stimme,  in  allen  übrigen  Verhandlungen  aber 
nur  ein  berathendes  Votum  zusteht***). 

Man  fimltit  sich  veranlasst,  dem  k.  k.  Frotessoren  - Collegium 
zur  genauen  Kichtsclmur  für  die  Zukunft  vorziizeichnen , dass  den 
Supplenten  bei  den  Sitzungen  des  Professoren-Collegiums  in  didactischen 
Angelegenheiten,  welche  sich  unmittelbar  auf  das  von  ihnen  vertretene 
Fach  beziehen,  allerdings  eine  beschliessende  Stimme  zusieht,  in  allen 
übrigen  Verhandlungen  aber  nur  ein  berathendes  Votum. 


*)  Diese  Ah.  KutscblieHisung  bexioht  sieb  einerseits  auf  das  St.-H.-C.-D. 
vom  2y.  Decembor  1828,  Z.  t>729,  wegen  der  Aus.scblicssung  der  Studieii-Uiroc- 
toren  und  Professoren  von  den  I*rüfungen  nahe  verwandter  und  verschwiig*>rter 
Individuen  und  da.s  St-H.-C.-D.  vom  15.  Juni  1827  (erneuert  und  modificirt 
unterm  7.  December  1843\  worin  dieses  Verbot  atiadriicklich  auf  die  Assistenten 
und  Adjnncteii  in  Bezug  auf  den  ProlV.ssor  oder  Lehrer  aiiHgeilelnit  wird,  bei 
dessen  Lehrfache  sie  aiigestcllt  sind ; dann  in  letzterer  Beziehung  auf  die 
SL-H.-C.-Üccrete  vom  12.  April  1833,  Z.  . . . und  20.  Mai  Z.  3132,  wor- 

nach  als  Assistenten  und  Adj mieten  nur  ledige  Individuen  angestellt  wer- 
den sollen. 

**)  Sup])Ienten  werden  an  den  dsterreichischeu  Universitäten  nur  aus- 
uahmsweiM*  bei  verilbcrgehemler  Krledigung  einer  Lehrkanzel  oder  Verhinderung 
des  betreffenden  Profca.sors,  (z.  B.  durch  Krankheit)  verwendet. 

***)  Mit  früheren  MinKterinl-Erlässen  vom  15.  Jänner  1852,  Z.  12740  ex 
1851  und  22.  Octoher  1856,  Z.  10413,  war  den  Supplenten  stets  nur  eine  bera- 
theude  Stimme  einguräumt  worden. 
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109.  Mmisterial-Erlass  vom  8.  April  1868,  Z,  2591, 

au  die  k.  k.  Statthalterei  fUr  Böhmen, 

betreffend  den  Anspruch  nicht  besoldeter  Docenten  auf  SupplirungsgebUhr 
nebst  ihrer  Remuneration  bei  Uebernahme  der  Supplirung  eines  zweiten 

Lehrfaches. 

Wenn  unbesoldete  Docenten,  welche  für  die  Vertretung  eines 
Lehrfaches  eine  Kcniuneration  beziehen,  ausserdem  noch  die  Supplirung 
eines  anderen  L4*hrfache.s  übernehmen,  erhalten  sie  — in  analoger 
Anwendung  de»  Absatzes  5 des  §.  VI  des  Substitutions-Normale  vom 
3.  Juni  1S39*)  — nebst  ilirer  Uemuneration  noch  50  Procont  des- 
jenigen Gebaltes,  welcher  mit  dem  suppUrten  Lehrarate  in  der  untersten 
GelialLsstufe  verbunden  ist. 


Der  Absatz  5 de»  §.  VI  de»  Substitutions*  Normale  vom  Jahre  IH39, 
dessen  Be.stimrauiigeu  in  den  AusnahmsfHllen  von  Snpplirun^en  an  Universität«* 
Lehrämtern  zur  Anwendung  koimneiu  lautet:  „Hin  bü-soldoter  Beamter,  Lehrer 
oder  Profes.sor,  welcher  nebst  der  vollen  Besorgung  seine«  eigencMi  Dienste«  ein 
Lehramt  siipplirl,  erhält  nebst  dem  (iehaltc  diese«  «eines  eigenen  Dienste«  noch 
60  Proceiit  von  dem  «ystenüsirteii  Uelialte  des  «upplirteu  Lehramtes  al«  Subati* 
tutions-GehÜhr.“ 

Mit  dem  M.-E.  vom  29.  September  185 Z.  3113,  wurde  erklärt,  dass 
auch  bei  Snpplirungeti  an  der  Krakauer  Universität  ria.«  Substitution«  > Normale. 
vom  8.  .Inii  18.39  in  Anwendung  zu  kommen  hat. 
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lUgemeine  Yorsclirifbeii , 

die  Universitlts-Stadirenden  betreffend. 


a)  Au&ahme.  — Iramatriculirung.  — Inscription.  — 
Löschung  der  Collegien  — Absolutorien  und 
Abgangszeugnisse.  *) 

110.  Ministerial-Erlass  vom  10.  März  1850,  Z.  1586, 

au  daa  Wiener  Univereitite-Conaiatorium , an  den  akademiachen  Senat  der 
UniveraiUit  zu  PritK,  Olmiltz,  Graz,  lunabmek,  Lemberg,  Krakan, 

womH  ein  Formular  dar  Univeriitüta-Abgangazaugnizae  mit  ainar  Voraehrift 
Uber  Ihre  Auafilllung  hinautgegeben  wird. 

R.-0.-BI.  Jahrgang  1860,  Z.  117,  pag.  700. 

Zur  Erzielung  der  erfordealichen  Gleicbfdnnigknit  in  der  Ein- 
richtung nnd  AuafQlIung  der  in  den  §§  23  und  24  der  provisorieehen 
Stndien-Ordnung  **)  erwähnten  Universitätazeugnisse  für  diejenigen 
Studirenden,  welche  eine  österreichische  Universität  verlaaaen,  ent- 
weder weil  ihre  Studien  beendet  sind,  oder  weil  sie  sich  an  eine 
andere  Universität  begeben  wollen,  wird  hiermit  ein  Formulare  mitge- 
theilt,  nach  welchem  diese  Universitätazeugnisse  auszustellen  sind. 

Bei  ihrer  Ausfllllung  werden  folgende  allgemeine  Weisungen  zu 
beobachten  sein  ; 

1.  Diese  Universitätszeugnisse  treten  theilweise  an  die  Stelle 
der  an  mehreren  Facultäten  bisher  bestandenen  Absolutorien , von 
deren  Ausfertigung  es  nunmehr  abzukommen  hat.  ***| 


Die  im  Abschnitte  III.  a)  enthalteuen  Verordnungen  stehen  mit  den 
allgemeinen  Studien-Vorschriften  des  Abschnittes  I.  a)  im  engsten  Zusammenhänge. 

**)  Den  §§.  23  und  24  der  prov.  Studienordnung  vom  11./13.  OcL  1849 
entsprechen  die  §§.  67  und  68  der  Studienordnnng  vom  1.  Oct  1860. 

***)  Für  die  juridische  Facultät  wurden  mit  M.-E.  vom  3.  April 
1866,  Z.  6169  wieder  sogenannte  Absolutorien  mit  eigenen  Formularen  in 
deutscher  Sprache  eingefOhrt. 

ThM.  0«ctMT.  UnlT«niUUaf«Mtxe.  10 
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2.  IMeselbiüi  werden  au  alleu  osterreicbiscliea  Universitüteu  in 
lati'inischerSpraclie  nach  dein  beigeschlossenen  Formulare  ausgestellt.  *) 

3.  Sie  sind  bestimmt  einen  vollständigen  lleberblick  Uber  die 
akademische  Verwendung  des  «von  der  Universität  abgebciiden  Stu- 
direnden  fUr  denjenigen  Zeitraum  zu  geben,  welchen  er  an  dieser 
Universität  ohne  alle  Unterbrechung,  oder  wenigstens  ohne  in  der 
Zwischenzeit  eine  andere  Universität  besucht  zu  haben,  zngebracht  hat. 

4.  In  der  allgemeinen  Ueberschrifl  ist  nach  den  Worten  nquum 
se  digiium  civitate  academica  praestitisseti*  anzumerken,  ob  der  Stu- 
dirende  auf  Grundlage  eines  Abgangszeugnisses  von  einer  anderen 
Universität  oder  der  Studienzeugnisse  der  früher  bestandenen  zwei 
philosophischen  Jahrgänge,  oder  eines  Maturitätszeugnisses  eines  Gym- 
nasiums immatrikulirt  worden  ist.  Die  betroflenden  Lehranstalten  sind 
dabei  individuell  zu  bezeichnen. 

5.  Zur  Aufnahme  in  diese.  Zeugnisse  als  akademischer  Studien- 
zeit sind  nicht  geeignet  die  bis  incl.  zum  Jahre  1b4S  bestandenen 
zwei  philosophischen  Jahrgänge 

6.  Im  Allgemeinen  sind  die.  betreffenden  Lehrgegenstäude  in 
chronologischer  Ordnung  der  au  der  Universität  zugebrachten  Semester 
und  zwar  dadurch  besonders  übersichtlich  zu  m.aehen,  dass  in  der 
zweiten  Columne  vor  der  Aufzählung  der  einzelnen  Lehrfächer  in 
hervortretender  Schriftart  Studienjajir  und  Semester  hervorgehoben 
würden. 

7.  Da  jedoch  die  jetzt  oder  in  mehreren  der  nächsten  Semester 
von  einer  Universität  abgehenden  Stiidirenden  Zeugnisse  vorweisen 
werden,  in  welchen  mehrere  Gegenstände  nach  den  früheren  Studien- 
anordnnugen  nicht  nach  Semestern,  sondern  nach  Jahrgängen  aufgeführt 
sind,  so  wird  auch  noch  einige  Zeit  hindurch  in  diesen  Zeugnissen 
eine  oft  wenigstens  theilweise  Anfphrnng  der  Lehrgegenstände  nach 
Jahrgängen  zulässig,  ja  selbst  nothwendig  sein. 

In  diesen  Fällen  sind  nach  der  liezeichnung  des  Studienjahres 
zuerst  a)  die  ganzjährigen,  b)  <lie  halbjährigen  Gegenstände  besonders 
anzuführen. 

8.  Die  an  der  Wiener  Universität  in  dem  abgekürzten  Studien- 
jahre 1840,  in  welchem  keine  Semestral-Abtheilung  statt  hatte,  gele- 
senen Collegicn  sind,  ohne  sie  in  halb  oder  ganzjährige  zu  scheiden, 
anzusetzen. 

0.  Die  Aufzählung  der  Lehrgegensläude  hat  sich  in  jedem 
Semester,  oder  nach  Umständen  in  jedem  Jahrgange  auf  alle  zu 
erstrecken , welchen  der  Studirende  in  dem  betreffenden  Semester 
oder  .lahrgange  in  einer  oder  mehreren  Facultäten  sich  gewidmet  hat. 

10.  Die  Kubrik  der  Fortgangsclasso  ist  flir  Diejenigen  bestimmt, 
welche  aus  früheren  Jahren  oder  aus  dem  Jahre  1850  alsPrivatisten 
der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultät  Portgangszeugnisse 


*)  Oie  Formularien  wurden  in  die.ser  .Sammlung  weggelasseii. 
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vorwi'iMen.  — Kommen  in  denselben  wioderholte  Prüfungen  vor,  so 
sind  dieselben  durch  den  Beisatz  rep.  ex  ersichtlich  zu  machen.  •) 

1 1.  Ein  besonderer  Erequentationscalcfll  ist  nur  insofcrne,  und 
zwar  in  der  Kubrik  der  Anmerkungen  aufzunchmon,  als  er  auf 
nmindcr  Reissig“  oder  niiachlässig“  lautet. 

12.  Ausserdem  ist  unter  der  Anmerkungsiubrik  zu  bemerken, 
dass  der  Stndirende  in  dem  einen  oder  anderen  äemester  oder  Jahr- 
gange, oder  einen  einzelnen  Gegenstand  als  „Privatist“  studirt  habe. 

13.  Nach  Aufzählung  sümmtlicber  an  der  Universität  gemachten 
Studien  und  Durchstreichung  dos  allenfalls  iinausgeflillt  bleibenden 
Raumes  sind  auf  der  letzten  Seite  rücksichtlich  seines  akademischen 
Benehmens  jedenfalls  zuerst  die  in  seinem  von  einer  anderen  Univer- 
sität etwa  mitgebracbteii  Universitätszeugnisse  enthaltenen  Angaben 
über  sein  akademisches  Verhalten  an  dieser  ihrem  wesentlichen 
Inhalte  nach  und  sohin  die  Bemerkungen  über  sein  Betragen  an  der 
das  neue  Universitätszeugniss  ausstellenden  Universität  beizuftigeu. 

Kam  an  dieser  gegen  ihn  kein  Anstand  vor,  so  wird  die  dies- 
falligc  Bestätigung  dahin  lauten,  dass  sein  Betragen  während  seines 
Aufenthaltes  an  dieser  Universität  den  akademischen  Gesetzen  „voll- 
kommen gemäss“  oder  bei  geringeren  Vergehen,  welche  nach  §.  19 
der  Discipliiiar-Orduung  nicht  besonders  in  das  Universitätszeugniss 
aufzunehmen  sind,  denselben  , gemäss“  war. 

Im  entgegengesetzten  Falle  ist  zu  bemerken,  sein  Benehmen 
sei  den  akademischen  Gesetzen  insoweit  zuwidergelaufen,  dass  gegen 
ihn  folgende  Discipliuai'-Erkenntnisse  eintraten;  diese  sind  sohin 
ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  mit  Verweisung  auf  das  betreffende 
Protokoll  anzufiihreii. 

14.  Das  Universitätszeugniss  wird  von  dem  Decan  des  betref- 
fenden Prufessoren-Collegiiims  zusammengcstellt,  welcher  in  dem  Falle, 
als  der  Candidat  bereits  gehörig  ausgestellte  Universitätszeugnisse 
oder  Studieuzeugnisse  zum  Belege  seiner  akademischen  Verwendung 
beibringt,  aus  diesen  die  Zusammenstellung  verfassen  kann,  ohne  sich 
erst  insbesondere  mit  den  Decanen  anderer  Facultäten,  deren  Vor- 
lesungen der  Studirendo  besucht  hat,  in  das  Einvernehmen  setzen 
zu  müssen. 

13.  Dass  der  gesammto  Inhalt  des  Universitätszeugnisses  von 
dem  betreffenden  Decano  oigouhändig  geschrieben  sei,  ist  nicht  noth- 
wendig,  doch  haftet  er  für  die  Richtigkeit  der  darin  enthaltenen 
Angaben. 

16.  Das  Universitätszeugniss  winl  von  dem  Decano  des  Pro- 
fessoren-Collegiums  derjenigen  Facultät,  an  welcher  der  Studirende  zuletzt 
immatriculirt  war,  und  von  dem  Rector  unter  Bcidrttckung  des  Uni- 
versitätssiegols  unterschrieben. 


•)  In  den  Abgangszengnissen  der  Tlieologeu  sind  zufolge  §.  20  des 
M.-E.  vom  16.  Sept.  1851  R.-G.-B1.  216  auch  die  in  den  Ännual-  und  Semeatral- 
Prüfungen  erhaltenen  Classificationen  ersichtlich  zu  machen. 

10  * 
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17.  Die  in  jedem  Jaliro  an  einer  Universität  ansgestellten  Uui- 
versitätszeugnisse  sind  mit  durch  alle  Facultäten  durchlaufenden  Num- 
mern zu  bezeichnen,  und  in  der  Universitätskanzlei  in  einem  eigenen 
Register  in  Evidenz  zu  halten.  *) 


111.  Ministerial-Erlass  vom  22.  December  1850,  Z.  10827, 

an  daa  rechte-  und  staatewiaseuschaftUebe  Professoren-Collegtam  der  Prager 

Universität, 

womit  bestimmt  wird,  dass  die  Löschung  einet  vortchrlfltmättig  gemeldeten 
Collegiumt  in  dem  Meldungtbuche  nur  mit  Zustimmung  des  betreffenden 
Dooenten  erfolgen  darf. 

Sobald  sich  ein  Studirender  zu  einer  Vorlesung  vorschriftsmäasig 
gemeldet,  kann  die  Ausstreichung  dieses  Collegiums  aus  seinem  Mel* 

*)  Hit  Ministerial-Rrlass  vom  29.  September  1850,  Z.  8256,  an  das 
Universitäte-Consistorium  z\i  Wien,  den  akademischen  Senat  der  Universität  in 
Prag,  Lemberg,  Krakau,  Pest,  OlmüU,  Graz,  Innsbruck  wurden  ferner  Formu- 
lanen a)  von  A u fn  ah  m SHC  h ei  II  c n für  Universitätestudirende,  b)  von  Mel- 
dungsbflehern  flfr  die  urdentHcben  H5rer,  c)  von  Meidu  ngsbo  gen, 
d)  von  Nationalien  und  e)  vom  H auptk  a talogo  mitgetheilt 

Vergleiche 

Kiniaterial-ErlasB  vom  18.  Jänner  1862,  Z.  11436  ex  1861, 

an  <1en  Aksderoiiicben  Renat  d«r  Krakauer  L'niverMtäi. 

womit  über  Anfrago  bodootot  wird,  dass  dia  Maldungabogan  auch  für  auaaarerdoallieho 
Uoivorailltahdrar  mit  ainam  Stampal  lu  «araahon ; dia  Aufnahmsaehaiaa  dar  auaaarerdaiit* 
liehan  Hörar  abar,  aowia  dia  Intarima-Aufnahmaaehaina  dar  erdaatlieha«  Hdrar  dam 
Stampal  nieht  unfarworfan  taian. 

Es  ist  nach  dein  §.  14  und  18  der  Studienordnung  vom  1.  October  1850, 
Z.  370  keinem  Zweifel  zu  unterziehen,  d&ss  der  zu  erlegende  StempelbetrHg 
von  15  kr.  C.-M.  zur  Stempelung  der  Matrikclscheine  mit  dem  15  kr.-Stempel 
zu  verwenden  sei.  (Gegenw’ärtig  ist  ein  Stempel  von  1 fl.  ö.  W.  zn  verwenden.) 

Rücksichllicli  der  Frage,  ob  auch  die  ausserordentlichen  Hflrer  zur 
Stempelentrichtung  verpflichtet  sind,  ist  zwischen  dem  Aufnahmsscheine  (§.  34, 
1.  Absatz)  und  dem  Mcldungsbogen  zu  unterscheiden.  Die  auf  letzterem 
enthaltenen  Bestätigungen  über  das  bezahlte  Collegpengeld  oder  die  erhaltene 
Befreiung  und  die  Frequentation  machen  diese  Meldungsbogen  zu  förmlichen 
Stadienzeugnissen,  und  der  §.  62  verfHgt  ausdrücklich,  dass  dieselben  für  jedes 
Semester  mit  einem  Stempel  von  6 kr.  zu  versehen  seien,  und  dass  die  Stttdi- 
renden  diese  Stempelung  selbst  und  zwar  vor  ihrer  diesfälligen  Meldung  bei 
der  Quästiir  zu  besorgen  haben. 

Die  Anfnahmsscheine  der  ausserordentlichen  Hörer  aber,  sowie  auch 
die  Interims-Aufnabmsscheine  der  ordentlichen  Hörer  (§.  13),  welche 
späterhin  gegen  den  gestempelten  Matrikelschein  iimgewochaelt  werden , sind 
von  der  Studienoidnung  dem  Stempel  nicht  unterworfen  worden.  Sie  sind  auch 
nicht  wie  die  Matrikelscbeine  zu  einer  Legitimation  der  Sbudirenden 
über  ihr  akademisches  Bürgerrecht  in  allen  Fällen,  somit  auch 
gegen  aussenhin,  sondern  nur  zur  Verständigung  der  Profeasoren  und  der 
Quästur,  mithin  zur  Manipulation  im  Innern  des  akademischen  Lebens  bestimmt, 
und  sollen  nicht  mehr  bedeuten,  als  dass  der  ausserordentliche  Hörer  nach 
den  Bestimmungen  des  §.  33  von  den  Docenten  und  der  Quästur  als  Frequen- 
tant eingetragen  werden  könne.  Sie  sind  daher  bis  zu  einer  etwa  sich  hierüber 
besonders  aussprechenden  Weisung  des  Finanzministeriums  stempelfrei  zu 
behandeln,  so  lange  sie  nicht  als  eine  Beilage  eines  Rxhibites  dem  Beilagen- 
steropel  zu  unterziehen  sind. 


Digilized  by  Google 


149 


duugsbuche,  falls  er  zur  Zahlung  des  Collegiengeldes  verpflichtet  ist, 
nur  mit  Zustimmung  des  hetrefi'enden  Docenten  erfolgen,  da  dieser 
durch  die  Anmeldung  des  Collegiums  ein  Recht  auf  das  Collegiengeld 
erworben  hat,  worüber  die  Majorität  des  Professoren-Collegiums  nicht 
ohne  seine  Zustimmung  disponiren  darf. 


112.  Erlass  des  Ministers  für  Gultus  und  TJnterricbt  vom 
3L  August  1853,  Z.  9656, 

batralfend  die  Ueberwachung  der  Frequentation  und  dar  Verwendung  dar 
Hörer  dar  Faouttäta  • Studien  an  den  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Lemberg, 
Krakau,  Olmlitz,  Qraz,  Innsbruck  (und  PasL) 

R.-Q.-BI.  Jahrgang  IShS,  Nr.  19(i,  pag.  1067. 

Um  den  bestehenden,  auf  fleissige  Frequentation  und  wissen- 
schaftlichen Fortgang  der  Studirenden  hinzielenden  Vorschriften 
verlässliche,  unparteiliche  und  rechtzeitige.  Anwendung  und  hiedurch 
wirksamen  Erfolg  zu  verschaffen , finde  ich , da  die  bezUgUchen 
Bestimmungen  der  §§.  53  und  55  der  allgemeinen  Verordnung  Uber 
die  Facultäts-Studien  vom  Jahre  1S50  nach  der  bisherigen  Brfaluning 
sich  nicht  als  ausreichend  erwiesen  haben,  zu  verfügen; 

1 . In  Hinkunft  hat  das  Professoren-Collegium  wenigstens  einmal 
in  Jedem  Monate  nach  eröffnetem  Studienjahre  zusammenzutreten,  über 
den  Besuchfleiss  der  Schüler  die  gemachten  Beobachtungen  auszu- 
tauschen,  darüber  zu  beratben,  und  sohin  zu  jenen  Massregeln  zu 
schreiten,  welche  das  mehrerwähnte  Gesetz  über  die  Facultäts-Studien 
daran  knüpft. 

Diese  Verfügung  hat  mit  dem  eben  beginnenden  Schuljälire  in 
Wirksamkeit  zu  treten. 

2.  Die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Docenten  mit  Rücksicht 
auf  die  Zahl  ihrer  Hörer  und  andere  specielle  Verhältnisse  die  Fre- 
quentation zu  überwachen  haben,  soll  zwar,  wie  es  nach  dem  Ministe- 
rial-Erlasse  vom  5.  Juli  1851,  Z.  6485,  bisher  der  Fall  war,  auch 
fernerhin  ihrem  Ermessen  anheimgestellt  sein.  *)  Sie  werden  jedoch 
besondere  Aufmerksamkeit  denjenigen  Studirenden  zu  widmen  haben, 
welche  sich  im  ersten  Jahre  des  Universitäts-Studiums  befinden,  oder 
welche  ein  Stipendium  geniessen,  oder  endlich,  deren  Betragen  bereits 
Ursache  gegeben  hat,  ihren  Fleiss  zu  bezweifeln. 

3.  Weil  die  blosse  Frequentation  ohne  eifrige  Verwendung  und 
wirklichen  wissenschaftlichen  Fortgang  nur  ein  sehr  äusserlicher 
Gewinn  wäre,  so  wird  allen  Lehrer-Collegien  der  §.  5t  des  obei- 
tirten  Gesetzes  und  den  Docenten  in  Erinnerung  gebracht,  dass  es 


*)  Im  Abschnitt  I.  a)  abgedruckt  unter  Nr.  Z 
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ihre  Pflicht  ist,  über  <lie  wissenschaftliche  Verwendung  ihrer  Hörer 
sich  ein  Urtheil  zu  bilden. 

Insofeme  nun  hiezu  nicht  nur  Colloquien  der  Uocenten  mit 
den  Studirenden,  sondern  auch  Disputatorien  der  Studirenden  unter 
einander  unter  der  Leitung  des  Docenten,  und  über  von  ihm  gege- 
bene Themata,  sowie  schriftliche  Ausarbeitungen  vorzugsweise  eignen, 
und  diese  Mittel  bereits  von  mehreren  Professoren  mit  vorzüglichem 
Erfolge  angewendet  werden,  wird  ihre  allgemeine  Einführung  dringend 
empfohlen. 

4.  Bei  den  früher  erwähnten  allmonatlichen  Conferenzen  der 
Lehrer-Collegien  hat  auch  die  Angelegenheit  der  Disputatorien  und 
Colloquien  zur  Sprache  zu  kommen,  und  jerler  Docent  die  Themata 
und  Hauptfragen,  die  er  zu  Disputatorien  oder  zum  Gegenstände 
schriftlicher  Ausarbeitungen  der  Studirenden  wählte,  dem  Confereuz- 
Protokolle  beizulegen. 

Die  in  den  §§.  711  und  74  des  Gesetzes  vom  1.  Oefober  1 8.50, 
R.-G.-Bl.  Nr.  370,  und  in  den  §§.  97,  93  des  Gesetzes  vom  8.  Octo- 
ber  18.50,  ft.-G.-Bl.  Nr.  43(1,  enthaltenen  Kestrictionen  haben  such 
auf  die  vorliegenden  Verftigungen  Anwendung  zu  finden. 


113.  Ministerial- Erlass  vom  29.  Juli  1860,  Z.  7372, 

an  das  Universitäts-Consisturimn  in  Wien  und  den  akademischen  Senat  au 
Prag,  (Peat),  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck, 

Ober  di«  Frage,  ob  ein  Studirender,  welcher  nach  zurUckgelegten  achtjährigen 
Qymnasialstudien  bei  der  Maturitäts-Prüfung  reprobirt  worden  ist,  unter  keiner 
Bedingung  als  aussercrdentlioher  Hörer  an  einer  Facultät  aufgenommen 
werden  dürfe.  *) 

Ueber  die  gestellte  Anfrage  eines  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen  Professoren-Collegiums , ob  ein  Studirender,  welcher  nach 
zurückgelegtcn  achtjährigen  Gymnasialstudien  bei  der  Maturitäts- 
Prüfung  reprobirt  worden  ist,  unter  keiner  Bedingung  als  ausser- 
ordentlicher Hörer  an  einer  Facultät  aufgenomraen  werden  dürfe, 
wird  Folgendes  bemerkt: 

Die  mit  gutem  Erfolge  bestandene  Maturitäts-Prüfung  bildet 
nach  dem  Gesetze  die  Cynosur  der  Beurtheilung,  ob  ein  Studirender 
die  gehörige  Reife  besitze,  um  mit  Erfolg  das  ordentliche  Facultäts- 
Studium  anzutreten. 

Wem  bei  dieser  Prüfung  diese  Reife  nicht  zuerkannt  wurde, 
der  kann  zwar  in  Anwendung  des  §.  33  der  Studienordnung  vom 


*)  In  übereinstimmender  Weise  hatten  die  älteren  Ministerial  - Erlässe 
vom  4.  Mai  1863,  Z.  3371  und  17.  April  1865.  Z.  6170  diese  Krage  behandelt. 
Letzterer  ist  im  Abschnitte  V a)  ,ad  M.-E.  vuin  30.  März  1869,  Z.  3027  abgedruckt. 
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1.  October  1850  in  einzelne  Vorlcaniif'en  an  der  philosophischen 
Facultät  oder  auch  in  die  eine  oder  die  andere  Vorlesung  an  der 
rechts-  und  staafswissenachal'tliclien  oder  an  der  medicinischen  Facultät, 
für  welche  Vorlesung  er  nach  Ausweis  seiner  Gymnasial  Zeugnisse 
eine  hinlängliche  Vorbildung  besitzt,  als  ausserordentlicher  Hörer, 
jedoch  nur  mit  dem  ausdrücklichen  Bedeuten,  dass  ihm  das  betreffende 
Semester  in  seine  akademische  Studienzeit  in  keinem  Falle  werde 
eingerechnet  werden,  niemals  aber  in  zwei  oder  mehreren  derjenigen 
Collegien  inscribirt  werden,  durch  deren  Anmeldung  er  in  der  Hoff- 
nung könnte  bestärkt  werden  , dass  er  nur  der  äussern  Form  und 
Benennung  nach  nicht  zu  den  ordentlichen  Studirenden  der  Facultät 
zähle,  und  dass  es  ihm  gelingen  werde,  nachträglich  die  Einrechnung 
des  bezüglichen  Semesters  zu  erwirken.  *) 

114.  Yerordnimg  des  Staatsministeriums,  Abth.  f.  Cult.  u. 
Unt.,  vom  30.  iSovember  1862,  Z.  10184, 

in  Betreff  der  Verwendung  der  nach  der  Siudienordnung  vom  1.  Ootober 
1850  R.-Q.-Bl.  Nr.  370  zu  erlegenden  Matrikeltaxen. 

R.-G.-BI.  Jahrg.  18G2,  Nr.  91,  pag.  291. 

In  Folge  Allorh.  Genehmigung  vom  15.  September  1862  wird 
die  im  §.  19  der  Studienordnung  vom  1.  October  1850  vorbehaltene 
Normalbcstimmung  dahin  getroffen,  dass  an  den  Universitäten  zu 
Wien,  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbnick  die  disponiblen 
Matrikelgelder,  und  zwar  die  angesammelten  und  die  baar  erliegenden, 
wie  die  künftig  eingehenden  Taxbeträge,  den  betreffenden  Universi- 
täts-Bibliotheken, unbeschadet  der  ordentlichen  Dotation,  für  Anschaf- 
fungen zugewiesen  werden,  über  deren  Beschaffenheit  und  Controle 
durch  eine  eigene  Belehrung  und  bis  eine  solche  vom  Staatsministe- 
rium  ergeht,  gelegentlich  der  bezüglichen  Bewilligung  das  Geeignete 
zu  bestimmen  sein  wird.  **) 

*)  Ministerial-Erlass  vom  5.  December  1866,  Z.  18461, 

*n  djui  rpfbt»*  nnd  ffta&UwiiiiipnffrhAfUichP  Profetn»oreo*Collejflnm  der  Wlenpf  Uoiveriaitlt. 

womit  dio  Ertfrtorang  dot  Profottoron-Colloslom»  b«xUgHoJi  do«  SolilsMOoloyi«  uid  dor 
Nottf»  Ubtr  dIo  oinxolnon  Prllfvn  g tgog  • ntt  H n do  io  don  Mot  h ri  I H I ••  Zoo  g* 
ni  • t 0 n,  woleho  oinfaeh  auf  dio  Anarfconnung  dor  ,,Reifo  tum  UnivoraitMtaboaueho**  lauton, 
all  unitatthafi  orklirt  wird. 

Eß  ist  nicht  TiultUnig,  dass  ein  ProfesAoren-CoUegitim  bei  MaturitätS' 
Zeugnissen,  welche  einfach  auf  die  Anerkennung  der  „Reife  - tum  Universitits- 
Besuche**  lauten,  erst  in  eine  Erörterung  der  scheinbaren  Disharmonie  zwischen 
dem  Bchlusscalcttl  und  den  Noten  flher  die  einzelnen  PrÜfungs-Oegenstände 
eingehe,  und  letzteren  allenfalls  eine  dem  HauptcalciU  derogirende  Wirkung 
beilege. 

Vergl.  übrigens  noch  M.-E.  vom  8.AU.  1869,  Z.  86,  über  die  Geltung 
der  MaturitütS'Zeugnisse  von  ausländischen  Lehranstalten. 

**)  Hiermit  sind  die  älteren  Bestimmungen  Über  die  Matrikelfrage  (Hofd. 
vom  30.  März  1804)  ausser  Kraft  gesetzt. 

Nach  dem  Hofdecrete  an  sämmtliche  Länderstellen  vom  5.,  kundge- 
macht von  dom  böhmischen  Landesgubemium  den  30.  März  1804  sollten 
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115.  Erlass  des  Staataministeriums,  Abth.  f.  Cult  und  Unt, 
vom  23.  März  1866,  Z.  2469, 

b*trtff«nd  di«  Auftmhm«  von  Studir«nd«n  In  «in«  Faoulttl,  nachdem  bereit« 
mehr  «le  da«  halbe  Samailer  varelriohan  iel 

Die  Aufnahme  von  Studirenden  in  eine  FacultSt,  nachdem  bereits 
mehr  als  das  halbe  Semester  verstrichen  ist,  ist  in  didaktischer  Hin- 
sicht mit  den  Intentionen  des  §.  32  der  Stadienordnung  kaum  zu 
vereinigen  und  es  muss  daher  den  akademischen  Senaten  in  Zukunft 
hei  khnlichen  Füllen  grössere  Strenge  anempfohlen  werden. 

118.  Erlass  des  Staatsministeriums,  Abtb.  t Cult  u.  ünt, 
vom  20.  Juni  1866,  Z.  3806, 

an  das  Wiener  mediciniache  Professoren-Collegiom, 

Uber  dl«  Erlaiehtarungan,  welch«  den  promovirten  Oootoren  einzurlumen 
sind,  welch«  noch  Varlesengen  an  dar  UniversillH  hören  wollen,  gegenüber 
den  sonstigen  für  dl«  Inacriplion  auaaarordeniltohar  Hörer  und  deren  Honorar- 
lelstung  bestehenden  Vorschriften. 

Die  promovirten  Doctoren,  welche  noch  Vorlestingen  an  der 
Universität  hören  wollen,  werden  von  den  Formalitäten , welchen 
sonst  die  ausserordentlichen  Hörer  unterworfen  sind,  insoweit  ent- 
hoben, dass  die  Ersteren  nur  unter  Angabe  ihres  Namens  das  Honorar 
bei  der  Quästur  zu  erlegen  haben,  im  VerhinderungsfaUe  auch  durch 
jemand  Anderen  übersenden  können,  um  daselbst  inscribirt  zu  wer- 
den; nur  ist  darauf  zu  sehen,  dass  am  Ende  eines  jeden  Semesters 
gehörige  Ausweise  über  derlei  Hörer  von  Seiten  der  Quästur  und  der 
Docenten  dem  Decan  eingeschickt  werden. 

117.  Erlass  des  Staatsministeriums,  AbtL  t Cult.  u.  Unt., 
vom  18.  December  1865,  Z.  11027, 

an  das  Bectorat  der  Universität  in  Prag, 
womit  der  Vorgang  als  unitatthafl  erklärt  wird,  salbst  solch«  Studirend«, 
dl«  sahon  innerhalb  des  gesetzlichen  Termines  Inscribirt  sind,  nach  Ablauf 
desselben  noch  in  ander«  Collegien  ohne  spaolelle  Bewilligung  des  Decans 

zu  inscribiren. 

Nachträgliche  Inscriptionen  in  neue  Collegien  sind,  wie  Inscrip- 
tionen überhaupt,  in  den  einzelnen  Fällen  an  die  specielle  Zustim- 


die  vorhin  bestandenen  Matrikel  der  Studirenden  an  den  Universitäten  und 
Lyceen  mit  Entrichtung  der  vormals  üblich  gewesenen  Taxen  überall  wieder 
eingefUhrt,  von  dem  Erläge  derselben  jedoch  die  Stipendiaten,  die  StiftUnge  in 
den  Eni^nngshänsem  und  die  sich  mit  dem  Annnthszeugnisse  aUsweisen, 
befreit  werden,  nnd  von  diesen  Taxen  dem  jeweiligen  Bector  und  der  Kanzlei 
ein  Drittel  nnd  die  anderen  zwei  Drittel  dem  Studienfondo  zufliesnen. 
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mung  des  Decans  gebunden,  welche  Zustimmung  übrigens  zur  Ver* 
meidnng  jeder  Weitwendigkeit  mündlich  angesucht  und  in  den  zur 
Gewährung  geeigneten  Fällen  durch  eine  einfache  Anmerkung  des 
Decans  in  der  betreffenden  Rubrik  des  Meldungsbuches  ertbcilt  wer- 
den kann. 


118.  Yerordnimg  des  Ministers  ffti  Cultus  und  Unterricht  vom 
8.  März  1869,  Z.  86, 

bstrsffend  dis  von  Angshdrigen  der  im  Rsichtraihe  vsrtrstansn  Länder  auuer 
halb  dsraelben  erworbenen  Maturitäta-Zeugniaae. 

K.-G.-BI.  Jahrg.  1869,  Nr.  .Sl. 

Angehörige  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Länder  können  in 
der  Regel  nur  an  einer  innerhalb  der  letzteren  befindlichen  Anstalt 
sich  der  Haturitäts-Prülung  wirksam  unterziehen. 

Maturitäts-Zeugnisse,  welche  dieselben  an  einer  auswärtigen 
Anstalt  erlangt  haben,  sind  daher  an  den  Anstalten  der  im  Reichs- 
rathe vertretenen  Länder  als  ungiltig  zu  behandeln,  sofern  nicht  der 
Unterrichtsminister  ausnahmsweise  dem  Schüler  die  Ablegung  der 
Prüfung  an  einer  auswärtigen  Anstalt  vorher  gestattet  oder  das  Zeug- 
niss  nachträglich  als  gütig  anerkannt  bat. 


b)  Disciplinar- Vorschriften. 

119.  Allerhöchste  Entschliessung  v.  23.  Uecember  1812. 

(8t  H.  C.  D.  vom  31.  Dec.  1812,  Z.  2720.) 

Studirende,  welche  als  Verbrecher  aus  der  Universitäts-  oder 
Lyceal-Matrikel  gestrichen  wurden,  können  nach  überstandener  Strafe, 
wenn  sie  sonst  hiezu  geeignet  sind,  wieder  eingetragen  werden,  um 
die  Studien  zu  vollenden,  wornach  sich  in  vorkommenden  Fällen  zu 
benehmen  ist.  *) 


*)  VergL  noch  die  Allerb.  Entscbl.  vom  18.  März  1846  (St-Hofd.,  Z.  3297), 
die  Strafgeseta-Novelle  vom  16.  November  1867  (R.-0.-BL  Nr.  131,  pag.  371), 
nach  welcher  in  Zukunft  keine  strafgerichtliche  Vemrtheilung  mehr  den  Verlust 
oder  eine  Beschränkung  der  bürgerlichen  Handlnngsfähigkeit  des  Vemrtheilten 
nach  sich  sieht,  nnd  das  St-Omndg.  vom  21.  Dec.  1867.  R.-0.-BI.  142.  (Art.  18.) 
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120.  Decret  der  Studien-Hofcommission  vom  6.  October  1827, 

Z.  5167, 

an  »Hmmtlichc  LKmlcrstcIlen. 

In  Folg!'  Allerli.  Entschlicaaung  vom  23.  .September  1S27  ist 
die  Aupschliessung  eines  Scliiilers  an  einer  Lehranstalt,  sie  möge  aus 
einer  Sittenlosigkeit  oder  aus  schlechten  Fortgnngsclasscn  herrähren, 
den  betreffenden  Lehranstalten  der  österreichischen  Monarcliie  und 
somit  auch  der  hieaigen  inedieinisch-chirurgischen  .Josephs-Akademie 
bekannt  zu  machen.  *) 

121.  Ministerial-Erlass  vom  13.  October  1849,  Z.  7215, 

An  den  LandeMchef  von  NiedcrfSsterreich,  Stolorraark,  Tirol,  Böhmen,  Mähren, 
Galizien,  den  Vorstand  der  Krakauer  Guhennal-CommiÄfiion,  an  das  Wiener 
Universität.'^-Cunsiatoriuin,  den  akademtHclicii  Senat  der  Universitäten  in  Prag, 
OlmUtz,  Innshruck,  Graz,  Uemberg,  Krakau, 
wodurch  die  provitoritche  Oitoipiinar-Ordnung  für  die  Universitäten  bekannt 

gemacht  wird. 

Jahrg.  1849,  Z.  41C.  pag.  745, 

Provisorische  Disciplinar-Oninuni;  Tür  die  Universitäten. 

§.  1.  Die  akademischen  Behörden  haben  diePdicht,  die  Freiheit 
des  akademischen  Unterrichtes  und  Lebens  im  Einklänge  mit  dem 
Zwecke  der  Universitäten,  welcher  zu  oberst  in  der  Pflege  echter 
Wissenschaftlichkeit  unri  wahrer  Charakterbildung  besteht,  kräftig  zu 
schützen,  zugleich  aber  den  Missbrauch  jener  Freiheit  und  die  Ge- 
fährdung dieses  Zweckes  mit  Entschiedenheit  hintanzuhalten. 

Die  ihnen  zustehende  Disciplinargewalt  hat  eich  zu  äussern  in 
der  Aufsicht  und  in  Anordnung  und  Vollziehung  derjenigen  Mass- 

*)  Aaszag  aas  der  Allerhöchsten  Entsohlieesong  vom  18.  Mirz  1846, 

(Studienbuf-Commissioiifl-Decret,  Z.  3297.) 

Die  einen  Verbrechens  wegen  geschehene  Ausachliessung  Studirender 
von  einer  Lehranstalt  ist  in  den  übrigen  Lehranstalten  der  Monarchie  nicht  zu 
publiciren.  Wollen  dieselben  nach  ausgentandener  .Strafe  ihre  Studien  fort^ietzen, 
lind  steht  dieser  Fortsetzung  sonst  kein  gesetzlichen  Hinderniss  entgegen,  so 
bedarf  cs  zu  deren  Wiederaufnahme  in  die  Studien  Meiner  Bewilligung  nicht. 

Dieses  Normale  Ist  wohl  durch  die  DiHcipUnar-Ordntmg  vom  13.  October 
1849,  Z.  7215  (§.  14)  und  den  M.-K.  vom  16.  .Juni  1851,  Z,  6126,  als  aufgehoben 
zu  betrachten. 

Nachdem  dasselbe  jedoch  mehrfach  in  neueren  Gesetzen  citirt  ist,  dürfte 
die  Aufnahme  desselben  In  der  Anmerkung  als  geiochf fertigt  erscheinen. 

Vergl,  noch  da«  Normale  vom  29.  Aug.  1851,  Z.  7968,  womit  (allerdings 
vorzugsweise  im  Hinblicke  auf  Mittelschulen)  die  bei  allgemeinen  Ansschliesstm- 
gen  zu  beobachtenden  GnindsKtzc  aufgestellt  wurden. 
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regeln,  welche  allgemein  oder  durch  jeweilige  Umstände  geboten 
erscheinen,  um  Ordnung  und  Ausland  auf  den  Hochschulen  aufrecht 
zu  erhalten,  den  Charakter  derselben  als  wissensehnftlichcr  Lehr- 
anstalten auf  das  .Strengste  zu  wahren  und  die  Ehre  und  Würde  der 
ganzen  Anstalten  sowohl  als  ihrer  Gliederungen  rein  zu  erhalten. 

§.  2.  Die  akademischen  Behörden  sind  für  die  Erfüllung  ihrer 
dicsfilHigen  Obliegenheiten  verantwortlich,  daher  sind  auch  alle  An- 
gehörigen der  Hochschule  verpflichtet,  nicht  nur  den  Anordnungen 
derselben  auf  das  Pünktlichste  Folge  zu  leisten,  sondern  in  ihrer 
•Sphäre  denselben  auch  unaufgeforilert  auf  das  Thätigste  Beistand 
zu  leisten. 

§.  ;i.  Alle  Studirenden  unterstehen  in  Ansehung  ihrer  bürger- 
lichen Verhältnisse,  sowie  der  bürgerlich  strafbaren  Handlungen 
den  allgemeinen  Gesetzen  und  Behörden,  *)  in  Ansehung  ihres  aka- 
demischen Verhaltens  aber  noch  überdies  den  besonderen  akade- 
mischen Anordnungen  und  Disciplinar-Vorschriften  und  den  akademi- 
schen Behörden. 

§.  4.  Die  Studirenden  sind  im  Allgemeinen  zu  dem  aus  der 
Natur  ihres  Verhältnisses  als  akademischer  Bürger  flicssenden  anstän- 
digen Benehmen,  und  zur  Befolgung  der  bestehenden  akademischen 
Gesetze  oder  der  besonderen  Anordnungen  der  akademischen  Behör- 
den verpflichtet. 

Wer  sich  dagegen  vergeht,  wer  sich  insbesondere,  auffallender 
Btömngen  der  akademischen  Ruhe  und  Ordnung  oder  einer  Verletzung 
der  für  Studienzwecke  bost(dienden  Institute,  Sammlungen,  Utensilien 
schuldig  macht,  wer  durch  beharrlichen  Unfleiss  **)  oder  unanstän- 
diges Betragen,  durch  unsittliche  oder  Aergerniss  erregende  Hand- 
lungen Anstoss  gibt,  wer  sich  Beleidigungen  gegen  die  akademischen 
Behörden  oder  Lehrer,  oder  ihre  im  Interesse  der  Ordnung  und  Ruhe 
einschreitenden  Organe  oder  gegen  seine  Collegen  erlaubt,  wird  nach 
Massgabe  der  Grösse  seines  Vergehens  zur  Verantwortung  gezogen. 

§.  5.  Wird  ein  Studirender  wegen  einer  Uebertretung  der 
bestehenden  allgemeinen  Gesetze  von  anderen  als  den  akademischen 
Behörden  in  Untersuchung  gezogen,  so  ist  hievon  der  akademische 
Senat  zu  verständigen,  und  demselben  nach  vollführter  I.^ntersucbung 
das  erflossene  Urtheil  bekannt  zu  geben. 

Der  wesentliche  Inhalt  desselben  ist  in  den  Universitäts-Acten 
vorzumerken,  und  es  kann  bei  einem  Einflüsse,  der  begangenen  Ueber- 
tretung auf  die  akademische  Ordnung  oder  auf  die  Ehre  der  Univer- 
sität dem  Schuldigen  von  Seite  der  akademischen  Behörden  eine 
Warnung,  ein  Verweis  ertheilt,  oder  die  allfällige  Befreiung  von 
Bezahlung  des  Ilnterrichtsgeldes,  oder  ein  Stipendiurasgenuss  entzogen, 


•)  Erläutert  durch  M.-E.  vom  21  Februar  IS.W,  Z,  20700,  an  die  Direc- 
tion  der  Ecchtaakaderue  in  Hermannstadt. 

**)  Vergl.  §.  53  der  Studien-Ordmmg  vom  1.  Oct.  1S50,  Z.  8214,  M.-E. 
vom  31.  August  1H53,  Z.  9606  (.sub  III.  a). 
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oder  nach  Umständen  auf  Wegweisung  von  der  Universität  erkannt 
werden. 

§.  6.  Die  Stndirendeu  einer  Universität  oder  Faeultät  in  ihrer 
Qesammtheit  sind  keine  Corporation;  sie  können  daher  weder  regel- 
mässige Versammlungen  halten,  noch  bleibende  Geschäflanihrer  oder 
ständige  Repräsentanten  haben,  noch  andere  nur  einer  Corporation 
zustehende  Functionen  ansttben. 

§.  7.  Versammlungen  der  Studirenden  an  üfientlicben 
Orten  ausserhalb  des  Universitäts-Gebäudes  zu  anderen  als 
geselligen  Zwecken  sind  nicht  gestattet,  wobl  aber  können  Studirende 
in  den  Localitäten  des  ftir  den  Unterricht  bestimmten  Gebäudes  und 
in  nicht  regelmässig  wiederkehrenden,  sondern  nach  dem  speüellen 
Bedürfnisse  veranstalteten  Versammlungen  bestimmte,  sie  betreffende 
akademische  Angelegenheiten  berathen.  *) 

§.  8.  Zu  einer  jeden  solchen  Versammlung  ist  unter  bestimmter 
Angabe  des  Berathungsgegenstandes  die  Zustimmung  des  Rectors 
einzuholen.  **) 

Dieser  bat  zu  beurtheileu,  ob  der  Gegenstand  dem  §.  7 ent- 
spricht, und  wenn  er  ihn  als  solchen  anerkennt,  nud  durch  die  Ver- 
sammlung die  akademische  Ordnung  nicht  gefährdet  scheint,  ein  Ver- 
sammlungslocale anzuweisen. 

Diejenigen,  welche  um  diese  Zustimmung  ansuchen,  übernehmen 
den  akademischen  Behörden  gegenüber  die  Bürgschaft  für  die  Auf- 
rccbthaltung  der  Ordnung  in  der  Versammlung  und  für  die  genaue 
Befolgung  der  akademischen  Gesetze. 

§.  9.  Der  Rector,  der  Prorector  und  jeder  Decan  eines  Profes- 
Boren-Collegiums  haben  das  Recht,  den  Versammlungen  der  Studiren- 
den  beizuwohnen;  sie  können  Erinnerungen  machen,  und  auch  die 
sogleicbc  Aufhebung  der  Versammlung  verfügen,  sobald  dieselbe  von 
den  akademischen  Gesetzen  oder  von  dem  angegebenen  Zwecke 
abweicht. 

§.  1 0.  Nur  immatriculirte  Hörer  sind  berechtiget,  au  Versamm- 
lungen Studirender  Theil  zu  nehmen,  nicht  immatriculirten  Hörem 
und  allen  anderen  Individuen,  mit  Ausnahme  der  akademischen  Lehrer, 
ist  jede  Betheiligung,  daher  auch  die  Gegenwart  hei  denselben  unter- 
sagt. Die  Veranlasser  von  Versammlungen  (§.  8)  sind  für  die  Beach- 
tung dieser  Vorschrift  verantwortlich. 

§.  11.  Studentenverbindungen  sind  nicht  gestattet. 

Die  Execution  dieses  Verbotes  steht  nicht  den  akademischen, 
sondern  den  allgemeinen  bürgerlichen  Behörden  zu.  ***) 

§.  12.  Der  akademische  Senat  kann  den  Studirenden  die  Theil- 
nahme  an  bestimmten  Versammlungen  oder  bestimmten  Vereinen 


*)  Vergl.  M.  - E.  v.  10.  .Juli  1868,  Z.  487.S.  sub  UI.  b) 

••)  Vergl.  M.-E.  v.  10.  September  1864,  Z.  13748.  snb  III.  b) 

**•)  Siehe  8.  38  des  Vereinsgesetses  vom  6.  Nov.  1867. 


Digilized  by  Google 


157 


Nichtatudireiider,  wenn  die  Zwecke  der  Univcrxitat  es  erheischen, 
untersagen  *) 

§.  13.  Die  Arten  der  Ahndung  disciplinärer  Vergehen  nach 
Massgabe  der  Grösse  und  Wiederholung  derselben  sind; 

1.  Ermahnung  und  Verwarnung  durch  den  Decan  allein  oder 
vor  dem  Lehrkörper; 

2.  Rttge  durch  den  Rector  vor  dem  akademischen  Senate;  sie 
kann  verschärft  werden  durch  die  Drohung,  dass  im  Falle  einer 
wiederholten,  wenn  auch  geringen  Strafthlligkeit  die  Verweisung  von 
der  Universität  unnachsichtlich  erfolgen  werde  (consilium  abenndi); 

3-  Verweisung  von  der  Universität  auf  1 — 4 Semester; 

4.  Verweisung  von  der  Universität  für  immer; 

5.  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten  für  immer. 

Der  Verlust  eines  Stipendiums,  einer  Stiftung  oder  der  Be- 
freiung vom  Unterrichts-  oder  Collegiengelde  ist  nicht  als  Strafe,  son- 
dern als  die  natürliche  Folge  eines  Betragens  anzusehen,  welches 
den  akademischen  Gesetzen  nicht  vollkommen  entspricht;  er  hat 
daher  in  jedem  Falle  einzutreten,  wo  der  Genuss  einer  solchen  Wohl- 
that  an  die  Bedingung  eines  untadelhaften  Betragens  geknüpft  ist. 

§.  14.  Die  Vei-weisuiig  von  allen  österreichischen  Universitäten 
Bcbliesst  die  Immatriculation  des  Verurtheilten  an  einet  derselben 
für  die  Zukunft  gänzlich  aus  Sie  kann  nur  vom  Ministerium  des 
Unterrichts  auf  Antrag  einer  akademischen  Behörde  verfügt  werden. 

Ob  ein  von  einer  Universität  verwiesener  an  einer  anderen  zur 
Fortsetzung  seiner  Studien  zugelassen  werde,  hängt  von  dieser,  be- 
ziehungsweise von  dem  Professoren-Collegium  gegen  Berufung  an  den 
akademischen  Senat  ab. 

§.  15  Die  gegen  die  Studirenden  verhängten  Disciplinarstrafen 
sind  in  einer  steten  Evidenz  zn  erhalten.  ** **•)) 

§.  16.  Nicht  immatriculirte  Hörer,  sowie  Gäste,  welche  ein- 
zelne Vorlesungen  besuchen,  sind  zur  Beobachtung  der  akademischen 
Ordnung  verpflichtet.  Machen  sie  sich  einer  Verletzung  dersel- 
ben schuldig,  so  sind  sie  nach  Umständen  zu  ermahnen,  oder  von 
dem  Besuche  der  Vorlesung  oder  der  Universität  überhaupt  auszu- 
schliessen.  •**) 

§.  17.  Sowohl  der  akademische  Senat  als  die  Lehrkörper  der 
eiuzelnen  Studienabtheilungen  haben  in  ihren  Wirkungskreisen  die 
Pflicht,  die  nach  den  Umständen  notbwendig  erscheinenden  Verfü- 
gungen zu  treffen,  und  Disciplinar-Vorscbriften  zu  erlassen. 

Von  allen  solchen  Anordnungen , wenn  sie  nicht  blos  ezecu- 
tiver  und  vorübergehender  Natur  sind,  ist  sogleich  Anzeige  an  den 
Minister  des  Unterrichts  zu  machen. 


*)  Vergl.  M-E.  v.  10.  April  1868,  Z.  1417.  sub  III.  b) 

•*)  Vergl.  M.-E.  vom  16.  Juni  1851,  Z.  5126.  sub  III.  b) 

**•)  Vergl.  M.-E.  vom  24.  Hai  1853,  Z.  5013.  sub  III.  b) 
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IS.  Jeder  Decaii  oiiiea  Lelirkörpers  mul  jede»  Mitglied  dos 
Lelircollcgimii»  liat  die  l’tliclit , seinen  Einfluss  geltend  zu  mnclicn, 
Hin  die  Studirenden  zu  einer  besonnenen  Benutzung  ihrer  Bildungsze.it 
zu  veranlassen,  discipliniiro  Vergehungen  durch  Rath,  Zuspruch,  Ver- 
mittlung oder  Ermahnung  zu  verhindern,  und  im  t'reundsc.haftlichen 
Verkehr  das  Verhaltniss  gegenseitiger  Achtung  und  Theilnahme 
zu  pflegen. 

Leichtere  Vergehen  sind  von  dem  Dccanc  oder  dem  Professoren- 
Collegium  durch  Ermahnung,  Warnung  oder  Rüge  nuszugleichen.  Ver- 
gehen, welche  um  ihrer  Grös.se  oder  um  der  Rückifilligkeit  des 
Schuldigen  willen  eine  Strafe  erheischen,  sind  dem  akademischen 
Senate  (in  Wien  dem  UniversitÄts-Consistorium)  zuzuweisen. 

§.  10.  Die  disciplinSre  Strafgewalt  übt  der  akademische  Senat 
(in  Wien  das  Universitiits-Consistorium).  Ihm  steht  es  zu,  Rügen  und 
Verweisungen  von  der  Universitiit  auszusprocheu,  und  die  Verweisung 
von  allen  österreichischen  Universitäten  zu  beantragen.  Alle  von 
ihm  verhängten  Strafen  und  nur  diese  sind  in  die  Universilätszeug- 
nisse  der  Studirenden  aufzunehmen.  *) 

§.  20.  Jeder  akademische  Senat  hat  auf  Grundlage  dieser  all- 
gemeinen Uisciplinar-Ordimng  eine  besondere,  den  Verhältnissen  seiner 
Universität  entsprechende  Disciplinar-Ordnung,  wenn  er  eine  solche 
tür  wünschenswertli  erachtet,  auszuarheiten  und  dem  Unterrichtsmini- 
sterium zur  Genehmigung  vorzulegen. 


122.  Ministerial  - Erlass  vom  16.  Juni  1851,  Z.  5126  ei  1850, 

an  das  Wiener  Universitäts-Consuitorimn,  den  akademischen  Senat  der  Univer- 
sität zu  Prag,  Olmütz,  Krakau,  Lemberg,  Graz,  (Pest),  Innsbruck, 

womit  eins  Instruction  für  das  Verfahren  bei  der  im  §.  16  der  Studienord- 
nung vom  I.  und  8.  October  1850,  R.  Q.-BI.,  Z.  370  und  430  angeordneten 
Evidenzhaltung  der  gegen  Studirende  ergangenen  Verweisungs- Erkenntnisse 

gegeben  wird. 

Zum  Behüte  einer  gleichförmigen  und  genauen  Handhabung 
und  Evidcnzhaltung  der  gegen  Studjrende  rechtskräftig  gefällten  Ver- 
weisungs-Erkenntnisse, werden  auf  Grundlage  der  allgemeinen  Disci- 
plinar-Orduung  vom  10.  October  IS40  der  §§.  (54—82  der  Studien- 
Ordnung  vom  8.  Oct.  1850,  Z.  430,  für  die  Universität  zu  Pest  der 
Allerhöchsten  Entschliessung  vom  24.  April  1850,  der  von  der  könig- 
lich baierischen  Regierung  an  die  Universitäten  zu  München,  Würz- 
burg und  Erlangen  unter  dem  17.  Februar  und  4.  Juni  1850  ergau- 
genen  Erlässe  und  des  §.  16  der  Studien-Ordnungon  vom  1.  nnd 


*)  Vergl.  M.-E.  vom  tO.  März  1850  §.  10.  (Nr.  110.  dieser  Saiiimluug.) 
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h.  Octobfi-  iS5il,  Z.  370  uud  130  ilem  Uiiiversitäts-Consistorium  zu 
W'ieii  uikI  (Ich  Hkadumischon  Scnati-ii  di'.r  iibrij'oii  genaniituii  östcr- 
rpicbiscben  Huehachuleii  t'olgoiido  Weisungen  gegeben,  beziehunga- 
weiso  die  frUber  hierüber  bereits  crtlosseneu  Anordiiuugeu  in  Erinne- 
rung gßbraeht; 

1.  An  jeder  der  genannten  Universitäten  ist  unter  Ueborwa- 
chung  von  Seite  des  jeweiligen  Hectors  von  dem  Quästor  ein  genaues 
Verzeichniss  mit  einem  alphabetischen  Namensregistcr  als  Anhang 
über  alle  Verweisungs-Erkenntnisse  zu  flihn  n,  welche  die  hetreffende 
üstcrrcicbiscbo  Universität  sellist  gelallt  bat,  oder  welche  ihr  von  der 
akademischen  Oberbebörde  einer  anderen  österreichischen  Universität 
oder  von  dem  Kectorate  einer  der  königlich  haieriseben  Universitäten 
zu  München,  Wilrzbnrg  oder  Erlangen  mitgetheilt  werden. 

2.  Kein  Studirender,  welcher  nach  einem  von  dem  Unterrichts- 
ministerium bestätigten  Disciplinar-Erkenntniss  von  allen  öster- 
reichischen Universitäten  verwiesen,  und  kein  Studirender, 
welcher  von  einer  der  genannten  königlich  bai(Tischen  Universitäten 
dimittirt,  d.  i.  von  den  Universitätsstudien  temporär  auf  ein  his  vier 
Jahr,  oder  relegirt  d.  i,  auf  immer  ausgeschlossen  ist,  darf  überhaupt, 
oder  (bei  dimittirten)  während  der  Dauer  der  Strafzeit  an  einer 
österreichischen  Universität  immatrikulirt  oder  auch  nur  als  ausser- 
ordentlicher Hörer  (§§  33  — 37  der  Studien-Ordnung)  inscribirt  werden. 
Eine  gegen  den  Inhalt  solcher  Erkenntnisse  geschehene  Immatricula- 
tion  oder  Inscription  ist  in  jeder  lleziehung  als  ungiltig  auzuschen. 
(§.  16  der  Studien-Ordnung.) 

3.  Die  österreichischen  Universitäten  haben  die  von  ihnen  bean- 
tragten und  von  dem  Unterrichtsministerium  bestätigten,  auf  Verwei- 
sung von  allen  österreichischen  Universitäten  lautenden 
Erkenntnisse  nicht  nur  sämmtlichen  öaterreiebiseben  Universitäten 
und  den  Rectoraten  der  königlich  haicrischen  Universitäten  München, 
Würzburg  und  Erlangen,  sondern  auch  den  Directoraten  der  k.  k. 
Rechtsakademien  zu  Agram,  J'resshurg,  Kaschau  und  Grosswardein  in 
Abschrifl  mitzutheilen,  und  die  Urtbeile  so  genau  abzufassen,  dass 
däraus  Vor-  und  Zuname,  Alter,  Geburtsort,  Namen  und  Stand  des 
Vaters,  die  Ursache  der  Verweisung,  die  ertheilte  Bestätigung  des 
Unterrichtsministeriums  zur  Verweisung  von  allen  österreichischen 
Universitäten,  sowie  der  Tag  des  Erkenntnisses  zweifellos  zu  er- 
kennen ist. 

d.  Bevor  über  einen  dieställigcn  Antrag  einer  österreichi- 
schen Universität  der  Ausspruch  des  Unterrichtsministeriums  erfolgt 
ist,  darf  ihm  kein  Abgangszeugniss  von  der  Universität  ausgefertigt 
werden. 

5.  Sowie  die  österreichischen  Universitäten  von  den  Dimissions- 
und  Relegations-Erkenntnissen  der  königlich  haierischeii  Universitäten 
durch  unmittelhare  Zuschriften  der  betreffenden  Rectorate  verständigt 
werden,  so  haben  auch  die  akademischen  Oberhehörden  der  österrei- 
chischen Universitäten  die  Mittheilung  der  Verweisungs-Erkenntnisse 
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an  die  Kectorate  der  Univcrgitäteu  München,  Wttrzburg,  Erlangen, 
sowie  au  sämmtlicho  österreichische  Universitäten  \ind  die  Directorate 
der  k.  k.  Rechtsakademien  unverzüglich  im  unmittelbaren  Cor- 
res p onden  zwege  zu  richten,  sobald  die  Bestätigung  des  allge- 
meinen Verweisungs-Elrkenntnisses  von  dem  Unterrichtsministerium 
herabgelangt  ist. 

6.  Lässt  sieb  ein  Studirender  einer  österreichischen  Universität 
ein  solches  Benehmen  zu  Schulden  kommen,  welches  zwar  nicht  die 
Ausschliessung  von  allen  österreichischen  Universitäten,  aber  die 
Verweisung  von  einer  bestimmten  Universität  auf  1 — 4 Semester 
oder  auf  immer  zur  Folge  hat,  so  darf  ihm  während  der  Dauer  der 
Untersuchung  kein  Abgangszeugniss  ausgefertigt  werden.  Ist  jedoch 
das  Straferkenntniss  gciällt,  so  ist  der  wesentliche  Inhalt  desselben 
nach  der  Vorschrift  vom  10.  März  185(1,  Z.  117  (ftlr  die  Universität 
zu  Pest  vom  29.  März  1850,  Z.  1 44)  in  das  Abgangszeugniss  auiznnehmen. 
Der  Umstand,  dass  der  Verurtheilte  gegen  das  Erkenntniss  allenfalls 
den  Recurs  an  das  Unterrichtsministerium  angemeldet  hat,  hindert 
nicht,  dass  ihm  auf  Verlangen  das  Abgangszeugniss  in  der  erwähn- 
ten Art  ausgestellt  werde,  doch  ist  in  einem  solchen  Falle  der  Um- 
stand, dass  er  dagegen  den  Recurs  erg^ffen  und  derselbe  bei  dem 
Abgänge  des  Studirenden  noch  schwebe,  ausdrücklich  zu  bemerken. 

7.  Auf  die  genaue  Erfüllung  dieser  Weisung  haben  die  akade- 
mischen Oberbehörden  um  so  mehr  zu  sehen,  als  von  Verweisungs- 
Erkenntnissen,  vor  deren  Bestätigung  durch  das  Ministerium,  keine 
Mittheilung  an  andere  akademische  Behörden,  weder  der  königlich 
baierischen  Hocbschulen  noch  der  österreichischen  höheren  Unter- 
richtsanstalten  zu  machen  ist. 

8.  Findet  sich  eine  königlich  baierische  oder  österreichische 
Universität  bei  der  Meldung  eines  solchen  Studirenden  zur  Immatri 
culation  durch  die  Einsicht  in  den  Inhalt  des  Abgangszeugnisses 
veranlasst,  die  betreffende  österreichische  akademische  Oberbehörde, 
von  welcher  das  Verweisungs-Erkenntniss  ausging,  um  genauere  Auf- 
klärung Uber  das  ihm  zur  Last  fallende  Benehmen  oder  über  seine 
sonstige  Charakteristik  anzugehen,  um  mit  mehr  Beruhigung  darüber 
absprechen  zu  können,  ob  es  räthlich  sei  ihn  aufzunehmen,  so  ist 
dieselbe  verpflichtet,  einem  solchen  Ansuchen  auf  das  Schleunigste 
und  Gewissenhafteste,  sei  es  durch  Auszüge  aus  den  Verhandlungs- 
acten oder  durch  sonstige  geeignete  Mittheilungen  nachzukommen. 

9.  Das  oben  sub  I erwähnte,  von  dem  Quästor  zu  führende 
Verzeichn  iss  der  von  österreichischen  oder  baierischen  Hochschulen 
Verwiesenen  hat  folgende  Rubriken  zu  enthalten: 

a)  Vor-  und  Zuname  des  Studirenden, 

b)  Vaterland  und  Geburtsort, 

c)  Alter, 

dl  Religion, 

e)  Name  und  Stand  des  Vaters, 

fj  Angabe  der  Universität,  von  welcher  er  verwiesen  tWnrde, 
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g)  Datum  drs  ErkonntiiigseB, 

h)  Ursache  der  Verweisung, 

i)  Dauer  und  Art  derselben, 

k)  allenfalls  hie.rilbcr  getroffene  Verfügung, 

l)  Anmerkung. 

10.  Zur  genauen  Anfrechtlialtung  der  mit  auswärtigen  Regie- 
rungen und  zunächst  mit  der  königlich  baierischen  Regierung  wegen 
ge.genseitiger  Anerkennung  der  Verweisungs-Erkenntnisse  der  beider- 
seitigen Landes-Universitäten  getroffenen  Verabredungen,  werden  die 
Decane  der  Professoren-Collegien  in  Folge  des  §.  16  der  Studien- 
Ordnung  verpflichtet,  sich  über  die  von  auswärtigen  Universitäten 
mitgethcilten  Verweisungs-Erkenntnisse  einen  besonderen  Auszug  aus 
dem  allgemeinen  Verzeichnisse  zu  verfassen,  um  bei  den  Meldungen 
von  Studircnden.  die  von  solchen  auswärtigen  Universitäten  kommen, 
zur  Immatriculation  oder  zur  Aufnalime  als  ausserordentliche  Hörer 
ohne  weitere  Verhandlungen  mit  der  Quästur  durch  die  Einsicht  in 
diese  Auszüge  unmittelbar  den  Studircnden  zurückweisen  und  sohin 
auch  die  Quästur  instruiren  und  überwachen  zu  können. 


123,  Ministerial- Erlass  vom  24.  Mai  1853,  Z.  5013, 

an  den  akademischen  Senat  der  I.emberger  Universität, 

betreffend  den  Vorgang  bei  Schöpfung  von  Verweisungt- Erkennlnltsan  Im 
Sinne  dor  bestehenden  Gesetze. 

Die  akademischen  Behörden  sind  verpflichtet,  bei  ihren  Amts- 
handlungen und  Anträgen  vor  Allem  den  klaren  Wortlaut  der  Ge- 
setze iu's  Auge  zu  fassen  und  darnach  ihr  Amt  zu  handeln. 

Nach  den  §§.  16,  14  und  19  des  Disciplinar-Gosetzes  vom 
1,6  October  1849  haben  die  akademischen  Senate  das  Recht  und  die 
Pflicht,  nach  Beschaffenheit  der  Umstände  einen  Studirenden 

a)  von  der  Universität  auf  1 — 4 Semester  oder  auf  immer 
zu  verweisen,  oder 

b)  die  pcremtorische  Verweisung  von  allen  österreichischen 
Universitäten  zu  beantragen. 

In  den  Fällen  sub  a)  hat  der  akademische  Senat  das  Erkennt- 
niss  zu  fällen  und  den  Studirenden  hiervon  zu  verständigen. 

Glaubt  jedoch  der  akademische  Senat,  dass  die  Umstände  von 
der  Art  sind,  dass  die  Zulassung  eines  solchen  Studirenden  an  irgend 
einer  anderen  österreichischen  Hochschule  Bedenken  unterliegen 
könnte,  so  hat  er  gegen  denselben  kein  Erkenntniss  zu  schöpfen, 
sondern  bei  dem  Unterrichtsministerium  unter  Vorlegung  der  Acten 
die  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten  zu  bean- 
tragen, wobei  es  ihm  jedoch  allerdings  unbenommen  ist,  die  allen- 
falls für  Milderung  der  Strafe,  auf  Zulassung  zum  Besuche  einer  von 
dem  Ministerium  speciell  zu  bezeichnenden  Universität,  sprechenden 
Gründe  anzudeuten. 

Thaa.  Oettarr.  UolverBitlUge«*tse.  11 
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Sache  des  Unferrichtsininisteriiims  ist  es  sohin , zu  bourtheilen 
und  zu  entscheiden,  ob  in  derlei  Fällen  der  Antrag  unbedingt  zu 
bestätigen  sei,  oder  dem  zu  Rclegirendon  die  eine  oder  andere  Uni- 
versität offen  gelassen  werden  könne. 

In  allen  derlei  Fällen  hat  jedoch  jede  Intimatiun  der  Verwei- 
sung an  den  Releganden  so  lange  zu  unterbleiben,  bis  die  Entschei- 
dung des  Ministeriums  hcrabgelangt  ist,  und  daher  das  kundzu- 
machende Erkenntniss  seinen  rechtskräftigen  eoncreten  Inhalt  be- 
kommen hat. 


124.  Ministerial -Erlass  vom  10.  September  1854,  Z.  13748, 

an  das  Universitftts  - Citusistorium  zu  Wien  und  die  akademi-schen  Senate  zu 
Prag,  Krakau,  Lemberg,  Olmtitz,  Graz,  Innsbnick  (und  Pest), 

womit  angaordnot  wird,  dass  von  dem  Stattfindan  gesetzlich  zulässiger  Ver- 
sammlungen dar  Studirenden  in  jedem  einzelnen  Falle  die  k.  k.  Polizeibehörde 
zu  verständigen  sei. 

Aus  Anlass  der  in  einein  spcciellen  Falle  entstandenen  Frage, 
ob  und  in  welcher  Weise  die  k.  k.  Polizei-Directionen  von  Versamm- 
lungen der  Studirenden,  insofern  solche  überhaupt  gesetzlich  zulässig 
sind,  vorläuBg  zu  benachrichtigen  seien,  wird  im  Einverständnisse 
mit  der  k.  k.  Obersten  Polizeibehörde  angeordnet,  dass  in  (jemässbeit 
der  Bestimmungen  der  §§.  7 — 10  der  für  die  k.  k.  Universitäten 
geltenden  Disciplinar-Ürdnung  vom  Id.  October  ISI!)  (liir  Pest:  die 
§§.  69  — 72  der  provisorischen  Studien  Ordnung  vom  8.  October 
1850,  Z.  430)  zu  den  innerhalb  der  rrrenzen  dieser  Paragraphe  ab- 
zuhalteuden  Versammlungen  der  Studirenden  zwar  nur  die  Bewilli- 
gung des  Rectors  einzuholen,  dass  jedoch  in  jedem  einzelnen  Falle 
die  k.  k.  Polizeibehörde  davon,  dass  eine  solche  Versammlung  statt- 
ffnden  werde,  in  kurzem  Wege  zu  verständigen  und  ihr  hiebei  auch 
der  Gegenstand  der  Berathung  bekannt  zu  geben  sei.  *) 


125.  Erlass  des  Ministers  für  Gultus  und  Unterricht  ddto. 
28.  Februar  1860,  Z.  2786, 

an  da.s  k.  k.  Umv<*rHitMU>CutiNi8;tonum  in  Wien, 

wagan  der  von  den  Decanaten  an  die  Polizeidirection  zu  leitenden  Ausweise. 

Ed  ist  wiederholt  vorpekorarnen,  dass  junf^e  Leute,  welche  nicht 
oder  nicht  mehr  als  Ötudireride  an  der  Universität  inscribirt  sind,  sich 
in  Gast-  und  CaHeehäusern  herumtrieben  und  durch  die  Art  ihres 


*)  Dieses  Normale  i«t  auch  nach  dem  M.-K.  v.  10.  Juli  1808,  Z 4873, 
noch  gütig. 
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AiifireUMis  zu  unliebsiim»'ii  Walinielimuiigoii  Anlass  gaben,  welche  der 
Universität,  als  deren  Angebörige  sie  sich  selbst  atisgaben  oder  vom 
Publicum  angeseben  wurden,  zur  Unebro  gereichen  und  üble  Nach- 
reden über  die  Studirenden  im  Allgemeinen  verursachen. 

Solchem  Unfugo  zu  steuern,  liegt  nicht  in  der  Macht  der  akade- 
mischen Behörden,  welchen  kein  Mittel  zu  Gebote  steht,  auf  Personen 
der  bezeichneten  Art  einzuwirken,  es  muss  daher  der  Polizeibehörde 
überlassen  bleiben.  Damit  aber  diese  letztere  ihre  Aufgabe  in  der 
angedeuteten  Kichtung  erfüllen  könne,  ist  es  iiothwendig,  ihr  die 
genaue  Evidenz  über  jene  Individuen,  welche  freiwillig  oder  unfrei- 
willig vor  Vollendung  ihrer  Studienzeit  aus  der  Reihe  der  der  hie- 
sigen Universität  angebörigen  Studirenden  austraten,  zu  verschafifen. 
Zu  dem  Knde  ist 

1.  Von  jedem  Falle  der  Relegation  eines  Studirenden  der 
hiesigen  Universität  der  Polizei- Direction  allsogleich  Mittheilung 
zu  machen. 

'2.  Derselben  ist  von  Semester  zu  Semester  ein  Ausweis  der- 
jenigen Studirenden  zu  übergeben,  welche  vor  Vollendung  ihrer 
akademischen  Studienzeit  ihren  Austritt  aus  der  Universität  an- 
zeigen,  sei  es,  um  angeblich  eine  anilere  Universität  zu  beziehen, 
sei  es,  weil  sie  ihren  Lebeusberuf  ändern  und  die  akademischen 
Studien  aufgeben  wollen. 

2.  .Sind  die  Decane  der  Professoren-Collegien  anzuweisen, 
am  Schlüsse  jedes  Semesters  diejenigen  besonders  in  Evidenz 
zu  b.alten,  welche  sieb  zur  Bestätigung  der  Frequentation  nicht 
gemeldet  haben,  oder  welchen  dieselbe  wegen  Nachlässigkeit  im 
Collegienbesucbe  verweigert  wurde. 

Nach  Ablauf  der  ersten  vier  Wochen  des  Semesters  sind 
diese  gleichfalls  in  alphabetisch  geordneten  Verzeichnissen  der 
Polizei-Direction  mit  dem  Bemerken  anzuzeigen,  welche  von  den- 
selben sich  zu  neuerlicher  Inscription  rechtzeitig  wieder  gemeldet 
haben  und  welche  nicht. 


126.  Schreiben  des  Ministeriums  des  Innern  vom  10.  April 
1868,  Z.  1417  M.  J., 

an  die  Statthalter  in  Böhmen,  nalizien,  Mähren,  Steiermark  und  Tirol  *) 

betreffend  die  Behandlung  der  Studenien-Qeeelligkeitt-Vereine, 

(C.  d.  U - M.,  Z.  209.’-,,  18B8.) 

Aus  Anlass  eines  vorgekommenen  Falles,  wo  eine  Studenten- 
verbindung förmliche  Statuten  für  einen  Geselligkeits- Verein  der 
Laudesstelle  zur  Bestätigung  vorgelegt  hatte,  gebe  ich  mir  die  Ehre^ 


•)  Die  Gnindsät'ze  dieses  Erlasses  wurden  unter  Einem  dem  Statthalter 
für  Niederösterreicb  aus  Anlass  eines  besonderen  Falles  mitgetheilt. 

11  • 
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Eurer  ....  im  Einverueliinou  mit  dem  Minister  tiir  Cultus  und 
Unterricht  zur  gefälligen  Damachachtung  zu  eröffnen,  dass  in  jenen 
Fällen,  wo  es  sich  nicht  um  eine  den  Behörden  nicht  zur  Kenntniss  ge- 
brachte, blos  gesellige  Verbindung  der  Studenten  bandelt,  sondern  die 
Grttndung  eines  förmlichen  Vereines  beabsichtiget,  und  die  nach  §.  4 
des  Vereinsgesetzes  vorgeschricbene  Anzeige  unter  Vorlage  der  Sta- 
tuten erstattet  wird,  ein  solches  Einschreiten  nach  Massgabe  des 
Vereinsgesetzes  vom  15.  November  1867  zu  behandeln  sei,  durch 
dessen  §.  38  die  Bestimmung  des  §.  1 1 der  Disciplinar-Ordnung  vom 
13.  October  1849  in  dieser  Beziehung  derogirt  erscheint. 


127.  Auszug  aus  dem  Ministerial- Erlasse  vom  10.  Juli  1868, 

Z.  4873, 

an  die  Statthalter  in  Böhmen,  Mähren,  Steiermark  und  Tirol, 

beireffend  die  Theilnahme  Studirander  der  Hochschulen  an  Vereinen  Nicht- 

studirender. 

Durch  den  §.  38  des  Vereinsgesetzes  ist  der  §.  1 2 der  Disci- 
pliuar-Ordnung,  insoweit  er  sich  auf  die  Theilnahme  von  Studirenden 
der  Hochschulen  an  Vereinen  Nichtstudirender  bezieht,  nicht  als  auf- 
gehoben zu  betrachten. 

In  Beziehung  auf  politische  Vereine  sind  die  Bestimmungen  des 
II.  Absatzes  des  Vereinsgesetzes,  insbesondere  der  §.  30  desselben 
massgebend. 

Was  jedoch  die  Versammlungen  von  Studirenden  anbelangt, 
so  bleiben,  da  das  Gesetz  über  das  Vorsammlungsrecht  vom  15  No- 
vember 1867  keine  dem  obeitirten  §.  38  des  Vereinsgesetzes  analoge 
allgemeine  derogatorische  Anordnung  enthält,  nicht  nur  die  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  §§.  7 — 10,  sondern  auch  des  §.  12,  soweit 
sich  dieselben  auf  das  Recht  des  akademischen  Senates  beziehen, 
den  Studirenden  die  Theilnahme  an  bestimmten  Versammlungen  Nicht- 
studirender zu  untersagen  nach  wie  vor  in  Geltung. 
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c)  Allgemeine  Vorschriften  über  Stipendien  und 
Stiftungen. 


Hofdecret  vom  30.  Juni  1802,  Z.  24149, 

/ 

an  .Hämnitliclie  Läntleratellen, 

die  Stipendien  der  Studirenden  betreffend. 

Die  Absicht  .sowohl  >Ier  Stiftiingeu  als  der  Stipendien  aus  den 
Unterrichtsgeldern  geht  nur  allein  dahin,  minder  bemittelten 
Eltern  *)  in  Ausbildung  ihrer  Kinder  zur  künftigen  B<s)timmung 
einige  Erleichterung  zu  verschaffen.  Nun  haben  diejenigen  Eltern, 
welche  schon  durch  mehrere  Jahre  eine  Stiftung  genossen,  den  grössten 
Theil  der  Erziehungskosten  bereits  erspart,  und  sind  dadurch  in  den 
Stand  gesetzt,  den  weiteren  Unterhalt  ihrer  Kinder  bis  zur  wirklichen 
Versorgung  leichter  zu  bestreiten.  In  dieser  Betrachtung  haben  Se. 
Majestät  sich  bewogen  gefunden,  dem  eingeschlichenen  Missbrauche, 
den  Stiftlingen  die  Stipendien  nach  vollendeten  Studien  noch  auf  ein 
Jahr  zu  lassen,  Einhalt  zu  thun,  da  es  zugleich  unbillig  wäre,  wenn 
durch  den  dem  Einen  länger  beigelassencn  Genuss  diese  Unterstützung 
anderen  ebenfalls  höchst  bedürftigen  Eltern  entzogen  würde. 

Allerhöchst  dieselben  verordnen  daher,  dass  sowohl  der  Ge- 
nuss der  Stiftungen  (wenn  die  Stifter  nicht  insbesondere  anders 
verfügt  haben)  als  der  Genuss  der  Unterrichts-Stipendien, 


*)  Das.s  die  Dllrftigkeit  eine  Voraiia.setzuiig  der  Stipendien-Ertheilung 
sei,  wurde  neuerlich  ausgesprochen  mit  St-Hd.  vom  4.  October  1816,  Z.  1935. 

In  Folge  einer  gestellten  Anfrage,  wie  es  bezüglich  der  Fortdauer  der 
Stipendien  zu  halten  sei,  wenn  die  Vermögensverhältnisse  des  Vaters  des  Be- 
theilten sich  geändert  haben  und  der  Grund  der  Dürftigkeit  entfallen  ist,  wurde 
mit  M.-E.  vom  29.  October  1857,  Z.  18352,  dem  Statthalter  von  Dalmatien 
bedeutet,  dass  derartige  Zweifel  zunächst  nach  dem  Wortlaute  der  Stiftungs- 
Urkunde,  und  in  deren  Ermanglung,  nach  der  Bestimmung  der  betreffenden 
Unterstützungen  und  dem  Inhalte  der  Verlcihungs-Decrete,  sowie  mit  Rücksicht 
auf  die  besonderen  Verhältnisse  der  Betheilten  in  jedem  einzelnen  Falle  zu 
würdigen  und  zu  entscheiden  sind. 
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mit  eben  dem  Jahre,  in  welciiein  die  Jü n gl  1 np;e  il)i-e 
Studien  nach  der  bestehenden  Vorschrift  vollendeten, 
aufzuhören  haben.*) 


Decret  an  das  böhmische  Guhemium  ddto.  28.  Februar  1817, 

Z.  3004, 

womit  dio  Beibringung  von  Impfscheinen  zur  Erlangung  von  Stipendien  vor* 
geschrieben  wird. 

Die  Verbindlichkeit,  welche  den  Candidaton  uni  ein  Stipendium, 
sich  mit  dem  Zeugnisse  über  die  überstandenon  Pocken,  al«  nöthiges 
Bedingniss  auszuweison  obliegt,  beruht  auf  der  Hofkauzioi-ViTordiiung 
an  sUmmtliche  Länder.stelleu  vom  2^.  Mai  1807,  Z.  10171,  wo  es 
14  sub  lit.  d)  ausdrücklich  heisst: 

»U  n ge  b la  tte  r t e,  welche  nicht  ein  (’ortificat  ül>er  die  über- 
standene Kuhpockonimpfung  aufweisen  können,  sollen  kein  Stipen- 
dium erlangen,  auch  in  kein  öffentliches  unentgeltlicdies  Erziehungs- 
Institut  u.  8.  w.  aufgenomraeu  werden  können.*^ 

Jenen  Schülern,  welche  bereits  ein  Stipendium  ohne 
Kuhpockenzeugiiisa  erhalten  haben,  ist  dasselbe  deswegen  nicht 
sogleich  zu  entziehen,  sondern  sie  mögen  jenes  nach  dem  billigen 


*)  Vergl.  auch  Hofkamnicr-Decret  vmn  21.  Februar  183.H: 

Von  dem  vorausteheiiden  Normale  wurden  später  einige  Ausnahmeu 
isugestandeu : 

Mit  Allerh.  Erlaus  vom  5.  Augnst  18:(7  (St.-Hd  v.  Ifi.  Aug.  1887,7.  4993) 
wurde  eine  solche  Ausnahme  für  ein  Jahr  zur  En^'erbung  des  Doctorgrados 
für  die  juridische  Faciiltät  begründet.  (Vergl.  V.  a.) 

Für  die  medicinischen  Studien  .sind  analoge Hcgüustigungcn  durch 
den  Allerh.  Erlass  v.  2ß.  Sept  1811  (St.-Hd.  v 4.  Oct.  1811,  Z.  1721)  und 
zwar  für  2 .Jahre,  und  Olr  das  chirurgische  Studium  mit  Allerh.  Erlass  vom 
13.  Nov.  1844,  Z.  7440  bewilligt  worden.  (Vcrgl.  VI.  b)  und  d.) 

Ebenso  darf  den  Candidaton  drs  Oyrnnasial-Lehramtos  nach  absolvlrteii 
drei  Jahrgängen  an  der  philosophischen  Facultät  das  Stipendium,  wenn  sie  sich 
ziu*  Lehramtsprüfung  gemeldet  haben , durch  ein  weiteres  Jahr  unter  gewissen 
Bedingungen  belassen  werden.  M.-E.  v.  22.  Aug.  1858,  Z.  13870  und  M.-E.  v. 
9.  Äug.  1859,  Z.  17081  ex  1857. 

Selbstverständlich  ist  hier  immer  vorausgesetzt,  dass  die.ne  ausnahmsweise 
längere  Belassung  de.s  Stipendiums  der  Eigenschaft  desselben  und  der  Absicht 
der  Stiftung  nicht  zuwider  ist. 

Für  das  Doctorat  der  Philosophie  ist  laut  M.-E.  v.  19.  Juni  1852,  Z.3920 
und  vom  9.  Dec.  1861,  Z.  10644  die.  längere  Bela.s«ung  im  Stipendiengeniissc 
nicht  zulässig. 

Nach  einer  neueren  Verfügung,  M.-E.  vom  4.  März  1866,  Z.  83,  ist 
jedoch  di«  Belassung  von  Studirenden  der  philosophischen  Facultät  im  Genüsse 
eines  Stipendiums  auf  die  Dauer  des  VII.  und  \TII  Semesters  unter  gcwis.nen 
Voraussetzungen  zu  gestatten. 

^*)  Der  Inhalt  die.ses  Decretes  wurde  cleichzeitig  auch  den  übrigen 
Länderstellen  erülfnct. 
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(!u(lipfin<l(“n  (l(’8  Ciuhi’iniiims  iiaolitiaf'cn.  Woil  aber  in  dnr  angcfiilirtpn 
Hofkaiiz'ci-Vprordnung  die  Befreiten  vom  ünterri  c h tsgelde. 
uielit  ansilrtleklicb  genannt  werden,  so  ist  bei  denen,  welche  nin  diese 
Befreiung  ansnclien,  anf  die  Vorlegung  des  Pockenzengnissi-a  nicht  zn 
bestehen. 


Hofkammer-Becret  vom  21.  Februar  1833,  Z.  7585, 

an  siimnitliche  Lthulerstellen, 

zur  Hintanhallung  ungebührlicher  Verabfolgung  der  bis  zur  Vollendung  der 
Studien  bewilligten  Gnadengaben. 

Nachdem  sieh  der  Kall  ergeben  hat,  dass  einem  Waisen  die 
ihm  bis  zur  Vollendung  seiner  Studien  verliehene  Gnadengabe  auch 
nach  vollendetem  vorschriftsiniissigem  I.ehrcurse  und  zwar  wllhrend 
der  Zeit,  als  er  sich  zu  den  zur  Kilangiing  der  juridischen  Doctors- 
würde  iiöthigen  strengen  Prüfungen  (Rigorosen)  vorbereitete  und 
solche  ablegte,  verabfolgt  worden,  und  dadurch  ein  IVbergenuss  ent- 
standen ist,  so  erhält  die  l.andesstelle  im  Nacbhange  zur  h.  o.  Ver- 
ordnung vom  2’2.  Jänner  iSJl  den  Auftrag,  den  unterstehenden 
Kassen  zu  bedeuten,  dass  jenen  Waisen,  welchen  Gnadengaben 
bis  zur  Vollendung  der  Studien  verlieben  worden  sind,  die- 
selben nur  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  sie  den  vorgeschrie- 
benen Lehrcurs  vollendet  haben,  daher  nicht  auch  wäh- 
rend der  Zeit  zu  verabfolgen  seien,  wo  sie  sich  für  die 
zur  Erlangung  der  Do  cto  r s w ü rd  e abzulegenden  strengen 
Prüfungen  (Rigorosen)  vorbereiten,  wonach  auch  unter  Einem 
die  Verfügung  getroffen  wird,  dass  solchen  Waisen  ihre  Percipienten- 
Quittungen  in  Zukunft  nach  vollendeten  .Studien  und  während  der 
Vorbereitungszeit  zu  den  Rigorosen  von  den  lietreffenden  Studien- 
Directoraten  und  Vice-Directoraten  nicht  midir  zu  vidiren  seien. 


Studien-Hof-Commissions-Becret  v.  16.  September  1838,  Z.  5718, 

an  sKnimtliclic  ilciitselie  Ländcratellen, 

Uber  den  Wirkungskreis  der  Behörden  bei  Verleihung  von  Stipendien. 

Se.  k.  k.  Majestät  haben  mit  Allerh.  Entschliessung  vom  5.  Sep- 
tember 1838  den  g.  33  des  im  Jahre  1829  für  die  vereinte  Hof- 
kanzlei und  riicksicbtlich  fiir  die  Studien  Hof-Commission  bestimmten 
Wirkungskreises  dahin  zu  beschränken  geruht,  dass  die  Verleihung 
der  Handstipendien  *)  in  der  Regel  den  Län  de  r s t e 11  e n 

*)  Gesuche  um  Verleihung  eines  Stipendiums  sind  nach  dem  Gehühren- 
cesetze  stempelfrci,  wenn  sie  mit  einem  legalen  Armuthszeugnisse  belegt  sind. 
Die  Mittellosigkeitszengnisse  seihst  unterliegen  ebenfalls  keinem  .Stempel.  Hofd. 
v.  8.  Mai  1790. 
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nftch  dem  ihnen  unterm  10.  Mai  1807  eiugeräumteii  Wirkungskreise 
überlassen  bleiben  soll,  und  von  der  Studien-Hof-Commission  nur 
jene  Stipendien  zu  verleihen  sind,  welche  für  einzelne  Provinzen  aus 
dem  Staatsschätze  zu  dem  Zwecke  bewilligt  wurden,  um  die  Studiren- 
den  ausser  ihrem  Vaterlande  in  ihren  Studien  au  der  Lehranstalt 
eines  anderen  Landes  zu  unterstützen.  *) 


Studien-Hof-Commissions-Decret  vom  13.  Jimi  1842,  Z.  3571. 

Nach  den  bestehenden  Grundsätzen  sind  Stipendien  Unter- 
stützungen, mit  welchen  der  Schüler  seine  laufenden  Bedürfnisse 
zu  befriedigen  in  den  Stand  gesetzt  werden  soll.  Aus  diesem  Grunde 
haben  dieselben,  wenn  auch  die  Verhandlung  wegen  deren  Verleihung 
sich  in  das  Schuljahr  hinein  erstreckt,  dennoch  vom  Anfang  des 
Schuljahres,  nicht  aber  erst  vom  Tage  der  Verleihung  zu  laufen,  und 
es  hat  auch  deren  Anweisung  nicht  verfallen  (decursive)  sondern 
in  der  Kegel  halbjährig  in  vorhinein  zu  geschehen.  **) 


•)  Die  Competenr.  der  Stattliallereien  für  die  Erledigung  der  Stiidicu- 
Stiftangsangelegenheiten  ist  neuerlich  ausgesproclien  in  dem  M.-E.  vom  24,  April 
1851,  Z.  2875.  Eine  Ausnahme  bilden  die  Windhag’Hchcn  Stipendien,  deren 
Verleihung  sich  in  neuerer  Zeit  das  Ministerium  mit  Erlass  des  Sb-M.  Alith. 
C.  U.  V.  10.  Juni  1861,  Z.  5152  C.  U.  ex  1861,  Vorbehalten  hat. 

**)  Hiermit  wurde  das  Hofdecret  vom  24.  .September  1802  abgeändert, 
welches  lautete: 

Deorst  der  vereiiiigten  Hofkanzlei  vom  24.  September  1802,  Z.  1045, 

an  Kimmtlicbn  LftodfrKtelleD, 

wornaeh  dar  Qanaa«  das  ttipaadiumt  nur  vom  Tagt  dar  Varwilligung  bagianl. 

Da  mehrere  Stiftungen,  theilfi  wegen  der  von  Zeit  xn  Zeit  herabgesetzten 
Interessen  der  au  ihrer  Bedeekung  ursprünglich  gewidmeten  Capitalien,  tlieils 
wegen  des  kostspieligeren  Unterhaltes  der  Stiftlinge,  auf  geringere  Stipendien 
und  wenigere  Stiftplktr.e  reducirt  werden  mussten,  so  haben  8e.  k.  k.  MajestHt, 
um  dieselben  nach  und  nach  wieder  auf  ihren  ursprünglichen  Betrag  und  auf 
die  gestiftete  Zahl  der  StiftHnge,  oder  auch  noch  hdhor  zu  bringen,  zu  bc- 
schlieasen  geruht,  dass  vom  nSchstkommenden  Schuljahre  anzufangen,  alle 
Stipendien  und  Stiftungen,  sie  mögen  in  oder  ausser  einem  Erziehnngshause 
genossen  werden,  nur  vom  Tage  der  Verwilligung  oder  des  Ein- 
trittes in  das  Erziehungshaus,  jedoch  immer  vorhinein  in 
viertel jXhrigeo  Raten  flüssig  gemacht  werden,  die  Interkalarien 
aber  alle  Male  dem  Fonde,  woraus  der  Stiftungsbetrag  bis  zum  Austritte  oder 
Tode  des  Stiftlings  abgereiebt  worden  ist,  zugute  kommen  sollen,  wenn  etwa 
die  Stifter  nicht  etwas  Anderes  verordnet  haben,  gleichwie  übrigens  von  den 
vorhinein  angewiesenen  und  empfangenen  vierteljährigen  Raten , wenn  der 
StiftÜng  während  dieser  Zeit  anstreten  oder  sterben  sollte,  dem  Fonde  nichts 
snrÜckbezahU  werden  darf. 
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Erlass  des  provisorischen  Ministers  des  Unterrichts  vom 
3.  Jänner  1849,  Z.  7703, 

an  die  LaudeestcUcii  von  Nieder-Oesterreich,  Ober-Oesterreich,  Böhmen,  Mähren, 
Qaliaieu,  Steiermark,  Illirien,  Küstenland  und  Tirol, 

beiUglich  der  WUrdigkeiti-Autweit*  der  Studirenden  für  den  Forigenuit  der 

Stipendien  und  der  Befreiung  vom  Unterrichtigeide.  *) 

R.-O.-B.  .Talir,f.  1S49,  Z.  öS,  S.  7ti. 

Objrleieli  es  keineswegs  in  der  Absiclit  liegt,  den  ausgesprochenen 
Grundsatz  der  Lernfreibeit  für  Facultiits-Studirende  und  Htudirende 
sonstiger  biiberer  Studien-Aldbeilungen  irgend  in  Krage  zu  stellen,  so 
erscheint  cs  doch  notliwendig,  den  Lehrkörpern  die  Mittel  in  die 
Hand  zu  geben,  hinsicbtlicli  jener  Studirenden,  welche  besondere  Be- 
günstigungen zum  Zwecke  des  Studiums,  und  zwar  insbesondere  Sti- 
pendien oder  die  Befreiung  von  Kntriebtung  des  Unterrichtsgeldes 
geniessen,  über  ihre  Würdigkeit  in  Hinsicht  auf  sittliches  Verhalten 
und  ihre  Fortschritte  eine  betriedigonde  Nachweisung  sich  zu  ver- 
schaffen. Insbesondere  was  Stipendien  betrifft,  stellt  sich  dies  um  so 
wüuschenswerther  dar,  als  in  den  Stiflbriefen  fast  durchgehends,  sowohl 
was  Verleihung,  als  was  Fortbelassung  betrifft,  wissenschaftliche  Aus- 
bildung und  sittliche  Aufführung  gefordert  werden. 

Was  in  dieser  Hinsicht  die  Gymnasial-  oder  Lycealschüler 
betrifft,  so  werden  in  beiden  Beziehungen  die  bisherigen  Vorschriften 
hierüber  aufrecht  erhalten.  F'ür  die  Studirenden  der  höheren  Fächer 
aber  wird  Folgendes  festgesetzt: 

1 . Ueber  die  Frage,  ob  derlei  Studirende  der  Erlangung 
oder  Beilrehaltung  der  Stipendien  würdig  sind,  haben  die  betref- 
fenden Lehrkörper  zu  entscheiden.  Letztere  haben  mit  Küeksicht 
auf  alle  ihnen  zur  Kenntniss  gekommenen  Umstände  in  reife 
und  gewissenhafte  Erwägung  zu  ziehen,  ob  die  Studirenden  der 
erwähnten  Begünstigung  in  Hinsicht  auf  ihr  Betragen  und  auf 
ihre  wissenschaftlichen  Fortschritte  vödlig  würdig  seien  oder  nicht. 

2.  Sind  Studirende  dem  betreffenden  Lehrkörper  nicht  genug 
bekannt,  um  sich,  vorzüglich  was  Verwendung  und  Fortgang 
betrifft,  mit  Bestimmtheit  aussprechen  zu  können,  so  steht  es  dem 
Lehrkörper  frei,  zu  verlangen,  dass  sich  selbe  einer  Prüfung 
unterziehen,  nach  deren  Ergebnisse  und  mit  Rücksicht  auf  die 
sonstigen,  dem  Lehrkörper  bekannten  Verhältnisse  der  Lehr- 
körper über  die  Würdigkeit  der  Studirenden  zur  Erlangung 
oder  zum  Fortbezuge  von  Stipendien  zu  entscheiden  hat. 


*J  Vergl.  hiezu  den  zur  gleiciimäsaigcn  Bcobaclituug  des  M.-E.  vom 
.3.  Jänner  1849,  Z.  77t)3  an  sämmtliche  Universitäten  crgaiignen,  hei  demM.-K. 
vom  20.  März  18S2,  Z.  10381  abgedrnckten  M.-E.  vom  selben  Datum.  Ferner 
den  M.-E.  vom  7.  Decemlier  18&2,  Z.  0716.  (sub  III  c.) 
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3.  iJer  (Jnindsatz  iliu-  Lcnit'rcilieit  wird,  wie  nchuii  bemerkt, 
bezüglich  der  Stipendisten  zwar  keineswegs  aufgehoben,  und  sie 
können  dalier  keineswegs  zur  ßeobaclitung  der  früher  bestande- 
nen Studien-Ürdnung  und  Abtheilung  in  .Jahrgänge  verhalten 
werden.  Wenn  sie  aber  eine  längere  Zeit,  als  nach  dein  Stiidien- 
plane  nothwendig  ist,  in  den  Studien  znbringen,  so  können  sie 
deshalb  nicht  auch  eine  längere  Dauer  des  Stipendiengenusses 
in  Anspruch  nehmen. 

4.  Zur  Krlangung  oder  Beibehaltung  der  Befreiung  von 
Entrichtung  des  linterrieht.sgelde8  ist  es  für  Studirende  der  höhe- 
ren Studienabtheilungen  genügend,  wenn  der  betrefleude  Lehr- 
körper bestätiget,  dass  in  Beziehung  auf  Verlialten  und  Fortgang 
kein  ihm  hekannter  Anstand  obwaltet,  und  wenn  die  Dürftigkeit 
gehörig  nachgewiesen  ist. 

Von  dieser  Administrativinassregel  hat  die  Landesstelle  alle 
Lehrkörper  in  Kenntniss  zu  setzen. 


Auszug  aus  dem  Ministerial-SchTeiben  vom  17.  Februar  1849, 

Z.  46, 

an  den  Leiter  des  ilaiuiHtini.schen  Luticrniiim.s,  Gr.afen  v.  Strassuld.., 

betrelTend  die  Aufhebung  des  k.  k.  Convicts  in  Zara  und  die  Umwand- 
lung der  für  dasselbe  bestimmten  Dotation  in  Handstipendien  Tür  dalmatinische 
Jünglinge,  welche  sich  den  Gymnasial-  und  Facultätsstudien  widmen. 

Nach  genauer  und  sorgfältiger  Erwägung  aller  auf  das  k.  k. 
Convict  zu  Zara  bezüglichen  Verhältnisse,  und  nach  gepflogener  Kück- 
sprache  mit  dem  Ministerium  des  Innern,  Hude  ich  im  Interesse  der 
dortigen  Provinz  die  sogleiche  Aufhebung  der  besagten  Anstalt  hier- 
mit zu  verlügen  und  an  ihrer  Stelle  aus  der  für  die  Erhaltung  des 
Couvictes  bisher  bestimmten  Dotation,  welche  im  Durchschnitte  jähr- 
lich SOOO  Gulden  betrug,  llandstipendieu  zu  errichten. 

Da  die  Staatsverwaltung  bei  Durchführung  dieser  Massregel 
keine  Hnanziellc  Ersparung  zu  erzielen  beabsichtigt,  sondern  nur  die 
oberwähnte  Dotation  einer  nützlicheren  Verwendung  zuzuführen  und 
den  damit  beabsichtigten  Zweck  im  ergiebigeren  Masse  zu  erreichen 
bestrebt  ist,  so  werden  die  neuen  Uandstipendien  in  der  Art  bemessen, 
dass  durch  sie  die  zu  b<H)0  Gulden  angenommene  Dotation  vollkom- 
men erschöpft  wird. 

Ich  bewillige  demnach  die  Errichtung  der  nachstehenden  Hand- 
stipendien und  zwar: 

*)  Mit  M.-E.  vom  19.  Oct  1848,  Z.  (193‘J,  wurde  im  Allgemeinen  bemerkt 
das«  die  be,«fandene  Vorsebrift,  womach  Jene,  die  sich  um  Stiftplätze  in  Con- 
victen  bewerben,  weder  die  vierte  Grammatieal-Classe  noch  das  14.  Leben.sjahr 
llbcrscbrilten  haben  durften,  keine  Anwendung  auf  die  Bewerber  um  jene  Hand- 
stipendien habe,  welche  an  Stelle  jener  Convict splätze  getreten  sind. 
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10  Stippmiii‘11  zu  '200  Uiildeii  =;  2000  H. 

20  r,  „150  „ = 3000  fl. 

30  „ „ 100  „ = 3000  fl. 

Buumia  00  „ „ per  SOOO  fl. 

Diesp  Uaiidstipeiulii  n wenliui  iiii  (ipistR  flpr  ffir  Vprlpüiung  dpr 
Handstippudieii  ilhpilmiipt  hpstplipudon  Voraclirirtcn  zu  vpi-lpihen  Bein, 
PH  müssen  daher  zur  Krlangung  derselben  alle  jene  Nachweise  und 
Behelfe  beigebrachf  werden,  welche  zur  Krlangiing  eines  Haiidstipen- 
diiims  überhaii]>t  erforderlich  sind. 

Dfis  Verleihung.srecht  hat  der  jeweilige  Laiideschef,  dessen 
Sache  es  sein  wird,  hiebei  iin  Interesse  des  iJiciisles  und  nach 
Billigkeit  die  Bewerber  aus  den  vier  Kreisen  der  Provinz  so  zu 
berücksichtigen,  dass  kein  Theil  des  I,nndes  sich  über  Zurücksetzung 
zu  beklagen  habe. 

Die  Dauer  des  istipendiumgeiiusses  erstreckt  sich  auf  die  ganze 
Stud  ienzeil,  so  dass  die  Stipendisten  der  unteren  Classcn  nach  Mass- 
gabe  der  Krleiligungen  und  der  Würdigkeit  in  Bezug  auf  sittliches 
Verhalten,  Fleiss  und  Fortschritte  in  die.  höheren  Classen  z.  B.  von 
100  fl.  in  150  und  200  fl.  vorrücken. 

Bei  den  späteren  Krledigungeii  werden  daher  die  Verleihungen 
in  der  Art  stattfinden,  dass  an  die  sich  meldenden  rücksichtswürdig- 
sten Candidaten  nur  die  niedersten  titipendien  von  UM»  fl.  verliehen 
werden,  worauf  sie  die  Erlangung  höherer  Stipendienbeträge,  je  nach 
ihrer  Würdigkeit  zu  erwarten  halien. 

Ich  glaube  auf  diese  Art  den  Interessen  der  Provinz  die  gebüh- 
rende liechnung  getragen  zu  haben,  indem  Dalmatien  statt  der  bishe- 
rigen 16  ganzen  und  10  halben  Convietsplätze  00  zum  Theile  gut 
dotirte  Stipendien  erhält,  mittelst  welcher  nach  und  nach  dem  bisher 
immer  umsonst  beklagten  Mangel  an  tauglichen  eingebornen  jungen 
Leuten  für  die  Behörden  und  Aemter  des  Landes  abgeholfen  werden 
dürfte,  da  immer  00  .Jünglinge  in  den  Stand  gesetzt  sein  werden, 
sich  auf  Staatskosten  den  .Studien  zu  widmen.  *) 

*)  Kinisterial-Sclireiben  vom  21.  Jänner  1850,  Z.533, 

an  «Ipo  Verweser  d««  dalmaünUchen  I>ande4prl«idiamfi, 

wornach  der  vieHt  Thail  dar  aut  dar  Dotation  des  aofgahobenan  k.  k.  Conviotaa  in  Zara 
antatandanan  60  Handatipandian  an  dalmatiniacha  JUngMnga,  walcha  tioh  dam  Studium  dar 
Nautik  odar  Taohnik  widman,  zu  varlaihan  itt. 

Im  KrwJtpimr  dvr  in  dem  Gnbemial-IIericbte  vom  i.  April  mipefllhrtcn 
OrUndp  für  die  Aiwscboidung  einer  Anzahl  aus  den  mit  der  Auflassung  des 
Convict^  in  Zara  errichteten  60  Handstipendien  2U  Gunsten  der  dem  Studium 
der  Technik  oder  Nautik  «ich  widmenden  dalmatinischen  Jünglinge»  finde  ich 
nach  gepflogener  Rück.-*prache  mit  den  MiniKterieii  des  Imieni,  des  Handels 
und  der  fiffentlichen  Rauten,  der  Finanzen  und  der  Justiz  zu  bestimmen,  das.^« 
zu  diesem  Zwecke  der  vierte  Theil  Jener  errichteten  60  Hnndstipendien,  d.  i. 
die  Zahl  von  15  Stipendien  in  nachfolgender  Art  ausgesrhieden  werden, 
nftmlicU; 
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Sowie  bisher  nach  den  besteheuden  Vorschrillen  nur  die  Zog 
lingc  des  Convictes  von  Zara  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  die 
dalmatinischen  Stiftungsplätze  im  Wiener  Stadtconvicte  hatten,  so 
finde  ich  nach  gepflogener  Rücksprache  mit  den  Ministerien  dea 
Innern  und  der  Finanzen  zu  bestimmen,  dass  nach  der  nun  erfolgten 
Aufhebung  des  Wiener  Stadtconvictes  die  Betheilung  mit  den  für  die 
dalmatinischen  Stiftlinge.  an  dessen  Stelle  getretenen  sieben  Hand- 
stipendien per  300  fl.  nur  an  solche  Stiidirende  vorgenommen  werde, 
welche  im  Genüsse  eines  der  neucreirten  60  Zaraer  Stipendien  stehen- 


Auszug  aus  dem  Ministerial  - Schreiben  v.  9.  März  1849, 

Z.  1031, 

an  den  LanilcKclicf  von  Galizien, 

mit  Bestimmungen  Uber  die  Zahl,  das  Ausmass  und  die  Verleihung  der  an  die 
Stelle  des  aufgehobenen  adeligen  Convicts  in  Lemberg  tretenden  Hand- 
stipendien. 

Bei  der  von  Sr.  Majestät  aus  Anlass  der  Aufhebung  des  ade- 
ligen Convicts  in  Lemberg  gestatteten  Wiedereinführung  von  Hand- 
stipendien ist  Folgendes  zu  beobachten : 

Jene  dreissig  Convicts-Zöglinge,  welche  bei  Aufliebung  desselben 
im  Genüsse  der  Stiftungsplätze  standen,  sind  jeder  mit  einem  Hand- 
stipendium von  zweihundertfUnfzig  Gulden  Conv.-Münze  zu  bctheilen. 

Für  ihre  Nachfolger  im  Genüsse  der  Stiftung  und  für  die  nach 
Massgabe  der  Fondsmittel  neu  zu  schaffenden  Stipendien  werden  zwei 
Classen  — eine,  zu  zweihundert  Gulden  und  eine  zu  einhundert- 
fünfzig  Gulden  Conv.-Münze  — festgesetzt. 

Für  die  einzelnen  Studienzweige.,  auch  jenen  der  Technik  nicht 
ausgenommen,  sind  keine  besonderen  Stipendien  festzusetzen. 

Die  Beibehaltung  und  Erlangung  solcher  Stipendien  ist  mit 
jedem  Studienzweige  vercinbarlich. 

Die  Bestimmung  der  Zahl  der  Stipendien,  wie  sie  mit  Rück- 
sicht auf  die  verftigbaren  Mittel  bereits  für  das  laufende  Studienjahr 


li  Stipendien  aus  der  Kategorie  von  200  fl. 

fi  Stipendien  an«  der  Kategorie  von  160  fl. 

7 .Stipendien  ans  der  Kategorie  von  100  fl. 

Die  Verleihung  dieser  .Stipendien  hat  in  der  mit  der  Ministerial-Verord- 
nnng  vom  17.  Februar  v.  J.,  Z.  46,  im  Allgemeinen  vorgeHchriebenen  Art  durch 
den  jeweiligen  Landeschef  zu  ge.«chrhen,  wobei  ich  denselben  neuerlich  darauf 
aufmerksam  mache,  dass  hiehei  die  Bewerber  aus  den  verschiedenen  Kreisen 
der  Provinz  .«o  bertlck.sichtigen  sind,  dass  kein  Theil  des  Landes  sich  über 
Zurücksetzung  zu  beklagen  habe. 

(Die  Verordnung  vom  21.  .länner  1860,  Z.  633  wurde  selbst  wieder 
modifleirt  mit  M.-E.  vom  23.  Juli  1854,  Z.  7349  ex  1864.  Der  letztere,  bezieht 
sich  indess  ausschliesslich  auf  das  Studium  der  Nautik  und  Technik 
lind  wurde  daher  in  die  gegcnwSrtige  Sammhuig  nicht  aufgenommen.) 


Digitized  by  Google 


173 


und  für  die  Zukunft  zu  trotFcii  »uiii  wird,  »owiu  diu  Vurleihuug  der 
selben  bleibt  dem  Herrn  Landescbef  überlassen.  Hei  der  zu  erwar- 
tenden bedeutenden  Vermebruiig  der  Fondsmittel  wird  genehmiget, 
dass  ein  Tlieil  derselben  dem  Zwecke  Vorbehalten  werde,  ausgezeich- 
neten Stipendisten  auf  die  von  dem  galizischen  Landespräsidium  au- 
gedeutete  Art,  worüber  die  näberen  Vorschläge  zu  erstatten  sind, 
eine  höhere  Ausbildung  zu  verschaffen. 

Boi  Verleihung  der  Stipendien  ist  sich  in  Betreff  der  Ansprüche 
der  Bewerber  nach  denselben  Grundsätzem  zu  benehmen,  nach  welchen 
in  Gemässheit  der  Stiftungsbestimmungen  die  Plätze  ira  Convicte  ver- 
liehen wurden. 

Hiernach  dürfen  insbesondere  die  aus  den  Fonds  der  Zawadski- 
schen,  Russian'schen,  Malzinski'schen  und  Potocki’schen  Stiftung  ge- 
bildeten Stipendien  ausschliesslich  nur  an  Studirende  adeliger  Her- 
kunft verliehen  werden. 

Bei  den  aus  der  Glowinski'.schen  Stiftung  Uber  die  Zahl  der 
bisherigen  22  Stiftungsplätze  gebildeten  Stipendien  wird  so  viel  als 
möglich  das  bisherige  Verhältniss  zwischen  der  Zahl  der  für  Adelige 
und  jener  für  Bürgerssöhne  bestimmten  Plätze  beizubehalten  sein. 

Uie  für  die  Convictoren  bestandenen  Vorschriften  über  da- 
Maximum  und  Minimum  des  Alters  und  der  Studienjahre  haben  auf 
die  künftigen  Stipendisten  keine  Anwendung  mehr. 

Der  Antrag,  dass  die  Verleihung  der  Stipendien  ausschliesslich 
an  Landeseingeborno  von  Galizien  stattfinde,  kann  als  eine  Beschrän- 
kung, worauf  die  Absicht  der  Stifter  offenbar  nicht  gerichtet  war, 
auch  nicht  genehmiget  werden;  jedoch  ist  an  den  Genuss  der  Stiftung 
die  Bedingung  zu  knüpfen,  dass  die  damit  Betbeilten  ihre  Studien  in 
Galizien  betreiben,  da  auch  die  Aufnahme  in  das  Convict  den  Aufent- 
halt im  Lande  voraussetzte. 

Ein  ferneres  Erforderniss  zur  Erlangung  der  Stiftung  ist  die 
Mittellosigkeit  der  Bewerber;  wobei  jedoch  zu  beachten  ist,  dass  die 
Glowinski’sche  Stiftung  die  Bedingung  der  Armuth  nur  von  jenen 
Bewerbern  fordert,  welche  nicht  seiner  Verwandtschaft  angehören, 
und  dass  nach  dem  Sinne  der  Zawadski'schcn  Stiftung  dessen  Ver- 
wandte ein  Vorrecht  auch  vor  anderen  unbemittelten  Adeligen  haben, 
wornach  nur  unter  zwei  gleichberechtigten  Verwandten  des  Stifters  oder 
unter  zwei  Nichtverwandten  die  Mittellosigkeit  entscheidend  sein  würde. 

In  Betreff  der  Erfordernisse  zur  Beibehaltung  der  Stipendien  ist 
sich  nach  den  bestehenden  Vorschriften  bezüglich  der  Handstipendien 
überhaupt  zu  benehmen. 
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Ministerial- Schreiben  v.  13.  März  1849,  Z.  1867, 

« 

sn  (Ifii  Lniiilcachcf  von  Tirol  iiinl  Vorarlberg, 

betreffend  die  BeHragapflicht  des  Fondea  der  aufgehobenen  Thereaianiachen 
Ritter-Akademie  in  Innabruck  zu  den  Stipendien  der  Stiftlinge  dea  Tiroler 
Adelamatrikelfonda. 

lieber  die  von  dem  stiuidischoii  Matrikel-Conscsse  in  Innabruck 
gegen  die  Eiitaclieidung  des  Tiroler  Guberniums,  womit  die  Ergän- 
ziiiig  der  Stipendien  für  die  bei  Auflösung  der  Tlieresi.mischen  Kitter- 
tikademie  *)  uns  derselben  getretenen  vier  Matrikellbnds-Zöglinge  aus 
dem  Akiideniiefondo  abgelehnt  wurde,  an  das  Unterriclita-Ministcrium 
geriehtete  Vorstellung,  finde  ich  zu  bestimmen,  dass  der  Akadcmie- 
foiid  die  Aufzahlung  von  100  Gidden  C.  II.  zu  jedem  der  vier 
gedachten  Stipendien  in  Gomassheit  der  Allerhöchsten  Entschliessung 
vom  12.  October  IS  I I (.Studien-Uof-Commissions-Zahl  6S08)  ebenso 
und  unter  derselben  Bedingung  zu  bestreiten  habe,  wie  er  bisher  den 
Abgang  von  100  fl.  C.  M.  zu  dem  auf  300  fl.  festgesetzten  Kostgelde 
für  Jeden  Stiftling  rficksiehtlieli  der  •»irwähnten  vier  M.atrikclfonds- 
Zöglinge  zu  tragen  halte.  **j 


*)  Siebe  das  Normale  vom  IH.  November  1849,  Z.  8102,  sowie  jenes 
vom  8.  Juli  18Ö1,  Z.  4262. 

**)  Auszug  aus  der  Verordnung  vom  31.  August  1848,  Z.  5560, 

itt)  dan  Tiroler  Landf“<prHMidlnm 

Die  Aufliobniip  der  Innsbrucker  ThcrcsmnUchcu  Kitterakademic  und  dii' 
Kintuhrmig  von  Handstipciidien  wird  jjciichraijrt.  Diese  lelxtcren  liabcu  jedoch 
nicht  in  4()Ofl.,  wie  solehes  beantrajrt  wurde,  sondern  nur  in  300  fl.  zu  be»t<*heii, 
und  iwar  für  alle  bisherigen  SUftliiiire,  ohne  Unterschied  der  Studionabtheilungf, 
iu  der  sie-  sich  befanden.  Die  für  andere  Haiidsii|ieudieii  dcrmalH  besteheudeii 
Vorschriften  haben  auch  bezilplich  dieser  zu  peltcn;  nur  wird  es  dem  eipeiieii 
Krmessen  der  I.andcs.stclle  Überlassen,  ob  nicht  mit  Kticksicht  auf  die  indivi- 
duellen Verhältnisse  eiiiiper  der  bisliciipen  Convicttireu  eine  andere  Verfiipunp 
in  Hezup  anf  die  Zahhmp.H-Auweisimp,  die  inspcmeiii  halbjHhrip  vorhinein  und 
zu  ilaudcii  der  8tudircnden  selbst  pcschieht,  cinzittreteii  liabe.  Die  Gcnclmii- 
puup  der  Stipendien  von  3(KI  fl.  C.  M.  hat  hios  auf  Jene  Bezup,  welche  schon 
jetzt  ein  Recht  auf  die  pauze  A'erpflcpinip  in  der  Akademie  halten.  Für  ilie 
Folpezeit  werden  Handstipendieii  in  cimni  mHasipereii  Hetrapi;  einzuführen  sein. 
Das  Gubeniiuin  hat  hierüber  nach  Hinsicht  der  8tiftun^urkunde  und  unter 
Nachweisurip  der  nedeckiinpsmittel  hinnen  ü Wochen  einen  putächtlicheii  He- 
richt  zu  frstntten.  In  die  Verleihung  dieser  Handstipendieii  wird  das  Ministe- 
rium künfiip,  ausser  in  Kecursfällen,  keinen  umnittclharca  Kinfluss  nehmen. 
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Ministerial-Eiiass  vom  4.  April  1849,  Z.  1778, 

au  den  Ijandeschef  von  Bülimcn, 

betreffend  die  Regelung  der  Handstipendien  aut  den  Ertrdgniaien  det  Prager 
Convicta-Stiftungafondei. 

Mit  Beziehung  auf  die  an  das  hühmische  Gubernium  erflosaene 
Miniaterial-Verordnung  vom  26.  September  1 S4S,  Z.  6305  werden 
die  naelistebeiiden  weiteren  Bestimmungen  erlassen:  *) 

I . In  Betreff  der  Regelung  der  aus  dem  Erträgnisse  der 
Stiftungsfonde  neu  zu  bildenden  Handstipendien  hat  als  Grund- 


*)  Verordnung  vom  26.  September  1848,  Z.  6305, 

AI)  <Iat<  bfihmlflche  Oubemiurn. 

beiUglieh  dar  Aufhebung  de«  Convicte  in  Prag. 

Die  Aufbebanjif  de«  Prasrer  Coii vieles  wird  genehmig^.  Die  biaht^rigeu 
Con victs-Stiftlingc,  welche  zum  F»jrtgeuu»nc  der  Stiftungsplätze  berechtigt 
sind,  haben  Handstipendien  zu  zweiliuiidort  und  fOnfzig  dulden  C.  M.  zu  be- 
ziehen, mid  sind  gleich  anderen  Handstipendisten  zu  behandeln,  wobei  es 
übrigens  dem  Ermessou  der  Landusstellc  überlassen  wird,  mit  Rücksicht  auf 
das  Alter  der  Stiftlinge  und  den  bedeutenden  Hetrag  dieser  liand^tipondien  die 
Modalitäten  der  Ausbezablung  festzusetzen. 

Den  StrakaVehen  Stiftlingen  ist  der  Unterricht  im  Reiten  und  Fechten 
ferner  wie  bisher  zu  ertheileu,  und  cs  hat  auch  bei  den  BostAlluiigeii  der 
ständischen  Exorciermeistcr  aus  dem  Straka'scheu  Stiftungsfonde  sein  Bewenden. 

Mit  M.-E.  V.  20,  April  18.51,  Z.  2096  (an  den  Ktattlialter  von  Böhmen) 
wurde  die  Ermächtigung  ertheilt,  den  Stiftliiigen  der  gräÜ.  Straka’schen  Stif- 
tung in  Prag  aus  dem  Stiftungsfonde  Beträge  von  20  und  40  Ü.  C.  M.,  jo  nach- 
dem dieselben  als  Stipendisten  naeh  §.  18  des  Cles.  v.  12.  Juli  1850  auf  Be- 
freiung von  der  Hälfte  des  Collegieugeldcs  Anspruch  haben  oder  nicht,  zur 
Bestreitung  der  Collegiengelder  zu  verabfolgen,  und,  um  einem  etwaigen  Mi««K- 
brauche  dieser  Begünstigung  vorzubeugen,  die  Revision  der  Meldurigsbüchor 
seitens  der  die  Quittungen  corami.sireiidcu  Prufessoreii-Dccane  angcordiict. 

Nach  M.-E  v.  21.  Juli  1851,  Z.  6382  (au  den  .Stalthalter  von  Böhmen) 
hat  diese  Hegüusligung  auch  auf  jene  Stipendisten  An>dehiiung  zu  Hilden,  deren 
StipcudtcH  aus  den  früher  dem  Prager Convictc  eluvcriciht  gewesenen  Slifiuiigen 
bestritten  werden.  Doch  i.st  diese.  Bewilligung  an  die  Vorau.ssctzuug  gebunden, 
dass  die  betreffende  Stiftutigsurkunde  keine  entgegenlautende  Bestimmung  ent- 
halte und  jede  einzelne  solche  Stiftung  den  zur  Bedeckung  der  erwälmteu 
Auslage  nöthigen  Uebersehuss  besitze. 

Mit  M.-E.  V.  23,  JuU  1860,  Z.  1525  (an  den  StaUhalter  von  Böhmen), 
wurde  die  Krlifthung  von  12  Stipemllen  der  gräfl  Straka’scheii  Stiftung  für 
Univer.ritäts-Studirende  oder  Hörer  der  Technik,  sowie  Zöglinge  der  öffeiitl. 
Berg-,  Und-  und  forstwirthschaftlichen  Anstalten  auf  30<1  fl.  ö.  W.  genehmigt, 
und  mit  St -M.-E.  v.  7.  Nov.  1862,  Z.  9390  die  weitere  Erhöhung  des  Betrages 
der  Straka'sclien  Stipendien  in  der  Weise  gestattet,  dass  30  Stipendien  mit 
400  fl.  ö.  W.  und  die  übrigen  36  Stipendien  mit  300  fl.,  und  zwar  die  orstcren 
nur  an  die  in  dem  M.-K.  v.  23.  Juli  1860,  Z.  1525,  bezcichnetc  Kategorie  von 
Studireiideu  erfolgt  werden  dürfen. 
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sntz  zu  gelten,  das«  die  AiizaLI  dieser  tStipeiidien  fiilr  jede  der 
dem  Cüiivicte  eiuverleibten  Stiftungen  auf  die  vor  ihrer  Einzie- 
hung in  das  Couvict  zuletzt  bestimmte  Anzahl  von  Stiftungs- 
plätzen zuriickzuftihrcn,  und  der  jährliche  Betrag  eines  jeden 
einzelnen  Handstipendiums  nach  Massgabe  des  dermaligeu  reinen 
Erträgnisses  der  betreffenden  Stiftung  zu  sistemisiren  ist. 

Der  Betrag  von  200  Gulden  C.  M.  wird  als  das  höchste 
Ausmass  tur  die  neu  zur  Verleihung  kommenden  Stipen- 
dien festgesetzt. 

Wenn  sohin  bei  einer  oder  der  anderen  Stiftung  die  Fonds- 
erträgnisse  das  Erfordemiss  filr  die  nach  obiger  Bestimmung 
daraus  zu  bedeckende  Anzahl  von  Handstipendien  übersteigen, 
ist  der  Uoberschuss  zur  Gründung  weiterer  Stipendien  zu  ver- 
wenden. 

Ue.brigeiis  wird  es  der  Beurtheilung  des  Herrn  Laudcschet 
überlassen,  ob  nicht  aus  jenen  Stiftungen,  deren  Fond  die  Be- 
messung höherer  Stipendien  zulässt,  diese  Stipendien  zwei  Ab- 
stufungen, allenfalls  eine  zu  150,  die  zweite  zu  200  Gulden 
erhalten  sollen,  wovon  die  erstere  für  Gymnasial-,  die  letztere 
für  Hörer  der  höheren  Studien  bestimmt  wäre.. 

2.  Die  Regelung  dieser  Haiidstipendien  nach  den  vorge- 
zeichueten  Grundsätzen,  die  Bestimmung  der  Zahl  derselben  auf 
der  Grundlage  des  von  der  böhmischen  Provinzial-Staatsbuch- 
haltung  verfassten  Vermögens-Ausweises,  sowie  die  Verleihung 
derselben  bleibt  dem  Herrn  Landeschef  überlassen. 

3.  Bei  Verleihung  der  Stipendien  ist  sich  in  Betreff  der 
erforderlichen  Eigenschaften  der  Person,  der  Gattung  der  Studien, 
der  alirälligen  Präseiitationsrechte  und  dergleichen  genau  an  die 
Bestimmungeu  der  einzelnen  Stiftungen  zu  halten,  wogegen  alle 
jene  Beschränkungen  im  Genüsse  der  Stiftung,  welche  nicht  in 
dem  Stiftbriefe  oder  Willen  des  Stifters,  sondern  nur  in  der 
Einrichtung  und  Hausordnung  des  Convicts  ihren  Grund  hatten, 
wegzufallen  haben.  Hierii,acb  ist  die  Verleihung  von  Stipendien 
an  Stiidirende  der  Technik  nur  rücksichtlich  derjenigen  Stiftungen 
nicht  zulässig,  wo  durch  eine  ausdrückliche  Bezeichnung  der 
Studien,  wofür  die  Stiftung  bestimmt  ist,  jenes  der  Technik  aus- 
geschlossen ist.  oder  eine  solche  Ausschlicssung  aus  dem  Sinne 
des  Stiftbriefes  unzweifelhaft  hervorgeht. 

4.  In  Betreff  der  Beibehaltung  und  des  Verlustes  der  Sti- 
pendien ist  nach  den  in  dieser  Beziehung  überhaupt  geltenden 
Normen  vorzugehen. 

Die  nach  Umständen  erforderliche  Festsetzung  besonderer 
Modalitäten  der  Ausbezahlung  der  Stipendien  bleibt  dem  Herrn 
Landeschef  überlassen. 
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138.  Ministerial- Schreiben  vom  20.  August  1849,  Z.  5388, 

an  den  Landoschef  von  NiederCstcrreich. 

womit  die  Qrundtiitze  bei  Umitaltung  der  Wiener  Stadt-Convicts- 
Stifiungen  in  Handttipendien  festgeatellt  und  Beiiimmungen  in  Betreff  der 
Höhe,  Dauer  und  Verleihung  dieier  Stipendien,  sowie  hinilchtlich  der  Qradua- 
taxen  aua  den  Stiftongserträgnissen  getroffen  werden. 

ln  Betreff  der  zu  systemisirendcn  Handstipendien  aus  jenen 
Stiftungen,  welche  irliher  für  das  Stadtconvict  gewidmet  wurden,  gilt 
als  allgemein  leitend  der  Grundsatz,  dass  die  von  den  betref- 
fenden Stiftern  angeordneten  und  von  der  Staatsgewalt 
angenommenen,  sonach  mittelst  des  Stiftbriefes  feierlich 
s icherge  stellten  Bestimmungen,  soweit  es  mit  dem  Interesse 
des  Staates  im  Allgemeinen  und  der  auf  dieses  hinstrebenden  neuen 
gesetzlichen  Urganisation  des  hfftiutlicheu  Erzichungs-  und  Unterrichts- 
wesens nur  immer  vereinbar  ist,  auf  das  Genaueste  in  Erfüllung 
zu  bringen  sind. 

Die  Bestimmungen  der  Stiftbriefe  können  im  entgegengesetzten 
Falle  nur  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  aufgehoben  oder  umgeän- 
dert werden,  in  welchem  Falle  jedoch  die  im  Besitze  besonderer  An- 
sprüche auf  derlei  Stiftungen  stehenden  Privaten,  Familien  oder  Ge- 
meinden, zur  Vermeidung  begründeter  Keclamationen  nach  Möglich- 
keit um  ihre  Beistimmung  anzugehen  sind. 

Nach  diesem  Grundsätze  kann  der  von  der  provisorischen  Staats- 
buchbaltung  gestellte  Antrag,  die  bei  einzelnen  Stiftungen  sich  erge- 
benden UeherschOsse  zur  Vennehrung  der  geringer  dotirten  zu  ver- 
wenden, durchaus  nicht  gebilligt  werden,  da  die  einzelnen  Stiftungs- 
fonde'  ein  besonderes,  zu  besonderen  Zwecken  gewidmetes  Vermögen 
haben,  dessen  Bestimmung  nur  zufällig  mit  den  anderen  Stiftungen 
gleichartig  ist,  welches  daher  dadurch  beeinträchtigt  würde.  Jedes 
St i ftun gs V ermöge n ist  vielmehr  abgesondert  zu  verwal- 
ten, zu  verrechnen  und  d i e Uebers ch ü sse  sind  nach  Zulässig- 
keit durch  Aufbesserung  der  bestehenden,  oder  Errichtung  neuer 
Stiftpiätze  ihrer  ursprünglichen  Widmung  gemäss  zu  verwenden. 

Jene  in  einzelnen  Stiftbriefen  ausgesprochenen,  noch  zu  Recht 
bestehenden  Bestimmungen  riick^chtlich  der  besonderen  Eigenschaften 
und  Erfordernisse  zur  Erlangung  eines  Stiftplatzes,  rticksichtlich  der 
während  der  Dauer  eines  solchen  Stiftungsgenusses  etwa  besonders  zu 
erfüllenden  Pflichten  oder  eines  besonders  zu  ergreifenden  Fach- 
studiums, rücksichtlich  der  etwa  besonders  festgesetzten  Dauer  des 
Stipendiengenusses,  wo  nicht  diese  unbezweifclt  nur  mit  Rücksicht 
auf  die  ehemals  kürzere  Dauer  der  Studien  bemessen  und  mitiiin  die 
Ausdehnung  derselben  der  Ansicht  des  Stifters  nicht  zuwider  ist  *— 
rficksichtlich  der  etwa  bestehenden  und  gegenwärtig  noch  ausführbaren 
Präsentatiousrechte,  sowie  endlich  rücksichtUch  der  irgend  einem 
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Competenten  aus  der  Familien-,  Orts-  oder  Standesangehörigkeit  oder 
aus  sonstigen  besonderen  Verlmltnissen  zustchenden  Vorzugsrechte  sind 
nach  dem  obigen  Grundsätze  noch  fortan  geuiiu  zu  beobachten,  iiu 
Uebrigen  haben  rUcksichtlich  der  Würdigkeit  zur  Erlangung  und  zum 
Fortgenusse  eines  derlei  Stipendiums  und  der  Modalitäten  der  Aus- 
zahlung derselben  die  von  der  Staatsverwaltung  für  Stipendisten  im 
Allgemeinen  erlassenen  oder  noch  zu  erlassenden  Bestimmungen  zu 
gelten. 

Was  den  zu  bemessendcn  Betrag  der  künftigen  Handstipeudien 
betrifft,  so  wird  rUcksichtlich  derjenigen  Stiftungen,  bei  welchen,  um 
ConvictS'Stipendien  daraus  zu  bilden  und  sie  dem  Convicte  cinver- 
leiben  zu  können,  eine  Verminderung  der  ursprünglich  gestifteten 
Anzahl  von  Plätzen  eiugotretcn  ist,  diese  Keduction  wieder 
aufgehoben,  und  es  ist  die  ursprüngliche  Anzahl  in  dem  ursprüng- 
lichen Betrage  wieder  herzustellen,  mit  der  Beschränkung  jedoch, 
dass  dort,  wo  wegen  im  Laufe  der  Zeit  eingetretener  Verminderung 
des  betreffenden  Stiftungsvermögens  bei  dieser  Wiederherstellung  der 
ursprünglichen  Anzahl  der  Stiftungsplätze  sich  ein  geringerer  als  der 
vom  Stifter  ausdrücklich  bestimmte  Betrag  eines  Stiftungsplatzes 
ergeben  würde,  eher  der  ursprüngliche  Betrag  als  die  Anzahl  der 
Plätze  herzustellen  ist. 

Die  Wiederherstellung  der  ursprünglichen  Beträge  der  eben 
besprochenen  Stipendien  basirt  sich,  nebst  dem  allgemeinen  Principe 
den  Willen  des  Stifters  nach  Möglichkeit  zu  erfüllen,  darauf,  dass 
diese  Stipendien  nach  der  Natur  von  Handstipendien,  was  sie  ursprüng- 
lich waren,  nicht  den  mit  Convicts-Anstalten  verbundenen  Zweck  der 
eigentlichen  Erziehung  und  gänzlichen  Verpflegung,  sondern  vielmehr 
die  Bestimmung  haben,  als  in  Geld  zu  empfangende  Unterstützungen 
(Handstipendien)  nur  als  Beitrag  zur  Erleichterung  des 
Studiums  und  der  Erziehung  zu  dienen,  so  dass  derlei  Sti- 
pendien nach  Aufhebung  des  Convictes  ihre  ursprüngliche  Eigenschaft 
wieder  erlangen,  wodurch  auch  die  von  dem  Stifter  beabsichtigte 
Wohltbat  einer  Unterstützung  Mehreren  als  bisher  zugänglich 
gemacht  wird,  wobei  jedoch  natürlich  die  gegenwärtig  im  Genüsse 
solcher  Stiftungen  Befindlichen  forthin  nach  den  Bestimmungen  des 
Ministerial-Erlasses  vom  17.  August  1848  *),  Z.  5087  zu  behan- 
deln sind. 


*)  Auszug  aus  der  Verordnung  vom  17.  Angnst  1848,  Z.  6087, 

*n  dio  oied<truiterreichii<ch(>  Rngiernng. 

Die  Aufhebung  des  Wiener  St«dt-Convictc«  und  die  Einfflhning  vou 
Ilandstipendieii  für  die  bisherigen  Züglingc  dieser  Anstult  ist  unter  folgenden 
ModalitSten  in  Ausführung  za  bringen: 

, Aua  dem  zu  crcircndeii  StAdt-Convicta  Stipeudienfondc  haben  alle  bis- 
herigen und  zum  ferneren  Verbleiben  im  Stifhiugsgenusae  berechtigt  gewesenen 
Ktiftliiigo,  ohne  Unterschied  der  8tudi©n-Abtheiluug,  namentlich  auch  die 
Mediciner,  Handstipeudien  vou  drcibuudort  Quldeu  C.-M.  jährlich  xu  erhalten. 
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Jene  dem  Convicte  zugewiosenen  Stipendien , die  wegen  ihres 
zur  Erhaltung  eines  Convicts-Zöglinges  nicht  ausreichenden  Erträg- 
nisses bisher  nicht  besetzt  wurden  , sind  aus  dem  obigen  Grande, 
sowie  um  die  wirkliche  Erfüllung  der  stifterischen  Anordnungen  nicht 
länger  zu  unterbrechen,  mit  Einbeziehung  der  bei  jeder  einzelnen 
Stiftung  wegen  zeitweiliger  Nichtbesetzung  angewachsenen  TJeber- 
sohüsse  zum  betreffenden  spcciellen  Stiftungsfonde,  ohne  Aufschub  zu 
besetzen. 

Bei  jenen  Stiftungen  hingegen,  rücksichtlich  welcher  zwar  die 
Zahl  der  gestifteten  Plätze,  nicht  aber  die  Zahl  der  Stipendien  vom 
Stifter  festgesetzt  wurde,  wird  als  Maximum  der  Betrag  von  drei- 
hundert Gulden  C.-M.  als  der  gewöhnliche  Betrag  eines  Adjutums 
bestimmt,  welcher  nicht  überschritten  werden  darf,  und  bei  dessen 
Uebersteigung  die  sich  ergebenden  Ueberschüsse  zu  neuen  Stipendien 
bis  zur  selben  Grenze  zu  verwenden  sind. 

Ein  gleiches,  jedoch  nur  für  Fälle  ganz  besonderer  Würdigkeit 
fcstziisctzendes  Maximum  von  300  fl.  wird  fiir  jene  Stiftungen  be- 
stimmt, die  ohne  alle  nähere  Bestimmung  einer  Anzahl  von  Plätzen 
oder  eines  Betrages  vom  Stifter  lediglich  zu  Stipendien  gewidmet 
worden  sind. 

Der  Antrag  zur  Bemessung  der  Stipendien  mit  jährlichen  200  fl. 
in  den  vier  unteren  Gymnasialclassen,  mit  jährlichen  2.50  fl.  in  den 
vier  oberen  Lycealclassen  und  mit  jährlichen  300  fl.  während  der 
juridischen  und  medicinischen  Studien  wird  nicht  genehmigt.  Es 
können  jedoch,  insofern  die  Stiftbriefe  nicht  dagegen  lauten,  die  Sti- 
pendien in  verschiedene  Beträge  abgestuft  systemisirt  werden,  wo 
dann  bei  den  Besetzungen  und  Vorrückungen  in  höhere  Stipendien 
vorerst  auf  die  Würdigkeit  der  Bittsteller  je  nach  ihren  Studien  und 
nebstbei  auch  darauf  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  inwiefern  sie  auf  der 
Studienlaufbahn  schon  weiter  vorgerückt  sind,  und  durch  eine  längere 
Zeit  Beweise  ihrer  Würdigkeit  geliefert  haben. 

Für  jene  Stiftungen , deren  ausgesprochener  Zweck  eine  mög- 
lichst vollkommene  Erziehung  ist,  und  welche  auch  die  Verpflegung 
umfassen,  kann  ein  Stipendienbetrag  auch  mit  mehr  als  300  fl.  fest- 
gestellt werden. 


In  Hinsicht  auf  die  Erfordernisse  zur  ferneren  Beibehaltnng  dieser  Stipendien 
ist  sich  nach  den  Vorschriften  zu  benehmen,  welche  bezüglich  der  Handstipen- 
dien überhaupt  bestehen.  Nur  ist  bei  jenen  Zöglingen,  welche  noch  nicht  reif 
genug  sind,  um  für  die  beabsichtigte  zweckmässige  Verwendung  dieser  bedeu- 
tenden Stipendien  Bürgschaft  zu  geben,  eine  dem  gedachten  Zwecke  entspre- 
chende Verfügung  zu  treffen. 

Es  wird  dem  Ermessen  der  Landesstello  überlassen,  ob  die  Stipendien 
solcher  Zöglinge  etwa  zu  Händen  der  Eitern  und  der  t'ertreter  derselben  anzii- 
weiscu  seien,  oder  ob  statt  der  sonst  vorgeschriebenen  halbjährigen  Anweisung 
die  Stipendien  nur  auf  kürzere  Zeit  angewiesen  werden  sollen,  oder  welche 
sonstige  Verfügung  diesfalls  zu  treffen  sei. 

12- 
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Für  die  aus  der  Lamormain’scben  Stiflung  zu  bildenden  Stipen- 
dien wird  der  Betrag  von  jährliclien  zweihundert  Gulden  bestimmt, 
da  diese  Stiftung  nur  für  Verabreichung  von  Kost  und  Unterstand 
Sorge  trägt. 

Was  die  Stipendien  für  Jene,  welche  ein  besonderes  Vorzugs- 
recht zu  diesen  Stiftungen  besitzen,  betrifift,  so  ist  in  dieser  Bezie- 
hung zu  unterscheiden,  ob  der  Stifter,  welcher  seinen  Verwandten 
ein  besonderes  Vorzugsrecht  eingeräumt  hat,  für  seine  Stiftlinge  einen 
nummerisch  bestimmten  Betrag  ausgesprochen  bat  oder  nicht.  Ist  das 
erstcre  der  Fall,  wie  z.  B.  bei  der  Pyhr’scheu  Stiftung,  wo  125  fl-, 
bei  der  Tenninger’schen,  wo  1 50  fl-,  bei  der  Troyer’scben,  wo  1 00  fl. 
ausgesprochen  sind,  so  haben  diejenigen  Coiupetenten,  welche  ihre 
Verwandtschaft  mit  dem  Stifter  gesetzmässig  nachzuweisen  vermögen, 
auf  den  vom  Letzteren  ausgesprochenen  Betrag,  aber  auch  auf  nicht 
mehr  einen  Anspruch. 

Ist  der  Stiftungsbetrag  für  den  einzelnen  Stiftling  auf  eine 
höhere  ZiflTer  als  300  fl.  bemessen,  so  bleibt  auch  dieser  höhere  Be- 
trag den  Verwandten  des  Stifters  Vorbehalten. 

W 0 kein  bestimmter  Betrag  ausgesprochen  ist,  haben  auch  die 
Verwandten  des  Stifters  nur  auf  den  für  die  anderen 
Stiftlinge  bemessenen  Betrag  Anspruch.  Nur  ist  hiebei 
auf  die  etwa  vom  Stifter  getroffenen  näheren  Bestimmungen  Rück- 
sicht zu  nehmen.  Es  wird  in  den  Stiftbriefen  häufig  unterschieden, 
ob  die  Zöglinge  in  dem  Seminarium  beim  ersten  Tische,  wo  eine 
bessere  Kost  war,  oder  beim  zweiten  Tische  verpflegt  werden  sollen. 
So  heisst  es  in  dem  Suttinger’schcn  Stiftbriefe,  dass  die  Zöglinge  bei 
dem  geringsten  Tische  gespeist  werden  sollen.  Auf  derlei  Bestimmun- 
gen ist  bei  Bemessung  der  Uandstipendien  gehörig  Bedacht  zu  nehmen. 

Für  jene  Stiftungen,  bei  welchen  ausdrücklich  auf  eine  ganz 
vorzügliche  aussergcwöbnliche  Erziehong  und  reichliche  Ausstattung 
der  Zöglinge  die  Absicht  des  Stifters  gerichtet  ist,  wie  dies  nament- 
lich bei  der  Wiudhag’schcn  Stiftung  ist,  kann  aucli  ein  Betrag  von 
mehr  als  dreihundert  Gulden  0.  M.  festgesetzt  werden. 

Standesangchörigkeit  oder  Geburt  aus  einem  bestimmten  Lande 
begründen  keinen  Anspruch  auf  eine  höhere  Stipeudien-Beinessung. 

Die  Fürst’scheu  Stiftlinge  haben  auf  eine  höhere,  durch  alle 
Studienjahre  gleichmässige  Stipendien-Bemessung  keinen  Anspruch. 

In  Betreff  der  Behandlung  der  aus  dem  Kameral-Aerare  fliessen- 
den Stipendien  für  die  Dalmatiner  Stipendisten  und  mutirteu  Ilof- 
sängerknaben  beziehe  ich  mich  auf  die  Ministeriul- Erlässe  vom 
28.  September,  21.  October  und  1.  December  v.  J.  ZZ.  6354,  7018 
und  7737.  *J 


•)  Der  Müiistorial-Erlass  vom  28.  September  1848,  Z.  fi.lßt  enthält  ledifr- 
lich  die  Anurdnung,  dass  die  Hofsäugerknaben  nach  Auflösung  des  Stadt-Coii- 
vietes  in  dem  Löwenburg’ scheu  Convicte  uutergebracht  werden. 

Die  V’erurdnuiig  an  die  k.  k.  niedcrösterrcichischo  Kegieruug  ddto. 
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Bei  jeneu  Stiftungen,  bei  welchen  der  Stiftungagenuss  auf  eine 
bostiroiiite  Anzahl  Jahre  oder  auf  die  Dauer  gewisser  Studien  vom 
Stifter  beschränkt  wurde,  ist  diese  Zeit  auch  fernerhin  einzuhalten, 
da  diese  Beschränkung  in  dem  ausdrücklichen  und  feierlich  verbrief- 
ten Willen  des  Stifters  gegründet  ist.  Dieser  Fall  ist  bei  den  meisten 
Stiftungen  des  Seminarium  Set.  Pancratii  et  Set.  Ignatii  vorhanden, 
wo  der  Stiftnngsgenuss  nur  bis  zur  ZurUcklegung  der  philosophischen 
Studien  oder  bis  zum  Abgang  an  die  Universität  zu  dauern  hat,  und 
nur  während  des  theologischen  Studiums  beibehalten  werden  kann, 
während  die  Blattei-’sche,  Bonivin'sche  und  Unmh’sche  Stiftung  das 
theologische  Studium  zum  Zwecke  haben,  und  dazu  verpflichten. 

Bei  jenen  Stiftungen,  rücksichtlich  deren  Genuss  der  Stifter 
keine  Zeit  ausgesprochen  hat,  erstreckt  sich  die  Dauer  auf  die  ganze 
Studienzeit,  nur  werden  E . . . . in  dieser  Beziehung  auf  den  Ministe- 
rial-Erlass  ddto.  3.  Jänner  1.  J.,  Z.  7703  gewiesen.  — In  dieser 
Beziehung  wird  auch  bei  solchen  Stiftungen,  welche  den  Stiftungs- 
genuss auf  das  sogenannte  triennium  ordinarium,  triejinium  universi- 
tatis  eingeschränkt  haben,  die  Dauer  auf  den  gesetzlich  bemessenen 
Universitätsbesuch  ausgedehnt. 

Die  besonderen  Begünstigungen  der  Meerfeldt’schen,  Suttinger’- 
schen  und  Fürst'schen  Stiftung  hinsichtlich  der  Dauer  des  Stiftnngs- 
genusses  sind  einzuhalten. 


21.  October  1848,  Nr.  7018  ist  ganz  transitorischer  Natur.  Ihre  Aufnahme  in 
die  Normalien-Saiumlung  erschien  deshalb  als  überflüssig. 

Der  M -E.  vom  1.  December  1848  entliält  keine  meritorisebe  Bestimmung, 
solidem  verweist  auf  das  nachfolgende 

Decret  des  k.  k.  Finanzministerinnis  ddto.  16.  November  1848,  Z.  28618, 

An  die  k.  k.  nicderttiiterr.  Regiening. 

„Bei  der  erfolgten  Aufbebang  de«  hiesigen  Stadt-Convictes  findet  man  die 
Betheilung  der  Dalmatiner  Stiftlinge  dieser  Anstalt,  dann  der  mutirten  Hof- 
gänger unter  der  Vnranssetzung,  dass  sie  ihre  Studien  weitermachen,  mit  Hand- 
Stipendien  im  Betrage  von  je  dreihundert  Gulden  in  Ausführung  bringen 
zn  lassen. 

Die  k.  k welche  den  Genannten  das  Stipendium  aus  der  Pro- 

viDzial-Ausgabscaase  zu  erfolgen  und  sie  hievon  zu  verständigen  hat,  wird 
übrigens  hierbei  an  die  Beobachtung  der  Modalitäten  gewiesen,  welche  der- 
selben mit  dem  Decrete  des  Miiil.HteriumH  des  öffentlichen  Unterrichtes  vom 
17.  August  1.  J.  Z.  50S7  vorgezeichnet  worden  sind. 

Dieae  Handstipendien  sind  in  Uebereinstimranng  mit  der  Weisung, 

welche  die  k.  k unterm  21.  Octocer  1 J.,  Z.  7018  von  dem  gedachten 

Mimsteriura  erhalten  hat,  vom  1.  October  I.  ,J.  angefangen  zahlbar  anzuweisen. 

Sollte  Einer  oder  der  Andere  der  Genannten  seine  Studien  an  einer 
anderen  als  einer  hiesigen  Lehranstalt  fortznsetzen  die  Absicht  haben,  so 
wäre  hievon  die  Anzeige  bieher  zu  erstatten. 

In  Betreff  der  dalmatinischen  Facultäts-Stipendien  aus  der 
Dotation  des  Wiener  Stadt-Convicts  vcrgl.  noch  den  Unterrichts- 
Minist. -Erlass  v.  21.  August  1860,  Z.  10810,  wornach  sechs  solche  Stipendien 
ä 300  fl.  für  Juristen  bestehen. 
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Was  den  Ort  betrifft,  wo  die  Stipendisten  kttnftig  su  studiren 
haben,  so  wird  für  diese  Stipendisten  Wien  bestimmt, 
jedoch  wird  den  in  den  unteren  Classen  befindlichen  die  Wahl  unter 
den  in  Wien  befindlichen  Lehranstalten  freigelasscn.  (Vide  St.-H.-C. 
Z.  15()3  und  4054  ex  1840.)  *) 

Das  Besetziingsrecht  der  einzelnen  Stiftungen  wird,  sofern 
rücksicbtlich  desselben  keine  besonderen  Hestimmungen  bestellen, 
oder  diese  dermalen  nicht  mehr  ausführbar  sind,  E . . . . überlassen. 

Was  die  Zuweisung  des  Erlöses  der  veräusserten  Effecten  an 
die  Convictshauscasso  betrifft,  so  ist,  da  diese  Hauscassc  ihre  Er- 
haltung aus  den  Beitrügen  der  einzelnen  Stiftungen  geschöpft  hat, 
der  nach  der  Liquidation  verbleibende  Ueberrest  an  die  einzelnen 
Stiftungen  nach  Verhaltniss  ihrer  Beitragspfliebt  als  Foudsznschuss  zu 
verthcilen. 

Was  den  Bezug  der  Gradustaxe  ans  den  Stiftungs-Erträgnissen 
betrifft,  so  hat  hierüber  die  Allerhöchste  Entschlicssung  ddto. 
5.  August  1837  (Stud.-H.C.-Decret  Z.  4993  ex  1837)**)  unter  Beob- 
achtung der  in  derselben  ausgesproebeneu  Beschränkung  zu  gelten. 

Nach  den  beiden  Fisclier'schen  Stiftungen  und  der  Hamickher'- 
Bcben  sollen  die  Stittlinge  Beiträge  zur  Erlangung  des  philosophi- 
schen und  theologischen  Gradus  erhalten.  Diese  Absicht  der  Stifter 
kann  durch  die  Vullziehung  der  eben  bezogenen  Allerhöchsten  Ent- 
schliessung  erreicht  werden. 

Beim  Studium  der  Medicin  ist  die  Erlangung  des  Doctoratea 
mit  der  Zulassung  des  Stiftlings  zu  diesem  Studium  geradezu  ver- 
bunden, somit  der  Fortgenuss  des  Stipendiums  durch  die  bezeiebuete 
Zeit  unbezweifelt  in  dem  Willen  des  Stifters  gelegen ; dass  aber  die 
Medicin  studirendeu  Stiftlinge  den  ganzen  Betrag  der  Gradustaxen 
ohne  Unterschied  der  Stiftung  bisher  erhielten,  wird  als  eine  unbe- 
gründete und  den  Stiftungsfonden  zum  Abbruche  gereichende  Begün- 
stigung aufgehoben. 

Nach  den  besonderen  Bestimmungen  der  Windhag'schen  Stif- 
tung ist  nach  Zulänglichkeit  des  Stiftungsfondes  Jenen  Stiftlingen, 
welche  das  Doctorat  nicht  nehmen,  auch  ferner  ein  Ausstattungs- 
beitrag gegen  den  geforderten  Revers  zu  geben,  welcher  aber  die 
Höhe  von  'iUO  fl.  nicht  zu  erreichen  braucht,  und  überhaupt  nicht 
in  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  Jahre  16fl2  gegründet  ist, 
indem  der  in  dieser  gestattete  Equipirungsbeitrag  per  200  fl.  sich 
lediglich  nur  auf  jene  Stiftlinge  bezog,  welche  damals  im  Genüsse 
der  Stiftung  sich  befanden. 

Diejenigen  Stiftlinge.  aber,  denen  die  Kosten  des  Doctorates 
vorgestreckt  werden,  haben  nach  dem  Stiftbriefe,  lier  einen  solchen 

•)  Die  hier  citirten  Erlässe  enthalten  emicrete  Fälle  der  Anwendung  des 
im  Texte  erwähnten  Frincipes. 

**)  Das  St  -ll.-C.-D.  vom  1(1.  Angnsl  18H7  (Allerh.  Entschl.  v.  ß.  Aug. 
1837)  hetindet  sich  sub  V.  b)  in  dem  Abschnitte  über  das  Stipendienwesen 
der  juridischen  Facnltät. 
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Vorschuss  nur  alternativ  bewilligt,  auf  einen  Beitrag  letzterer  Art 
gar  keinen  Anspruch. 

Zur  Schonung  der  StiftuugsCnnde  ist  in  Zukunft  besondere 
Sorge  zu  treffen,  dass  diese  Vurschilsso  nach  Möglichkeit  wieder  ein- 
hringlich  gemacht  werden,  und  die  Reverse  über  die  Zurückzahlung 
nicht  zu  blos  leeren  Förmlichkeiten  herabsinken. 

Da  die  Zoller'sche  Stiftung  ausdrücklich  die  Kosten  für  den 
Gradus  aus  den  Stiftungsmitteln  bewilligt,  so  liat  die  Allerhöchste 
Entschliessung  vom  5.  Augtist  IS37  hierauf  keine  Beziehung,  da  der 
Stifter  selbst  in  dieser  Beziehung  auf  eine  ergiebigere  Art  ge- 
sorgt hat. 

Hinsichtlich  der  Grabmaier'schen  Stiftung  ist  Sorge  zu  tragen, 
dass  die  Bestimmungen  derselben  bezüglich  des  Stiftungsgenusses 
durch  zwei  Mädchen  in  Austtihrung  kommen. 

Bei  jenen  Stiftungen,  mit  deren  Genüsse  die  Verpflichtung  des 
Mitwirkens  bei  der  Kirchenmusik  verbunden  ist,  ist  Sorge  zu  tragen, 
dass  dieser  Verpflichtung  nachgekommen  werde.  Insbesondere  muss 
hei  der  Ferdinand’schen  Stiftung  der  Stiftling  bei  der  Aufnahme  ge- 
nügende Kenntnisse  über  die  Kirchenmusik  nachweisen. 

Dem  Staate  bleibt  auch  in  Zukunft  die  Oberaufsicht  über 
sämmtlicbc  Stiftungen  Vorbehalten. 


139.  Ministerial- Schreiben  v.  13.  November  1849,  Z.  8102, 

an  den  Landeschef  von  Tirol, 

wornach  dia  aus  dam  Fonda  dar  aufgahobanan  Tharatianiachen  RIttar- 
akadamla  zu  Innsbruck  orairtan  landet fUratlichan  Handttipandian, 
daran  Zahl  unter  Einem  vermehrt  wird,  auch  an  Nichtadelige  verliehen  wer- 
den dürfen.  *) 

Seine  k.  k.  ApostoÜBche  Majeetät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schliesBung  ddto.  II.  d.  M.  allergnftdigst  zu  gestatten  geruht,  dass 


*)  Laut  de»  im  obigen  Minintcrialacte  erliegenden  Allerhöchst  rcaolvirten 
allerunterth&nigston  Vortrages  waren  in  der  genannten  Kitterakademic  sehn 
von  Ihrer  Majestät  der  Kaiaerin  Maria  ThereHia  systomisirte  oder  landosfUrut- 
Hohe  PlHlze,  dann  vier  Landschaft«-  und  vier  Matrikelplätze. 

Vergleiche  die  Normalien  vom  31.  August  184^,  Z.  5ö60,  vom  13.  März 
1849,  Z.  1867  (8.  174)  und  vom  8.  JuU  1861,  Z.  426*2.  (8.  187  d.  Sammlung.) 

Mit  M vom  27.  März  1H61,  Z.  2085  C.  U.  wurden  zwei  solche 
Stipendien  für  PreLsaufgab<'u  an  Stndirende  der  juridischen  und  philosophischen 
Facultät  in  Innsbruck  und  ein  drittes  (ständisches)  für  Protsaufgaben  an  Theo- 
logen bestimmt 
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dio  Innsbrucker  landosfiirstlichcn  Theresinnischen  Akademie-Fonds- 
stipendicn  micli  an  llnadclige  verliehen  werden  können. 

Dio  beantragte  Errichtung  von  drei  neuen  landcsfnrstlichen 
Stipendien  zu  200  fl.  und  von  filiifen  zu  100  fl.,  welche  in  der 
Regel  an  Studirende  der  untern  Classen  verliehen  werden  sollen, 
wird  genehmigt. 


140.  Ministerial- Erlass  vom  17.  Eovembet  1849,  Z.  8023, 

an  den  Landeschef  von  Oesterreich  ob  der  Enns, 

beireflend  die  Grundtdtze  bei  Umstaltung  der  Stiftungen  des  Convieta  zu 
Kremtm  Unatar  in  Handatipendien. 

Bei  Umstaltung  der  Stiftungen,  welche  zur  Bedeckung  des  Con- 
victs  zu  Kremsmunster  dienten,  in  Handstipendien-Stiftungen  ist  nach 
folgenden  Grundsätzen  vorzugehen: 

1.  Jede  dieser  Stiftungen  ist  abgesondert  zu  verwalten,  zu 
verrechnen  und  die  Ucberschüsso  zu  den  eigenen  Zwecken  jeder 
einzelnen  Stiftung  zu  verwenden,  und  cs  hat  somit  von  der 
Cumulirung  der  Stiftungsplätze  sein  Abkommen  zu  erhalten, 
durch  welche  Massregel  jedoch  dio  Stiftlinge,  welche  dermals 
eine  cumulirte  Stiftung  geniessen,  nicht  benachtheiligt  werden 
sollen. 

2.  Die  Bemessung  der  Handstipendien  nach  verschiedenen 
Stufen  stellt  sich  als  sehr  zweckmä.ssig  dar.  Die  Stipendien  der 
höheren  Stufe  sind  in  der  Regel  den  in  höheren  Studien- 
fächern befludlichen  Studirendeu  zu  verleihen,  und  ebenso  in 
iler  Regel  die  Stipendien  geringeren  Ausmasses  an  die  Schüler 
der  unteren  Classcn,  wobei  jedoch  bemerkt  wird  , dass  letztere 
beim  Verrücken  in  die  höheren  Stuilienfächer  ihre  minderen 
Stipendien  nicht  nothwendig  zu  verlieren,  sondern,  besonders 
wenn  kein  Stipendium  höherer  Bemessung  eben  offen  ist,  beizu- 
behalten haben. 

3.  Bei  Stiftungen,  welche  den  Unterhalt  der  Stiftlinge  ganz 
bedecken  sollen,  wird  das  Stipendium  wenigstens  auf  200  und 
höchstens  auf  300  Gulden  C.  M.  festzusetzeu  sein.  Ist  von  dem 
Stifter  nur  beabsichtigt  worden,  den  Studirendeu  eine  Bei- 
hilfe zu  gewähren,  so  ist  eine  geringere  Bemessung  der  Stipen- 
dien angezeigt. 

Die  Bestimmung  der  Zahl  und  des  Betrages  der  einzelnen 
Stiftungen  ist  dem  Ermessen  Eurer  ....  überlassen. 

4.  In  Bezug  auf  die  Rechte  und  Vorrechte  zur  Erlangung 
der  Stipendien,  wie  auch  hinsichtlich  der  Vorschlags-  und  Prä- 
sentationsrechte ist  sich  nach  den  Bestimmungen  der  Stiftungs- 
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Urkunden  zu  benehmen.  Die  Verleihung  liegt  in  Eurer  . . . . 
eigenem  Wirkungskreise.  *) 


*)  Vergleiche  d»s  iiachfnigendc  Normale  vom  6.  September  1R4S,Z.  57n0 
lind  vom  8.  Juli  1851,  Z.  45'J. 

Verordmuig  vom  6.  September  1848,  Z.  5709, 

an  dio  obdcrennslHclia  Rpfriorung. 

Der  Dandefistelle  wird  Folgeudes  erinnert: 

1.  Die  VirgiliaiUMchen  Htlftlinsro  Rind  nicht  mehr  frehalten, 
ihre  StiftungspIaUe  als  Züglinge  der  k.  k.  Thurt^siaiiiscben  Rittorakademio 
zu  geniessGii.  Selbe  sind  mit  Handstipendien  von  dreihundert  (300)  Gulden 
C.  M.  uiiddem  bisherigen  Kleiderbeitragc  jährlicher  150  fl.  C.  M.  zu  betheilen. 
Sie  sind  nach  den  fUr  IlandNtipendistcn  bestehenden  Vorschriften  zu  be- 
handeln, nur  kann  dio  Landcsstcllc,  w’enn  sie  solches  mit  Rüchsiclit  auf 
den  hohen  Betrag  der  Stipendien  etwa  rnthlich  flndet,  bei  den  Zahlungs- 
Anweisungen  jene  Moditicationen  eiuführen,  welche  nach  dem  Alter  und 
den  individuellen  Verhältnissen  der  Stiftlinge  angezeigt  sind. 

Ein  Zwang  zum  Besuche  der  Unterrichts-Anstalten  zu  Salzburg  hat 
nicht  einzutreten. 

Sollten  die  Eltern  dieser  Stiftlinge  cs  etwa  vorziehen,  die  Letzteren 
irgend  einer  Erziehungsanstalt  anzuvertraueii,  so  steht  ihnen  solches  aller- 
dings frei;  allein  ein  Zwang  dieser  Art  hat  nicht  stattzutindoii. 

Die  ....  hat  die  bisherigen  Zahlungen  an  die  k.  k.  Tberesianische 
Ritterakademie  sogleich  einzustelleii  und  Sorge  zu  tragen,  dass  nicht  nur 
die  Angehörigen  der  Stiftlinge,  smidem  auch  die  sonstigen  Stiftungs- 
Intcre.Raentcn  von  den  getrofFenon  Verfügungen  in  Kenntniss  gesetzt 
werden. 

2.  Daa  Rupe  rtinisch-Marianischc  Collegium  zu  Salzburg, 
ist  anfzulösen.  Den  bisherigen  Stiftlingcn  werden  Handstipendieti  zu  zwei- 
hundertfünfzig  Gulden  C.  M.  bewilligt. 

Ueber  die  den  botreffendon  Stiftungen  künftig  zu  gebende  Einrich- 
tung ist  binnen  sechs  Wochen  ebenfalls  ein  abgesonderter  Bericht  zu 
erstatten. 

3.  Dem  Stifte  Kremsmü  nster  bleibt  es  allerdings  unhenummen, 
fernerhin  ein  Convict  zu  halten,  allein  von  Zuweisung  von  Stiftungen  an 
dasselbe  bat  es  nbzukoramen.  Die  bi.sherigeii  Stiftlinge  haben  Hand- 
Stipendien  von  zweihundertfünfzig  Gulden  C.  M.  jährlich  zu  erhalten. 

Was  von  dem  facultativeii  Eintritte  der  Virgilianischen  Stiftlinge  in 
irgend  eine  Erziehungsanstalt  angeordnet  wurde,  bat  auch  von  den  bishe- 
rigen Salzburger  und  Kremsmünstercr  Convictoren  seine  Geltung,  und  es 
ist  hiemit  die  Besorgniss  mehrerer  Familienväter,  welche  um  Aufrcchthal- 
tung  des  Convictes  zu  KremsmUnster  ansuchten,  behoben. 

4.  Der  Geist,  in  wrlcliem  dio  sogenannten  Seminaria  pueronim 
geleitet  werden,  ist  allerdings  nicht  von  der  Art,  dass  sich  die  Fortdauer 
solcher  Anstalten  wünschen  Hesse;  eine  befehlweise  Aufhebung  derselben 
ist  aber  nicht  thunlich.  Es  wird  der  Klugheit  der  Belnirdeu  anheim  gege- 
ben, auf  die  Aufhebung  nach  Thunlichkcit,  allein  stets  mit  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Schranken  hinzu  wirken. 
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141.  Ministerial-Schreiben  vom  19.  Jänner  1850,  Z.  515, 

an  den  Landescbol'  vun  Galizicni 

betreffand  die  Errichtung  von  zwanzig  Handitipondian  a 100  fl.  C.  M.  für  R u- 
thanan,  walche  dan  philoiophisohan,  den  ruohit-  '<nd  alaatawisaanichafl- 
lichen  Studian  obliegan. 

Sß.  k.  k.  Majestät  haben  mit  Allerh.  Ent.schlieBsunp  ddto.  17.  d. 
diß  Errichtung  von  zwanzig  Handstipendien  zu  hundert  Gulden  C.  M. 
aus  dem  Studienfonde  ftlr  Kuthenen,  welche  den  philosophischen,  den 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  obliegen,  unter  folgenden 
Modalitäten  allergnädigst  zu  bewilligen  geruht. 

Uiese  zwanzig  Stipendien  sind  zunächst  in  der  Art  zu  verlei 
hen,  dass  lünf  derselben  an  Studirende  vergeben  werden,  welche  ira 
laufenden  Jahre  die  Facultätsstiidien  begonnen  haben  , ferner  fünf 
an  solche,  die  schon  im  zweiten  Jahre  der  Facultätsstiidien  sind, 
u.  s f.  immer  fünf  für  jedes  Jahr  des  als  vieijährig  angenommenen 
Facultätsstudinms,  womit  der  Zweck  erreicht  wird,  dass  sogleich 
alle  Stipendien  (insofern  ganz  geeignete  Studirende  vorhanden  sind) 
zur  Besetzung  kommen,  dass  alle  Jahrgänge  in  gleichem  Grade 
berücksichtigt  werden,  und  dass  der  beabsichtigte  Erfolg  sobald  als 
möglich  erreicht  wird. 

In  den  folgenden  Jahren  sind  aber  die  erledigten  Stipendien 
vorzugsweise  an  solche  Studirende  zu  verleihen,  die  eben  aus  der 
mit  gutem  Erfolge  zurückgelegtcn  8.  Gymnasialclassc  in  die  Fa- 
cii  1 tätsstudi  en  übertreten. 

Wenn  der  Betheilte  den  akademischen  Gesetzen  nicht  ent- 
spricht, oder  die  bczeichneten  Studien  nicht  fortsetzt,  so  hat  der 
Verlust  des  Stipendiums  einzutreten. 

Die  Verleihung  dieser  Handstipeudien  haben  Se.  Majestät 
E ....  als  dem  Landeschef  von  Galizien  mit  dem  Bedeuten  Aller- 
höchst zu  überlassen  geruht,  dabei  auf  die  Söhne  verdienter  katho- 
lischer Geistlicher  des  griechischen  Ritus  vorzüglich  Bedacht  zu 
nehmen. 


142.  Ministerial-Sclireilieii  vom  7.  August  1850,  Z.  6382, 

an  den  Landoschef  von  Galizien, 

wagen  samettarweiser  Auszahlung  der  Stipendien. 

Die.  Zahlung  der  Stipendien  nach  8i  bulsemestem  hat  als  Norm 
für  alle  Stipendisten  zu  gelten. 
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143.  Ministerial-Terordnung  vom  25.  April  1851,  Z.  6739 

ej  1850, 

giltig  für  die  Kronländer  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Tirol, 
Steiermark,  KSniten,  Krain,  Triest  und  Küstenland,  Oalmatien,  Böhmen,  MKh- 
ren,  Schlesien,  Galizien  mit  dem  Krakauer  Gebiete  und  für  die  Bukowina, 

betreffend  die  Frage,  wie  Stiftungen  und  Stipendien  zu  behandeln  sind, 
welche  für  die  früheren  philosophischen  Studien  bestimmt  waren. 

R.-G.-B.  Jahrg.  1861,  Nr.  106,  S.  369. 

Es  ist  der  Zweitel  .mgeregt  worden,  ob  Stipendien,  welche 
nach  der  vorbestandenen  Einrichtung  der  Studien  für  die  Dauer  der 
philosophischen  Studien  verliehen  wurden,  nunmehr  auch  während 
der  Universitätsstudien  genossen  werden  können. 

Bei  Entscheidung  dieser  Frage  ist  im  Allgemeinen  an  der 
Kegel  festzuhalten,  dass  an  die  Stelle  der  früheren  philosophischen 
Jahrgänge,  wie  sie  an  österreichischen  Lyceen  und  Universitäten  be- 
standen, jetzt  die  VII.  und  VIII.  Classe  des  Gymnasiums  getreten 
sind,  und  dass  daher  der  Genuss  von  Stipendien,  welche  früher  nur 
auf  die  Dauer  jener  philosophischen  J.ahrgängc  verliehen  werden 
konnten,  auch  jetzt  nicht  Uber  die  Dauer  der  Gymnaaialstudicn 
hinaus  gestattet  werden  kann. 

Wenn  hingegen  der  Genuss  eines  Stipendiums  nicht  wegen 
einer  in  der  Stiftung  hierüber  enthaltenen  Bestimmung,  sondern  nur 
deshalb  auf  die  Dauer  der  früheren  philosophischen  Jahrgänge  be- 
schränkt war,  weil  die  Einrichtung  der  österreichischen  Studien- 
anstalten ein  längeres  Verweilen  bei  den  philosophischen  Facultäts- 
studien  nicht  möglich  machte,  so  ist  jetzt  ein  längerer  Genuss  eines 
solchen  Stipendiums  nicht  ausgeschlossen. 

Demgemäss  wird  von  Fall  zu  Fall  mit  Berücksichtigung  der 
speciellcn  Bestimmungcu  oder  der  ausgesprochenen  Zwecke  der  ein- 
zelnen Stiftungen  zu  entscheiden  sein. 


144.  Ministerial  - Schreiben  v.  8.  Juli  1851,  Z.  4252, 

an  den  Statthalter  von  Tirol, 

wornach  der  Genuas  der  aut  dem  Fonde  der  aufgehobenen  Theretlanitchen 
Ritterakademie  zu  Innsbruck  creirten  landesfUrstlichen  Handstipendien, 
nicht  aber  der  Genuss  der  aut  der  Tiroler  Landschafts-  und  Matrikelcassa 
bestrittenen  Theretianischen  Handstipendien,  auf  jene  Studien-Abtheilungen, 
denen  die  Zöglinge  dieser  Akademie  oblagen,  beschränkt  ist 

Din  Thcrcsianischcn  Handstipendien,  welche  aus  der  Tiroler 
Landschafts-  und  aus  der  Hatrikelcasse  entrichtet  werden,  und  auf 
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keiner  Stiftung  beruhen,  sind  an  jene  Studienabtheilungen,  welchen 
die  Zöglinge,  der  bestandenen  Innsbrncker  Theresianischen  Akademie 
oblagen,  nicht  gebunden,  und  es  unterliegt  dcreii  Hezng  durch  Stu- 
direude  anderer  Studienzweige  von  hieraus  keinem  Anstaude. 

Der  Genuss  der  laudesfürstlichen  Theresianischen  üandstipen- 
dien  aber  bleibt  ternerhin  in  der  Kegel  auf  jene  Studienabtheilungen 
beschränkt,  in  welchen  die  Zöglinge  der  bestandenen  Akademie  sich 
befanden.  *) 

145.Ministerial-Sclireibenvoiii  20.  März  1852,  Z.  10381  ex  1851, 

.au  die  Statthalter  von  Btilmien,  Galizien,  Nicdcrö.^terreich,  Mäiiren,  .Schlesien, 
Oberiisterreich,  Salzl>nrg,  Tirol,  Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Küstenland, 

Dalmatien, 

mit  Bestimmungen  zur  Beseitigung  mehrerer  über  die  Dauer  des  Stipendiums- 
und Stiftungsgenusses  der  Studirenden,  anlässlich  der  Einführung  der  neuen 
Studiengesetze,  entstandenen  Zweifel. 

Zur  Heseitigung  mehrerer  Uber  die,  Dauer  des  Stipendiums-  und 
Stiftungsgenusses  von  Studirenden  durch  die  Einführung  der  neuen 
Studiengesetzo  entstandenen  Zweifel  wurden  folgende  Massregeln  in 
Antrag  gebracht: 

a)  Ueber  die  Dauer  des  Stiftung.sgonu8ses  von  Seite  der 
Universitiitshörer  haben  vor  Allem  nach  wie  vor  die  speciellcn 
Bestimmungen  der  betreßenden  Stiftbriefe  massgebend  zu  bleiben. 

b)  Zum  Genüsse  von  Stiftungen,  bei  welchen  eine  Be- 
schränkung der  Dauer  nicht  stiftbriefmässig  bestimmt  ist,  sind 
l’niversitätsstudirende  nur  so  lauge  berechtigt,  als  sie  ihre  Stu- 
dien ordentlich  fortsetzen  und  sich  der  Beibehaltung  dos  Stipen- 
diums orler  der  Stiftung  nicht  nach  Befund  des  Lehrkörpers 
wegen  minderer  Verwendung  und  tadelhaftcn  Benehmens  un- 
würdig machen. 

c)  Eine  in  irgend  einem  Semester  stattfindende  Unterbre- 
chung hat  zur  Folge,  d.ass  der  betreffende  Stiftungsplatz  als 
erledigt  zu  behandeln  kommt,  und  zur  anderweitigen  Besetzung 
desselben  geschritten  werden  könne. 

d)  der  Genuss  der  Studentenstiftungen  hat  bei  Universitäts- 
hörern, 

a)  welche  sich  hei  dem  Uebertritte  auf  die  Universität 
bereits  itn  Genüsse  einer  Stiftung  befinden,  oder 

ß)  im  Laufe  des  Universitätsbosuches  eine  solche  erlangen, 

•)  Aus  licii  dem  obigen  Ministcrial-Schrcibcu  zu  Grunde  liegenden  Acten 
geht  hervor,  dass  Gymiiasinin,  Philosophie  und  Jus  jene  üffentlichen 
.Stndien-Abiheilungen  waren,  in  welchen  sich  die  Zöglinge  der  genauuten  Aka- 
demie befanden. 

Siehe  übrigens  das  Normale  vom  13.  November  1849,  Z.  8109. 


1S9 


unter  den  »ub  a)  und  b)  ber-eiehneteu  Modalitüteii  in  der  Regel 
nur  bis  zur  Beendigung  einer  bestimmten  Dauer  des  ordentliclien 
d.  i.  semesterweise  nicht  unterbroebonen  Universitätsbesuebes  zu 
gelten,  welche  Dauer  nach  Analogie  des  §.  47  der  Studien- 
ordnung bei  den  Studirenden  der  juridiseben  Faciiltiit  auf  vier, 
bei  den  Studirenden  der  medicinischen  Facultiit  auf  fünf  naeh- 
einanderfolgende  Universitätsjabre  festgesetzt  wird. 

e)  WUnsclit  ein  Studireuder  nach  Beendigung  dieser  vier- 
resp.  lÜuQüiirigeu  Uuiversitätszeit  im  Genüsse  der  Stiftung  wäh- 
rend der  Vorbereitungszeit  zur  Krlangung  des  Juridiseben  oder 
medicinischen  Doctorgrades  zu  verbleiben,  so  bat  derselbe  bei 
der  Stillungsbebörde  um  die  Bewilligung  dieser  B(?günstigung 
auf  die  Dauer  des  unmittelbar  auf  die  gesetzlich  festgesetzte 
Universitätsbesuchzeit  folgemien  Studienjahres  speciell  einzu- 
schreiteu,  und  cs  ist  diese  Beibelassung  noch  durch  I dahr  lilr 
den  Fall  zu  bewilligen,  wenn  selbe  nicht  der  Eigemsebaft  dos 
Stipendiums  oder  der  klaren  Vorschril't  der  Stiftung  zuwiderläufl, 
und  nach  der  bisherigen  Richtung  der  Studien  des  Stiftlings  an- 
zunehmeu  ist,  dass  derselbe  dieses  Jahr  wirklich  zur  Vorberei- 
tung lür  seine  künftigen  üerulspliichten  verwenden  dürfte;  da- 
gegen hat 

f)  eine  Verlängerung  des  Stipendien-  oder  Stiftungsgenusses 
selbst  über  die  Dauer  dieses  Begünstigungsjahres  nicht  weiter 
Platz  zu  greifen. 

Das  Unterrichtsministerium  findet  auf  die  Publiciriiug  einer 
allgemeinen  Norm  des  vorerwähnten  Inhaltes  gegenwärtig  aus  dem 
Grunde  nicht  einzugehen,  weil  vor  Erscheinen  der  Kigorosen- 
Ordnungen  für  die  verschiedenen  Facultäten  die  Studienreformen 
nicht  als  abgeschlossen  angesehen  werden  können,  die  Keguliruug  des 
gesammten  Stipendienweseus  dann  ohnehin  Gegenstand  umfa.ssender 
neuer  Normen  werden  dürfte,  bis  dahin  aber  das  Unterrichtsministe- 
rium wünschen  muss,  die  Zahl  der  vieltaltigen  hierüber  bestehenden 
Vowchriften  nur  in  dem  Falle  der  dringendsten  Nothweudigkeit, 
welche  jedoch  für  die  oben  erwähnten  Anträge  keineswegs  vorhanden 
ist,  durch  neue  Anordnungen  vermehrt  zu  scheu. 

Mit  Zuhilfenahme  der  Analogie  und  unter  Ziehung  der  noth- 
wendigen  Gousequenzen,  welche  sich  aus  dem  Verhältnisse  des  neuen 
zu  dem  frühem  Studieusysteme  ergeben,  wird  es  den  Statthaltereien 
um  so  weniger  .Schwierigkeiten  darbieten,  mit  den  bisher  erschienenen 
älteren  und  neueren  Normalien  über  das  Stipeudienwesen  auszulangen, 
als  die  Reformen  des  Studionwesens  gerade  an  den  Grundsätzen  der 
Stipendienbetheilung  und  der  Bedingungen  ihres  Fortgenusses  im 
Allgemeinen  und  zunächst  keine  so  weit  gehenden  Aenderuugen 
uothwendig  machen,  als  häutig  behauptet  wird. 

Der  oben  sub  a)  enthaltene  Grundsatz  durchzieht  sowohl  die 
älteren  als  neueren  Vorschriften  Uber  das  Stiftungswesen  als  leitender 
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Grundgedanke.  Er  ist  in  der  Natur  der  Sache  gelegen  und  eine 
wiederholte  ErklHrung  hierüber  überflüssig. 

ad  d)  und  e)  Ebenso  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache  und  wird  von 
der  bisherigen  Gesetzgebung  als  massgebendes  Princip  angesehen,  dass 
ein  Studirender  dadurch,  dass  er  die  Universität  länger  als  die  tür 
den  betrefieuden  Studienzweig  gesetzlich  vorgeschriebene  Zeit  besucht, 
sich  keinen  Anspruch  auf  eine  längere  Fortdauer  des  Stipendien- 
genusscs  einseitig  versichern  kann.  Die  regelmässige  Universitätszeit 
ist,  mit  Ausnahme  der  philosophischen  Facultät,  durch  die  neueren 
Gesetze  nicht  alterirt  worden.  Sie  ist  dieselbe  wie  früher.  Allerdings 
steht  es  jetzt  einem  Studirenden  frei,  noch  ein  oder  mehrere  Jahre 
darüber  hinaus  die  Universität  zu  besuchen.  Allein  dasselbe  war  ihm 
auch  nach  dem  früheren  Studiensysteme  nicht  absolut  verwehrt. 
Denn  ein  Jurist  z.  B.  durfte  immerhin  den  vierten  Jahrgang  der 
Rechte,  wenn  er  wollte,  wiederholen,  oder  in  seinem  filntten 
Jahre  dem  Besuche  ausserordentlicher  Vorlesungen  sich  widmen 
u.  8.  w.  Thut  daher  jetzt  ein  Studirender  ein  Aehnliches,  so  kann 
kein  Zweifel  darüber  obwalten,  dass  er  sich  ebensowenig  jetzt  wie 
früher  durch  einen  solchen  Jahrgang  die  Verlängerung  des  Stipen- 
diums einseitig  erwerben  kann.  Stand  früherhin  einem  solchen  An- 
sprüche die  aus  der  ganzen  Gesetzgebung  hervorleuchtcnde  Tendenz 
entgegen,  dass  die  extensive  Wirkung  gestifteter  Genüsse  nicht  durch 
zu  lange  Dauer  derselben  von  Seite  der  betheilten  Individuen  den 
Ansprüchen  anderer  Anwärter  entzogen  werde,  so  wurde  hieran  durch 
die  neueren  Gesetze  nichts  geändert. 

Alles  dies  ist  in  der  Allerh.  Entschliessung  vom  5.  August 
Stud.-Hof.-Com.-Decret  vom  16.  August  1837,  Z.  4993  rücksichtlicli 
der  absolvirten  Juristen,  welche  sich  dem  Doctoratc  unterziehen 
wollen,  klar  genug  ausgesprochen,  um  auch  noch  fortan  in  cougnien- 
ten  und  analogen  Fällen  zur  Richtschnur  zu  dienen. 

Indem  in  litera  d)  dieser  Allerh.  Entschliessung  ausdrücklich 
verfügt  wird,  «dass  die  Zahlungsanweisung  erst  dann  geschieht,  wenn 
der  Candidat  im  erwähnten  Schuljahre  (id  cst,  welches  unmittelbar 
auf  die  Vollendung  der  juridisch-politischen  Studien  folgt)  zwei  strenge 
Prüfungen  mit  Erfolg  abgelegt  hat“,  so  ergibt  sich  hieraus  ebenso 
von  selbst,  dass  ein  gewisser  längerer  Zwischenraum  zwischen  seinem 
Quadrienniiun  und  der  Ablegung  der  Rigorosen  ihn  dieser  Begünsti- 
gung verlustig  machen  würde,  als  dass  er,  um  sich  dieselbe  zu 
sichern,  und  die  Verleihung  des  bei  seiner  Studienvollendung  erle- 
digten Stipendiums  an  einen  anderen  von  Seite  der  Stiftungsbehörde 
zu  verhüten,  speciell  bei  dieser  um  die  Bewilligung  dieser  Begünsti- 
gung cinzuschrciten  habe. 

Sollte  dies  nach  den  gemachten  Erfahrungen  nicht  geschehen, 
BO  bedarf  es  zur  Bewerkstelligung  dieser  specicllcn  Gesuche  nicht 
einer  allgemeinen  gesetzlichen  Norm,  sondern  nur  eines  Erlasses  der 
Statthalterei  au  die  betreflenden  Studicn-Instanzcu,  um  die  liohrkörper 
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lind  die  Studirenden  auf  die  Unerlässlichkeit  eines  solchen  Einschrei- 
tens aufmerksam  zu  machen. 

Ausserdem  verordnet  aher  das  sich  auf  eine  Allerh.  Entschlies- 
sung  stützende  Ilofdecret  vom  30.  Juni  1 S02  *)  ausdrücklich : „Seine 
Majestät  haben  sich  bewogen  gefunden,  dem  eingeschlichenen  Miss- 
brauche, den  Stiftungen  die  Stipendien  nach  vollendeten  Studien 
noch  auf  ein  Jahr  zu  lassen,  Einhalt  zu  thun ; Allerhöchstdieselben 
verordnen  daher,  dass  sowohl  der  Genuss  der  Stiftungen  (wenn  die 
Stifter  nicht  insbesondere  anders  verfügt  haben),  als  der  Genuss  der 
Untorrichtsstipendien  mit  eben  dem  Jahre,  in  welchem  die  Jünglinge 
ihre  Studien  nach  den  bestehenden  Vorschriften  vollendeten,  aufzu- 
hören habe.  “ 

Endlich  wurde  auch  mit  dem  Erlasse  vom  3.  Jänner  1819, 
Z.  7703  ex  1848  (Suppl.  zum  Rcichs-Gesotz-Blatte,  Z.  CS  S.  77) 
ausgesprochen:  „wenn  Studirende  eine  längere  Zeit  als  nach  dem 

Studienplane  nothwendig  ist,  in  den  Studien  zubringen,  so  können 
sie  deshalb  nicht  auch  eine  längere  Dauer  des  Stipendiengenusses  in 
Anspruch  nehmen. 

ad  b)  und  c)  Was  die  ununterbrochene  E o rts etzu n g der 
Studien  anbelangt,  so  fordern  die  älteren  Gesetze  dieselbe  und  zwar  unter 
gleichzeitigem  öffentlichem  Besuche  der  Lehranstalten  mit  solcher 
Strenge,  dass  sogar  das  früher  gesetzlich  gestattete  Privatstudium 
den  Verlust  des  Stipendiums  nach  sich  zog.  — Diese  Forderung  ist 
eine  ganz  natürliche  Folgei-ung  des  Grundprincips,  dass  die  Stipen- 
dien filr  Studirende  und  zur  Unterstützung  dos  öffentlichen  Universi- 
tätsbesuches  bestimmt  sind.  Wer  aber  seine  Studien  unterbricht,  ist 
kein  Studirender  mehr. 

Schon  die  Hofentschliessung  vom  4.  Juli  1786  enthält  die  Be- 
stimmung, dass  die  Stiftlinge  bei  Verlust  der  Stipendien  an  öffent- 
lichen Lehranstalten  den  Unterricht  zu  nehmen  haben.  Ebenso 
verfügen : 

Das  Stud.-Ilof-Com.-Decret  vom  25.  Mai  1822:  sDer  Bezug 

eines  Stipenditims  von  dem  Zeitpunetc,  in  welchem  ein  Stiftling  das 
öffentliche  Studium  aufgegoben  hat,  und  privatim  studirt,  ist  demsel- 
ben nicht  mehr  zu  verabfolgen.“ 

Das  Stud.-Hof-Com.-Decret  vom  4.  April  1827:  „Diejenigen, 

welche  den  Studien  obliegen,  ohne  eine  öffentliche  Lehranstalt  als 
ordentliche  Hörer  zu  besuchen,  können  kein  Stipendium  geniessen 
und  verlieren  dasselbe  von  [dem  Anfänge  desjenigen  Semesters  an, 
in  welchem  sie  die  öffentliche  Lehranstalt  verlassen  u.  s.  w.“ 

Welchen  Einfluss  diu  durch  wirkliche  Krankheit  eingetretene 
Unterbrechung  der  Studien  auf  den  Fortbezug  der  Stipendien  nimmt, 
entscheidet  das  Stud.-Hof-Com.-Decret  vom  11.  April  1836,  Z.  1804 
dahin,  dass  in  der  Kegel  Repetenten  zum  Fortbezuge  des  Stipendiums 
nicht  geeignet  sind,  und  in  solchen  Fällen  Jünglinge  nur  dann  sie 
beibehalteu  können,  wenn  Krankheiten  sic  gänzlich  hindern,  die 

*)  Mr.  l:!ö,  pag.  166  diu.^ur  Sammlung. 
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Collegien  zu  Iiesuclieu  (und  die  Prüfung  zu  machen),  und  wenn  die 
Krankheit  nicht  über  ein  Jahr  dauert. 

Wie  sich  somit  sämmtliche  in  obigen  Anträgen  berührten 
Punkte  des  Stipcndiumswesens  durch  Ilandhabung  der  hesteliendeu 
Vorschritten  und  ihre  allenlalls  in  analoger  Weise  eintretende  An- 
wendung beantworten  diirtteu,  so  ist  dies  auch  in  Ansehung  anderer 
angeregter  Zweifel  der  Fall : 

a)  ob  durch  lieprohation  hei  einer  Maturitätsprüfung, 
h)  durch  Fortsetzung  der  Studien  an  einer  auswärtigen 
Universität, 

c)  durch  den  Uehertritt  an  eine  verschiedenartige  Lehr- 
anstalt, z.  B.  an  eine  montanislLsche  Schule 
ein  Stipendium  verloren  gehe. 

Ilieriiber  wird  vorläufig  und  unbeschadet  späterhin  allenfalls 
für  nothwendig  erachteter  Aenderungen  oder  genauerer  Bestimmungen 
nur  bemerkt ; 

ad  a)  Ueber  den  Einfluss,  welchen  die  Reprohation  hei  der 
Maturitätsprüfung  auf  den  Fortgenuss  der  Stipendien  nimmt, 
enthält  der  hierortige  Erlass  vom  I.  Februar  lt>52,  Z.  1Ü7.3  *) 
über  die  Vornahme  dieser  Prüfungen  die  den  Unterbehörden  zur 
Richtschnur  dienende  Anordnung. 

ad  b)  Durch  den  Uehertritt  an  eine  ausländische  Univer- 
sität wird  schon  darum  ein  Stipendium  verloren  gehen  müssen,  **) 
weil  ein  solcher  Studirender  nicht  wohl  die  Bedingungen  des 
Fortgenusses,  d.  i.  seine  ausgezeichnete  wissenschaftliche  Ver- 
wendung in  einer  solchen  Weise  darzuthun  im  Stande  sein 
wird,  wie  dies  die  bestehenden  Anordnungen  von  Studireudeu 
österreichischer  Univereitäten  fordern. 

Auch  spricht  dagegen  das  Decret  der  Hof-Commission  in 
Oonvictssaeheii  vom  10.  Juni  1!>07,  wornach  Seine  Majestät  in 
Hinsicht  auf  die  Beibelassiing  der  Untcrrichtsgeldcr  Stipendien 
für  diejenigen  Stipendisten,  welche  zur  Fortsetzung  ihrer  Studien 
sich  in  ein  anderes  Erhland  zu  begeben  gezwungen  siud, 
zu  bcschlie.ssen  geruht  haben,  „dass  nur  in  dem  einzigen 
Falle  Demjenigen,  der  ein  Untcrrichtsgcld-Stipendium  bezieht, 
dasselbe  aueli  anderwärts  belassen  werden  dürfe,  wenn  in  dem 
Lande,  wo  ihm  das  Stipendium  zu  Theil  geworden  ist,  die  nämliche 
Lehranstalt  zur  FortstUzung  der  Studien  nicht  besteht  u.  s.  w. 

ad  c)  Was  diesen  Punkt  anbetrifl't,  so  ist  sich  an  den  In- 
halt der  Stiftbriofo  und  die  bisher  diesfalls  von  den  Länderstcllen 
beobachtete  Uebung  zu  halten. 


D.'welbst  heisst  es:  »Das  Misslingen  einer  Maturitätsprüfung  zieht 
jedenfalls  den  Verlust  des  Stipendiuin.s  nach  sich.  Ini  Falle  freiwilliger  Ver- 
schiebung der  Matiiritäts-Prüfimg  um  einen  Semester  ist  den  Stipendisten  der 
Fortbezug  dos  Stipendiums  erst  nach  Ablauf  des  Semesters  und  wenn  sie  die 
Maturitäts-Friifung  mit  gutem  Erfolge  bestanden  haben,  auzuweisen.“ 

*•)  Vcrgl.  dagegen  uoch  M.-E.  vom  19.  Juni  1852,  Z.  3920.  ^Nr.  146d.  S.) 
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Um  übrigens  die  Statthaltereien  überhaupt  in  eine  genauere 
Kenntniss  Uber  die  Würdigkeit  oder  Unwürdigkeit  der  einzelnen 
Stipendisten  oder  Stiftlinge  zu  setzen  und  ihnen  vorkommenden 
Falles  die  Beurtlieilung  zu  erleichtern,  ob  dem  Einen  oder  Anderen 
wegen  Ablauf  der  Zeit  sein  Stipendium  einzustcllcn,  oder  wegen 
schlechter  Sitten,  nachlässiger  Frequentation  oder  schlechter  Ver- 
wendung seiner  Universitätszeit  dassclhe  zu  entziehen  sei,  habe  ich 
unter  Einem  an  sämmtliche  akademische  Behörden  der  Universitäten 
Wien,  Prag,  Pest,  Lemherg,  Krakau,  Olmtitz,  Graz  und  Innsbruck 
den  in  Abschrift  beiliegenden  Erlass  gerichtet,  (siehe  unten)  und  ich  hoffe  * 
durch  die  darin  augeordnete  Centralisation  der  Ueberwachung  der  Stipen- 
disten jeder  Facultät  ein  dem  Bedürfnisse  der  Statthaltereien  bei  der 
diesfälligen  Beurtheilung  entsprechendes  Resultat  zu  erzielen. 

Werden  die  in  diesem  Erlasse  angeordneten  tabellarischen 
Uebersiebten  und  semestralen  Schlussbericbte  in  der  anhefohlenen 
Weise  erstattet,  so  dürfte  die  Entscheidung  über  den  Fortgenuss 
oder  die  Entziehung  der  Stipendien  keine  besonderen  Schwierigkeiten 
veranlassen. 

Da  übrigens  diese  Uebersiebten  und  Berichte  nur  an  die  Statt- 
halterei  desjenigen  Kronlandes  erstattet  werden,  in  welchem  die  be- 
treffende Universität  gelegen  ist,  so  wird  es  dieser  Stattbalterei  ob- 
liegen, in  den  Fällen,  wo  in  dem  Verzeichnisse  Stipendisten  ver- 
kommen, über  welche  die  Entscheidung  über  den  Stipendiums-  oder 
Stiftungsfortgenuss  einem  anderen  Landesebef  oder  überhaupt  einer 
anderen  Instanz  zustebt,  durch  zweckmässige  Auszüge  aus  den  Ueber- 
sichten  und  Schlussbericbten  die  dienliche  Mittheilung  mit  der  nüthi- 
gen  Beschleunigung  zu  pflegen. 


ad  145.  Ministerial-Erlass  v.  20.  März  1852,  Z.  10381  ex  1851, 

an  das  Universitäts-Consistoriam  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  in 
Prag,  (Pest),  Krakau,  Lemberg,  (OlrnUtz),  Oraz,  Innsbruck. 

Da  sich  in  der  Ausführung  des  hierortigen  Erlasses  vom 
3.  Jänner  1849,  Z.  7703  (Keichs-Gesetz-Blatt,  Ergänzungsbaud 
Nr.  68,  S.  76)  an  den  Universitäten  sehr  verschieden  benommen  und 
die  Evidenz  der  Stipendisten  und  Stiftlinge  nicht  überall  in  einer 
solchen  Weise  erhalten  wird,  dass  die  betreffenden  Oberbehörden 
zeitlich  genug  in  die  Möglichkeit  der  Beurtheilung  versetzt  werden, 
ob  einem  Stipendisten  sein  Stipendium  nocli  fortznbezahlen,  oder  ihm 
dasselbe  wegen  Unwürdigkeit  oder  wegen  Ablaufes  der  Zeit  zu  ent- 
ziehen sei,  wird  angeordnet: 

I.  Jedes  Professorencollegium  hat  sogleich  nach  Ablauf 
eines  jeden  Semesters  an  die  Statthalterei  einen  genauen  tabel- 
larischen Ausweis  über  alle  bei  der  betreffenden  Facultät  imma- 
triculirten  Stipendisten  und  Stiftlinge  mit  folgenden  Rubriken  zu 
überreichen : 

1.  Vor-  und  Zuname  und  Geburtsort; 

TbM.  OMterr.  UotT*r«itAUgegoU«.  13 
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2.  Art  und  Betrag  des  Stipendiums  oder  Stifltungs- 
genusses ; 

3.  Angabe  der  verleihenden  Behörde,  Datum  und  Zahl 
des  Verleihungs-Decretes; 

4.  FacultÄt,  an  welcher  der  Stiftling  immatricnlirt  ist; 

5.  im  wie  vielten  Jahre  seiner  UniversiUitsstudien  er 
sich  befinde  ; 

6.  Anftihrung  der  Collcgien  (mit  ihrer  Stundenzahl), 
welche  der  Studirende  in  dem  ahgelaufenen  Semester  be- 
sucht hat; 

7.  Antrag  auf 

a)  Fortbelassung, 

b)  Entziehung  des  Stipendiums  mit  kurzer  Anführung 

derjenigen  gesetzlichen  oder  factischen  Grundlagen,  auf  die 

sich  der  Antrag  stützt ; 

8.  Anmerkungen.  *) 

n.  Jeder  Docent  hat  über  die  in  seine  Vorlesungen  inscri- 
birten  Stipendisten,  sowohl  in  Beziehung  auf  ihr  akademisches 
Verhalten  als  ihren  Fleisa  im  Besuche  der  Vorlesungen  und 
ihre  wissenschaftliche  Verwendung  die  genaueste  Aufsicht  zu 
pflegen  und  gegen  den  Schluss  des  Semesters  über  dieselben 
sein  Votum  schriftlich  an  den  betreffenden  Referenten  (siehe 
unten  sub  IV)  zu  übergeben. 

III.  Es  ist  darauf  zu  sehen,  dass  jeder  Stipendist  der  b e- 
treffenden  Facultät  gehörig  immatricnlirt  sei. 

IV.  In  jeder  Facultät  ist  ein  eigener  Referent  ftlr  das 
gesammte  Stipend  lenwesen  zu  bestellen.  — An  diesen  ist  Alles 
zu  leiten,  was  in  jedem  Semester  auf  die  endliche  Entscheidung 
Uber  Fortgenuss  oder  Entziehung  der  Stipendien  Einfluss  neh- 
men kann. 

Derselbe  hat  Uber  alle  Stipendisten  seiner  Facultät  ein 
genaues  Register  zu  ftihren.  Es  durfte  sich  als  zweckdienlich 
darstellen,  jedem  Stiftlinge  in  alphabetischer  Ordnung  einen 
eigenen  Bogen  zu  widmen  und  in  gleicher  Ordnung  in  einem 
gesonderten  Faseikei  die  sich  auf  jeden  Einzelnen  beziehenden 
Privatzeugnisse,  Aeusserungen  der  einzelnen  Docenten  u.  s.  w. 
aufzubewahren. 

Der  Referent  hat  die  Quittungen  nach  Einsicht  in  seine 
Vormerkungen  zu  vidiren,  bevor  der  Decan  dieselben  vidirt  und 
besiegelt. 

Er  erstattet  am  Schlüsse  des  Semesters  dem  Profossoren- 
Collegium  das  Uauptreferat  und  entwirft  den  Schlussbericht  an 


•)  Mudificirt  durch  den  M.-E.  vom  HO.  Juli  18G9,  Z.  6535.  (Nr.  152  d,  8.) 
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die  Statthalterei,  in  welchem  die  nähere  Auseinandersetzung  der 
gestellten  Anträge  und  ihre  Begründung,  soweit  sie  in  der  Ueher- 
sichtstahelle  nicht  hinlänglichen  Kaum  finden  konnte , enthalten 
sein  muss. 

Es  ist  die  Sache  des  Referenten,  sich  auf  kurzem  Wege 
von  den  einzelnen  Docenten  durch  unmittelhare  Einsicht  in  die 
Register  der  Referenten  der  übrigen  Facultäten,  in  die  Proto- 
kolle der  theoretischen  Staatsprüfungs-Commissionen  (insbesondere 
in  Fällen  angezeigter  Reprobationon)  alle  ihm  dienlich  oder 
nothwendig  scheinenden  Angaben  und  Auskünfte  cinzuholen, 
welche  er  zur  Stellung  gewissenhafter  Anträge  benöthiget. 

Wenn  die  Zahl  der  einer  Facultät  immatriculirten  Stipen- 
disten so  gross  sein  sollte,  dass  die  dadurcli  veranlassten  Ge- 
schäfte von  einem  Referenten  nicht  ftiglich  besorgt  werden  kön- 
nen, so  wird  das  Professoren-Collegium  das  Erforderliche  veran- 
lassen, um  ihm  die  nöthige  Unterstützung  zu  gewähren,  ohne  die 
nothwendige  Uebersicht  zu  gefährden. 

Es  wäre  übrigens  zu  wünschen,  dass  der  Referent  wenigstens 
anfänglich  nicht  von  Jahr  zu  Jahr  wechsle,  sondern  für  zwei 
oder  drei  Jahre  aufgestellt  werde.  Er  wird  dadurch  in  die 
Lage  kommen,  die  unentbehrlichen  Materialien  zu  einer  zweck- 
mässigen Regelung  des  Stipendienweseus  zu  sammeln,  die  in 
mehrfacher  Beziehung  sehr  wohlthätig  werden  könnte. 

Es  wird  daher  von  dem  . . . mit  Zuversicht  erwartet,  dass 
es  hei  der  Wahl  des  Referenten  mit  gewissenhafter  Umsicht 
Vorgehen  werde;  das  Ergebniss  derselben  wird  durch  die  Proto- 
kollsvorlage  zur  hierortigen  Kenntniss  zu  bringen  sein. 

Die  Schlussberichte  der  einzelnen  Professorencollegien  sind 
durch  die  akademische  Oberbchördo  an  die  Statthalterei  des- 
jenigen Kronlandes  zu  leiten,  in  welchem  die  Universität  g;ole- 
gen  ist.  Diese  Statthalterei  wird  sohin  nach  Beschalfcnhcit  der 
Umstände  die  allenfalls  noch  weiter  nöthigen  Mitthoilungen 
machen. 

Mit  Ausführung  gegenwärtiger,  an  die  Universitäten  zu 
Wien,  Prag,  Pest,  Lemberg,  Krakau,  Olmütz,  Graz  und  Inns- 
bruck ergehenden  Anordnungen  ist  sogleich  mit  Eintritt  des 
Sommersemesters  1851/52  der  Anfang  zu  machen.  *) 


*)  Siehe  das  Normale  vom  3.  Jänner  1849,  Z.  7703  cx  1848  (sub  III,  c), 
jenes  vom  28.  Februar  1852,  Z.  1260  (snb  V,  b)  und  den  Unterriebts-Mini- 
sterial-Erlass  vom  7.  December  1862,  Z.  6716. 


13  * 
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146.  Auszug  aus  dem  Hinisterial  - Erlasse  vom  19.  Juni  1852, 

Z.  3920, 

an  dio  Stattbalterci  in  Tirol  und  Vorarlberg, 

a)  wegen  Dauer  det  Stipendiengenueiet  in  der  philoeophiichen  Faoultdt,  b) 
wegen  Dauer  det  Slipendiengenuttet  in  den  medicinitchen  Studien,  o)  wegen 
Uebertragung  det  Slipendiengenuttet  beim  Uebertritie  von  einer  Faoulibt  in 
eine  andere,  d)  wegen  Dauer  det  Slipendiengenuttet  bei  Auftchiebung  der 
Maturililtpriifung,  e)  wegen  Zuldttigkeil  det  Qenuttet  inlSnditcher  Stipen- 
dien an  autlSnditohen  Univertilälen,  f)  ob  die  Qymnatiai-  und  die  Für  dat 
vormalige  phiiotophitche  Studium  betlimmten  Stipendien  auch  in  der  VII.  und 
VIII.  Qymnatlalclatte  genotten  werden  dürfen  und  wann  die  bei  einigen 
dortlündlgen  Stipendien  — fUr  dat  ehemalige  phiiotophitche  Studium  lu- 
iüttige  — Erhöhung  elnzutrelen  habe? 

ad  a)  und  c)  Durch  die  neue  Studienordnung  ist  die  Unirerei- 
tätszeit  der  philoeophischen  Facultät  auf  drei  Jahre  festgesetzt  wor- 
den; es  kann  daher  mit  Rücksicht  hierauf  der  Stipendiengeuuss  für 
die  Akademiker  der  philosophischen  Studien  sich  jetzt  bis  zu  drei 
Studienjahren  erstrecken,  auf  das  Jalir  der  Graduirung  und  der  stren- 
gen Prüfungen  aber,  wie  bisher  nicht  ausgedehnt  werden. 

KUcksichtlich  der  Uebertragung  des  Stipendiumgennsses  beim 
Uebertritte  von  einer  Facultät  an  eine  andere  ist,  bis  auf  weitere 
Anordnung,  die  diesiallige  früher  bestandene  Uebung  festzuhalten. 

ad  b)  Da  durch  die  neueren  Gesetze  die  akademische  Studien- 
zeit beim  medicinisch-chirurgischen  Studium  keine  Aendernng  erlitten 
hat,  so  haben  die  bisherigen  Vorschriften  rücksichtlich  der  Dauer  des 
Stipendiumgenusscs  bei  Medicinem  sowohl  während  der  gesetzlichen 
Universitätszeit  als  auch  während  der  Vorbereitung  zu  den  strengen 
Prüfungen  keine  Modiiieation  zu  erleiden  nöthig,  sondern  sind  in 
vorkommenden  Fällen  nach  wie  vor  ungeändert  in  Anwendung  zu 
bringen. 

ad  d)  Die  hier  enthaltene  Anfrage  findet  in  dem  Punkte: 
Viertens  des  Ministerial-Erlasscs  vom  1.  Februar  d.  J.,  Z.  1373 
an  die  Landesschulbchörde  ihre  Beantwortung.  *) 

ad  e)  Wird  bemerkt,  dass  gegen  den  Genuss  von  Privat- 
stipendien an  ausländischen  Universitäten  für  den  Fall  nichts 
erinnert  wird,  wenn  der  Genuss  im  Auslande  mit  den  Bestimmungen 
des  Stiftungsbriefes  vereinbarlich  ist  und  mit  Zustimmung  der  Cura- 
toren  und  Administratoren  der  betrefiendeu  Stipendien  stattfindet. 
Der  Fortbezug  eines  landesfürstlichen  Stipendiums  ist  jedoch 
beim  Uebertritte  an  eine  ausländische  Universität  für  die  Zukunft 


*}  D.t  dieser  Punkt  sich  uiclit  auf  das  Universitäts-Studium  besieht,  so 
lind  auch  dio  citirten  üestimmungen  nicht  mit  aufgenommen  worden. 
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stets  an  eine  gpecielle  ttber  Antrag  der  Statthalterei  von  dem  Mini- 
sterium XU  ertheilende  Bewilligung  gebunden. 

ad  f)  KUcksiuhtHch  der  hier  enthaltenen  Anfrage  wird  die  k.  k. 
Statthalterei  auf  den  Ministerial-Erlass  vom  25.  April  1851,  Z. 6739*) 
mit  dem  Bemerken  hingewiesen,  dass  bei  jenen  dortltfndigen  Stipen- 
dien, bei  welchen  der  Stipendiengenuss  in  den  philosophischen  Stu- 
dien erhöht  werden  darf,  diese  Erhöhung  nunmehr  nur  in  der  philo- 
sophischen Facult&t  einzutreten  habe,  da  die  ehemaligen  Lyceal- 
classen  nicht  mehr  zum  philosophischen  Studium  gezählt  werden, 
sondern  einen  integrircndon  Theil  des  Gymnasiums  bilden. 


147.  Auszug  aus  dem  Ministerial- Erlasse  vom  7.  December 
1852,  Z.  6715, 

an  das  Professoren-Collcgium  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichon  Facultät 
der  Wiener  Universität, 

betrstfend  I.  die  Uaberwachung  dar  Stipendisten  zunn  Behufs  dar  Fortbelas- 
tung oder  Entziehung  ihrer  Stipendien;  2.  die  Nichtanwendbarkeit  der  die 
Dauer  des  Stipendien-  und  Stiflungsgenussas  regelnden  Ministerial-Verordnung 
vom  20.  März  1852,  Z.  10381  (Normale)  auf  die  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen  FaculOit  immatriculirten  Zöglinge  der  k.  k.  Theretlanisohen 

Akademie. 

Jeder  Docent  ist  verpflichtet,  über  die  in  seine  Vorlesungen  in- 
scribirten  Stipendisten,  was  ihr  akademisches  Verhalten,  ihren  Fleiss 
und  ihre  wissenschaftliche  Verwendung  anbelangt,  die  genaueste  Auf- 
sicht zu  pflegen  und  darüber  am  Schlüsse  des  Semesters  dem  Stipen- 
dien-Referenten  sein  Gutachten  zu  erstatten. 

Es  ist  Sache  des  Stip  endien  - Re  f e r en  ten,  sich  auf  Grund 
dieser  Gutachten  oder  auf  sonst  eine  ihm  zweckmässig  scheinende 
Art  eine  bestimmte  Ansicht  über  die  wissenschaftliche  Thätigkeit 
jedes  einzelnen  Stipendisten  zu  bilden  und  darauf  hin  seinen  Antrag 
auf  den  Fortgenuss  oder  die  Entziehung  des  Stipendiums  zu  stellen. 

Es  ist  gleichgiltig,  ob  der  Stipendien-Referent  zu  diesem  Re- 
sultate auf  Grund  der  Gutachten  zweier  oder  mehrerer  Docenten  ge- 
langt, wenn  er  nur  die  feste  üeberzeugung  gewinnt,  dass  der  be- 
treffende Stipendist  durch  sein  Betragen,  seinen  Fleiss  im  Besuche 
der  Vorlesungen  und  seine  wissenschaftliche  Verwendung  sich  nach 
den  über  Stipendien  bestehenden  Vorschriften  des  Fortgenusscs  der 
ihm  verliehenen  Stiftung  würdig  gemacht  habe. 

Eine  besondere  diesfalsige  Anordnung  stellt  sich  demnach  als 
nicht  durch  die  Nothwendigkeit  geboten  dar. 


*)  Siehe  oben  Nr.  143  dieser  Sammlung. 
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Schliesslich  wird  bemerkt,  dass  die  besonderen  fUr  Stipendisten 
und  Stiftlinge  getroffenen  Anordnungen  nicht  auf  die  der  rechts-  und 
staatswissenschaftlicben  Facultät  iinmatriculirten  Zöglinge  der  k.  k. 
Thercsianischen  Akademie  zu  beziehen  sind,  nachdem  für  dieselben 
besondere  Massregeln  der  Ueberwachung  ihres  Eifers  und  ihrer  Fort- 
schritte, sowie  überhaupt  ihrer  Würdigkeit  zum  Fortgenusse  ihrer 
Stiffungsplätze  getroffen  sind  und  von  Beite  der  Direction  der  Aka- 
demie gehandhabt  werden.  *) 


148.  Auszug  aus  dem  Ministerial  - Erlasse  vom  21.  Juni  1855, 

Z.  8617, 

nn  die  Statthaltcrci  von  Böhmen, 

womit  die  thunlichste  Berücksichtigung  der  Antrhge  der  Profetioren-Collegien 
hinsichtlich  der  Behandlung  der  Stipendisten  und  Stifllinge  empfohlen  wird. 

Jene  Anträge,  welche  nach  Ablauf  eines  jeden  Semesters  von 
den  Professoren-Collegien  in  Gemässheit  der  Vorschrift  vom  20.  März 
1852,  Z.  10381  über  die  Behandlung  der  Stipendisten  und  Stiftlinge 
erstattet  werden,  werden  den  Statthaltereicn  unter  der  Voraussetzung 
zur  thunlichsten  Berücksichtigung  empfohlen,  dass  ihre  Uebereinstim- 
mung  mit  den  gesetzlichen  Vorschriften  keinem  Bedenken  unterliege 
und  überhaupt  kein  Grund  best(dic , das  strenge  und  gewissenhafte 
Vorgehen  der  akademischen  Behörde  bei  der  Würdigung  der  ent- 
scheidenden Momente  des  Verhaltens,  der  Verwendung  und  des  Fort- 
ganges der  Studirendeu  zu  bezweifeln. 


149,  Ministerial-Erlass  v.  6.  Februar  1860,  Z.  19522  ex  1859, 

an  die  kroatiach-slaTonbchc  Statthalterei,**) 

betreffond  die  Cumulirung  einet  Stipendiums  mit  dem  Qenuiie  einer 
Stiftung  oder  eines  Freiplatzet  in  einer  Anstalt,  welcher  für  sich  selbst  als 
ein  Stipendium  angesehen  werden  kann. 

Die  Cumulirung  eines  Stipendiums  mit  dem  Genuese 
einer  Stillung  oder  eines  Frciplatzes  in  einer  Anstalt,  welcher  für 
sich  selbst  als  ein  Stipendium  angesehen  werden  kann,  ist  im  Sinne 


*)  Von  der  voranstchenden  Schlusabemerkunp  wurde  unter  Eiuom  die 
Direction  der  Thercsianischen  Akademie  mit  dem  Aufträge  verstHndigt,  durch 
eine  zweckmässige  Leitung  der  Zöglinge  daliiii  zu  wirken,  daas  sie  durch  ihre 
Verwendung  in  dem  juridischen  Studium  den  Professoren  und  Mitschülern  be- 
weisen , e-s  könne  keinem  Zweifel  uiitorliogcn,  dass  sie  der  Wohlthat,  die  sie 
genicssen,  würdig  seien. 

**)  Des  au8gesi>rochenon  Principes  wegen  wurde  dieser  Erlass  hier 
aufgcnomxncii. 
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der  Hofdecrete  vom  4.  Juli  1786,  Z.  26"  •) , 13.  März  1795, 
Z.  1371  als  unzulässig  zu  betrachten,  und  demgemäss  von  der 
Stipendienbeliörde  **)  die  zur  Hintanhaltung  des  Doppelgenusses 
erforderliche  Vorkehrung,  jedoch  mit  der  Vorsicht  zu  treffen,  dass, 
wo  die  Bestimmung  oder  die  Eigenschaft  der  Stiftung  oder  auch  nur 
besondere  Verhältnisse  für  eine  Ausnahme  des  allgemeinen  Verbotes 
der  Cumulirung  sprechen,  Uber  das  diesfällige  Einschreiten  der 
Bethcilten  die  höhere  Entscheidung  gutächtlich  einzuholen  sein 
wird.  ***) 


•)  Das  Stud.-Hof-Dccrot  vom  4.  JuU  1786,  Z.  406/267  ist  unter  IV,  c) 
ein  gereiht. 

Dasselbe  Princip  hiii.sichllich  der  auanahmsweisen  Camnlining  von  Sti- 
pendien wurde  ausgesprochen  in  dem  M.-E.  vom  10.  Jänner  1857,  Z.  2042S  an 
die  Statthaltcrei  von  BShraen. 

**)  AaszDg  ans  dem  Decrete  der  k.  k.  vereinigten  Hofkanzlei  vom  18.  Harz 

1796,  Z.  1371, 

An  die  nied.*Act.  Regierung. 

Ea  wird  genehmig,  daaa  die  Regierung  wiederholt  das  Verbot  des  Ge- 
nueaee  zweier  oder  gar  mehrerer  Stipendien  zu  gleicher  Zeit  mit  dem  Beisätze 
kiindniache,  dass  DeijenigCf  welcher  zwei  Stipendien  zu  gleicher  Zeit  geniessen 
würde,  nicht  nur  beide  Stipendien  verlieren  und  für  allzeit  als  unfähig  zur 
Krlialtung  eines  Stipendiums  erklärt , sondern  auch  zum  Ersatz  des  unrecht^ 
mässig  bezogenen  einen  Stipendiums  unnacbsiehtlich  verhalten  werden  würde. 

***)  Mit  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Un- 
terricht vom  *20.  October  1868,  Z.  9367,  wurde  die  Anbahnung  einer 
gründlichen  Reform  der  das  Stipendienwesen  betreffenden  Einrichtungen  von 
Seite  des  Unterrichtsministeriums  mit  Rücksicht  auf  die  geänderten  socialen 
Verhältnisse  und  die  Umgestaltung  des  gesammten  Unterrichtswesens  als  noth* 
wendig  bezeichnet  und  namentlich  L die  Cumulirung  kleiner  Stipen- 
dien bis  zu  einer  dem  wirklichen  Bedürfnisse  entsprechenden 
Höhe  und  II.  die  Ausfindigmachung  von  Vorkehrungen,  welche  dafür  bürgen, 
dass  jedes  Stipendium  Demjenigen  unter  mehreren  Bewerbern,  welcher  sich 
dnreh  seine  Leistungen  als  der  'würdigste  eruiesen  hat,  zu  Theil  werde,  als 
die  wichtigsten  Massregelii  zu  diesem  Zwecke  erklärt.  Nach  beiden  Seiten  bin 
wurden  in  dem  oitirien  Erlasse  sämmtliche  Statthaltereien  und  akademischen 
Senate  um  Erstattung  von  eingehenden  Gutachten  als  Grundlage  weiterer 
legislativer  und  administrativer  Verhandlungen  über  den  Gegenstand  angegangen. 
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150.  Ministerial-Erlass  vom  16.  Jänner  1869,  Z.  11056  ex  1868, 

HU  die  StatUuÜteraien  fUr  Niederösterreirh,  Bdhmen,  M&hren,  Tirol,  Steier- 
mark ; an  die  Laudeiregierungen  ftlr  Salzburg,  Kärnten  und  an  den  galiziachen 
Landeaacliulrath,  *) 

mit  welchem  die  Ueberwachung  der  Siudienerfolge  der  Militär-Stipendieten, 
welche  Ihre  Studien  an  k.  k.  Civil  • Lehranataltan  zurUoktegen,  angeordnet 

wird. 

Zufolge  einer  Mittheilung  des  k.  k.  Reirhskriegaministeriumn 
haben  Se.  k.  und  k.  Apoatolischc  MajesUlt  anläaslioh  der  beantragten 
Reformen  in  den  MilitärbildungsaiiBtalten  allerg^ädigst  zu  genehmigen 
geruht,  dass  Militär-Stipendien  an  geeignete  Aspiranten  verliehen 
werden,  wenn  solche  ihre  Vorbereitungsstudien  au  den  k.  k.  Civil- 
Lebranstalten  zurücklegen. 

Durch  diese  Stipendien  sollen  den  Betreffenden  die  Mittel  ge- 
boten werden,  sich  für  den  Eintritt  in  eine  Militärbildungsanstalt  in 
einem  reiferen  Alter  vorzubereiten.  Die  Stipendien  werden  in 
halbjährigen  Katen  erfolgt  und  bei  dieser  Gelegenheit  dem  k.  k. 
Reichskric'gsministerium  die  Semestralzeugnisse  der  Stipendisten,  be- 
hufs des  Fortbezuges  der  Unterstützung,  regelmässig  vorgelegt  werden. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  und  zunächst  wegen  einer 
genauen  und  entsprechenden  Ueberwachung  der  Studienerfolge  der 
Stipendisten  und  ihrer  Haltung  an  den  k.  k.,  dem  Unterrichtsministe- 
rium unterstehenden  Lehranstalten  hat  das  k.  k.  Reichskriegsministe- 
rium anlässlich  einer  weiteren,  diesen  Gegenstand  betreffenden  Eröff- 
nung, anher  die  Namen  und  die  Bezeichnung  der  Lehranstalten,  Lehr- 
stufen und  Orte,  mitgetheilt,  an  welchen  diese  Militärstipendisten  mit 
Begiiin  des  Wintersemesters  1868/9  ihre  Vorbereitungsstudien  bereits 
begonnen  haben. 

Unter  Anschluss  jenes  Theiles  des  Ausweises,  welcher  die  dort- 
ländigen  Lehranstalten  betrifft,  wird  ersucht,  die  unterstehenden  Schul- 
aufsichtsorgane, insbesondere  Schulräthc  und  Inspcctoren,  wie  nicht 
minder  die  einzelnen  Directionen  der  Lehranstalten  anzuweisen,  die 
Studienerfolge  und  die  Haltung  solcher  Stipendisten  mit  besonderer 
Aufmerksamkeit  zu  überwachen  und  jede  wichtigere  Wahrnehmung  in 
dieser  Beziehung  dem  Unterrichtsministerium  sofort  anzuzeigen,  auf 
dass  es  in  die  Lage  komme,  dem  k.  k.  Reichskriegsministerium  hier- 
über rechtzeitig  die  zweckdienlichen  Eröffnungen  zu  machen. 


*)  Diese  Vorschrift  wurde  mit  M.-E.  vom  25.  April  1869,  Z.  .H029  auch 
auf  Dalmatien,  Triest  und  das  Küstenland  ausgedehnt. 
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151.  Ministerial-Erlass  vom  4.  Mai  1889,  Z.  1409, 

an  den  Leiter  der  Stattbalterei  fQr  Böhmen, 

Uber  die  Anfrage,  wie  et  hineiohtlleh  der  Behandlung  der  Stipendien  «oloher 
Studirenden  lu  halten  lel,  welche  In  den  elnjUhrigen  Frelwllligendlenit 

elntreten. 

Bei  Festatelluog  der  den  einjährigen  Freiwilligendienst  der 
Studirenden  betreffenden  Vorschriften  ist  ganz  besonders  darauf  Be- 
dacht genommen  worden,  den  Studirenden  es  möglich  zu  machen, 
während  der  Erfüllung  ihrer  Militärdienstpflicht  ihre  Studien  ununter- 
brochen fortzusetzen.  Insbesondere  geht  dies  aus  der  Verordnung 
des  k.  und  k.  Reichs-Kriegsministeriums  vom  1.  April  1869  *)  (ab- 
gedruckt im  Verordnungsblatte  des  Ministeriums  flir  Cultus  und 
Unterricht  unter  Nr.  32)  deutlich  hervor. 

Eben  darum  kann  der  Eintritt  in  den  Freiwilligendienst  weder 
bewirken,  dass  der  Bezug  des  einem  Studirenden  zukommenden 
Stipendiums  eingestellt  oder  unterbrochen,  noch,  dass  dem  Studirenden 
der  Nachweis  seiner  ordnungsmässigen  Verwendung  erlassen  werde. 

Andererseits  werden  die  zur  Bestätigung  der  Bezugswtirdigkeit 
berufenen  Lehranstalten  den  Schwierigkeiten , welche  flir  einzelne 
Stipendisten  aus  der  Verbindung  des  Freiwilligendienstes  mit  dem 
Studium  erwachsen,  gewiss  billige  Rechnung  tragen. 


152.  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  ünterricM  vom 
30.  Juli  1869,  Z.  6535, 

an  sämmtliche  Länderatellen  und  akademische  Behörden, 

betreffend  die  von  den  Profestoren-Colleglen  zu  erstattenden  Stipendlsten- 

auswelte. 

ln  Folge  der  gemachten  Wahrnehmung,  dass  bei  Vollziehung 
der  in  dem  Ministerialerlasse  vom  20.  März  1852,  Nr.  10381,  in 
Beziehung  auf  Stiflungs-  und  Stipendiengenttsse  der  Universitäts- 
studirenden  enthaltenen  Anordnung  nicht  Überall  gleichförmig  vorge- 
gangen wird,  und  im  Interesse  tbunlichster  Vereinfachung  der  be- 
treffenden Geschäftsbehandlung  finde  ich  Folgendes  zu  bestimmen : 

Da  es  sich  von  selbst  versteht,  dass  ein  Stipendiums-  oder 
Stiftungsgenuss  flir  den  Betheilten  so  lange  dauert,  als  nicht  die  bie- 
flir  festgesetzte  Zeit  abgelaufen  ist,  oder  Umstände  eingetreten  sind, 
welche  eine  frühere  Entziehung  desselben  zur  Folge  haben  müssen, 
ist  es  nicht  nothwendig,  dass  Anträge  auf  Fortbelassung  eines  solchen 
Genusses  gestellt  und  Entscheidungen  über  sie  gefällt  werden.  Ein 

•)  Bub  m,  d). 
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Anlass  zu  Verfügungen  wird  nur  durch  den  Ablauf  der  Zeit  oder 
den  Eintritt  von  Umstünden  der  erwähnten  Art  geboten. 

Ich  finde  es  daher  von  den  in  dem  bezcichiieten  Ministerial- 
erlasse vorgoschriebenen,  alle  bei  einer  Facultät  immatriculirten  Stitf- 
linge  und  Stipendisten  umfassenden  Scmestralausweisen  abkoniincn  zu 
lassen  und  diu  von  den  Professorencollcgien  nach  Weisung  dieses 
Erlasses  an  die  k.  k.  Statthalterei  als  Stiftungs-Oberaufsichtsbehörde 
zu  erstattenden  Anträge,  beziehungsweise  die  derselben  zu  überrei- 
chenden Verzeichnisse  auf  jene  Fälle  zu  beschränken,  in  welchen  es 
sich  darum  handelt,  dass  ein  Stiftungs-  oder  Stipendiumsgenuss 
sistirt,  vor  Ablauf  der  Zeit  aus  irgend  einem  Grunde  gänzlich  ent- 
zogen werde  oder  überhaupt  aufzuhören  habe. 

Indem  ich  von  dieser  Anordnung,  welche  mit  dem  kommenden 
Studienjahre  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  sowohl  die  Länderstellen 
als  die  akademischen  Senate  in  Kenntniss  setze,  glaube  ich  nicht 
erst  daran  erinnern  zu  dürfen,  dass  die  genaue  Evidenzhaltung 
sämmtlicher  bei  einer  Facultät  immatriculirter  Stipendisten  und  Stifl- 
linge  von  Seite  des  betreft'endcn  l’rofessoren-Collegiums,  beziehungs- 
weise des  von  ihm  bestellten  Stipendienreferenten  mit  dem  Eintritte 
der  erwähnten  Aenderungen  nur  um  so  dringender  geboten  sein  wird. 
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d)  Vorschriften  über  die  Wehrpflicht  der  Univer- 
sitäts  - Studirenden. 


153.  Auszug  aus  dem  Wehigesetze  vom  5.  becember  1868. 

R.-G.-BI.  Jahrgang;  1868,  Nr.  151,  pag.  437. 

§.  21.  Inländer,  welche  einen  solchen  Bildungsgrad  besitzen, 
der  den  absolvirten  Studien  an  einem  Obergymnasium,  einer  Ober- 
Kealschulo  oder  einer  denselben  gleichgestellten  Lehranstalt  entspricht, 
und  sich  hierüber  mit  Zeugnissen  von  öffentlichen  oder  mit  dem 
Rechte  der  Ooffentlichkeit  ausgestatteten  derlei  Lehranstalten  oder 
durch  eine  vor  einer  hiezu  bestellten  gemischten  Commission  abzu- 
legende Prüfung  ausweisen,  freiwillig  in  das  stehende  Heer  eintreten, 
und  sich  während  ihrer  Dienstzeit  aus  eigenen  Mitteln  bekleiden, 
aosrUsten  und  verpflegen  (bei  der  Cavallerie  auch  beritten  machen 
und  für  den  Unterhalt  des  Pferdes  sorgen),  werden  im  Frieden  schon 
nach  einer  einjährigen  activen  Dienstleistung,  vom  Tage  des  Dienst- 
antrittes gerechnet,  in  die  Reserve  übersetzt  *)  und  sind,  im  Falle 
sie  ihre  Studien  fortsetzen,  zur  Wahl  der  Garnison  **)  sowie  des 
Jahres  für  die  einjährige  Dienstleistung  bis  zum  25.  Lebensjahre***) 
berechtigt.  Sie  dürfen,  wenn  sie  die  Kosten  der  eigenen  Wohnung 
tragen,  nicht  casernirt  werden. 

Welche  Lehranstalten  des  In-  und  Auslandes  den  Obergymna- 
sien oder  Oberrealschulen  in  dieser  Beziehung  gleichgestellt  sind. 


*)  Nach  §.  4 des  Wehrgesetzes  dauert  die  Dienstpflicht  im  stehenden 
Heere  und  in  der  Kriegsmarine  drei  Jahre  in  der  Linie,  sieben  Jahre  in  der 
Reserve. 

*•)  Den  Truppenkörper,  in  dem  er  dienen  will,  kann  sich  nach 
$.  20  jeder  freiwillig  Kintretende  wählen,  vorausgesetzt,  dass  der  gewählte 
Truppenkörper  zur  Aufnahme  von  Freiwilligen  berechtiget  ist,  und  dass  der 
Freiwillige  die  Eignung  fUr  ihn  besitzt. 

***)  Ausserdem  beginnt  nach  §.  3 die  Dienstpflicht  mit  1.  Jänner  des- 
jenigen Kalenderjahres,  in  welchem  der  Wehrpflichtige  das  zwanzigste  Lebens- 
jahr vollendet. 
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dann  in  welcher  Weise  die  gemischte  Commission  zusammengesetzt 
ist,  sowie  die  Gegenstände  und  die  Art  der  Prüfung  werden  von 
dem  Landesministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsmini- 
sterium festgestellt.  •) 

Auch  Mittellose  der  Eingangs  bezeichneten  Kategorie,  wenn 
sie  sich  Uber  ihre  Mittellosigkeit,  dann  über  ein  tadellos  sittliches 
Betragen  und  in  den  Hauptgegenständen  mit  Vorzngsclassen  oder 
mit  Maturitätszeugnissen  oder  mit  Zeu  gn  is  se  n über  eine 
mit  dem  Ergebnisse  der  Befähigung  zu  rU  ckg  eleg  t e 
Staatsprüfung  ausweisen,  sind  zum  einjährigen  Freiwilligendienste 
zuzulassen  und  während  desselben  aus  dem  gemeinsamen  Kriegsbndget 
zu  bekleiden,  auszurUsten  und  zu  verpflegen. 

Wenn  die  in  diesem  Paragraph  angeführten  Freiwilligen  die 
für  Reserve-  und  Landwehrofficiere  vorgeschriebene  Prüfung  entspre- 
chend abgelegt  und  den  einjährigen  Dienst  vollstreckt  haben,  sind  sie 
nach  Massgabe  der  bestehenden  oder  eintretenden  Abgänge  und 
nach  ihrem  Range  als  Officiers-Aspiranten  zu  Reserveofiieieren  zu 
ernennen.  Diese  OSlciere  sind  innerhalb  ihrer  weiteren  Wehrpflicht 
noch  zu  drei  Waffenübungen,  in  der  jedesmaligen  Dauer  von  läng- 
stens vier  Wochen,  beizuziehen. 

Bei  einer  Mobilisirung  sind  dieselben  innerhalb  von  9 Jahren, 
je  nach  Bedarf  und  Entscheidung  des  Reichskriegsministers  entweder 
im  Heere  oder  in  der  Landwehr,  nach  9 Jahren  aber  ihrer  gesetz- 
lichen Bestimmung  gemäss  in  der  Landwehr  zu  verwenden.  **) 

§.  23.  Mediciner  können  den  einjährigen  Freiwilligendienst  in 
Militärspitälern,  Veterinäre  als  tbierärztliche  Praktikanten  bei  einem 
Cavallerie-  oder  Artillcrie-Regimente  oder  bei  einer  Fuhrwesens- 
Feld-Escadron  leisten,  wenn  sie  die  Befähigung  dazu  nachweisen. 

Im  Kriege  werden  dieselben  in  Uebereinstimmung  mit  ihrer 
Dienstpflicht,  entweder  im  stehenden  Heere  (Kriegsmarine)  oder  in 
der  Landwehr,  auch  in  Feld-  oder  anderen  Spitälern  verwendet. 

§.  24.  Pharmazeuten  können  den  einjährigen  Freiwilligendienst 
in  den  Militär-Apotheken  leisten  und  werden  im  Kriege  analog  den 
wehrpflichtigen  Aerzten  verwendet  (§.  23). 

§.  25.  Die  Candidaten  des  geistlichen  Standes  jeder  gesetzlich 
anerkannten  Kirche  und  Religionsgenossenschaft  werden,  wenn  sie  in 
das  stehende  Heer  (Kriegsmarine)  oder  in  die  Landwehr  eingereiht 
worden  sind,  über  ihr  Ansuchen  zur  Fortsetzung  der  theologischen 
Studien  beurlaubt. 

Nach  Erhalt  der  höheren  Weihen,  beziehungsweise  nach  ge- 
schehener Ernennung  zu  Seelsorgern,  werden  die  Betreffenden  in  die 
Liste  der  Militärsecisorger  verzeichnet  und  können  im  Kriegsfälle 
nach  Massgabe  ihrer  Wehrpflicht  entweder  im  stehenden  Heere 


*)  Siebe  die  DnrchfUbmngsbestimmnngeu  zum  Wobrgesetze. 
**)  §.  22  betrifft  Berufsseeleute. 


Digitized  by  Google 


205 


(Kriegsmarine)  oder  in  der  Landwehr,  auch  in  den  Feld-  oder  stabi- 
len Spitälern  als  Seelsorger  verwendet  werden. 

Geben  aber  diese  Candidaten  die  theologischen  Studien  und  den 
geistlichen  Beruf  auf,  so  sind  sie  zum  Waffendienste  einzuberufen. 

§.  26.  Die  im  Verbände  des  stehenden  Heeres  (Kriegsmarine) 
oder  der  Landwehr  stehenden  Beamten  des  Staates,  der  a.  h.  Privat-, 
Familien-  und  Aviticalfondsgdter,  die  Beamten  der  öffentlichen  Fonds-, 
der  Landes-  und  Bezirksvertretungen  und  der  mit  der  politischen 
Verwaltung  betrauten  Gemeinden,  wenn  für  diese  Dienstesstellen  der 
Nachweis  der  Vollendung  der  rechts-  und  staatswissenschaOIichen 
Studien  erfordert  wird,  weiters  die  Professoren  und  Lehrer  an  öffent- 
lichen und  mit  dem  Rechte  der  Oeffentlichkeit  ausgestatteten  Unter- 
richtsanstalten, wozu  auch  die  Volksschulen  zählen , können  iin  Falle 
eines  Krieges  in  der  zur  Handhabung  des  Verwaltungsdienstes  und 
zum  Unterrichte  unentbehrlichen  Anzahl,  Uber  Antrag  der  betreffen- 
den Fachministcr,  mit  Bewilligung  des  Kaisers  in  ihren  Anstellungen 
belassen  werden. 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt  fUr  die  Angestellten  im  Post-, 
Telegraphen-  und  Eisenbahndienste,  insoweit  dieselben  für  die  Auf- 
rechthaltung des  Betriebes  unentbehrlich  sind. 


154.  Auszug  aus  den  Surchflllunmgs-Bestiinmungen  zum  Wehi- 
gesetze  vom  5.  December  1868. 

(Circular- Verordnung  des  Beichskriegs-Hinisterinms  vom  22.  December  1868, 

Präs. -Nr.  4654.) 

26.  Inländer,  welche  den  Bedingungen  der  §§.  21 — 24  des 
Wehrgesetzes  entsprechen  und  freiwillig  in  das  stehende  Heer  (Kriegs- 
marine) einzutreten  beabsichtigen,  können  sich,  unter  Beobachtung 
des  in  den  nachfolgenden  Punkten  vorgezeichneten  Vorganges,  um 
die  Aufnahme  als  einjährig  Freiwillige  bewerben.  Die  Annahme  der 
fUr  die  vorbezeichnetc  Präsenz  - Dienstperiode  Angemeldeten  wird 
jedoch  mit  31-  Jänner  1869  geschlossen. 

Studirende  der  letzten  zwei  Jahrgänge  an  einem  Obergymna- 
sium  oder  einer  Oberrealschule,  oder  einer  diesen  gleichgestellten 
Lehranstalten  (Punkt  41),  welche  sich  der  StellungspfUcht  nähern, 
oder  in  dieselbe  bereits  eingetreten  sind,  können  — wenn  die  Ver- 
spätung ihrer  Studien  an  einer  der  vorbezeichneten  Lehranstalten 
nicht  durch  eigenes  Verschulden  herbeigeilihrt  wurde,  und  sie  sich 
hierüber  durch  ein  Zeugniss  des  Vorstandes  derselben  ausweisen  — 
bis  zur  Erlangung  der  Vorbedingungen  fUr  den  einjährigen  freiwilli- 
gen Dienst,  unter  Bewilligung  des  Aufschubes  des  Präsenz-Dienstes, 
beurlaubt  werden.  Geben  sie  aber  diese  Studien  vor  Vollendung 
derselben  auf,  so  sind  sie  sofort  zum  dreijährigen  Liniendienste 
heranzuziehen. 
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27.  Auch  die  bereits  im  Verbände  des  Heeres  und  der  Kriegs- 
marine stehenden  Soldaten,  sowie  die  im  Wege  der  diesjährigen 
regelmässigen  Stellung,  wenngleich  nach  dem  Beginne  der  Wirksam- 
keit des  Wehrgesetzes  Eingcreihten,  welche  den  im  vorstehenden 
Punkte  bezeiehneten  Anforderungen  entsprechen,  können  — bei 
Wegfall  der  Bedingung  des  freiwilligen  Eintrittes  — 
der  ihnen  obliegenden  Präsenz-Dienstpflicht  unter  den  ftir  den  ein- 
jährigen freiwilligen  Dienst  gestatteten  Begünstigungen  genügen,  wo- 
bei denselben  die  etwa  schon  im  Präsenzstande  zurückgelogte  Dienst- 
zeit, insofern  sie  es  wünschen,  in  den  einjährigen  Activdicnst  einzu- 
rechnen ist. 

Die  Inanspruchnahme  der  Begünstigungen  des  einjährigen  frei- 
willigen Dienstes  wird  den  im  vorstehenden  Alinea  Bezeiehneten,  un- 
beschadet der  aus  der  Bewilligung  zum  Aufschübe  des  Präsenz-Dien- 
stes resuitirenden  Berechtigung,  nur  fllr  die  dermalige  Uebergangs- 
periode  zugestanden  und  kann  daher  für  eine  spätere  Präsenz-Periode 
weder  geltend  gemacht  noch  erneuert  werden,  es  wäre  denn,  dass 
besonders  rücksichtswürdige  Umstände  das  Versäumniss  entschuldigen. 

28.  Der  einjährige  freiwillige  Dienst  kann  abgeleistet  werden, 
entweder 

a)  auf  eigene  Kosten,  wobei  sich  die  Betrefl'cnden  während 
ihres  einjährigen  Präsenz-Dienstes  aus  eigenen  Mitteln  bekleiden, 
ausrüsten  und  verpflegen,  bei  der  Cavallerie  auch  beritten 
machen  und  für  den  Unterhalt  des  Pferdes  sorgen  — oder  es 
werden 

b)  diese  Kosten  aus  dem  gemeinsamen  Kriegsbudget  be- 
stritten. 

Die  zu  a)  Bezeiehneten  werden  nicht  casernirt;  die  Ge- 
bühren der  zu  b)  Bezeiehneten  werden  durch  nachträgliche 
Weisungen  geregelt. 

Den  Aspiranten  beider  Kategorien  steht  cs  nach  Wahl  und 
Befähigung  frei,  den  Präsenzdienst  entweder: 

c)  im  streitbaren  Stande; 

d)  als  Arzt; 

e)  als  thierärztlicher  Praktikant,  oder 

f)  als  Pharmaceut  zu  leisten. 

Aspiranten  zu  c)  sind  zur  Wahl  der  Garnison  und  Truppe, 
jene  zu  d)  zur  Wahl  des  Gamisonsspitales,  die  zu  o)  des  Caval- 
lorie-  oder  Artillerie-Regimentes  oder  des  Fuhrwesens-Feldescadron 
und  die  zu  f)  der  Militär-Apotheke  berechtigt. 

29.  *)  Die  Aufnahmsgesuche  der  im  vorstehenden  Punkte  zu 
a)  und  b)  bezeiehneten  Aspiranten,  welche  den  Dienst  im  streitbaren 


*)  Entspricht  dem  §.  122  der  im  Jalirc  1860  herausgcgebeiieii  In- 
str  uctioii. 
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Stande  abzuleistcii  wUnscheii,  sind  bei  dem  Cummando  des  gewählten 
Truppenkörpers,  jene  der  Aspiranten  zum  Dienste  im  Militär-Fuhr- 
wesenscorps  bei  dem  Keicbskriegsministerium  einzubringen. 

Die  Aufnahmsgesuche  der  Mediciner,  Veterinäre  und  Phanua- 
ceuten,  welche  den  Dienst  in  den  im  vorstehenden  Punkte  zu  d),  e) 
und  f)  bezeichneten  Eigenschaften  ableisten  wollen,  sind  dem  General- 
(Militär  ) Commando,  in  dessen  Bereich  sich  der  Aspirant  aufhält, 
einzusenden. 

30.  *)  Den  Gesuchen  sind  folgende  Nachweise  beizulegeu: 

a)  Der  Nachweis  des  für  den  Eintritt  in  das  Heer  (Kriegs- 
marine) erforderlichen  Lebensalters  (§.  16  des  Wehrgesetzes); 

b)  die  beglaubigte  schriftliche  Zustimmung  des  Vaters  oder 
Vormundes  des  Aspiranten  zum  freiwilligen  Eintritte; 

c)  der  Nachweis,  dass  dem  Aspiranten  ein  Versäumuiss  der 
Stellungspflicht  nicht  zur  Lsist  füllt; 

d)  der  Nachweis  der  moralischen  und 

e)  der  wissenschaftlichen  Befäliiguug. 

Der  Nachweis  zu  a)  wird  durch  den  Tauf-  (Geburts-)  Schein 
geliefert,  kann  jedoch  bei  Studironden,  wenn  deren  Lebensalter 
in  den  Studienzeugiiissen  bezeichnet  ist,  entfallen.  Auf  die  Bei- 
bringung dieses  Nachweises  seitens  der  bereits  im  Militärverbande 
Stebenden  hat  es  nicht  anzukommen,  sind  sie  jedoch  beurlaubt, 
so  ist  der  Urlaubspass  anzuschliessen. 

Der  Nachweis  zu  b)  ist  bei  Minderjährigen,  soferne  diesel- 
ben nicht  bereits  dun  Militärverbande  angehören , jener  zu  c) 
nur  dann  erforderlich,  wenn  der  nicht  zum  Militärverbande  ge- 
hörige Aspirant  in  der  zweiten  oder  in  einer  höheren  Altersclasse 
steht ; letzterer  wird  durch  die  diesfällige  Bestätigung  der  ipoli- 
tischen  Heimatsbehörde  geliefert. 

Der  Nachweis  zu  d)  besteht:  Für  Aspiranten  zum  einjährigen 
freiwilligen  Dienste  auf  eigene  Kosten  in  der  von  der  politischen 
oder  Polizeibehörde  des  Aufenthaltsortes,  im  Hinblicke  auf  §.  20 
des  Wehrgesetzes  (alinea  2),  ausgestellten  Bestätigung,  **)  dass 
der  Aspirant  die  moralische  Eignung  zum  freiwilligen  Eintritte 
in  das  stehende  Heer  besitze;  für  Aspiranten  auf  Kosten  des 
gemeinsamen  Kriegsbudgets  in  dem  Zeugnisse  über  dessen  tadel- 
los sittliches  Betragen,  das  für  istudirende  von  dem  Director  der 
betreffenden  Lehranstalt,  beziehungsweise  von  dem  Vorstände 
des  betreffenden  Professoren-Coliegiums,  für  alle  übrigen  Aspi- 
ranten von  der  politischen  oder  Polizeibehörde  ihres  Aufenthalts- 
ortes boizubringen  ist. 


•)  Vergl.  §.  123  der  Instruction. 

**)  Mach  §.  20,  zweites  alinea  sind  Jene,  welche  sich  wegen  erlittener 
strafgerichtlicher  Vemrtheilung  nicht  im  Vollgennsse  der  bürgerUchen  Rechte 
befinden,  vom  freiwilligen  Eintritte  in  das  Heer  ausgeschlossen. 
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Rflcksichtlich  der  im  Präsenz-Dienste  stehenden  Aspiranten 
genügen  in  beiden  Fällen  die  Straf-Extracte  und  eventuell  auch 
die  Conduitelisten,  nach  welchen  die  moralische  Befähigung  der 
Aspiranten  zu  beurtheilen  ist. 

31.  *)  Den  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung  (Punkt 
e)  bilden: 

A)  für  Aspiranten  zuin  Dienste  auf  eigene  Kosten: 

a)  Studienzeugnisse  Uber  den  vollendeten  letzten  Jahr- 
gang an  einem  Obergymnasium  oder  einer  Oberrealschule,  oder 
einer  diesen  gleichgestellten  Lehranstalten  (Punkt  41),  wenn  sie 
mindestens  die  erste  (gute)  Fortgangsclasse  ausweisen,  oder 

b)  die  von  der  PrUiungscomraission  ertheilten  Zeugnisse 

der  Befähigung ; . 

B)  für  Aspiranten  zum  Dienste  auf  Kosten  des  gemeinsamen 
Kriegsbudgets: 

a)  die  im  vorstehenden  Absätze  A)  zu  a)  bezeiebneten 
Zeugnisse,  wenn  sie  die  allgemeine  Vorzugsclasse,  oder  wo 
eine  solche  allgemeine  Classe  nicht  gegeben  wird,  in  den 
Hanptgegenständen  die  Vorzugsclasse  im  Fortgange  ausweisen, 
in  welchem  Falle  auch  die  Bestätigung  der  Studienanstalt  bei- 
zubringen ist,  dass  die  Gegenstände,  in  welchen  der  Aspirant 
die  Vorzugsclasse  erhalten  hat,  die  Hauptgegenstände  jenes 
Jahrganges  sind,  oder 

b)  Maturitätszeugnisse,  oder 

c)  das  Zeugniss  über  eine  mit  dem  Ergebnisse  der  Be- 
fähigung zurUckgelegte  Staatsprüfung ; 

C)  für  Mediciner: 

a)  die  amtliche  Bestätigung  des  Decans  des  betreffenden 
Professoren-Collegiums,  dass  der  Aspirant  als  ordentlicher  Hörer, 
für  welchen  Jahrgang  und  für  welche  Collegien  inscribirt  ist 
und  diese  tbatsächlich  besucht,  oder 

b)  das  Doctor-Diplom ; 

D)  für  Veterinäre : 

a)  die  amtliche  Bestätigung  des  Directors  der  betreffen- 
den Lehranstalt,  dass  der  Aspirant  .als  ordentlicher  Hörer,  für 
welchen  Jahrgang  und  für  welche  Collegien  inscribirt  ist  und 
diese  tbatsächlich  besucht,  oder 

b)  das  thierärztliche  Diplom; 

E)  für  Pharmaceuten : 

a)  die  amtliche  Bestätigung  des  betreffenden  Decans, 
dass  der  Aspirant  als  ordentlicher  Hörer  der  Pharmacie  und 


*)  §.  124  der  Instruction. 
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nir  wplcitcn  Jahrgang  iiiscribirt  ist  und  diesen  thatsächlich 
besucht,  oder 

b)  das  Diplom  als  Magister  der  Pharraacie  oder  Doctor 
der  Chemie. 

In  den  im  Punkte  26,  Alinea  2 bezcichnetcn  Fällen  sind  die 
StudienzcugniHse  des  zuletzt  vollendeten  Semesters,  dort,  wo  keine 
halbjährigen  Prüfungen  stattRnden,  des  zuletzt  vollendeten  .Jahrganges 
als  Xachweise  der  wissenschaftlichen  Hefähigung  zu  betrachten,  wenn 
diese  Zeugnisse  mindestens  die  erste  (gute)  Fortgangsclasse  ausweisen. 

Diese,  dann  die  zu  1)  a)  und  K a)  bezeichneten  Nachweise 
bilden  zugleich  die  Grundlage  für  die  Beurtheilung,  ob  der  Aspirant 
in  Beziehung  auf  seine  wi8.senschaftlicbe  Belähigung  zum  Dienste  auf 
Kosten  des  gemeinsamen  Kricgsbudgots  geeignet  sei  oder  nicht.  In 
dieser  Richtung  sind  die  zu  D b)  und  E b)  bezeichneten  Diplome 
den  Maturitäts-Zeugnissen  gleich  zu  halten,  wenn  der  Dienst  seitens 
des  Aspiranten  als  thierärztlicher  Praktikant  oder  Pharmaceut  abge- 
leistet wird. 

37.  Einjährig  Freiwilligen,  welche  ihre  Studien  fortsotzen  und 
hierüber  bestätigende  Nachweise  beibringen,  kann  behufs  Vollendung 
der  Studien  der  Aufschub  des  Dienstantrittes,  jedoch  nicht  länger  als 
bis  zum  25.  Lebensjahre  gestattet  werden. 

Solche  Freiwillige  werden  bis  zu  dem  im  Urlaubspasse  zu  be- 
zeichnenden Zeitpunkte  sofort  beurlaubt  und  gehören  in  die  Kate- 
gorie der  bis  zur  Einberufung  Beurlaubten. 

39.  *)  Wird  der  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung 
durch  Zeugnisse  von  ausländischen  Unterricbtsanstaltcn  geliefert,  so 
ist  vorläufig  ein  solches  Gesuch  seitens  der  Truppe  an  das  Reichs- 
kriegsuiinisteriuiü  zur  Entscheidung  im  Einvernehmen  mit  dem  be- 
treffenden Ministerium  filr  Cultus  und  Unterricht  in  dem  Falle  zu 
leiten,  wenn  alle  übrigen  Bedingungen  für  den  freiwilligen  Eintritt 
als  vollständig  erfüllt  betrachtet  werden  können,  und  der  Freiwillige 
bei  der  diesfalls  vorher  vorzunebraenden  körperlichen  Untersuchung 
zur  Einreihung  geeignet  erkannt  wurde.  **) 

41.  ***)  In  Beziehung  auf  die  Nachweise  der  wissenschaftlichen 
Befähigung  der  Aspiranten  zum  einjährigen  freiwilligen  Dienste,  wer- 
den nachstehende  Lehranstalten  des  Inlandes  als  den  Obergj-mnasien 
und  Oberrealschulen  gleichgestellt  betrachtet: 

a)  Die  k.  k.  Akademie  der  bildenden  Künste  in  Wien, 
die  von  der  Gesellschaft  der  patriotischen  Kunstfreunde  unter- 


•)  Vergl.  §.  127  der  Instruction. 

•*)  Nach  der  Circular- V'erordnuug  des  Reiehskricgstninistcriunis  vom 
■24.  April  1869,  Abth.  2,  Nr.  30,60  haben  solche  Aspiranten,  welche  den  Nach- 
weis der  wi.ssenschaftlichen  Befähigung  durch  Zeugnisse  von  ausländischen 
Lehranstalten  liefern,  ihren  Gesuchen  das  neueste  Programm  oder  Statut  der- 
jenigen Anstalt  des  Auslandes  beiatischliesscn,  an  welcher  sie  zuletzt  studirt 
haben  und  deren  Zeugnisse  sic  beibringen. 

*•*)  Vergl.  §.  126  der  Instruction. 

ThMi.  Oeät«rr.  CQlvenitlUijesetxe.  14 
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haltene  Akademie  der  bildenden  Künate  za  Prag,  die  Schule  der 
schönen  Künste  am  k.  k.  technischen  Institute  zu  Krakau  und 
die  Kunstgewerbeschule  in  Wien ; 

b)  die  k.  k.  Bergakademien  zu  Leoben  und  Pribram,  die 
k.  k.  Forstakademie  zu  Maria-Brunn,  die  königlich  ungarische 
Berg-  und  Förstakadeinie  zu  Seheinnitz,  die  landwirthscliaftlichen 
Lehranstalten  zu  Uiigariscli  - Altenburg,  Debreczin,  Keszthely, 
Tetschen-Liebwerd,  Tabor  und  Dublany,  die  Forstleliranstalten 
zu  VV’eisswasser  und  Eulenberg,  die  k.  k.  Handelsakademie  zu 
Triest,  ferners  die  Handelsakademien  in  Wien  und  Prag  und  die 
Akademie  für  Handel  und  Industrie  zu  Uraz,  *)  dann 

c)  das  Militar-Thierarzenei-Institut  in  Wien,  soweit  dasselbe 
eine  Civil-Lehranstalt  ist,  und  das  Thierarzenei-Institut  zu  Pest. 


155.  Verordnung  des  k.  k.  Reichs  - Kriegsministeriums  vom 
1.  April  1860,  AbtL  2,  ad  R.  1923, 

an  alle  k.  k.  (Jciieral-  und  Militär- Cmnmanden  der  im  Reichsralhe  vertretenen 
Königreiclie  itiid  Länder, 

betreffend  die  Uebergangtmassregeln  in  Bezug  auf  diejenigen  in  der  Prbaenz- 
dienitleUtung  im  streitbaren  Stande  stehenden  einjährig  Freiwiiligen,  welche 
ihre  Studien  fortsetzen  weilen. 

(Unterr.-Minist.  Z.  2732.) 

Uebor  eine  Anregung  des  k.  k.  Ministeriums  tür  Cultus  und 
Unterricht  und  im  Einvernehmen  mit  demselben,  hat  das  Reichskriegs- 
ministcrium  eine  commissioneile  Berathung  angeordnet,  um  jene  Mass- 
regeln  festzustellen,  welche  es  den  in  der  1‘räsenzdienBtleistung  im 
streitbaren  Stande  stehenden,  zur  Kategorie  der  Studirenden  gehören- 
den einjährig  Freiwilligmi  ermöglichen  soll,  ihre  Studien  thunlichst 
ungehindert  fortsetzen  zu  können,  ohne,  dass  hiedurch  die.  militärische 
Ausbildung  der  betreffenden  Individuen  wesentlich  beeinträchtiget 
werde. 

Uie  berufene  Commission  hat  sich  nach  eingehender  Würdigung 
aller  bei  dieser  Frage  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  in  dem 
Beschlüsse  geeinigt,  dass  bis  zu  dem  Zeitpunkte  einer  entsprechenden 
Regelung  der  an  einigen  höheren  Unterrichtsanstalten  dermal  noch 
bestehenden  obligaten  Studienpläne,  die  nachfolgenden  l.lebergangs- 
massregeln,  welche  das  Reichskriegsmiiiisterium  zu  bestätigen  findet, 
zu  treffen  wären,  und  zwar ; 

1.  Die  Vormittage  an  allen  Werktagen,  mit  Ausnahme  der 
in  die  Ferialzeiten  (Punkt  31  fallenden  Werktfige,  werden  den 


Nach  der  Circular  • Verordmnig  de»  Keicliskricgsmiiiisteriums  vom 
24.  April  IhOit,  Ahtli.  2,  Nr.  1923  auch  die  Laudes-Ackcrbauschulc  zu  Orossau 
und  die  Handelsakademie  in  Pest  unter  gewissen  Voraussetzungen. 
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in  die  Kategorie  der  Studirendcn  gehörenden  einjährig  Freiwilli- 
gen augschliesslich  üherlasaen,  wenn  dieselben  ihre  Studien  fac- 
tisch  fortsetzen. 

2.  An  allen  Werktagen,  von  2 Uhr  Nachmittags  an,  dann 
an  allen  Sonn-  nnd  Feiertagen  Vormittags,  endlich  während  der 
Ferialzeiten  (Punkt  3)  Vor-  und  Nachmittags,  stehen  die  ein- 
jährig Freiwilligen  ausschliesslich  den  militärischen  Behörden  zur 
Verfügung. 

3.  Als  Ferialzeiten  haben  für  die  ihre  Studien  fortsetzenden 
einjährig  Freiwilligen  zn  gelten : 

a)  Die  Weihnachtsferien  vom  24.  Deceraber  bis  inclusive 
6.  .Jänner; 

b)  die  Faschingsferien,  d.  i.  vom  Fascbingssonntag  bis  incl. 
Aschennittwoeb ; 

c)  die  Osterferien,  u.  z.  von  Donnerstag  vor  dem  Grün- 
donnerstag bis  Donnerstag  nach  Ostern; 

d)  die  Pfingslferien,  n.  z.  Pfingstsonntag,  Montag  und 
Dienstag,  — endlich 

e)  die  grossen  .Schulferien  vom  16.  Juli  bis  Ende  Sep- 
tember. 

Die  militärische  Beschäftigung  jener  einjährigen  Freiwilligen, 
welche  sich  nicht  in  der  Fortsetzung  der  .Studien  befinden,  erleidet 
dagegen  durch  vorstehende  Bestimmung  selbstverständlich  keine  Be- 
schränkung. 


156.  Auszug  aus  der  Circular-Verordmmg  des  k.  k.  Reichskriegs- 
mmisteriums  vom  24.  April  1869,  Abth.  2,  ITr.  3050.  *) 

betreffend  weitere  Beitimmungen  rUektiehtlioh  der  Aufhahnie  einjährig 
Freiwiliiger. 

Anlässig  vorgekomiuener  Anfragen  Uber  die  Zulässigkeit  der 
Assentirung  einjährig  Freiwilliger  nach  dem  Beginne  der  gegenwär- 
tigen Präsenzdienst-Periode,  wird  mit  Beziehung  auf  die  Circular- 
Verordnungen  vom  22.  Deceraber  186S  , Präsid.  Nr.  4554  und 
. 4.  Jänner  1869,  Abth.  2,  Nr.  10938  ex  1868  erläutert,  dass  nur  die 
Aufnahme  für  die  mit  1.  März  begonnene  Präsenzdienst-Periode  der 
einjährig  Freiwilligen  zu  dem  bezcichneten  Zeitpunkte  geschlossen 
wurde,  daher  auch  Aufnahmsgesuche,  welche  nachträglich  einlangen 
oder  eingelangt  sind,  hinsichtlich  des  etwa  beabsichtig^ten  gleich- 
zeitigen Dienstantrittes  der  Aspiranten  nicht  mehr  berücksichtigt 
werden  können. 

Keineswegs  aber  darf  den  Freiwilligen,  gleichviel  ob  sie  zu  dem 
Aufschübe  des  Dienstantrittes  berechtigt  sind  oder  nicht,  aus  Ursache 


*)  Enthalten  ün  k.  k.  Annce-Vcrordnungsblatte  vom  Jahre  1869,  Stück 
37,  Nr.  121. 
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der  erst  nach  dem  Beginne  der  Präsenzdienst-Periode  erfolgten  An- 
meldung die  Aufnahmsbewilligung  verweigert  werden,  weil  es  nicht 
angeht  aus  der  durch  das  Interesse  der  milititrischen  Ausbildung  ge- 
botenen Feststellung  eines  regelmässigen  Termins  für  den  gleichzei- 
tigen Dienstantritt  eine  Beschränkung  der  freiwilligen  Assentirungen  zu 
folgern,  welche  gesetzlich  nicht  begründet  ist. 

Nur  jenen  Wehrpflichtigen,  welche  nach  ihrer  Altersclasse  zur 
regelmässigen  Stellung  bereits  berufen  sind,  ist  nach  §.  20  des  Wehr- 
gesetzes (Gesetzartikels  LX,  1 86S)  der  freiwillige  Eintritt  während 
der  Stellungsperiode,  deren  ausnahmsweise  späterer  Beginn  für  diesee 
Jahr  nachträglich  festgesetzt  werden  wird,  nicht  gestattet. 

Es  unterliegt  daher  die  fortdauernde  Aufnahme 
der  einjährig  Freiwilligen  unter  den  gesetzlichen  Be- 
dingungen keinem  Anstande,  nur  dürfen  sie  gegenwärtig  zum 
Präsenzdienste  nicht  mehr  herangezogen  werden,  sondern  haben  den- 
selben mit  I.  October  1869  oder  Jenes  Jahres,  welches  sie  nach 
§.  21  des  Wehrgesetzes  (Gesetzartikels)  selbst  wählen  können,  zu 
beginnen.  •) 


*)  Die  temereu  HeHtimmungen  dieses  Krlasses  betreffen  die  AufuAbms- 
PrUfuugoti  einjährig  Freiwilliger  im  Sinne  des  31  A b)  der 
Durchffihrungabestimmungon  zum  Wehrgesetze.  Da  aber  Universität  s> 
hör  er  stets  in  der  Lage  sein  werden,  im  Sinne  des  §.  31  A a),  31  B,  C,  D 
oder  E ihre  Ansprüche  durch  Doch  mente  nachzuweisen,  so  wurden  jene 
Bestimmungen  hier  nicht  aufgenommeu. 
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e)  Allgemeine  Vorschriften. 

über  die  Erwerbung  des  Doctorgrades. 


157.  Auszug  aus  dem  Studien -Hof-Gommissions-Decrete  vom 
29.  August  1817,  Z.  1996, 

an  die  niederiisterreichische  Regierung, 

betreffend  die  Einverleibung  der  neucreirten  Docloren  in  die  Facultit. 

Seine  Majestät  haben  über  die  Frage,  ob  künftig  jeder  Doctor 
sich  der  Facultät,  aus  deren  Studien  er  die  Doctorswürde  erhielt, 
pflichtmässig  einzuverleiben  hätte,  zu  bescbliessen  geruhet:  *) 

2.  Es  ist  zwar  jeder  auf  was  immer  für  einer  erblündischen 
Universität  graduirte  Doctor  der  Rechte  den  auf  der  Univer- 
sität in  Wien  promovirten  Doctoren  gleich  zu  halten,  ** ***))  jedoch 
sind  die  einen  und  andern  nicht  eher  als  Mitglieder  der  hiesigen 
juridischen  Facultät  anzusehen,  bevor  sie  ihre  Aufnahme  in  die- 
selbe praestitis  praestandis  bewirkt  haben,  auch  soll  keinem 
Doctor  der  Rechte,  welcher  sich  nicht  ausweisen 
kann,  ein  Mitglied  der  Wi  en  er  j ur  i d isch  en  Facultät 
zu  sein,  die  Advocatur  verliehen  werden.  *•*) 


*)  Der  Punct  1 dieses  Decretes,  welcher  den  Professoren  der  phi- 
lo sopli  is  ch  en  und  theologischen  Studien  den  Eintritt  in  die  Facultät 
zur  Pflicht  gemaclit  hat,  ist  durch  den  M,-E.  vom  6.  Februar  1860,  Z.  139 
ausser  Wirksamkeit  ge-setzt,  nach  welchem  selbst  das  Recht  der  Profes- 
soren z u r Th  e 11  n ab  me  an  den  strengen  Prüfungen  von  dem  Ein- 
tritte in  die  Facultät  unabhängig  ist. 

*•)  Mit  der  Allerh.  Entschliessung  vom  23.  Mai  1843  (Stnd.-Hofd.  vom 
27.  Mai  1843,  Z.  3707)  wurde  neuerdings  erklärt,  dass  die  an  was  immer  für 
einer  inländischen  Universität  graduirten  Doctoren  der  Rechte,  wenn  sie  an 
der  Wiener  Universität  eintreten  wollen,  keiner  Repetitionsprttfnng  unterliegen. 

***)  Dieser  mit  durchschossenen  Lettern  gedruckte  Passus  dürfte  diuch  die 
neue  Advocaten-Ordnnng  als  aufgehoben  zu  betrachten  sein. 
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3.  Was  oben  in  Rücksicht  auf  die  Doctoren  der  Rechte 
angeführt  wurde,  ist  auch  auf  die  Doctoren  der  Heilkunde 
anzuwenden,  jedoch  von  einer  Seite  mit  der  Ausdehnung,  dass 
auch  jene  Doctoren  diesem  Zwange  unterworfen  werden  können, 
welche  die  Heilkunde  schon  derzeit  ausüben,  ohne  dieser  Vor- 
schrift Genüge  geleistet  zu  haben,  von  der  anderen  Seite  hinge- 
gen mit  der  Beschränkung,  dass  jenen  neu  promovirten  Aerzten, 
welche  sich  erklären,  in  Wien  nicht  verbleiben  zu  wollen,  zwei 
Jahre  gestattet  werden,  ihre  Ausbildung  zu  vervollkommnen, 
ohne  gezwungen  zu  sein,  sich  der  Facultät  einverleiben  zu 
lassen. 


158.  Studien-Hofcommissions-Lecret  vom  27.  December  1819, 

Z.  8364, 


an  sämrotliche  Länderstclien, 

wornaeh  keine  Dispens  von  den  strengen  Prüfungen  ststtfinden  darf  und  die 
Ausfoigung  der  Ehren-Diplome  der  allerhöchsten  Bewilligung  bedarf. 

Seine  Majestät  haben  unter  dem  13.  December  1819  und  mit 
Beziehung  auf  die  frühere  höchste  Entschliessung  vom  9.  August 
1814  *)  neuerdings  angeordnet,  dass  bei  keiner  Facultät  weder  eine 
Nachsicht  von  den  strengen  Prüfungen  statt  haben,  noch  ein  Ehren- 
diplom ohne  erhaltene  höchste  Bewilligung  verabfolgt  werden  dürfe; 
wie  auch,  dass  zur  Ertheilung  von  Ehreiidiplomen  nur  für  solche 
Individuen  einzusebreiten  sei,  denen  vermöge  des  Postens,  den  sie 
bekleiden,  der  Doctorsgrad  einigerraassen  nöthig  ist,  und  welche  zur 
Erlangung  desselben  auf  ordentlichem  Wege  nicht  mehr  wohl  verhal- 
ten werden  können.  **) 


*)  Die  Allerh.  Entschliessung  vom  9.  Ängust  1814  hebt,  ohne  eine  meri- 
torische  Entscheidung  zu  treffen,  nur  den  Unterschied  hervor,  dass  damals  wegen 
der  Verleihung  von  Ehren -Doctoraten  in  der  medicinischen  Facultät  stets 
die  Allerh.  Entschliessung  eingeholt,  beider  theologischen  Facultät  jedoch 
von  der  Studien-Hcfcommission  die  Erlaiibniss  zur  Ertheilung  von  Ehren-Doc- 
toraten  gegeben  wurde,  was  eben  zufolge  Allerh.  Entschliessung  vom  13.  De- 
cenfber  1819  (St.-Hfd.  vom  27.  December  1819)  allgemein  als  unstatthaft  be- 
zeichnet wird. 

*•)  Die  Fortdauer  der  Geltung  dieses  St.-Hof-C.-D.  ist  durch  dieEmoue- 
ning  derselben  Anordnung  mit  dem  M.-E.  vom  10.  März  1851,  Z.  1754  (nach 
Krakau)  ausser  Zweifel  gestellt. 
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159.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  29.  December  1828, 

Z.  6729, 

an  sSmmtliche  Lgndorstpllen, 

mii  einer  Weitung  wegen  Vornahme  der  Prüfungen  in  Fällen  der  Verwandt- 
schaft der  Examinatoren  mit  den  SohUiem. 

Seine  MajeatSt  haben  mit  böchster  Entscliliessung;  vom  S.  De- 
cember 1828  zu  verordnen  gerubt.  dass,  um  allen  Scbein  di‘r  Partei- 
lichkeit bei  etwaiger  Verwandtschaft  der  Studien-Directoreu.  Präfecten 
oder  der  Professoren  mit  den  Schülern  zu  vermeiden,  von  dem 
Studien-Director,  Präfecten  oder  Professor  bei  den  (Semestral-,  .Tabres- 
oder)  strengen  Prüfungen  solcher  Schüler,  welche  nabe  Aiigeborige 
von  ihnen  sind,  und  zu  den  Blutsverwandten  oder  verschwägerten 
Individuen  gehören,  die  in  dem  Hofdecrete  der  k.  k.  vereinigten 
Hofkanzlei  vom  15.  .lunius  1827  angeführt  sind,  *)  das  Amt  nicht 
gehandelt  werden  könne.  In  solchen  Fällen  sei  die  Prüfung  anstatt 
des  ordentlichen  Professors,  von  dem  Director,  Präfecten  oder  einem 
anderen  des  Faches  kundigen  Professor  vorzunehmen. 

Im  Falle  eines  mit  dem  Director  oder  Präfecten  obwaltenden 
solchen  Verhältnisses  aber  soll  von  dem  für  andere  Verhinderungs- 
fälle bestimmten  Stellvertreter  desselben  das  Amt  übernommen  wer- 
den. Uebrigens  verstehe  sich  von  selbst,  dass  die  Prüfungszeugnisse  in 
derlei  Fällen  nicht  von  der  verwandten  oder  verschwägerten  Person, 
sondern  von  Demjenigen,  der  in  Stellvertretung  derselben  die  Prüfung 
TOrgenommen  oder  geleitet  bat,  unterfertigt  werden  müssen. 

Dass  die  mit  der  erwähtiten  Hofkanzlei-Verordnung  vom  15- Junius 
1 827  **)  bekannt  gemachte  höchste  Entscbliessung  vom  I . Mai  eben  dieses 
Jahres  in  Absicht  auf  das  bestehende  höchste  Verbot  der  Anstellung 
verwandter  oder  verschwägerter  Personen  bei  einem  und  demselben 
Amte  in  ihrem  ganzen  Umfange  auch  auf  das  bleibend  angestcllte 
Personale  sämmtlicher  Bildungsanstalten  aiizuwendcn  sei.  und  zwar 
dahin  zu  gelten  habe,  dass  an  diesen  Anstalten  auch  Personen,  die 
in  dem  daselbst  bestimmten  Grade  verwandt  oder  verschwägert  sind. 


*)  Nach  der  Verordnung  der  k.  k.  vereinten  Hofkanzlei  an  sämmtliche 
Länderatellen  ddto.  t5.  Juni  1827,  Z.  1084  hat  .sich  das  Verbot  der  Anstellung 
verwandter  oder  verschwägerter  Individuen  bei  Acmtem  der  politischen  und 
Camcralverwaltung  auf  B In  t a v erw  an  d te  in  auf-  und  absteigender 
Linie,  auf  Geschwisterkinder  oder  auf  die  in  der  Seitenlinie 
noch  näher  verbundenen  Personen,  dann  auf  alle  Diejenigen 
zu  erstrecken,  welche  in  eben  dem  Grade  mit  einander  ver- 
schwägert sind. 

**)  Die  Stud.-Hof-C--D.  vom  15.  Juni  1827,  Z.  1084  und  29.  December 
1828,  Z.  6729  reproduciren  im  Grunde  nur  dieselbe  Vorschrift  unter  Adresse  an 
alle  Länderstellcn,  welche  mit  8t.-H.-D.  vomSO. Juni  1815,  Z.  1069  an  das  böh- 
mische Gnberninm  ergangen  war. 
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zwar  im  Verhältnisse  der  Coordination  aber  nicht  der  unmittelbaren 
Subordination  bei  derselben  Anstalt,  weder  als  definitiv  angestellt 
werden,  noch  als  Supplenten  dienen  können. 

Dass  eben  dieses  Verbot  auch  von  den  unbesoldeten  oder 
Ehrenämteni  eines  Studien-Directors,  sowie  von  den  Assistenten  oder 
Adjuncten  in  Bezug  auf  den  Professor  oder  Lehrer  zu  gelten  habe, 
bei  dessen  Lehrfaclie  sie  aufgestellt  sind. 

Dass  die  Anwendung  dieses  Verbotes  aufjene  Individuen,  die  von 
den  Bischöfen  oder  Ordensgemeindeu,  über  blosse  concursartige  Prü- 
fung, bei  dem  Lebramte  oder  bei  der  Leitung  der  Lehranstalten  an- 
gestellt werden  und  daher  abberufen  werden  können,  nicht  statt  habe. 

Dass  diese  höchste  Entschliessung  auch  auf  die  Lehrer  und  Ge- 
hilfen an  den  blossen  Trivialschulen  nicht  auszudehnen  sei. 

Diese  höchste  Entschliessung  wird  der  Landesstelle  zur  genaue- 
sten Beobachtung  und  Beauftragung  der  unterstehenden  Lehr-  und 
Bildungsanstalten  hiemit  eröffnet. 


160.  Decret  der  Studien-Hofeommission  v.  23.  Mai  1829,  Z.2592, 

an  Käiiimtliclie  Länderstcllen, 

womit  die  vollständige  ZurUcklegung  sämmtlioher  Doctorats-Acte  an  einer 
und  derselben  Universität  angeordnet  wurde. 

Seine  Majestät  haben  mittelst  Allerh.  Entschliessung  vom  7.  d. 
als  allgemeine  Norm  zur  Ertlieilung  des  Doctorgrades  für  alle  I’acul- 
täten  festzusetzen  und  zu  verordnen  geruhet,  dass,  nachdem  die 
Ertlieilung  des  Doctorgrades  nicht  der  stückweise  Act 
mehrerer  Universitäten  sein  kann,  von  den  Candidaten 
an  einer  Universität  Alles  geleistet  und  von  den  Prü- 
fern begutachtet  werden  muss,  ob  der  Geprüfte  in  jeder 
Hinsicht  zur  Erlangung  des  Doctorgrades  geeignet  sei.  *)  Um  daher 
allen  L^nfug  wirksam  liintanzuhalten,  haben  die  sämnitlicben  Studien- 
zeugnisse, welche  der  Candidat  der  Doctorswürde  vor  der  Zulassung 
zur  ersten  strengen  Prüfung  beizubringen  hat,  so  lange  bei  dem  be- 
treffenden Decane  zu  erliegen  und  sind  in  keinem  Falle  dem  Can- 
didaten zurückzustellen,  als  nachdem  er  Alles  mit  Approbirung  ge- 
leistet hat,  was  zur  Erhaltung  des  Doctorgrades  erfordert  wird. 

Wird  ein  Candidat  gänzlich  verworfen  und  ftir  unfähig  zum 
Doctorgrad  erkannt,  so  müssen  ihm  zwar  die  Studienzeugnisse  aus 
der  Theologie,  der  Rechtsgelahrtheit  und  Philosophie,  welche  für  den- 


*)  Mit  Std. -H. -C. -D.  vom  2t.  April  1H30  fsnb  IV  e)  wurde  von  diesem 
Grundsätze  eine  Ausnahme  bewilligt. 
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selben  auch  in  anderer  Hinsicht  Werth  und  Anwendung  haben,  zu- 
rflckgestellt  werden,  es  ist  aber  gleichzeitig  allen  Universitäten  be- 
kannt zu  geben,  dass  der  berührte  Candidat  für  immer  von  der  Er- 
langung des  Doctorgrades  ausgeschlossen  sei  und  daher  an  keiner 
Universität,  wenn  er  dies  mit  Beibringung  seiner  Studienzeugnisse 
nachsuchte,  zu  einer  strengen  Prüfung  zuzulassen  sei.  Diese  Allerh. 
Entscliliessung  ist  den  gesammten  Studien-Anstalten  und  überhaupt 
allgemein  zur  genauesten  Befolgung  bekannt  zu  machen.  *) 


18L  Studien-Hofcommissions  - leeret  v.  26.  Fetr.  1843,  Z.  1425, 

an  die  Landea.strllen  von  Wien,  Prag,  Brünn,  Lemberg,  Graz,  Innabrnck, 
Linz,  (Mailand  und  Venedig), 

Uber  die  Form  der  Ausstellung  der  Doctors-Diplome  **)  und  Verfahren  bei 
Beurtheilung  der  strengen  Prüfungen  der  Faoultäten,  ***) 

Ueber  die  zur  Verhandlung  gfkoramone  Frage,  ob  in  den  l)oc- 
tors-Diploiuen  ein  auf  da.s  ResulUit  der  strengen  Prüfungen  Rücksicht 


*)  Daa  Stud.-Hofd.  vom  23.  Mai  1829  Ut  auBdrücklioh  bezogen  in  den 
M.-E.  vom  12.  Mai  1854,  Z.  7214,  6.  März  18»il,  Z.  1297  (snb  IV.  e)  und 
31.  JHimer  1860,  Z.  12407  (Nr.  171  dieser  Sammlung). 

«*)  Ueber  die  Leitung  der  strengen  Prüfungen  umL  die  Unterfcrtigmig 
der  Diplome  vergl.  noch  M.-E.  vom  12.  Nov.  1849,  Z.  7070,  11.  und  28.  Kebr. 
1852,  Z.  9187  und  1922  und  12.  .Juni  1852,  Z.  2800  (sub  U.  a Nr.  34,  41  — 43). 

Das  Recht  zur  Tb  eil  nab  me  an  deu  strengen  Prüflingen 
haben  in  der  Regel  nur  die  ordentlichen  Professoren.  Die  Beizichung  von 
Siipplonten  als  Examinatoren  hei  den  Rigorosen  darf  zufolge  M.-E.  vom 
8.  Februar  1855,  Z.  1337  (nach  Ofen  gerichtet),  M.-E.  vom  22.  October  1856, 
Z.  10413  (an  das  theoh»giscbe  PrufeHSureri'Collegium  in  Wien),  .M.-E.  v.  12.  Juni 
1861,  Z.  5100  (nach  der  Lombardei  und  Venetien  gerichtet)  mir  mit  Genehmi- 
gung des  MinistcrinmH  geschehen. 

V'ergl.  noch  M.-E.  v,  6.  Februar  1850,  Z.  739  (sub  II.  c Nr.  72). 

lieber  die  Ein  h kn  d i gu  ti  g der  Diplome  bestimmt  der  M.-E.  vom 
28.  April  1851,  Z.  2076,  durch  welchen  die  Stellung  des  Pedells  geregelt  wurde, 
dass  die  Doctors-Diplome  bei  Gelegenheit  der  iVomotion  durch  den  Rector 
oder  seinen  Stellvertreter,  die  sogenannten  kleinen  Diplome,  al.s  der 
Chirurgen.  Hebammen  u.  s.  f.,  von  dem  betreffenden  Profcs.soren-Decane  in 
einer  der  ordentlichen  oder  ausserordentliclieii  Sitzungen  des  Professoren-Colle- 
giums  zu  übeiTcicben  sind.  Die  Kiuhebung  aller  Taxen  und  Gebühren,  welche 
au.s  Anlaas  der  strengen  Prüfungen,  Disputation  und  Promotion,  der  Au.sferti- 
gung  der  Diplome  ii.  s,  f.  zu  entrichten  sind,  die  Abfuhr  derselben  an  die 
Perceptionsbercchtigten  und  die  Ausfertigung  derDiplome  aller  Art  hat  von 
der  üniversUkts-Kaiizlci  aus/.ugehen. 

In  Bezug  auf  die  Zahlung  der  Taxen  wurde  mit  M.-E.  vom  21.  De- 
cember  1849,  Z.  8885  eröffnet,  das.s  die  Doctoranden  nicht  verhalten  werden 
können,  die  Taxe  In  Gold  zu  bezahlen. 

Die  Promotions-  und  Sponsions-Formeln  sind  in  dem  Hofd.  vom  27.  April 
1785,  Z.  323  bestimmt  werden. 

lieber  den  bei  den  strengen  Prüfungen  anzulcgendon  Massstab  der 
Beurtheilung  vergl.  1,  bez.  4 der  mit  Hofd.  vom  7.  und  28.  Jknner  1809  für 
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nehmender  Beisatz  aufzunebmen  sei,  liabeii  Se.  Majestät  mit  Allerh. 
Entschliessiing  vom  21.  Februar  1843  festzusetzen  geruhet,  dass  die 
Doctors-Diplome  ihre  einfache  Form  beizubehalten  haben,  nnd  dass 
ein  auf  den  Werth  der  bestandenen  strengen  Prüfung  sich  beziehen- 
der Beisatz  in  dieselben  nicht  einzusclialten  sei. 

Mit  eben  dieser  Allerh.  Eotscldiessniig  geruhten  Se.  Majestät  in 
Absicht  auf  die  Form  der  Classification  bei  den  strengen  Prüfungen 
anzuordnen,  dass  über  das  Kesultat  jeder  strengen  Prüfung  ein  Pro- 
tokoll zu  führen  sei,  in  welches  Protokoll  jeder  Prüfende  sein  Ur- 
theil  über  den  Werth  der  von  dem  Geprüften  über  alle  von  den 
gesammten  Beisitzern  gestellte  Fragen  ertbeilten  Antworten  mit  den 
Worten:  valde  bene  — oder  bene  — sufficienter  — insufficienter 
einzuschreiben  habe.  Nach  dem  Verhältnisse  dieser  Urtbeile  habe 
der  Vorsitzende  den  Beschluss  zu  fas.sen,  bei  Gleichheit  der  für  das 
Genüge  der  Prüfung  au.sgefallenen  Urtbeile.  die  strengere  Meinung 
zu  gelten. 

Der  Beschluss  sei  auszudrUcken  mit  den  Worten:  approbatus 
per  unanimia  cum  applausu  — vel  approbatus  per  unauimia  — per 
majora  — reprobatus. 

Dieses  Verfahren  habe  bei  den  strengen  Prüfungen  aller  Fa- 
cultäten,  jene  der  Medicin  ausgenommen,  stattzufinden,  bei  welcher 
sich  an  die  unterm  19.  Jänner  1810  gegebene  Vorschrift  zu 
halten  ist.  *) 


162.  Terordnung  der  k.  k.  Studien-Hofcommission  vom 
, 10.  Jänner  1846,  Ifr.  346, 

an  die  I.andesstellen  zu  Wien,  Prag,  Hrünn,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck,  Linz, 
(Mailand  und  Venedig), 

wornach  abgeitrsfte  Verbrecher  ohne  bet.  Allerh.  Erlaubnitt  nicht  zu  Ooc- 
toren  promotirt  werden  dUrfen. 

Se.  k.  k.  Majestät  haben  mittelst  Allerh.  Entschliessung  vom 
14.  October  v.  J.  zu  befehlen  geruht,  dass  abgestraften  Verbrechern 
die  Promotion  zum  Doctorate  ohne  besondere  Allerb.  Erlaubniss  nicht 
zu  gestatten,  **)  und  dass  von  dieser  Allerh.  Entschliessung  alle 
Universitäten  im  geeigneten  Wege  in  Kenntniss  zu  setzen  seien. 


die  Lürectorcn  der  theologischen  .‘ttudien  ertbeilten  Instructionen,  §.  12 
des  med.-chir.  Studienplaues  vom  Jahre  1804  und  das  Decret  vom  29.  De- 
cember  1828,  Z.  6729.  (Nr.  159  dieser  Sammlung.) 

•)  Vergl.  Med.  Facultät  (Absch.  VI.) 

*•)  Vergl.  Stud.-Hofd.  vom  31.  Dec.  1812,  Z.  2270  (sub  UI  b Nr.  119). 

Nach  der  Strafgcsetznovelle  vom  15.  Nov.  1867,  B.-G.-B1.  131  §.  6 hört  die 
Unfähigkeit  zur  Erwerbung  akademischer  Grade  und  Würden  bei  gewissen 
Verbrechen  mit  dem  Ende  der  Strafe  auf. 
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163.  Ministerial-Erlass  vom  4.  October  1848,  Z.  6902, 

an  das  Landespräsidium  von  Tirol, 

womit  fUr  Innsbruck  dl«  akademischen  Disputationen  und  Promotionen  auf- 
gehoben werden.  *) 

I 

Die  vom  Innsbrucker  Üniversitäts-Kcctorate  beantragte  Aufhe- 
bung der  akademischen  Disputationen  und  Promotionen  wird  ge- 
nehmiget. 


164.  Ministerial-Erlass  vom  23.  December  1848,  Z.  8178, 

an  das  Leniberger  Universitäts-Consistorium, 

womit  für  Lemberg  die  bisherige  Gepflogenheit  beiUgiich  der  Dociorats- 
Disputationen  und  Promotionen  bis  auf  Weiteres  aufrecht  erhalten  wird. 

Bis  zur  bevorstehenden  Regelung  der  Hochschulen  soll  die  bis- 
herige Gepflogenheit  bezüglich  der  Disputationen  und  Promotionen 
beibehalten  werden. 


165.  Ministerial-Erlass  vom  10.  Jänner  1849,  Z.  72, 

an  das  Consi.storium  der  Wiener  Universität, 

womit  fUr  Wien  die  bisherige  Gepflogenheit  bezüglich  der  Disputationen  und 
Promotionen  bis  auf  Weiteres  aufrecht  erhalten  wird.  **) 

Bis  zur  bevorstehenden  Reorganisirnng  der  Hochschulen  ist  die 
bisherige  Gepflogenheit  bezüglich  der  Disputationen  und  Promotionen 
beizubehalten. 

*)  Vergl.  Kiniaterial-Erlass  vom  30.  Juli  1863,  Z.  6150, 

AD  (Im  recbtA*  und  stAAUwiimetischaflHche  ProfesAoren  ■ Collegium  der  Inasbrucker 

UnlvertlüU, 

in  Bntmff  dar  Enlriehlung  dar  Oiapatationataxan  an  diaaar  UnivaraitVt. 

Dom  Professoren-Collegium  wird  bedeutet,  daaa  vom  Studienjahre  1853/54 
au  kein  Candidat  die  Dimputatiouiitaxen  mehr  £U  cntrichteu  habe,  welcher  nicht 
ausdrücklich  erklärt,  sich  dem  Acte  der  Disputation,  wie  sie  früher  bestand, 
unterziehen  zu  wollen,  sich  demselben  auch  wirklich  unterzieht  und 
somit  freiwillig  die  Verpflichtung  der  diesfälligen  Taxeiitricbtung  auf  sich  nimmt. 

**)  Die  Bestimmung  des  M.-E.  vom  2.  August  1848,  Z.  4848  (für  Wien) 
und  2.  November  1848,  Z.  5184  (für  Prag),  womach  es  an  der  medicin.  Fa* 
cultät  von  der  Abhaltung  öfl'ontlicher  Disputationen  und  Verfassung  von 
Dissertationen  abzu  kommen  hat,  ist  aufrecht  geblieben. 

Vergl.  hiezu  die  Anmerkungen  zum  8t.-Hofd.  vom  26.  Febr.  1843,  Z.  1426. 

Nach  den  älteren  Verordnungen  (Stud.-Hofd.  vom  27.  October  1810, 
Z.  1488)  sollte  bei  den  Disputationen  „statt  der  blos  disputableii  Sätze  nur  die 
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166.  Ministerial -Erlass  vom  6.  April  1849,  Z.  2586, 

an  den  Landesehef  in  Böhmen, 

betreffend  die  Aufrechthaltung  der  bitherigen  Gepflogenheit  hineichttioh  der 
öffentlichen  Disputationen  zur  Erlangung  des  Doctorgrades  an  der  Prager 

Universität.  *) 

Die  in  Betreff  der  Disputationen  zum  Behufe  der  Erlangung 
des  Doctorgrades  bisher  in  Gesetzeskraft  bestehenden  Nonnen  sind 


doctrina  plura  und  dn.s  jus  planujii  vorgenommen  und  stets  mir  das  praktisch 
Brauchbare,  wodurch  die  gute  Sache  der  Kireho  und  des  Staates  wahrhaft  ge- 
fordert wird,  gewühlt  und  Alles  beseitigt  werden,  was  für  beide  wie  immer  an- 
stössig  oder  nachtheilig  sein  konnte.“  Mit  dem  Stud.-Hofd.  vom  19.  Juni  1841, 

Z.  3564  wurde  zu  diesem  Behufe  den  Professoren  neuerlich  eine  genaue  Prü- 
fung der  Tliesen  eingeschärft  und  bemerkt,  dass  dieselben  nur  bei  voIUtündlger 
Unbedenklichkeit  zum  Drucke  und  zur  Vertheidigung  zngelassen,  und  stets  zwei 
Exemplare  an  die  Stud.-Hufcomrais.sion  eingesendet  werden  .sollen. 

*)  Stndien-Hof-CommissionS'Deoret  vom  26.  April  1S46,  Z.  3144, 

an  (la<i  bAhmliicb«  Gubornitim, 

batretfend  die  Ffirmlichkeiten  bei  Oitpuietionen  und  Promotionen. 

üeber  eine  vorgelegte  Beschwerde  wegen  Abstellung  von  Förmlichkeiten 
bei  den  öffentHchen  Di.sputafioiieu  und  lioctors-Promotioucn  in  Prag  findet  man 
Folgendes  zu  bedeuten  : 

Da  es  weder  bei  anderen  inländiscbeu  Universitäten  übUch  noch  in  ' 
einem  besonderen  Statut  der  Prager  Universität  gegründet  ist,  d.H.ss  zu  den 
öffentlichen  Disputationen  und  DoctorH-Promotionen  auch  die  Professoren  der 
nicht  betheiligten  Facultäten  und  sümmtliche  Universitätsmitglieder  eingeiadeu 
werden  mü.><seii,  »o  ist  auch  bei  der  Prager  Universität  diese  Forderung  .an  die 
Doctoranden  nicht  zu  stellen. 

Hiedurch  entfällt  auch  der  Grund  zur  Errichtung  einer  Taxe  für  cUc.se 
Einladungen  von  Seite  des  Doctors-Candidab  n,  da  auel»  der  Pedell  der  Faeultkt 
diese  Einladungen  (itisoferno  sie  der  Candidat  nicht  selbst  besorgt)  ohne  An- 
spruch auf  eine  besondere  Vergütung  zu  verrichten  haben  wird. 

Die  bUherige  Uebung,  naeh  welcher  die  Doctornts-Candidaten  sowohl 
bei  den  Einladungen,  als  auch  bei  den  Disputationen  und  Promotionen  in  dem 
dcut.selien  .Staatskleide  zu  erscheinen  gehalten  werden,  wird  als  den  derraaligeu 
Zcitverhältiiisiion  minder  zusagend,  und  mit  unnöthigen  Kosten  für  die  Docto- 
ratscandidnten  verbunden,  abgestellt,  wobei  man  übrigens  dem  Gubemium  be- 
merkt, dass  bei  den  üffentUeben  Disputationen  und  Promotionen  an  der  hiesigen 
Universität  die  Candidaten,  welche  dabei,  in  gewöhnlicher  schwarzer  Kleidung 
erscheinen,  über  diese  Kleidung  während  der  besagten  Functionen  ein  schwar- 
zes Mantelkleid  aus  schwarzem  Tuche  — beiläufig  im  Schnitte  einer  Toga  mit 
Acrmelii  — zu  nehmen  pflegen.  Insofeni  der  Prager  akademische  Senat  eine 
ähnliche  Einrichtung  auch  bei  der  dortigen  Universität  einzufUhren  gedächte, 
was  jedoch  ganz  seinem  Ennes.sen  Uberla.ssen  bleibt,  würde  es  keinem  Anstande 
unterliegen,  da.ss  diese.s  Manteikleid  in  der  erforderlichen  Anzahl  auf  Kosten 
der  Universitätscasse,  oder  wenn  dieses  nicht  angemefiseii  befunden  wird,  auf 
Kosten  des  8tudienfunds  angeschafft  werde,  in  keinem  Falle  kann  aber  für  die 
Benützung  diese.s  Mantelkleides  irgend  eine  Taxe  von  den  Doctorscandidaten 
gefordert  werden. 

Was  endlich  die  Lithographirung  der  Diplome  betrifft,  so  hat  es  bei  der 
Entscheidung  des  akademischen  Senates  und  des  Ouberniuins,  nach  welcher 
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fortan,  und  zwar  so  lange  zu  beachten,  bis  die  vollkommene  Kegu- 
lirung  des  österreichischen  Universitätswesens  zu  Staude  gebracht 
sein  wird.  *) 


167.  Ministerial-Erlasa  vom  19.  Februar  1850,  Z.  9326 
ex  1849, 

an  das  Consistoriuni  der  Wiener  Universität,  an  den  akadcmisciien  Senat 
der  Universität  in  Prag,  Olmütr.,  Graz,  Innsbruck,  Lemberg,  Krakau, 

wodurch  den  Profettoren-Collegien  das  Recht  eingeräumt  wird,  den  Candi- 
daten  der  DoctorswUrde  von  dem  bisher  üblichen  Zwischenräume  von  drei 
Monaten  zwischen  den  einzelnen  strengen  Prüfungen  unter  gewissen  Bedin- 
gungen Ausnahmen  zuzugestehen. 

R.-G.-B1.  Jahrg.  18.60,  Z.  72,  8.  664. 

In  Ansehung  des  Zwischenraumes  zwischen  den  einzelnen  stren- 
gen Prüfungen  zur  Erlangung  der  Doctorswürde  besteht  nicht  an 
allen  österreichischen  Universitäten  die  wünschenswerthe  Gleichförmig- 
keit. Zur  Herstellung  derselben  und  zu  einer  genaueren  Bestimmung 
des  Ministerial-Erlasses  vom  16-  April  ISIS,  **)  durch  welchen  es 
den  Facultäts-Vorständen  der  medicinischen  Facultät  in  Wien  über- 
lassen wurde,  die  vorgeschriebenen  Intervalle  bei  fleissigen  und  talent- 


os  der  medicinischen  Facultät  überlassen  wurde,  die  Diplome  für  Wundärzte, 
Geburtshelfer,  Pliarniaccuten,  Hebammen  und  andere  derlei  mindere  Grade 
lithographiren  zu  lassen,  zu  verbleiben . 

Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  diese  Bestimmungen,  insofern 
sie  auch  für  die  anderen  Facultäten  (ausser  der  medicinischen)  anwendbar 
sind,  auch  hei  diesen  ihre  Anwendung  zu  6ndcn  haben. 

*)  Ministerial-Erlass  vom  16.  October  1863,  Z.  9281, 

an  deu  akademUch>;n  Senat  in  Frag  (dnrrh  den  SUtthalter  von  Böhmen}, 

boiraffand  dia  Varpflichtung  dar  Doeforata-Candidatan,  dia  Sanatamilgliader  aowia  dia 
Profaaaoran  dar  bairaffandan  Facultit  zu  dan  Oiaputationan  und  Promotionan  parattnltoh 

ainiuladan. 

Der  Vorstellung  de«  medicininchen  ProfeMoren-Collegium«  gegen  den 
SenatsbescbluAs  vom  11.  Juni  d.  J.,  gemä.««  welchem  alle  Df»ctoratscandidaten 
2U  ihren  Promotionen  und  Disputationen,  wo  nämlich  die.  letzteren  bestehen, 
die  gesammten  SenatsmitglicMlur,  «owic  die  Profe??soreii  ihrer  Facultät  persön- 
lich ciuzuladen  haben,  findet  da«  Mini?<tcrium  l’Ur  Cultus  nnd  Unterricht  mit 
dem  Beisätze  keine  Folge  zu  geben,  da»»  da»  Studien-HofcoromwsionS'Oecrct 
vom  25.  April  184fi,  Z.  3144  die  Doctoratscandidaten  nur  von  der  mittelbaren 
Einladung  der  Professoren  der  nicht  betlieiligten  FaciiltHteii  und  »ämmtlichen 
Universitiitfl-Mitglieder  nnd  der  den  Pedellen  biei-für  zu  entrichtenden  Taxe, 
nicht  aber  von  der  persönlichen  Kinladung  de«  UniversitätH-Kcctor»,  der  Hei- 
sitzer  des  akademi.scbcn  55enates  und  der  eigenen  Professoren  freispricht. 

**)  Sub  VI  b)  (Med.  .Studium)  eingereiht 
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vollen  Candidatcn  abzukiirzen,  Bildet  sich  das  Ministerium  des  öffent- 
lichen Unterrichts  veranlasst,  provisorisch  anzuordnen,  dass  der  tlieils 
durch  Gesetze,  theils  durch  das  Ilerkommen  eiii};cführte  Zwischen- 
raum von  drei  Monaten  zwischen  den  einzelnen  Rigorosen  an  allen 
österreichischen  Universitäten  in  Zukunft  zwar  als  Regel  gelten  solle, 
dass  es  jedoch  den  Professorcii-Collegien  eiiigeräuint  sei,  nach  genom- 
mener Einsicht  in  das  über  die  strengen  Doctoratsprüfungen  geführte 
Protokoll  und  mit  reiflicher  Erwägung  Ausnahmen  hievon  denjenigen 
Candidaton  zuzugnstehen,  welche  bei  der  von  ihnen  zuletzt  abgeleg- 
ten strengen  Prüfung  mit  Stimmeneinhelligkeit  approbirt  worden  sind.  *) 


168.  Ministerial -Erlass  vom  19.  Juli  1852,  Z.  6229, 

an  den  Statthalter  von  Mähren, 

womit  suigaiprochen  wird,  dass  im  Sinne  der  bestehenden  Qesetze  unter 
der  Streichung  eines  zu  schwerem  Kerker  Verurtheilten  aus  der  UniveraitSts- 
matrikel  auch  der  Veriust  der  OoctorswUrde  verstanden  ist. 

Mit  der  Streichung  eines  zum  (schweren)  Kerker  Verur- 
theilten aus  der  Universitätsmatrikel  ist  auch  der  Verlust  der 
akademischen  Doctorswürde  verbunden,  da  sowohl  in  dem 
§.  116  des  St.-G.-B.  **)  als  in  dom  Hofdiicrete  vom  9.  Februar  1827, 
Z.  2259  (Justiz-Gcs.-Samralung)  ausdrücklich  die  Entsetzung  des 
Verurtheilten  von  der  akademischen  Würde,  welche  er  bekleidete, 
angeorduet  wird.  ***) 

169.  Auszug  aus  dem  Ministerial- Erlasse  vom  7.  April  1854, 

Z.  11448, 

an  den  akademischen  Senat  der  Innsbrucker  Universität  und  die  rechU-  und 
staabiwissenschaftUchen  Professoren-Collegicn  in  Graz  (und  Olmütz), 

womit  Uber  die  Abhaltung  der  DoctoraUacte  mehrere  Bestimmungen  in  Erin- 
nerung gebracht  werden. 

Es  wird  angeordnet,  zunächst  für  das  bevorstehende  sSemeater: 
1 . Dass  an  einem  und  demselben  Tage,  wenn  es  nicht  ein 
Ferialtag  ist,  nie  mehr  als  ein  Rigorosum  abgehalten  werden 

•)  Ueber  die  ZwiRchenrkitmc  der  Riporouen  an  den  mcdic.-chinir.  Lehr- 
anstalten vergl.  noch  Stud -Hofd.  vom  8.  Juli  1839  (sub  V‘I  b). 

In  einem  n«ch  Lomb. - V eneti  en  gerichteten  M.-E.  vom  28.  Februar 
1851,  Z.  9330  war  die  mit  M.-E.  vom  19.  Februar  1850  den  Professoren-Colle- 
gien  ertheiltc  Erlaubniss  dahin  beschränkt  worden,  daaa  der  Zwischenraum 
zwischen  zwei  Rigorosen  doch  wenigstens  zwei  Monate  botrageu  solle. 

**)  Dem  entspricht  der  §.  26  des  St.-G.-B.  vom  Jahre  1852. 

***)  Auch  nach  der  Sirafg.-Nov.  vom  15.  November  1867  R,-G.B1.  131 
zieht  die  Verurtheilung  wegen  Verbrechen  allgemein  den  Verlu.st  der  aka- 
demischen Grade  und  Würden  nach  sich.  Die  Unfähigkeit  zur  Erwerbung  der 
akademi.Hcheu  Grade  und  Würden  hört  jedoch  bezüglich  vieler  Verbrechen  mit 
dem  Ende  der  Strafe  aut. 
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darf.  Nur  an  Ferialtagen  möge  es  gestattet  sein,  zwei,  jedoch  in  kei- 
nem Falle  mehr  Rigorosen  abzuhalteu; 

2.  dass  jedes  Kigorosum  zwei  volle  Stunden  zu  dauern 
hat  *)  und 

3.  da^  demselben  alle  dazu  Berufenen  vom  Anfang  bis 
zum  Ende  beizuwohnen  haben. 

170.  Ministerial-Erlass  vom  9.  August  1862,  Z.  8189, 

an  den  akademisclien  Senat  der  Krakauer  Universität, 

den  Zeitpunkt  der  Zulassung  zum  ersten  Rigorosum  betreffend. 

Als  Zwischenraum  zwischen  den  einzelnen  Rigorosen  hat  in  der 
Regel  eine  dreimonatliche  Frist  zu  gelten.  Nur  bezüglich  der  Zu- 
lassung zum  ersten  Doctorsexamen  ist  das  Intercalare  der  grossen 
zweimonatlichen  Ferien  als  genügend  erklärt  worden.  Eine  Abkürzung 
der  ersteren  Frist  ist  zwar  mit  demMinisterial-Erlas.se  vom  19.  Fe- 
bruar 1850,  Z.  9326,  als  gestattlich  erklärt  und  deren  Bewilligung 
in  die  Competenz  der  Professoren-Collegien  gelegt,  eine  solche  aus- 
nahmsweise Begünstigung  bezüglich  des  letzteren  Intercalares 
dagegen  den  gedachten  Collegien  nicht  eingeräumt  worden. 

Ohne  eingeliolte  besondere  Ermächtigung  hat  daher  die  Zu- 
lassung zu  den  Rigorosen  im  Laufe  des  Studienjahres  künftig  um  so 
weniger  stattzufinden,  als  nach  dem  §.  47  der  Btudienordiiung  vom 
I.  October  1850  zu  diesem  Behufe  die  Nachweisung  eines  Universi- 
tätsbesuches von  ftinf  Jahren  bei  dem  medicinischen  Facultätsstudium 
nothwendig  ist,  das  Studienjahr  aber  gemäss  des  §.  64  dieser  Studien- 
ordnung erst  mit  dem  letzten  Juli  als  dem  Ferionbeginn  sich  endet.**) 


171.  Erlass  des  Staatsministeriums  C.  U.  vom  31.  Jänner  1866, 

Z.  12407, 

au  das  Universitäts-Cousistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  in 
Prag,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck,  Krakau, 

betreffend  die  Verständigung  der  übrigen  Universitäten  von  dem  Misserfolge 
eines  Csndidaten  bei  dem  ersten  Rigorosum. 

Wenn  ein  üoetorand  seine  in  Gemässheit  der  bestehenden  Vor- 
schriften bei  der  Meldung  zu  den  Rigorosen  deponirten  Zeugnisse 

’)  Diese  Vorselirift  war  bereits  in  den  Instructionen  für  die  Directoren 
des  juridischen  Studiums  in  Wien  und  den  Provinzen  vom  7.  und  2b.  Jänner 
1809  §§.  .3  und  4,  resp.  8 und  9 enthalten.  Dieselbe  kommt  neuerdings  vor  in 
dem  M.-E.  vom  14.  Kehr.  186.S,  R.-G.B1.  Nr.  33  (nach  Pest  gerichtet),  M.-E.  v. 
28.  Fcbiuar  1851,  Z.  9380  und  14.  Febntar  1869,  Z.  21999  (für  Lombardo- 
Venetien  bestimmt). 

••)  Bezüglich  Abhaltung  von  Rigorosen  während  der  Ferien  vergl.M.-E. 
vom  19.  Juni  1867,  Z.  4508,  Nr.  172  dieser  .Sammlung  und  die  Anmerkung. 

Hinsichtlich  der  theologischen  Facultät  vergl.  M.-E.  vom  21.  März  1864, 
Z.  2679  (sub  IV  el 
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zuriickvcrlangt,  entweder  a)  weil  er  bei  einem  Rip;orogum  zum  zweiten 
Male  reprobirt  und  er  sonacb  von  der  weiteren  Fortsetzung  und  von 
der  Erlangung  des  betreffenden  Doctorates  an  sämmtlichen  Universi- 
täten der  Monarchie  ausgeschlossen  ist,  *)  oder  b)  weil  er  nach  er- 
folgter erster  Reprobation  bei  einem  Rigorosum  von  der  Fortsetzung 
der  strengen  Prüfungen  abstehen  zu  wollen  erklärt,  so  ist  I . dieser 
Misserfolg  und  bezüglich  des  Falles  h)  auch  die  betreffende  Erklärung 
in  dem  Original-Meldungsbuche  am  Schlüsse  des  letzten  Semesters, 
in  Abgang  desselben  aber  auf  dem  vorgelegten  Orlglnal-Absoluto- 
rium  oder  auf  dem  letzten  Abgangszeugnisse,  oder  nach  Umständen, 
falls  seine  Zulassung  zu  den  Rigorosen  zuletzt  auf  Grundlage  einer 
speciellen  Bewilligung  der  obersten  Unterrichtsbebörde  erfolgt  ist,  auf 
dem  betreffenden  Original- Decrete  auzuraerken. 

2.  Sind  sämintliche  Universitäten  der  Monarchie  von  jedem 
solchen  Vorkommnisse  allsogleich  in  Kenntniss  zu  setzen,  und  sind 
diese  Mittheilungen  in  eigens  dazu  bestimmten,  oder  falls  sie  nicht 
schon  bestehen  sollten,  anzulegenden  genauen  Registern  in  steter 
Evidenz  zu  halten. 

3.  Sollte  sich  ungeachtet  dieser  Vorkehrungen  gegen  einen  von 
einer  anderen  Universität  kommenden  Candidaten  Bedenken  ergeben, 
ob  er  nicht  in  eine  der  oben  sub  a)  und  b)  erwähnten  Kategorien 
falle,  so  wird  von  der  Zulassung  desselben  im  geeigneten  Correspon- 
denzwege  sich  die  Gewissheit  zu  verschaffen  sein,  dass  gegen  ihn 
keiner  der  oben  berührten  Anstände  obwalte. 


172.  Ministerial- Erlass  vom  16.  Juni  1809,  Z.  4508, 

an  daB  rechts*  und  Btaatswisseuscbaftliche  Profc.s.soreu-Colle(^um  in  Krakau 
(aus  Anlass  eines  speciellen  Kalles), 

betreffs  der  Abhaltung  vonDoctorats-PrUfungen  während  der  gesetzlichen  Ferien. 

Während  der  gesetzlichen  Ferien  kann  kein  Professor  verhalten 
werden,  sich  an  einer  Doctoratsprüfung  zu  betheiligen;  wenn  sich 
aber  nach  Schluss  des  Sommersemesters  die  zur  Ablialtimg  einer  be- 
stimmten Doctoratsprttfung  Berufenen  freiwillig  in  der  crfbrderlicheii 
Vollzähligkeit  versammeln,  so  ist  gegen  die  V^ornahine  der  Prüfung 
vom  Staiidpuncte  des  Unterrichtsministeriums  nichts  einzuwenden. 
Uebrigena  wird  selbstverständlich  jedes  Collegium  Sorge  tragen,  jeden 
Verdacht  ungerechtfertigter  Begünstigung  Einzelner  feriizuhalten.  **) 


*)  Die  strenjreu  Prüfungen  aus  derMedicin  und  Philosophie  dürfen  nach 
§.  12  des  Stud.  - Hofd.  vom  19.  Jänner  1810,  beziehungsweise  nach  der  mit 
Directorial- Vorschrift  vom  11.  August  1752  gegebenen  Instruction  für  den  Di- 
rcctor  der  philosop’«ischen  Btiidieii  zweimal  w'ied  erholt  werden.  Ein 
Candidat,  welcher  dreimal  hei  denselben  reprobirt  wunks  darf  aus  diesem 
Studienzweige  nicht  mehr  zu  den  strengen  Prüfungen  zugelasscii  werden. 

**)  Ein  eheii  absolvirter  Rtudirender  darf  in  den  ziinUchslfolgendeu 
Ferien  nicht  zum  ersten  Rigorosum  zugclassen  werden.  Vorgl.  M.-E.  vom 
9.  August  1862,  Z.  8189. 
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BESONDERER  THEIL 


A)  Theologische  Facultht 

a)  Principielle  Bestimnuingcn  über  die  theologischen 
Studien  und  deren  Verliältniss  ziun  Ordinariat  imd  zur 
Staatsgewalt. 

b)  Verhältnisse  der  theologischen  Pa'ofessoren. 

c)  Theologisches  Studienwesen  i.  e.  S. 

d)  Stipendienwesen  in  der  theologischen  Facidtät. 

e)  Theologisches  Doctorat.  *) 

fj  Evangelisch-theologische  Facultät. 


*)  Abschn.  a)  bis  e)  besiehon  sich  nur  auf  katUoliBcho  Lehranstalten. 


rb&a.  Oäbterr.  UnWarsiUi^gntrUu. 
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IV. 


a)  Principielle  Bestimmungen  über  die  theologi- 
schen Studien  und  das  Verhältniss  der  theologi- 
schen Studien  zum  Ordinariat  und  zur  Staats- 


gewalt. 


173.  Verordnung  des  Ministers  fdr  Cultus  und  Unterricht 
vom  30.  Juni  1850, 

wirksam  für  alle  Kronländer,  für  welche  das  Allerh.  Patent  vom  4.  März  1849 

erflossen  ist,  *) 

die  katholisch  • theologischen  Diöcesan-  und  Klosteriehranstalten  und  Facul- 
täten  botrefTend. 

R.-O.-Ul.  1850,  Nr.  .819,  S.  1321. 

Durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  2S.  April  1.  .1.  (Reichs- 
gesetz-  und  Regierungsblatt  L.  Stück,  Z.  1 .56)  sind  die  wesentlichen 
Grundsätze  festgestellt  worden,  welche  künftig  hinsichtlich  des  Unter- 
richtes in  der  katholischen  Religion  an  allen  öfi'entlichen  Lehranstal- 
ten und  insbesondere  hinsichtlich  der  theologischen  Studien  zu  gelten 
haben.  **)  Gleichzeitig  haben  Se.  Majestät  zu  genehmigen  geruht,  dass 


*)  Mit  Ministerial-Erlass  vom  29.  März  1858,  R.-G.-B1.  .50  wurde  die 
MinUterial-Verordnung  vom  30.  Juni  1860  auf  den  ganzen  Umfang  des  Reiches 
ausgedehnt. 

•*)  Hinsichtlich  der  theol.  Facultätsstudien  haben  die  neuen 
Anordnungen  des  Min. -Erlasses  vom  16.  September  1851,  R.-G.-BI  216  und  vom 
29.  März  1858,  R.-G.-B1.  50  mehrere  Abänderungen  getroffen.  Die  kais.  Verord- 
nung vom  23.  AprU  1850,  R.-G.-BI.  156  ist  bei  dem  erst  erwähnten  Gesetze  in 
der  Note  abgedruckt. 

16  • 
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1.  die  vollsliiiidige  Durehflibning  der  Besrliliisso,  welche  die 
im  vorigen  Jahre  in  Wien  versammelt  gewesenen  Bischöfe  über 
die  Einrichtung  der  theo  I o gis ch  en  I) i öcesan  - un  d Kloster- 
Lehranstalten  g<'fasst  hahen,  kein  Hinderniss  finde,  unter 
dem  Vorhehalte,  dass  keine  Abänderung  ohne  mit  der  Regierung 
gei>flogenc  Rücksprache  verfügj  werde,  dass  aber  dort,  wo  und 
in  so  weit  als  Diöcesan-  und  Klosterlehranstalten  diese  Beschlüsse 
nicht  zur  Richtschnur  nehmen,  nach  den  bisherigen  Bestimmun- 
gen vorgegangen  werde;*) 

2.  dass  da.  wo  in  Zukunft  eine  theologische  Facultät  be- 
stehen wird,  zugleich  eine  Diöcesan  - Lehranstalt  eingerichtet 
werde. 

Die  erwähnten  Be-schlUsse  der  bischöflichen  Versammlung  in 
Betreff  der  theologischen  Diöcesan  und  Klosterlehranstalten  sind 
folgende : 

„In  die  theologischen  Studien  sind  nur  solche  Candidaten  auf- 
zunehmen, welche  das  Unter-  und  Oher-Dymiiasium  mit  hinreichen- 
dem Erfolge  zurückgelegt  hahen. 

Die  Theologie  zerfällt  in  vier  Jahrgänge  und  wird  von  wenig- 
stens sechs  Professoren  vorgetragen. 

Allgemein  verbindliche  Lehrgegenstände  sind  : hebräische  Sprache. 
Bibelkunde  des  alten  und  neuen  Bundes,  Kirehengeschichte,  Patrologie, 
Kirchenrecht,  iJogmatik,  Moral,  Pastoral,  Katechetik  und  Unterrichts- 
lehrc.  Doch  steht  es  den  Bischöfen  frei,  einzelne  Candidaten  vom 
Studium  der  hebräischeu  Sprache  loszuzählen. 

Das  Studium  der  semitischen  Sprachen  und  der  höheren  Exe- 
gese ist  für  Alle  erforderlich,  welche  die  theologische  Doctorswürde 
zu  erlangen  wünschen. 

Ueberdies  sollen  ausserordentliche  Lehrfächer,  wie  christliche 
Archäologie,  Apologetik,  Geschichte  der  Offenbarung,  Synodologie, 
Dogme.ngcschichte,  Symbolik  nach  Massgabe  der  Lehrkräfte  vorge- 
tragen werden. 

Jenen  Hörern  der  Theologie,  welche  Metaphysik  und  Moral- 
philosophie vor  ihrem  Eintritte  in  das  theologische  Studium  nicht 
gehört  haben,  wird  Gelegenheit  geboten  werden,  in  diesen  Wissen- 
schaften durch  einen  Professor  der  Theologie  Unterricht  zu  erhalten. 


*)  Die  organisatorischen  Bestimmungen  bcziiglich  der  zur  Bildung  der 
angehenden  Geistlichen  errichteten  Anstalten  (der  theologischen  Lehranstalten  für 
Ordeiispriester  und  der  Seminarien  für  Wellgei.stliche)  wurden  mit  dem  Hofrescript 
vom  4.  .luii  17Ü0  (Krop.  SainmI.  v.  J.  171*0)  getroffen.  Hierauf  beziehen  sich  ferner 
das  Decret  der  vereinigten  llofkanzlei  vom  Z.  April  1S02  (P.  G.-S.  17.  Bd.),  das 
Blud.-H.-C.-D.  vom  8.  Februar  181!  (P.  G.  S.  2!!.  Bd.’!,  mit  welchem  den  Ordi- 
nariaten und  Ordenavorstehem  in  Hinsicht  der  theologischen  Hauslehranstalteii  eine 
Instruction  gegeben  wurde  und  das  .Stiid.-H.-C.-D.  vom  !8.  März  184H  (P  -G.-S. 
71.  Bd.),  betreffend  den  Hiiifluss  der  Ordinariate  auf  die  öffentlichen  theologischeu 
Lehranstvllen.  Iin  Falle  der  C'ollidiriing  sind  diese  Vor.schriften  insgesammt  durch 
die  M.-E.  vom  28.  April  1850.  .SO.  .Toni  1850  und  20.  März  1858  als  beseitigt 
anzuseheu. 
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Die  Biscliöie  lielialten  sich  vor,  die  Keilieiifolge  der  ordentlichen 
Lehn’orträ^e  zu  bestimmen ; sie  beabsichtifjen  aber  hierin  nach  kirch- 
lichen Provinzen  eine.  Gleichförmigkeit  herbeizufUhren. 

Als  Professoren  der  The(doRie  sollen  in  der  Re<rel  nur  Solche 
angestellt  werden,  welche  ihre  Befähigung  durch  eine  schritlliche  und 
niUndliclie  Priilnng  auagewiesen  haben;  doch  kann  mit  den  Miinnern, 
welche  ihre  Kenntnisse  bereits  durch  ausgezeichnete  wissenschaftliche 
Leistungen  bewährt  haben,  eine  Ausnahme  gemacht  werden. 

Bei  Erledigung  von  Lebrkanzeln  ist  die  Concursiirüfnng  von 
dem  Ordinariate  wenigstens  in  der  ganzim  Diöcese  ausznschreiben. 
Bei  Lehranstalten,  welche  mehreren  Diöcesen  gemeinsam  sind,  soll 
die  Ausschreibung  in  allen  betreffenden  Diöcesen  veranlasst  werden. 

Die  Ordinariate  werden  die  geschehene  Erledigung  und  Aus- 
schreibung der  lielirkanzel  der  obersten  liandesbehörde  bekannt  geben. 

Die  Prüfnngsfragen  werden  von  dem  Bischöfe  bestimmt,  in 
dessen  Diöcese  die  Lehrkanzel  erledigt  ist. 

Die  Coucurs-Priifung  wird  stets  bei  der  Lehranstalt  gehalten, 
an  welcher  die  Lehrkanzel  erledigt  ist. 

Der  Bischof  wird  Uber  die  schriftliche  I'rütnng  das  Gutachten 
der  I’rofessoreu  sowohl  der  betreflenden  als  einer  andern  theologischen 
Ijehranstalt  einholen. 

Die  Beurtheilnng  der  mUndliciien  Prüfung  ist  von  den  Profes- 
soren der  Lehranstalt,  an  welcher  dieselbe  geraaebt  wurde,  und  einem 
Ordinariats-Commissäre  vorzuuehmen. 

Nachdem  die  Beurtheilnng  der  Prüfungsleistungen  ordinings- 
inässig  vor  sich  gegangen  ist,  wählet  der  Bischof  aus  den  Bewerbern 
jenen,  welcher  am  meisten  Bürgschaften  fiir  eine  heilbringende 
Wirksamkeit  darbietel,  und  macht  denselben  der  Staatsgewalt  unter 
Beifügung  der  Gründe  namhaft , auf  welchen  seine  vorzugsweise 
Würdigkeit  beruht.  Erhebt  diese  nicht  von  ihrem  Standpunkte  aus 
wider  den  Bezeichneten  eine  Einwendung,  oder  sind  die  gemachten 
Einwendungen  behoben,  so  verleiht  ihm  der  Bischof  das  Lehramt. 
Dasselbe  ist  zu  beobachten,  wenn  der  Bischof  einen  Mann,  welcher 
durch  wissenschaftliche.  Leistungen  hervorragt,  ohne,  vorausgegangene 
Conenrs-Prüfung  als  Professor  bezeichnet. 

Die  theologischen  Lehranstalten  der  Klöster  unterstehen  in 
gleicher  Weise  wie  die  übrigen  der  Leitung  und  Beaufsichtigung  von 
Seite  der  Bischöfe.  Auch  haben  sämmtliche  Bestimmungen  über  die 
Lehrgegenstände  und  die  Zahl  der  Jahrgänge  und  Professoren  für 
dieselben  Geltung. 

Die  Professoren  an  Klosterlehranstalten  werden  von  dem  be 
treffenden  Ordensvorsteher  dem  Bischöfe  vorgeschlagen,  welcher  die 
wissenschaftliche  Befähigung  der  Bezeichneten  einer  conenrsartigen, 
Prüfung  unterzieht. 

Wenn  der  Erfolg  ein  entsprechender  ist  und  der  Candidat 
sich  auch  in  den  übrigen  Beziehungen  als  zum  Lehramte  geeignet 
darstellt  so  zeigt  er  den  ihm  gemachten  Vorschlag  der  Staatsgewalt 
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ftn  und  theilet  die  (iründe  mit,  auf  welche  seine  Gutheissung  sich 
stutzet.  Wenn  von  Seite  der  Staatsgewalt  eine  BoanstKndigung  nicht 
erfolgt,  oder  die  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  behoben  werden,  so 
verleiht  der  Bischof  dem  Candidaten  die  Ennächtigung  zum  Lehrver- 
trage der  Theologie. 

Der  Bischof  hat  von  sämmtlichen  Professoren  und  Lehrern  der 
Theologie  die  GewUbrleistung  kirchlicher  Gesinnung  zu  fordern,  ihren 
Wandel,  ihre  Lehre  und  gesammte  Amtsthätigkeit  fortwährend  zu 
überwachen,  und  wenn  sie  in  einer  dieser  Beziehungen  sich  ihres 
Berufes  unwürdig  erweisen  sollten,  die  Ermächtigung  zum  Vortrage 
der  Theologie  zurückzunehmen. 

Die  Bischöfe  werden  sich  über  die  Fort.schritte  der  Schüler  in 
sämmtlichen  Lehrfachem  durch  genau  zu  überwachende  Prüfungen 
Gewissheit  verschaffen.  Ueber  den  Erfolg  der  ganz-  oder  halbjähri- 
gen Prüfungen  sollen  in  bisheriger  Wei.se  Zeugnisse  ausgestellt  werden. 

Das  Latein  ist  die  ordentliche  SprAche  der  theologischen  Lehr- 
vorträge. In  wie  weit  die  Anwendung  der  Landessprachen  noth- 
wendig  sei,  um  den  Seelsorger  zu  seinem  heiligen  Berufe  zu  befähi- 
gen, bleibt  der  Vereinbarung  zwischen  den  Bischöfen  derselben 
Kirchenprovinz  überlassen. 

An  allen  Lehranstalten,  wo  bisher  der  theologische  Doctorgrad 
ertheilt  wurde,  behalten  sich  die  Bischöfe  das  Recht  vor,  wenigstens 
die  Hälfte  der  Examinatoren  bei  strengen  Prüfungen  aus  Professoren 
oder  Doctoren  der  Theologie  zu  ernennen,  und  bei  der  Promotion 
von  dem  zu  Graduirenden  die  Ablegung  des  tridentinischen  Glaubens- 
bekenntnisses zu  verlangen.“ 

Zur  Durchführung  der  Eingangs  erwähnten  Allerh.  Bestimmungen 
wird  Nachstehendes  angeordnet: 

I.  In  Betreff  der  Diöcesan-  und  Klosterlehranstalten. 

Wo  solche  Anstalten  dermalen  bestehen,  oder  künftig  errichtet 
werden  sollten,  hat  der  Statthalter  dom  betreffenden  Bischöfe  mitzu 
theileu,  dass  die  Regierung  Sr.  Majestät  von  der  Voraussetzung  aus- 
gehe, er  werde  die  Lehranstalt  nach  den  voraustehendcu  Beschlüssen 
der  bischöflichen  Versammlung  einrichten  und  leiten. 

In  dieser  Voraussetzung  wird  künftig  in  Betreff  der  genannten 
Anstalten  nur  über  die  Einhaltung  dieser  Einrichtung  zu  wachen 
und  diejenige  Oberaufsicht  zu  üben  sein,  welche  der  Regierung  durch 
§.  4 des  Allerh.  Patentes  vom  4.  März  1S49  über  alle  Lehranstalten 
gewahrt  und  als  Pflicht  aufcrlegt  ist.  Zu  dem  Ende  werden  von 
dem  betreffenden  Bischöfe,  und  wo  ein  Kloster  eine  theologische 
Hauslehranstalt  besitzt,  von  dem  Ordensvorsteher  im  Wege  des 
bischöflichen  Ordinariates  zu  Anfang  jedes  Studienjahres,  und  zwar 
längstens  bis  Ende  des  ci-sten  Monates  nach  Eröffnung  der  Studien 
eine  Personalstandstabelle  in  der  bisher  üblichen  Weise,  *)  dann  in 

•)  Vergl.  St.-H.-C.-D.  vom  Iß.  August  1811,  Z.  1407,  18.  .Juni  1813, 
Z.  1319,  17.  .September  182.3,  Z.  63&5  uud  24.  Mai  1830,  Z.  2320. 
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einer  abgesonderten  Eingabe  ein  Verzeichniss  der  Gegenstände  der 
gehaltenen  Vorträge  mit  Angabe  ihrer  Stundenzahl,  sowie  ein  nach 
den  Jahrgängen  geordnetes  Verzeichniss  der  Schüler  dem  Ministerium 
durch  Vermittlung  des  Statthalters  einzusenden  sein. 

Wenn  es  sich  um  Besetzung  einer  erledigten  I^elirkanzel  an 
solchen  Anstalten  handelt,  so  ist  die  Anzeige  des  Bischot'os,  wem  er 
dieselbe  zu  verleihen  gedenke,  sammt  den  Prtifungs-Elaboraten,  oder 
wenn  die  Berufung  eines  bereits  erprobten  Mannes  stattfinden  soll, 
den  anderweitigen  Belegen  seiner  Belnhigung  an  den  Statthalter  des 
Kronlandes,  in  welchem  sich  die  Anstalt  befindet,  zu  leiten.  Sollten 
Letzterem  Umstände,  welche,  abgesehen  von  der  wissenschaftlichen 
Befähigung,  den  Candidaten  des  Lehramtes  nicht  würdig  erscheinen 
lassen,  bekannt  sein,  so  hätte  er  dieselben  zunächst  dem  Bischöfe 
mitzutheilen;  wenn  dieser  aber  die  erhobenen  Umstände  nicht  als 
entscheidend  anerkennen  sollte,  hierüber  an  das  Ministerium  des 
Cultus  und  Unterrichts  zu  berichten. 

Ist  zu  Bedenken  der  bezeichneten  Art  kein  Anlass  vorhanden, 
so  hat  der  Statthalter  die  Mittlieilung  des  Bischofes  sogleich  an  das 
Ministerium  zu  leiten. 

II.  In  Betreff  der  theologischen  Facultäten.  *) 

Die  theologischen  Facultäten  waren  bisher  eben  so  wie  die 
Diöcesan-Lehranstalten  lediglich  dazu  eingerichtet,  den  Candidaten 
des  geistlichen  Standes  die  ihnen  für  ihren  praktischen  Beruf  uner- 
lässliche Bildung  zu  gew'ähren.  Es  ist  ein  tief  begründetes  Bedürf- 
niss,  dass  sie  fortan  die  theologische  Wissenschaft  in  einem  Masse 
fordern,  welches  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  der  Bildung  aller  für 
die  Seelsorge  bestimmten  Geistlichen  übersteigt,  und  es  wird  die 
Sache  der  Regierung  sein,  nach  Zulass  der  Umstände  für  die  zu  dem 
Ende  erforderliche  Vermehrung  der  Lehrkräfte  zu  sorgen.  Damit 
wird  es  aber  in  den  meisten  Fällen  sehr  wohl  vereinbar  sein,  dass 
die  Professoren  der  Facultät  oder  einige  aus  ihnen  jene  Vorträge 
halten,  deren  nächster  Zweck  die  Bildung  der  Candidaten  des  geist- 
lichen Standes  für  ihren  praktischen  Beruf  ist,  und  dass  daher  die 
Diöcesan-Lebranstalt  von  den  Facnltäts-Professoren  mit  besorgt  werde. 

Hierzu  wird  zunächst  die  Zustimmung  des  Bischofes,  dessen 
Alumnen  bisher  ihre  Bildung  an  der  Facultät  erhielten,  einzubolen 
sein.  Sollte  sie  verweigert  werden,  so  wird  es  dem  Ministerium  des 
Cultus  und  Unterrichts  zustehen,  zu  beurtheilen,  ob  die  fragliche 
Facultät  neben  einer  abgesonderten  Diöcesan-Lehranstalt  neu  zu  or- 
ganisiren  sei,  oder  einzugehen  habe.  Wird  die  Zustimmung  des 
Bischofes  nicht  verweigert,  so  werden  jene  Professoren  'der  theolo- 
gischen Facultät,  welche  bisher  die  von  der  bischöflichen  Versamm- 

*)  Modificirt  durch  M.-E.  vom  16.  September  1861,  R.-O.-Bl.  216  und 
29.  März  1858,  R.-G.-BI.  50. 
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hinp  dpn  Cnndidaten  des  peistlichen  Standes  und  der  theologischen 
Doctorwürde  vorgezeichneten  Fächer  vorgetragen  haben,  sich  als 
Lehrkfirper  der  Diöcesan-Lchranstalt  constituiren,  und  die  theologi- 
schen Wissenschaften  fllr  die  Candidaten  des  geistlichen  Standes  nach 
den  Beschlüssen  der  bischöflichen  Versammlung  vortragen.  Diese 
Vorträge  werden  in  den  Lections-Katalogen  der  Facultät  ausdrücklich 
als  zunächst  für  die  Candidaten  des  geistlichen  Standes  bestimmt,  zu 
bezeichnen  sein. 

Die  Professoren  behalten  ihren  Rang,  ihren  Gehalt  und  ihre 
.Stellung  als  Facultäts-Professoren  bei. 

In  wieferne  ihre  Verpflichtungen  als  Dehrer  der  Diöcesan-Lehr- 
anstalt  sie  daran  nicht  hindern,  bleibt  es  ihnen  unbenommen,  an  der 
Facultät  noch  andere  Vorträge  nach  den  akademischen  Gesetzen  zu 
halten.  Auch  behält  die  Regierung  sich  vor,  dort,  wo  (“S  zweckmässig 
erscheint,  Facultäts-Professoren  zu  ernennen,  welche  an  der  Diöcesan- 
Lehranstalt  keine  Dienste  zu  leisten  haben. 

Kommt  die  Stelle  eines  Facultäts-Professors,  welcher  zugleich 
dem  Lehrkörper  der  Diöcesan-Anstalt  angehört,  in  Erledigung,  so 
steht  es  zwar  dem  Bischöfe  frei,  die  Stelle  nach  den  ftir  Diöcesan- 
Lchranstalten  geltenden  Bestiiniuungen  zu  be.setzen,  in  welchem  Falle 
eine  Verhandlung  wegen  Ausmittlung  eines  Gehaltes  aus  dem  Re- 
ligionsfonde  für  den  anzustellenden  Diöcesan-Professor  vorauszugehen 
hat ; doch  wird  das  Ministerium  mit  dem  Bischöfe  von  Fall  zu  Fall 
Rücksprache  pflegen,  um  sich  wo  möglich  über  einen  Mann  zu  verei- 
nigen, welcher  die  nöthigen  Eigenschaften  besitzt , um  zugleich  als 
Facultäts-Professor  angestellt  zu  werden. 


174.  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom 
16.  September  1851,  Z.  6165, 

an  das  UniTersitäts-Consi.Htoriuin  in  Wien,  und  die  akademischen  Senate  der 
Universitäten  zu  Pra,r,  Krakau,  Lemberg,  Olmütz  und  Graz, 

womit  die  Anwendung  der  allgemeinen  Anordnungen  vom  I.  Ootober  1850 
Uber  die  FaculUfsstudien  auf  die  Studirenden  der  Theologie  näher  bestimmt 

wird. 

R.-.0.-B1.  1851,  Nr.  216,  S.  .692. 

In  den  mit  Erlass  vom  1.  October  1850  (Reichsgesetzblatt 
Nr.  370)  kundgemachten  allgemeinen  Anordnungen  *)  über  die  Fa- 
cultätsstudion  der  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Krakau,  Lemberg, 
Olmütz,  Graz  und  Innsbruck  wurde  laut  §,  73  die  Anwendbarkeit 
derselben  auf  die  Studirenden  der  Theologie  näheren  Bestimmungen 


*)  Vergl.  §.  73  des  M,-E.  vom  1.  October  1860.  R. -0.-10.  370. 
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Vorbehalten.  Indem  diese  Bestimmunfren  nunmehr  getroffen  werden, 
ist  es  nothwendig,  die  verschiedenen  Verhältnisse  der  .Studirenden  der 
Theologie  zu  unterscheiden. 

A. 

In  Betreff  der  Diöcesanzöglinge  in  den  Seminarien  und  der  den 
letzteren  gleichzuhalteiiden  in  eine  Diöcese  aufgenommenen  extemiren- 
den  Candidaten  des  geistlichen  Standes,  sowie  der  Cleriker  geist- 
licher Commuuitäten,  welche  an  einer  theologischen  Facultät  den  Stu- 
dien obliegen,  hat  die  erwähnte  Studien-Ordnuug  vom  1.  October 
1850  nur  mit  nachstehenden  Modificationen  in  Anwendung  zu 
kommen : 


I.  Von  der  I mm  at  riculation. 

(§§.  1—20  der  St.-O.) 

§.  1 . Die  ordentlichen  Zuhörer  der  Theologie  sind  zu  imraa- 
triculiren,  wenn  sie  die  hiezu  erforderlichen  Eigenschaften  besitzen. 
Hiezu  gehört  namentlich,  dass  sie  das  Maturitätszeugniss  heibringen, 
wenn  in  dein  Kronlande,  in  welchem  sie  ihre  Vorbereitungsstudien 
gemacht  haben,  zur  Zeit,  als  sie  diese,  beendigten,  die  Maturitäts- 
prüfung bereits  eingefUhrt  war. 

2.  Jene  Studirenden,  welchen  in  üemässheit  des  Ministerial- 
Erlasses  vom  26.  Mai  1.  J.,  Z.  5123,  •)  die  Aufnahme  in  die  theo- 


*)  Anazng  aas  der  Terordnnag  des  HinisteriamB  des  Caltas  and  ünterriobtes 
vom  26.  Hai  1861,  Z.  6123, 

in  Befrtff  dar  Abhaltung  der  MaturitUti'PrUfungen  am  Schluate  daa  Sehuljahraa  1850— 5I| 

wirkAam  für  die  KrutilSudrr  Niedi'r-Ootterrrich,  Ober*<)<Mterroirli,  Sal/.bur{r,  Tirol,  Bbhmvn. 
Mlhrrn,  8rlil«>i«ien,  nftUzieii,  Bukowiun,  Stei«^rmark,  Ktrutru,  Krtiin.  Trie«t  onil  Kflntonland, 

Oalmatioii. 

„Diejenigen Schök-r,  welche  im  ScbuljÄlire  1861  die  8.  (Jlajnje  eines  Gym- 
natiiums  i>der  philosophischen  Studiums  in  einem  tlsterreichischen  Knmlande, 
mit  AusiiAhme  des  lomhardisch-vi‘netiAni«ch<*n  K?»nigrciches,  absolviren,  können 
weder  an  einer  in  den  österreichischen  Kronlandern  gelegenen  Universität  oder 
au  einem  öffentlichen  Facultätshtudium  als  ordentliche  Hörer  iminatriculirt  wer- 
den, noch  können  sie  eine  auswärtige  Universität  mit  dem  Erfolge  besuchen, 
dass  ihnen  die  daselbst  suigebrachte  Zeit  ganx  oder  theilweise  in  ihre  gesetz- 
liche Studienzeit  eingerechnet  werde,  wenn  sic  sich  nicht  vorher  einer  Maturi- 
täts-krtlfiing  unterzogen  und  dabei  das  Zeugniss  der  Reife  zum  üeberlritte  an 
ein  Faciiltätsstudium  erhalten  haben.  Die  Heibriugung  des  Maturitäts-Zeugnisses 
ist  ferner  für  jtme,  welche  im  Jahre  1851  die  Oynmasialstudieu  beendiget 
haben,  ein  unerlässliches  Erforderniss  bei  den  Bewerbungen  um  Stipendien, 
bei  den  Meldungen  zu  StaaNprüfuiigen.  welche  Universitätsstudien  voranssetzen, 
bei  Bewerbungen  um  HabilitAtionen,  endlich  bei  Bewerbungen  um  die  erste  An- 
stellung im  Staatsdienste. 

Ansnabrosweiso  kann  die  Aufnahme  in  ilie  theologischen 
Studien,  w’o  cs  von  den  Ordinariaten  praktischer  Bedürfnisse 
wegen  für  nothwendig  erklärt  wird,  noch  einzelnen  absolrirtcn 
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lopisclien  Studien  von  den  Ordinariaten  ausnahmsweise  mit  Nachsicht 
der  Maturitiitsprül'uiip:  aut’  der  Grundlage  blosser  Semestralzeugnisse 
über  die  achte  Gymnasialclasse  bewilliget  worden  ist,  siud  zwar 
ohne  Anstand  zu  den  Studien  an  einer  theologischen  Facultät  zuzu- 
lassen;  sie  können  aber  nicht  immatriciilirt  werden,  sondern  sind  als 
ausserordentliche  Zuhörer  zu  behandeln,  und  können  daher  weder 
in  andere  Facultäten  übertreten,  noch  zu  den  strengen  Prüfungen  zu- 
gelassen  werden. 

3.  Die  Meldung  behufs  der  Immatriculation  hat  durch  den 
Studirenden  persönlich  zu  geschehen.  *)  Das  dem  Decane  in  dnplo 
zu  überreichende  Nationale,  welches  auch  anzugeben  hat,  ob  der 
Aufzuuehmende  Seminarist,  Kxternist  oder  Ordenszögling  ist,  muss 
jedoch  mit  dem  Vidi  des  Diöcesan-,  beziehungsweise  des  Ordensvor- 
standes, oder  Desjenigen,  welchem  er  die  Leitung  seiner  Alumnen 
oder  Ordenscleriker  übertragen  hat,  versehen  sein. 

§ 4.  .lene  Theologen,  die  in  Gemässheit  der  Ministerialverord 
nung  vom  12.  .Juli  1850  ( Reichsgesetzblatt  Nr.  310)  von  der  Ent- 
richtung des  Collegiengeldes  befreit  sind,  können  auch  nicht  zur  Ent- 
i-ichtung  der  Immatriculationstaxe  von  2 fl.  verhalten  werden,  sondern 
haben  mir  die  StempelgebUhr  von  15  kr.  **)  zu  bestreiten. 

II.  Von  der  Inscription. 

(§§.  21— 32  der  St. -O.) 

sj.  5.  Auch  die  Diöcesan-  und  Ordenstheologen  müssen  mit 
dem  Meldungsbiiche  beziehungsweise  Meldungsbogen  versehen  sein. 
Diese  Doenmente  haben  jedoch  eine  Hubrik  für  die  Einzeichnung  der 
Fortgangsclasse  zu  enthalten. 

Insoferne  es  au  in  solcher  Weise  für  die  Theologen  eingerich- 
teten Meldungsbilcheni  und  Meldungsbogen  mangelt,  können  auch  die 
allgemein  cingeführten  aiigcwendet  werden,  in  welchem  Falle  die 
Fortgangsclasson  in  die  Rubrik  »Anmerkung“  einzutragen  sind. 

§.  6.  Bei  Beginn  eines  jeden  Semesters  haben  die  oben  be- 
zeichneten  Studirenden  der  Theologie,  deren  grössere  Zahl  vom  Col- 
legiengelde  befreit  ist,  nicht  bei  der  Quästur,  sondern  bei  dem  De- 
cane die  zu  hörenden  Oollegien  anzumelden.  Der  Decan  vidirt  diese 


Gy  ran.asials  chftlern  mit  Nachsicht  der  Ma  t ii  r it  Äta- Prfl  fn  n g,  auf 
der  Grundlage  blosser  Semestral-Zeiiguisae  über  die  8.  Classo 
bewilliget  werden.“ 

In  dem  M.-E.  vom  17.  Juni  1851,  Z.  6013  wuirde  .mgeordnef,  dass  die 
Ordinariaie  alljührlich  die  Verzeichnisse  der  in  das  theologi.scho  Studitim  auf- 
genommenen Individuen  mit  der  Angabe , ob  sie  die  Maturitätsprüfung  be- 
standen haben  oder  nicht,  verfassen  und  dem  Ministerium  vorlegen  sollen ; 
welclio  Bemerkung  übrigens  nach  dem  M.-K.  vom  4.  Mai  1852,  Z.  .3697  ledig- 
lieh  eine  stati-stisehe  Auskunft  und  keine  Principienfrage  betrifft. 

Vergl.  §.  7 des  Gesetzes  vom  I.  October  1850. 

**)  Gegenwärtig  50  kr. 
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Anmeldung  in  der  sonst  für  den  Quästor  bestimmten  Kutirik  des 
Meldungsbuchcs  oder  Meldungsbogens  und  weist  die  Studironden  an, 
sich  den  einzelnen  Docenten  vorzustellen. 

7.  Der  Decan  verfasst  und  übergibt  dem  Quästor  ein  Ver- 
zeichniss der  honorarpfiiehtigen  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Hörer  seiner  Faeultät. 

§.  8.  Alle  in  diesem  Verzeichnisse  nicht  Enthaltenen  hat  der 
Quästor  als  gänzlich  befreit  anzuseheii  und  ihnen  diese  Befreiung  mit 
Berufung  auf  obige  Decanatszuschrift  (§.  7j  in  den  Meldungsbüchern 
und  Meldungsbogen  zu  testiren. 

§.  9.  Die  Nationalie.n  zum  Behüte  der  Abfassung  des  Haupt- 
kataloges  werden  von  dem  Decane  gesammelt  und  gleichfalls  dem 
Quästor  übergeben. 

tj.  10.  Für  die  \'erfa.ssnng  der  Ilandkataloge  zum  Gebrauche 
der  Professoren  ist  auf  die  bisher  übliche  Weise  zu  sorgen. 

III.  Von  ilen  ausserordentlichen  Zuhörern. 

(§S.  33-37.) 

§.  11.  Die  ohne  .Maturitätszeugniss  in  das  theologische  Studium 
aufgenommenen,  als  ausserordentliche  Zuhörer  au  der  Universität  zu 
behandelnden  Alumnen  und  Ürdenscleriker  haben  sich  mit  dem  vor- 
geschriebenen Meldungsbogen  zu  versehen,  über  dessen  Ausfüllung  und’ 
Benützung  im  Allgemeinen  dieselben  Anordnungen  gelten,  welche 
oben  in  Ansehung  der  Theologen  vorgeschrieben  sind.  Die,  Bestim- 
mungen der  obigen  S?§.  7 — II)  finden  auch  auf  die  Theologen  dieser 
Kategorie  ihre  Anwendung. 

IV.  Von  der  E v i den z h al tu n g der  Studirenden. 

(§§.  38-43.) 

§.  12.  Für  die  nicht  immatriculirten  Theologen,  von  welchen 
in  dem  vorigen  Paragraphe  die  Rede  ist,  muss  ein  besonderer 
Katalog  angelegt  werden,  so  zwar,  dass  diese  nicht  in  dem  allge- 
meinen Kataloge  der  ausserordentlichen  Zuhörer  erscheinen,  sondern 
dass  der  Katalog  der  Theologen  in  zwei  Abtheilungen  (ordentliche 
und  ausserordentliche)  zerfallt. 

V.  Von  denBtudieu. 

(§§•  44  — 51  der  St.-O.) 

§.  13-  Die  Candidaten  des  geistlichen  Standes  sind  verpflichtet, 
durch  vier  Jahre,  d.  i.  acht  Semester,  die  theologischen  Vorträge, 
wie  sie  in  den  von  den  Bischöfen  getroffenen  und  mit  Allerh.  Ent- 
schliessung  vom  23.  April  1850  *)  (Reichsgeselzblatt  Nr.  157) 


•}Dle  Bestünmuiigeu  des  M.-E.  v.23.  April  1860,  R.-G. -Bl.  1851  167  (hezie- 
hungsweiso  dos  M.-E.  vom  IG.  September  R.-G. -Bl.  216J  sind,  iusofcnie  sie 
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genehmigten  Bestimnuingen  bezeiclinet  wurden,  zu  hören.  Die  Wahl 
von  anderen  Vortriigen,  welche  sie  nebstbei  au  der  theologisclien 
oder  an  einer  anderen  Faciiltiit  hören  wollen,  steht  ihnen  frei, 
jedoch  haben  sie  hiezu  die  fiutheissung  Desjenigen,  welcher  von 
ihrem  Bischöfe  oder  Ordensvorstande  mit  der  Leitung  ihrer  Studien 
beauftragt  ist,  einzuholen  und  sich  hierüber  bei  der  Anmeldung  der 
Collegien  (§.  6)  mit  seinem  Vidi  auszuweisen. 

§.  I i.  Jene  Individuen,  die  an  einer  gesetzmässig  organisirteu 
Diöcesan-  oder  Kloster-Lehranstalt  die.  Theologie  absolvirt  haben, 


sich  auf  die  Reihenfolge  der  von  den  Theologen  zu  besuchenden  Collegien  be- 
ziehen, durch  den  M.-E.  vom  29.  Mürz  18f*8,  Z.  2*U  C.  U.  M.  derogirt.  Da  sic 
jedoch  noch  in  mehreren  anderen  in  Kraft  stehenden  Gesetzen  citirt  werden, 
so  la.ssen  wir  dieselben  hier  folgen : 


Kaiserliche  Verordnimg  vom  23.  April  1850, 

wirksam  fttr  aU«*  Kroniäudvr,  f(ir  welche  <1a8  AllerbGcbste  Patent  vom  4.  Milrr.  IH4B 

eiHoMeu  Ut, 

mit  wtlchtr  di«  Btiishungen  d«r  k«tholitch«n  Kiroh«  lum  dff«ntlich«n  Untarricht«  riHhar 

b««timmt  w«rd«n. 

R.-O.  Bl  1K."»0,  Nr.  157,  S.  Htl. 

In  dtir  §§.  2.  3 und  4 de«  Patente«  vuiii  4.  Marx  1849,  ge- 

nehmige Ich.  nach  dem  Anträge  Meine»  Muii«teri*  des  Cultus  und  Unterricht» 
und  über  Kinrathen  Meinc.s  Ministt'rr.'ithe»,  für  alle  Kronländer,  fttr  welche 
jenes  Patent  erflosKcu  ist,  nachstehende  Bestimmungen : 

§.  1.  Niemand  kann  an  niederen  oder  höheren  öflfciitlichcn  Lehran- 
stalten als  katholischer  Religionslehrer  oder  Professor  der  Theologie  wirken, 
ohne  die  Ermächtigung  hiezu  von  dem  Bischöfe  erhalten  zu  haben,  in  dessen 
Diöceae  »ich  die  Anstalt  hetiiulet. 

§.  2.  Der  Bischof  kann  die  Jemanden  ertbeiltc  Ermächtigung  jederzeit 
wieder  entziehen ; die  blosse  Entziehung  dieser  Ermächtigung  macht  jedoch 
eitlen  von  der  Regierung  angcstellten  Lehrer  nicht  des  ihm  gesetzlich  zustchen- 
den  Anspruches  auf  einen  Kubegehalt  verlustig. 

§.  3.  Es  bleibt  Sache  der  Regierung,  Männer,  welche  vom  Bischöfe  die 
Ermächtigung  zum  Vorträge  der  Theologie  erhalten  haben,  an  den  theologi- 
schen Facultäten  zu  Professoren  zu  ernennen,  oder  als  Privat- Dooenten  zu- 
zulassen, lind  diese  verwalten  ihr  Amt  nach  Massgahe  der  akademischen 

Gesetze. 

§.  4.  Dem  Bischöfe  steht  e.»  frei,  seinen  Alumnen  die  Vorträge,  welche 
sie  an  der  Universität  zu  besuchen  haben  und  deren  Reihenfolge  vorznzeich- 
nen,  und  sie  darüber  in  seinem  Semiuarium  prüfen  zu  lassen, 

§.  5.  Zu  den  strengen  Prüfungen  der  Candidaten  der  theologischen 

DoclorswÜrdc  ernennt  der  Bischof  die  Hälfte  der  Prüfungs-Commissäre  aus 

Männern,  w'clche  selbst  den  theologischen  Doctorgrad  erlangt  haben. 

§.  6.  Es  kann  Niemand  die  theologische  Doctorswflrde  erlangen,  der 

nicht  vor  dem  Bischöfe  oder  dein  von  ihm  dazu  Beauftragten  das  tridentinischo 
Olaubcnsbekenntniss  abgelegt  hat. 

Mit  der  Durchführung  dieser  Bestimnuingen  ist  Mein  Minister  des  Cultus 
und  Unterricht»  beauftragt. 
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können  an  einer  Universität  tiacli  vorläufiger  Immatriculation  zu  den 
Htreiigen  Prüfungen  und  zur  Kriangung  der  theologischen  Doctors- 
würde  zugelassen  werden,  wenn  sie  in  das  ^itudiuni  der  Theologie 
auf  Grundlage  eines  Maturitätszeugnisses  aufgenommen  worden  sind, 
worüber  sie  sich  gehörig  auszuweisen  haben. 

15-  Die  Theologen  aus  dem  Secular-  und  Kegularclerus  sind 
auf  Verlangen  aus  jenen  Ijehrgegenständen,  die  von  der  liischötliclien 
Versammlung  laut  Ministcrial-Erlasses  vom  30.  Juni  IB.'iO  (Kcichs- 
gesetzblatt  Nr.  319)  als  allgemein  verbindlich  bezeichnet  werden,  den 
8emestral-  oder  Aniiualpriifungeii  zu  unterziehen,  und  ist  der  Erfolg 
der  Prüfung  in  dem  Meldungsbuche  oder  Meldungsbogen  anzumerken. 

§.  16.  Rücksicbtlich  anderer  von  ihnen  besuchten  Collegien 
sind  sie  nach  der  im  i?.  51  der  Studien-Ordnung  vom  1.  October 

l^'.öO  enthaltenen  Vorschrift  zu  behandeln. 

Vr.  Von  dem  Hesuebe  der  Vorlesungen. 

(SS-  52-63.1 

S.  17-  Die  theologischen  Professoren  sind  verpflichtet,  darüber 
zu  wachen,  class  die  Eingangs  bezeichneten  Studirenden  die  Collegien, 
in  welche  sie  inscribirt  sind,  regelmä,ssig  freqmmtiren,  und  wegen 
beobachteter  Vernachlässigung  mit  Demjenigen,  der  mit  der  Ledtung 
ihrer  Studien  beauftragt  ist,  sieb  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

Ebenso  ist  von  der  allfälligen  Wegweisung  eines  solchen  'I'heo- 
logen  von  der  Universität  der  bezügliche  geistliche  Vor.stelier  in  die 
Kenntniss  zu  setzen. 

S.  18.  Der  Besuch  der  Vorlesungen  ist  in  Hem  Meldungsbuche 
oder  Meldungsbogeu  zu  bestätigen. 

VII.  Von  den  Ferien. 

(SS-  64-66.) 

§.  19.  Die  in  der  Studienordnung  vom  1.  October  |S50  vor- 
kommenden Bestimmungen  über  die  Ferien  gelten  auch  für  die  Stu- 
direndon  der  Theologie  Statt  des  bisher  in  jeder  Woche  ausser 
dem  Sonntage  zugestandenen  Ferialtages  können  zwei  halbe  Fcrial- 
tage  eingeführt  werden. 

VIII.  Von  dem  Abgänge  von  der  Universität. 

(§§.  67  und  68.) 

§.  2ü.  Den  Theologen,  mögen  sie  immatriculirt  sein  oder  in 
die  Kategorie  jener  Zuhörer  gehören,  von  welchen  in  den  §§.  2 und 
1 I die  Rede  ist,  wenn  sie  die  Universität  verlassen,  sind  anf  ihr 
Verlangen  Universitäts-  oder  Abgangszeugnisse  auszufertigen.  In  den- 
selben ist  die  in  den  .\nnual-  «der  Somestralprüfungen  erhaltene 
Classification  ersichtlich  zu  machen,  *) 

*)  Vergl.  M.-E.  vom  f.  Nov  1883,  Z.  1164-2  (lub  IV  c). 
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§.21.  In  Ansebang  der  Schreibgpbühr  von  1 fl.  bat  bei  Ausstellung 
dc.s  Universitätszcugnis.sc»  für  Tboologen  dieselbe  Naebsiebt,  wie  bei 
der  Matrikeltaxo  (§.  4)  Platz  zu  greifen. 

, H. 

Uisber  haben  sich  den  theologischen  Studien  auch  au  den  Uni- 
versitäten nur  Diejenigen  gewidmet,  welche  sich  dadurch  zum  Ein- 
tritte in  den  geistlichen  Stand  vorbereiteten.  Es  ist  aber  nicht  nur 
gestattet,  sondern  auch  sehr  wünschenswerth,  dass  die  Vorträge  an 
theologischen  Facultäten  auch  vou  anderen  Studirendon  besucht  wer- 
den, sei  es  von  solchen,  die  — ohne  sich  dem  geistlichen  Stande  zu 
widmen  — in  theologischen  Wissenschaften  unterrichtet  zu  sein 
wünschen,  sei  es  von  solchen,  die  dem  geistlichen  Stande  schon  an- 
gehiiien,  aber  eine  höhere  theologische  Hilriung  anstreben,  als  die  ist, 
weiche  als  unentbehrlich  für  Joden  Priester  erkannt  wird.  Hinsichtlich 
solcher  Studirenden  der  Theologie  findet  die  Studien-Ürdnung  vom 
1.  Octobor  1S50  volle  Anwendung,  sie  mögen  der  theologischen  oder 
einer  anderen  Faciiltiit  angeboren. 


175.  Auszug  aus  der  Yereinbarung  zwischen  Sr.  HeiL  Papst 
Pius  IX.  und  Sr.  apostol.  Majestät  Pranz  Joseph  I.  Kaiser 
von  Oesterreich  vom  25.  September  1855. 

Art  VI.  Niemand  wird  die  heil.  Theologie,  die  Katechetik  oder 
die  Religionslehre  in  was  immer  für  einer  öffentlichen  oder  nicht 
öffentlichen  Anstalt  vortragen,  wenn  er  dazu  nicht  von  dem  Bischöfe 
des  betreffenden  Kirchensprengels  die  Sendung  und  Ermächtigung 
empfangen  hat,  welche  derselbe,  wenn  er  es  tür  zweckmässig  hält, 
zu  widerrufen  berechtigt  ist.  Die  öfl'entlichen  Professoren  der  Theo- 
logie uud  Lehrer  der  Katechetik  werden,  nachdem  der  Bischof  Uber 
den  Glauben,  die  Wissensebaft  und  Frömmigkeit  der  Bewerber  sich 
ausgesprochen  hat,  aus  Jenen  ernannt  werden,  welchen  er  die  Sen- 
dung und  Vollmacht  des  Lehramtes  zu  erthcileu  bereit  ist.  Wo  aber 
einige  Professoren  der  theologischen  Facultät  von  dein  Bischöfe  ver- 
wendet zu  werden  pflegen,  um  die  Zöglinge  des  bischöflichen  Semi- 
nars in  der  Theologie  zn  unterrichten,  w'erden  zu  solchen  Professoren 
immerdar  Männer  bestellt  werden,  welche  der  Bischof  zur  Verwaltung 
des  gedachten  Amtes  für  vorzugsweise  tauglich  hält.  Bei  Prüfung 
Derjenigen,  welche  sich  tÜr  das  Doctorat  der  Theologie  oder  des 
canonischeu  Rechtes  befähigen  wollen,  wird  der  Bischof  die  Hälfte 
der  Prüfenden  aus  Doctoreu  der  Theologie  oder  beziehungsweise  des 
canonischeu  Rechtes  bestellen. 

Art.  XVII.  Die  bischöflichen  Seminare  werden  aufrecht  erhal- 
ten, und  wo  ihr  Einkommen  für  den  Zweck,  welchem  sie  im  Sinne 
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des  heiligen  Coiiciliums  von  Trient  dienen  sollen,  nicht  vollkommen 
genügt,  wird  tÜr  dessen  Vermehrung  in  angemessener  Weise  geborgt 
werden.  Bie  Bischöfe  werden  dieselben  naeh  Kichtschnur  der  heiligen 
Kirchengesetze  mit  vollem  und  ^ freiem  Keehte  leiten  und  verwalten. 
Daher  werden  sic  die  Vorsteher  und  Professoren  oder  Lehrer  gedach- 
ter Seminare  ernennen,  und  wann  immer  sie  es  für  nothwendig  oder 
nützlich  halten,  wieder  entfernen,  auch  Jünglinge  und  Knaben  zur 
Heranbildung  in  dieselben  aufnehmen,  sowie  sie  zum  Frommen  ihrer 
Kircheusprengel  im  Herrn  es  für  dienlich  erachten.  Diejenigen, 
welche  ihren  Unterricht  in  diesen  Beiniiiarien  empfangen  haben,  wer- 
den nach  vorausgegangener  Prüfung  ihrer  Befähigung  in  all’  und 
Jede  andere  Lehranstalt  eintreten  und  mit  Beobachtung  der  betreffen- 
den Vorschrilleii  um  jede  Lehrkanzel  ausser  dem  .Seminare  sich  he 
werben  können. 


176.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Erlasse  vom  25.  Jänner  1856, 
Z.  1371,  C.  TI.  M.  ex  1855, 

womit  das  zwischen  Sr.  k.  k.  apoitol.  Majestät  und  Sr.  Heiligkeit  dem 
Papste  abgesehlotsene  Concordat  unter  Anschluss  des  fürsterzbischöflichen 
Schreibens  vom  18.  August  1855  „Ecclesia  catholica“  und  das  päpstlichen 
Breve  vom  5.  November  1855  mitgetheilt  wird. 

In  Beziehung  auf  Art.  VI  enthält  dieser  Erlass  keinerlei  Be- 
merkung. 

Ueber  Art.  XVII  bemerkt  der  citirte  Ministerial-Erlass  wörtlich 
Folgendes : 

8.  ln  welcher  Art  und  in  welchem  Ma.sse  der  im  Art.  XVII 
enthaltenen  Andeutung,  dass,  wo  die  Dotation  der  bischöflichen  Semi- 
narien  unzureichend  ist,  für  eine  entsprechende  Erhöhung  derselben 
gesorgt  werden  solle,  Folge  zu  geben  sei,  wird  den  Gegenstand  ab- 
gesonderter Verhandlung  zu  bilden  haben,  wo  ein  Bedürfniss  darnach 
geltend  gemacht  werden  wird. 

Die  Anstellung  der  Vorstände  und  Professoren  für  die  bischöf- 
lichen Seminarien  ist  in  demselben  Artikel  XVII  den  Bischöfen  an- 
heimgestellt, welchen  letzteren  aber  andererseits  durch  das  päpstliche 
Breve  zur  Pflicht  gemacht  ist,  nur  solche  Männer  hiefiir  auszuwählen, 
gegen  welche  von  Seite  der  kaiserlichen  Regierung  in  politischer 
Beziehung  keine  Bedenken  erhoben  werden.  Die  Bischöfe  werden 
daher  vor  der  Besetzung  solcher  Stellen  die  Candidaten,  die  sie  hie- 
für  im  Auge  haben,  Eurer  ....  namhaft  machen  und  dem  Aussprucho 
Eurer  ....  über  die  Zulässigkeit  der  Austeilung  entgegeusehen. 
Dieser  Ausspruch  wird  sich  auf  die  politische  Bedenklichkeit  oder 
Unbedenklichkeit  zu  beschränken  haben. 
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177.  Ministerial-Terordnuiig  vom  29.  März  1858,  Z.  264, 

C.  U.  M., 

wirkHam  für  den  ganzen  Umfang  des  Rcictiei., 

die  Durchführung  der  Artikel  VI  und  XVII  des  Concordates  bezüglich  der 
theologischen  Studien  betreffend. 

R.-G.-B1.  1858,  Nr.  .50,  S.  273. 

lieber  die  Kcgeliing  des  Uiiterriehtes  in  den  llieologisclicn 
Wissenschaften  winl  mit  Hinsicht  auf  die  Bestimmungen  des  Concor- 
dates und  in  Folge  der  allorh.  Kntschliessung  vom  8.  Mürz  1S.58 
Nachstehendes  bekannt  gemacht; 

Nach  <lem  siebzehnten  Artikel  des  Concordates  steht  es  den 
Bischöfen  frei,  den  Unterrfcht  der  Zöglinge  ihrer  Seminarieu  nach 
Richtschnur  des  Kirchenge.se.tzes  mit  voller  Freiheit  zu  leiten.  Die 
Bischöfe  der  im  Jahre  18.50  zu  Wien  gehaltenen  Versammlung  haben 
es  jedoch  als  wichtig  und  heilsam  anerkannt,  bei  Kinrichtung  ihrer 
theologischen  Diöcesan-Lehraiistalten  gemeinsam  zu  W'erke  zu  gehen, 
und  sich  daher  filr  dieselben  zu  den  folgenden  Bestimmungen  geei- 
nigt, welche  sie  bei  den  Verfügungen  der  Frovincialconcilien  im 
Auge  zu  behalten  beabsichtigen. 

§.  I . In  die  theologischen  Studien  sind  nur  Solche  aufzuneh- 
men, welche  das  Unter-  und  Obergymnasium  mit  hitireichendem  Er- 
folge zurückgelegt  haben. 

§.  2.  Die  Theologie  zerfallt  in  vier  .Jahrgiinge  und  wird  von 
sechs  oder  wenigstens  vier  Professoren  vorgetragen.  *) 

§.  3.  An  allen  theologischen  Lehranstalten  müssen  Dogmatik, 
Moral  und  Pastoral,  Kirchengeschichte,  Kirchenrecht,  die  heilige 
Schrift  des  alten  und  neuen  Bundes  und  bebr.äische  Sprache  gelehrt 
werden  ; doch  kann  der  Bischof  die  Zöglinge  von  Erlernung  der 
hebräischen  Sprache,  insoweit  es  ihm  zweckmässig  scheint,  loszählen. 

§.  4.  Insoweit  es  nach  Massgabe  der  Verhältnisse  möglich  ist, 
sollen  vorzüglich  über  die  Väterkunde,  doch  auch  über  andere  dem 


*)  Vergl. 

Erlass  des  Staatsministeriiuiis  Abth.  C.  D.  vom  12.  Juli  1864,  Z.  6306, 

AH  rl«>D  akademiscbfiD  Senat  der  k.  k.  UntversilAt  zu  Iniuhrunk, 

balralFead  di«  Oau«r  d«a  lheologi«ch«n  Studium«  fUr  künftige  Seelsorger  in  Oesterreich. 

Die  Theologie  iat  jeneu  H5rem,  die  in  Hinkunft  in  Oesterreich  aU  Seel- 
sorger verwendet  werden  wollen,  den  Be»timmuiigcn  de.s  Minieterial-Erlasses 
vom  29.  März  1868,  R.-G.-Bl-  Nr.  60  gemäns  durch  vier  Jahre  in  der  für  die 
theologiitche  Facult&t  der  Duiveraität  genehmigten  WeUe  vorzutragon. 
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Diener  der  Kirche  nützliche  Gegenstände  ausserordentliche  Vorlesun- 
gen gehalten  werden. 

§.  5.  Die  Bischöfe  beabsichtigen  bei  dem  Unterrichte  ihrer  Se- 
minariumszöglinge  die  Reihenfolge  der  ordentlichen  Lehrfächer  nach 
folgendem  Entwürfe  zu  bestimmen: 

Erster  Jahrgang. 

Allgemeiner  Theil  der  Dogmatik, 

Einleitung  in  die  heilige  Schrift, 

Erklärung  der  heiligen  Schrift  des  alten  Bundes  aus  der 
Vulgata, 

üebräische  Sprache. 

Zweiter  Jahrgang. 

Besonderer  Theil  der  Dogmatik, 

Erklärung  der  heiligen  Schrift  des  neuen  Bundes  aus  der 
Vulgata,  mit  fortlaufender  Rücksicht  auf  die  Begründung  der 
Glaubenslehre , 

Erklärung  dos  Urtextes. 

Dritter  Jahrgang. 

Kirchengeschichte  mit  vorherrschender  Rücksicht  auf  Dog- 
men und  Verfassungsgeschichte, 

Moraltheologic  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse 
des  Beichtvaters. 


. Vierter  Jahrgang. 

Pastoraltheologie  im  engeren  Sinne, 

Liturgik,  , 

Geistliche  Beredsamkeit, 

Katechetik,  Unterrichtsichre, 

Kirclieureclit. 

§.  6.  Das  Latein  ist  die  ordentliche  Sprache  der  theologischen 
Lehrvorträge.  Eine  Ausnahme  soll  nur  für  einzelup  Lehrfächer  und 
aus  wichtigen  Gründen  gemacht  werden. 

§.  7.  Als  Professoren  der  Theologie  sollen  nur  Solche  ange- 
stellt werden,  welche  ihre  Betahigung  durch  eine  schriftliche  Prüfung 
und  einen  mündlichen  Probevortrag  ausgewiesen  haben,  doch  kann 
mit  Männern,  welche  ihre  Fähigkeit  durch  Leistungen  als  I^chrer 
oder  Schriftsteller  bereits  hitircichcnd  bewährt  haben,  eine  Ausnahme 
gemacht  werden. 

§.  8.  Bei  Erledigung  von  Lehrkanzeln  an  Diöcesan-Lehranstal- 
teu  ist  die  Bewerbung  von  dem  Bischöfe  wenigstens  in  der  ganzen 
Diöcese  auszuschreiben.  Bei  Lehranstalten,  welche  mehreren  Diö- 
cesen  gemeinsam  sind,  soll  die  Ausschreibung  in  allen  diesen  Diöce- 
sen  veranlasst  werden. 

Thaa.  Oeatarr.  l7niven.iiaL.,;aiiotaa.  16 
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§.  9.  Wo  der  Rcligionsfond  9ir  den  Gelmlt  des  Professors 
iSor>;e  trägt,  wird  der  HiscJiof  die  oingetretene  Erledigung  der  Lehr- 
kanzel der  obersten  Landesliehörde  bekannt  geben. 

S-  10.  Der  Bischof  hesliramt  die  Fragen  und  trägt  Sorge,  dass 
die  schriftliche  Prüfung  der  Bewerber  unter  einer  jeden  Missbrauch 
niisschliessenden  Aufsicht  gehalten  werde.  Ueber  das  Ergehniss  der- 
selben wird  er  ncb.st  dem  Onlachten  der  Professoren  der  Diöcesan- 
lehranstalt  auch  das  einer  anderen  theologischen  Lehranstalt  einholcu. 

ij.  11.  Die  Beurthcilung  des  Probevortrage.s  ist  von  einem 
Ordinariats  Commis.säre  und  den  Proft-ssoren  lier  Theologie  vorzu- 
nehmen. 

§.  12.  Sollte,  keine  Hod'rmng  vorhanden  sein,  durch  eine  Aus- 
schreibung der  Lehrkanzel  hefiihigtc  Bewerber  zu  gt^winnen,  so  wird 
der  Bi.schof  Ihr  den  Vortrag  des  erledigten  Lehrfaches  Vorsorge 
trefl'cn.  Wenn  der  sn|)|dirende  lichrer  Ein  .Jahr  hindurch  den  in  ihn 
gi-setzten  Erwartungen  ents|irochen  hat,  so  kann  der  Bischof  den- 
selben zu  einer  schriftlichen  itnd  mündlichen  Prüfung  zulassen,  bei 
deren  Beurtheiliitig  nach  den  10  tttid  I 1 vorzttgeheti  ist. 

§.  19.  Nach  vorgenoinmener  Beurthcilttng  iler  Prüfntigsleistun- 
geti  wählt  der  Bischof  ans  den  Bewerbern  .(etien,  welcher  am  meisten 
Bürgschall  tlir  eine  heilhriiigende  Wirksamkeit  darhietet,  und  ver- 
sichert sich  mittelst  einer  an  den  Statthalter  gerichteten  Anfrage, 
da.s.s  demsctben  kein  politisches  Bedetiken  im  Wege  stehe,  worauf  er 
ihm  das  Lehramt  verleiht.  Da.sselbe  ist  zit  beobachten,  wenn  der 
Bischof  eineti  jMatin,  welcher  durch  seine.  Lei.stungen  als  Schriftsteller 
oder  Lehrer  sich  anszinchnet,  ohito  vorausgegangene  Ooncursprtifung 
als  Profe.ssor  bezeichnet. 

§.  11.  Wo  die  theologische  Lehranstalt  für  zwei  oder  mehrere 
Diöcesen  gemeinsam  ist,  wird  zwi.scben  den  hetrefl'enden  Bischöfen 
eine  Ueheroinkitnft  zu  Besetzung  der  theologischen  Lehrämter  zu 
schliessen  seiti. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haheti  diese  Bestimmungen 
als  den  im  Concordatn  aufgestellten  (irnndsätzen  vollkommen  entspre- 
chend zu  genehmigen  geruht,  und  erwarten,  dass  dieselben  bei  der 
Wichtigkeit,  welche  die  Heranbildutig  der  durch  Seelsorge  und  Unter- 
richt wirkenilen  Geistlichkeit  aitcli  für  den  Staat  hat,  ohne  Vor- 
wissen der  kaiserlichen  Regierung  nicht  ahgeändert  w'orden.  Aller- 
höchstilieselben  setzeti  voraus,  dass  ilie  Bischöfe  hei  Oberleitutig  und 
Beaufsichtigung  der  theologischen  Lehranstalten  jener  ( Irdensgeist- 
lichen,  welche  einem  Gimcral-Ohereii,  der  hei  dem  heiligen  Stuhle 
seinen  Wohnsitz  hat,  nicht  luiterstehen,  an  den  vorgelegtcn  zweck- 
mässigen Anordnungen  in  allen  wesentlichen  Punkten  festhalten 
werden,  ln  BetrefT  der  .Männer,  welche  an  solchen  Anstalten  das 
Lehramt  übernehmen  sollmi,  wenleii  die  Bischöfe  sich  in  derselben 
Weise  wie  lud  ileii  Professoren  ihrer  Diöcesan-Lehranstalten  die 
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Uebvrzcuguiig  vorHchaSeii,  da»»  dviiseltieii  kein  politisuhes  Bedenken 
im  Wege  stehe. 

Zugleich  haben  Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  anzuordneu 
geruht,  dass  die  Ministerial- Verordnung  vom  30.  Junius  1S.50  (R.-G.- 
Bl.  Nr.  310)  *),  nachdem  dieselbe  die  selVjststUndige  kirchliche  Leitung 
der  l)e,treffenden  Lehranstalten  nicht  beirrt,  auf  den  ganzen  Umfang 
des  Reiches  ausgedehnt  werde,  demnach  haben  die  Bischöfe  von  den 
ihrer  Leitung  unterstehenden  theologischen  Diöcesan-  und  Kloster- 
le.hranstalten  zu  Anfang  Jedes  Studienjahres  und  zwar  längstens  bis 
Endo  des  ersten  Monates  mich  Beginn  der  Vorlesungen  eine  Perso- 
nalstandstabollo  tles  Lehrkörpers,  dann  in  einer  gesonderten  Eingabe 
ein  V’erzoiehniss  der  Lehrgegenstäiide  mit  Angabe  der  Stundenzahl, 
wie  auch  ein  nach  Jahrgängen  geordnetes  Verzeichuiss  der  Schüler 
mit  Angabe  ihres  Alters  und  bei  denen  des  ersten  Jahrganges  mit 
dem  Nachweise  ihrer  Voistudien,  ilem  Ministerium  im  Wege  der  poli- 
tischen Landesstollc  einzusenden. 

An  den  theologischen  Facultäten  ist  liei  Anstellung  der 
von  Seiner  Majestät  zu  ernennenden  Professoren  in  nachstehender 
Weise  vorzugehen ; 

Wird  an  einer  theologischen  Facultät  die  Stelle  eines  Profes- 
sors erledigt,  dessen  Lehrthätigkeit  nothwendig  ist,  damit  die  Zög- 
linge des  bischödicheu  Seminars  in  Geraässheit  des  Seiner  Majestät 
vorgelegteii  Lehrplane.s  unterrichtet  werden,  und  wünscht  der  Bischof 
ttir  dieselbe  einen  Mann,  welcher  seine  Befähigung  bereits  durch 
Leistungen  im  Lehrfache  oder  als  Schriftsteller  hinreichend  bewährt 
hat,  so  bleibt  es  demselben  unbenommen,  sich  nach  Anhörung  des 
theologischen  Lehrkörpers  mit  dem  k.  k.  Unterrichtsministerium 
in’s  Einvernehmen  zu  setzen.  Wünscht  der  Bischof  keine  Berufung, 
oder  sollte  über  dieselbe  ein  Plinvernehinen  nicht  hergestellt  werden 
können,  so  ist  durch  da.s  Unterrichtsministerium  mittelst  der  öffent- 
lichen Blätter  eine  Bewerbung  auszuschreiben.  Die  zur  schrittlichen 
Prüfung  erforderlichen  Fragen  bestimmt  der  Bischof  und  übergibt 
dieselben  ilein  genannten  Ministerium,  welchem  es  Vorbehalten  ist. 
einem  Bewerber  zu  gestatten,  der  Concursprüfung  sich  an  einer  in 
der  Ausschreibung  nicht  bezeichneten  theologischen  Lehranstalt  zu 
unterziehen.  Der  Probevortrag  wird  im  Beisein  eines  bischöflichen 
Commissärs  gehalten. 

Die  Beurtheilung  des  wissenschaftlichen  Werthes  der  Prüfungs- 
arbeiten wird  das  Jlinisterium  in  der  bisher  üblichen  Weise  veran- 
lassen, und  sodann  unter  Mittheilung  säramtlichcr  Gesuche,  der  Prü- 
fungsarbeiten und  der  Beurtheilung  des  Probevortrages  sich  mit  dem 
betreffenden  Bischöfe  in's  Einvernehmen  setzen,  damit  die  Wünsche 
desselben  im  Sinne  des  sechsten  Goncordats-Artikels  berücksichtigt 
werden  können.  In  letzterer  Beziehung  müsste  eine  Ausnahme  ein- 
treten,  wenn  einem  -Manne,  welchen  der  Bischof  zur  Verwaltung  des 


*)  Sub  Nr.  173  dieser  .Sammlung. 


16* 


Digitized  by  Google 


24} 


erledigten  Lehramtes  fUr  vorzugsweise  tauglich  hielte,  ein  politisches 
Bedenken  im  Wege  stünde. 

Wird  an  einer  theologischen  Facultät  die  Stelle  eines  Profes- 
sors erledigt,  dessen  Lehrthätigkeit  nicht  nothwendig  ist,  damit  die 
Zöglinge  des  bischöflichen  Seminars  in  Gemttssheit  des  Seiner  Ma- 
jestät vorgelegten  Lehrplanes  unterrichtet  werden,  so  steht  es  dem 
Bischöfe  der  Diöcese  frei,  auf  die  Berufung  eines  befähigten  Mannes 
anzutragen,  sowie  auch  das  k.  k.  Ministerium  dem  Bischöfe  einen 
solchen  bezeichnen  kann.  Wird  es  als  nothwendig  anerkannt,  eine 
Bewerbung  auszuschreihen,  so  sind  die  obigen  Bestimmungen  zu 
btHjbachteu.  Die  Ernennung  wird  stets  Einem  aus  Jenen  zu  Thcil 
werden,  welchen  der  Bischof  die  Sendung  und  Vollmacht  des  Lehr- 
amtes zu  ertheilen  l>ercit  ist. 

Alle  theologischen  Facultäts - Professoren  sollen 
übrigens  in  der  Kegel  Doctoren  dcrTheologie  sein  und 
ihre  Anstellung  ist  wie  bisher  durch  drei  Jahre  als  eine 
provisorische  zu  betrachten,  wenn  sie  nicht  gleich  bei  der 
Ernennung  für  definitiv  erklärt  wird. 

Dem  Bischöfe  der  Diöcese,  in  welcher  sich  die  Lehranstalt 
befindet,  steht  es  zu,  von  sämmtlichen  Professoren  und  Lehrern  der 
Theologie  die  Gewährleistung  kirchlicher  Gesinnung  zu  fordern, 
ihren  Wandel,  ihre  I^elire  und  gesainmte  Amlsthätigkeit  fortwährend 
zu  überwachen,  und,  wenn  sie  in  einer  dieser  Beziehungen  sich  ihres 
Berufes  unwürdig  erweisen  sollten,  die  Ermächtigung  zum  Vortrage 
der  Theologie  zurückziinehmen. 

Ira  Uebrigen  haben,  in  wi<-  weit  durch  die  gegenwärtige  Ver- 
ordnung nicht  anders  vcrliigt  wird,  für  die  Wirksamkeit  der  theolo- 
gischen Facultäts-Professoren  die  Bestimmungen  der  Cultus-Ministc- 
rial-Erlässe  vom  JO.  .lunius  18.50  (K.-G.-Bl.  Nr.  J19)  und  vom 
16.  September  1851  (R.  G.-Bl.  Nr.  216)  *)  zu  gelten,  durchweichen 
letzteren  die  Anwendung  der  allgemeinen  Anordnungen  vom  l.Octo- 
ber  18.50  über  die  Facultäts.studien  auf  die  Studirenden  der  Theologie 
ihre  nähere  Bestimmung  erhält  und  dem  Voi'haben  der  Bischöfe  Ge- 
nüge geschieht,  sich  über  die  Fortschritte  der  Schüler  in  sämmt- 
lichen Lehrfächern  durch  genau  zu  überwachende  Prüfungen  Gewiss- 
heit zu  verschafTeii  und  über  den  Erfolg  der  ganz-  oder  halbjährigen 
Prüfungen  in  bisheriger  Weise  Zeugnisse  ausstellen  zu  lassen. 

Hub  Nr.  174  dieser  Sammlung. 
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b)  V erhältnisse  der  theologischen  Professoren. 

lErfordemhise  zur  Erlangung  eines  theologischen  Lehramts.  Rechte  und  Pflichten 
der  theologischen  Professoren.) 


178.  Auszug  aus  dem  Decret  der  Studien-Hofeommission 
vom  27.  September  1811,  Z.  1654,  *) 

an  Kämnttliclin  Lämleratclleii, 

betreffend  Pflenzichulen  für  künftige  Profetioren. 

2.  c)  In  Hinsicht  auf  das  theoIo('ische  i:>tudium  sind  in  dem 
erzbischöflichen  Alumnate  zwei  Individuen  nach  zurückgelegtera 
theologischen  Curse  als  Adjuncten  zurückziibehalton,  welche  die 
Verpflegung,  die  sie  ehedem  erhielten,  zu  geniessen  und  sich  für  die 
Lehrkanzeln  der  Dogmatik,  Moral-  und  l’astoral-Theologie  vorzube- 
rciten  haben. 

3.  Bei  der  Auswahl  der  Adjuncten  müssen  diejenigen  den  Vor- 
zug erhalten,  an  denen  während  ihrer  Studienzeit  die  Anlagen  und 
Eigenschaften  zum  künftigen  Professor  am  deutlichsten  sich  aus- 
sprachen. 

4.  Bei  der  Besetzung  der  Adjuncten-Stellen  für  die  höheren 
Lehranstalten  haben  die  Professoren,  deren  Lehrkanzeln  es  betrifft, 
folglich : 

c)  zu  den  Stellen  der  für  das  theologische  Fach  gewidmeten 
zwei  Adjuncten  die.  drei  Professoren  der  Dogmatik,  Moral-  und 
Pastoraltheologie,  mehrere  der  vorzüglichsten  Individuen  dem 
Studien-Director  vorziischlagen,  welcher  aus  den  Vorgeschlagenen 
den  Geeignetsten  bestimmt  oder,  wenn  etwa  der  Vorschlag  mit 
den  Studien-Katalogen  im  Widerspruche  stünde,  einen  Anderen 
wählet  und  ihn,  im  letzten  Falle  mit  Beifügung  der  Gründe, 
welcherwegen  er  von  dom  Vorschläge  abging,  der  Landesstelle 
zur  Anweisung  des  Gehaltes  anzeiget. 


*)  Vergl.  die  Nute  1 auf  Seite  137  dieser  Sammlung. 


Digitized  by  Google 


246 


5.  Die  Dauer  aller  erwähnten  Anstellungen  ist  für  zwei  Jahre. 
Hat  ein  Individuum  während  dieser  Zeit  durch  vorzügliche  Verwen- 
dung sich  ausgezeichnet,  wünschet  da.sselhe  eine  Verlängerung  der 
Anstellung,  und  findet  man  diese  für  den  benhsichtiglen  Zweck  vor- 
tlicilhaft,  so  kann  die  Landesstelle  nach  dem  Einrathen  des  Studien- 
Directore  dieselbe  auf  zwei  .Jahre  verlängern,  nach  deren  Verlauf 
aber  unabänderlich  ein  neues  Individuum  fiir  die  Stelle  ernannt 
werden  muss. 

6.  Seine  Majestät  befehlen,  dass  bei  den  Adjiincten  ganz  vor- 
züglich auf  die  Erreichung  des  Hauptzweckes,  d.  i.  der  Ausbildung 
zum  bestimmten  Lehrfache  gesehen  werde,  daher  alles  wegbleiben 
müsse,  was  dieser  Erreichung  hinderlich  wäre,  und  die  Lehrstands- 
Candidaten  in  literarische  Handlartger  der  Professoren,  Präfecte  oder 
Directoren  umwandelte. 

8.  Die  Vergehung  der  Lehrkanzeln  hat  noch  ferners  nach  der 
bestehenden  Ordnung  zu  geschehen,  daher  haben  sich  die  Adjuncten 
zur  Erlangung  eines  Lehramtes  dem  C'oncurse  zu  unterziehen. 


179.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  14.  Februar  1817, 

Z.  114, 

an  das  Gnbcrniuin  1.  in  Laibach,  2.  in  Innsbruck.  (3.  in  Mailand,  4.  in  Venedig), 

f).  in  Triest, 

die  Eriheilung  mehrerer  Begünstigungen  an  theologische  Professoren  betreffend. 

Seine  k.  k.  Majestät  haben  über  einen  a.  u.  erstatteten  Vortrag 
der  Studien  - Hofeommission  in  den  deutschen  Provinzen  unterm 
15.  October  v.  ,J.  Folgendes  zu  entschliessen  geruht: 

(An  Alle.)  1 . Um  den  theologischen  Lehrämtern  mehr  Reiz 
zu  geben  und  die  Professoren  länger  bei  denselben  zu  erhalten, 
hat  in  Zukunft 

a)  kein  Unterschied  zwischen  dem  Gehalte  eines  Pro- 
fessors, der  ein  Welt-  oder  Ordensgeistlicher  ist,  zu  bestehen. 

b)  Können  verdiente  Professoren  zu  Ehrenstellen  in  An- 
trag gebracht  werden,  deren  Obliegenheiten  das  Lehramt  nicht 
wesentlich  beeinträchtigen. 

c)  Sollen  verdiente  und  länger  dienende  Professoren  Ge- 
haltszulagen ad  personam  erhalten. 

(Ad  1 und  2.)  Sei  an  jedem  Lyceum  ein  theologischer  Ad- 
jnnct  nach  der  fiir  die  Universitäten  vorgeschriebenen  Art  mit 
dem  Bedeuten  anzustellen,  dass  er  in  dem  Priesterhanse  die 
.Stelle  eines  Studien-Präfecten  oder  Correpetitors  zu  versehen, 
und  die  cnrsorischen  Vorlesungen  über  die  ganze  heilige  .Schrift 
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vorzunehiuen  habe.  *)  In  Hinsicht  der  Auswahl  dieser  Adjunc- 
ten  ist  sich  nach  der  Allerli.  EiiLschliessiing  vom  14.  t'eiitembcr 
1811  zu  benehmen.  Auch  folgt  im  Anschlüsse  die  Instruction 
für  theologische  Adjuncten  mit.  **j  Was  die  Verpflegung  und 
Remuneration  dieser  Ailjiincten  betiilTt,  wird  die  Entscheidung 
niiehstens  folgen. 


*)  Mit  üecret  der  Studien  - Hofcommi.ssion  vom  19.  September  1817, 
Z.  Z241  wurden  aucli  bei  der  Lemberger  UniversitUt  zwei  .Vdjuneten  für  die 
Ibeidogiscbc  Kaeullät  mit  der  Nntural-Veriitiegiing  und  jUlirliebeu  Keniuiiern- 
tioii  von  KM)  Ö.  be.stellt.  Uebe.r  den  gegenwÄrtigeu  .Stand  der  Adjuncten  vergl. 
die  Anmerkung  1 auf  Seite  187  dieser  .Sammlung. 

**)  Instmction  für  die  Adjuncten  der  theologischen  Studien. 

(ßt'Uii^e  tlfA  iK  vuiu  14.  Februar  1H17,  Z 114.) 

Bei  Anstellunjf  der  Adjuncten  haben  »<eine  Majestät  xur  Ab.sicht,  E^flaiiE* 
schulen  zu  errichten,  in  ivelciieii  Dihige  Suhjecte  nach  vollendeten  theologi- 
schen Studien  zu  tauglichen  Lehrern  für  die  Fächer  der  Dogmatik,  der  Moral- 
uud  Fastoral-Theologie  gebildet  werden.  Zu  dem  Ende  bähen  dieHelbeii  nach- 
stehende Vorschrift  genau  zu  bcuhachlen. 

1.  Sie  haben  die  Frofessoren  der  ihnen  zugetheilten  Lehrzweige  als 
ihre  uuinittclbnren  Obern,  die  Directoren  als  ihre  höheren  Obri;:keiten 
anzu.sehen;  ihre  Abhängigkeit  erstreckt  sich  jedoch  bh>s  auf  die  eben  er- 
wähnte Hestiminuiii;  und  die  daraus  hervorgehenden  Verhiiidlichkeiten. 

2.  Sie  sollen  sich  ausschliessungswoUe  den  ihnen  angewiesenen 
Lehrgegenstäudeii  widmen.  Den  theologischen  Adjuncten  wird  daher  keine 
andere  Nehenbesehäftigung  gestattet,  als  die  liepetitiun  der  theologischen 
Ge^eiifltniide  mit  den  /öglingen  des  eizbiachbtlichcii  (he/.ielmiigrsweise 
bischöäichen)  AliimiiaLs,  und  die  in  Alumnaten  voigc.schriebene  Erklärung 
der  ganzen  heiligen  Schrift. 

3.  Sic  .sind  verpflichtet,  insoweit  die  Stunden  vereiubar  sind,  allen 
Vorlesungen  der  Professoren,  denen  sie  beigegehen  sind,  während  der 
ganzen  Zeit  ihrer  Anstellung  beizuwohnen. 

4.  Sie  »ollen  sich  Über  alle  in  ihrem  Fache  ihnen  aufstussendcii 
Schwierigkeiten  und  Dunkelheiten  bei  den  betreffenden  Profe.vioren  Raths 
erholen,  welche  sie  auch  mit  den  vorzüglichsten  und  hrauchharbteii  Schrift- 
stellern in  diesen  Fächern  bekannt  machen  werden. 

b.  Um  von  den  Fortschritten  und  der  Tauglichkeit  der  Adjuncten 
zum  I. ehramte  versichert  zu  »ein,  haben  dieselben  einzelne  Materien  der 
sie  betreffenden  Fächer  schriftlich  zu  bearbeiten,  und  unter  der  Aufsicht 
der  Professoren  einige  Vorlesungen  darüber  zu  halten;  desgleichen  sollen 
sic  den  Collegial-Prüfungen  öfter»,  den  Seinestral-rrüfungen  immer  beiwoh- 
nen, und  wenn  es  der  Director  für  zweckdienlich  hält,  die  Schüler  selbst 
prüfen. 

6.  Die  Adjuncten  sind  ordentlicher  Weise  nicht  Supplenten  der  Pro- 
fessoren ; doch  können  sie  in  einzelnen  Fällen  von  d«;n  Directoren  dazu 
verwendet  werden. 

7.  Wird  einem  oder  beideu  Adjuncten  ihrer  vorzüglichen  Verwen- 
dung wegen,  worüber  der  Director  zu  wachen  und  mit  den  betreffenden 
Professoren  zu  stimmen  hat,  die  Dauer  der  Adjunctur,  für  welche  der 
Regel  nach  zwei  Jahre  bestimmt  »md,  verlängert,  so  sind  sie  verpflichtet, 
»ich  den  strengen  Prüfungen  zur  Erhaltuug  der  DoctorswUrdc  zu  unter- 
ziehen. 

8.  Sie  sind  verbunden,  jeden  ans  den  üineii  angewiesenen  Fächern 
abzuhaltenden  Concurs  mitzumaehen;  jedoch  .steht  es  ihnen  frei,  ihrer 
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180.  Decret  der  k.  k.  Studien-Hofcommission  vom  19.  Sep- 
tember 1835,  Z.  4975,  *) 

an  die  niederösterrcichischc  Regierung, 

womach  eine  theologische  Professur  mit  einem  Canonicate  in  Wien  in  der 
Regel  nicht  vereinigt  werden  darf. 

Seine  Majestät  haben  laut  hoher  Präsidial-Erinnemng  vom 
8.  Juni  1 834  mittelst  Allerhöchster  über  einen  speciellen  Anlass 
herabgelangter  Entschliessuiig  vom  2.  .Juni  1834  allergnädigst  zu 
verordnen  geruhet,  dass  die  Beibehaltung  der  Professur,  wenn  ein 
Professor  zum  Domherrn  der  )Ictropolitankirche  in  Wien  gewählt 
wird,  keineswegs  als  Kegel  anzusehen  sei,  daher  die  Professur  eines 
zum  Domherrn  gewählten  Professors  als  erlediget  anzusehen  sei,  wenn 
nicht  die  Allerhöchste  besondere  Erlaubniss  zur  Vereinigung  beider 
Stellen  vorliegt.  **) 


181.  Decret  der  k.  k.  Studien-Hofcommission  vom  9.  März 
1836,  Z.  1415, 

An  die  LänderMtellen  vuu  NiederOäterreich,  OberUstorreich,  Böhmen,  Mähren, 
GaliKieu,  Steiermark,  Illyrieii,  Küstenland,  Tirol, 

betreffend  den  Vorgang  bei  Ernennung  von  Profeetoren  det  geietllohen 
Standet  zu  Aemtern  in  der  Seettorge. 

In  Folge  Allorhöclifltrr  Entscliliessnng  vom  25.  Februar  d.  J. 
ist  allen  Ordiiiariaton  die  Weisung  zu  ertlieilen,  sie  hätten  in  dem 


Privatverhältiüsse  wegen  auf  die  eben  erledigte  Lehrkanzel  Verzicht 
zu  leisten. 

9.  Damit  sie  in  der  Kenntniss  der  Einrichtungen,  welche  ün  theo- 
logischen Studienfache  von  Zeit  zu  Zeit  getroffen  werden,  nicht  Zurück- 
bleiben, sind  die  Verordnungen,  welche  der  Dircctor  den  Professoren  mit- 
zuthoilen  hat,  auch  den  Ädjuncten  zur  Einsicht  mitzutheilcn.  Diese  haben 
darüber  ein  Register  /.u  führen,  welche.s  sic  am  Sehlus.se  der  Adjunctur 
ihren  Nachfolgern  zu  überlasseii  haben. 

10.  Endlich  knniie.n  die  Adjuncten  die  UuiversitHts-Bibliothek  ebenso 
benützen,  wie  der  Uebratieh  derselben  den  öffentlichen  Professoren  durch 
die  bestehenden  Gc.setze  gestattet  ist. 

•)  Die  Allerh.  Entschliossung  vom  4.  nud  das  Stud.-H.-C.-D.  vom  24. Fe- 
bruar 1837,  Z.  887  über  denselben  Geg(uistand  sind  hciiiaho  wörtlich  gleieh- 
lauteiid  mit  den  oben  angeführten  Bestimmungen. 

**)  Anlässlich  mehrerer  in  den  letzten  Jahren  erfolgter  Ernennungen 
von  theologischen  Professoren  zu  Domherren  der  Metropolitankirche  in  Wien 
wurde  dem  in  den  obigen  Stud.-H.-C.-Decrcten  ausgesprochenen  Principe  mit 
Rücksicht  auf  den  seither  erÜossencn  M .-E.  vom  29.  März  1858  R.-G.-B1.  50  in 
der  Weise  Rechnung  getragen,  dass  der  Herr  Cardinal  Fürst-Erzbischof  stets 
um  eine  Aeusserung  über  die  Wiederbesetzung  der  erledigten  Pro- 
feisur  ersucht  wurde. 
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Falle,  wo  ein  öffentlicher  von  Seiner  Majestät  Allergnädigst  ernannter 
Professor  eine  nicht  von  Seiner  Majestät  verliehene  Pfründe  oder  an- 
deres Amt  erhalten  sollte,  denselben  zur  Versebnng  der  Pfründe 
oder  des  Amtes  nicht  eher  zuzulassen,  bis  er  nicht  seine  Entlassung 
im  ordentlichen  Wege  angesucht  und  von  Seiner  Majestät  erhalten  hat. 


182.  Studien-Hofcommissions-Secret  vom  10.  Octolier  1836, 

Z.  6129, 

betreffend  die  Verwendung  der  Regularen  für  Lehrämter. 

In  Folge  der  Allerh.  Entschliessung  vom  27.  September  1.  .7. 
sind  die  Regularen  von  der  Verwendung  in  den  Lehrämtern  der 
höheren  Wissenschaften  der  Theologie  und  Philosophie  auch  an 
solchen  öffentlichen  Lehranstalten  nicht  auszuschliessen.  welche  weder 
deren  Orden  übergeben  sind,  noch  sich  mit  dem  Ordenshause  in 
einem  und  demselben  Orte  befinden. 

Doch  dürfen  Regularen  für  solche  Lehrämter  nur  dann  in  Con- 
currenz  treten,  wenn  sie  die  schriftliche  und  von  dem  Ordinariate,  zn 
welchem  das  Ordenshaus  gehört,  genehmigte  Erlaubniss  ihrer  Ordens- 
obem,  nämlich  des  Stifts-  oder  Provinz-Vorstehers  hiezu  beibringcn. 

Diese  Vorsteher  sind  durch  die  Ordinariate  anzuweisen,  diese 
Erlaubniss  für  so  entfernte  Lehranstalten,  von  welchen  der  angestellte 
Ordensiiiaun  .Jahre  lang  nicht  in  seine  Ordensfamilie,  um  in  derselben 
einige  Zeit  als  Regular  zu  leben,  kommen  kann,  nicht,  und  nur  an 
solche  Individuen  zu  ertlieilen,  welche  anhaltend  ihren  regulären 
Sinn  und  Wandel  so  bewährt  haben,  dass  ihnen  mit  Beruhigung  ge- 
stattet werden  kann,  durch  eine  längere  Zeit  entfernt  von  der  un- 
mittelbaren Aufsicht  und  Leitung  der  Ordens-Obern  zu  leben.  Diese 
Empfehlung  ihrer  Untergeordneten  haben  deren  Vorgesetzte  in  der 
Erlaubniss  selbst  auszudrücken. 

Das  Leben  der  so  gestaltet  an  öffentlichen  Lehranstalten  ange- 
stellten  Regularen,  damit  es  ihrem  Stande  entspreche,  ist  durch  be- 
stehende Vorschriften  geregelt,  deren  genaue  Befolgung  handzuhaben 
ist.  Den  Vorstehern  der  Stifte  und  Ordensprovinzen  ist  das  Zurück- 
berufen  ihrer  Untergeordneten  in  ihre  geistliche  Communität,  wenn 
sie  es  für  nöthig  erachten,  als  eine  auf  dem  Gelübde  des  Gehorsams 
beruhende  Massregel  unverwehret;  doch  hat  diese  ZurUckberufung 
mit  der  anzusuchenden  Entlassung  von  Seiten  jener  Autorität  zu 
geschehen,  von  welcher  die  Verleihung  des  Lehramtes  ausgegangen  ist. 
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183.  Ministerial-Erlass  vom  20.  Jänner  1850,  Z.  396, 

an  den  theologischen  Lehrkörper  der  Grazer  UniversitSt. 

in  Betreff  der  Frage:  ob  Jene,  die  ohne  Doctoren  der  Theologie  zu  lein, 
eich  zur  Concurt-PrUfung  melden,  unbedingt  abzuweiten  seien.  *) 

Auf  die  Anfrage,  ob  alle  Jene,  die,  ohne  Doctoren  der  Theo- 
logie zu  sein,  sich  zur  Concursprtifung  melden,  unbedingt  abzuweisen 
seien,  auch  Solche,  die  in  der  l.nge  zu  sein  vorgeben,  sich  nachträg- 
lich den  Doctorsgrad  erwerben  zu  können,  findet  das  Ministerium 
Nachstehendes  zu  erwidern. 

Die  Stellung  eines  Facultäts-Professors,  welcher  in  dieser  Eigen- 
schaft zugleich  der  gesetzlich  berufene  Examinator  bei  den  strengen 
Doctorats-Prufungen  ist,  macht  es  wdnsehenswerth,  dass  auch  er  den 
Doctorsgrad  seiner  Facultät  besitze.  Aus  diesem  Grunde  sind  zur 
Bewerbung  um  theologische  Lehrkanzeln  an  Universitäten  in  der 
Regel  nur  Solche  zuzulassen,  welche  bereits  die  theologische  Doctors- 
wtirde  erlangt  haben.  Doch  erscheint  es  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  bis  zur  Entscheidung  der  obschwebenden  Verhandlung 
über  Organisirung  der  theologischen  Studien  noch  zweckdienlich,  jenen 
Bewerbeni,  welche  in  der  Lage  zu  sein  versichern,  sich  nachträglich 
im  gesetzlichen  Wege  den  Doctorsgrad  erwerben  zu  können,  die  Zu- 
lassung zur  Concurspriifung  nicht  zu  verweigern. 


184.  Teiordnung  des  Ministers  f&r  Cultus  und  Unterricht 
vom  16.  Jänner  1851,  Ur.  10950  ez  1850, 

gütig  für  die  KronlKndcr  Niederösterreich,  Böhmen,  Mähren,  Galizien  und 

titeierraark, 

betreffend  die  abgesonderte  Ertheilung  des  Unterrichtet  im  Kirchenreohte  für 
Theologen  an  Orten,  wo  Universitäten  bestehen. 

Die  Theologen,  welche,  ihre  Studien  an  jenen  Orten  zurück- 
legen, wo  sich  Universitäten  befinden,  waren  bisher  angewiesen,  das 
Kirchenrecht  an  der  juridischen  Facultät  zu  studiren.  Es  ist  aber  ein 
durch  die  Natur  der  Sache  begründetes  Bedürfniss,  dass  das  Kirchen- 
recht den  Theologen  in  einer  anderen  Weise  vorgetragen  werde,  als 
den  Juristen,  theils  wegen  der  Verschiedenheit  ihrer  juridischen  Vor- 
bildung, theils,  weil  manche  Partien  des  Kirchenrechtes  für  die  Theo- 
logen von  ungleich  grösserer  praktischer  Bedeutung  als  für  die  .Ju- 
risten sind,  und  daher  ihnen  ausführlicher  vorgetragen  werden  müssen. 


*)  Vorgl.  M.-E.  vom  29.  März  It«58,  Z.  2ÖI,  C.  U.  M. 
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Eben  deshalb  kann  der  Gegenstand  flir  die  Juristen  ganz  zweck- 
mässig auch  fernerhin  in  Einem  Semester  behandelt  werden.  Für  die 
Theologen  erscheint  cs  ilagegen  in  jeder  Beziehung  zweckmässiger, 
das  Kirchenrecht  durch  ein  ganzes  Jahr  in  tiiiif  Stunden  wöchentlich 
vorzutragen,  wie  es  bereits  bisher  in  den  I>iöcesan- Anstalten  gesche- 
hen ist.  Aus  diesen  Gründen  haben  Se.  Majestät  mit  Allerh.  Entschlies- 
sung  vom  20.  v.  M.  zu  genehmigen  geruht,  dass  den  Theologen  auch 
da,  wo  das  Kirchenrecht  an  der  juridischen  Facultät  gelehrt  wird, 
eigene  Vorträge  darüber,  und  zwar  — in  so  lange  niclit  an  den 
theologischen  Facultäten  Professoren  dieses  Faches  aufgestellt  sind  — 
von  einem  der  vorhandenen  theologischen  Professoren,  oder  von  einem 
anderen  geeigneten  Manne  in  wöchentlich  fünf  Stunden  durch  das 
ganze  Studienjahr  gegen  eine  Remuneration  aus  dem  Studienfonde 
gehalten  werden.  Itiese,  Remuneration  hat  in  der  Hälfte  des  gering- 
sten systomisirten  Gehaltes  eines  Professors  an  der  theologischen 
Facultät  des  Ortes  zu  bestehen. 


185.  Ministerial  - Erlass  vom  15.  September  1851,  Z.  9037, 

wirksam  für  die  Kruiilämler  Böhmen,  Mähren,  Galizien,  Oesterreich  unter  und 
ob  der  Kims,  .Halzburfr,  Tirol,  Kraiii,  Küstenland  und  Dalmatien, 

wodurch  die  Allarhöohito  Entschlieisung  vom  12.  September  1851  in  Betreff 
der  Erhöhung  der  Qehalte  für  Professoren  an  der  theologischen  Facultät  in 
Salzburg,  dann  an  bischöflichen  Diöcesan-Lehranstalten  und  einiger  anderen 
Begünstigungen  kundgemacht  wird. 

K.-G.-Bl.  IHöl,  Nr.  216,  S.  692. 


Sc.  Majestät  haben  mit  Allerh  Entschliessnng  vom  12.  Sep- 
tember 18.51  für  die  Professoren  an  der  theologischen  Facultät  in 
Salzburg  und  an  bischöflichen  Uiöcesan-Lehranstalten  nachstehende 
Begünstigungen  allergnädigst  zu  bewilligen  geruht; 

1.  Die  Professoren  an  der  theologischen  Facultät  in  Salz- 
burg und  der  theologischen  Lehranstalten  haben  vom  1.  Oc- 
tober  18.51  an  fixe  Gehalte  von  achthundert  Gulden  (80fl  fl.)  zu 
beziehen. 

2.  Professoren  dieser  Lehranstalten,  wenn  sie  als  ordent- 
liche Professoren  der  Theologie  an  eine  Universität  berufen 
werden,  an  welcher  die  unterste  Gehaltsstufe  der  theologischen 
Professoren  nicht  mehr  als  800  fl.  beträgt,  sind  hinsichtlich 
ihres  Vorrücknngsrechtes  in  höhere  Gehaltsstufen  und  ihres 
Pensionsanspruches  so  zu  behandeln,  als  oh  sie  die  ganze  Zeit 
ihres  Lehramtes  an  dieser  Universität  angestellt  gewesen  wären. 

;j.  Den  Professoren  bischöflicher  Lehranstalten,  die  nach 
entsprechender  Verwendung  in  ihrem  Lehramte  dienstunfähig 
werden,  ist  der  übliche  Deficientengehalt  nach  einem  jeden  an 
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einer  Diocesan-Lehranstelt  zugebrachtem  Decennium  durch  eine 
Zulage  von  einhundert  Gulden  zu  erhöhen.  *) 


186.  Erlass  des  Ministers  für  Cultns  und  Unterricht  vom 
30.  Juni  1852, 

wirksam  für  die  KronlSiider  Köhmen,  Mähren,  Galizien,  Oesterreich  unter  und 
ub  der  Enns,  Salzburg,  Tirol,  Krain,  KUstenlaud  und  Dalmatien, 

womit  der  Minliierlal-Erlait  vom  15.  September  1851,  in  Betreff  der  Peniiont- 
AntpHiche  der,  vou  einer  DiSceMn-Lehranstait  an  eine  k.  k.  Univeraitit  be- 
fBrderten  theologiichen  Profeiioren,  erläutert  wird. 

K.  G.-B.  .lahrg.  Nr,  141,  S.  G74. 

In  Folge  Allerh.  Kntschliessung  vom  26.  Juni  d.  J.  wird  der 
zweite  Punkt  des  Ministerial-Erlasses  vom  15.  September  1851 
^Reichsgeactzblatt  Nr.  215),  dahin  erläutert,  dass  den  Professoren 
an  Diöcesan-Lehraiistaltcn,  wenn  sie  an  eine  k k Universität  als 
theologische  Professoren  befördert  werden,  die  an  der  Diöcesan-Lehr- 
anstalt  zugebrachte  Dienstzeit  in  jedem  Falle,  ohne  KUcksicht  auf 
die  Verschiedenheit  der  Gehalte  an  theologischen  Facnltäten,  rück- 
sichtlich  der  Pen  si  0 n s- A n spr  üc  h e eingerechnet  wird. 


•)  Die  Bustiminiing  des  Punktes  I,  welche  selbst  eine  Ergänzung  des 
im  Allgemeinen  Theile  enthaltenen  Gesetzes  vom  28.  August  1849,  Z.  7657 
und  der  M.-V.  vom  19.  März  1851,  Z.  2600  (Nr.  71  und  75  dieser  Samm- 
lung) ist,  hat  durch  den  M.-E.  vom  16.  Deceiuber  1865,  Z.  120.S0  C.  U.  (IV.  b) 
eine  Modiücation  erfahren. 

In  Beziehung  auf  Punkt  2 vergl.  die  M.-E.  vom  30.  Juni  1862.  R.-G.- 
Bi.  141,  vom  12.  November  1858,  Z.  18269  und  12.  April  1865,  Z.  2639  C.  U. 

Punkt  3 entspricht  dem  St.-H.C.-D.  vom  17.  November  18.36,  womach 
Professoren  der  theologischen  Dibcesan-Lehranstalten  keine  stabil  angestellten 
Beamten  sind. 

Decret  der  k.  k.  Stndien-Hofcominission  ddto.  17.  November  1836,  Z.  6247, 

an  (K&liKiiHcbA*  Gtib«rn[um. 

Die  Professoren  an  bUchöfliclien  Dibcesan-LehrAnstalteii,  welche  nur 
über  eine  concursartige  Prüfung  apprubirt  werden,  daher  bei  ihrer  Anatellnng 
keinen  Diensteid  ablegcn,  ein  Vorrfickuiig»recht  in  höhere  Gehaltsstufen  nicht 
besitzen,  weder  Charakter-  noch  Carenztaxen  nach  erfolgter  Lehrfkhigkeit«- 
£rklKrung  und  angewiesener  Besoldung  entrichten,  sind  keineswegs  stabil  an- 
gestellte  Beamte,  h&ngen  ganz  von  dem  Bischöfe  ah,  sind  ad  nutum  ammo* 
vibiles  und  geniessen  daher  nach  den  bestehenden  \ orschriften  kein  Hecht  auf 
die  den  Beamten  ziigesicherle  Quicscimng  oder  IVnsionirung. 
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187.  Auszug  aus  dem  Miuisterial- Erlasse  vom  17.  Februar 
1857,  Z.  2078, 

au  deu  Statthalter  von  Galizien, 

batreffend  die  Beaetzung  dar  erladigtan  Lahrdmter  an  der  thaologUchen  Fa- 
culBH  in  Lemberg. 

Die  theologische  Facultät  an  der  Lemberger  Universitfit  hat, 
und  zwar  mit  ihrer  bisherigen  Bestimmung  fortzubestehen,  womach 
sie  als  die  gemeinschaftliche  Lehranstalt  der  Alumnen  der  Lemberger 
Erzdiöcesen  ohne  Unterschied  des  Ritus  anzusehen  ist. 

Die  den  Bischöfen  durch  den  Artikel  VI  des  Concordates  in 
Bezug  auf  solche  theologische  Facultäten,  deren  Professoren  zur 
Unterweisung  ihrer  Alumnen  verwendet  werden,  zugesicherten  Rechte 
sollen  hinsichtlich  der  Lemberger  FaculUt  von  beiden  Erzbischöfen 
in  vollkommen  gleichem  Masse  ausgeübt  werden.  Demzufolge  sind 
die  Concurs-Elaborate  und  die  sonstigen  Behelfe  der  Lehramts-Can- 
didaten  stets  beiden  Erzbischöfen  zur  anher  vorzulegenden  Aeusso- 
rung  mitzutheilen,  die  Lehramts-Candidaten  mögen  diesem  oder  jenem 
Ritus  augehören.  Die  kirchliche  Ermächtigung  zur  Ausübung  des 
Lehramtes  hat  derjenige  Erzbischof  zu  ertheilon,  welchem  der  Com- 
petent  seinem  Ritus  nach  untersteht;  diesem  Erzbischöfe  steht  auch 
zunächst  das  Recht  zu,  die  erwähnte  Ermächtigung  den  augestellten 
theologischen  Professoren  seines  Ritus  zu  entziehen.  Die  Berechtigung, 
darüber  zu  wachen,  dass  die  Vorträge  nicht  mit  der  Lehre  der 
Kirche  in  Widerspruch  gcrathen,  kommt  beiden  Erzbischöfen,  daher 
auch  jenem  des  anderen  Ritus  zu.  Es  steht  auch  dem  anderen 
ErzbLschofe  zu,  wenn  er  glaubt,  dass  Grund  dazu  vorhanden  ist,  den 
Erzbischof,  welchem  der  Professor  nach  seinem  Ritus  untersteht,  auf- 
znfordem,  dass  er  diesem  die  Hlrmächtigung  zum  Vortrage  des  be- 
züglichen Gegenstandes  entziehe,  und  wenn  dieser  dem  Ansinnen 
nicht  entsprechen  zu  können  vermeinte,  die  Entscheidung  der  höhe- 
ren kirchlichen  Instanz  in  Anspruch  zu  nehmen.  Zu  den  strengen 
Prüfungen  der  Doctorauden  wird  jeder  der  beiden  Erzbischöfe  einen 
Examinator  aus  den  Professoren  oder  Doctoren  der  Theologie  er- 
nennen. — Die  Ablegung  des  tridcutiniseben  Glaubensbekenntnisses 
hat  vor  jenem  Erzbischöfe  stattzufinden,  welchem  der  zu  Graduirende 
nach  dem  Ritus  untersteht. 

Bei  Besetzung  der  theologischen  Lehrkanzeln  muss  selbstver- 
ständlich zunächst  auf  die  wissenschaftliche  Befähigung  und  sonstige 
Eignung  der  Competenten  gesehen  werden,  insoweit  es  aber  die 
Beachtung  dieses  Grundsatzes  zulässt,  wird  dafür  gesorgt  werden, 
dass  beide  Ritiw  im  Lehrkörper  der  Facultät  vertreten  seien. 

Zwischen  den  beiden  Kirchen  besteht  nebst  der  vollkommen- 
sten Uebereinstimmung  in  der  Lehre  und  Grundverfassung  eine  Ver- 
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schicdenlioit  nur  in  ßi-ziig  auf  iliu  litliurgisclitni  Eiiiriclitungeii  und 
diß  Discipliuarvorschriftl'U. 

Den  hieraus  entspringenden  Bedürfnissen  der  Theologen  beider 
Ritus  wird  hei  dem  Unterrichte  Rechnung  zu  tragen  sein. 

Nach  den  Beschlüssen  iler  bischöHicheu  Versiiiumlungcn  vom 
V.  J.  soll  die  Lithurgik  im  vierten  Jahrgange  und  zwar  durch  den 
Professor  der  Pastoral-Theologie  vorgetragen  werden.  Die  dermalen 
bestehende  Uebung,  die  Pastoral  - 'J’heologie  für  die  ruthe.nischen 
Alumnen  in  der  ruthenischen  Sprache  durch  einen  Supplenten  vorzu- 
tragen, soll  bis  auf s Weitere  heibehalten  werden.  *)  Der  Professor 
des  Kirchenrechtea  wird,  welchem  Ritus  er  angehören  mag,  den  be- 
sonderen Auftrag  erhalten,  die  Disciplinar Vorschriften  der  katholischen 
Kirche  des  einen  wie  des  anderen  Ritus  in  der  ganzen  Ausdehnung 
zu  berücksichtigen. 

Bei  dem  Uinslande,  dass  die  theologische  Kacultüt  der  Lember- 
ger  UnivorsitUt  nur  zwei  Professoren  zäblt,  können  daselb.st  die  Vor- 
schriften rücksichtlich  der  Ooncur.sprüfungen  nicht  beobachtet  werden. 
Um  dieses  zu  emiöglichen,  sind  die  beiden  betheiligten  Erzbischöfe 
einznladen,  je  zwei  Uommissiire  zu  bestimincn,  welche  abwechselnd 
den  Prüfungen  beiwohnen,  sie  sollen  das  beendigte  Elaborat  gleich 
den  Professoren  unterschreiben,  auch  dem  mündlichen  Probevortrage 
haben  diese.  Commissäre  beizuwohnen. 

Ueber  die  Coneurs-Elaborate.  haben  vor  allem  die  Professoren 
das  Gutaehteii  zu  erstatten,  dann  sind  dieselben  samrat  den  beigi  - 
brachten  Behelfen  der  Oandidaten  den  beiden  Erzbischöfen  rit.  graee. 
et  latini  zur  .\eusserung  mitzutheilen,  worin  zugleich  bemerkt  wer- 
den soll,  ob  und  welchem  Competenten  sie  die  Ermächtigung  zum 
Lchramte  zu  ertheilen  gesonnen  sind.  Sodann  sind  sämratliche  Con- 
cursacten  liehst  der  Wohlmeinuiig  des  Statthalters  dem  .Ministerium 
vorzulegen. 


188.  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom 
19.  Juni  1857,  Z.  8260, 

an  die  k.  k.  Statthalterei  in  Bdbmcii, 

womit  die  Ertheilung  von  Remunerationen  für  Vorlesungen  Uber  orientalische 
Sprachen  und  höhere  Exegese  des  neuen  Testaments  abgelehnt  wird.**) 

DfT  Bitte  <ler  (bei  der  ......  Dincesan-Luliranstalt  an^estell- 

tcii)  Professoren  um  Verabfolgung  einer  jährlichen  Kemunerntion  für 

*)  Vergl.  hicj^u  M.-E.  vom  9.  Juli  1807,  Z.  6162. 

Dieser  Erlass  bezieht  sich  nur  auf  bischöfliche  LehraustaUen. 
An  den  UniversitÄts-FacultÄten  sind  die  Uemuneratumen  für  die.se  VortrÄge  mit 
den  Kanzeln  fllr  da«  Bibel.studiiim  de.s  alten  und  neuen  Testamentes  system- 
mässig  verbunden  uud  ohne  Rücksicht  auf  die  Gehalte  der  theologischen  Pro- 
fessoren verschieden  bemeasen.  (St.  H.  C.  D.  vom  23.  Aug.  1804,  Z.  14864;  vom 
6.  Nov.  1819,  Z.  7021,  und  M.-E.  vom  11.  Mai  1866,  Z,  3462.) 
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die  VorIe8uii(»en  über  or  i e n t a I ischi^  Sprachen  und  höhere 
Exegese  dos  neuen  'J' es  t a men  tes  kann  nicht  willfahrt  werden, 
weil  diese  beiden  (iegenstände  unter  jeneu  Materien  nicht  verzeich- 
net erscheinen,  welche  zufolge  der  von  der  bischöflichen  Versamm- 
lung des  Jahres  1850  gestellten  Anträge  an  bischöBichen  Lehranstal- 
ten gelehrt  werden  seilen  und  nicht  einmal  nachgewieson  ist,  aus 
welchem  Grunde  die  Vorträge  über  orientalische  Dialecte  und  höhere 

Exegese  von  dem Bischöfe  au  der  dortigen  theologischen 

Lehranstalt  eingeführt,  dann  in  welchem  Umfange,  und  mit  welchem 
Erfolge  diese  Vorträge  bis  nun  gebalten  worden  sind.  Es  muss  sich 
gegenwärtig  gehalten  worden,  dass  bischöfliche  Lehranstalten  nicht 
die  Bestimmung  haben,  ihre  Schüler  zur  Erlangung  akademischer 
Grade  zu  tjualificiren ; auch  kömmt  noch  die  bcachtcnsworthe  Rück- 
sicht in  Betracht,  dass  durch  derlei  Ansprüche,  wenn  selbe  von  allen 
bischöflicben  theologiscbcn  Lebraustalten  gemacht  würden,  dem  Re- 
ligionsfonde  eine  sehr  berleuteude  Last  zugemuthet  werden  möchte. 


189.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Erlasse  vom  22.  September 
1857,  Z.  15433, 

an  die  gatizische  Statthalterei, 

womit  die  Erthailung  von  Remunerationan  für  Vorlesungen  Uber  Erziehungt- 
künde  abgelehnt  wird.  *) 

Da  die  E r z i eb  u n gsk  u n d e nicht  unter  jenen  Lehrfächern 
erscheint,  welelic  nach  den  Beschlüssen  der  bischöflichen  Versammlung 
vom  Jahre  1856  an  den  theologischen  Lehranstalten  vorgetragen 
werden  sollen,  so  ist  inan  nicht  in  der  Lage,  in  Hinkunft  für  den 
Vortrag  über  diesen  Gegenstand  eine  Remuneration  aus  dem  Reli- 
gionsfonde  zuzugestehen. 


190.  Ministerial-Erlass  vom  12.  November  1858,  Z.  18269, 

an  die  k.  k.  Statthalterci  von  Mähren, 

womli  bedeutet  wird,  dass  die  den  Professoren  der  bisohötlichen  theologi- 
schen Lehranstalten,  wenn  sie  als  ordentliche  Professoren  der  Theologie  an 
eine  Universität  berufen  werden,  in  Ansehung  der  Berechnung  ihrer  Dienstzeit 
gewahrte  Vergünstigung  ihren  Rang  im  Professoren-Collegium  nicht  berührt. 

Di«  den  Professoren  der  bischöflichen  theologischen  Lehran- 
stalten, wenn  sie  als  ordentliche  Professoren  der  Theologie  an  eine 


*)  Eine  ähnliche  Entscheidung  wegen  Abstellung  der  Remuneration  für 
Vorträge  über  Erziehuiigskunde  wurde  mit  M.-E.  vom  7.  November  1866, 
Z.  8815  und  vom  12.  April  1867,  Z.  2642  auch  mit  Bezugnahme  auf  anders 
Risthümer  getroffen. 
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Universität  berufen  werden,  durch  den  Punkt  2 des  Ministerial- 
Erlasses  vom  15.  September  1851  (K.-ü.-Bl.  Nr.  215)  in  Ansehung 
der  Berechnung  ihrer  Dienstzeit  gewährte  Vergünstigung  hat,  wie 
dies  aus  dem  Ministerial-Erlasse  vom  30.  Juni  1852  (R.-6.-B1. 
Nr.  141)  ersichtlich  wird,  lediglich  auf  das  VorrUckungsrecht  und 
den  Pensionsanspruch  der  erwähnten  Professoren  Einfluss  und  berührt 
sonach  ihren  Rang  in  dem  Professoren-Collegium,  dessen  Glieder  sie 
werden,  nicht. 


191.  Auszug  aus  dem  Erlasse  des  k.  k.  Staatsministeriums 
(Abtheilung  für  Cultus  und  Unterriclit)  vom  16.  Juni  1864, 

Z.  5509, 

an  die  Stattlialtereien  in  Wien,  Prag,  Lemberg  und  Graz, 

di*  Qehaltserhühung  für  Profettoren  der  theologischen  Faculiät  betreffend.  *) 

Se.  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  sich  mit  allerh.  Ent- 
schliessung  vom  4.  .Juni  I.  ,J.  allerguädigst  bestimmt  gefunden,  vom 
I.  Jänner  1865  anzufangen  die  mit  Abstufungen  systemisirten  Ge- 
halte für  die  ordentlichen  theologischen  Professoren  an  der  Univer- 
sität zu  Wien  auf  1600,  1800  und  2000  Gulden,  zu  Prag  auf 

1300,  1550  und  1800  Gulden,  endlich  an  den  Universitäten  zu 
Lemherg  und  Graz  auf  je  1000,  1200  und  1400  Gulden  zu  er- 

höhen, ferner  dem  ausserordentlichen  Professor  der  semitischen  Spra- 
chen an  der  Wiener  Universität  einen  .Jahrcsgchalt  von  1600  Gulden 
zuzuwenden. 

Der  bezügliche  Mehraufwand  ist  zu  gleichen  Theilen  auf  die 
hetrelTcnden  Religions  und  .Studienfonde  zu  übernehmen,  und  ftlr 
die  Bedeckung  desselhen  im  verfassungsmässigen  Wege  Sorge 
zu  tragen. 


*)  Die  allgemeinen  Vorschriften  über  die  Gehalte  der  ITiiivcrsitäts-Pro- 
ftissoren,  Gesetz  vom  28.  October  1849,  Z.  7667,  R.-G-BI.  438;  und  M.-V.  vom 
19.  März  1831,  Z.  2600,  R.-G.BI.  Z.  90,  sind  im  ersten  Theile  dieser  Samm- 
lung enthalten.  Hier  fanden  nur  die  speciell  auf  die  theologische 
Facultät  bezüglichen  Bestimmungen  ihre  Eirueihuug. 

Vergl.  M.-E.  vom  15.  .September  1851,  Z.  9037,  4.  April  1865,  Z.  2951 
und  16.  Decemher  1865,  Z.  12030. 
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192.  Erlass  des  StAatsministeriums,  Abth.  für  Cultus  und 
Unterricht  vom  4.  April  1865,  Z.  2951, 

an  die  Statthalterei  in  Köhmeu, 

betrsfTend  die  Erhöhung  der  Bezüge  der  theologitohen  Profeitoren  an  der 
Prager  UniveriitöL 

Se.  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schliessung  vom  26.  März  1.  J.  sich  allergnädigst  bestimmt  gefunden, 
die  Gehalte  flir  die  ordentlichen  theologischen  Professoren  an  der 
Universität  zu  Prag  in  den  zwei  untersten  Gehaltsstufen  auf  Ein- 
tausend vierhundert  und  beziehungsweise  auf  Eintausend 
sechshundert  Gulden  zu  erhöhen  und  anzunrdnen,  dass  der  be- 
zügliche Mehraufwand  zu  gleichen  Theilen  auf  den  böhmischen  Re- 
ligions-  und  Studienfond  übernommen  werde. 

Unter  Einem  wird  auf  Grund  der  oberwäbnteii  Allerhöchsten 
Entscbliessung,  wornach  die  Hälfte  des  geringsten  Gehaltes  eines 
ordentlichen  öffentlichen  theologischen  Professors  der  Prager  Univer- 
sität nunmehr  7011  fl.  Oe.  W.  beträgt,  und  der  Allcrliöebstea  Knt- 
schliesBung  vom  20.  December  1S50*1  (R.-G.-111.  Jabrg.  Ib.'il,  Nr.  10), 
wornach  die  Remuneration  für  den  Docenten  des  Kircbenrecliles  für 
Theologen  die  Hälfte  des  geringsten  .Jahresgchalteg  eines  tboologi- 
seben  Professors  .an  der  bezüglichen  Universität  betragen  soll,  die  zu- 
folge bierortigeii  Erlasses  vom  20.  October  v.  ,T.  Z.  0582  mit  650  fl. 
bestimmte  Remuneration  ftir  den  jeweiligen  Docenten  des  Kircheu- 
rechfes  an  der  genannten  Universität  nach  Mass  dieser  Gebaltsliälftc 
auf  700  fl.  erhöbt,  wornach  wegen  Flüssigmachung  dieser  Remunera- 
tions-Erhöhung aus  den  hierzu  berufenen  Fonden  das  Erforderliche  zu 
veranlassen  ist.  **) 


193.  Erlass  des  Staatsministeriums,  Abth.  für  Cultus  und 
Unterricht  vom  12.  April  1865,  Z.  2639, 

an  die  k.  k.  Statthalterei  für  Galizien, 

betreffend  die  Frage  der  Einrechnung  der  an  einer  theoiogieohen  Hautiehr- 
anetait  zugebrachten  Lehramtszeit  in  die  Universitäts-Dienstzeit. 

Dem  Anträge  dos  theologischen  Professoren-Collegiuras,  dass  dem 
Professor  N.  N.  seine  an  der  Hauslehraustalt  für  Klostergeistliche  zu- 
gebrachte Dienstzeit  in  seine  Uni  versitäts- Dienstzeit  eingerechnet 
werde,  ist  das  Ministerium  nicht  in  der  Lage,  eine  Folge  zu  geben, 
weil  laut  des  zweiten  alinea  der  lit.  b)  der  kaiserlichen  Verordnung 

*)  Nr.  184  dieser  Sammlnng. 

**)  Vergl.  die  Anmerkung  *•*)  zu  Nr.  194. 

Tbss.  Oestsrr.  tjDlTerilUU«g«Mtz«.  11 
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vom  19.  März  1851  (K.-G.-Bl.  Nr.  90  vom  Jahre  1851)  *)  hei  Be- 
rechnuiifT  der  Dienstzeit  der  Universitäts-Professoren  nur  die  an  was 
immer  für  einer  iisterrcichiachen  Universität  in  der  Eigenschaft  als 
ordentliche  Professoren  zugebrachten  Dienstjalire  in  Anrechnung  ge- 
bracht werden  und  die  mit  Allerh.  Entschliessung  vom  12.  September 
1851  (Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom  15.  Sep- 
tember 1851  **)  R.-G.-Bl.  Nr.  215  vom  .Jahre  1851)  bewilligte 
Begünstigung  der  theologischen  Professoren  hinsichtlich  ihres  Pensions- 
Anspniches  die  Professoren  an  geistliclicn  Hauslebranstalten  nicht 
erwähnt. 


194.  Auszug  aus  dem  Staats-Ministerial-Erlasse  Abth.  föi 
Cultus  und  Unterriclit  vom  16.  December  1865,  Z.  12030, 

1.  au  die  Laiide«behördc  iu  Snlz)mr|f,  2.  an  die  Htattlialterei  fUr  MKbrcn, 

wegen  Regutirung  der  Gehalte  der  theologitchen  Profeetoren  in  Salzburg  und 

OlmUtz. 

Mit  Allerhöchster  Ktitachliessunp  vom  5.  Doconihor  1.  .T.  haben 
Se.  k.  k.  ApostoliHche  Majestät  sich  bestimmt  gefunden,  vom  1 .Jänner 
ISÜB  aiigcfangcn,  die  Gehalte  für  die  ordentlichen  öfiPentlicheu  Pro- 
lensoron  an  der  theologische  Facultat  in  (I.)  Salzburg  und  (*2.)  01- 
mütz  auf  000,  1000  luid  1100  Gulden,  das  ist  mit  Decennnlzulagen 
von  je  Einhundert  Gulden  zu  erhöben  und  anzuordnen,  dass  der 
hierdurch  entstehende  Mehraufwand  auf  deu  dortländigen  Studienfond 
tihernommen  werde. 

Anbei  wird  bemerkt,  dass  die  vorstehende  Gehaltserhöhung  auch 
ciue  Erhöhung  der  auf  Grund  der  Allerh.  Entschliessung  vom20.  Do- 
cember  IS.^Of^  *nit  der  Hälfte  des  geringsten  systemisirten  Ge- 


*)  Nr.  75  dieser  tSammlung. 

**)  Nr.  18Ö  dieser  Sammlung. 

•♦*)  Die  hier,  sowie  in  Nr.  191,  192  und  195  eutlialtenon  Bestimmungen 
Über  die  zur  Bestreitung  des  Mehraufwandes  benifcuen  Fondc  sind  durch  den 
Erlass  vom  3.  September  1867,  Z.  7076  abgeändert,  womach  auf  Grund  einer 
Allerh.  Entschliessmig  vom  28.  August  1867  die  den  Kcligionsfond  betreffende 
Tangente  zu  den  Ucsulduiigen  und  Kcinuncratiouen  der  Professorcu  und  Docenten 
an  den  thcol.  FacultKten  iu  Wien,  Prag,  Graz,  i.emberg,  OlmUtz  vom  Jahre  1868 
an  mit  dem  Jahresbetragc  von  ö6UO  fl  bestimmt  wurde.  Dasselbe  gilt  für  die 
theologische  Fneultät  in  Salzburg  und  auch  fUr  jene  in  Krakau,  von  der  Reor- 
gAuisirimg  dcrselb«‘n  angefangeu.  Allfällige  Pensionen  theologischer  Professoren 
sind  nicht  auf  jenes  Pauschale  gewiesen.  (M.-E.  vom  27.  Dccember  1867, 
Z.  8976.) 

f)  Vergl.  M.-E.  vom  16.  Jänner  1851,  Z.  10950  ex  1850  (Nr.  184  dieser 
Sammlung). 
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Imitea  eines  theologisclieii  Fruiessors  bemessenen  Hemuneratiun  für  die 
Vorträge  des  Kirclicnreclites  an  der  OlmUtzer  theologischen  Facultät 
zur  Folge  hat, 

195.  Auszug  aus  dem  Staatsministerial  - Erlasse  Abth.  für 
Cultus  und  Unten,  vom  22.  December  1865,  Z.  12093, 

an  die  Stattlialtereieii  von  Niedcrdsterreich,  Uöbnien,  Galizien,  Steiermark  und 

Mähren, 

in  Ansehung  der  Vorträge  über  Fundamental-  und  Pattoral-Theologie  in  der 
zweiten  Landessprache. 

So.  Majestät  haben  mit  Allerh.  Entscbliessung  vom  (>.  I.  M. 
zu  genehmigen  geruht,  dass  die  für  die  Docentou  des  Kirehenrechtes 
an  den  theologischen  Facultäten  in  Anwendung  stehende  Allerh.  Ent- 
schliessung  vom  20.  December  Ih.bO  (M.-E.  vom  16.  .länner  1851, 
K.-G.-B1.  19)  *)  auch  auf  die  an  d.m  erwähnten  Facultäten  abzuhal- 
tenden Vorträge  aus  der  Fundaniental-Theidogie  (an  der  Wiener, 
Grazer  und  Olmützer  Universität)  und  aus  der  Pastoral-'l'heologie  in 
der  zweiten  Landessprache  (an  der  Frager  Universität,  beziehungs- 
weise aus  beiden  Fächern  an  der  Lembergcr  Universität),  insoweit 
dieselben  gegen  Remuneration  gehalten  werden,  ausgedehnt,  und  der 
sich  hieraus  ergebende  Mehraufwand  vom  laufenden  Studienjahre  an- 
gefangen in  der  für  die  Gehalte  der  tlicologischcn  Faculläts-Frofes- 
soren  vorgezeichneten  Weise  ans  den  bezüglichen  Religious-  und 
Studienfonden  bestritten  werde.  ** ***)) 

196.  Erlass  des  Staatsministeriums,  Abth.  für  Cult.  u.  Unten. 

vom  11.  Mai  1866,  Z.  3462, 

an  (Uc  StHttbaltcrcicn  in  Pra(;  und  Brüiiu, 

in  Betreff  der  Remunerationen  für  die  Vorträge  aus  den  orientalischen 
Sprachen  und  aus  der  höheren  Exegese. 

Die  Remuueratiou  tXir  die  Vorträge  uns  der  orieutalischen  Sprache 
und  aus  der  höhereu  Exegese  sind  mit  den  Kauzehi  für  das  Bibel- 

*)  Nr.  184  dieser  Sammlung. 

**)  Mit  Allerh.  Entschliessung  vom  7.  Marx  1806  {St.-C.-D.  Z.  6861) 
war  die  Vereinigung  der  beiden  Kanxchi  fUr  den  Vortrag  der  Pastoral-Theo- 
logie  in  deutscher  und  böhmischer  Sprache  an  der  Frager  Universität  für 
den  Fall  genehmiget  wurden,  dass  der  Professor  beider  Sprachen  gleich  und  in 
vollkommenem  Grade,  wie  cs  sein  Amt  erfordert,  mächtig  sei.  Mit  M.-£.  vom 
12.  April  1849,  Z.  2542  wurde  angeordnet,  dass  ncb.st  dom  ordentlichen  Pro- 
fessor, wenn  dieser  nicht  im  Stande  und  Willens  ist,  die  Vorträge  neben  einan- 
der in  beiden  Sprachen  zu  halten,  ein  I*rivatdocent  gegen  Remuhcration  aus 
dem  Studienfoude  bestellt  werde,  um  die  Vorträge  über  Pa.storal-Theologie  in 
jener  Sprache  zu  halten,  in  welcher  sie  nicht  beroiU  vom  Professor  abgchalten 
worden.  — Vergl.  noch  die  Anm.  zu  Nr.  194. 

***)  Die  Ertheiluiig  des  Unterrichtes  in  der  hebräischen  Sprache,  curso- 
rische  Erklärung  der  heiligen  Schrift  und  Zuerkeunung  von  besonderen  Kemu- 

17  * 
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Studium  des  alten  und  des  neuen  Bundes  systemmässig  verbunden 
und  ohne  Rücksicht  auf  die  an  verschiedenen  theologischen  Kacul- 
täten  verschiedenen  Gehalte  der  theologischen  Professoren  bemessen,  *) 
weswegen  die  Professoren  keinen  Anspnich  auf  Erhöhung  dieser  Re- 
muneration haben. 


197.  Auszug  aus  dem  Staats-Ministerial- Erlasse  Abth.  für 
Cultus  und  TJnterr.  vom  9.  Juli  1867,  Z.  5162, 

au  den  Statthalter  von  Galizien, 

wegen  Besetzung  des  Lehramts  der  Pas  tora  I- The  o logie  an  der  theolo- 
gischen Facultüt  in  Lemberg. 

Se.  k.  k.  apost.  Majestät  haben  mit  Allerh.  Entschliessung  vom 
1.  Juli  1.  J.  zu  genehmigen  geruht,  dass  an  der  theologischen  Facultät 
der  Lemberger  Universität  das  Lehramt  der  Pastoral-Theologie  ftir 
die  Priesterstands-Candidaten  des  lateinischen  und  griechisch-katho- 
lischen Ritus  ßteta  durch  einen  ordentlichen  Professor  und  durch  einen 
mit  der  Hälfte  des  mindesten  Profossorcn-Gehaltes  reraunerirten  Do- 
centen  verwaltet  werde. 

Die  Besetzung  dieser  beiden  Posten  hat  in  der  Weise  zu  ge- 
schehen, dass  zwischen  dem  lateinischen  und  griechisch-katholischen 
Ritus  altemirt  werde.  "**) 


nerationen  für  die  Lehre  der  biblischen  Fächer,  „über  welche  jedoch  immer 
ein  Bericht  zu  erstatten  ist*',  wurde  zuerst  auf  Grund  Allerh.  Entschliessunf; 
mit  dem  St.-H.-C.-D.  vom  23,  AugUHt  ISU4,  Z.  1-1864  angeordnet.  Zufolge 
eines  Decretes  der  8t.-H.-C.  vom  6.  November  1819,  Z.  7021,  wurde  spater 
eine  Remuneration  für  die  ausserordentlichen  Vorlesungen  über  die  ori^ntaU- 
schen  Dialecte  systeraisirt  und  au  allen  öffentlichen  Lehranstalten,  die  Wiener 
Univert»ität  ausgenommen,  mit  150  6.  C.  M.  bemessen.  Für  die  zwei  theologi- 
schen Adjuncten,  welche  nur  noch  an  der  Prager  Universität  bestehen  (verg). 
die  Note  auf  8.  137),  wurde  mit  M.-E.  vom  19.  December  1863,  Z.  6666  das 
Adjutum  von  300  fi.  auf  400  fl.  erhöht  und  bewilligt,  dass  hievon  240  fl.  flir 
die  ganze  freie  Verpflegung  im  Alumnate  in  Prag  verwendet  und  160  fl.  ihnen 
auf  die  Hand  gegeben  werden. 

♦)  Dieser  Erlass  gilt  nur  für  die  Universitäts-Facultäten.  An  den  DiÖ- 
cesan-Lebranstalten  sind  für  diese  Fächer  keine  Remunerationen  zu  ertheilen. 
Vergl.  M.-E.  vom  19.  Juni  1867,  Z.  8260.  (Z.  188  dieser  Sammlung.) 

**)  Vergleiche  M.-E.  vom  17.  Fehniar  1867,  Z.  2076.  (Nr.  187  dieser 
Sammlung. 
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198.  Leeret  der  k.  k.  Studien -Hof-Commission  vorn?.  Jänner 
1814,  Z.  2771, 

AD  alle  LKndorstelleii, 

betreffend  die  Ertheilung  dee  kitechetlich-pidegogitohen  Unterrichlee  an  die 
Theologen  des  letzten  Jahres. 

Die  Wichtigkeit  des  katechetiscli-pädagogiscfaen  Studioms  für 
die  Bildung  des  Seelsorgers  ist  unverkennbar.  Der  blosse  Vortrag 
von  Grundsätzen  ist  hier  niclit  hinreichend,  sondern  der  junge  Geist- 
liche muss  seinen  Lehrer  selbst  mit  Kindern  Vorgehen  sehen,  und 
unter  dessen  Leitung  eigene  Versuche  mit  Kindern  anstellen.  Da  diese 
wichtigen  Zweige  der  Bildung  des  künftigen  Seelsorgers  nicht  durch- 
aus entsprechend  behandelt  werden,  haben  Se.  Majestät  über  aller- 
unterth.  Vortrag  zu  ontschliessen  geruht: 

1.  Der  katholisch-pädagogische  Unterricht  soll  an  allen 
Diöcesan-Lehranstalten  der  Theologie,  bei  der  allda  bestehenden 
Normal-Hauptschule  oder  Hauptschule  durch  das  ganze  Schul- 
jahr den  Theologen  des  letzten  Jahrganges  dergestalt  ertheilet 
werden,  dass  drei  wöchentliche  Stunden  dem  katechetischen  und 
zwei  Stunden  in  der  Woche  dem  pädagogischen  Unterrichte  ge- 
widmet werden.  Dieser  katechetische  Unterricht  soll  nicht  blos 
in  der  Darstellung  der  allgemeinen  Grundsätze  und  der  Anwen- 
dung derselben  auf  die  einzelnen  Religionslehren  bestehen,  son- 
dern zum  grösseren  Theile  practisch  sein,  so,  dass  häufig  von 
dem  Lehrer  in  Gegenwart  der  jungen  Cleriker  practische  Uebun- 
gen  mit  Kindern  voigenommen,  dann  von  den  Clerikern  selbst 
unter  der  Anleitung  und  Berichtigung  des  Lehrers  solche  Uebun- 
gen  mit  Kindern  abgebalten  werden. 

2.  Hiernach  hat  der  Professor  der  Pastoral-Theologie  sich 
mit  der  Behandlung  der  Katechetik  nicht  mehr  zu  befassen, 
dafür  aber  die  ihm  dadurch  in  Ersparung  kommende  Zeit  auf 
häufigere  practische  Hebungen  durch  Verfassung  von  allerlei  Vor- 
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trügen,  Behandlung  allerlei  Pastoral-Füllen  und  dergleichen  zu 
verwenden. 

3.  Auch  der  pädagogische  Unterricht  mu.ss  die  Behandlung 
der  Jugend  in  den  Schulen,  sowohl  in  Ansehung  der  Lehrgegen- 
stände, als  in  Ans(diung  der  Schulzucht  practisch  darstellen,  und 
durch  diese  practische  Tendenz  sich  von  dem  an  den  grösseren 
Ijehranstalten  vorgeschriehenen  Unterrichte  (ihcr  die  Erziehungs- 
kunde, der  die  Grundsätze  zur  Ausbildung  der  Jugend  ira  All- 
gemeinen wis.senschartlich  enthält,  wesentlich  unterscheiden. 

4.  Für  den  Unterricht  aus  der  Katechetik  wird  eine  Re- 
muneration jährlicher  200  fl.  aus  dem  Religionsfonde,  und  für 
den  Unterricht  aus  der  Pädagogik  eine  Belohnung  jährlicher 
100  fl.  aus  dem  Norraalschult'onde  *)  bewilliget.  Insoweit  die 
betreflTenden  Fonde  diese  Auslage  nicht  tragen  können,  ist  die- 
selbe aus  dem  C'amerale.  gegen  Riiekersatz  aus  jenen  Fonden, 
sobald  sie  ihm  zu  leisten  im  Staude  sind,  vorzuschiessen. 

5.  M.an  wird  sich  angelegen  halten,  sobald  als  möglich 
eigene  Vorlesebttcher  für  diese  Fächer  auszumitteln,  welche  zum 
Leitfaden  des  Unterrichtes  dienen  können. 

6.  Zur  Ertheilung  dieses  Unterrichtes  sind  in  der  Regel  die 
Katecheten  der  Normal-Hauptschule  des  Landes  und  der  Haupt- 
schulen an  den  Orlen  der  Uiöcesan-Seminarien  zu  verwenden, 
sobald  man  von  ihrer  Tauglichkeit  überzeugt  ist.  Jedoch  kann 
derselbe  auch  anderen  Männern , deren  vorzüglichere  Brauch- 
barkeit zu  diesem  Geschäfte  bekannt  ist,  mit  Zuwendung  der 
besagten  Remuneration  an  dieselben  überlassen  werden. 


199,  Decret  der  k.  k.  Studien-Hofeonunission  vom  13.  Februar 
1830,  Z.  688, 

an  sämmtliche  Länderstellen, 

worntch  die  Auüchliettung  wegen  Vergehen  aut  geittllohen  Seminarien  auch 
die  Auttchliettung  von  den  theologischen  Studien  zur  Folge  haben  toll. 

Se.  k.  k.  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschlicssung  vom 
31.  .Jänner  1.  J.  anzuordnen  geruht,  dass  Zöglinge,  welche  wegen 
was  immer  für  Vergehungen  aus  einem  geistlichen  Seminarium  ent- 
lassen worden  sind,  für  die  Hinkunft  dadurch  auch  von  den  theolo- 
gischen Studien  als  ausgeschlossen  anzusehen  seien.  Welches 
sämmtlichen  Ordinariaten  und  den  theologischen  Directoren  zur  wei- 
teren Verfügung  bekannt  zu  machen  ist. 


*]  Mit  dem  M.-E.  vom  21.  September  1869,  Z.  6613  cs  1868  wurde  auch 
diese  Rcmuueratiou  an  den  Religioiisfond  übertragen. 
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200.  Ministerial- Erlass  vom  7.  April  1850,  Z.  2704, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

betreffend  die  Zulatiung  von  Externisten  als  ordentliche  Hörer  der  Theologie 
an  Diöcesan- Lehranstalten. 

An  Diöcesan-Lchransfalten  sind  als  ordentliche  Hörer  der  Theo- 
logie nur  jene  Externisten  zuzulassen,  welche  dem  Clerus  der  Diöccse 
entweder  wirklich  einverleibt  sind,  oder  doch  wenigstens  die  be- 
stimmte Zusicherung  der  Aufnahme  in  den  IJiöcesan-C'lerus  erhalten 
haben  *)  und  für  das  Bedürfniss  der  Diöcese  nothwendig,  aber  wegen 
Mangel  des  Kaumes  in  das  biscböfliche  Seminar  nicht  aufgenommen 
werden  können. 


201.  Ministerial -Erlass  vom  9.  October  1852,  Z.  10121, 

an  das  theologische  I’rofe.'jaoren-Collcginm  der  Wiener  Universität, 

betreffend  die  Frage  wegen  Befreiung  der  Zöglinge  des  Priester- Bildungs- 
Institutes  bei  St.  Augustin  in  Wien  von  der  Entrichtung  des  Collegiengeldes. 

Ueber  das  Einsebreiten  der  Studien-Uirection  dos  hiesigen  Bil- 
dungs-Institutes zum  heil.  Augustin  um  Befreiung  der  Instituts-Zög- 
linge von  der  Entrichtung  des  Collegiengeldes  hat  das  Professoreu- 
Collegium  um  die  Bestimmung  gebeten,  ob  die  Mitglieder  dieses  In- 
stitutes überhaupt  als  von  der  Entrichtung  des  Collegiengeldes  be- 
freit zu  betrachten,  oder  ob  sie  in  dieser  Beziehung  den  Diöcesan- 
Seminaristen  gleichzustellen  und  daher  nach  §.  14  lit.  a) 
der  Ministerial-Vcrordnung  vom  12.  Juli  1850,  Z.  5697  (R.-G.-Bl. 
18.')0  Nr.  310)  zu  behandeln  sind. 

Da  für  die  Befreiung  von  der  Entrichtung  des  Collegiengeldes 
zu  Gunsten  der  Instituts-Zöglinge  die  nämlichen  Gründe  sprechen, 
welche  für  die  Alumnen  in  Diöcesan-Seminaricn  geltend  gemacht 
worden  sind,  so  sind  dieselben  in  dieser  Hinsicht  den  Letztem  gleich- 
zuhalten. 

Von  dieser  Wohlthat  sind  daher  nur  jene  Instituts-Zöglinge 
ausgenommen,  die  etwa  einem  Orden  angehören,  der  aus  einem 
öffentlichen  Fonde  keine  Dotation  bezieht  oder  überhaupt  vermög- 
lich  sind. 

Der  Obervorsteher  des  gedachten  Institutes  wird  gleichzeitig 
aufgefordert,  mit  Anfang  eines  jeden  Studienjahres  ein  Verzeichniss 
der  Zöglinge  des  seiner  Leitung  anvertrauten  Institutes  unter  Be- 
statigping  ihrer  Dürftigkeit  oder  beziehungsweise  ihrer  Zahlungsfahig- 

*)  Vergl.  Minist.  - Erlass  vom  2.  April  186(i,  Z.  444.8.  (Nr.  204  dieser 
Sammlnng.) 
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keit  dem  theologischen  Professoren-Collegium  zu  Übermitteln  und 
beim  Eintritte  eines  Zöglings  während  des  Studienjahres  demselben 
nachträglich  namhaft  zu  machen. 


202.  Auszug  aus  dem  Ministerial- Erlasse  vom  30.  October 
1852,  Z.  11122, 

an  die  Stattlialtereieii  von  Niederösterreicb,  Oesterreich  oh  der  Enns,  SaUborg, 
Tirol,  bhbmen,  Mäiireii,  Küsteiiland,  Dalmatien,  Steiermark,  Kärnten,  Krain 
und  Galizien;  an  die  Oubernial* Commission  in  Krakau  und  den  Kreispräsiden- 
ten in  der  Bukowina,  *) 

wornach  die  Auftiahme  in  einen  geistlichen  Orden  und  in  die  theologischen 
Studien  nur  dann  zulässig  ist,  wenn  der  betreffende  Candldat  im  zweiten 
Semester  der  letzten  für  die  diesfällige  Aufnahme  vorgeschriebenen  Qymna- 
sialclasse  kein  ungünstigeres  Zeugniss,  als  jenes  mit  der  ersten  (allge- 
meinen) Classe  erhalten  hat. 

Wenn  ein  GymnasialschUler  zu  Ende  des  zweiten  Semeeters 
nicht  wenigstens  ein  Zeugniss  der  ersten  Classe  erhält,  so  kann  er  in 
eine  höhere  Gymnasialclasse,  oder  wenn  es  sich  um  die,  achte  Gym- 
nasialclassc  handelt,  in  die  höhere  Studien-Abtheilung  der  Theologie 
nicht  aut'gcnommen  werden.  Uas  Letztere  steht  ganz  iin  Einklänge 
mit  dem  Ministerial-Erlasse  vom  30.  .Juni  1850  (R.-G.-Bl.  **) 
Nr.  319),  wornach  in  die  theologischen  Studien  nur  solche  Candidaten 
aufznnehmen  sind,  welche  das  Unter-  und  Übergymnasium  mit  genü- 
gendem Erfolge  zurückgelegt  haben.  Darnach  versteht  sich  auch  von 
selbst,  dass  jene  Orden,  denen  gestattet  ist,  Individuen  nach  der 
zurückgelegten  sechsten  Gymnasialclasse  in  das  Noviziat  aufzuneh- 
men, nur  solche  aufnehmen  dürfen,  welche  im  zweiten  Semester  der 
6.  Classe  das  Zeugniss  der  ersten  Classe  erhalten  haben,  indem  sie 
nach  zurückgelegtem  Noviziate  nur  mit  einem  solchen  Zeugnisse  in 
die  siebente  Gymnasialclasse  aufgenommen  werden  können. 

Darnach  ist  sich  in  Hinkunft  bei  der  Aufnahme  in  einen  Orden, 
beziehungsweise  in  die  theologischen  Studien,  zu  benehmen. 


*)  Vergl.  den  M.-E.  vom  29.  März  1868,  Z.  264,  C.  U.  M.,  mit  welchem 
die  voransteheuden  BeatimmuDgen  dem  Wesen  nach  im  Einklänge  stehen,  und 
M.-E.  vom  26.  Mai  1861  (sub  IV.  a)  Nr.  177  und  Note  auf  8.  233). 

••)  Sub  IV.  a)  Nr.  173. 
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203.  Ministerial- Erlass  vom  14.  Juli  1853,  Z.  3457  ex 

1852, 

an  die  k.  k.  Statthalterei  für  Dalmatien, 

betreffend  dai  Studium  der  Theologie  von  Oeeterreichern  im  Auelande. 

Das  mit  AllerL.  Entachliessung  vom  27.  Juli  1829  ausgespro- 
chene strenge  Verbot,  im  Auslande  zu  studiren,  wurde  zwar  durch 
den  Ministerial-Erlass  vom  14.  .Juli  1848,  Z.  4484  aufgehoben; 
allein  durch  die  späteren  Ministerial-Verordnungen  vom  1 . October 
1850  (R.-G.-Bl.  Nr.  370)  und  16.  September  1851  (R.-G -Bl. 

Nr  216)  wurde  der  Besuch  von  ausländischen  höheren  Lehranstalten 
nur  unter  gewissen  Bedingungen  gestattet , welche  hinsichtlich  des 
Studiums  in  dem  Collegium  von  Loretto  keine  Anwendung  6nden. 
Der  Besuch  der  dortigen  theologischen  Lehranstalt  ist  daher  bisher 
den  österreichischen  Uuterthanen  gesetzlich  nicht  freigestollt.  Sollten 
gleichwohl  besondere  Gründe  es  einem  oder  dem  anderen  Bischöfe 
Dalmatiens  wünschenswertli  erscheinen  lassen,  dass  der  Besuch  aus- 
wärtiger theologischer  Lehranstalten  seinen  Clerikem  gestattet  werde, 
so  hätte  derselbe  unter  Darstellung  ihrer  wesentlichen  Einrichtung 
und  der  für  seinen  Wunsch  sprechenden  Gründe,  sowie  der  Bedin- 
gungen, an  welche  etwa  die  Gestattung  zu  knüpfen  sein  dürfte,  im 

Wege  der  k.  k um  dieselbe,  cinzuschreiten,  welches  Gesuch 

sodann  zur  weiteren  Verhandlung  mit  einem  gründlichen  Gutachten 
anher  vorzulegen  wäre.  *) 


204.  Ministerial-ETlass  vom  2.  April  1856,  Z.  4443, 

an  die  Statthalterei  von  BHhmen, 

in  Batreff  der  Collegiangeld-Befreiung  loleher  Theologen,  welche  während 
dei  Studienjahree  alt  Alumnen  in  das  Seminar  aufgenommen  werden,  dann 
Jener,  welche  während  dea  Studienjahres  dai  Seminar  varlatten  und  Exter- 

niaten  werden. 

lieber  gestellte  Anfragen  wird  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom 
12.  Juli  1850  (R.-G.-Bl.  Nr.  310)  bemerkt:  Für  einen  Externisten, 
welcher  während  des  Studienjahres  als  Alumnus  in  das  bischöBiche 
Seminar  aufgenommen  wird,  tritt  die  Befreiung  von  dem  Collegien- 
gelde  ein,  wenn  derselbe  dürftig  ist,  und  sich  hierüber  mit  dem 
Ordinariatsieugnisse  ausweist.  Dagegen  ist  ein  gewesener  Seminarist, 
welcher  die  Theologie  als  Externist  fortstudirt,  von  dem  Collegien- 
gelde  nur  dann  als  befreit  zu  betrachten,  wenn  er  in  der  Lage  ist. 


*)  VergL  M.-E.  vom  28.  März  1869,  Z.  334  C.  U.  M.  (aub  Nr.  205)  über 
daa  Studium  der  Theologie  von  Ausländern  in  Oe.stcrreich. 
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nebst  seiner  Dürftigkeit  sich  darüber  auszuweisen,  dass  er  von  einem 
Bischöfe  die  bestimmte  Zusicherung  der  Aufnahme  in  dessen  Diöcese 
erhalten  hat,  oder  dass  er  Candidat  einer  unbemittelten  religiösen 
Ordensgenossenschaft  geworden  ist.  *) 


205.  MinistÄrial- Erlass  vom  28.  März  1859,  Z.  334, 

an  den  Bischof  von  8t.  Pulten, 

betrefTend  den  Nachweis  der  wistentehaftlichen  Vorbildung  von  Auslündem, 
welche  zu  den  theol.  Studien  in  Oesterreich  zugelassen  werden  wollen. 

Die  Feststellung  der  Bedingungen , unter  denen  Personen, 
welche  im  Auslande  geboren  und  dahin  zuständig  sind,  dem  Stande 
der  Weltpriester  in  einer  österreichischen  Diöcese  einverleibt  werden 
können,  ist  im  Zuge  der  Verhandlung.  Vorläufig  wird  es  zur  Hintan- 
haltung von  Schwierigkeiten  gerathen  sein,  dass  Eure  ....  jene 
auslUndisrhen  Priester  oder  Priesterstands-Candidaten,  welche  in  den 
Stand  des  Secnlarclerus  der  St.  Pöltner  Diöcese  aufgenommen  wer- 
den wollen,  anweisen,  sich  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  zu 
erwerben,  deren  Verleihung  zu  der  Competenz  des  Ministeriums  des 
Inneni  gehört.  Uebrigens  wird  es  genügen,  wenn  das  Erfordemiss 
der  ÖBterreichischon  .Staatsbürgerschaft  von  ausländischen  Priester- 
stands-Candidaten vor  Erlangung  der  höheren  Weihen  nachgewiesen 
wird,  wenn  dieselben  bis  dahin  den  (Jesetzen  über  den  Aufenthalt 
von  Ausländern  in  Oesterreich  nachkommen. 

W'as  ferner  den  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Vorbildung 
jener  Ausländer  aubelangt,  welche  in  die  theologischen  Studien  an 
einer  bischöflichen  Lehranstalt  aufgenommen  oder  zur  Fortsetzung 
dieser  im  Auslände  begonnenen  Studien  zugelassen  werden  wollen,  so 
müssen  hierwegen,  sowie  in  dem  Falle  der  Aufnahme  eines  Auslän- 
ders, der  die  theologischen  Studien  ini  Auslande  vollendet  hat,  unter 
die  Priesterstands-Candidaten  oder  unter  den  Secnlarclerus  einer 
österreichischen  Diöcese  die  Bestimmungen  der  Allerhöchst  geneh- 
migten M i n i st  e ri  al- V c r o rd  nu  ng  vom  29. März  1 8.ö8  (R.-G.-B1. 
Nr.  50)  **)  im  Auge  behalten  werden.  Diese  verlangen,  dass  in  die 
theologischen  .Studien  nur  Solche  aufgenommen  werden,  welche  das 
Unter-  und  Ohergymnasium  %nit  hinreichendem  Erfolge  zurückgelegt 
haben,  dann,  dass  die  Candidaten,  welche  der  Bischof  zu  Priestern 
zu  weihen  beabsichtiget,  durch  vier  .Jahrgänge  in  den  von  der  bischöf- 
lichen Versammlung  des  Jahres  1856  bezeichneten  ordentlichen 
Lehrfächern  unterrichtet  seien,  und  hierüber  auf  Grund  genau  zu 


*)  Vergf.  M.-E.  vom  7.  April  1850,  Z.  2704.  (Nr.  200  dieser  Sammlung.) 
*•)  Snb  IV  a)  Nr.  177. 
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überwachender  ganz-  oder  halbjähriger  Prüfungen  in  bisheriger  Weise 
ausgestellte  Zeugnisse  vorliegen. 

Hiernach  muss  von  d(ui  Herren  Bischöfen  in  Anspnich  genom- 
men werden,  dass  sie  in  die  theologischen  Studien  nur  solche  Aus- 
länder aufnehmen,  welche  Zeugnisse  über  das  mit  hinreichendem  Er- 
folge zurückgolegte  Unter-  und  Ohergymnasiura  beibringen.  Sollten 
sie  aus  einem  Lande  kommen,  wo  nach  österreichischer  Weise  orga- 
nisirte  Unter-  und  Obergymnasien  nicht  bestehen,  so  würde  sich  der 
aufnehmende  Bischof  wenigstens  die  grundlhätige  Ueberzeugung  darü- 
ber verschaffen  müssen,  dass  solche  Ausländer  jenen  Grad  von  Vor- 
bildung besitzen , welcher  von  österreichischen  Priesterstands-Candi- 
daten  nach  Massgabe  der  bezogenen  Ministerialverordnung  behufs 
ihrer  Aufnahme  in  die  theologischen  Studien  verlangt  wird. 

Wenn  Ausländer  Zeugnisse  über  die  ganz  oder  tbeilweise  im 
Auslande  zurückgelegten  theologischen  Studien  beibringen , und  auf 
Grund  solcher  Zeugnisse  die  Studien  in  einer  bischöflichen  Anstalt 
fortsetzen  oder  zu  Piie.stern  geweiht  werden  wollen,  so  wird  von 
jedem  Bischöfe  zu  erwarten  sein,  dass  er  über  die  Gymnasial-  und 
theologischen  Studien  eines  solchen  Candidaten,  dann  über  den  Vor- 
gang bei  diesen  Studien  und  bei  der  Erlangung  der  über  dieselben 
beigebrachten  Fortgangszengnisse  genaue  Nachforschungen  pflege  und 
die  Ueberzeugung  zu  gewinnen  suche,  in  wie  weit  die  Studien  eines 
solchen  Candidaten  dem  entsprechen,  was  in  Beziehung  auf  die  Gegen- 
stände desselben,  die  IJ.auer  der  ihnen  zu  widmenden  Zeit  und  die 
aus  denselben  abzulegenden  Prüfungen  durch  die  in  Oesterreich  be- 
stehenden Vorschriften  angeordnet  ist. 

Von  dem  Ergebnisse  dieser  Nachforschungen  ist  das  Ministerium 
in  jedem  einzelnen  Falle  mit  der  Aeusserung  über  jene  Bedingungen 
zu  verständigen,  deren  Erfüllung  von  Seite  des  aufzunehmenden  Aus- 
länders der  betreffende  Bischof  für  nothwendig  erkennt,  damit  den 
Bestimmungen  der  bezogenen  Ministerialverordnung  entsprochen  werde  ; 
worauf  das  Ministerium  nicht  säumen  wird,  sich  darüber  aaszuspre- 
chen, ob  und  was  der  aufzunebmende  Ausländer  zu  leisten  habe, 
damit  er  bei  der  Besetzung  von  geistlichen  Pfründen,  welche  dem 
landesfürstlichen  Patronate  oder  dem  eines  öffentlichen  Fondes  unter- 
stehen, wie  auch  bei  der  Verwendung  zu  öffentlichen  Lehrämtern 
nicht  unberücksichtigt  bleibe. 

Die  Verleihung  des  Tischtitels  für  die  Priesterstands-Candidaten 
aus  dem  Religionsfonde  ist  eine  Angelegenheit,  welche  zunächst  in 
den  Wirkungskreis  der  politischen  Landesstelle  gehört,  welche  hiebei 
nach  den  ihr  vorgezeichnoten  Directiven  vorzugehen  hat. 
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206.  Mmisterial-Erlass  vom  18.  December  1869 , Z.  18878, 

an  die  k.  k.  Landearegiernng  von  Krakan, 

Uber  die  geatellle  Anfrage,  ob  dUrftIge  DiUoetan-Seminaritten.  welche  das 
Qymnaiium  beiuchen,  von  der  Schulgeldiahlung  befreit  tind. 

Dürftige  Diöcesan-Seminaristen,  welche  das  Gymnaeiam  be- 
suehen,  sind  in  Absicht  auf  die  Entrichtung  des  Unterrichtsgeldee 
gleich  jenen  zu  halten,  welche  nach  i?.  14  der  hierortigen  Verord- 

nung vom  12.  Juli  1850  (R.-G.-Bl.  1850,  Nr  310)  vom  Collegien- 
gelde  ganz  befreit  sind,  und  es  wird  bezüglich  deren  thatsächlicher 
Befreiung  vom  betrefl'enden  hoehwürdigen  Bischöfe  ein  gleicherweise 
wie  dort  zu  belegendes  Einschreiten  bei  der  Gymnasial-Direction 
erfordert. 


207.  Ministerial-Erlass  vom  28.  März  1860,  Z.  4103, 

an  die  Landesregiening  von  Krakan, 

womit  bedeutet  wird,  dass  DiUcesan-Seminaristen  im  Genüsse  der  ihnen  im 
Sinne  des  Ministerial-Erlasses  vom  16.  December  1859,  Z.  18878,  zuerkannten 
Befreiung  von  der  Entrichtung  des  Schulgeldes  nur  so  lange  verbleiben 
können,  als  sie  die  Eigenschaft  als  Seminaristen  behalten. 

Diüccsan-Seminaristeu,  auf  welche  der  hierortige  Erlass  vom 
16.  December  1850,  Z.  18878  Anwendung  6ndet,  können  der  ihnen 
im  Sinne  dieses  Erlasses  zuerkannten  Befreiung  von  der  Entrichtung 
dos  Schulgeldes  nur  wegen  ihrer  Eigenschaft  ata  Seminaristen  theil- 
haftig  werden  und  im  Genüsse  dieser  Befreiung  nur  so  lange  ver- 
bleiben, als  sie  diese  Eigenschaft  behalten. 

Sobald  sie  aber  aus  dieser  Eigenschaft  wie  immer  getreten  sein 
werden,  ist  ihr  Anspruch  auf  den  Fortgenuss  der  Befreiung  nach  den 
diesfalligen  allgemeinen  Normen  zu  behandeln. 


208.  Auszug  aus  dem  Erlasse  des  Staatsministeriums,  Abth. 
für  Cultus  und  rnterriebt,  vom  24.  Februar  1863,  Z.  1160, 

an  die  Statthalterei  in  Dalmatien, 
betreffend  das  Privat-Studium  der  Theologie.  *) 

Dem  Anträge,  dass  dem  Priesterstands-Candidaten  N.  N.,  wel- 
cher privatim  den  theologischen  Stadien  obliegt,  das  ftlr  externe 


In  dem  M.-E.  vom  4.  März  1863,  Z.  1106  an  den  Provincial  der  böh- 
miach  mühriHchen  Provinz  de*  Ordens  der  frommen  .Schulen  Dr.  Laurenz  Zink 
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studirende.  Schüler  der  Theologie  hestiramte  Stipendium  monatlicher 
10  fl-  r>0  kr.  Oe.  W.  aiigewiesen  W(“rde,  vennag  man  in  Anhctracht 
deasen  keine  Folge  zu  geben,  da  es  den  llestimmungcu  der  Ministe- 
rial- Verordnung  vom  29.  Mkrz  185S  (R.-G.-B1.  Nr.  50)  widerstreitet 
zu  gestatten,  dass  die  für  die.  Seelsorge  herauzubildenden  Priestcr- 
etands-Candidaten  die  Theologie  privatim  studiren,  und  es  nicht  an- 
geht, einem  solchen  ganz  unstatthaften  Vorgänge  durch  Subventionen 
aus  öffentlichen  Fonden  Vorschub  zu  leisten. 


209.  Erlass  des  Staatsministeriums,  Abth.  für  Cultus  und 
Unterricht  vom  4.  November  1863,  Z.  11642, 

au  die  k.  k.  Statthalterci  für  BObiiien, 

botraffend  die  Form  der  theologischen  Prüfungszeugnitse. 

Mit  Rückblick  auf  die  am  SchluHKc  der  Ministerial-Verorduung 
vom  '29.  März  1858  (R.-G.-Bl.  Nr.  50)  fi:ruudaätzlich  geiiehmiffte  Be- 
rechtigung der  Bischöfe,  erhebt  das  Ministerium  gegen  die  Form,  in 
welcher  das  Professoren-Collegium  der  theologischen  Facultät  der 
Prager  Universität  den  Erfolg  der  ganz-  oder  halbjährigen  Piiitungen 
der  in  eine  bischöfliche  Diöccse  oder  in  eine  reguläre  Genossenschaft 
aufgenommenen  Studirenden  der  Theologie  zu  dem  in  der  bezogenen 
Ministerial-Verordnung  bezeichneten  Zwecke  naehweist,  in  der  Voraus 
Setzung  keine  Einwendung,  dass  den  Theologen,  wenn  sie  die  Uni’ 
versität  verlassen,  auf  ihr  Verlangen  uach  Massgabe  des  Ministerial- 
Erlasses  vom  16.  September  1851,  R.-G.-Bl.  Nr.  *216  (§.  *20)  Ab- 
gangszeugnisse ausgefertigt  werden,  welche  jedoch  von  den  betreffen- 
den Ausstellern  nicht  als  Pro  fes  s o re  n-C  ol  1 e g i o n der  theo- 
logischen Facultät,  sondern  als  Lehrkörper  derDiöccsan- 
lehranstalt  auszufertigen  sein  werden. 


ist  dasselbe  Princip  ausgedrlickt,  »das.^  das  Ansinnen,  einige  Ordenscleriker  die 
für  einzelne  theologische  Jahrgänge  vorgezeichneten  UnterrichtsgegenMtändo 
privatim  studiren  und  dieselben  blos  an  einer  theologischen  Lehranstalt  einer 
Prüfung  unterziehen  zu  lassen,  den  Allerh.  genehmigten  Bestimmungen  des 
M.-E.  vom  29.  März  1858,  R.-G.-B1.  Nr.  50  nicht  entspreche  und  daher  nicht 
zu  billigen  sei.“  Nur  als  einer  vorübergehenden  Ausnahme  von  der  Regel, 
welche  letztere  das  Privatstadium  der  Theologen  als  unzulässig  erklärt,  wollte 
der  Minister  in  diesem  Erlasse  der  Ausführung  der  für  concrcte  Fälle  bereits 
getroffenen  Einleitungen  nicht  ontgegentreten.  In  dem  SchlusssatzA  des  M.-E. 
vom  4.  März  1863,  Z.  1106  wird  „die  wohlmeinende  Erinnemng  beigefügt,  dass 
alle  nicht  unumgänglich  nöthigen  Abweichungen  von  den  seitens  der  bischöf- 
lichen Versammlung  im  Jahre  1856  Uber  das  theologische  Studium  getroffenen 
Anordnungen,  deren  genaue  Beobachtung  der  kaiserlichen  Regierung  zugesagt 
worden  ist,  der  unliebsamen  Annahme  Raum  geben  könnten,  dass  kirchlicher- 
seit«  auf  die  gründliche  wissenschaftliche  Ausbildung  Jener,  die  zun»  Priester- 
tbum  befördert  werden  sollen,  nicht  das  gebührende  Gewicht  gelegt  werde,“ 
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210.  Erlass  vom  3.  December  1867,  Z.  9212, 

au  flümmtliclie  Läiideratelleii  mit  Ausnahme  Böhmens, 

batreffend  dia  Wahrpflieht  dar  Studirandan  dar  Thaologia. 

Um  der  Wiederholung  der  Schwierigkeiten  vorzubeugeu,  die 
sich  aus  Anlass  dessen  ergeben  haben,  dass  ein  im  Militärverbande 
stehender  Jüngling  in  einen  geistlichen  Orden  auf'geuommcn  wurde, 

wolle  die  k.  k den  biscböSichen  Ordinariaten  und  Ordensvor- 

stäiiden  des  unterstehenden  Vcrwaltungsgebietes  bedeuten,  dass  Män- 
ner, welche  in  den  Militärvcrhaiid  getreten  und  aus  demselben  noch 
nicht  entlassen  sind,  weder  in  ein  Clerical-Seminarium  aufzunehmen, 
noch  in  einen  geistlichen  Orden  einzukleiden  sein  werden,  indem  die 
Aufnahme  in  ein  Clerical-Seminarium  mit  dem  Eintritte  in  die  theo- 
logischen Studien  und  die  Einkleidung  in  einen  geistlichen  Orden 
wohl  voll  der  Pflicht  zum  Eintritte  in  das  Ileor  befreit,  keincsw'egs 
aber  die  Entlassung  aus  dem  Militärverbande  nach  sich  zieht,  und 
nicht  verbärgt  werden  kann,  dass  solchen  Männern  zum  Ewecke  der 
theologischen  Studien,  beziehungsweise  des  Noviciates  die  dauernde 
Beurlaubung  oder  behufs  des  Empfanges  der  höheren  Weihen,  be- 
ziehungsweise der  Ablegung  der  feierlichen  Ordensgelübde,  die  gänz- 
liche Entlassung  aus  dem  Militärverbande  gewährt  werde.  *) 


21L  Ministerial- Verordnung  vom  22.  Jänner  1869,  Z.  11264 

ex  1868, 

an  sämratlicke  politische  Läudcrstcllcn , das  Universitäts  - Consistorium  in 
Wien,  die  akademischen  Senate  in  Prag,  Graz,  Iimshriick,  Lemberg,  Krakau; 
dann  an  die  theologischen  Facultäten  in  Olinütz  und  Salzburg, 

betreffend  den  Uebertritt  von  bitchbfliohen  Knaben-Seminarien  an  die  theolo- 
gischen Facultäten  und  Oittcesan-Lehranstalten. 

In  Beantwortung  einer  an  mich  gerichteten  Interpellation  habe 
ich  im  Abgeordneteuhause  des  Keichsrathes  nachstehende  amtliche 
Erklärung,  betreffend  den  Uebertritt  von  bischöflichen  Knaben- 
Seminarien  an  die  theologischen  Facultäten  und  Diöcesau-Lehranstalten 
abgegeben : 

„Der  Unterricht  in  Kuabeu-Seminarien  ist,  insolauge  dieselben 
das  Recht,  staatsgiltige  Zeugnisse  auszustellen,  nicht  erlangt  haben, 
als  Privatunterricht  zu  betrachten. 

Hieraus  folgt; 

1.  dass  die  von  der  Dircction  der  erwähnten  Gymnasial- 
schuleu  ausgestellten  Zeugnisse  nicht  die  Stelle  jener  Scmestral- 

*)  Vorgl.  M.-E,  vom  20.  Juli  1869,  Z.  6193  (Nr.  212),  welcher  die  fort- 
dauernde Geltung  des  voranstehenden  Erlasses  in  seinem  ganzen  Umfange 
bestätigt. 
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Zeugnisse  zu  vertreten  geeignet  sind,  auf  Grund  deren  Studi- 
rondc  nach  §.  2 der  Ministerial- Verordnung  vom  16.  September 
1851  (R.-G.-Bl.  Nr.  216)  ausnahmsweise  zu  den  Studien  an  einer 
theologischen  Facultät  zugelassen  werden  können 

Es  folgt  aber  noch 

2.  das  Weitere  daraus,  dass  diese  Zeugnisse,  da  sie  über- 
haupt der  Regierung  die  Ueberzcugung  nicht  zu  verschaffen  ver- 
mögen. dass  Jene,  welche  sie  bcibringe.ii,  das  Unter-  und  Ober- 
gymnasium mit  hinreichendem  Erfolge  ziirückgelcgt  haben,  auch 
nur  zur  Aufnahme  in  theologische  Di ö cesan -Ans t alten 
im  Sinne  der  Ministerial- Verordnung  vom  29.  März  1858, 
R.-G.-Bl.  Nr.  .'iO,  nicht  genügen,  welche  verfügt,  dass  tiin  die 
theologischen  Studien  nur  Solche  aufzunebmen 
seien,  welche  das  Unter-  und  Obergymnasium  mit 
hinreichendem  Erfolge  zurückgelegt  haben.“  Denn  die 
Ueberzeugung  hiervon  ist  eben  für  die  Regierung  nur  durch  ein 
staatsgiltiges  Zeugniss  zu  gewinnen. 

Nur  wird,  was  die  Durchtlibrung  der  letzteren  Vorschrift  an- 
belangt,  der  weseirtliche  Unterschied,  welcher  zwischen  den  theologi- 
schen Facultäten  und  den  Diöcesauanstalten  besteht,  massgebend 
sein.  Insofcnie  die  letzteren  rein  kirchliche  Institute  sind,  hat  auch 
die,  Allerh.  Entschliessung  vom  8.  März  1858,  mit  welcher  die  in 
der  Ministerial- Verordnung  vom  Jahre  1858  enthaltenen  Bestimmim 
gen  über  das  theologische  Studium  genehmigt  worden  sind,  ledig- 
lich die  Zuversicht  ausgesprochen,  dass  die  inderseiben  ge- 
nehmigten, von  den  Bischöfen  im  Jahre  1856  vereinbarten  Bestim- 
mungen genau  in  Ausführung  kommen  werden,  und  ist  ein  directer 
Zwang  auch  nicht  wohl  zulässig. 

Allein,  BO  wenig  die  Tüchtigkeit  des  Priesterstandea  und  somit 
seine  vollkommene  Durchbildung  der  Regierung  überhaupt  und  so 
wenig  ihr  somit  die  Einrichtung  der  biscliüliichcn  Seminarien  und 
theologischen  Diöcesauanstalten  — welche  zudem  aus  dem  vom 
Staatsschätze  namhaft  subventionirten  Religionsfondc  dotirt  sind  und 
den  Priesterstauds-Candidaten  der  sogenannte  Tischtitel  fast  aus- 
nahmslos (Salzburg)  aus  dem  genannten  Fonde  zugesichert  wird  — 
gleichgiltig  sein  kann,  eben  so  wenig  kann  sie  sich  des  indirecten 
Einflusses  auf  diese  Studien  eiitschlageu,  soweit  derselbe  nur  irgend 
mit  der  gmudgesetzlich  anerkaimtcu  Unabhängigkeit  der  Kirche 
vereinbar  ist.  Aber  auch  hietür  hat  bereits  die  oben  erwähnte  Aller- 
höchste Entschliessung  vom  8-  März  1858  vorgesorgt,  insofern  sie  an- 
droht, dass,  falls  ihre  Bestimmungen  nicht  eingebalten  werden  sollten, 
bei  Besetzung  von  geistlichen  Pfründen,  welche  dem  landesftirstlichen 
Patronate  oder  dem  eines  öffentlichen  Pondes  unterstehen,  wie  auch 
bei  der  Verwendung  von  Priestern  zu  öffentlichen  Lehrämtern  auf 
den  Umstand  Rücksicht  zu  nehmen  sein  werde,  ob  die  Bewerber 
ihre  Studien  nach  den  erwähnten  Bestimmungen  zurückgelegt  haben. 
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Die  Kegiernng  wird  darüber  wachen,  dass  an  den  theologi- 
schen Kacultüton  die  oben  erörterten  Bcatimmungen  strenge  ein- 
gehalteu  werden ; sie  wird,  soweit  cfforderlieli,  von  den  eben  ange- 
führten Mitteln,  um  indirect  auf  ein  gleiches  Verfahren  an  den  theo- 
logischen D iöce  sa  n anst  al  t en  hiuzuwirkeu,  Gebrauch  machen,  und 
sollten  dieselben  nicht  zum  Ziele  führen,  nöthigenfalls  mit  Kutziebung 
der  Dotation  aus  dem  Rcligionsfonde  Vorgehen.“ 

Von  dieser  meiner  Erklärung  setze  ich  die  sämmtlichen  Landes- 
behörden und  akademischen  Senate  mit  dem  Aufträge  in  Kenntniss, 
im  Sinne  derselben  vorzugehen  und  die  nöthigen  Verständigungen  zu 
veranlassen. 

212.  Ministerial -Erlass  vom  20.  Juli  1869,  Z.  6193, 

an  sämmtlicbe  Länderchefs, 

betreffend  die  Anwendung  dea  Wehrgeietzei  auf  Prieeterstands-  und  Ordena- 

Candidaten. 

Mit  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 
vom  3.  December  1807,  Z.  9212,  ist  das  Verlaugcu  ausgesprochen 
worden,  dass  Männer,  welche  in  den  Militärverhand  getreten  und  aus 
demselben  noch  nicht  entlassen  sind,  weder  in  ein  Clerical-Semina- 
rium  aufgenommen,  noch  in  einen  geistlichen  Orden  eingekleidet 
werden.  Zu  diesem  Verlangen  drängte  die  Erwägung,  dass  nach  den 
Bestimmungen  des  bestandenen  Heeres  - Ergänzungs  - Gesetzes  vom 
29.  September  1858,  ß.-G.-Bl.  Nr.  167,  die  Aufnahme  in  ein  Clerical- 
Seminarium  mit  dem  Eintritte  in  die  theologischen  Studien  wohl  von 
der  Pflicht  zum  Eintritte  in  das  Heer  befreite,  keineswegs  aber  die 
Entlassung  aus  dem  Militärverbande  nach  sich  zog  und  nicht  ver- 
bürgt werden  konnte,  dass  solchen  Männern  zum  Zwecke  der  theo- 
logischen Studien,  beziehungsweise  des  Noviziats  die  dauernde  Beur- 
laubung, oder  behufs  des  Empfanges  der  höheren  Weihen,  beziehungs- 
weise der  Ablegung  der  feierlichen  Ordensgelübde  die  gänzliche  Ent- 
lassung aus  dem  Militärverbande  gewährt  werde. 

Zufolge  des  §.  25  des  au  die  Stelle  des  Heeres  Ergänzungs- 
Gesetzes  vom  Jahre  1858  getretenen  Wohrgesetzes  vom  5.  December 
1868,  R.  G.-Bl.  Nr.  151,  *)  werden  die  Candidaten  des  geistlichen 
Standes  jeder  gesetzlich  anerkannten  Kirche  und  Religionsgenossen- 
schaft, wenn  sie  in  das  stehende  Heer  (Kriegsmarine)  oder  in  die 
Landwehr  eingereiht  worden  sind,  über  ihr  Ansuchen  zur  Fortsetzung 
der  theologischen  Studien  beurlaubt.  Nach  Erhalt  der  höheren  Wei- 
hen, beziehungsweise  nach  geschehener  Ernennung  zu  Seelsorgern, 
werden  die  Betrefi'enden  in  die  Liste  der  Militärseelsorger  verzeichnet 
und  können  im  Kriegsfälle  nach  Massgabo  ihrer  Wehrpflicht  entweder 
im  stehenden  Heere  (Kriegsmarine)  oder  in  der  Landwehr,  auch  in 
Feld-  oder  stabilen  Spitälern  als  Seelsorger  verwendet  werden.  Geben 

*)  Vergl.  Nr.  153  dieser  Sammlung. 
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aber  diese  Candidaten  die  theologischen  Studien  und  den  geistlichen 
Beruf  auf,  so  sind  sie  zum  Waflfeudienstc  einzuberufen. 

Ueber  die  Tragweite  dieser  Bestimmung  des  Wehrgeselzes  vom 
Jahre  1868  sind  mehrere  Fragen  angeregt  worden,  von  deren  Beant- 
wortung es  abhängt,  ob  die  Ministerial-Verordnung  vom  3.  December 
1807,  Z.  9212  *)  noch  Geltung  hat,  oder  durch  das  Wehrgesetz  vom 
Jahre  1868  ausser  Wirksamkeit  getreten  ist. 

Insbesondere  wurde  angenommen,  dass  der  §.  25  des  erwähnten 
Gesetzes  auch  auf  Jene  Anwendung  leide,  die  als  GyinnasialschUler 
in  das  stehende  Heer  (Kriegsmarine)  oder  in  die  Landwehr  eingereiht 
worden  sind,  sobald  sie  unter  die  Priesterstands-Caudidatcu  einer 
Diöcese  Aufnahme  Onden  und  in  die  theologischen  Studien  eintreten; 
desgleichen  auf  .lene,  die  gegen  Aufsthub  des  Präsenzdieustes  sich 
als  einjährig  Freiwillige  in  der  Meinung  a.ssentiren  Hessen,  dass  sie 
in  der  Zwischenzeit  unter  die  Priesterstands-Candidateu  treten,  die 
theologischen  Studien  vollenden  und  vor  Leistung  des  Präsenzdienstes 
die  höheren  Weihen  empfangen  können. 

Ferner  ist  es  fraglich  geworden,  wie  es  hinsichtlich  der  Wehr- 
pflicht mit  den  nicht  zir  dem  Empfanget  der  höheren  Weihen  be- 
stimmten Candidaton.  geistlicher  Orden  und  mit  den  Ordens-Novizen 
vor  dem  Eintritte  in  die  theologischen  Studien  zu  halten  sei. 

Um  hierüber  volle  Klarheit  zu  gewinnen,  habe  ich  mir  von 
dem  Herrn  Minister  für  Lainlesverthcidigung  und  öSentliche  Sicher- 
heit verlässliche  Auskunft  erbeten,  von  welchem  mir  über  gepHogenes 
Einvernehmen  mit  dem  Herrn  Keiehskriegsminister  unter  dem  12- Juni 
1869,  Z.  3041  bekannt  gegeben  worden  ist,  dass  bei  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  und  bei  der  du^h  da.s  Wchrgesetz  uothwendiger  Weise 
herbeigeführten  Beschränkung  der  Befreiungen  und  Begünstigungen 
diese  grundsätzlich  auf  das  Strengste  interpretirt  werden  müssen, 
sonach  eine  über  den  Wortlaut  des  Gesetzes  hinausreichende  Ausdeh- 
nung derselben  nicht  zulässig  erscheint. 

Lies  vorausgesetzt,  kann  die  nach  4j.  25  des  Wehrgesetzes  zu- 
lässige Begünstigung  der  Beurlaubung  nur  jenen  Candidaten  des 
geistlichen  Standes  zngestandeii  werden,  welche  zur  Zeit  der  Ein- 
reihung in  das  stehende  Heer,  die  Kriegsmarine  oder  Landwehr 
bereits  den  theologischen  Studien  obliegen,  weil  nur  bei 
Solchen  von  einer  Fortsetzung  ihrer  Studien,  behufs  deren 
das  Wehrgesetz  die  Beurlaubung  als  zulässig  erklärt,  die  Uedo 
sein  kann. 

Demnach  können  .lüngling«',  die  in  ein  bischöfliches  Clerical- 
Sorainarium  und  in  die  theologischen  Studien  (dntreten  wollen,  ihrer 
Wehrpflicht  aber  noch  uiclit  entsprochen  haben,  anstandslos  in  derlei 
Anstalten  aufgenommen  werden;  doch  versteht  es  sich  von  selbst, 
dass  dieselben,  sobald  sie  in  das  stelluugspflichtige  Alter  (welches 
mit  dem  1.  Jänner  des  Kalenderjahres  beginnt,  in  dem  der  Wehr- 


*)  8ub  Nr.  ZIO. 
rhu.  Oc«l«rr.  UulTcrvUäbg«8«ue. 
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pfliclitige  das  20.  Lidaaisjahr  vollendet)  treten,  ihrer  Stcllungspflicht 
Genüge  zu  leisten  haben,  in  welchem  Falle  dieselben,  wenn  sie  zur 
Erflillnng  der  Wehrpflicht  tauglich  helundcn  wurden,  die  Begünsti- 
gung des  i?.  25  des  Wehrgesetzes  beanspruchen  können  und  diese 
ihuen  unter  den  in  diesem  Paragraphe  gestellten  Bedingungen  ge- 
währt werden  muss. 

Ein  Wehrpflichtiger  aber,  der,  sei  es  im  Wege  der  regelmässi- 
gen Stellung  oder  als  Freiwilliger,  in  das  stehende  Heer,  in  die 
Kriegsmarine  oder  Landwehr  bereits  eingereiht  ist,  kann  nach  dem 
Gesetze,  wenn  er  erst  nach  seiner  Einreihung  in  ein  Clerical- 
Seminariuin  oder  in  einen  Orden  aufgenoramen  wird  und  die  theo- 
logischen Studien  beginnt,  auf  die  im  §.  25  des  Wehrgesetzes  zuge- 
standene Begünstigung  nicht  mehr  Anspruch  machen. 

Ebensowenig  kann  ein  solcher  Anspruch  Jenen  cingeräumt 
werden,  die  gegen  Aufschub  des  Präsenzdienstes  als  einjährig  Frei- 
willige assentirt  worden  sind  und  hierauf  als  Candidaten  des  geist- 
lichen Standes  in  die  theologischen  Studien  eintreten;  weil  nur  den 
zur  Zeit  der  Einreihung  bereits  in  die  theologischen  Studien  einge- 
tretenen  Candidaten  des  geistlichen  Standes  die  Begünstigung  der 
Beurlaubung  zum  Zwecke  der  Fortsetzung  dieser  Stu- 
dien, eventuell  die  Behandlung  nach  Alinea  2 des  §.  25  des  Wehr- 
gesetzes  gesetzlich  zugesichert  ist,  und  diese  Begünstigung  als  Aus- 
nahme von  der  Regel  auf  das  Strengste  ausgelegt  werden  muss. 

Da  endlich  das  Wehrgesetz  vom  Jahre  IS68  eine  besondere 
Begünstigung  der  Candidaten  geistlicher  Orden  nicht  festge- 
stellt hat,  so  können  auf  dieselben  die  Bestimmungen  des  §.  25  des 
erwähnten  Gesetzes  nur  dann  in  Anweiid#hg  kommen,  wenn  sie  nach 
dem  Eintritte  in  die  theologischen  Studien  in  das  stehende  Heer,  die 
Kriegsmarine  oder  Landwehr  eingereiht  werden.  Ausser  diesen  Fällen 
sind  sie  wie  andere  Wehrpflichtige  zu  behandeln. 

Da  nach  dem  Voranstehenden  die  Voraussetzungen  des  Ein- 
gangs bezogenen  Ministerial-Erlasses  vom  3.  December  1867,  Z.  9212, 
durch  das  Wehrgesetz  vom  Jahre  1868  eine  Aenderung  nicht  erfah- 
ren haben,  so  bin  ich  in  dem  Falle,  diesen  Erlass  in  seinem  vollen 
Umfange  aufrecht  erhalten  zu  müssen. 

Eure  ....  wollen  hiervon  die  bischöflichen  Ordinariate  und 
Ordensvorstände  des  unterstehenden  Verwaltungsbezirkes  zu  ihrem 
Benehraen  in  Kenntuiss  setzen. 
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d)  Besondere  Stipendienvorschriften  für  die  theolo- 
gische Facultät. 


213.  Studien-Hofcommissions-Lecret  vom  4.  Juli  1786, 

Z.  406, 

»n  da»  bKhmische  Gabemmm, 

baireffend  die  Behandlung  derjenigen  Stipendiiten,  welche  nach  abeolvirlen 
Qymnatial-Sludien  in  das  theologiiche  Studium  eintretan.  *) 

In  Ansehen  derjenigen  Stipendisten,  welche  zur  Theologie 
schreiten,  wird  folgende  Belehrung  crtheilt: 

Den  Theologen,  da  dieselben  zum  Uuterrichtsgelde  keinen 
Beitrag  leisten,  kann  zwar  als  solchen  kein  Stipendium  daraus  zu- 
getheilt,  mithin  mit  Verleihung  eines  Stipendiums  aus  dom  Unter- 
richtsgelde  bei  einem  Theologen  nicht  der  Anfang  gemacht  wer- 
den. Wenn  aber  ein  Studirender,  welcher  bereits  ein  Stipendium 
dieser  Gattung  geniesst,  zur  Theologie  übergeht,  so  ist  ihm  solches 
ebenso,  wie  es  in  Ansehen  der  Chirurgen  in  ähnlichen  Fällen  bereits 
festgesetzt  worden,  zu  lassen,  es  sei  denn,  dass  er  in  irgend  eine 
Stiftung  oder  Anstalt  eingenommen  werde,  welche  für  sich  selbst  als 
ein  Stipendium  angesehen  werden  kann. 


214.  Leeret  der  Studien-Hofeommission  vom  7.  August  1821, 

Z.  5327, 

an  die  Regierung  in  Oesterreich  ob  der  Enns,  **) 

balreffand  die  Unzuläaaigkalt  dar  Erthallung  oder  Balassung  von  Untarrichtageld- 
Stipandian  an  Thaologan. 

Der  Regierung  wird  bedeutet,  dass  mit  Ende  des  gegenwärtigen 
Schnljahres  das  Unterrichtsgeld-Stipendium,  welches  einem  Studirenden 

*)  Ungeachtet  der  Bestimmungen  des  Hofdecrete  s vom  7.Aagustl821 
scheint  das  voranstabende  8t.-H.-C.-D.  vom  4.  Jnii  1786,  nicht  vollstindig  auf- 
gehoben, indem  selbst  Seminaristen  die  Belsssung  ihrer  Stipendien  aueh  noch  in 
neuester  Zeit  io  mehreren  Fällen  bewilligt  worden  ist  (Vergl.  die  Anm.  su  M.-E. 
V.  16.  März  1868  Z.  20.  613.) 

••)  Vergl.  St.-H.-C.-D.  vom  4.  Juli  1786,  Z.  406  an  das  böhmische 
Gubaminm. 
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als  Hörer  der  Tlieologic  belassen  worden  ist,  und  falls  noch  andere 
Hörer  der  Tlieoloffie  mit  derlei  Stipendien  betlicilt  wären,  auch  diese 
einzuziehon  sein,  in  Zukunft  aber  keinem  Hörer  der  Theo- 
logie ein  Unterrichtsgcld-Stipendium  belassen,  viel 
weniger  er t heilt  worden  dürfe.*) 


215.  Leeret  der  k.  k.  vereinigten  Hofkanzlei  vom  29.  März 
1844,  Z.  9201, 

an  nämmtlidie  poUti.sclie  Lämlerstellen  (ausser  Dalmatien,  Lombardie  und 

V'enedig), 

die  Aufhebung  dea  RUckeraatzes  von  Stipendien  von  Seite  der  Stifte  betref- 
fend, in  weiche  ein  aoicher  atipendirter  Theoioge  eintritt. 

Man  findet  es  von  der  Verordnung  vom  17.  Februar  1797, 
Z.  (iülO,  mit  welcher  btistimmt  wurde,  dass,  wenn  ein  Thoolog  oder 
ein  Stipendist  den  Beruf  in  ein  Stift  bekommt,  dieses  dem  betrefien- 
don  Fonde  den  Ersatz  des  während  des  theologischen  Curses  genos- 
senen Stipendiums  leisten  müsse,  allkommen  zu  lassen. 

216.  Ministerial  - Erlass  vom  15.  März  1858,  Z.  20513, 

ei  1857, 

an  die  Ktatthaiterei  Abtheilung  von  Ofen,  **) 

Uber  die  gestellte  Anfrage,  wie  sich  in  Fällen  vorkommender  Gesuche  von 
Zöglingen  katholischer  Seminarien  um  Belasaung  im  Genüsse  der  ihnen  vor 
der  Aufnahme  in  ein  geistliches  Alumnat  verliehenen  Stipendien  zu  be- 
nehmen sei. 

Ueber  die  gestellte  Anfrage,  wie  sich  in  Fällen  vorkommender 
Gesuche  von  Zöglingen  katholischer  Seminarien  um  Bela.ssung  im 
Genüsse  der  ihnen  vor  der  Aufmihme  in  ein  geistliches  Alumnat  ver- 
liehenen Stipendien  zu  benehmen  sei,  wird  bedeutet,  dass  auf  die  be- 
zeichnc'ten  Fälle  die  wegen  ünstatthaftigkeit  des  gleichzeitigen  Ge- 
nusses zweier  Stipendien  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  mit 
der  Vorsicht  Anwendung  zu  finden  haben,  dass,  wo  die  Bestimmung 


*)  Nach  dem  llofd.  v.  lt>.  Mai  1807,  Z.  8807,  Punkt  16,  war  die  Verlei- 
liiiiig  der  llandstipuudicit  überhaupt  (die  Ik-stätigunc  der  Privatpräsentatioiien 
und  ebenso  die  Verleihung  sistemisirttu  llaiidstipendien  an  Theologen)  aus  dem 
Eel.  Filc.  dem  Wirkiiugskre'iso  der  Länderstellcii  zugewieseu. 

**)  Da  es  sich  hier  um  eine  principiolle  Entscheidung  handelt,  so  konnte 
wohl  der  zutällige  Um.sland,  dass  der  Erlass  nach  Ofen  gerichtet  ist,  dieses 
Normale,  an»  der  gegenwärtigen  Hammluug  nicht  ansschlie.s6on. 
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o<ler  die  Eigenschaft  der  Stiftung  oder  aucli  nur  besondere  Verhält- 
nisse ftlr  eine  Ausnahme,  von  dem  Verbote  der  Cnmulirung  sprechen, 
über  das  diesfUllige  Begehren  des  Betheilten  die  höhere  Entscheidung 
ciuzuholen  sein  wird.  *) 


217.  Erlass  des  Staatsministeriums,  Abtli.f£Lr  Cult  u.  TJiiterr. 
vom  19.  April  1865,  Z.  3382, 

an  sämmtliche  Landcsbehönlen, 

in  Betreff  der  Behandlung  der  in  ein  bischöfliches  Alumnat  eintretenden  Sti- 
pendisten vom  Standpunkte  der  die  Cumulining  eines  Freiplatzes  mit  dem 
Qenusse  eines  Stipendiums  untersagenden  Vorschriften. 

Aus  Anlass  einer  vorgekommenen  Anfrage  hat  sich  das  Staats- 
ministerium bestimmt  gefunden,  zu  erklären,  dass  Stipendisten,  welche 
in  ein  bischöfliches  Alumnat  behufs  der  theologischen  Studien  treten 
und  daselbst  einen  Freiplatz  erhalten,  wenn  das  Institut  aus  dem 
Rcligionsfonde  Dotationsbeiträge.  und  letzterer  Subvention  aus  dem 
Staatsschätze  empfangt,  das  Stipendium  in  der  Weise  und  zu  dem 
Ende  zu  belassen  sei,  damit  das  Kostgeld  des  Freiplatzes  hieraus  be- 
stritten, und  der  etwaige  Mehrbetrag  dem  Betheilten  zur  eigenen 
Disposition  erfolgt  werde 

Uicrbei  wird  jedoch  vorausgesetzt,  dass  die  Bestimmungen  der 
betreffenden  Stiftung  oder  die  specielle  Eigenschaft  des  bezüglichen 


*)  In  Berücksichtigung  besonderer  Verhältnisse,  ist  die  Bclassimg  von 
Seminaristen  und  Convij’tlsten  ini  Oenussc  ihrer  Stipendien  ausnahmsweise  be- 
willigt worden,  mit  den  M.-K.  70H,  3422,  11790  ex  18fi2;  1874,  2019,  5299 
ex  1865.  Insbesondere  ist  dies*  bezüglich  minderer  Stipendien,  welche 
nur  zur  Bestreitung  von  Nebcnauslagcii  hiureichen,  wiederholt  aU  zulä.ssig  erklärt 
worden.  (M.-E.  17.67.3  ex  1858). 

**)  Aus  Anlass  eines  Falles,  in  welchem  eine  Statthaltcrei  gegen  die 
Ansicht  des  Ordinariates  die  Stipendien  mehrerer  in  das  Alumnat  eingetretenea 
Stiftlinge  eingestellt  hat,  bat  das  Staatsministorium  Abth.  für  Cult,  und  Unter- 
richt mit  dem  Erl.  vom  5.  Juni  1863  Z.  6371  verordnet,  „dass  in  Fällen  des 
Uebertrittes  von  Stipendisten  in  Seminarien  oder  Klöster  zwischen  unbedingt 
theologischen  und  den  Stipendien  anderer  Art  zu  unterscheiden  sei. 
Bei  unbedingt  theologischen  Stipendien  ist  in  Oemässhoit  des  Hofkanzleidckr. 
von  17.  Feb.  1831.  Z.  2963  vorzugehen  und  so  lange  die  damit  betheilteii  sich  im 
Priesterhaus  aufhaltcn,  ihr  Stipendium  in  die  Sustentationagebühr  einzurechuen  und 
von  dem  Hel. -Fd.  um  so  viel  weniger  zur  Bedeckung  des  Seminaraufwandes 
zu  leisten.  Bei  Stipendien  anderer  Art,  wozu  auch  die  bedingt  theologischen 
d.  Ii.  solche  Stiftungen  gehören,  deren  Urheber  nur  den  Wunsch  äusseru,  dass 
die  Stiftlinge  sich  dem  geistlichen  Stande  widmen  sollen  oder  auch  nur  erklä- 
ren, daas  sie  den  Stiftungsgenusa  zu  verlieren  haben,  wenn  sie  andere  Berufs- 
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Stipendiums  obiger  Verfügung  niclit  widerstreiten,  und  dass  der  frag* 
liehe  Zufluss  bei  der  Inanspruchnahme  der  Religlonsfondsbeiträge  voll* 
ständig  in  Rechnung  gebracht  werde. 


arten  wählen,  kann  dagegen  die  CuinuHrung  de»  Stipendiums  mit  dem  Oenusae 
eines  Freiplatzes  im  Alumnate  nur  ausnahmsweise  und  zu  Gunsten  des  Betheil- 
ten unter  den  den  speziellen  Verhältnissen  entsprechenden  Bedingungen,  in 
keinem  Falle  aber  die  Ueberwelsung  des  Stipendienbezuges  an  den  Seminar**, 
resp.  Relig.-Fond  zulässig  sein. 

In  dem  Erlass  vom  14.  Mai  1865  Z.  4286  wurde  zur  Erläuterung  des 
M.-E.  V.  19.  April  1865  Z.  3382  bemerkt,  dass  durch  denselben  das  Verbot  der 
Cumulirung  eines  Stipendiums  mit  Freiplätzen  nicht  alterirt  wird,  indem  ja  der 
Platz  eines  Alumnen  fUr  den  das  Kostgeld  aus  dem  Stipendium  bestritten  wird, 
aufhört  ein  Freiplatz  zu  sein. 

Nach  dem  M.-E.  t.  10.  Mai  1867  Z.  3373  nach  Lemberg  sind  künftighin, 
im  Sinne  des  Hofkanzleidccrotes  v.  8.  Juli  1820  Z.  20.091,  Roligionsfonds-Sts- 
pendien  an  Hörer  der  Theologie  nur  in  dem  Falle  zu  verleihen,  wenn  der  nume- 
rns  fixus  der  Zöglinge  in  den  Seminarieu  wegen  Mangel  an  Raum  nicht  unter- 
gebracht werden  kann. 
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e)  Theologisches  Doctorat, 

218.  Auszug  aus  dem  Hofintimations-Decrete  v.  30.  August 
1777,  Z.  153, 

an  die  Ländenitellen  voD  Böhmen,  Mähren,  NicderOstcrreich,  InnerUatcrreicb,  Tirol, 

womit  dia  Prüfungen  und  Taxen  für  die  Erwerbung  der  theologischen  Doc- 
torswUrde  normirt  worden  sind.  *) 

Was  die  Taxen  und  künftigen  Gebühren  pro  laurea  et  docto- 
ratu  theologiae  anbelangt,  haben  Ihre  Majestät,  um  hierinnen,  da 
bisher  an  einigen  Orten  zu  viel,  an  anderen  aber  gar  niclits  gezahlt 
worden,  einen  Mittelweg  zu  bestimmen  und  zugleich  die  Einförmig- 
keit allerorts  in  Ihren  Erbländem  herzustellen,  folgende  Taxausmes-" 
sung  allergnädigst  bestätigt: 

Für  jedes  Examen  vier  Uueaten  (wovon  einen  der 
Director,  'die  übrigen  die  vier  Examinatoren  zu  beziehen  haben). 

Für  die  Disputation  pro  doctoratu  acht  Du- 
caten  (wozon  zwei  dem  Director,  zwei  dem  präsidirenden  Pro- 
■fessor  und  einer  dem  Decane  zu  verabfolgen,  der  Ueberrest  aber 
ad  cassam  facultatis  zurückzulegen  ist.)  ■ 

Für  die  Promotion  ad  baccalaureum,  **)  welche  durch  den 
Decanum  facultatis  allein  geschieht  vier  Ducaten  (wovon  der 
Decanus  promovens  einen,  die  drei  übrigen  aber  die  Facultäts- 
casae  bekömmt). 

Endlich  für  die  Promotion  ad  docturatum  sieben 
Ducaten  (wovon  zwei  ftir  den  Decanum  promotorem,  ftir  den 
Lectorem,  den  Cancellarium  und  die  Decanos  der  drei  übrigen 
Facultäten  aber  jedem  ein  Ducaten  gehört). 

*)  In  Betreff  der  theulogischeii  Doctorats-Prüfuiigen  selbst  haben  die 
neueren  Bestimmungen  des  St.-H.-C.-D.  v.  7.  n.  28.  Jänner  1809  die  Geltung  dieses 
Decretes  aufgehoben.  Hinsiehtlich  der  Taxen  für  die  theologische  Doctors- 
würde  ist  dieses  Decret  durch  das  Hfk.-D.  vom  7.  Jänner  1809  in  seiner  Gel- 
tung bestätigt  worden. 

Im  Laufe  der  Zeit  ist  jedoch  in  dem  Ausmasse  der  Beträge  ohne  Auf- 
hebung des  obigen  Decretes  eine  Verschiedenheit  hinsichtlich  der  österreichi- 
schen Universitäten  eingetreten. 

••)  Vergl.  Anmerk.  2 auf  8.  281. 
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Nach  dieser  Taxbestimmnng  seien  also  künftighin  ftir  den 
Baccalaureatum  nicht  mehr  denn  20  und  Tür  den  Doctoratum, 
ohne  Voto  et  aesaione  in  der  Facnltkt,  allein  31  Ducaton  in  allem 
EU  entrichten. 

In  Ansehtiiig  derjenigen  Taxen  hingegen,  welche  der  promo- 
virte  Doctur,  so  er  der  Facultat  ein  verleibt  und  ad  Votum  et  sessionem 
in  der  Facultät  zugelaaaen  zu  werden  verlangt,  zu  bezahlen  hat, 
wollen  Ihre  k.  k.  Majcatät  ea  bei  den  auf  jeder  Universität  bisher 
hergebrachten  Beträgen  umsomehr  auch  fortan  unverändert  bewenden 
lassen,  als  zur  Verseilung  der  DoctorswUrde.  einestheils  diese  Einver- 
leibung eben  nicht  nothweiidig  ist,  sondern  Jedem  freisteht,  die  Zu- 
lassung ad  Votum  et  sessionem  zu  begehren  und  somit  andemtlieils 
gleichsam  den  dafür  eingelegten  Betrag  durch  Participirung  der  jähr- 
lich in  der  Facultät  zu  vertheilenden  Taxgelder  anwiederum  fructifi- 
cando  zu  nutzen. 


219.  Auszug  aus  dem  Hofkanzlei-Decrete  vom  7.  Jänner 
1809,  Z.  391, 

Amts-Instruction  für  ilcii  Director  des  tlicologischcn  Studiums  in  Wien,  §.  1 

üb  ercinstimmend  mit  §.  4 'des  Hüfkanzici-Decretes  vom  2H.  Jänner  1809, 
für  die  Dirccloren  der  theologischen  .Studien  in  den  Provinzen), 

betreffend  die  Beförderung  zur  theologischen  DoctorswUrde. 

Zur  Erlangung  der  Doctoi-swiirde  der  Theologie  muss  sich  der 
Candidat  bei  dem  Director-  mit  Zeugnissen  ordentlicher  Professoren 
über  das  mit  gutem  Fortgange  zurückgelegte  Studium  ausweisen  *) 
und  sich  dann  den  vorgeaehriehenen  strengen  Prüfungen  unterziehen. 
Schüler  der  Theologie,  die  sich  durch  einen  ausgezeichnet  guten 
Fortgang  empfehlen,  können  auch  in  dem  vierten  .lahre  ihres  theo- 
logischen Curses  zu  Hinterlegung  einer  strengen  Prüfung  die  Er- 
laubniss  erhalten.  **) 

Durch  Allerh.  Entschliessung  sind  für  das  Doctorat  der  Theo- 
logie vier  strenge  Prüfungen  bestimmt. 

1.  Aus  der  Kirchengeschichte  und  dem  Kirchenrechte,  nacK 
den  in  der  Synopsis  .Juris  ecclesiastici  vorgeschriobenen  Grund- 
sätzen ; 

2.  aus  dem  ganzen  biblischen  Studium  des  alten  und  neuen 
Bundes  mit  den  biblischen  Sprachen; 

3.  ans  der  Dogmatik; 


*)  Vergl.  die  Stnd.-Ordnung  vom  1.  October  1850,  R.-G.-Bl.  .“ITO,  §§.  H, 
47,  r>7  und  M.  E.  v.  IR.  Sc|.tcmber  18.51,  l{.-r..-BI,  21R,  §.  14. 

**)  Vergl.  dagegen  M.  E.  vom  20.  llccember  1853,  Z.  13100  (soh  lA'  e 
Nr.  227). 
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4.  aus  der  Moral-  und  Pastoral-Theologie,  ohne  dass  jedoch 
der  Candidat  zu  verpflichten  ist,  sich  an  diese  Ordnung  zu 
halten. 

Es  wird  erlaubt,  dass  die  PrUTiing  aus  dem  biblischen  Studium, 
wegen  Menge  der  Gegenstände  in  zwei  Prüfungen,  in  die  erste  aus 
den  Gegenständen  des  alten  Bundes,  und  in  die  zweite  aus  den  Ge- 
genständen des  neuen  Bundes  getheilt  werde  ; jedoch  ist  auch  ftlr  die 
getrennten,  folglich  für  zwei  Prüfungen  nur  die  einfache  Taxe  zu 
bezahlen. 

Bei  den  strengen  Prüfungen  soll  nach  der  bestehenden  höchsten 
Vorschrift  die  zu  grosse  Gelindigkeit,  sowie  die  übertriebene  Strenge 
vermieden,  und 

a)  mit  woblgcwäblter  Strenge  vorgegangen,  und 

b)  nicht  blos  dispntable  Streitfragen,  sondern  vorzüglich  die 
Doctrina  plana  und  das  Jus  planum  vorgenommen  werden,  dann 

c)  nebst  dem  Uirector  noch  vier  Examinatoren,  *)  unter 
welchen  diejenigen  Professoren,  aus  deren  Vorlesungen  die  Prü- 
fung vorgenommeu  wird,  primo  loco  zu  verstehen,  die  übrigen 
aber  von  dem  Director  zu  bestimmen  sein,  beiwohnen  und 

d)  jede  dieser  Prüfungen  zwei  Stunden  dauern. 

Nach  zurückgelogten  strengen  Prüfungen  kann  der  Candidat 
das  Baccalaureat  der  Theologie  iTlangen,  welches  ihm  der  Decan 
allein  ertheilet.  **)  Dann  wird  von  dem  Candidaten,  der  das  Doctorat 
verlangt,  gefordert,  dass  er  sich  einer  öffentliclicn  Vertheidigung 
von  fünfzig  aus  den  sämratlichen  theologischen  Wissenschaften  wohl 
gewälilten,  nützlichen  Lehrsätzen  untorziche,  auch  vorher  eine  kleine 
Abhandlung  über  einen  wichtigen  Gegenstand  der  theologischen 
Fächer  verfertige  mul  der  Censnr  des  Directors  unterlege.  ***) 

Wenn  diese  von  einigem  Werthe  befunden  wird,  so  steht  es 
dem  Candidaten  frei,  sie  dem  Drucke  zu  übergeben  und  bei  der 
öffentlichen  Vertheidigung  austheilen  zu  lassen. 

Bei  den  sehr  mä.ssigen,  bisher  üblichen  und  durch  Allerh.  Hof- 
entschliessung  vom  1,'i.  September  1777  vorgeschriebenen  Taxen  soll 
es  sein  Verbleiben  haben,  t) 


*)  Vergl  M.  E.  vom  .W,  Juni  18.50,  K.-O.-Bl.  .519,  Absch.  7 und  Art.  VI 
des  Concordates  vom  9.5.  September  1855. 

•*)  Mit  8t.-II.-C.-D.  vom  3.  Februar  1821  wurde  das  Baccalaureat,  wel- 
ches mit  V'erordnung  vom  2.3.  Oclober  1789  bei  allen  Facultäten  aufgehoben 
worden  war,  jedoch  bei  der  theologischen  Faenltät  noch  fortbestanden  und  in 
die  Amts-Instmction  vom  7.  .länner  1809  Aufnahme  gefunden  hatte,  als  eine 
blosse  Form  gänzlich  abge.schafft,  „indem  zur  Erlangung  dieser  akademischen 
Würde  die  Zuröcklegiing  säinnitlieher  strengen  Prüfungen  erforderlich  ist  und 
keine  besonderen  Rechte  damit  verbunden  sind.“ 

*•*)  Nach  der  Allerb.  Entachliessnng  vom  9.  Decemher  1833  (St.-H.-C.-D. 
vom  2fi.  .IKnner  1834,  Z.  7r>.59  ex  1833)  sind  Professoren  der  Theologie,  welche 
an  der  Lehranstalt,  wo  sie  als  Profe.ssoren  lehren,  erst  zu  Doctoren  promovirt 
werden  sollen,  von  der  feierlichen  Disjintation  dispensirt. 
f)  S.  i>ben  snb  Nr.  219  dieser  Saimnbmg. 
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220.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  4.  November  1815, 

Z.  2588, 

an  die  Diederösterrcichiscbe  Regierung, 

womit  den  Zöglingen  des  Pazmeniten-Collegiume  die  Ablegung  der  »trengen 
Prüfung  aui  den  Bibetfächern  nach  lurUckgelegtem  zweiten  Jahrgange  ge- 

•tattet  wird. 

Se.  k.  k.  apost.  Majostiit  haben  Sich  vermöge  Allcrh.  Ent- 
schlie.ssung  vom  27.  October  <1.  ,1.  bewogen  gefunden,  der  Bitte  des 
Vorstebers  des  hiesigen  Pazmaniten-Collegiums  . . . seine  Zöglinge 
nach  zurückgelegtem  zweiten  .lahrgange  zur  strengen  Prüfung  aus 
den  Bibelfiicheni  des  alten  und  neuen  Testamentes  zuzulassen,  zu 
willfahren.  Welches  der  Regierung  ....  zur  weitem  Verfügung  be- 
kannt gemacht  wird. 


221.  Studien-Hofcommissions-Lecret  vom  14.  October  1820, 

Z.  140, 

an  sämmtliche  LKnderstellen  ausser  jene  für  das  Küstenland  und  Dalmatien, 
betreffend  die  Vorlage  der  theol.  Thesen  an  die  Ordinariate. 

Se.  Majestät  haben  mit  Allerh.  Entschliessung  vom  22.  August 
1.  J.  anzuordnen  geruht,  dass  theologische  Theses,  welche  an  den 
theologischen  Lehranstalten  öffentlich  vertheidigt  werden,  vorläufig 
immer  dem  betreffenden  Ordinariate,  sowie  Manuscripte,  welche  auf 
die  Religion  Bezug  haben,  zur  Einsicht  und  Gutheissung  zu  unter- 
legen seien. 

Das  Guhemium  wird  hiervon  mit  Bezug  auf  die  demselbeni 
unterm  21.  .luli  1814,  Z.  8180  *)  durch  die  vereinigte  Hof  kanzle 
bekannt  gegebene  höchste  Entschliessung  in  Absicht  auf  den  Druck 
theologischer  Schriften  mit  dem  Aufträge,  in  die  Kenntniss  gesetzt, 
das  Erforderliche  zu  verfügen  und  sich  in  vorkommenden  h'ällen 
genau  darnach  zu  benehmen. 


*)  Durch  die  Hofknuzlci-Vcrordnung  vom  21.  Juli  1814,  Z.  8189  wurde 
bekannt  gegeben,  dass  Se.  Majestät  zur  Vermeidung  von  Collisionon  zwischen 
den  Ordinariaten  und  den  Censurbchörden  angeurdnet  haben,  alle  theologischen 
Schriften  und  wie  immer  Namen  habenden  Eeligions-,  geistlichen  Betrachtungs-, 
Erbaunngs-,  Audachts-  und  Gebetbücher  vorläufig  den  l)etrefreuden  Consisto- 
rien  ziu*  Einsicht  mitzntiieilen,  und  falls  sich  die  Censurbehörden  mit  den  ge- 
machten Einweiidnugeii  niclit  einverstanden  erklären  würden , dieselben  Sr. 
Majestät  zur  Entscheidung  vorzulcgeii. 
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222.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  24.  April  1830, 

Z.  2132, 

All  nämmtliclie  Lünderstellen,  ’) 

womii  zu  Qunttan  der  ZSglinge  de»  höheren  Prietterbildungi-Initituie»  von 
St.  Auguitln  eine  Autnahme  von  der  VortohrifI  eröffnet  wird,  da»»  »ömmt- 
liche  OootoraUaete  an  ein  und  deraelben  Univeraitift  geleiatet  werden  mU»»en. 

Da  laut  Allerli.  C'abinctssclireibens  vom  20.  April  tl.  J.  Sc. 
k.  k.  MajesUit  jenen  hoffnungsvollen  Priestern,  welche  Allerh.  Sr. 
Majestät  von  Bischöfen  zur  Aufnahme  in  das  höhere  weltpriester- 
liche  Bildungs-Institut  bei  Set.  Augustin  in  Wien  in  Antrag  ge- 
bracht werden  dürften,  die  Gelegenheit,  ein  oder  das  andere  Kigoro- 
sum  an  der  Universität  ihres  Vaterlandes  vor  ihrer  wirklichen  Auf- 
nahme in  die  gedachte  Anstalt  abzulegen,  in  der  Absicht,  die  Fort- 
bildung fähiger  und  fleissiger  Individuen  nach  ihrem  Austritte  aus 
dem  theologischen  Lehrcurse  zu  fordern,  belassen  wollen,  so  wird 
darum  im  Nacbhange  zu  der  unterm  23.  Mai  1829,  Z.  2592 *)  **) 
148  eröffneten  Allerh.  Entschliessung  vom  7.  Mai  1829  erklärt,  dass 
die  von  Sr.  Majestät  in  das  erwähnte  Institut  aufgenommenen  Zög- 
linge, wenn  sie  gleich  einen  Theil  der  Erfordernisse  zur  Erlangung 
des  theologischen  Doctorgrades  an  einer  anderen  inländischen  Univer- 
sität geleistet  haben,  doch  zur  Fortsetzung  und  Beendigung  der  dies- 
fällig  vorgeschriebenen  Leistungen  an  der  Wiener  Universität  zu- 
gelassen werden  mögen,  und  dass  die  betreffenden  Uecanc  an  den 
Universitäten,  wo  solche  Individuen  ihre  strengen  Prüfungen  ange- 
fangen haben,  die  Zeugnisse  sowohl  über  die  Schul-,  als  die  bereits 
abgelegten  strengen  Prüfungen,  über  die  eingesehene  Bestätigung  des 
Ordinariates,  dass  um  Aufnahme  eines  derlei  Priesters  in  die  höhere 
Bildnngsanstalt  eingeschritten  werden  wolle,  herauszugeben  berechtiget 
sein  sollen. 

In  Ansehung  jener  derlei  Priester  aber,  welche  in  die  gedachte 
Anstalt  nicht  aufgenommen  werden  sollten,  hat  es  bei  dem  bereits 
Angeordneten  zu  bleiben.  Der  Landesstelle  wird  aufgetragen, 
von  dieser  Allerh  Entschliessung  die  Ordinariate  und  theologischen 
Facultäten  ihres  Gouvernements-Bezirks  in  die  Kenntniss  zu  setzen. 


*)  Vergl.  M.-E.  vom  12.  Hai  1854,  Z.  7214  und  St-M.-E.  vom  6.  März 
18Ö4,  Z.  1297. 

**)  Sub  in.  e)  Nr.  160. 
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223.  Ministerial-Erlass  vom  12.  Mai  1854,  Z.  7214, 

»n  dns  thcolopsclie  Pnifcssoreii-CVIIogiiun  der  Orazor  UniversitHt, 

womit  die  itricte  Auslegung  der  lu  Gunsten  der  Zdglinge  der  höheren  Bil- 
dungsanstelt  zum  heiligen  Augustin  in  Wien  gemachten  Ausnahme,  wornach 
sie  die  an  einer  anderen  Hochschule  begonnenen  Prüfungen  zur  Erlangung 
des  Doctorgrades  an  der  Wiener  Hochschulo  fortsetzen  dUrfen,  angeordnet 

wird. 

Zur  Vt-ruieiilung  von  Missliraiidicn  liaben  t?e.  Majostiit  mit 
Allcrh.  Kiitschlk'sautig  vom  7.  Mai  1^29  (Studii-n-Hofcommissions- 
Decret  vom  23.  des  niimliciieii  Monates  und  Jahres,  Z.  2592)  *)  als 
allgemeine  Norm  zur  Krtlicilung  des  Doctorgrades  für  alle  Facultäten 
zu  verordnen  geruhet,  dass,  nachdem  die  Ertheilung  des  Doctorgrades 
nicht  der  stuckwei.se  Act  mehrerer  Universitäten  sein  kann,  von  den 
Candidaten  an  einer  Universität  Alles  geleistet  und  von  den  Prü- 
fern begutachtet  werden  muss,  oh  der  Ueprüfte  in  jeder  llinsicht  zur 
Erlangung  des  Doctorgrades  geeignet  sei.  Von  dieser  allgemeinen 
Vorschrift  wurde  durch  das  Allerhöchste  llandschreihon  vom  20.  April 
1830  (Studieu-Hofcominissions-Decret  vom  21.  April  n.  .1,  Z.  21  32)  **) 
in  der  Art  eine  Ausnahme  gemacht,  dass  die  von  .Seiner  Majestät  in 
das  höhere  Bildung.s-Institut  zum  heiligen  Augustin  in  Wien  aufge- 
nommenen  Zöglinge,  wenn  sie  gleich  einen  Theil  der  Erfördernisse 
zur  Erlangung  der  theologischen  Doctorswürdo  an  einer  andern  in- 
ländischen Universität  geleistet  haben,  doch  zur  Fortsetzung  und 
Beendigung  der  dieställigen  Leistungen  an  der  Wiener  Universität  zu- 
gelasseu  werden  mögen. 

Diese  Ausnahme,  von  der  Regel,  welche  durch  den  Zweck  des 
erwähnten  Institutes  gerixhtfertiget  erscheint,  muss  strenge  ausgelegt 
und  darf  nicht  auf  jene  Instituts-Zöglinge  ausgedehnt  werden,  die  vor 
Beendigung  der  strengen  Prüfungen  etwa  wegen  Mangel  an  Talent 
oder  Verwendung,  oder  weil  sie  eineti  Dienst , wozu  das  Doctorat 
nicht  erforderlich  ist,  übernehmen  sollen,  von  ihren  Bischöfen  aus 
dem  Institute  abberufen  werden. 

Darnach  hat  sich  das  Professoren-Collegium  in  Zukunft  zu  be- 
nehmen. ***j 


*)  Sub  in.  e)  Nr.  160. 

»•)  Sub  IV.  e)  Nr.  222. 

♦»•)  Vergl.  den  M.-E.  vom  6.  März  1S64,  Z.  1297,  Nr.  225. 
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224.  Erlass  des  Ministeriums  fCir  Cultus  und  FnterricM  vom 
11.  Jänner  1860,  Z.  20075, 

an  die  Landcsrcperung  für  Salzburg, 

batreffend  die  Frage  der  Qiltigkeit  einet  in  Rom  erworbenen  theologiiehei 
Doctorgradet  fUr  Oetterreich.  *) 

Es  ist  ein  Gesuch  vorgologt  worden,  auf  Grund  des  in  Rom 
erworbenen  theologisclien  Dnetorgrades  jene  Rechte  zu  erwerben, 
welche  der  erwähnte  von  einer  österreichischen  Universität  oder  von 
einer  hierzu  autorisirten  österreichischen  tlieologischen  Facultät  ver- 
liehene akademische  Grad  gewälirt. 

Das  Ministerium  kann  sich  über  diese  Ritte  und  über  die  Be- 
dingungen der  Gewährung  derselben  erst  dann  aussprechen,  wenn 
unter  Vorlage  des  theologischen  Absolutoriums  des  Gesuchstellers, 
dann  seiner  zu  Rom  erworbenen  zwei  Doctordiplome  das  Mass  und 
die  Art  der  w'issensch.aftlichcii  Leistungen  nachgewiesen  sein  werden, 
die  von  ihm  behufs  der  Ertheilung  dieser  Diplome  in  Anspruch  ge- 
nommen wurden. 

Ferner  liegt  es  im  Pinne  des  Art.  VI  des  Coiicordates,  dass 
über  die  Bedingungen  der  Befähigung  eines  Priesters  zur  Nostrifica- 
tion  auch  der  betreffende  Bischof  einvemommen  werde. 


225.  Erlass  des  Staatsministeriums,  AbtL  für  Cultus  und 
Fnterr.  vom  6.  März  1864,  Z.  1297, 

an  die  theologischen  Pr.tfessorcn-Colb-gicn  zu  Olmütz,  Salzburg,  Prag,  Krakau, 
I.emiicrg,  Graz,  Wien, 

zur  Verhütung  des  Fallet,  datt  Candidaten  des  theologischen  Doctor^et  die 
Rigorosen  an  verschiedenen  Universitäten  ablegen. 

Nachdem  mehrere  Fälle  vorgekommen  sind,  dass  Candidaten 
des  theologischen  Doctorgrades  die  erste  strenge  Prüfung  an  einer, 
die  folgenden  Rigorosen  aber  gegen  die  bestehende  Anordnung  und 
ohne  ausnahmsweise  h.  o.  Bewilligung  an  einer  anderen  k.  k.  Uni- 
versität abgelegt  haben,  so  liudet  man  zur  künftigeu  Begegnung  einer 
derartigen  Unregelmässigkeit  mit  Beziehung  auf  die  Allerh.  Ent- 
schliessung  vom  7.  Mai  1S2Ü  Pt.-II -C.-Intim.  vom  23.  Mai  1829, 
Z.  2592  in  Erinnerung  zu  bringen,  dass  die  k.  k.  Universitäten  und 
boziehungswoisir  die  theologischen  Faciiltäten  zu  tllmütz  und  Salz- 

*1  Vergl.  .St.-M.-K.  vom  1.  September  1H65,  Z.  8141  (IV  c Nr  227) 
ferner  M.-E.  vom  14-  .luli  1853,  Z.  3457  ex  1852  und  vom  28,  März  1859, 
Z.  334  C.  U.  M.  (vub  IV  c "Nr.  203  und  205). 

•*)  Bezüglich  des  für  die  NoslriHcation  erforderlichen  Masses  der  wis« 
scnschaftlirhen  Leistungen,  wird  in  dem  nachgcfolgten  M.-E.  9120  ex  I8G0, 
ferner  in  den  Erlässen  1745.  St.-M.  1.  ex  1863,  Z.  6410  ex  1867  und  1391  ex 
1870.  .auf  den  Erl.a.s.s  vom.  6.  .luni  1850,  Z.  4513  (snh  1)  verwiesen. 
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bürg  die  Docloranden  der  Theologie  nur  dann  zur  Promotion  zu- 
laasen,  wenu  der  Nachweis  vorliegt,  dass  sie  die  gesetzlich  vorge- 
scliriehcne  Anzahl  von  strengen  Prüfungen  an  der  betreffenden  Uni- 
versität oder  Facultät  vollständig  zurückgolegt  oder  aber  für  die  aus- 
nahmsweise Anrechnung  eines  an  einer  anderen  Universität  abgeleg- 
ten Kigorosums  in  diese  Anzahl  sich  die  erforderliche  h.  o.  Bewilli- 
gung erwirkt  haben. 

Für  Wien.  Selbstverständlich  wird  durch  diese  Anordnung 
die  mit  dem  Allerh.  Cabinctssclirciben  vom  20.  April  1 830  den  Doc- 
toranden  des  hiesigen  höheren  Priesterbildungs  - Institutes  zu  Set. 
Augustin  diesfalls  zugestandene  Begünstigung  nicht  berührt. 


226.  Erlass  des  Staatsministeriums,  Abth.  für  Cultus  und 
Unterr.  vom  31.  März  1864,  Z.  2679, 

an  das  thcolugischo  Profcssoroii-Collcgium  der  Wiener  Universität, 

betreffend  die  Bewilligung  zur  Ablegung  eine«  theologischen  Rigorotun»  im 
vierten  Studienjahre. 

Laut  §.  1 der  Allerh.  gonebmigteu  und  mit  Studien-Hofeom- 
missions-Dccret  vom  7.  Jänner  1809,  Z.  391  bekannt  gegebenen  be- 
sonderen Atntsinstruction  für  den  Director  des  theologischen  Studiums 
an  der  hiesigen  Universität  war  derselbe  berechtigt,  Schülern  der 
Theologie,  die  sich  durch  einen  ausgezeichnet  guten  Fortgang  empfah- 
len, auch  in  dem  vierten  Jahre  ihres  theologischen  Curses  zur  Ab- 
legung einer  strengen  Prüfung  die  Erlaubniss  zu  ertheilen. 

Da  diese  Bestimmung  bisher  nicht  aufgehoben  worden  ist,  *) 


^ VergL  übrigens  den  nachfolgenden  al.<  Nürmalc  bezeichnetcii  Erlass. 

Ministeml-Erlass  vom  20.  Oecember  1853,  Z.  13100, 

Decjinat  de«  theolofri^chen  Hrnfi>4<ioreD  • TolleglainA  der  Wiener  UnivendULt. 

womit  auch  dto  Zultaaung  von  Candidaton  de«  thoologiaohon  Ooctorotoa  an  Rigoroaoa  vor 
abaolvirton  Ihaologiaehon  Studien  untortagl  wird. 

Da£s  Studirende^  welche  die  regelmässigen  Facultätostudion  noch  nicht 
beendet,  und  daher  manche  Partien  des  GesamraUtudiums  noch  gar  nicht 
kennen  gelernt  haben,  zu  den  Doctoratsprüfungen  zugelassen  werden,  wider- 
spricht an  sich  der  Natur  des  Doctorates,  insofeme  dasselbe,  wie  es  nament- 
lich in  der  Theologie  der  Fall  ist,  nur  die  Bedeutung  einer  wissenschaftlichen 
Auszeichnung  und  zwar  der  höchsten  akademischen  Würde  hat.  Cm  so  weniger 
erscheint  eine  solche  Gestattung  zulässig  hinsichtlich  des  Rigorosvtms  aus  der 
Dogmatik,  deren  wissenschaftliche  AuffasHung  ihren  Zusammenhang  mit  allen 
Tlieilcn  des  theologischen  Studiums  nothwendig  beachten  muss.  Der  von  dem 
Rector  des  griechisch-katholischen  Seminariums  vorgetragenen  Bitte,  dass  dem 
Zöglinge  ....  gestattet  werde,  während  des  vierten  Jahres  seiner  theologischen 
Studien  das  Rigorosum  aus  der  Dogmatik  zu  bestehen,  kann  daher  nicht  will- 
fahrt werden. 

Mit  diesem  Normale  vom  20.  Decemher  1853,  Z.  13100  steht  auch  das 
St.-H.'C.-D.  vom  4.  November  1815,  Z.  2588  ("IV.  e)  und  der  M.-E.  vom 
9.  August  1862  (III.  e Nr.  170)  im  Zusammenhänge. 


Digilized  by  Cooglc 


287 


BO  liegt  es  im  Wirkungskreigp  des  Professoren- Collegiums,  welches 
rücksichtlieh  solcher  Kntscheiduiigeii  an  die  Stelle  des  Diroctors  ge- 
treten ist,  die  ohige  Erlaubniss  zu  ertheilen  oder  zu  verweigern,  ho- 
ziehungsweise  für  den  Fall  der  Erthciluug  auch  die  Zeit  zu  hcstim- 
raen,  in  welcher  während  dem  Laufe  des  vierten  Studienjalires  die 
strenge  Prüfung  abgelegt  werden  darf. 


227.  Erlass  des  Staatsministeriums,  Abth.  fCir  Gultus  und 
Unterr.  vom  1.  September  1865,  Z.  8141, 

an  die  Slatthalterci  für  Steiermark, 

betreffend  die  Bedeutung  dei  vom  Papste  verliehenen  Titels  „doctor  in  sacris 
eanonibus“  in  Oesterreich.  *) 

Seine  k.  k.  apostolische  Majestät  haben  mit  Allcrh.  Entschlies- 
sung  vom  25.  August  1.  .f,  allergnädigst  zu  bewilligen  geruht,  dass 

der  Domcapitular den  ihm  von  Seiner  Heiligkeit  Papst 

Pius  IX.  verliehenen  Titel  eines  Doctors  in  sacris  eanonibus  führe. 

Hiervon  ist  der  Genannte  mit  dem  Bedeuten  in  Kenntniss  zu 
setzen,  dass  er,  falls  er  sicli  der  Rechte  und  Vorzüge  theilhaftig 
machen  will,  welche  in  Oesterreich  den  Doctoren  des  canonischen 
Rechtes  zustehen  oder  künftig  zustchen  werden,  die  Nostrification  des  er- 
langten Doctorates  an  einer  Österreich.  Universität  zu  erwirken  haben 
werde.  **) 


228.  Erlass  des  Staalsministeriums.  Abtb.  ftir  Cultus  und 
Unterr.  vom  4.  Juli  1866,  Z.  5620, 

au  die  k.  k.  tttattlmitcrei  für  Tirol  und  Vorarlberg, 

womit  der  Innsbrucker  Universität  das  Recht  eingeräumt  wird,  Doctoren  der 
Theologie  zu  promoviren. 

Seine  k.  k.  apostolische  Majestät  haben  mit  Allerliöchster  Ent- 
schliessung  vom  26.  Juni  1.  J.  der  theologischen  Facultät  der  Uni- 
versität zu  Innsbruck  die  Ausübung  des  Promotionsrechtes  zu  dem 
theologischen  Doctorgrade  gegen  dem  allergnädigst  zu  gestatten  ge- 
ruht, dass  hinsichtlich  der  Erfordernisse  zur  Erlangung  dieses  akade- 
mischen Grades  und  der  Verleihung  dessellten  die  bestehenden  Vor- 
schriften genau  in  Erfilllung  kommen. 

Die  Abnahme  des  bisher  blos  den  Candidaten  dos  theologischen 
Doctorgrades  auferlegten  Gelöbnisses  bei  der  Promotion  kann  unter- 
bleiben. 

•)  Vergl.  M.-E.  vom  U.  .länuer  1860,  Z.  20076.  (Nr.  226.) 

*•)  Von  der  bestandenen  Absicht,  für  die  Erlangung  des  Doctorates  e x 
jure  canonico  in  Oesterreich  eigene  Bestimmungen  festzusetzen,  hat  e.s  sein 
Abkommen  erhalten.  (M.  Z.  683  und  11.692  ex  1866;  2608  ex  1866.) 
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f)  Evangelisch-theologische  Facultät. 


229.  Hofkanzlei-Decret  vom  29.  December  1819,  Z.  U, 

an  sämmtliuhe  LUnderstcllen, 

betrefTend  die  Errichtung  einer  theologitchen  Lehranetalt  für  die  Reiigions- 

Verwandten  das  Augsburgischen  und  Helvetischen  Bekenntnisses. 

Sein«!  Majestät,  Höchstderen  laiidesväterliche  Sorgfalt  Sich  auf 
alle  Classen  Ihrer  Unterthanen  verbreitet,  haben,  da  die  Religionsge- 
nossen der  Augsburgischen  und  Helvetischen  Confession  bei  dem 
Mangel  einer  vollständigen  la'branstalt  im  Inlande  ihre  Bildung  tür 
das  .Seclsorgeramt  im  Auslände  zu  erreichen  siieben  mnsste.n,  fiir 
Ihre,  sich  den  Studien  widmenden  Unterthanen  der  oben  genannten 
Bekenntnisse,  nnd  nm  die  Utdjerzeugnng  zu  erhalten,  dass  die  Volks- 
lehrer dieser  Ihrer  Unterthanen  ihrem  Berufe  vollständig  entsprechen, 
die  Errichtung  einer  tlieologiseben  Uebrnnstalt  für  beide  ersterwähnte 
Confessions-Verwanilte  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  anzuordnen 
geruhet. 

An  dieser  Lehranstalt,  welche  alle  Zweige  des  theologischen 
Studiums  umfasst,  ist  der  Ours  auf  drei  .Jahre  abgetheilt;  derselbe 
wird  für  den  ersten  .Jahrgang  in  den  er-steii  Monaten  des  .Jahres  1S20 
eröCfnel,  der  Tag  ihrer  ErötJhung  aber  erat  nachträglich  bestimmt  be- 
kannt gemacht  werden. 

Um  bei  dieser  Lehranstalt  als  ordentlicher  Zuhörer  aufgenoinmc.i 
zu  werden,  mu.ss  sich  bei  der  Direction  derselben  von  den  Caudida- 
tini  über  die  Zurücklegung  der  Gymnasialstuilien  und  eines  vollstän- 
digen Curses  der  philosophischen  Wissenschaften,  sowie  über  die  er- 
langten wissenschaftlichen  Kenntnisse  der  deutschen  und  lateinischeu 
Sprache,  endlich  über  die  Kenntnisse  der  erstmi  Elemente  der  grie- 
chischen und  hebräischen  Sprache  nnd  üher  untadelhafte  Moralität 
ausgewiesen  werden.  *) 

*}  Di«!  Aufiiahmsbedinguugen  wurden  moditicirt  durch  den  M.-E.  vom 
8.  Oct.  18Ü0.  RGB.  388. 


Digitized  by  Google 


289 


230,  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  8.  December  1823, 

Z.  8549, 

au  die  uiederMsterreichische  Repernng, 

Uber  di«  Errichtung  von  Staataatipnndien  fUr  din  avang.  ■ theolog.  Lehran- 
stalt in  Wien. 

Se.  Majeatät  haben  wegen  Creirung  von  Stipendien  fiir  die  Studie- 
renden der  protegt.-tbeol.  Lehranstalt  unterm  29.  v.  M.  die.  naehfol- 
gende  Allerhöchste  Entachliessung  zu  erlassen  geruht : 

„Ich  hewilligc,  dass  für  die  an  der  protest.-theol.  Lehran- 
stalt in  Wien  Studierenden  dreissig  Hand-Stipendien  aus  dem 
Staatsschätze  errichtet  werden,  und  zwar  8 zu  fünfzig  Gulden, 
1 0 zu  achtzig  Gulden  und  1 2 zu  hundert  Gulden  C.  M.  •).  Die 
Vergehung  dieser  Stipendien,  die  nur  Inländer,  ausserdem  aber 
Schüler  aus  jedem  Jahrgange  des  protest.-theol.  Studiums  erhal- 
ten können,  überlasse  ich  vorderhand  der  Studien-Hof-Commis- 
sion,  und  hat  übrigens  in  Bezug  auf  diese  Stipendien  Alles 
zu  gelten,  was  hinsichtlich  der  Stipendien  allgemein  vorgeschrie- 
hen  ist. 

Bei  Vorrückung  in  eine  höhere  Abstufung  der  Stipendien 
hat  stets,  nehst  der  Mittellosigkeit,  ohne  welche  kein  Stu- 
dierender ein  solche.«  erhalten  darf,  die  vorzüglichere  Aus- 
zeichnung im  Studieren,  verbunden  mit  der  Sittlichkeit,  zu 
entscheiden. 

Wenn  ein  protestantischer  Stipendist  aus  dom  philos.  zu 
dem  protcst.-theolog.  Studium  Übertritt,  so  ist  er  auch  bei  diesem 
Studium  in  dem  Genüsse  des  Stipendiums  zu  belassen,  im  Falle 
der  in  dem  Stiftbriefc  ausgedrückte  Wille  des  Stifters  diesen 
Fortgenuss  gestattet,  und  ist  in  einem  solchen  Falle  die  Anzahl 
der  Staats-Stipendien,  falls  genug  mittellose  protestantische  Schüler, 
die  solche  verdienen,  in  dem  protest.  Studium  vorhanden  sind, 
nicht  zu  vermindern.  .Jedoch  kann  ein  Individuum,  so  lange 
es  im  Genüsse  eines  anderen  Stipendiums  ist,  niemals  zugleich 
auch  mit  einem  .Staat.sstipendiuin  bctbeilt  werden.“ *)  **) 


*)  Die  Zahl  der  Stipendien  flir  die  evang.-tlieol.  Faciiltät  ist  mit  M.-E. 
vom  6.  Dec.  1862  Z.  12882  modificiii,  bezilglicli  der  Grundsätze  über  die  V’er- 
gebung  derselben  aber  sind  gleiciizeitig  „die  bisher  bestandenen  Normen'^  auf- 
recht erhalten  worden. 

**)  Vergl.  din  Anmerk,  auf  8.  199  dieser  Sammlung. 

Die  Allerhöchste  Entschlie.s.sung  vom  29.  Nov,  1823  (8t,  H.  C.  D.  8.549 
ex  1823),  womach  alle  Studierenden  an  der  k.  k.  evang.-theol.  Facultät  ohne 
KOcksicht  auf  das  Kronland,  aus  welchem  dieselben  an  die  Anstalt  kom- 
men, und  ohne  Kfleksicht  auf  das  Semester,  in  welchem  sie  stehen,  das 
gleiche  Recht  haben,  um  die  bestehenden  Staatsstipendien  sich  zu  bewerben, 
Thas  Oe«terr.  UoivcrstUl,ge^fits©.  19 
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231.  Erlass  des  Ministeriums  des  Cultus  und  ünterrichts 
vom  8.  October  1850,  Z.  8425, 

die  Organisation  der  k.  k.  evangeiisch>theologischen  Lehranstalt  in  Wien, 
das  Studienwesen  an  derselben  und  die  Disciplinarordnung  betreffend. 

IhoO,  Nr.  38S/1797. 

Um  die  <‘Vftnt;cH8ch-thcolof;iscIic  LehranstAlt  in  Wien  jener 
freieren  Gestaltung  theilhaOig  zu  machen,  welche  den  Facultäts- 
studien  an  den  Österreichischen  Universitäten  mit  Aller- 
höchster Entschliessuiig  vom  11.  October  1819  gewährt  worden  ist, 
und  damit  auch  ihr  die  Kiitwickelung  eines  kräftigeren  wissenschafl- 
lichen  Lebens  möglich  werde,  wird  in  Folge  Allerhöchster  Entschlies- 
sung  vom  3.  1.  M.  Nachstellendes  verordnet : 

1.  Von  der  akademischen  Verfassung  und  der  Leitung  der  LebranstalL 

§.  1.  Die  k.  k.  evangelisch-theologische  Lehranstalt  ist  beru- 
fen, die  evangelisch-theologische  Wissenschaft  zu  pflegen  und  die 
Candidaton  des  Predigeramtes  für  ihren  Beruf  vorzuberciten. 


wurde  in  dem  M.-E.  vom  28.  April  Z.  5450  ausdrücklich  berufen  und  eur 

Veranlansung  genommen,  den  damaligen  Vorucblag  dos  Professoren-CoUogiums 
über  die  Vcrthuiluiig  der  .StaaUstiptMidion  zn  modiflcircii. 

Was  das  Hcimatsland  des  Stipendienbowerbers  anbolangt,  so  hatte 
zwar  später  die  Allerhöchst«  £nt8chlies.sung  v.  27.  Sept.  1834  den  Antrag  der 
St.  H.  Com.  genehmigt,  „die  Stipendien  an  der  hiesigen  protest.  Lehranstalt 
vurzug.swoisc  deutschen  Studierenden  nnd  überhaupt  nur  mit  der 
Veri)flichtiiiig  zur  Volleiidiing  des  dreijährigen  Curses,  um  ihnen  sodann  den 
Vorzug  zu  den  geistlichen  VorKteher-Aeinterri  einzurHnmeii,  zu  verleihen“  (St  H. 
C.  D.  Z.  0023  ex  1834);  und  erst  über  Kemonslration  der  k.  k.  Consistorien 
wurde  von  der  Stndien-lIof-Commisston  unterm  16.  Fob.  1835  Z.  668  ex  1835 
enviedert,  ^dass  durch  die  Allcrh  Kntsclil.  v.  27.  Sept.  1834  die  ungarischen 
und  siebenbürger  Studierenden  an  der  gedachten  Lehran.stalt  von  der  Erlau- 
gmig  von  Stipendien  an  der  gedaehteii  Lehranstalt  keineswegs  gänzlich 
ausgeschlossen  seien“.  Die  Bevorzugung  der  deutschen  Studierenden,  welche 
hiemiit  ausgesprochen  war,  boziebuugswci.se  die  Zurück.setzung  der  Ungarn  und 
Siebenbürger  scheint  jedoch  bereits  im  Vormärz  dadurch  weggefallcii  und  dio 
Gleichstellung  derselben  mit  den  deutschen  Studierenden  verfügt  wonleii 
zu  sein,  dass  durch  Allcrh.  Entschl.  vom  3.  Juni  1845  (St.  H.  C.  D.  Z.  4038 
ex  1845)  den  Studierenden  au»  Ungarn  und  Siebenbürgen,  welche  die  Theologie 
bereits  absolvirt  haben,  gestattet  wurde,  kütiftighin  nur  jene  Vorlesungen 
allein  zu  hören,  in  welchen  sic  eine  höhere  Ausbildung  suchen,  und  daa.s 
zur  Hcranzieliuiig  der  Studierenden  aus  Ungarn  und  Siebenbürgen  weiter  ver- 
ordnet wurde,  es  sei  die  Stmidenointheiiiing  an  der  evang.  tberd.  Facultät  so 
einzurichlen,  da.ss  dadurch  der  BcHtich  von  Vorlesungen  au  der  Universität  und 
am  Polvterhiiikum  ermöglicht  werde. 

Was  die  Kücksicht  auf  den  Semester,  an  dem  die  Stipeudienbewerber 
sich  befiudeu,  anhelangt,  so  wurde  mit  M.-E.  vom  23.  Juli  1855  Z.  10400  aus  An- 
las.s  der  Wahrnehmung,  dass  die  Aneiennität  der  liuroatriculation  zu  sehr  berück- 
sichtigt wurde,  der  Gnindsatz  in  Erinnerung  gebracht,  dass  da.s  Alter  in  dem 
Ih'snciie  der  Facultät  nur  bei  gleichem  Fleisse,  hei  gleicher  Leistung  und  Un- 
bescholtenheit den  Vorzug  geben  könne. 
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Es  Enden  auf  dieselbe  im  Allgemeinen  die  fUr  die  Facultäts- 
studien  an  den  österreichischen  Universitäten  erfliessenden  Normen  in- 
soweit eine  Anwendung,  als  die  Sonderstellung  derselben  es  zulässt. 

§.  2.  Die  evangelisch-theologische  Lehranstalt  in  Wien  steht 
unmittelbar  unter  dem  Ministerium  des  Cultus  und  Unterrichts,  und 
wird  von  ihrem  Lehrkörper  geleitet. 

§.  3.  Der  leitende  Lehrkörper  besteht  aus  sämmtlichen  Pro- 
fessoren, sie  mögen  als  ordentliche  oder  ausserordentliche  ange- 
stellt sein. 

§.  4-  Privatdocenten  können  sich  an  der  evangelisch-theologi- 
schen Lehranstalt  nach  den  ftlr  die  österreichischen  Universitäten  gel- 
tenden Vorschriften  habilitiren. 

§.  S.  Um  die  Interessen  der  Privatdocenten  im  leitenden  Lehr- 
körper zu  vertreten,  haben  zwei  derselben  in  ihm  Sitz  und  hera- 
thende  Stimme  in  allen  zu  verhandelnden  Angelegenheiten. 

Es  müssen  jedoch  diese  Privatdocenten  bereits  wenigstens  durch 
zwei  Semester  an  der  Anstalt  lehren.  Sind  der  in  solcher  Weise 
zum  Eintritte  Befähigten  mehr  als  zwei  vorhanden,  so  wählen  sämmt- 
liche  habilitirte  Privatdocenten  aus  den  zum  Eintritte  Befähigten 
jährlich  ihre  beiden  Vertreter  in  den  leitenden  Lehrkörper. 

§.  6.  Der  leitende  Lehrkörper  wählt  jährlich  aus  den  ordent- 
lichen Professoren  seinen  Vorstand,  welcher  den  Namen  „Dccan“  führt. 

Die  Genehmigung  der  Wahl  bleibt  dem  Ministerium  des  Cultus 
und  Unterrichts  Vorbehalten. 

Es  ist  gestattet,  zu  dieser  Würde  auch  einen  Mann  zu  wählen, 
welcher  nicht  mehr  ordentlicher  Professor  dieser  Lehranstalt  ist,  der 
es  aber  früher  gewesen. 

An  der  Wahl  sind  auch  die  beiden  Privatdocenten,  welche  im 
Lehrkörper  sitzen,  sich  zu  betlieiligen  berechtiget.  Der  Decan  tritt 
an  die  Stelle  dos  hisherigen  Directors,  dessen  Würde  erlischt. 

§.  7.  Zur  Giltigkeit  der  Wahl  ist  absolute  Stimmeniuehrheit  erfor- 
derlich; kommt  sie  bei  zweimaligem  Wählen  nicht  zu  Stande,  so  wird 
zur  engeren  Wahl  geschritten,  auf  welche  diejenigen  gesetzt  werden, 
welche  in  der  zweiten  Wahl  die,  höchste  Stimmenzahl  hatten,  voraus- 
gesetzt, dass  deren  mehrere  waren.  Fand  dieser  Fall  nicht  Statt,  so 
kommen  diejenigen,  welche  die  beiden  höchsten  Stimmenzahleu  hat- 
ten, auf  die  engere  Wahl. 

Führt  auch  sie  nach  dreimaligem  Wählen  zu  keinem  Kesultate, 
so  entscheidet  das  Ministerium  zwischen  denjenigen,  auf  welche  die 
engere  Wahl  sich  bezogen  hatte.  Der  abtretonde  Decan  kann  wie- 
der gewählt  werden. 

§.  8.  Nur  der  abtrelcnde  Decan  und  solche  Personen,  welche 
nicht  mehr  ordentliche  Professoren  sind  (§.  6).  können  die  Wahl 
ohne  Angabe  von  Gründen  ablehnen,  jedes  andere  Mitglied  hat  die 

19  • 
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Gründe  seiner  Ablehnung  anzugeben,  über  deren  Zulässigkeit  die 
Wählenden  ohne  Debatte  abstimmcn.  Fällt  die  Abstimmung  gegen 
den  Ablehnenden  aus,  so  kann  er  Berufung  an  das  Ministerium  ein- 
legcn,  welches  über  die  Zulässigkeit  der  Ablehnung  definitiv  ent- 
scheidet. 

§.  9.  Wenn  wegen  Zerwürfnissen  im  Innern  des  Lehrkörpers,  oder 
aus  anderen  Ursachen  die.  Leitung  der  Anstalt  durch  den  Lehrkörper  die 
Interessen  dos  Unterrichts  ernstlich  bedroht,  so  bleibt  es  dem  Unter- 
richtsministerium Vorbehalten,  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit 
einen  Docan  anfzustellen,  und  mit  den  zur  Leitung  der  Lehranstalt 
nöthigen,  den  Umständen  angemessenen  Vollmachten  auszurttsten. 

§.  10.  Die  Wahl  des  Decans  geschieht  für  jedes  Studienjahr 
im  letzten  Monate  des  vorangehenden  Studienjahres,  sie  ist  mit  den 
Wahlprotokollen  unverzüglich  dem  Ministerium  des  Unterrichts  zur 
Bestätigung  vorzulegcn. 

Der  Decan  tritt,  wenn  er  die  Bestätigung  erhalten  hat,  acht 
Tage  vor  dom  Beginne  des  neuen  Studienjahres  in  Amtsthätigkeit; 
bis  zu  seinem  Eintritte  fungirt  sein  Vorgänger. 

t}.  11.  In  Verhinderangsfällen  wird  der  Decan  durch  den  Pro- 
Decan,  dieser  aber  diurch  den  im  Amte  ältesten  ordentlichen  Pro- 
fessor ersetzt. 

§.  12.  Der  Lehrkörper  der  evangelisch-theologischen  Lehran- 
stalt, welcher  unter  dem  Decane  sich  regelmässig  versammelt,  oder 
von  diesem  ausserordentlich  berufen  wird,  leitet  unmittelbar  alle  Un- 
terriebts-  und  Disciplinarangelegonbeiten  der  Anstalt,  insoferne  diese 
letzteren  nicht  ausdrücklich  der  Entscheidung  des  Ministeriums  Vor- 
behalten sind.  Er  hat  darauf  zu  achten,  dass  die  Lehrfächer  genü- 
gend vertreten  seien,  und  nöthigen  Falls  Anträge  über  die  Ausfül- 
lung vorhandener  Lücken  an  das  Ministerium  zu  stellen.  Er  hat 
insbesondere  das  Vorleseverzeichniss  für  jeden  Semester  so  zu  ordnen, 
dass  jeder  Studierende,  welcher  die  gesetzliche  Zeit  an  der  Lehran- 
stalt zubringt,  Gelegenheit  habe,  die  sämmtlicben  Hauptfächer,  und 
zwar  bei  Professoren  zu  hören. 

§.  13.  Jeder  Professor  hat  als  Mitglied  des  Lehrkörpers  die 
Pflicht,  bei  den  Versammlungen  desselben  zu  erscheinen  oder  sein 
Wegbleiben  zu  entschuldigen.  Ueber  die  Zulässigkeit  der  angeführ- 
ten Entschuldigungsgründe  urtheilt  der  Lehrkörper  ohne  Debatte; 
das  Urtheil  wird  im  Protokolle  verzeichnet.  Erscheint  ein  Professor 
in  drei  auf  einander  folgenden  Sitzungen  nicht,  ohne  dass  seine  Ab- 
wesenheit dem  Lehrkörper  gerechtfertiget  ersclieiut,  oder  bleibt  er 
überhaupt  häufig  weg,  so  ist  der  Decan  verpflichtet,  ihn  schriftlich 
zum  Erscheinen  aufzufordern,  und  wenn  dies  ohne  Erfolg  ist,  dem 
Ministerium  die  Anzeige  zu  machen. 

§.  I I.  Zu  einem  gütigen  Beschlüsse  ist  die  Anwesenheit  von 
der  Hälfte  der  Professoren,  welche  Mitglieder  des  Collegiums  sind. 
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nothwendig.  VerhaudlungagegetiHtünde,  bei  denen  es  sieb  um  die 
Interessen  eines  bestimmten  Lelirfacbes  handelt,  sind  dem  betreffen- 
den Professor  zum  Voraus  anzuzeigen. 

§.  15.  Gegen  das  Knde  eines  jeden  Studienjahres  beruft  der 
Decan  sHmmtlicbe  Lehrer  mit  Einschluss  aller  Privatdocenten  zu 
einer  allgemeinen  Versammlung,  in  welcher  die  Wünsche  und  An- 
träge aller  Gegenwärtigen  in  Betreff  des  Unterrichts  und  der  Dis- 
ciplin  vorzubringeii  und  zu  besprechen  sind. 

Das  Protokoll  der  Versammlung,  Uber  dessen  Inhalt  der  lei- 
tende Lehrkörper  in  einer  darauf  folgenden  Sitzung  sein  Gutachten 
abzugeben  hat,  wird  mit  diesem  Gutachten  an  das  Ministerium  ein- 
gesendet. 

§.  16.  Die  Stellung  des  Decans  zum  Professorencollegium  ist 
im  Allgemeinen  durch  die  bisherige  Stellung  des  Directors  bezeich- 
net. Insbesondere  aber  trägt  der  Decan  zunächst  die  Verantwortung 
fllr  die  Vollziehung  aller  die  Anstalt  betreffenden  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen; er  hat  daher  die  Pflicht,  diese  Vollziehung  zu  beaufsich- 
tigen, auf  Mängel  in  derselben  aufmerksam  zu  machen,  sie  zu  rügen, 
und  nuthigenfalls  dem  Ministerium  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

Glaubt  er  die  Ausführung  eines  Beschlusses  des  Collegiums 
nicht  verantworten  zu  können,  so  legt  er  den  Fall  dem  Ministe- 
rium vor. 

Currente  GeschUftstiieke  und  alle,  welche  nur  einer  einfachen 
Anwendung  bestehender  Vorschriften  in  zweifelhafter  Weise  bedürfen, 
erledigt  er  selbst,  und  macht  darüber  dem  Professorencollegium  in 
der  nächsten  Sitzung  Mittheilung;  wo  Gefahr  am  Verzüge  ist,  ordnet 
er  selbständig  an;  leichtere  Disciplinarfälle  der  Studierenden  erledigt 
er  durch  Ermahnung  oder  Rüge. 

Es  ist  Sache  des  Lehrkörpers,  für  seine  Verhandlungen  eine 
Geschäftsordnung  zu  entwerfen  und  dem  Ministerium  zur  Bestäti- 
gung vorzulegen. 

§.  17.  Dem  Decan  unterstehen  die  Diener  und  etwaigen  Beam- 
ten der  Lehranstalt. 

§.  18.  Zweifel  Uber  den  Wirkungskreis  des  Decans  und  des 
Lehrkörpers  sind  an  das  Ministerium  zu  leiten. 

§.  19.  Im  Uebrigen  bleiben  die  bisherigen  Einrichtungen,  so 
weit  sie  durch  die  gegenwärtigen  Anordnungen  nicht  abgeändert 
werden,  in  Kraft. 

Es  steht  jedoch  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  frei, 
die  Abänderungen  derjenigen,  welche  unpassend  scheinen,  zu  be- 
antragen. 
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II.  Von  dem  Stndleniresen. 

g.  20.  Die  Hörer  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  sind 
immatriciilirte  oder  ordentliche,  und  nicht  immatricnlirte  oder  ausser- 
ordentliche Hörer. 

Niemand  kann  immatriculirt  werden,  der  nicht  die  Bedingungen 
nachzuweisen  vermag,  welche  erforderlich  sind,  um  an  einer  öster- 
reichischen Universität  immatriculirt  zu  werden.  *) 

g.  21.  Die  Vorlesungen  an  der  evangelisch-theologischen  Lehr- 
anstalt werden  künftig  nach  Semestern  geordnet,  so  dass  mit  jedem 
Semester  ein  selbständiger  Cyclus  von  Vorlesungen  beginnt.  Dies 
schliesst  zwar  nicht  aus,  dass  Wissenschaften  von  grösserem  Umfange 
in  einem  durch  mehrere  Semester  furtlaufcnden  Curse  gelesen  wer- 
den; in  diesem  Falle,  ist  aber  dafür  zu  sorgen,  dass  in  jedem  Seme- 
ster eine  Hauptabtheilung  des  ganzen  Gegenstandes  abgeschlossen 
werde.  Die  Aufnahme  in  die  Studien  findet  für  jeden  Semester  Statt. 

g.  22.  Die  Aufnahme  in  das  ev.angeliscli-thcologische  Studium, 
mit  welcher  zugleich  ilie.  Immutriculatiou  verbunden  ist,  besorgt 
der  Dccan. 

Er  ertheilt  darüber  dom  Aufgenommonen  einen  Immatricula- 
tionsschein,  **)  oder  auch  einen  interimistischen  Aufnahmsschein. 

Diese  Aufnahme  hat  bei  jedem  Studierenden  stattzufiuden, 
welcher  nicht  bereits  ini  letztvcrflo.ssenen  Semester  der  Lehranstalt 
immatriculirt  war,  und  durch  Zeugnisse  iiachweisen  kann,  dass  er 
Collegien  derselben  besucht  habe. 

g.  2.3.  Jeder  imniatrieuiirte  Studierende  hat  für  die  Collegien 
welche  er  zu  hören  wünscht,  sich  persönlich  beim  Docenten  zu  mcl 


*)  Vergl.  S-  des  Oes.  v.  I.  Oct.  1850. 

••)  Stempel  v.  I fl.  ö.  W. 

***)  Findet  der  Decan  die  Zuliis.sigkeit  des  Studierenden  zur  Immatricu- 
latioii  begründet,  su  erlegt  der  zu  inimatriculirende  Studierende  nach  der  bis- 
herigen Uclmng  4 fl.  2U  kr.  zum  He.sten  der  Facultätsbibliothek. 

Nach  Ablauf  der  gesetzlich  be.stiinmteii  Frist  (§.  7 des  Ges.  vom  1.  Octo- 
ber  1850)  kann  nur  aus  sehr  erheblichen  Oriiuden  hinnen  der  nächsten  8 Tage 
bei  dom  Frof.-Collegium  der  Facnltät  um  eine  nachträgliche  Aufnahme  einge- 
schritten werden.  Spätere  Gcsnelie  hat  da.s  I'rofessoren -Collegium  der 
strengsten  Prüfung  zu  unterwerfen,  und  nur  dann,  wenn  die  offenbarsten  Bil- 
ligkeitarüeksichten  für  den  Hittstellcr  sprechen,  in.sbesondere  wenn  der  Bitt- 
steller die  Uranehen  einer  unverschuldeten  Verspätung  in  unzweifelhafter 
Art  naciiweist  und  die  Vorlesungen  nicht  schon  zu  weit  vorgerückt  sind,  am  mit 
gehörigem  Erftdge  gehört  zu  werden,  sedehen  Gesuchen  Statt  zu  geben.  Gegen 
die  Entscheidung  des  Prof.-Coll.  in  Betreff  der  verweigerten  Aufnahme  aus 
Kücksicht  der  verstrichenen  Aufnahin.slrist  findet  kein  Keenrs  statt.  (§§.  14  und 
15  der  ,Vorsc  hriflen  für  die  cv.ang.-theol.  Facnltät.“  Vcrgl.  die  Anmerk,  am 
Schlüsse  dieses  Gesetzes.) 
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den,  sein  Nationale  abzugeben  *)  und  durch  den  Immatriculations- 
scbein  oder  durch  Zeugnisse  des  letztverflosseiien  Semesters  **)  nach- 
zuweisen, dass  er  in  das  evangelisch-theologische  Studium  aut’ge- 
nommen  ist. 

Das  Nationale  hat  neben  seinem  gewöhnlichen  Inhalte  auch 
anzugeben,  im  wie  vielten  .Jahre  der  Studierende,  in  dem  evange- 
lisch-theologischen Studium  sich  befindet. 

§.  24.  Wer,  ohne  an  der  Lehranstalt  immatriculirt  zu  sein,  als 
ausserordentlicher  Hörer  ein  Collegium  zu  hören  wünscht,  bat  sich 
persönlich  beim  betreffenden  Docenten  zu  melden  und  sein  Nationale 
zu  übergehen. 

Er  kann  eingeschrieben  werden,  wenn  er: 

1.  wenigstens  16  Jahre  alt  ist; 

2.  einen  Grad  geistiger  Bildung  besitzt,  welcher  den  Besuch 
der  Vorlesung  für  ihn  wünschenswerth  und  nutzbar  erscheinen  lässt; 

3.  wenn  seine  Aufnahme  nicht  der  Benützung  der  Vorlesun- 
gen durch  die  immatriculirten  Hörer  hinderlich  zu  werden  droht. 
Zweifel,  welche  über  die  Aufnahme  ausserordentlicher  Hörer  entste- 
hen, sind  von  dem  Lehrkörper  zu  entscheiden.  Glaubt  dieser  nicht 
mit  Sicherheit  entscheiden  zu  können,  so  ist  sich  an  das  Ministerium 
zu  wenden. 

tj.  25.  Am  Schlüsse  des  gesetzlichen  Aufnahmsterminos  über- 
sendet jeder  Docent  die  Nationale  der  von  ihm  eingeschriebenen 
Hörer  dom  Decane,  welcher  daraus  zwei  Hauptkataloge  anferti- 
gen lässt. 


I.  Den  Katalog  der  immatriculirten  Hörer. 

Er  kann  ein  einziges  Vorzeicliniss  bilden,  oder  in  mehreren 
Ahtheilungen  die  Hörer  nach  den  Jahren,  welche  sie  an  der  Lehran- 
stalt bereits  zugebracht  haben,  gesondert  aufführen. 

Er  enthält  nebst  den  bisher  üblichen  Rubriken  die  Angabe, 
im  wie  vielten  .Jahre  jeder  Hörer  bereits  das  evangelisch-theologische 
Studium  betrieben,  und  die  Aufzählung  der  Collegien,  in  welche  die- 
ser eingeschrieben  ist. 

Die  Rubrik  der  Anmerkungen  ist  dazu  bestimmt,  dass  in  ihr 
bemerkt  werde,  ob  gegen  den  Hörer  eine  Disciplinaruntersuchung 
gepflogen  worden,  und  mit  welchem  Erfolge,  unter  Hinweisung  auf 
das  etwa  darüber  geführte  Protokoll,  und  ob  und  für  welche  Colle- 
gien ihm  Besuch.szeugnissc  flir  den  Semester  verabfolgt  oder  ob  ihm 
jedes  Besuchszeugniss  versagt  wurden  sei. 


*)  Jede  Wohniinpflverändening  ist  »oglcieh  dem  Decan  anzuscigoo. 
Kein  Studierender  darf  im  Laufe  des  Semesters  ohne  Bewilligung  des  Decans 
sich  auf  länger  als  24  Stunden  aus  dem  Gebiete  der  Stadt  Wien  entfernon. 
(§g.  48  und  49  der  „Vorschriften  für  die  cvang.-theol.  Facultät“) 

**)  Nach  dem  M.-E.  vom  19.  Jänner  1867  Z.  312.  C.  U. 
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II.  Der  zweite  Kat.ilug  der  aimeero  r de  nt  lic  heil  Hörer,  d.  i.  Aller, 
welche  der  Anstalt  nicht  inimatricnlirt  sind. 

Er  kniiii  als  ein  einziges  Verzeichniss  oder  nach  Lehrfächern 
abgesondert  geführt  werden,  nnd  enthält  die  hislier  üblichen  Kubri- 
ken  mit  besonderer  llezeiehnung  des  etwa  gleichzeitig  an  der  Wiener 
Universität  gemachten  Facnltätsstndiums  oder  der  sonstigen  Beschäf- 
tigung der  Hörer. 

In  die  Hnhrik  der  Anmerkungen  sind  die  Ausfolgung  oder 
Verweigerung  des  Besiichszeugnisses,  sowie  etwa  vorkommende  Dis- 
cipliuarstrafen  eiuzutragen. 

§.  26.  Diese  Kataloge  bilden  die  äussere  Grundlage  der  Dis- 
ciplinarleitting  der  Hörer  dttreh  die  Professoren  und  den  Decan. 

§.  27.  Die  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  Stu- 
dierenden geniessen  die  Lernfreiheit,  d.  i.  die  Freiheit,  die  Fächer 
welche,  die  Zeit  wann,  und  die  Lehrer,  hei  welchen  sie  hören  wol 
len,  zu  wählen.  *) 

§.  2S.  Doch  müssen  diejenigen,  welche  sich  für  den  Eintritt 
in  das  evangelische  Predigeramt  qualificireu  wollen,  sich  Uber  die 
Vollendung  eines  als  ordentliche  Hörer  durch  eine  bestimmte  Zeit 
gehörten  theologischen  Curses  Uber  die  gehörige.  Verwendung  dieser 
an  der  Lehranstalt  zugchrachten  Zeit,  sowie  Uber  den  Besuch  aller 
fUr  ihren  kUnItigen  Beruf  nöthigen  Hauptfächer  auszuweisen  im 
Stande  sein. 

In  so  lange  hierüber  im  ordentlichen  Wege  der  kirchlichen 
Gesetzgebung  nichts  festge.setzt  worden  ist,  haben  in  jenen  Kronlän- 
dem,  über  welche  sich  die  Wirksamkeit  der  beiden  evangelischen 
Consistorien  augshurger  und  helvetischer  Confession  in  Wien  erstreckt, 
folgende  Bestimmungen  zu  gelten : **) 

§.  29.  Die  Zulassung  zur  Candidatur  für  das  evangelische 
Predigeramt  setzt  den  Ausweis  Uber  einen  ordentlich  gehörten  theo- 
logischen Curs  von  3 Jahren  oder  6 Semestern  voraus,  von  welchen 


*)  Eine  Ausnahme  gUt  hinsichtUch  der  Stipendisten  oder  Bewerber  um 
Freitische.  „Alle,  welche  auf  ein  k.  k.  Stipendium  oder  einen  k.  k.  Freitisch 
Anspruch  machen,  und  hier  den  theologischen  Curs  anfangeu,  sind  verpflichtet, 
die  theolog.  Oisciplincn  in  einer  be.stimmten  Reihenfolge  zu  hören.  Haben 
einige  Studierende  einen  Theil  oder  alle  theolog.  Stndien  bereits  an  einer 
Ungar,  oder  siehenbürg.  I.ehran.stalt  oder  an  einer  auswärtigen  Universität  ab- 
solvirt,  so  hat  der  jedesmalige  Decan  die  von  dem  betreffenden  Studierenden 
noch  zu  besuchenden  Vorlesungen  mit  Röeksicht  auf  die  von  diesem  bereits 
früher  absolvirten  Studien  festzustellen.“  (M.-E.  vom  38.  Mai  1863,  Z,  3287.) 

Eine  Modification  dieser  Bestimmungen  erfolgte  durch  die  Allerh. 
Entschl.  vom  8.  Sept.  1867  (Vergl.  M.-E.  vom  16.  .Sept.  1867  K.-H.-Hl.  120.) 
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mindestens  2 Jahre  oder  d Semester  an  der  evangelisch-theologischen 
Lehranstalt  in  Wien  zugebracht  worden  sein  müssen. 

§.  30.  In  diese  Besuchszeit  können  nur  jene  Semester  ein- 
gerechnet werden,  in  welchen  der  Immatriculirte  zum  mindesten 
15  Stunden  in  der  Woche  irequentirt  hat,  von  denen  12  Stunden 
den  eigentlichen  theologischen  ('ollegien  gewidmet  sein  müssen,  die 
anderen  auch  auf  Oollegien  an  anderen  Facnltilten,  namentlich  der 
philosophischen,  verwendet  werden  können. 

§.  3t.  Die  an  einer  auswärtigen  Facultät  oder  an  einer  ande- 
ren inländischen  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  zugebrachte 
Zeit  kann  in  keinem  Falle  länger  als  flir  Ein  Jahr  (§.  29)  und  in 
der  Regel  nur  unter  der  Bedingung  angerechnct  werden,  dass  die 
dort  zugebrachte  Zeit  auf  die  im  vorigen  Paragraphe  angeführte  Art 
verwendet  worden  ist. 

§.  32.  Die  Fächer,  über  deren  ordentlichen  Besuch  während 
der  Dauer  des  evangelisch-theologischen  Studiums  sich  durch  Be- 
snchszeugnisse  ausgewiesen  werden  muss,  sind:  Einleitung  in  die 
Schriften  und  Exegese  des  alten  Bundes,  Einleitung  in  die  Schriften 
und  Flxegese  des  neuen  Bundes,  biblische  Archäologie,  Kirchcnge- 
schichte,  Dogmatik  und  Symbolik,  theologische  Moral,  Kirchenrecht, 
praktische  Theologin  (Homiletik,  Katechetik,  Liturgie  im  engeren 
Sinne). 

§.  33.  Ausserdem  muss  zur  Vervollständigung  des  im  Gymna- 
sium genossenen  philosophisch-propädeutischen  Unterrichts  jedenfalls 
ein  Collegium  Uber  Metaphysik,  so  wie  über  praktische  (Moral-  und 
Rechts-)  Philosophie  an  der  philosophischen  Facultät  ausgewiesen 
werden. 

34.  Es  kann  Jedenfalls  uur  wünschenswerth  sein  und  zur 
Anempfehlung  dienen,  wenn  neben  diesen  Hauptfächern  auch  die 
wichtigeren  Nebenzweige  der  evangelischen  Theologie,  in  so  weit 
sie  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  werden  vertreten 
werden,  nicht  vernachlässigt,  so  wie  wenn  neben  den  theologischen 
Collegien  auch  ein  oder  das  andere  philosophische,  historische  oder 
philologische  Fach  gehört  wird. 

§.  35.  Wenn  sich  aus  den  Katalogen  ergibt,  dass  ein  der 
evangelisch-theologischen  Lehranstalt  immatriculirter  Studierender  in 
kein  Collegium  eingeschrieben  ist,  so  ist  er  von  der  Lehranstalt 
wegzuweisen. 

§.  36.  Aemtlich  wird  den  Studierenden  am  Schlüsse  eines  je- 
den Semesters  bezeugt,  ob  sie  in  dem  abgelaufenen  Semester  sich  so 
verwendet  haben,  dass  derselbe  ihnen  in  die  gesetzliche  Studienzeit 
(§.  29)  eingerechnet  werden  könne  oder  nicht. 

Dies  geschieht  in  Form  von  Besuchszeiignissen,  welche  flir  die 
Collegien,  für  welche  ein  Studierender  eingeschrieben  war,  ihm  aus- 
gestellt oder  versagt  werden. 
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§.  37.  Die  Docenten  sind  verpflichtet,  bei  Ausstellung  der  Be- 
suchszeugnisse  gewissenhaft  in  Anschlag  zu  bringen,  was  ihnen  über 
den  Besuch  ihrer  Collegien  durch  die  Studierenden  im  Laufe  des 
Semesters  bekannt  ist. 

§.  38.  In  der  Mitte  eines  jeden  Semesters  versammelt  der 
Decan  der  evangelisch-theologischen  Le.hranstalt  siimmtliche  Profes- 
soren und  Privatdocenten  zu  einer  Besprechung  über  die  Frequen- 
tation  der  dieser  Lehranstalt  immatriculirten  Studierenden,  bei  welcher 
sic  ihre  hierüber  gemachten  Erfahrungen  gegenseitig  austaiischen. 

Ergibt  sich  hiebei,  dass  einzelne  Studierende  nachlässig  fre- 
quentiren,  so  ist  cs  Pflicht  des  Decans,  diese  vorzurufen,  sie  darüber 
zu  hören  und  Ermahnungen  oder  Rügen  nuszusprecheu,  oder  die 
Sache  vor  das  Professorencollcgium  zu  bringen.  Wegen  beharrlichen 
Unfleisses  kann  ein  Studierender  zu  jeder  Zeit  von  der  Lehranstalt 
weggewiesen  werden. 

§.  39.  Kurz  vor  dem  Schlüsse  des  Semesters  versammelt  der 
Decan  abermals  die  Professoren  und  Privatdocenten  der  Lehranstalt 
zur  Hernthung,  ob  einem  immatriculirten  Hörer  die  Besuchszeugnisse 
zu  versagen  seien,  und  der  abgclaufene  Semester  ihm  daher  in  seine 
Studienzeit  nicht  eingerechnet  werden  könne. 

Ergibt  sich,  dass  es  so  sei,  so  ist  dies  in  den  Hauptkatalog 
vom  Decano  einzutragen. 

§.  40.  Die  Besuchszeugnisse  *)  werden  von  den  Docenten  auf 
persönliche  Meldung  der  Studierenden  ausgestellt,  vom  Decane  im 
Kataloge  vorgemerkt  und  unterschrieben.  Es  hindert  nichts,  dass 
mehrere  Collegien  und  Collegien  mehrerer  Docenten  auf  einem  und 
demselben  Zeugnisse  bezeuget  werden. 

§.  41.  Meldet  sich  ein  Studierender  nicht  bis  zum  Schlüsse  des 
Semesters  um  ein  Bcsuchszeugniss,  so  ist  es  so  anzunehmen,  er  habe  die 
Lehranstalt  im  Laufe  des  Semesters  verlassen  und  dieser  wird  ihm  in  sein 
evangelisch-theologisches  Studium  nicht  eingerechnet.  Meldet  er  sich 
nur  um  das  Bcsuchszeugniss  für  ein  einziges  Collegium,  so  ist  ihm 
dieses  zwar  auszustcllen,  jedoch  anzunehmen,  da.ss  er  auf  die  Ein- 
rechnung dieses  Semesters  in  seine  Besuchszeit  Verzicht  geleistet 
habe.  (§.  39.)  **) 


•)  Mit  M.-E.  vom  19.  .länner  1867  Z.  312  wurde  die  vom  Professoren- 
Collegium  beantragte  EiiifiUirang  de.a  Iudex  lectiouum  an  Stelle  der  bis 
dahin  an  der  evang.-theol.  Facultät  üblichen  Freriuentationszengnissc  bewilligt, 
wofür  von  jedem  Studierenden  10  kr.  eingehoben  worden. 

**)  Die  Studierenden  sind  verpflichtet,  ihre  Studienzeugnissc  (den  Index) 
an  den  letzten  7 Tagen  jedes  Semesters  persönlich  vom  Decanate  abzuholen, 
widrigenfalls  ihnen  ilaa  Studienjahr  nicht  angerechnet  werden  würde.  (§.  30  der 
„V’orsehriflen  für  die  .Studierenden  an  der  evang.-thei>l.  Facultät“  Vergl.  die 
Anmerk,  am  Schlüsse  dieses  Gesetzes.) 
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§.  42.  Die  Besucbszengnisse  ausserordentlicher  Hörer  enthalten 
die  Bemerkung,  dass  die  Empfänger  ausserordentliche  Hörer  seien. 

§.  43.  Es  werden  kUiiftig  an  der  evangelisch-theologischen  Lehr- 
anstalt über  den  Fortgang  der  Studierenden  Semestral-  oder  Annual- 
prüfungen  nicht  mehr  abgehalten. 

Inwiefern  diejenigen,  die  sich  um  ein  geistliches  Amt  bewer- 
ben wollen,  nach  Vollendung  ihrer  Studien  ihre  Befähigung  durch 
eine  Prüfung  nnchzuweisen  haben,  bleibt  besonderen  Bestimmungen 
Vorbehalten.  Bedarf  ein  Studierender  zu  anderen  Zwecken  eines 
Zeugnisses  Uber  seine  wissenschaftliche  Bildung  von  irgend  einem 
Docenten,  so  ist  dies  eine  Privatangelegenheit  Beider,  und  das  aus- 
gestellte Zeugniss  hat  in  jeder  Beziehung  als  ein  Privatzeugniss  zu 
gelten.  Dieses  gilt  auch  von  Prüfungen,  welche  etwa  zum  Zwecke 
der  Erlangung  oder  Beibehaltung  eines  Stipendiums  vorgenommen 
werden.  *) 

Ueber  den  Erfolg  einer  solchen  Prüfung  wird  entweder  ohne 
Ausstellung  eines  Zeugnisses  nur  an  den  Lehrkörper,  der  sein  Urtheil 
über  die  Würdigkeit  des  Studierenden  abzugeben  hat,  berichtet,  oder 
das  ausgestellte  Zeugniss  hat  den  Zweck,  für  welchen  es  gewünscht 
worden  ist,  ausdrücklich  zu  bezeichnen.  **) 

§.  44.  Verlässt  ein  Studierender  die  evangelisch-theologische 
Lehranstalt,  entweder  weil  seine  Studien  beendet  sind,  oder  um  sich 
an  eine  andere  Lehranstalt  zu  begeben,  so  ist  er  berechtiget,  ein 
Abgangszeugniss  zu  verlangen.  Das  Zeugniss  hat  zu  enthalten : 

1.  Eine  Aufzählung  der  Semester,  welche  der  Studierende  an 
der  Lehranstalt  und  zwar  so  zugebracht,  dass  sie  ihm  in  seine  Stu- 
dienjahre einzurcebnen  sind; 

2.  eine  Aufzählung  der  Collegien,  welche  er  in  jedem  Semester 
gehört,  und  Uber  welche  er  Besuchszeugnisse  empfangen  hat; 

3.  ob  sein  Betragen  den  akademischen  Gesetzen  entsprochen 
habe.  Ueber  Antrag  des  Lehrkörpers  vom  Ministerium  verhängte 
Strafen  sind  darin  sammt  den  Vergehen,  wegen  welcher  sie  verhängt 
wurden,  mit  Verweisung  auf  die  Protokolle  anzufOhren. 


*)  Uelter  die  Prüfungen  der  Stipendisten  vergl.  M.-K.  vom  28.  Mai 
1853  Z.  3287,  4.  Juli  1854  Z.  10155,  7.  April  1869  Z.  5314,  28.  Feb.  und 
26.  Sept.  1865  Z.  1825  nnd  2151. 

*•)  Wünschen  einige  Studierende,  dass  in  einem  be.stimmten  Semester 
über  eine  im  Hurarinm  nicht  angekündigte  Wissensohaft  von  einem  bestimm- 
ten Docenten  oder  über  eine  im  Horarinm  angezeigte  Wissenschaft  von  einem 
anderen  Docenten,  als  dort  angekündigt  ist,  Vorle-sungen  gehalten  werden,  so 
ist  das  ihre  Privatangelegenheit  mit  dem  betreffenden  Docenten.  Wird  von 
diesem  ihrem  Wunsche  gewillfahrt,  so  bestimmt  er  im  Einverständnisse  mit 
ihnen  die  Bedingungen.  Der  Docent  theilt  dieses  dem  Decan  mit  und  nur  mit  der 
Zustimmung  desselben  oder  eventuell  mit  der  des  Professoren-Colleginms  kön- 
nen solche  Vorlesungen  stattünden.  (§.  33.  der  ,. Vorschriften  für  die  .‘'Indien 
an  der  evang.-theol.  Facultät.“) 
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§.  45.  Um  ein  Abgaug^zeugiiiss  zu  erbalten,  hat  der  Studie- 
rende sich  an  den  Decan  des  Prolessoren-Collegiumg  der  evangelisch- 
theologischen  Lehranstalt  zu  wenden,  welcher  aus  den  Katalogen  der 
Lehranstalt  das  Zeugniss  zusaminenstellcn  lässt  und  unterfertiget. 

§.  4fi.  Das  Abgangszeugniss  vertritt  vorläufig  die  Stelle  der 
früheren  l’rüfungszeiignisHe,  in  soweit  diese  bisher  behufs  der  Zulas- 
sung zur  Candidatur  und  dem  Predigeramt  erforderlich  waren. 

III.  Dlgcipllnarordanng. 

§.  47.  Uer  Decan  und  das  Professoren-Collegium  bilden  die 
akademische  Behörde  der  evang. -theologischen  Lehranstalt,  und  haben 
die  Pflicht,  die  Freiheit  des  akademischen  Unterrichts  und  Lebens  im 
Einklänge  mit  dem  Zwecke  jeder  höheren  Bildungsanstalt  kräftig 
zu  schützen,  zugleich  aber  den  Missbrauch  jener  Freiheit  und 
die  Gefährdung  dieses  Zweckes  mit  Entschiedenheit  hintanzuhalten. 
Die  ihnen  zustehendc  Disciplinargewnlt  hat  sich  zu  äussern  in  der 
Aufsicht  und  in  Anordnung  und  Vollziehung  derjenigen  Massregeln, 
welche  allgemein  oder  durch  jew'eilige  Umstände  geboten  erscheinen, 
um  Ordnung  und  Anstand  an  der  Lehranstalt  aufrecht  zu  erhalten, 
den  Charakter  derselben  als  eines  wissenschaftlichen  Institutes  und 
höheren  Studiums  auf  das  Strengste  zu  bewahren,  und  ihre  Ehre  und 
Würde  rein  zu  erhalten. 

§.  4S.  Die  akademische  Behörde  der  evangelisch-theologischen 
Lehranstalt  ist  iiir  die  Erfüllung  ihrer  diesfälligen  Obliegenheiten 
verantwortlich,  daher  sind  alle  Angehörigen  der  Lehranstalt  verpflich- 
tet, nicht  nur  den  Anordnungen  derselben  auf  das  Pünktlichste  Folge 
zu  leisten,  sondern  in  ihrer  Sphäre  derselben  auch  unaufgefordert 
auf  das  Thätigste  Beistand  zu  leisten. 

§.  49.  Alle  Studierenden  der  evangelisch-theologischen  Lehran- 
stalt in  Wien  unterstehen  in  Ansehung  ihrer  bürgerlichen  Ver- 
hältnisse, sowie  der  bürgerlich-strafbaren  Handlungen  den  allgemeinen 
Gesetzen  und  Behörden,  in  Ansehung  ihres  akademischen  Verhaltens 
aber  noch  überdies  den  besonderen  akademischen  Anordnungen  und 
Disciplinarvorschriften  und  ihrer  akademischen  Behörde. 

§.  50.  Die  Studierenden  sind  im  Allgemeinen  zu  dem  ans  der 
Natur  ihres  V'erhältnisses  als  akademische  Bürger  fliessenden  anstän- 
digen Benehmen,  und  zur  Befolgung  der  bestehenden  akademischen 
Gesetze  oder  der  besonderen  Anordnungen  ihrer  akademischen  Be- 
hörde verpflichtet. 

Wer  sich  dagegen  vergeht,  wer  sich  insbesondere  auffallender 
Störungen  der  akademischen  Ruhe  und  Ordnung,  oder  einer  Ver- 
letzung der  tiir  Studienzwecke  bestehenden  Institute,  Sammlungen, 
Utensilien  schuldig  macht,  wer  durch  beharrlichen  Unfleiss  oder  unan- 
ständiges Betragen,  durch  unsittliche  oder  Aergemiss  erregende  Hand- 
lungen Anstoss  gibt,  wer  sich  Beleidigungen  gegen  die  akademische 
Behörde,  gegen  die  Professoren  und  Lehrer  oder  ihre  im  Interesse 
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der  Ordnung  und  Ruhe  einachreitenden  Organe,  oder  gegen  aeine 
Collegen  erlaubt,  wird  nach  Maaagabo  der  Grftase  aeinca  Vergehens 
zur  Verantwortung  gezogen. 

§.  51.  Wird  ein  Studierender  wegen  einer  Uobcrtretung  der 
bestehenden  allgemeinen  Gesetze  von  einer  anderen  als  seiner  akade- 
mischen Behörde  in  Untersuchung  gezogen,  so  ist  hievon  der  Decan 
der  evangelisch-theologischen  Facultttt  zu  verständigen  und  dem- 
selben nach  vollfilhrter  Untersuchung  das  erQossenc  Urtheil  bekannt 
zu  geben.  Der  wesentliche  Inhalt  desselben  ist  in  den  Acten  der 
Lehranstalt  vorzumerken  und  cs  kann  bei  einem  Einflüsse  der  be- 
gangenen Uebertretung  auf  die  akademische  Ordnung  oder  auf  die 
Ehre  der  Anstalt  dem  Schuldigen  von  Seite  der  akademischen  Be- 
hörde eine  Warnung,  ein  Verweis  ertheilt,  oder  die  allfällige  Be- 
freiung von  Bezahlung  des  Collegiengeldes,  oder  ein  Stipendienge- 
nuss entzogen,  oder  nach  Umständen  auf  Wegweisnng  von  der  Lehr- 
anstalt erkannt  werden. 

§.  52.  Die  Studierenden  der  evangelisch-theologischen  Lehran- 
stalt in  ihrer  Gesammtheit  sind  keine  Corporation,  sie  können  daher 
weder  regelmässige  Versammlungen  halten,  noch  bleibende  Geschäfts- 
führer oder  ständige  Repräsentanten  haben,  noch  andere  nur  einer 
Corporation  zustehende  Functionen  ausUben. 

§.  53.  Versammlungen  der  Studierenden  an  öfientlichen  Orten 
ausserhalb  der  Localitätcn  der  Lehranstalt  zu  anderen  als  geselligen 
Zwecken  sind  nicht  ge^stattet;  wohl  aber  können  Studierende  in  den 
Localitäten  des  für  den  Unterricht  bestimmten  Gebäudes  und  in  nicht 
regelmässig  wiederkehrenden,  sondern  nach  dem  speciellen  Bedürf- 
nisse veranstalteten  Versammlungen  bestimmte,  sie  betreifende  akade- 
mische Angelegenheiten  berathen.  *) 

§.  51.  Zu  einer  jeden  solchen  Versammlung  ist  unter  bestimm- 
ter Angabe  des  Beratlmngsgegenstandes  die  Zustimmung  des  Decanes 
eiuzuholen. 

Dieser  hat  zu  beurtheilen,  ob  der  Gegenstand  dem  §.  53  ent- 
spricht, und  wenn  er  ihn  als  solchen  anerkannt,  und  durch  die  Ver- 
sammlung die  akademische  Ordnung  nicht  gefährdet  scheint,  ein 
Versammluugslocale  anzuweisen.  Diejenigen,  welche  um  diese  Zu- 
stimmung ansuchen,  übernehmen  der  akademischen  Behörde  gegen- 
über die  Bürgschaft  ftir  die  Aufrechthaltuug  der  Ordnung  in  der 
Versammlung  und  für  die  genaue  Befolgung  der  akademischen 
Gesetze. 

§.  55.  Jeder  Professor  der  evangelisch  theologischen  Lehran- 
stalt hat  das  Recht,  den  Versammlungen  der  Studierenden  beizu- 
wohnen ; er  kann  Erinnerungen  machen  und  auch  die  sogleiche 
Aufhebung  der  Versammlung  verfugen,  sobald  dieselbe  von  den  aka- 
demischen Gesetzen  oder  von  dem  angegebenen  Zwecke  abweicht. 

Verg’.  die  M.-E.  1417  M.  .1.  (2995  C,  IT.)  und  4873  ex  1S6S  (Nr.  126 
und  127  dieser  Sammlung.) 
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§.  56.  Nur  immatriculirtc  Hörer  sind  berechtiget,  an  Versamm- 
lungen Studierender  Theil  zu  nehmen,  nicht  immatriculirten  Hörem 
und  allen  anderen  Individuen,  mit  Ausnahme  der  akademischen  Leh- 
rer, ist  jede  Betheiligung,  daher  auch  die  Gegenwart  bei  denselben 
untersagt.  Die  Veranlasser  von  Versammlungen  (§.  54)  sind  für 
die  Beachtung  dieser  Vorschrift  verantwortlich. 

§.  57.  Studentenverbindungen  sind  nicht  gestattet. 

Die  Kxecution  dieses  Verbotes  steht  nicht  den  akademischen, 
sondern  den  allgemeinen  bürgerlichen  Behörden  zu. 

§.  58.  Der  Decan  für  sich  allein,  sowie  der  Lehrkörper  können 
den  Studierenden  die  Thcilnahme  au  bestimmten  Versammlungen 
oder  bestimmten  Verciuen  Nicht.studierender,  wenn  die  Zwecke  der 
Lehranstalt  es  erheischen,  untersagen. 

§.  59.  Die  Arten  der  Ahndung  disciplinarer  Vergehen  nach 
Massgabe  der  Grösse  und  Wiederholung  derselben  sind : 

t.  Ermahnung  und  Verwarnung  durch  den  Decan  allein  oder 
vor  dem  Lehrkörper; 

2.  Rüge  durch  deu  Decan  vor  dem  Lehrkörper,  sie  kann  ver- 
schärft werden  durch  die  Drohung,  dass  im  Falle  einer  wiederholten, 
wenn  auch  geringen  Straflalligkeit  die  Verweisung  von  der  Lehran- 
stalt unnachsichtlicli  erfolgen  werde  (Consilium  abeundi); 

3.  Verweisung  von  der  Lehranstalt  auf  1 — 4 Semester ; 

4.  Verweisung  von  der  Lehranstalt  für  immer; 

5.  Verweisung  von  der  Lehranstalt  und  zugleich  von  allen 
österreichischen  Universitäten. 

Der  Verlust  eines  Stipendiums,  einer  Stiftung  oder  der  Befrei- 
ung vom  Collcgiengclde  ist  nicht  als  Strafe,  sondern  als  die  natür- 
liche Folge  eines  Betragens  anzusehen,  welches  den  akademischen 
Gesetzen  nicht  vollkommen  entspricht ; er  hat  daher  in  jedem  Falle 
einzutreten,  wo  der  Genuss  einer  solchen  Woblthat  an  die  Bedin- 
gung eines  untadelhaften  Betragens  geknüpft  ist. 

§.  60.  Die  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten 
kann  nur  von  dem  Ministerium  des  Unterrichts  verfügt  werden. 

Wer  von  allen  österreichischen  Universitäten  verwiesen  ist, 
kann  auch  in  die  evangclisch  thcologische  Lehranstalt  nicht  aufge- 
nommen werden. 

üb  ein  von  Einer  Universität  Verwiesener  an  der  evangelisch- 
theologischen  Lehranstalt  zur  Fortsetzung  seiner  Studien  zugelasscn 
werde,  darüber  entscheidet  das  Ministerium  nach  Anhörung  des 
Lehrkörpers. 

§.  61.  Die  gegen  die  Studierenden  verhängten  Disciplinarstra- 
fen  sind  in  einer  steten  Evidenz  zu  halten. 

§.  62.  Nicht  immatriculirte  Hörer,  sowie  Gäste,  welche  einzelne 
Vorlesungen  besuchen,  sind  zur  Beobachtung  der  akademischen  Ord- 
nung verpflichtet.  Machen  sie  sich  einer  Verletzung  derselben  schul- 
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dig,  so  sind  sic  nach  Umständen  zu  ermahnen,  oder  von  dem 
Besuche  der  Vorlesungen  oder  der  Lehranstalt  überhaupt  auszu- 
schli  essen. 

§.  63.  Der  Lehrkörper  der  evangelisch-theologischen  Lehran- 
stalt hat  in  seinem  Wirkungskreise  die  Pflicht,  die  nach  den  Umstän- 
den nothwendig  erscheinenden  Verfügungen  zu  treffen  und  Dis- 
ciplinarvorschriifen  zu  erlassen.  Von  allen  solchen  Anordnungen, 
wenn  sie  nicht  bloss  executiver  und  vorübergehender  Natur  sind,  ist 
sogleich  Anzeige  an  den  Minister  des  Unterrichts  zu  machen. 

§.  64.  Der  Decan  und  jedes  Mitglied  des  Lehrercollegiuras  hat 
die  Pflicht,  seinen  Einfluss  geltend  zu  machen,  um  die  Studierenden 
zu  einer  besonnenen  Benützung  ihrer  Bildungszeit  zu  veranlassen,  dis- 
ciplinäre  Vergehungen  durch  Rath,  Zuspruch,  Vermittlung  oder  Er- 
mahnung zu  verhindern,  und  im  freundschaftlichen  Verkehre  das 
Verhältniss  gegenseitiger  Achtung  und  Theilnahme  zu  pflegen.  Leich- 
tere Vergehen  sind  vom  Decano  oder  dem  Professorencollegium  durch 
Ermahnung,  Warnung  oder  Rüge  auszuglcichen  und  wegen  Verge- 
hen, welche  um  ihrer  Grösse  oder  Rückfälligkeit  dos  Schuldigen 
willen  eine  Strafe  erheischen,  dieselbe  nach  den  Bestimmungen  der 
§§.  59  und  6(1  auszumessen  und  mit  einem  begründeten  Anträge 
dem  Ministerium  vorzulegen. 

§.  65.  Die  so  erkannten  Strafen  und  nur  diese  sind  in  die 
Abgangszeugnisse  der  Studierenden  aufzunehmen. 

§.  66.  Der  evangelisch  - theologischen  Lehranstalt,  beziehungs- 
weise ihrer  akademischen  Behörde  bleibt  es  überlassen,  falls  sie  den 
Verhältnissen  der  Anstalt  entsprechende  Aenderungen  an  den  vor- 
stehenden Grundsätzen  wünschenswerth  erachtet,  geeignete  Anträge 
diesfalls  dom  Unterrichtsministerium  vorzulegen.  *) 


Insoweit  das  Ge.setz  vom  8.  Oct.  18.50  R.-G.-Bl.  .S88  nicht  besondere 
Bestimmungen  festgestcllt  hat,  gelten  auch  für  die  cvangclisch-theobtgisehe 
Lehranstalt  in  Wien  die  allgemeinen  Norracu  des  Gesetzes  vom  1.  Oct.  1850 
R.-G.-B1.  370.  In  der  unter  dem  Titel  „Vorschriften  für  die  Studie- 
renden an  der  eva  ng.-theol.  Facultät"*  (Wien,  C.  Ueberreuter’s 
Druckerei.  M Salzer,  18G9)  veröffentlichten  Zu.sainmenstelliing  einscltlägiger 
Normalien  sind  insbes.  die  §§.  3,  G,  7,  9,  10,  11,  19,  31,  32,  G4  und  72  des 
Gesetzes  vom  1.  Oct.  1850  meist  wörtlich  angeführt.  Durch  die  ausdrückliche 
Citatinn  des  §.  G4  betreffend  den  Beginn  des  Studienjahres  mit  1.  October  und 
die  Zeitpunkte  der  Haupt-  und  Zwischenferien  (moditicirt  mit  M.-E.  v.  5.  Nov. 
1857  R.-G.-Bl.  219)  ist  das  St.-H.-C.-D.  vom  24.  Juni  1826,  nach  welchen 
der  Schluss  des  Studienjahres  an  der  k.  k.  evang.-theolog.  Faenität  mit  Ende 
Juni  und  der  Beginn  desselben  mit  1.  Sept.  jeden  Jahres  statttinden  sollte, 
als  aufgehoben  anerkannt  worden.  Die  Verfügung  des  M.-E.  v.  10.  April  1857 
Z.  G3G7  (Nr.  12  dieser  Saminlungl  über  die  rechtzeitige  Eröffnung  der  Vorle- 
sungen wurde  hinsichtlich  ihrer  Geltung  für  die  evang.-theolog.  Facultät  mit 
M -E.  v.  26.  Juli  1857  Z.  12561  ausdrücklich  bestätigt. 
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232.  Erlass  des  Ministers  fdr  Cnltus  und  Unterricht 
vom  16.  Juli  1852,  Z.  6755, 

l.  an  den  Statthalter  von  Miedertlaterreicb  und  2.  an  den  Lehrkörper  der 
evang.-theol.  Facultkt, 

betrefTand  die  Stipendien  an  dar  proteitantiech-theologiichen  LehranetalL 

Se.  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  laut  Allerhöchster  Ent- 
schliessuDg  vom  8-  Juli  1.  J.  dem  Anträge  auf  eine  Vermehrung  der 
Staatsstipendien  fUr  die  hiesige  evangelisch-theologische  Lehranstalt 
keine  Folge  zu  geben,  mich  jedoch  zu  ermächtigen  geruht,  den  Sti- 
pendienbezug in  besonders  rUcksichtswürdigen  Fällen  auf  ein  4.  Jahr 
zu  verlängern,  und  für  einzelne  ausgezeichnete  Studierende  um  eine 
ausserordentliche  Unterstützung  bei  Sr.  Majestät  cinzuschreiten  in  der 
Voraussetzung  und  unter  der  Bedingung,  dass  letztere  nicht  zum 
Besuche  einer  ausländischen  Universität  benützt  werden  wolle. 

Ferner  haben  Se.  Majestät  ausser  der  festzusetzenden  Vor- 
schrift Uber  die  in  jedem  Semester  zu  hörenden  Studienfächer  fiir  die 
Stipendisten  dieser  Lehranstalt  nach  dem  früheren  Anträge  des  Lehr- 
körpers derselben  auch  die  Verpflichtung  zu  Semcstralprü- 
fungen  *)  mit  dem  Beisatze  anzuordnen  geruht,  dass  die  näheren 
Bestimmungen  hierüber  nach  Vernehmung  des  gedachten  Lehrkörpers 
zu  treffen  seien.  **) 


233.  Auszug  aus  dem  Mlnisterial- Erlasse  vom  28.  Mai 
1853,  Z.  3287, 

an  den  leitenden  Lehrkörper  der  evang.-theol.  LehranKtalt  in  Wien, 

in  Betreff  der  mit  den  Stipendisten  abzuhaltenden  Semestrai-Prüfungen  und 
der  Reihenfolge  der  vorzunehmenden  Qegenstände. 

Zur  Durchführung  der  von  Sr.  Majestiit  für  die  Stipendisten  au 
der  hiesigen  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  angeordneteu  Se- 


*)  Die  Verpflichtung  der  f>tipetidi8tcii  der  evnng.-theol.  Kacultät  zur  Ab- 
legting  von  Scinestral- Prüfungen  wurde  mit  der  Allcrh.  Entschliei^fmng  vom 
10.  Febr.  18f»3  (M.  Z.  v.  15.  Febr.  1853  Z.  1579)  erneuert  ausgesproeben. 

**)  In  Betreff  der  Frage,  oh  für  die  Verleihung  von  Stipendien  die  Zahl 
der  Semoater,  welche  ein  Stipendienbewerbor  im  Ganzen  im  UniverKitätantudium 
zugebraebt  hat,  oder  die  Zahl  jener  Semester  masHgebond  i«t,  in  welchen  der- 
selbe an  der  cvaug.-thcol.  FaeultSt  ein  Stipendium  genossen  bat,  bemerkt  der 
M.-E.  V.  7.  April  1859  Z.  5311: 

Nach  Massgabc  der  dem  Lehrkörper  mittelst  des  holieu  Erlasses  vom 
16.  Juli  1852  Z.  6755  bekannt  gegebenen  Allerh.  Entschl.  vom  8.  Juli  1852 
entscheidet  Über  die  Frage,  ob  ein  im  siebenten  oder  in  einem  noch  höheren 
Sludienscraesler  stehender  Studierender  ein  Stipendium  erlangen  könne,  nicht 
die  Zahl  der  Semester,  welche  er  an  Akademien  zugebracht  hat.  sondern  d 1 e 
Zahl  der  Semester,  während  welcher  derselbe  ein  Facul- 
tätsstipendium  genossen  hat. 

# 
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meBtral-Prüfungen  *)  finde  ich  nach  dem  Anträge  dea  Lehrkörpers 
Folgendes  anzuordnen; 

1.  Jeder  Studirende,  der  ein  Stipendium  geniesst,  ist  ver- 
pflichtet, sich  am  Schlüsse  jedes  Semesters  einer  Prüfung  aus  denje- 
nigen Lehrgegenständen  zu  unterziehen,  für  welche  er  eingeschrie- 
ben ist. 

2.  Diese  Semostral-Prüfungen  sind  14  Tage  vor  Schluss  des 
Semesters  einzuleiten  und  von  dem  Decan  am  schwarzen  Bret  anzu- 
kttndigen. 

3.  Kein  Studirender,  welcher  sich  diesen  Prüfungen  entzieht, 
darf  zum  Fortgenusse  eines  Stipendiums  vorgeschlagen  werden. 

4.  Neu  eintretende  Studirende,  die  sich  um  ein  Stipendium 
bewerben,  sind,  wenn  nicht  vollgiltige  Beweise  über  ihre  Fähigkeit 
vorliegen,  zum  Behufe  der  Stipendien-Betheilung  einer  entsprechen- 
den Aufnahmsprüfung  zu  unterziehen. 

5.  Die  an  der  Lehranstalt  bereits  Studirenden,  die  sich  um 
ein  Stipendium  zu  bewerben  beabsichtigen,  sind  insbesondere  ver- 
pflichtet, sich  zur  Erprobung  ihrer  Würdigkeit  der  Prüfung 
des  letztvorausgehenden  Semesters  zu  unterziehen. 

6.  Das  Resultat  dieser  Prüfung  ist  von  unbetheiligten  Profes- 
soren mit  der  Bezeichnung  nausgezeichnet“,  „sehr  gut“,  „gut“,  „mit- 
telmässig“,  vor  Schluss  des  Semesters  dem  Decan  bekannt  zu  geben, 
und  von  diesem  seinen  Vorschlägen  zur  Stipendien-Betheilung  zu 
Grunde  zu  legen. 

Gegen  die  von  dom  Lehrkörper  beantragte  Reihenfolge  der 
Lehrgegenständo  für  dreijährige  Studien  an  der  hiesigen  evangelisch- 
theologischen Lehranstalt  zura  Behufe  der  von  Sr.  Majestät  angeord- 
neten Vorzeichnung,  der  Gegenstände,  welche  jeder  Stipendist  in 
jedem  Semester  zu  hören  hat  **)  ist  nichts  zu  erinnern. 

Die  Stipendisten,  welche  unmittelbar  aus  dem  Gymnasium  in 
die  evangelisch-theologische  Lehranstalt  eintreten,  können  sich  dieser 
Reihenfolge  fügen,  und  sind  auch  dazu  verhalten.***)  Wenn  hiedurch 
für  dieselben  die  vorgeschricbene  Benützung  einzelner  Vorlesungen  an 
der  Universität  erschwert  oder  verhindert  wird,  so  kann  auf  die  Be- 
seitigung dieses  Ucbelstandes  nur  dadurch  hingewirkt  werden,  dass 
der  Lehrkörper  bei  seiner  Stunden-Eintheilung  wenigstens  auf  die 


•)  AUerh.  Entschl.  vom  8.  Juli  1852  und  10.  Kehr.  (M.-E.  6756  ex 
1862  und  1579  cx  1853). 

**)  Die  vom  Professoren-CoUegium  hier  beantragte  Reihenfolge  wurde 
später  geändert.  Vergl.  H.-E.  vom  7.  Oct.  1858,  Z.  16.946. 

*••)  Mit  dem  M.-E.  vom  21.  Dee.  1857  Z.  12.791  wurde  verordnet,  dass 
Candidaten,  welche  unmittelbar  vom  Gymnasium  an  die  evang.-theol.  Fscnltät 
kommen  oder  auf  ein  .Staatsatipemiium  An.spruch  machen  wollen,  nur  iin  Winter- 
semeater  zur  Immatriculation  zngelasscn  werden  sollen. 

Thaa.  Oesteir.  rniveriitSUaenolxe.  20 
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fui-  die  evangelische  Theologie  Studirenden  wichtigsten  UnivorsitÄta- 
Studienföcher  die  möglichste  Kncksicht  nehme,  indem  es  für  solche 
Studireude  doch  vor  Allem  nothweiidig  ist,  dass  sie  ihre  Fachstudien 
in  einer  fruchthringenden  systematisch  geordneten  Keihenfolge  durch- 
machen. 

Hinsichtlich  derjenigen  Studirenden,  welche  einen  'I’heil  oder 
alle  theologischen  Studien  bereits  an  einer  ungarischen  oder  sieben- 
biirgischen  Lehranstalt  absolvirt  haben,  bleibt,  wenn  man  sie  nicht 
ganz  von  der  Gelegenheit  ihrer  weiteri  ii  theologischen  Ausbildung 
an  der  hiesigen  Lehranstalt  durch  Entziehung  Jeder  Aussicht  auf  einen 
Stipendiengenuss  ausschliesscn  will,  nichts  übrig,  als  jedem  einzelnen 
derlei  Studirenden,  die  Lehrfächer,  welche  er  in  den  vorgeschrie- 
benen  In  Lehrstunden  in  der  W'oehe  zu  hören  hat,  mit  genauer 
Rücksicht  auf  die  von  ihm  bereits  früher  absolvirten  theologischen 
Studien  vorzuzeichnen  und  ihn  ausserdem  zum  Antheile  an  der 
praktischen  Hebung  zu  verpflichten. 


234.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Erlass  vom  4.  Juli  1854, 

Z.  10.155, 

an  den  leitendctj  Lehrkörper  der  evaii)?.-tlie»l.  Facultät  in  Wien, 

betrefTend  die  durch  die  Verpflichtung  der  Slipenditien  zur  Ablegung  von 
Semestraf-Prüfungen  bedingte  semesterweite  Auszahlung  der  Stipendien.  *) 

Um  das  Princip  dor  Sf^raestralprUfung  der  Stipendisten  in  Ein* 
klang  zu  bringen  mit  der  Vertheilung  der  Stipendien  selbst,  wird 
verordnet,  dass  in  Zukunft  die  Stipendien  nicht  zu  Anfang  des  Stu- 
dienjabrcK  für  das  ganze  Studienjahr,  sondern  vielmelir  gegen  das 
Ende  eines  jeden  Semesters  zuorkannt  werden. 


*)  Einf*  Ansnahmt'  besteht  hitiHjchtlirli  d**r  Termine  «!f*r  Au.szahlung  bei 
der  Brau n fal k'sch en  Stiftung. 

Die  Peter  Christof  Braunfalk'Hche  Stiftung  r.n  Ounstcu  eines  evang.  und 
augttburgi^chen  Studirenden  der  Rechte  und  eiiie,s  evang.-augsb.  Studierenden 
der  Theologie  xai  tu  Folge  Allcrii.  EntHchl,  vom  *29.  Nov.  18f»l  (M.*E.  vom 
28.  Febr.  1865  Z.  1826  .i  ans  der  Verwaltung  der  steiermärk.  Stattiiallerei  in  jenen 
der  evang.-thcol.  Facultät  in  Wien  übergegangen,  welchen  auf  die  selbst- 
ständige Verleihung  beider  Stipendien,  jedoch  bcKUgiich  des  jnrid.  Stipen- 
diums unter  Berücksichtigung  de«  von  dem  jurid.  Professoren-Collegium  der 
Lehranstalten,  an  welchen  «ich  die  Competenten  befinden,  jedf^smal  einzuholen- 
den  Gutachten.«,  überlassen  ist.  Diese  Stipendien  «ind  gansejährig  und  zwar 
stet«  am  Schlüsse  des  Sommei^emestcr«  zu  verleihen,  von  der  Verleihung  aber 
dem  Ministerium  unmittelbar  nach  dersedben  Kenntni««  zu  geben.  Wa»  insbe- 
sondere da»  Stipeiiduim  für  Theologen  aubelangt,  so  soll  die  Verleihung  des- 
selben stet«  dem  Vorschläge  de«  Prof.-CoUegium»  über  Verleihung  der  an  der 
Facultät  bestehenden  8 1 a at  ss  tip  endi  oii  vorausgehen  und  ebenfall«  nur  auf 
Grund  entsprechender  Losung  einer  Preisaufgabc  «tattfiuden. 
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Der  Lehrkörper  wird  Bof'ort  angewiesen,  die  8cme«tralprüfung 
demnächst  mit  den  Stipendienwerbem  vorzunehmen,  seinen  Stipen- 
dienvorschlag gemäss  der  in  dem  hohen  Erlass  vom  28.  April  d.  .1. 
Z.  5450  entwickelten  Ornndsätze  *)  einzurichteu,  und  diesen  durch 
einen  genaueren  Ausweis  über  das  Ergebuiss  der  Soraestralpriifung 
zu  unterstützen.  **) 


235.  Auszug  aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  Cultus 
und  Unterricht,  vom  9.  September  1857,  Z.  21.390, 

an  den  leitenden  Lehrkörper  der  evang.  theol.  Kacultät  in  Wien, 

womit  für  die  Stipendisten  dieser  Faeultät  ein  Minimum  von  wöchentlichen 
Stunden  festgesetzt,  andererseits  auch  die  Fixirung  eines  Maximums  dersel- 
ben als  wiinschenswerth  bezeichnet,  und  ein  häufigerer  Besuch  nicht  obli- 
gater Vorlesungen  an  der  Universität  angestrebt  wird. 

Den  Studirpuden  ist  durch  Anschlag  am  schwarzen  Brot  unver- 
züglich bekannt  zu  machen,  a)  diiss  künftighin  keiner  von  ihnen 
eines  Stipendiums  theilbaftig  werden  könne,  wenn  er  nicht  nach 
Massgabe  des  §.  30  der  M.-V.  vom  8.  Oct.  1850  (K.-G.-Ül.  1S50 
Z.  388),***)  mindesten»  1.5  Collegienstudien,  von  welchen  12  den 
eigentlich  theologischen  Studien  gewidmet  sein  müssen,  die  anderen  3 
auch  auf  Gollegien  an  anderen  Facultäten,  namentlich  den  philoso- 
phischen verwendet  w'crden  können,  nachzuweisen  im  .Stande  ist. 

Ueberdiess  ist  denselben  zu  bedeuten,  b)  dass  sie  die  Zahl  ihrer 
Gollegien  und  den  wöchentlichen  Stunden  auch  nicht  überhäufen 
mögen,  wodurch  sich  einige  ihr  .Studium  in  hohem  Masse  erschweren; 
und  c)  dass  sie  sich  in  Zukunft  im  Sinne  der  §t?.  33  und  31  der 
Organisations-Ordnung  vom  8.  Oct.  1850  an  den  philologischen,  phi- 


•)  Vergl.  die  Anmerk,  zum  St.-H.-C.-D.  v.  8.  Dec.  1823  Z.  8549.  (Nr.  230 
dieser  Sammlung). 

*»)  Mit  dem  M.  K.  vom  4.  April  1854,  Z 6379,  wurde  das  Decanat  der 
evang.-theol,  Faeultät  angewio.sen,  in  dem  behufs  der  Entscheidung  über  die 
Stipendienvcrthcilung  vorgelegten  Prüfungs-Cataloge  das  Ergebnis»  der  Prüfun- 
gen ersichtlich  zu  machen,  welche  die  bisherigen  Stipendisten  oder  neue  Sti- 
pendienwerher  atis  den  im  letzten  Semester  gehörten  Vorlesungen  etwa  ge- 
macht haben.  Auch  sollte  bei  jedem  Schüler  die  Summe  der  wöchenüich 
gehörten  Stunden  angegeben  werden. 

•**)  Nr.  231  dieser  Sammlung. 

21  r 
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losophischen  und  bistorischen  Vorlesungen  an  der  UniversittU  mehr 
als  bisher  betheiligen  mögen,  da  das  Ministernm  auf  diese  Besuche 
künftighin  bei  Stipendien  und  Verleihungen  besonders  Gewicht  legen 
werde.  *) 


236.  Auszug  aus  dem  Erlass  des  Ministeriums  fOx  Cultus 
und  Unterricht  vom  7.  October  18ö8,  Z.  16.940, 

an  den  leitenden  Lehrkörper  der  evang.  theol.  Facnltit  in  Wien, 

womit  eine  neue  Studienordnung  und  Vertheilung  des  Lehrttoffes  auf  die 
bestehenden  drei  Jahrgbnge  genehmigt  wird. 


In  Durchführung  der  dem  Lehrkörper  durch  die  h.  o.  ErlHsse 
vom  16.  Juli  1852  Z.  6755  und  15.  Febr.  1853  Z.  1579  bekannt 
gegebenen  Allerhöchsten  Entschliessungen  vom  8.  Juli  und  10.  Februar 
1853,  wird  gemäss  dem  Vorschläge  des  Lehrkörpers  folgende  Stu- 
dienordnnng  und  Vertheilung  des  Lehrstoffes  auf  die  bestehenden 
drei  Jahrgänge  genehmigt: 


Für  d.  I.  Sem. 


Für  d.  U.  Sem. 


Für  d.  III.  Sem. 


Für  d.  IV.  Sem. 


Theol.  Encyclopädie 
Einleitg.  in  d.  alte  Testam. 
Hebräische  Sprache 
Griechische  ,, 

Kircheng.  bis  auf  Carl  d.  Gr. 

Biblische  Archäologie 
Einleitg.  in  d.  neue  Testam. 
Neutestament.  Hermeneutik. 
Kircheng.  v.  Carl  d.  Grossen 
bis  zur  Reformation 

Exegese  des  alten  Testaments 
„ „ neuen  „ 

Kircheng.  vor  d.  Reformation 
bis  zur  Gegenwart 
Dogmatik. 

Exegese  des  alten  Testaments 
„ „ neuen  „ 

Christliche  Ethik 
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*)  Unter  Einem  wurde  der  Lehrkörper  aufgefordert,  in  den  Frequenta« 
tiona-Catalogen  und  Stipeudieovorschlägen  Uber  den  Universitktabesuch 
dea  Candidaten  und  Uber  den  Umstand  eine  Rubrik  aufsunohmen,  ob  derselbe 
unmittelbar  vom  Gymnasium  oder  von  einer  o van  g.  • t h eo  logi  sehen 
Lehranstalt  in  Ungarn  oder  von  einer  auswärtigen  Hochschule 
an  die  Facnltät  gekommen  seL 
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Für  d.  V.  Sem.  Exegese  d.  neuen  TeBtaments  in  wöchentl.  5 St. 


Für  d.  VI.  Sem. 


Kirchenrecht 
Homiletik 

Homiletische  Uebongen 

Theol.  Literaturgeschichte 
S3nmbolik 
Liturgik 
Katechetik 
Pastoral-Thoologie 
Homiletische,  katechetischo  und 
liturgische  Uebungen 


5 

4 

1 

2 

2 

3 

3 

3 


Diese  Studienordnung  hat  vom  1.  Semester  18.58/59  ins 
Leben  zu  treten  und  sind  demnach  die  Studirenden  zu  verhalten,  die 
vorgeschriebene  feste  Studienordnung  ohne  Ausnahme  genau  zu  be- 
obachten, widrigenfalls  sie  mit  einem  Stipendium  nicht  betheilt  wer- 
den köimen. 

Studirende,  welche  an  einer  theol.  Anstalt  im  Inlande  oder 
an  einer  Universität  im  Anslande  bereits  studirt  haben,  können  sich 
nach  Belieben  für  den  1.,  2.  oder  3.  Jahrgang  immatriknliren 
lassen.  *) 


237.  Ministerial-Erlass  vom  3.  August  1861,  Z.  6830, 

an  den  leitenden  Lehrkörper  der  evang.-theol.  Facultät  in  Wien, 

womit  die  Statuten  der  k.  k.  evang.-theol.  Facultät  in  Wien,  bezüglich  der 
Ertheilung  der  evang.-theol.  Würden  genehmigt  werden. 

Se.  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  der  Allerhöchsten 
Entschliessung  vom  18.  Juli  1.  J.  den  vorgelegten  Statuten  der  k.  k. 
evangelisch-theologischen  Facultät  in  Wien  in  betreff  der  Ertheilung 
der  evangelisch-theologischen  Würden  in  nachfolgender  Fassung  die 
Allerhöchste  Genehmigung  zu  ertheilen  geruht. 

§.  1.  Die  theologischen  Würden,  welche  die  evangelisch-theolo- 
gische Facultät  (im  engeren  Sinne,  bestehend  aus  den  ordentlichen, 
mit  dem  theologischen  Doctoratsgrade  bekleideten  Professoren  der 
Theologie)  ertheilt,  sind : 


*)  Unter  Einem  wurde  die  für  das  1.  Semester  1858/69  beabsichtigte 
Verlegung  der  CoUegien  in  die  Naclimittagsstunden  zur  Kenntniss  genommen 
und  in  Hinblick  auf  §.  34  und  36  der  Organis.-Ordnung  vom  8.  Oct.  1860  auf 
die  von  den  Studirenden  an  der  Universität  zu  frequeutirenden  Vorlesungen 
besonderes  Gewicht  gelegt,  endlich  noch  angeordnet,  in  dem  Verzeichnisse 
der  Stipendienwerber  die  obligaten  und  die  nicht  obligaten  Fächer,  da  denselben 
nicht  gleiche  Wirkung  bei  Verleihung  von  Stipendien  beigelegt  werden  kann, 
besonders  ersichtlich  zu  machen. 
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1.  Dag  Licentiat  der  Theologie. 

2.  Das  Doctorat  der  Theologie. 

§• 

Diese  theologischeu  Würden  ertheilt  die  evangelisch-theolo- 
gische Facultät: 

1.  Aus  eigener  Bewegung  (ultro  oder  honoris  causa). 

2.  Auf  Ansuchen,  und  zwar: 

a)  nach  vorausgegangenen  Kigorosen, 

b)  mit  Nachsicht  der  Rigorosen. 

3. 

1.  Ertheilung  aus  eigener  Bewegung  (ultro  oder  honoris 

causa). 

Die  Facultät  ist  befugt,  Männern  von  ausgezeichneten  Ver- 
diensten um  die  evangelisch-theologische  Wissenschaft  oder  um  die 
Kirche  Augsburger  und  helvetischer  Confession  das  Licentiat  oder 
das  Doctorat  der  Theologie  ultro  oder  honoris  causa,  jedoch  in  der 
Regel  nur  bei  besonders  feierlichen  Veranlassungen,  als:  Jubiläen 
u.  dgl.  und  mit  Beachtung  der  Allerhöchsten  Entschliessungen  vom 
9.  August  1S14  und  vom  13.  December  1819,*)  zu  ertheilen. 

Die  Erfordernisse  hiezu  sind  folgende: 

1 . Muss  der  Antrag,  in  welchem  die  der  evangelisch-theologi- 
schen Wissenschaft  oder  der  evangelischen  Kirche  geleisteten  Dienste 
erörtert  werden,  von  einem  ordentlichen  Professor  an  der  Facultät, 
der  selbst  graduirt  ist,  ausgehen  und  schriftlich  an  den  Lehrkörper 
gerichtet  sein. 

2.  Dieser  Antrag  wird  in  einer  besonderen  Sitzung  des  Lehr- 
körpers einer  vertraulichen  Besprechung  unterzogen. 

3.  Zur  Annahme  des  Antrages  ist  in  der  Regel  Einstimmigkeit 
der  Facultisten  erforderlich,  doch  soll  eine  einzige  abweichende  Stimme 
die  Annahme  nicht  hindern. 

4.  Die  Abstimmung  ist  geheim. 

§•  4. 

2.  Ertheilung  auf  Ansuchen. 

Die  evangelisch  thoologisclie  Facultät  ertheilt  die  theologischen 
Würden  auch  auf  Ansuchen,  indem  der  Ansuchende  persönlich 
gegenwärtig  ist,  und  zwar 

A.  das  Licentiat  der  Theologie  unter  folgenden  Bedin- 
gungen : 


*)  -Vcrgl.  das  .‘St.-H.-C.  B.  vniu  27.  Dcc.  IS19,  Z.  S:i64  («nb  111.  e. 
Nr.  1S8  dieser  .Sammlung). 


Digitized  by  Google 


311 


1.  Muss  der  Aiisuchendc  Zeugnisse  über  die  zurückgelegten 
pliilosophischen  Studien  ira  engeren  Sinne  beibringen. 

2.  Soll  er  mindestens  drei  Jahre  Theologie  mit  vorzüglichem 
Erfolge  studirt  haben,  und  sich  darüber  mit  akademischen  Zeugnissen 
ausweisen ; zudem 

3.  die  theologische  Candidaten-Prüfung  mit  lobender  Anerken- 
nung bestanden  haben. 

4.  Sollen  wenigstens  zwei  Jahre  seit  der  Candidaten-Prüfung 
des  Ansuchenden  verflossen  sein. 

5.  Ist  dem  an  die  Paciiltät  zu  richtenden  (lesucho  beizulegen; 

a)  eine  uarratio  de  vita  et  sfudiis  in  lateinischer  Sprache; 

b)  eine  schriftliche  oder  gedruckte  wissenschaftliche  Probearbeit. 

Diese  Probearbeit  bleibt  in  jedem  Falle  im  Facultäts-Archive 

niedergelegt. 

6.  Wird  der  Ansuchende  aut  Grund  dieser  Vorlagen  zur  Be- 
werbung zugelassen,  so  hat  er  zwei  Rigorosen  abzulegen  : 

a)  aus  der  exegetischen  Theologie  alten  und  neuen  Testaments, 

sowie  aus  der  kirchenhistoriachen, 

bj  aus  der  systemati.schen  und  praktischen  Theologie. 

5?-  5. 

Die  evangelisch-theologische  Facultnt  ertheilt  auf  Ansuchen, 
indem  der  Ansuchende  persiinlich  gegenwiirtig  ist,  auch 

B.  das  Doctorat  unter  folgenden  Bedingungen: 

1.  Soll  der  Ansuchende  schon  vorher  den  Grad  eines  Licen- 
tiaten  erlangt  haben,  von  welcher  Bedingung  nur  in  Füllen,  die  der 
vollsten  Bcriicksichtigung  würdig  sind,  abgesehen  werden  darf. 

2.  Kann  der  Doctorand  erst  drei  Jahre  nach  Erlangung  des 
Licentiates  um  die  Doeforswürde  anhalten,  von  welcher  Frist  aber 
aus  wichtigen  Gründen  Dispens  ertheilt  werden  darf. 

3.  Geschieht  die  Meldung  zum  Doctorate  beim  Facultats-Docan 
schriftlich. 

4.  Ist  bei  Gelegenheit  der  Meldung  die  Vorlegung  einer  we- 
nigstens sechs  Druckbogen  umfassenden  Schrift  erforderlich,  welche 
in  jedem  Falle  dem  Facultäts-Archive  verbleibt. 

5.  Hat  der  Doctorand,  wenn  er  von  der  Facultät  zur  Gradui- 
ruug  zugclassen  ist,  jene  Schrift  in  Druck  zu  legen  und  öfl'entlich 
zu  vertheidigen,  bei  welchem  Acte,  der  Decan  zu  oppotyren  ver- 
pflichtet, die  übrigen  der  Facultät  angehörendeu  und  den  theologi- 
schen Doctoratsgrad  bereits  besitzenden  Docenten  aber  dazu  be- 
rechtigt sind. 
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§.  6. 

Die  evangelisch-theologische  Facult&t  ertheilt  endlich  die  theo- 
logischen Würden  auf  Ansuchen  „mit  Nachsicht  der  Rigo- 
rosen“ (§.  2„  2.  b)  an  Männer,  die  sich  bereits  durch  eine  längere 
Wirksamkeit  um  die  evangelisch-theologische  Wissenschaft  verdient 
gemacht  haben.  Die  näheren  Bedingungen  sind; 

1.  Muss  der  Ansucbende  entweder  durch  ein  gediegenes  Werk 
als  Schriftsteller  auf  dem  Gebiete  der  evangelisch-theologischen  Wis- 
senschaft sich  bemerklich  gemacht  haben,  oder 

2.  er  muss  in  einem  angesehenen  Amte  stehen,  in  welchem 
Falle  er  sich  auch  durch  Vorlegung  einer  wenigstens  sechs  Druck- 
bogen umfassenden  theologisch-wissenschaftlichen  Abhandlung  fUr  das 
Doctorat  und  durch  eine  drei  Druckbogen  starke  Dissertation  ftlr  das 
Licentiat  als  würdig  bezeugen  soll. 

3.  Ist  die  Einsendung  der  narratio  de  vita  et  studiis  in  latei- 
nischer Sprache  erforderlich. 

4.  Müssen  wenigstens  zwei  Drittheile  der  Facultisten  für  die 
Ertheilung  der  fraglichen  theologischen  Würde  stimmen. 

§.  7. 

Verhalten  der  Facultisten. 

1.  Der  Decan  macht  die  eingelanfenen  Meldscbreiben  nebst 
Beilagen  zur  Erlangung  theologischer  Würden  den  Facultisten 
bekannt. 

2.  Die  betreffenden  Probesebriften  des  Ansuchenden  theilt  der 
Decan  zunächst  demjenigen  Professor  mit,  in  dessen  Fach  dieselben 
einschlagen  und  dieser  setzt  dieselben  weiter  in  Umlauf  in  Beglei- 
tung einer  von  ihm  verfa.<i8ten  Recension  und  eines  darauf  sich  grün- 
denden Antrages,  dem  seine  Collegen  ihre  zustimmenden  oder  ab- 
weichenden Vota  beifügen. 

3.  Ueber  die  Ertheilimg  oder  Verweigerung  der  theologischen 
Würden  wird  durch  absolute  Stimmenmehrheit  entschieden.  Bei  Gleich- 
heit der  Stimmen  hat  der  Decan  die  Sebiedsstimme. 

4.  Der  Decan  setzt  den  zum  Rigorosum  oder  zur  Promotion 
einzuräumenden  Tag  fest,  wozu  er  die  Facultätsmitglieder  einladet 
und  die  betreffenden  Publicanda  an  das  schwarze  Bret  schlagen  lässt. 

§•  S. 

Bestimmungen  in  Betreff  der  Prüfungen  für  das 
Licentiat. 

1.  Zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Regorosum  soll  der  Regel 
nach  wenigstens  ein  halbes  Jahr  verlaufen. 
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2.  Die  Prüfungen  finden  vor  dem  ganzen  Professoren-Collegium 
statt,  wobei  der  Decan  den  Vorsitz  und  die  Leitung  hat. 

3.  Die  Facbprofessoren  beginnen  die  Prüfung;  dann  folgen  die 
übrigen  Professoren  nach  dem  Alter  in  der  Anstellung. 

4.  Ein  Rigorosum  soll  wenigstens  drei  Stunden  dauern. 

5.  Nach  abgehaltenem  Rigorosum  wird  das  Resultat  desselben  vom 
Lehrkörper  besprochen  und  über  Zulassung  oder  Nichtzulassung  zum  zwei- 
ten Rigorosum , beziehungsweise  zur  Ertheilung  einer  theologischen 
Würde  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  abgestimmt. 

6.  Sollte  der  Rigorosand  den  Forderungen  einer  Prüfung  nicht 
entsprechen,  so  wird  er  nach  drei  Monaten  zur  Wiederholung  zuge- 
lassen, nach  zweimal  befundener  Unzulänglichkeit  aber  ist  der  An- 
suchende abzuweisen. 


§ 9. 


Ueber  den  Act  der  Promotion. 


1.  Nach  einer  kurzen  Anrede  an  den  Graduanden  liest  der 
Decan  den  betreffenden  Eid  *)  vor,  den  Ersterer  zu  halten  gelobt 
und  mit  einem  Handschlag  bekräftigt. 

2.  Nach  geleistetem  Eide  händigt  der  Decan  dem  Graduanden 
das  Diplom  ein. 

3.  Darnach  zeichnet  der  Promovirte  seinen  Namen  in  das  Fa- 
cultätsbuch  ein.  Jeder  Facultist  erhält  einen  Abdruck  des  Diploms; 
ein  Exemplar  desselben  wird  in  das  Facultäts- Archiv  niedergeleg;t. 
Zugleich  wird  die  Facultät  Exemplare  an  kirchliche  Würdenträger 
und  Andere  vertheilen. 


§.  10. 

Rechte  eines  an  der  hiesigen  Facultät  Graduirten. 

1.  Führung  des  Titels. 

2.  Das  Recht  zur  Bewerbung  um  die  Habilitation  an  der  Fa- 
cultät, im  Falle  er  nach  Ablegung  der  Rigorosen  graduirt  ist. 


Liceetiatan-Eld. 

•)  Ego  — N.  N.  — juro,  me  doctrinam  ecclesiae  Evangelicae  (A.  C. 
Tel  H.  C.)  bona  fide  profiteri  et  promitto  eam  constanter  secuturum,  ad  ejus  ve- 
ritatem  defendendam  docendo  vel  scribeodo  pro  viribus  collaturum,  vitarnque 
Theologo  christiano  dignam  acturum  atque  ita  tum  bujus  litterarum  theologi- 
eamm  aeademiae,  tum  ecclesiae  Evangelicae  commoda,  juvante  Deo,  promotu- 
rum,  ipsiqne  ordini  amorem  et  sinceram  fidem  semper  praestitnrum  esse.  Ita 
me  Deus  adjnvet. 


Dootor-Eid. 

Ego  — N.  N.  — juro,  me  doctrinam  ecclesiae  Evangelicae  (A  C.  vel 
H.  C.)  bona  fide  profiteri  et  promitto  eam  constanter  seciitnrom,  ad  cjns  verita- 
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3.  Theilnahme  an  allen  Keehteii  und  Vorzügen,  welche  der 
Staat  den  Doctoren  ertheilt  hat,  oder  die  ihnen  sonst  in  Oesterreich 
durch  den  Gebrauch  zukoinmen. 

Wird  ein  Professor  von  einer  auswärtigen  Universität  an  die 
evangelisch-theologische  Facnltät  zu  einer  Professur  berufen,  so  gilt 
ihm  sein  an  einer  auswärtigen  Hochschule  erworbenes  Doctorat  unbe- 
dingt in  dieser  Beziehung  ebenso,  als  ob  er  dasselbe  an  der  hiesigen 
Facnltät  erworben  hätte.  (§.  7 des  Ministi'rial  Krlasses  vom  6-  Juni 
1850,  Heichsgesetzblatt  1S50,  Nr.  240).*) 

Ein  zu  einer  Professur  an  die  Facnltät  berufener  Nichtgraduir- 
ter  dagegen  hat  den  evangelisch-theidogischen  Doctorsgrad  binnen 
Jahresfrist  zu  erwerben.  Hiezu  bedarf  es  bei  der  hiesigen  Facnltät 
ledig  der  Einreichung  einer  von  dem  ürailuanden  zu  dii'sem  Zwecke 
verfassten  und  gedruckten  Abhandlung  von  mindestens  sechs  Druck- 
bogen, wenn  er  nicht  schon  als  Schriftsteller  im  Fache  der  theolo- 
gischen Wissenschaft  aufgetreten  ist. 

§■  11. 

lieber  die  Taxen. 

1.  Bei  der  Bewerbung  um  das  Licentiat  hat  der  Kigorosand 
vor  jedem  Kigorosum  tÜnf  Dukaten  in  Gold  und  zwei  Gulden  fiir 
den  Facultätspedell,  so  wie  bei  Erlangung  des  Grades  die  Druck- 
kosten für  das  Diplom  und  fünf  Guhhui  für  den  Facultätspedell  zu 
entrichten. 

2.  Bei  Erlangung  des  Doctorates  sind  vierzig  Ducaten  in_ 
Gold  als  Taxe,  die  Druckkosten  für  das  Diplom  und  fünf  Guldeu 
für  den  Facultätspedell  zu  erlegen.  *•). 

§.  12. 

Vertheilung  der  Pr  o m oti  o ns- G elder. 

Die  cingelaufenen  Promotionsgelder  sind  unter  den  Facultisten 
zu  theilen  und  zwar  so,  dass  der  Decan  um  die  Hälfte  mehr  erhalte, 
als  eines  der  übrigen  Glieder. 


tem  a snperstitione  et  impictatc  defeudcndain,  rcctiusque  in  dies  cognoaceudain 
sive  docondo,  sive  scribendo  pro  viribus  collaturum,  vitate  sc  doctrinae  inte- 
gritatc  qtium  ecclesiae  tum  liujus  litteraruni  theologicanim  .icadcraiao  comninda, 
juvantc  Den,  promoturum  ipsiqiu?  urdiin  amnrem  ct  sinceram  tidem  semper 
pracstiturum  esse.  Ita  mc  Den.s  adjuvet. 

*)  Nr.  2.3  dieser  Sammlung. 

**)  Bei  Ehrcn-Diplomcn  wenien  die  Auslagen  aus  den  Vcrlagsgeldcni 
bestritten. 
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238.  Auszug  aus  dem  Erlasse  des  Staatsministeriums,  Abth. 
ftir  Cultus  und  Unterricht  vom  6.  December  1862,  Z.  12.882, 

an  daa  Professoreii-Collegiuin  der  evaiig.-llieol.  Kaciillat  tu  Wien, 

womit  dai  Beneficion-Woion  an  dieser  FaeuliiH  neu  rogulirt  wird. 

Se.  k.  k.  Apoatülische  MajesfSt  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
scbliessung  vom  15.  October  1.  J.  zu  genehmigen  geruht,  dass  die 
bei  der  k.  k.  evangelisch-theologischen  Facultüt  in  Wien  bestandenen 
dreissig  Staatsstipendien  *)  auf  fiinfzehn  Handstipendien  reducirt  und 
hievon  sieben  auf  zweihundert  Gnlden  erhöht,  dagegen  acht  mit  ein- 
hundert Gulden  festgestellt;  ferner  dass  für  bedürftige  Studirende 
an  dieser  Eacultät  zwanzig  Freitische  mit  dem  Kostenaufwande  von 
je  fünf  und  achtzig  Gulden  des  Jahres  aus  Staatsmitteln  errichtet 
werden.  **) 

Zugleich  haben  Se.  k.  k.  Apost.  Majestät  folgende  Grundsätze  zu 
genehmigen  geruht: 

1 . Die  Freitisch-Stellen  werden  mit  vorwiegender  Rücksicht  auf 
die  nachgewiesene  Arinuth  der  Studirenden ; 

2.  die  Stipendien  hinwieder  wohl  auch  mit  Rücksicht  auf  Be- 
dürftigkeit, in  erster  Linie  aber  mit  Rücksicht  auf  Fähigkeit,  Fleiss 
und  Fortschritt,  die  in  der  Regel  auf  dem  bereits  mit  Erfolg  betre- 
tenen Wege  der  Preisaufgaben  zu  erproben  sind,  verliehen. 

3.  Der  Genuss  eines  Freitisches  ist  der  Znerkennung  eines 
Stipendiums  nicht  hinderlich; 

4.  Die  bei  diesen  Beneficien  etwa  in  Ersparung  kommenden 
Beträge  werden  zu  Remunerationen  weiterer  Preisschriften  ver- 
wendet. 

Das  Staatsniinisterium  findet  ferner  folgendes  zu  bestimmen: 

Die  Freitisch-Stellen  verleiht  ebenso  wie  die  Stipendien  das 
Staatsministerium,  auf  Vorschlag  der  Facultät. 

In  Beziehung  auf  die.  Beurtheilung  der  Qualihcation  jener  Stu- 
direnden, welche  sich  um  ein  Stipendium  bewerben,  sind  die  Preis- 
arbeiten und  die  bisher  bestandenen  Normen  maasgebend. 

St.-H. -C.-l).  veü,  b.  Dec.  tbi.S,  Z.  8ö4*.t.  (Nr.  230  dieser  Sammlung). 

**)  Mit  dem  M.-E.  vom  30.  Sept.  1804,  Z.  933t,  wurde  eine  vom  Profes- 
soren-Collegium  der  evaiig.-tlieol.  Facultät  angestrebte  Vermehrung  der  mit 
Allerli.  Ent.schl.  vom  1,'>.  Oct.  1862  errichteten  Freitisch-Stellen  im  Hinblicke 
auf  die  Üurschuitt.szahl  der  Studirenden  und  die  Zahl  der  ihnen  zugänglichen 
Bencücicn  abgelehut  und  in  Erinnerung  gebracht,  dass  im  Sinne  dieser  Allerb. 
Entsehl.  bei  Verleihung  dieser  Stellen,  nur  vorwiegende,  aber  nicht  aus- 
schliessliche Rücksicht  auf  die  Armuth  der  Bewerber  zu  nehmen  sei  und 
Unwürdige  laut  des  M.-E.  12.882  ex  1802  au.s  der  Zahl  der  Frcitiach-Empfauger 
gestrichen  werden  sollen. 
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Freitische  können  schon  beim  Beginne  der  Studienzeit,  oder 
noch  ehe  die  Facultät  Gelegenheit  gehabt  hat,  den  Fleiss  und  den 
Fortschritt  der  Studirenden  zu  erproben,  verliehen  werden.  Sollte 
jedoch  beharrlicher  Unfleiss  einen  Beneficianten  der  empfangenen 
Wohlthat  unwUrdig  machen,  so  soll  derselbe  aus  der  Zahl  der  Frei- 
tisch-EmpfÜnger  gestrichen  werden,  wovon  nacbtrUglicbe  Anzeige,  das 
Staatsministerium  zu  machen  ist. 


239.  Bekanntmachung  des  lilnisterimns  fUr  Cultus  und 
Fnterricht  vom  16.  September  1867, 

betreffend  die  Bildung  und  Prüfung  der  ev.ingeliichen  Theologen  im  Amtsbe- 
reiche des  k.  k.  evangelischen  Oberkirchenrathes  augsburgischer  und  helve- 
tischer Confession  in  Wien. 

R.-G.  Bl.  1867  Nr.  120  S.  321. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestiit  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
Bcbliessung  vom  8.  September  1S67  die  nachfolgenden  von  den 
evangelischen  Generalsynoden  augsburgischen  und  helvetischen  Be- 
kenntnisses im  Jahre  1864  beschlossenen  „allgemeinen  Grundsätze 
ör  die  Bildung  und  Prüfung  der  evangelischen  Theologen,  auf  Grund- 
lage des  §.  9 des  Allerhöchsten  Patentes  vom  8.  April  1861  (Reichs- 
Gesetz-Blatt  Nr.  41)  zu  bestätigen  geruht. 

Allgemeine  Brnndsitze  für  die  Bildung  nnd  FrttfUng  der  evangelischen 

Theologen. 

1 . Zur  Aufnahme  als  ordentlicher  Hörer  (Immatricnlation)  an 
der  evangelisch-theologischen  Facultät  ist  ein  von  einem  öfifentlicben 


*)  Mit  M.-E.  voiu  25.  Scpt.  1865,  Z.  2151  wurde  Angeordnet: 

1.  Dahk  diejenigen  Studirenden,  welche  eine  FreitUch-Stelle  erhalten 
haben,  sich  an  den  üblichen  Colloquien  gleichzeitig  mit  den  Bewerbern  um 
ein  Hand.stipendiuni  betheiligcn,  widrigenfalla  ihnen  im  folgenden  Semester  der 
Freitisch  nicht  belassen  werden  könnte. 

2.  Dass  die  bereit«  Über  ein  Semester  an  der  evang.-theol.  Facultät 
Studirenden,  wenn  sie  später  um  einen  Freitisch  cinkommen,  ohne  wenigstens 
im  vorbergegangenon  Semester  sich  an  jenen  Colloquien  betheiligt  zn  haben, 
mit  ihrem  Gesuche  zurückgewiesen  werden. 

Der  mit  dem  Allerh.  Erlass  vom  15.  October  1862  genehmigte  Gnindsatz,  dass 
die  Freitisch-Stellen  mit  vorwiegender  Rücksicht  auf  die  nachgewiesene  Armuth 
der  Studirenden  verliehen  worden,  bleibt  hiedurch  unberührt.  Wenn  in  Aus- 
nahmsfällen  einzelne  Studirende  um  eine  auHserordeutliche  Unterstützung  ein- 
kommen,  so  bleibt  es  unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Ministcrinm  auch  künf- 
tighin in  der  Lage  sein  werde,  eine  solche  zu  gewÄhren,  dem  Prof.-Colleg. 
nnbenommon,  die  Würdigkeit  des  Bittstellendcn  nöthigenfalls  durch  ein  Colloquium 
mit  dom.selben  zu  erproben. 
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Gymnasium  des  In-  oder  Auslandes  ausgestelltes  Maturitätszeugniss 
erforderlich. 

Studirende,  welche  von  einer  in-  oder  ausländischen  Univer- 
sität oder  theologischen  Lehranstalt  kommen,  bedürfen  ausserdem  zur 
Immatriculation  eines  Abgangszeugnisses. 

2.  Die  Bildungszeit  der  Studirenden  der  Theologie  hat  min- 
destens drei  Studienjahre  (sechs  Semester)  an  einer  evangelisch- 
theologischen  Facultät  des  In-  oder  Auslandes  zu  betragen,  von  de- 
nen jedoch  wenigstens  ein  Jahr  (zwei  Semester)  an  der  evangelisch- 
theologischen Facultät  in  Wien  zu  verbringen  sind. 

3.  Sämmtliche  Studirende  der  Theologie  aus  dem  obcrkircheu- 
räthlichen  Sprengel  haben  sich  nach  Vollendung  ihrer  gesetzlichen 
Studienzeit  einer  doppelten  Prüfung  zu  unterziehen. 

4.  Die  erste  Prüfung  (examen  pro  candidatura)  findet  statt  bei 
der  theologischen  Prüfungscommission  in  Wien. 

Diejenigen  Candidaton,  welche  ihre  letzte  Studienzeit  im  Aus- 
lande verbracht,  und  dort  eine  Prüfung  bestanden  haben,  sind  von 
der  ersten  Prüfung  ausgenommen. 

5.  Die  Prüfungscommission  besteht ' I . aus  den  Superintenden- 
ten der  beiden  Wiener  Diöcesen  augsburgischen  und  helvetischen 
Bekenntnisses,  wenn  dieselben  ihren  Amtssitz  in  Wien  haben,  im 
entgegengesetzten  Falle  aus  je  einem  vom  Oberkirchenrathe  ernannten 
Wiener  Pfarrer  augsburgischen  und  helvetischen  Bekenntnisses  ; 2.  aus 
sämmtlichen  ordentlichen  Professoren  der  evangelisch-theologischen 
Facultät. 

6.  Die  Prüfung  ist  überwiegend  wissenschaftlich  und  erstreckt 
sich  auf  sämmtliche  Hauptfächer  des  theologischen  Studiums. 

7.  Die  Anstellungsfähigkeit  im  geistlichen  Amte  wird  von  den 
geprüften  Candidaten  der  Theologie  erst  durch  die  zweite,  bei  dem 
Superintendenten  der  betreffenden  Diöcese  zu  bestehende,  der  Ordi- 
nation vorangehende  Prüfung  (examen  pro  ministerio)  erlangt. 

8.  Die  Prüfung  bei  dem  Superintendenten  erstreckt  sich  vor- 
zugsweise auf  die  Gebiete  der  praktischen  Theologie. 

9.  Die  näheren  Bestimmungen  über  das  Prüfungswesen  werden 
vom  Oberkirchenrathe  nach  eiugeboitem  Gutachten  der  evangelisch- 
theologischen  Facultät  in  einem  besonderen  Prüfungsstatute  festge- 
stellt. Bis  zur  Herstellung  desselben  bleiben  die  bisher  gütigen  Vor- 
schriften in  Kraft. 
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B)  ßectits-  und  staatswissenscliaftliclie 
Facultät. 


a)  Juridisches  Studienwesen  i.  e.  S. 

b)  Specielle  Vorschriften  über  die  Unterrichtssprache 
an  einigen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultäten. 

c)  Stipendienwesen  in  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Facultät. 

d)  Theoretische  Staatsprüfungen. 

e)  Juridisches  Doctorat. 
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V. 

a)  Juridische  Studien -Ordnung  und  Erläuterungen 

derselben. 


240.  Ministerial-Erlass  vom  2.  October  18ö5,  Z.  15.162, 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  der  Muiiarchie, 

womit  die  Beetimimingen  der  AlierhSchtten  Enbchlieisung  vom  25.  Septem, 
ber  1855  Uber  die  Regelung  der  rechte-  und  etaatewieseniehaftlichan  Studien 
an  den  öeterreichiechen  UnivereitUten  und  Rechteakademien  kundgemacht  und 
einige  aut  denselben  zunächst  sich  ergebende  Vollziehungsvorschriflen  ge- 
troffen werden. 

Sc.  k.  k.  Ajiostolisclic  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schliessuug  ddto.  Ischl  den  2.5.  September  1855,  Nachstehendes  an- 
zuordnen geruht : 

Für  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  an  den 
österreichischen  Universitäten  haben  folgende  Bestimmungen  zu 
gelten ; 

1.  Dieselben  können  nicht  in  kürzerer  Zeit  als  in  acht  Semes- 
tern zurückgelegt  werden,  und  sie  beginnen  mit  dem  Wintersemester. 

Das  Studienjahr  hat  mit  Anfang  October  zu  beginnen  und  bis 
Ende  Juli  zu  dauern.  Die  Unterbrechung  zwischen  beiden  Semestern 
ist  so  einzurichten,  dass  jeder  Semester  mindestens  4 V]  Monate  dauere, 
und  dass  die  Unterbrechung,  zusammengercchnet  mit  den  Ferialtagen, 
welche  die  Faschingstage,  oder  die  heiligen  Tage  der  Charwoche  und 
des  Osterfestes  auf  jeden  Fall  in  Anspruch  nehmen,  nicht  mehr  als 
4 Wochen  betrage.  *) 


Ein  (Ictiiiitires  Gesetz  über  die  Kegelung  der  Universitätaferien  wurde 
mit  Allerb.  Entschl.  vom  28.  Sept.  1857  gegeben.  (M.-E.  vom  5.  Nov.  1867 
B.-G.-Bl.  44  St.  219).  Nr.  27  dieser  Sammlung. 

Tbaa.  0««t«rT.  UaiTertititogetoUc.  21 
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2 Folgende  (Jegenslänile  simi  nolliwendig,  und  zwar  in  der 
liezi'ielim  ten  Keilienlolge  voi-ziitragen  : 

Erstei  Jahr 

denlsche  Keiclis-  und  J{eelitsgeschiehtc  durch  dfia  ganze  .Jalir, 
i'öuiiselies  Keelit,  Kämmt  der  (ieachiehfe  desselben,  cbcnt'alls 
dureil  das  ganze  .(ahr. 

Zweites  Jahr 

im  Wintersemester:  Gemoines  denfsclies  Privatreeht, 
im  o m m e rs  e m es  te  r;  Rechtsphi1oso]diie  . und  abgesondert 
davon  gleiehzeitig  Kneyclopädie  der  Keebtswissensebaften; 

iielistbei  im  Winter-  oder  Po  m m e rse  in  es  te  r oder  durch 
beide  Semester,  kanonisches  Kerbt 

Drittes  Jahr 

durch  das  ganze  Jahr:  österreichisches  bürgerliches  Kocht, 
daneben  im  Wintersemester:  Ocsterreichisches  Strafrecht, 
im  S oni  m er  s ein  es  te  r : Strafprozess;  und  in  beiden  .Semestern: 

Politische  Wi.ssenschaffen. 


Viertes  Jahr 

durch  das  ganze  .fahr:  Oesterreichischer  Civiljirozess.  nebst 
dem  Verfahren  ausser  Streitsachen ; 

daneben  im  Wintersemester:  Oesterreichisches  Handels-  und 
Wochseirecht  und  politische  Wissen.schaften; 

im  o m mersemes  I er:  Oesterreichische  .Statistik.*' 

*1  In  Rczieliimg  auf  die  Vur|ifliciiliiiigp.ii  der  Professoren  und  Doccuten 
Iniisiclitlicli  der  Behandlung  der  Hauptfächer  und  der  Allhaltung  von  Spccial- 
t'ollcgicn  vcrgl.  M.-E.  vom  2.  .''cpt.  If<ö2,  Z.  RTJfi. 

Ministerial-Erlass  vom  2.  September  1852,  Z 8736, 

fin  Jr«  uml  AtA:tU(%viei3('ni«cliAftlidt('  rrnft  Htiorcn  roU»’g:i«m  rtcr  rnlrer-iiHill  ru  Lemberg, 

womit  in  Bezug  auf  die  obzuhaltenden  Vorleaungon  der  Docenten,  inabetondere  rUckticbl- 
lieb  der  SpectaLCelirgien  Bemerkungen  mitgetheill  werden. 

Man  sich  zu  folgenden  Bemerkungen  vn.anUsHt : 

1.  Dem  win.-eneelinftlichen  Interesse  so  wie  den  Hedüifuis'ien  de.»,  iccht#- 
iind  wtaatS'viji.senftchaftUeljeu  Unterrichtes  wird  mit  »ogenaunten  Speciiil-Collegien 
nur  danu  entsprochen,  wenn  in  regelmässig  wiederkehrenden  llnuptcollegien 
das  Ganze  eines  UehrfÄches  und  iushesondere  einer  pesitiveu  Gesetzgebung  in 
ihrem  ziisammtnhäiigenden  Systeme  aU  Grundlage  geboten  wird,  und  insbe- 
sondere wird  die»  zu  einer  nützlichen  Vergleichung  mehrerer  Rcehtssvsteme 
.il.s  Vorbedingung  erforderlich  »ein. 

Es  muss  daher  ebenso  das  römische  Rfcht,  wi«  das  allgemeine  bürgei- 
liehe  Oesetzbuch  in  seinem  Systeme  als  Ganzes  in  jedem  Jahrgänge  von  dem 
Professor  gelehrt  werden,  welcher  dafür  angeslellt  i»l. 
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Die  drei  Collepien  iilicr  jiolitinclie  WissenHcliafteii  hallen  zu 
umfayseii,  was  bisher  unter  dieser  Hezeichnuiifj  bcpriffeu  war,  nämlich : 

National-Oekoniiinie,  Finanzwissensclmt't  und  die  Lclire  über 
jene  administrativen  Aufgaben,  welche  weder  der  Justiz-  noch  der 
Pinanzverwaltung  angehören,  und  zwar  mit  möglichster  Hinweisung 
auf  die  österreichischen  Verhältnisse,  KInrichtungen  und  Gesetze. 

3-  Nebst  den  bczeielineten  Fächern  sind  an  den  rechts-  und 
staatswissenschaftliche.n  Faciiltäten  noch  über  andere  Partien  der 
Rechts-  und  Staatswissenscliaften  Vortrage  in  angemessenen  Zeit- 
räumen zu  batten,  insbesondere  über  folgende  : 

a)  Völkerrecht  und  deutsches  Itundesrecbt; 

b)  Bergrecht ; 

c)  österreichische  Verwaltungs-  und  Finanzgesetzkundc ; 

d)  Practica  und  Kelatnria  aus  dem  österreichischen  Civil-  und 
Strafrechte ; 

e)  österreichisches  Lehenrecht  und  Particularrechte  einzelner 
österreichischer  Länder  oder  deren  Geschichte; 

f)  Statistik  der  europäischen  Staaten; 

g)  gerichtliche  Medizin : 

h)  Staatsrecbuungswissenschaft. 

Die  Docenten  der  beiden  letztgenannten  Gegenstände  haben 
zwar,  insoferne  es  Rücksichten  auf  den  Unterricht  und  die  Disciplin 
erfordern,  den  Sitzungen  des  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Pro- 
fesBoren-Collegiums  mit  Sitz  und  Stimme  beizu wohnen,  sind  aber  im 


3.  Zn  Vorlesungen  ilhor  ein  verwandtes  Lehrfach  ist  ein  ordentlidicr 
Professor  der  rechts-  nnd  staatstvisscuschaftlichen  F’aonität  erst  dann  berech- 
tigt, wenn  er  durch  Ankündigung  neunstündiger  Vorlesungen  über  seine  No- 
minalfXcher  den  Verjiflichtnngen  genügt,  welche  ihm  im  Sinne  seiner  Anstel- 
lung zunächst  und  wesentlich  obliegen. 

3.  8o  wichtig  auch  Special-Collegien  sind,  nnd  so  sehr  das  Princip  der 
Concurrenz  in  dem  Geiste  dos  neuen  Lelirsystems  liegt,  so  ist  doch  dar.mf 
zu  sehen,  dass  der  Kampf  der  geistigen  ConcuiTcnz  mit  rein  geistigen  Waffen 
geführt,  nnd  nicht  ein  fremdartiges  Element  mit  liineinbezogen  werde.  In  so 
lange  das  System  der  f’'olIegiengclder  noch  nicht  festere  Wurzel  gefasst  hat, 
kann  daher  das  Unterrichts-Ministerium  eine  Concurrenz  nicht  billigen,  bet 
welcher  ein  Einfluss  der  Ziffer  des  C'oUegiengeldes  auf  den  Erfolg  zu  besor- 
gen steht. 

llieruach  werdeu  aolclie  Vorlesungen  beurtheilt  nnd  limitirt  werdet)  müs- 
scu,  welche  ein  ordentliehcr  Professor  über  das  N'umiualfach  eines  seiner  Cul- 
legen  ankUndigt  und  die  Stundenzalil,  welche  Letzterer  seinem  Cullegium  wid- 
met, wird  daher  als  das  Minimum  der  Stundenzahl  zu  betrachten  sein,  welche 
auch  der  Erstere  der  coucurrirendeu  Vorle.suug  zu  geben  hat. 

Siebe  die  Erläuterung  des  Studienplaiies  im  M.-E.  v.  15.  April  1867,  Z.  4102. 
Vergl.  noch  den  M.-E.  v.  16.  Jänner  1851,  10050  tsub  IV  b),  welcher  be- 
sagt, da«»  für  JnrUten  das  Kirebenrncht  mit  Einum  «Seme»ter  abgehandelt 
werden  kaun,  ^diirch  M.-E.  v.  *2.  Oct.  18.‘>5  nicht  auf|^eboben),  und  den  M.*E. 
rom  14.  Jänner  1850  über  da.*«  Studium  de^  Kirebenrecho»  durch  Israeliten. 

*)  §.  2 ist  näher  erläutert  durch  M.  K.  v.  lö.  April  1857,  Z.  4102, 

21* 
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Uchrippn,  aiicli  wt-nn  nie  aln  Profpssoren  aiigcBtellt  sind,  unbeschadet 
iliros  Hanges  und  Titels,  nicht  Mitglieder  des  Collegiums,  wenn  sie 
nicht  Doctoreii  der  Hechte  sind 

4.  Die  Studirenden  sind  in  der  Hegel  verpflichtet,  die  oben 
unter  2.  hezeichneten  Vorträge  in  der  vorgesehriebenen  Heihcnfolge 
zu  hören.  Unter  den  gleichzeitigen  Colle.gien  über  Kechtsphilosophie. 
und  Kncyklopädie  der  Rechtswissenschaften  im  zweiten  Semester  des 
zweiten  .Jahres  steht  ihnen  die  Wahl  frei.  Zu  dem  Besuche  der  Vorträge 
über  gemeines  deutschcjs  Privatrocht  sind  sie  zwar  vor  der  Hand 
noch  nicht  zu  verhalten,  jedoch  sind  ihnen  diejic  Vorträge  als  Vor- 
bereitung für  das  Studium  des  österreichischeu  Hechtes  dringend  zu 
empfehlen. 

Ncb.stdetu  sind  die  Stiidirenden  verpflichtet,  an  der  philosophi- 
schen Kacultät  zu  hören : 

a)  binnen  der  drei  ersten  Seine.ster  wenigstens  Ein  f'ollegium 
Uber  Philosophie,  und  zwar  über  praktische  Philosophie; 

b)  im  dritten  Semester  österreichische  Geschichte; 

c)  binnen  der  acht  .Semester  noch  Ein  geschichtliches  Collegium. 

Ueberhaupt  aber  haben  die  Studirenden  sich  nicht  auf  die  ihnen 

niisdrUcklich  vorgesehriebenen  Collegien  zu  beschränken,  sondern  noch 
andere  nach  ihrer  eigenen  Wahl  an  was  immer  für  einer  Universitäts- 
Facultät  zu  besuchen,  und  zwar  in  solcher  Anzahl,  dass  sie  ira  Ganzen 
während  ihrer  .''tudienzeit  Collegien  mindestens  in  solcher  Stunden- 
zahl frequcntirl  haben  müssen,  als  sich  ergibt,  wenn  in  jedem 

Semester,  mit  Ausnahme  des  vierten  und  achtcu,  wöchentlich  2(),  in 
diesen  beiden  Seme.stern  wöchentlich  12  Stunden  fre(|uentirt  werden.  *j 

5-  Die  Studirenden  haben  insgesammt  zu  Ende  oder  nach  Ab- 
lauf des  vierten  Semesters  eine  Prüfung  zu  bestehen  aus  folgenden 
Gegenständen:  Römisches  Hecht,  kanonisches  Recht,  deutsche  Keichs- 
und  Rpchtsgeschichte  in  Verbindung  mit  österreichischer  Geschichte. 

Wer  diese  Prüfung  nicht  vor  Beginn  des  fünften  Some.stcrs 
oder  im  Verlaufe  desselben  mit  Erfolg  abgelegt  hat,  dem  sind  die 
weiteren  Semester,  in  welchen  er  vor  Ablegung  der  Prüfung  noch 
inscribirt  sein  mag,  nicht  in  das  gesetzliche  Quadriennium  einzu- 
rechnen. 

6.  Wer  sich  dem  Staatsdienste  auf  Grundlage  seiner  rechts- 

und  staatswisseuschaftlichen  Studien  widmen  will,  ohne  das  Doctorat 

*)  Zu  §.  4.  a vergleiche  den  M.-E.  v.  2H.  Feh.  18.57,  Z.  2686,  und 
Mini.<terial-Erla.>is  v.  15.  April  1857,  Z.  4102.  Hinsichtlich  der  österreichischen 
Geschichte  ist  §.  4 moditicirt  durch  Ministerial-Erla.ss  v .5.  Nov.  1857,  Z.  220R.-G.-BI. 
Hiuaichtlich  der  Eiiirechnung  der  Collegien  iiher  Lchenrecht  vergl.  M.-E.  v. 
in.  .Sept.  1854,  Z.  11  022;  hinsichtlich  der  Collegien  ither  Erziehnngskunde 
M.-E.  V.  1.  .Juni  1854,  Z.  6081.  Hinsichtlich  der  Competenz  zur  Entschei- 
dung der  Frage  über  di  e Einrecbenharkeit  eines  Semesters  in  das  Quadrien 

uinm  vergl.  M.-E.  v.  4.  Juli  1851,  Z.  2904.  Durch  die  Bestimmungen  des  Ab- 

satzes 4 über  die  wöchentliche  Stundenanzahl  ist  laut  einer  Bemerkung  in  den- 
Uebergangsbestimmungen  lll.  A.  e.)  der  (j.  49  der  Stndienordnung  vom 
1.  Oct.  1850,  Z.  370  für  Juristen  aufgeliobeii. 
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zu  erwerben,  hat  nebst  dieser  ersten  noch  eine  zweite  und  dritte 
l’rilfung,  und  zwar  aus  folgenden  Fächern  zu  bestehen: 

Die  zweite  aus  österreichischem  bürgerlichen  Rechte,  nebst 
Handels-  und  VVecliselrecht,  Civilprozess  und  Verfahren  ausser  Streit- 
sachen, dann  aus  dem  österreichischen  Strafrechte  und  Prozesse. 

Die  dritte  aus  österreichischer  Statistik , Nationalökonomie  und 
Finanzwissenscliatl 

Die.  zweite  Prüfung  kann  schon  in  den  letzten  .sechs  Wochen 
des  achten  Semesters  bestanden  werden,  die  dritte  erst  nach  voll- 
ständig zurückgelegtem  Quadriennium. 

Aus  der  österreichischen  Statistik  sind  solche  Details,  welche 
auswendig  zu  wissen  nicht  vom  bleibenden  Wertlie  ist  und  die  daher 
nur  flir  die  Prüfung  meinorirt  werden  müssten,  nicht  zu  fordeni; 
hingegen  sind  auch  die  für  die  Rechts-  und  Staatsgescbichte  wichtig- 
sten Thatsachen  aus  der  österreichischen  Oeschichte,  dann  allgemeine 
Kenntniss  des  österreichischen  Verfassungs-  und  Verwaltungs-Organis- 
mus bei  jeder  dieser  beiden  Prüfungen,  insoweit  sich  hierzu  ein  An- 
lass bietet,  zu  fordern. 

7.  Jünglinge,  welche  beabsichtigen,  sich  dem  Staatsdienste  zu 
widmen,  ohne  gleichwohl  die  regelmässigen  Universitätsstndien  gemacht 
zu  haben,  können  nur  ausnahmsweise  zu  den  Staatsprüfungen  zuge- 
lassen werden,  und  zwar  niemals  eher  als  zwei,  beziehungsweise  vier 
Jahre  nach  bestandener  Maturitälsprüfung,  und  nur  dann , wenn  sie 
doch  wenigstens  einige  Nachweisungen  zu  liefern  vermögen,  welche 
zur  Annahme  eines  erfolgreichen  und  unter  zweckmässiger  Anleitung 
unternommenen  Studiums  berechtigen.  Der  Candidat  hat  demnach 
darzuthun,  welche  literarischen  Hillsmittol  er  zu  benützen  in  der 
Lage  war  und  wirklich  benützt  hat,  und  dass  er  wenigstens  drei 
Semester  an  einer  Universität  mit  vorzüglichem  Eifer  Vorlesungen 
über  Hauptfächer  der  juridischen  Studien  in  zweckmässiger  Reihenfolge 
öffentlich  studirt,  oder  dass  er  über  die  HauptlÜcber,  zu  welchen 
mindestens  römisches  Recht,  deutsches  Recht,  kanonisches  Recht, 
österreichisches  Civil-  und  Strafrecht  und  Nationalökonomie  zu  zählen 
sind,  bei  einem  ordentlichen  Professor  des  Faches  je  ein  Privatissi- 
mum, welche  die  ordentlichen  Professoren  zu  geben  jedoch  keines- 
wegs verpflichtet,  sondern  nur  berechtigt  sind,  gehört  hat. 

Solchen  Candidaten  hat  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unter- 
richt die  Commissionen,  vor  welchen  sie  sowohl  schriftliche  als  die 
öScntlichen  mündlichen  Prüfungen  aus  den  bezüglichen  Fächern  ab- 
zulegen haben,  von  Fall  zu  Fall  eigens  zu  bezeichnen,  und  diese 
Commissionen  sind  mit  den  geeigneten  Instructionen  zu  versehen. 
Für  diese  Prüfung  ist  eine  Taxe  im  dreifachen  Betrage  derjenigen. 


•)  Die  Auflösung  der  Conniiisgionen  für  (üe  nach  dem  frllheren  jurid. 
■Stndicnplaue  v.  J.  1850  neben  der  judizicllen  bestandenen  nIJgcmcineii 
und  administrativen  Staatsprüfungen  wurde  mit  M.-E.  v.  6.  Sept.  1858, 
Z.  15.21G  an.sgeapror,hen. 
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welche  l'ür  die  gewolmlichen  .Stant«|)iOl'iingeii  vüigeachrieben  ist,  zu 
•■rlegcu  und  unter  die  l'riiliingsconimissäre  zu  vertbeilen.  *) 

S.  Wer  das  Doctorat  iler  Keehts-  und  Staatswissenschafteii  er- 
langen will,  hat  nach  znriickgelegtem  Qnndriennium  drei  strenge 
Prüfungen  zu  hestehen,  welche  nachstehende  (Jegensfände  zu  umfas- 
sen haben : 

Erstes  Uigorosam: 

Kümisches  Kecht,  deutsches  Hecht,  Pehenrecht,  kanunisches  Kechl. 

Zweites  Kigorosum: 

Völkerrecht,  politische  Oekunomie,  Kechtsphilusuphie  — nämlich 
die  bedeutendsten  rechtsphilosophischen  Systeme  und  deren  histori- 
1 sehe  Entwicklung. 

Drittes  Higorosnm : 

Ocsterreicliibches  Oivil-  und  Strafrecht  und  Prozess. 

(Au  der  Pester  l'niversit.’it  hat  überdies  das  ungarischej,  an  den 
Universitäten  in  Krakau  und  J.emherg  «las  polnische  Privatrecht 
Gegenstand  der  Uigorosen  zu  verbleiben. 

Bei  den  Rigorosen  werden  in  Zukunft  in  der  Kegel  nur  die 
ordentlichen  Professoren,  und  zwar  jeder  nur  ans  seinem  Nominal- 
fache,  und  aus  jedem  Fache  nur  einer  oder  höchstens  zwei  nach  dem 
Senium  zu  prüfen  haben.  **) 

Zn  <ä.  7 vi;rgl.  .M.-K.  v.  Z.  .Imii  IS.öO,  /.  wurimch  d.-is  Privatstii- 

(lium  der  Iteclite  vom  Stnüien-.talire  IHön/öl  niibrtliagt  untersagt  i.st.  .M.-K.  v. 
■JO.  März  l«ä«,  Z.  4/118  ; fonier  M.-K.  v.  Ifi.  Oct.  18.77,  Z.  .M.-E.  2>.  Jiiii. 

18f>H,  Z.  2I4«(1  c.x  1857;  .M.-E.  v.  fl.  Keli.  IHflH,  Z.  1.778;  M.-E.  v.  25.  Nov. 
1858,  Z.  21)571  um!  -M.-E.  v.  1».  .län.  185*.),  Z.  20.858. 

Die  hier  znletzt  geuamiten  Erläs.se  betrefl'eii  die  utir  ausnalimswei.se 
gestattete  Zn)as.sung  von  Kanzlei-  und  .Manipulatiunsbe.ainleii  znr  Cnn- 
eeptspraxis. 

Mit  dem  Ministerial-Erlas.se  vom  9.  .\ngnst  1887,  Z.  G458,  wurden  die 
Statthalter  iit  Iniisbruek,  Triest  und  Zara  von  dem  Inhalt  der  Allerliöchsten 
Entschlies-stnig  vom  8.  November  18ti6  in  Kcniitni.ss  gesi  tzt,  „wonach  das 
Privatstndinm  für  Studirciide  der  Rechts-  und  Staatawissenseliaften  ans  dem 
Knstciilnnde,  Dalmatien  und  Sildtirol  und  bezielimig.sweise  die  Zulassung  solcher 
Candidaten  auf  Grundlage  privatim  betriebenen  Reebtsstiidien  zu  den  theore- 
tischen .8taatsprtlfnngen  vor  den  bezilgliehen  fttaatsprüfungs-Coinmissionen  in 
itali-^nischer  .Sprache  vom  .Studienjahre  18i’>7  H an  zu  entfallen  haben 
wird,  und  eine  Ausnahme  hftchsten.s  für  jene  Candidaten  werde  1‘laU  greifen 
klinnen,  welche  ini  Stndiciij.ahre  1800  7 ih  n 111.  jnridiseheti  Jahrgang  in  der 
Eigenschaft  von  Privatisten  vor.sehriftmtissig  znrückgelegt  haben  und  die  sonach 
18078  in  den  letzten  .lahrgnng  ihrer  juridischen  Studien  tibertreten  werden. 

Vom  kommenden  .Studienjahre  1867 '8  an  wird  daher,  abgesehen  von 
dem  oben  bcrflhrten  geiiaii  präciairten  Ansnahmsfallc  weiterhin  eine  Zulassung 
zu  den  theoretischen  Staatsprllfunzen  ohne  voransgegangene  regelmässige  aka- 
demi.sche  Stadien  nur  auf  Oriindlago  und  mit  Beachtung  der  Bestim- 
mungen des  Absatzes  7 des  Gesetzes  vom  2.  October  1855,  Nr.  172 
des  R.-G.-Bl.  gestattet  sein.“ 

**)  Diese  Grundsätze  über  die  Rigoro.scn  sind  nicht  zur  Diirchfühning 
gelangt. 
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(Au  Jeu  iu  Uuj'iiru.  »ielisulJirgtii  und  Croation  licsluhcudeu 
KeelitRakaJeinicn  ist  iu  fiiicm  Jrcijiihrigfii  Cnrse  der  iiaclifolgcnde 
Studionjdan  in  der  Wcsoulirit  idnzulialten: 

Erstes  Jahr. 

W i ti  t « rrriii  r st  er  : 

Geschichte  des  riiiuiBcheii  Keelites  und  Institafioneii,  österreichi- 
sches Strafrecht,  österreichisclie  (ieschichte. 

S e 111 111  e rsfc  Ul  e s t er  : 

Kircheiireehl,  Strafprozess,  iisierreieliisclie  Geschichte.. 

Zweites  Jahr. 

WintcrseiiiCHter: 

Oesterreichisehes  Givilreclit,  politiselie  Oekoiiuiuic. 

Soni  me  rse  mcster: 

Otsterreiehisches  Civilreeht,  niigarisihes,  siebeiildirgisches  Hecht 
österreichische  Statistik,  Bergrecht. 

Drittes  Jahr. 

\V  int  erst’  in  e Ster : 

(’iviljirozess,  ösle)  reiehisclie  Vervalfiings-Ciesetzk linde. 

S ü m m e r f»  i*  lü  t*  s t e r : 

Verfaliren  ausser  Streitsaclicn,  Handels-  und  Wechselrecht, 
Kinnuzgesetzknude. 

Es  ist  an  den  Hechtsakiuli  iiiieu  täglicli  mit  Ausn.'diine  des 
Sonntags  und  Donnerrlags  dureli  vier  Stunden  vorzutragen. 

Die  Schüler  linhen  sieh  Prüfungen  aus  den  cinz.elnen  Fächern 
und  nach  Vollendung  der  Studien,  der  Staatsprilfung  aus  dem  öster- 
reichischen Civil-  und  Strafrechte  und  Proze.sae  z.u  unterziehen. 

Jenen  Prüfungen  können  sich  an  der  Kechtsakadeniie  in  Hcr- 
inannstadt  Angehörige  des  Gro.ssfürstenthums  Siehenliiirgen,  an  der 
Rechtsakademie  iu  Agram  Angehörige  des  Königreiches  Croatien  und 
Slavonien  und  der  Militärgrenze  und  an  den  ungarischen  Kcchts- 
akadcmien  Angehörige  des  Königreiches  Ungarn  und  der  AVoiwod- 
schatl  ticrhieu  und  des  Tenieser  Banates  auch  fernerhin  wie  bisher 
(d.  i.  auch  auf  Grundlage  s|iecieller  Bewilligung  zum  Privatstudium) 
unterziehen,  um  sofort  zur  titautsprütung  aus  dem  österreichischen 
Civil-  und  .Strafrechte  und  Prozesse  zugclasseu  zu  werden.) 

Diejenigen,  welche  die  .Studien  an  diesen  Akademien  absolviren. 
erlangen  dadurch  keinen  Anspruch,  sich  um  das  Doctorat  zu  bewerben. 
Nur  ausnahmsweise  können  sie  zu  den  strengen  Prüfungen  an  einer 
Universität  zugelassen  werden,  wenn  sie  sich  aiisweisen,  noch  vier 
.Semester  an  einer  rechts-  und  staatswisseuachaftlichen  Facnltüt  unter 
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besonderer  Leitung  des  Decans  grilndliclie  Juridiscbe  Studien  gemacht 
zu  haben. 

Mein  Minister  ttir  Uultus  und  Unterricht  ist  ermächtiget  und 
beauftragt,  das  Erforderliche  zu  verftlgen,  damit  an  den  Universitäten 
iu  Wien,  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Pest,  (fraz  und  Innsbruck  und 
an  den  Rechtsakademien  der  Unterricht  sobald  als  möglich  den  vor- 
stehenden Bestimmungen  gemäss  eingerichtet  werde,  und  zu  dem 
Ende  die  ftir  diese  Anstalten  und  über  die  theoretischen  Staatsprü- 
fungen bestehenden  Vorschriften  zu  modificiren,  und  die  nöthigen 
Uebergangsbestimmungen  zu  erlassen. 

Hinsichtlich  der  Vorschriften  über  die  Erwerbung  des  Doctor- 
grades  sind  Mir  die  geeigneten  näheren  Anträge  auf  Grundlage  der 
oben  ausgesprochenen  Bestimmungen  zu  erstatten.  *) 

Diese  Allerhöchste  E n ts chl i ess ung  wird  mit  nach- 
stehenden Bemerkungen  hiermit  kundgemacht: 

Die  Decane  (Professoren-Decane)  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlicben  Facultäten  in  Wien,  Prag,  (Pest),  Krakau,  Lemberg,  Graz 
und  Innsbruck,  die  Lehrkörper  und  ihre  einzelnen  Mitglieder  sind 
sofort  verpflichtet,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Vorträge  dem 
Allerhöchst  vorgezeiebneten  Studienplane  gemäss  eingerichtet  werden, 
und  dazu  mitzuwirken,  dass  die  Einhaltung  desselben  von  den  Stu- 
direnden  nach  Möglichkeit  befolgt  werde.  Die  Bestimmung  über 
die  Docenten  der  Staatsrechnungswissenschaft  und  gerichtlichen  Medizin 
tritt  sogleich  in  Wirksamkeit. 

Die  Studirenden  an  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Facultäten  der  genannten  Universitäten  sind  verpflichtet,  die  in  dem 
Studienplane  vorgeschriehenen  Gegenstände  in  der  bczeichneten  Rei- 
henfolge zu  hören,  und  dem  Besuche  der  Vorlesungen  mindestens  die 
vorgezeichnete  Stundenzahl  zu  widmen. 

Es  steht  ihnen  jedoch  auch  fernerhin  frei,  wenn  ein  Gegen- 
stand von  mehreren  Docenten  (ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Professoren  oder  Privatdocenten),  vorgetragen  wird,  unter  denselben 
zu  wählen  und  neben  den  vorgezeichnteten  Collegien  noch  andere 
an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  oder  einer  anderen  Facultät 
zu  besuchen,  und  auch  die  Stundenzahl  der  an  anderen  Facultäten 
besuchten  Collegien  ist  in  das  gesetzliche  Minimum  der  Stundenzahl 
einzurechnen. 

Abweichungen  von  dem  vorgezeichneten  Studienplane  sind  jedoch 
nur  mit  besonderer  Bewilligung  des  Decanes  des  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Professoren-Collegiums  zulässig. 


*j  Was  die  Universitäten  in  Padua  und  Pavia  anbelangt,  so  sollten  die 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  an  denselben  im  Wesentlichen  Über- 
einstimmend mit  den  Einrichtungen  an  den  übrigen  Universitäten  des  Reiches 
eingerichtet  werden,  jedoch  mit  Berücksichtigung  der  Eigcntbümlichkeiten  der 
dortigen  Verhältnisse,  und  es  sollten  in  dieser  Beziehung  gleichfalls  die  geeig- 
neten Anträge  erstattet  werden. 
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üubrigens  wird  auch  die  Wahl  der  nicht  ohligaten  Collegion 
unter  die  Aufaicht  der  Decaiie  und  der  betreffenden  Docenten  insoferne 
gestellt,  dass  den  Studirenden  die  Inscription  in  Vorträge,  zu  deren 
Verständniss  ihnen  offenbar  die  nötliigen  Vorstudien  mangeln,  nicht 
zu  gestatten  ist. 

Mit  Rück-siclit  aut  die  erhöhte  Stundenzahl  iles  obligaten  Ool- 
legienbesuches  wird  hiermit  fleissigen  und  armen  Studirenden  von 
tadellosem  akademischen  Benehmen  die  Erlangung  der  Befreiung  vom 
halben  Collegiengelde  mit  tbeilweiser  Aufliebung  der  betreffenden 
Bestimmungen  der  §§.  1 ,ö,  17  und  2ti  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  ISsbO, 
S5.  310,  dadurch  erleichtert,  dass 

1.  soweit  es  sieh  nur  eben  um  die  Befreiung  vom  halben 
Collegiengelde  handelt,  es  von  der  im  §.  15  enthaltenen  Bedingung 
einer  ausgezeichneten  wissenschaftlichen  Verwendung  sein  Ab- 
kommen erhält,  und  es  zu  diesem  Behüte  fortan  genügt,  wenn  die 
Bittsteller  in  ihrer  vorliergegangenen  Universitätszeit  sich  fleiesig  ver- 
wendet und  ein  tadelloses  akademisches  Benehmen  au  den  Tag  ge- 
legt haben ; 

2.  dass  auch  die  neu  immatriculirten  tStudirenden  schon  für 
das  erste  Semester  ihrer  Universitiitszeit  von  dem  halben  Collegien- 
gelde befreit  werden  können,  wenn  sie  auch  kein  ausgezeichnetes 
Maturitätszeugniss,  wohl  aber  genügende  Beweise  ihrer  Dürftigkeit 
beibriugen; 

3.  dass  sowohl  bei  Prüfung  der  formellen  Hinlänglichkeit  der 
Diirftigkeitsausweise,  als  auch  bei  Auslegung  des  Begriffes  Dürftig- 
keit, mit  billiger  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  vorzugehen  ist. 

Die  von  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Professoren- 
Collegien  den  immatriculirten  Rechtshörern  ertheilten  Befreiungen  von 
dem  halben  oder  ganzen  Collegiengelde,  haben  von  nun  an,  ebenso 
wie  die  den  Studirenden  der  Theologie  aus  dem  Gesetze  zustehenden 
Befreiungen,  auch  für  die  von  ihnen  an  anderen  Facultäten  besuchten 
Collegien  volle  Giltigkeit,  und  werden  hiermit  für  sie  die.  entge- 
gensteh enden  Bestimmungen  des  ersten  Absatzes  des 
§.  21  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1H50,  Z.  310,  ausser  Wirk- 
samkeit gesetzt. 

Die  an  österreichischen  Univei-sitäten  studirenden  Ausländer 
unterliegen  weder  einem  Collegien-  noch  einem  Prüfungszwange, 
sondern  nur  den  akademischen  Disciplinarordnungen.  Nur  in  dem 
Falle,  wenn  bei  ihrer  Immatriculirung  eine  ausdrückliche  Erklärung 
vorlag,  dass  sie  die  österreichische  Universität  zu  dem  Ende  besuchen, 
um  sich  für  einen  öffentlichen  Dienst  in  Oesterreich  zu  befähigen 
oder  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Doctorgrad  einer  öster- 
reichischen Universität  zu  erwerben,  werden  sie  in  jeder  Beziehung 
nach  den  für  Inländer  geltenden  Vorschriften  zu  behandeln  sein. 

Die  bisher  geltenden  Vorschriften,  durch  welche,  österreichischen 
Unterthanen  der  Besuch  auswärtiger  Universitäten  gestattet  wird. 
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lileibiMi  Hufreclit.  Stmlirt'mle  jeilocli,  weldie  bei  dem  Besuche  hub- 
ländischer  Univcrsitiiten  die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Aller- 
höchsten Entschliessiing  nicht  vollständig  heohaclitet  haben,  können 
zu  den  theoretisehen  htjiatsprüfungen  nur  auf  Grundlage  der  Aller- 
höchsten Anordnung  heziiglieli  Ijerjenigen,  welche  nicht  die  regel- 
mässigen liniversitätsstiidieii  zurückgelegt  haben,  und  unter  den  darin 
ausgesprochenen  Bedingungen  zugelassen  werden.*) 

Uehcr  die  Kinrichtung  der  strengen  Prüfungen  zur  Erlangung 
des  rechts-  und  staalswissenschnfllicheii  Doctorgrades  bleiben  vorläufig 
die  bestehenden  Vorschritten  in  Kraft.  **) 


241.  Auszug  aus  dem  Ministei  ial-Erlass  vom  2.  October 
1855,  Z.  15219, 

an  dxis  nectoiat  diT  l'nivfrHitUi  in  \Vu*n,  l’rag,  (Ppst),  Krakau,  Lpuiberp,  Qtak 

und  IrniHltnU'k. 

womit  a)  bohufs  der  Durchführung  der  mit  der  Allerhöchsten  Entschiiessung 
vom  25.  September  1855  festgesetxten  Grundbestimmungen  für  die  Einrich* 
tung  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  an  den  österreichischen 
Universititen  eine  Instruction  Uber  die  Behandlung  einzelner  Lehrfächer  zur 
Darnachachtung  hinausgegeben,  und  b)  zugleich  eine  Weisung,  die  Zwischen- 
ferien betreffend  ertheilt  wird.  ***) 

Seine  k.  k.  Apostolische  MitjesUU  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
Kchliessunp:  vom  'i.i.  »September  d.  J.  die  (irundbestimmungon  aller- 
jfnädigst  iV'Htzusetzen  j^eruht,  nach  welchen  in  Zukunft  die  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  J^tiidien  an  den  österreicliischen  Univer- 
sitäten und  Kcchtsakademien  einzurichten  sind. 


Iticraii  Mclilosscn  »ich  im  M.-K.  v.  2.  Oct.  18öö  noch  einige  IJeber- 
gungabeslimmungen,  welche  nach  dem  Zwecke  der  gegenwärtigen  Zusam- 
rncn.stellnng  wohl  binwegfallen  mns»ten. 

Wichtig  i»t  von  diesen  Ucbergaugsliestiimmingen  die  nachfolgende: 
„Wenn  der  Decan  bei  der  am  Schlüsse  de.s  Semester«  vorzunehmenden  V^idi- 
riing  der  Meldungsbiicher  wAhniimint,  da«»  der  Collegienbcsnch  eines  Studie- 
renden unter  dem  gesetzlichen  Ausma^se  von  wochoiitlich  20  Stunden  gebliebeu 
ist,  80  ist  die  Vidiiung  nur  dann  ohne  Anstand  vorzunelinien,  wenn  der  Studi- 
rende  in  dein  v orhcrgegatigenen  Semester  durch  eine  entsprechend 
giBsserc  Stundenanzahl  die  Vorlesungen  besucht  bat«.  — Diese  Bestimmung 
i.st  in  dem  M.-E.  v.  15.  April  1857,  Z.  4102  als  noch  geltend  eitirt. 

**)  Vergl.  die  Aniiierk.  2 auf  S.  028. 

*)  In  Bezug  auf  Punkt  b)  derogirt  durch  M.-E.  vom  5.  Nov.  1857, 
Z.  10914,  wodurch  die  Haupt-  mul  Zwischenferien  definitiv  geregelt  wurden. 
i'Snb.  A.  1 Mr.  27  die«er  Sammlung.) 
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In  Bezieliung  auf  die  Beliaiidlung  einiger  Lehrfächer  wird  Fol- 
geudea  bemerkt : 

a)  Um  einen  gründlichen  Unterricht  in  dem  ibmisclien  Hechte, 
zu  erzielen,  dürfte  es  zwecUuiiissig  sein,  in  dein  Wintersemester  die 
(ieschichte  desselben  und  die  Institutiuiien,  und  in  dem  Soinmerse- 
mester  die  Pandekten  \orzutrngen. 

Diese  Eintheilnng  wird  daher  den  betreÖ'enden  Docenten  empfoh- 
len,  ohne  gleiclnvnhl  ihrem  Ermessen  hiedurch  vorgreifen  und  ihnen 
in  Beziehung  auf  die  Behandlung  de«  Gegenstandes  einen  Zwang  auf- 
erlegen  zu  wollen. 

hl  Die  Aufgabe,  welche  die  an  den  juridischen  Kacnltiiten  be- 
stehende Lehrkanzel  der  HechtsphiluHo|diie  zu  losen  hat,  ist  theihvidse 
in  dem  aiigedeutel,  was  in  der  Allerhöchsten  Enlschliessniig  über  die 
Art,  wie  die  Rechtsphilosophie  in  Zukunft  bei  den  Rigorosen  zu  prü- 
fen sein  wird,  ausgesprochen  ist.  Den  Professoren  der  Rechtsphilo- 
sophie wird  demnach,  zwar  keineswegs  verwehrt  sein,  ihre  eigenen 
Ansichten  in  doginatiBcheii  Vorträgen  zu  entwickeln;  sie  werden  aber 
die  Stndirenden  auch  mit  den  bcdenfen<lsten  rechtsphilosophischen 
Systemen  und  deren  historischer  Entwicklung  bekannt  zu  machen 
haben,  und  solche  \'orlrägo  können  eben  sowohl  im  Winter-  als  im 
Somnicrsemester  gehalten  werden. 

.Jede  gründlichere  Behandlung  der  Recbtspbilosopliie  wird  übri- 
gi-ns  in  der  Regel  nur  solchen  .Stndirenden  friiclitbringend  sein, 
welche  jihilosopliische  Studien  ini  .A.tlgeineinen  mit  einiger  Vorliebe 
lietrieben  haben.  Diejenigen,  welchen  es  hierzu  an  Neigung  mangelt, 
werden  in  ihrem  viertmi  Semester  statt  der  Rechtsphilosophie  das 
gleichzeitig  zu  lesende  Collegium  über  Encyclopäilie  der  Rechtswis- 
senschaften hören  können.  - Das  Unterrichts-Ministerium  liehült  sich 
die  Uehertraguug  die.scr  Vorträge  über  Encyklopädie  an  Einen  oder 
mehrere  Docenten  der  rechts-  und  staatswissenschaitliclicn  Facultät 
hiemit  ausdrücklich  vor. 

c)  Das  Collegium  über  österreiehisebe  (jesclnclite,  welches  im  Win- 
tersemester mit  der  eigentlichen  Bestimmung  für  die  Stndirenden  des 
zweiten  Jahrganges  zu  lialteii  ist,  bat  eine  Uebcrsicht  der  gesammteii 
österreichischen  Geschichte  mit  l)e.Homlerer  Ifervorhehuug  jener  Mo- 
mente, welche  lür  die  österreichische  Recht.sgcschichte  von  Bedeutung 
sind,  zu  bieten,  und  es  ist  hei  den  Zuhörern  die  Kenntniss  der  deut- 
schen Rechtsgeschichtc  vorauszusetzen.  Die  .Stndirenden  sind  jedoch 
da,  wo  über  österreichische  Geschichte  von  mehreren  Docenten  vor- 
getragen wird,  nicht  eben  verpflichtet,  gerade  dieses  Collegium  zu 
frequentiren,  sondern  sie  werden  der  Vorsclirift  des  Studienplanes 
Genüge  geleistet  haben,  wenn  sie  in  dem  dritten  Semestfer  ein  Col- 
legium über  österreichische  Geschichte  gehört  haben,  sei  es  auch  dass 
dasselbe  nicht  einen  Ueberblick  über  den  ganzen  Verlauf  gewährte; 
sondern  nur  eine  Periode  behandelte,  so  dass  das  .Studium  des  nicht 
behandelten  Theiles  dem  Privatfleisse  überlassen  bliebe. 
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In  lleziflmng  aut'  das  weitere  geschichtliche  Collegium,  welches 
die  Studirenden  binnen  ihres  Quadricnniums  zu  hören  haben,  ist  ihre 
'Wahl  völlig  unbeschränkt.  Als  allgemeiner  Zweck  desselben  kann  nur 
angesehen  werden,  den  Studirenden  ein  Beispiel  tiefer  eindringender 
wissenschaftlicher  Behandlung  des  Geschichtsstudiums  vor  die  Augen 
zu  stellen,  durch  die  Wahl  des  Gegenstandes  wird  es  ihnen  aber 
ermöglicht  sein,  diesem  Collegium  noch  einen  näheren  EinSuss  auf 
ihre  speciellen  Studien  zu  geben.  *) 

d)  Die  Anordnung,  nach  welcher  die  verschiedenen,  unter  der 
Bezeichnung:  politische  Wissenschaften  enthaltenen,  Disciplinen  aut 
einander  zu  folgen  haben,  wird  dem  Ennessen  der  bezüglichen  Docenten 
anheirogestcllt.  Die  Professoren-Collegien  haben  jedoch  dafür  zu 
sorgen,  dass  es  den  Studirenden  ermöglicht  werde  alle  hierunter 
nach  den  Andeutungen  der  Allerhöchsten  Entschliessung  v.  23.  Sep- 
tember d.  J.  enthaltenen  Disciplinen  im  Laufe  der  3 hiezu  bestimmten 
Semester  zu  hören;  dass  die  politische  und  Ei  n anz  - G eset  z- 
kunde  nicht  unter  den  Gegenständen  erscheint,  welche 
die  Studirenden  zu  hören  verpflichtet  werden,  findet 
seine  Erklärung  in  dem  Umstande,  dass  einerseits  die 
Zeit,  welche  d as  Ei  n st  ad  ir  e n w a n d el  b a rer  E i n z ein  h eite  n 
dieser  Gesetze  in  Anspruch  nehmen  würde,  nachdem  die 
Kenntniss  derselben  auch  rlurch  Benützung  guter  Hand- 
bücher erlangt  werden  kann,  an  den  Universitäten  zweck- 
mässiger allgemein  bildenderen  Studien  gewidmet  wer- 
den wird,  und  dass  andererseits  vorausgesetzt  wird,  es  werde  den 
Professoren  der  politischen  Wissenschaften  und  der  österreichischen 
Statistik  gelingen,  die  Darstellung  der  Hauptumrisse  des  österreichi- 
schen Verwaltungs-  und  Finanzsystemes  mit  dem  Vortrage  ihrer 
Disciplinen  so  zu  verbinden,  dass  dadurch  zugleich  das  tiefere  Ver- 
ständniss  der  vaterländischen  Zustände  und  Einrichtungen  gefördert 
und  die  Vorträge  über  die  Theorie  durch  die  fortwährende  Hinwei- 
sung auf  nahe  liegende  praktische  Beispiele  an  concretem  Inhalte 
gewinnen  werde.  Insolange  jedoch  der  Beweis  noch  nicht  thatsäch- 
lich  geliefert  ist,  dass  eine  solche  Verbindung  der  Theorie  mit  der 
positiven  Gesetzkunde  sich  im  Vorträge  als  ausführbar  und  hinläng- 
lich fruchtbar  darstcllt,  erscheint  es  zweckmässig,  abgesonderte  Vor- 
träge für  diese  Lchrzweige  fortbcstehen  zu  lassen,  damit  sie  von  den- 
jenigen Studirenden  benützt  werden  können,  welche  ihrer  zur  Aus- 
bildung für  ihren  künftigen  Beruf  benöthigeu.  **) 

e)  Es  wird  von  der  Voraussetzung  ausgegangen,  dass  die  als 
obligat  vorgezeichneten  Gegenstände  beiläufig  in  folgendem  Stun- 
denmasse  werden  vorgetragen  werden  können : 


•)  Vergl.  M.-E.  v.  17.  April  I8.'')I,Z.  36Ü8,  woruacli  auch  .SstUndigc  Iiisto- 
ri.sche  oder  philosophische  Collegieii  mol  ebenso  C'oilegicii  Uber  .Specialgcschichte 
der  Forderung  genügen. 

*•)  Lit.  d)  des  M.-E.  ist  näher  erläutert  durch  M.-E.  v.  7.  Feh.  1856,  Z.  2108. 
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I.  Jahr. 


\Vinlpr»eme8tor: 

wBch.  Stuiiden. 

Deutsche  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte   4 — 5 

Geschichte  des  röm.  Rechtes 

und  Institutionen  ...  H 


Sommersemester: 

wöch.  Stunden. .. 
Deutsche  Reichs-  u.  Rechts- 


geschichte   4 — 5 

Pandekten 12 


II.  Jahr. 

Gemeines  deutsches  Privat-  Rechtsphilosophie 5 — 6 

recht  5 — 6 Encyklopädie 4 

Oesterreichische  Geschichte,  5 — 6 

Kanonisches  Recht  ganzjährig  durch  4 Stunden  oder  im  Sommerse- 
mesfer  durch  8 Stunden. 


III. 

Wintersemoster: 

wiieh.  Stunden. 
Oesterreich,  biirgerl.  Recht  . 8 — 9 
Oesterreich  isches  Strafreclit  5 
Politische  Wissenschaften  . 5 

IV. 

Oesterreich.  civilgerichtl. 

Verfahren 9 — 10 

Politische  Wissencliaften  . 4 — 
Handels-  und  Wcch.selrccht  4 


Sonimerseinestcr: 

wHch.  Stunden. 

Oesterreich,  hiirgerl.  Recht  . (1 

Oesterreich.  Strafprozess  . . 4 

Politische  Wissenschaften  . 5 

Jahr. 

Oesterreich.  civilgcrichtli- 

ches  Verfahren  ....  4 — 5 
Oesterreichische  Statistik . . 4 — 5 


Den  Docenteii  wird  jedoch  auch  in  dieser  Beziehung  kein  beengen- 
der Zwang  auferlegt.  Gleichwohl  muss  der  Wunsch  ausgesprochen  wer- 
den, dass  sie  ihre  Vorträge,  ohne  sie,  wie  sich  von  selbst  versteht 
zum  Naclitheile  der  Gründlichkeit  des  Unterrichtes  zu  beschränken, 
doch  nicht  mehr,  als  zur  Erzielung  eines  gründlichen  Unterrichtes 
noth wendig  ist,  ausdelinen,  und  dass  sie  darauf  bedacht  seien,  obiges 
Stundenmass  ohne  Noth  wenigstens  nicht  bedeutend  zu  überschreiten, 
indem  nur  unter  dieser  Voraussetzung  den  Studirenden  Zeit  erübrigen 
kann,  binnen  der  Stundenzahl,  welche  dem  Collegienbesuche  zu  wid- 
men ihnen  auferlegt  ist,  nebst  den  obligaten  Gegenständen  auch  noch 
andere  ihren  Neigungen  oder  ihrer  Berufsrichtung  entsprechende  Col- 
legien  zu  hören.  Wie  sehr  es  wünscheuswcrtli  ist,  dass  dieser  Besuch 
freiwillig  gewählter  Collegien  befördert  werde,  geht  schon  aus  der 
Betrachtung  hervor,  dass  der  allen  Studirenden  gemeinsam  vorge- 
zeichnete Plan,  ohne  Rücksicht  auf  den  speciellen  Beruf,  dem  sich 
der  eine  oder  der  andere  zuwendet,  eben  nur  umfasst,  was  zur  all- 
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genmintm  rechts-  und  stHalswissenschaltlichiiii  Bildung  für  notlnvendig 
erachtet  wird,  während  tür  jcilen  Einzelnen  eine  weitere  Ausbildung 
nach  einer  oder  der  anderen  Uichtung  hin  Bedtirfniss  sein  wird. 
IMs  Gefühl  des  Bedürfnisses  und  selhstthätiges  Streben  nach  Befrie- 
iligung  desselben  anzuregen,  ist  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  jedes 
öffentliehen  Unterrichtes.  Diese  Selbstthätigkeit  wird  aber  in  der 
studirenden  Jugend  kaum  geweckt  werden  können,  wenn  nicht  der 
Wahl  ihrer  Beschäftigung  auch  ein  angemessener  tspielranm  gelassen 
wird.  Den  Lehrköriiern  wird  daher  angelegentlich  empfohlen,  bei  der 
ihnen  anvertrauten  Leitung  und  Ueberwacdiung  des  .Studienganges  der 
•fugend  hiermit  Bedacht  zu  nehmen.  So  sehr  es  im  Interesse  der 
•Studirenden  liegt,  dass  ein  ganz  unverständiger  Gebrauch  der  gestat- 
teten Wahl  der  Collegien  gar  nicht  zugelasseu  werde,  eben  so  sehr 
ist  auch  andererseits  daran  gelegen,  dass  der  Eifer  und  die  Lern- 
begierde nicht  durch  unnöthige  Beschränkung  der  eigenen  Wahl 
gelähmt  und  unterdrückt  werde. 


242.  Ministerial  - Erlass  yom  7.  Februar  1866,  Z.  2018, 

an  das  recht«-  und  «taatswisscn.'.cliaftliclie  Profcssoreu-Collegium  in  Wien,  Prag. 

(Pest),  Krakau,  Lemberg,  Ora/.  und  Innsbruck, 

womit  Uber  die  lehramtlichen  Verpflichtungen  der  Oooenten  der  öiterreiohi- 
tchen  Verwaltung!-  und  Finanzgesetzkunde  mit  Beziehung  auf  die  Verord- 
nung vom  2.  October  1855,  Z.  15219  lit.  d.  erläuternde  Bestimmungen  mitge- 

theilt  werden. 

Aus  mehreren  anher  gerichteten  Eingaben  hat  man  ersehen, 
dass  mehrere  Dccane  und  mehrere  Professoren  der  letztgenannten 
Lehrgegenstände  die  Intentionen  des  hierortigen  Erlasses  vom  2.  Octo- 
ber lS.’'i,5,  Z.  L5210  suh  lit.  d)  nicht  richtig  anfgefasst,  und  daher 
aus  demselben  mehrfach  unrichtige  Folgerungen  gezogen  haben. 

Es  glaubten  nämlich  mehrere  Professoren  der  Verwaltungs-  und 
Finanzgesetzknnde  nicht  nur  berechtigt  zu  sein,  sondern  wahrschein- 
lich sogar  den  hierortigen  Intentionen  dnilurch  zu  entsprechen,  dass 
sie  eigentliche  Vorlesungen  über  ihre  Xoraiimlfächer  ganz  fallen  liesseu 
und  sie,  in  Collegien  über  die  Theorie  (Politik)  der  inneren  Verwal- 
tung lind  Finanz  mit  Berücksichtigung  der  österreichischen  Gesetze 
umgestalteten. 

Theilweise  gingen  sie  dadurch  tlber  ihre  Lehrberechtigung  hinaus, 
noch  mehr  aber  übersahen  sie.  dass  es  insbesondere  nach  den  klaren 
Anordnungen  des  letzten  Absatzes  der  lit.  dl  obigen  Erlasses  nicht 
an  ihnen  war,  die  Verpflichtung,  ihre  eigentlichen  Xominalfaeher  wie 
bisher  zu  vertreten,  willkürlich  zu  ändern. 
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Der  zweite  Absatz  der  aub  lit.  dl  enthalteiiuii  Andeutungen,  nach- 
dem diiselbst  die  (Jründe  berührt  worden,  aus  welchen  der  neue  Stn- 
dieuplan  obige.  Gegenstände  iiielit  als  obligate  erklärt  bat,  spricht 
zwar  die  Voraussetzung  ans,  es  werde,  den  Professoren  der  politi- 
schen Wissenschaften  und  der  österreicliischen  Statistik  gelingen,  die 
Darstellung  der  Hauptunirisse  des  iisterreicliiscbcn  Verwaltungs-  nnd 
Finanzsystemes  mit  ihren  Vorträgen  in  genügender  Weise  zu  ver- 
binden, um  es  zu  erinöglicbcn,  dass  genauere  ßekanutsclmft  mit  der 
positiven  Verwaltnngs-  und  Finnnz-Gesetzkunde  dem  Privatstudinni 
überlassen  bleiben. 

Allein  der  nächstfolgende  Absatz  spricht  sich  nicht  minder  klar 
über  die  Zweckmässigkeit  des  Fortbestandes  eigener  Vorträge  hier- 
über au.s,  insolnnge  nicht  der  tha  tsäc  hli  ch  e Beweis  geliefert  sein 
wird,  dass  eine  solche  Verbindung  der  Theorie  mit  der  positiven 
Gesetzkunde,  sich  im  Vorträge  als  ausführbar  und  hinlänglich  fruchtbar 
darstelle. 

Hieran  ist  um  so  mehr  festzuhalten,  als  gegen  die  Müglichkeit 
dieser  die  Theorie  mit  der  positiven  Gesetzkunde  verschmelzenden 
V'orträge  von  manchen  sachverständigen  iStimmen  Bedenken  erhoben 
werden,  deren  Gewicht  das  I'nferrichtsministerinm  keineswegs  verkennt, 
und  welche  unter  Benützung  der  zu  gowärtigenden  erfahrungsmässigen 
Erprobung  seiner  Zeit  einer  gründlichen  Würdigung  werden  unter- 
zogen werden. 

Es  sollte  daher  durch  den  obeitirten  Erlass  weder  ein  über  die 
Zukunft  der  selbstständigen  Vorträge  der  Verwaltnngs-  und  Finanz- 
Gesetzkunde.  e.ndgiltiges  Urtheil  gefällt,  noeji  weniger  an  den  dies- 
falls bestehenden  lehräratliche.n  Verpflichtungen  der  zu  ihrer  Vertre- 
tung berufenen  Doceuten  etwas  geändert,  noch  auch  den  Professoren 
dieser  Fächer  ein  Recht  zu  einer  Umgestaltung  ihrer  Vorlesungen  in 
theoretische  eingeräumt  worden. 

Jeder  für  österreichische  Verwaltnngs-  und  Finanz-Gesetzkuude 
augestellte  Professor  hat  es  vielmehr  nach  wie  vor  als  seine  Pflicht 
zn  betrachten,  in  jedem  Jahre  nach  Umständen  in  einem  Jabres- 
oder  in  einem  verhältuissmä-ssig  ausgodehnteren  Scmcstral-Colleginm 
eine  umfassende  systematische.  Darstellung  des  Gegenstandes  seinen 
Zuhörern  zu  bieten,  und  jene  Stunden  seiner  lehrämtlicheii  Ver- 
pflichtung, welche  auf  diese.  Weise  nicht  ausgefüllt  sind,  entweder 
durch  Specialcollogieu  über  diese  Lehrfächer  oder  durch  Vorlesungen, 
für  welche  er  neben  seinen  Nominnltächern  berechtiget  wurde,  vollends 
ausznfüllen. 
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243.  Auszug  aus  dem  Ministerial- Erlasse  vom  8.  Februar 
1856,  Z.  2017, 

nn  die  reebU-  und  Htaalnwispeimeliaftlicln'ii  KiicnltJiteii  in  Wien,  Prag,  (Pest), 
Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck,  und  an  alle  Cummisaioncu  der  tbeorc- 
tiscbcn  Staatsprüfungen, 

Uber  die  Anwendung  der  Bettimmungen  des  Erlaties  vom  2.  Ocfober  1855, 
Z.  172  auf  lolcha  Studirende,  welche  in  einem  Sommersemeeter  in  die  rechtt- 
und  ctaatswittenachaftlichen  Studien  eingetreten  sind,  oder  in  Zukunft  einzu- 
treten beabiichtigen. 

lieber  die  von  loebrcren  akademischen  Behörden  angeregten 
Zweifel  hinsichtlich  der  Behandlung  derjenigen  ordentlichen  .Studi- 
rendon  der  rechts-  und  staatswisscnscliaftlicheu  Facultät,  welche  ihre 
Universitätsstudien  mit  einem  Sommersemester  begonnen  haben,  und 
über  die  Frage,  oh  und  mit  welchen  Folgen  es  fernerhin  zulässig 
sei,  dass  Studirende  als  ordentliche  Kechtshörer  in  einem  Soramer- 
semoster  neu  aufgenommen  werden,  wird  mit  Beziehung  auf  den 
hierortigen  Erlass  vom  2.  üctober  lHi)5,  Z.  172  Folgendes  an- 
geordnet : 

1.  Es  ist  denjenigen  Ahiturienten  des  Oyiiinasiiims,  welche  nach 
bestandener  Maturitiitsiirüfung  sich  den  rechts-  und  staatswissenscliaft- 
lichen  .Studien  widmen  wollen,  nicht  untersagt,  auch  fernerhin  ihre 
Universitätsstudien  mit  dem  Snmmerscmester  zu  beginnen. 

.Sic  werden  jedoch  im  Allgemeinen  in  Beziehung  auf  ihre  rechts- 
und  staatswissenschaftlichon  Studien  und  insbesondere  rücksichtlich 
der  Zeit  der  von  ihneu  abzulegenden  Staatsprüfungen  so  zu  behan- 
deln sein,  als  ob  sie  in  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Stu- 
dien erst  mit  dem  nächst  darauf  folgenden  Wintersemester  eingetro- 
ten  wären,  und  demnach  diese  .Studien  nicht  eher  als  binnen  4 Jahren 
von  diesem  Zeitpunkte  an  gerechnet,  vollenden  können.  Es  steht 
ihnen  frei,  sich  für  das  genannte  Sommerseuiester  in  die  philosophi- 
sche oder  in  die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Facultät  imma- 
triculiren  zu  lassen,  und  an  der  ersteren  beliebige  Collcgien,  au 
der  letzteren  aber  (Kollegien  über  Geschichte  und  Institutionen  des 
römischen  licchtes,  sowie  über  Rechtsgeschichte,  falls  etwa  solche  in 
dem  Sommersemester  für  neu  Einfretende  gelialten  werden,  zu  fre- 
quentiren. 

Bezüglich  der  Zeit  und  Anordnung  ihrer  weiteren  Studienlaufbahn 
haben  die  in  diesem  .Semester  gehörten  Collcgien  die  Wirkung,  dass 

a)  ihnen  die  diesfalligen  Collegionstunden  in  ihren  folgenden 
acht  Semestern  bei  Berechnung  der  gesetzlichen  Stundenzahl  von 
20  und  resp.  12  Stunden  in  der  Woche,  zu  Guten  gerechnet  wer- 
den, und 


Digitized  by  Google 


337 


b)  dass  die  von  ihnen  wiihrend  dieser  Zeit  etwa  gehörten  Col- 
legien  üh^r  praktische  Philosophie,  über  Geschichte  iiher  Institutionen 
oder  Rcchtsgeschichte,  als  die  dicsialligen  in  dein  neuen  Studien- 
plane  vorgezeichneten  Obligatcolleginn  gelten  können.  *) 


244.  Ministerial-Erlass  vom  3.  April  1856,  Z.  5169, 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie, 

womit  di«  Einführung  von  Abtolutorien  als  der  legalen  Beweisdocumente 
Uber  den  Umstand,  dass  ein  Studirender  einer  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Facultüt  oder  Reohtsakademie  seine  akademischen  Studien  den  beste- 
henden Gesetzen  gemäss  zurlickgelegt  habe,  angeordnet  und  das  Verhältniss 
dieser  Absotutorien  zu  den  bisher  Üblichen  Abgangszeugnissen  bestimmt 

wird.  **) 

Um  in  Hinkunft,  und  insbesondere  in  der  ersten  Periode  der 
Durchführung  des  neuen  rechts-  und  staatswissenschaftliehen  Studien- 
planes den  Staats-Behörden,  StaatsprUfungs-Goinniissionen  und  rechts- 
uud  staatswissenschaftliehen  Kaeultäten  eine  feste  und  sichere  Cynoßur 
der  Beurthuiliing  darzubieten,  ob  ein  Candidat,  welcher  sich  bei  ihnen 
zur  Aufnahme  in  die  Conceptspraxis  oder  zu  einer  die  volle  Absol- 
virung  des  akademischen  Studinina  voraussetzenden  Prüfung  meldet, 
diese.  Bedingung  den  bestehenden  Gesetzen  gemäss  erfüllt,  d.  i.  sein 
akademisches  Quadriennium  oder  beziehungsweise  Triennium  gütig 
vollendet  habe,  wird  hiermit  Folgendes  angeordnet. 

§.  1.  Für  die  ordentlichen  Rechtshörer  der  Universitäten  Wien, 
Prag,  (Pest),  Krakau.  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck,  und  der  beste- 
henden k.  k.  Rechtsakaderaien,  welche  mit  dem  tiommersemestcr 
iSS.yO  oder  späterhin  ihr  akademisches  Q"‘‘üricnnium  oder  Trien- 
nium vollenden  und  nach  den  bestehenden  Anordnungen  eines  Be- 
weises hierüber  zu  was  immer  tilr  einem  praktischen  oder  akademi- 
schen Zwecke  benöthigen,  werden  hiermit  eigene  Ahsolutorien  als 
das  diesfällige  legale  Beweisdocument  eingeführt. 

§.  2.  Diese  Absolntorien  sind  den  öffentlichen  Rechtshöreru  der 
Facultäten  und  den  öffentlichen  oder  privatim  studirendou  Schülern  der 
k.  k.  Rcchtsakademicn  auf  eigens  dazu  vorgedruckten  Blanqueten 
auszufertigen. 

§.  3.  Diese  Ahsolutorien  haben  zum  Unterschiede  von  den 
Abgangszeugnissen  ( Un  iversitätszeugnissen) : 


*)  Die  weiteren  Bestimmungen  des  M.-E.  v.  8.  Feb.  J856,  Z.  2017,  sind 
blos  transitorischer  Natur  und  deshalb  in  der  gegenwärtigen  Zusammenstel- 
lung weggelassen  worden. 

*')  Aelteres  Normale  über  diesen  Gegenstand:  M.-E.  v.  19.  April  1851, 
Z.  3545. 

Tiiaa  Oooterr»  UiiiTeraiUU.ige.«et£e.  22  ' 
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1.  die  Aufschrift;  nÄbsoluturiiira“  zu  filhren  ; 

2.  die  Anftihniii;;  aller  Collegien  zu  enthalten,  welche  der  Caii- 
didat  während  seiner  ganzen  akademischen  Studienzeit  an  einer  und 
derselben,  oder  an  den  verschiedenen  rechts-  und  staatswissenschaft- 
licbcn  Lehranstalten,  an  denen  er  studirt  hat,  gehört,  oder  aus 
welchen  er  als  Privatstudireuder  einer  k.  k.  Rechtsakademie  die 
Prüfungen  abgelegt  hat; 

3.  im  Eingänge  den  ausdrücklichen  Beisatz  zu  enthalten , dass 
derselbe  seine  volle  akademische  .Studienzeit  den  bestehenden  Anord- 
nungen gemäss  zurückgelegt  habe. 

Im  Cebrigen  sind  sie  im  wesentlichen  nach  den  bisher  ftir  die 
Abgangszeugnisse  geltenden  Anordnungen  auszufertigen. 

§.  4.  Oll  ein  Candidat  während  und  nach  seiner  vollendeten 
Studienzeit  auch  die  ihm  obliegenden  theoretischen  Staatsprüfungen 
abgelegt  habe,  darüber  hat  das  Absolutorium  nichts  zu  enthalten ; 
sondern  hierüber  ist  der  Beweis  durch  die  Staatsprüfungszeugnisse 
hcrzustellen. 

§.  Solche  Absulutoricn  beizubringen,  sind  nur  diejenigen  zur 
Aufnahme  in  die  Conceptspraxis  oder  zur  letzten  Staatsprüfung  sich 
meldenden  Oandidaten  nicht  verpflichtet,  welche  ohne  regelmässigen 
Besuch  der  Universitäts-Vorlesungen  den  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Studien  auf  Grundlage  d^^s  hierortigen  Erlasses  vom 
2.  October  1855,  R.-G.-B.  Z.  172  Absatz  7 sich  gewidmet  haben. 

Dieselben  worden  sich  bei  ihrer  Meldung  zur  Conceptspraihs 
lediglich  mit  der  bezüglichen  Bewilligung  des  Unterrichts-Ministe- 
riums und  mit  den  Zeugnissen  über  die  mit  gutem  Erfolge  abgelegten 
theoretischen  Staatsprüfungen  auszuweisen  haben. 

§.  6.  Diejenigen  Studirenden,  welche  ein  Absolutorium  zu  er- 
halten wünschen,  dürfen  um  dasselbe  sich  schon  im  Laufe  ihres 
• letzten  Studiensemesters  hei  dem  betreffenden  Decauate  oder  Direc- 
torate  melden. 

Sie  haben  hierbei  ihre  sämmtlichen  Studiendocumeute  (Maturi- 
tätszeugniss,  .Meldungsbuch,  PrUfungszeugnisse  aller  Art  u.  s.  w.)  im 
Originale  oder  in  Dupiieaten  beizubringen. 

§.  7.  Die  Beurtheilung,  ob  der  Candidat  nach  den  bestehenden 
Vorschriften  seine  .Studien  vollgiltig  absolvirt  habe,  steht  zunächst 
den  Decanen  der  Professoren-Collegieu  und  Directoren  der  Rechts- 
akademien  zu. 

ln  zweifelhaften  Fällen  aber,  und  insbesondere,  wenn  es  sich 
um  solche  Candidateu  handelt,  welche  sonst  ordentlich  und  fleissig 
ihre  Studienzeit  verwendet,  welche  aber,  sei  es  in  ihrem  Studien- 
gange, sei  es  in  der  Stundenzahl  der  von  ihnen  gehörten  Collegien 
namentlich  in  der  Uebergangsperiode  nicht  vollkommen  den  beste- 
henden Anordnungen  gemäss  ihre  Studien  eingerichtet  haben,  wird 
hiermit  die  Entscheidung  einer  Commission  übertragen,  welche  au 
den  rechts-  und  staatswissenscbaftlichen  Facultäten  aus  dem  fuugi- 
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rendcn  Decanc  und  zwei  Dccanen  der  näcbstvorhergegangeneu  Dcca- 
natsporioden,  an  den  RocbtHakadeinien  aus  dem  Director  und  zwei 
specicll  von  dem  Untcrricbts-Ministeriiim  hierzu  bestimmten  ordent- 
lichen Professoren  zu  bestehen  bat.  Auch  in  (Pust  und)  Krakau  hat 
letztere  Anordnung  in  so  lange  zu  gelten,  bis  die  Kinsetzung  der  ordent- 
lichen akademischen  Functioiiäre  die  Möglichkeit  bieten  wird,  an 
ihnen  die  Commission  in  gleicher  Weise  wie  an  den  übrigen  Univer- 
sitäten zu  organisiren. 

Findet  die  betreffende  Commission  die  Ausfertigung  eines  Abso- 
lutoriums  unzulässig,  so  hat  der  Vorstand  derselben  dies  dem  Candi- 
daten  schriftlich  unter  heigefiigter  Motiviruiig  zu  eröffnen,  wogegen 
diesem,  je  nachdem  er  an  einer  Facultät  oder  an  einer  Hechtsaka- 
demie zuletzt  studirt  hat,  der  Kecurs  an  die  akademische  Oherhehörde 
oder  an  das  Ministerium  offen  steht. 

§.  9.  Die  bisher  bestandenen  Abgangs-  (Universitäts-)  Zeugnisse 
sind  weiterhin  nur  für  solche  Rechtshörer  auszustelleii,  welche  von 
einer  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Lehrahtheilung  (Facultät 
oder  Reclitsakademie)  au  eine  andere  Behufs  der  Fortsetzung  ihrer 
Studien  überzutreten,  oder  aus  letzteren  vor  Vollendung  derselben 
auszutreten  gedenken.  Für  dieselben  werden  neue  Formularien  unter 
Einem  hinausgegeben.  Bei  der  Ausfertigung  dieser  neuen  Abgangs- 
zeugnisse hat  die  detaillirte  Aufzählung  der  gehörten  Collegien  zu 
entfallen  und  sich  das  Zengniss  lediglich  auf  die  Bestätigung  der 
geaohehenen  Aufnahme,  der  an  der  Lehranstalt  zugebrachten  Stu- 
dienzeit und  auf  die  Bemerkungen  bezüglich  des  akademischen  Be- 
nehmens des  Candidaten  zu  erstrecken.  — Im  Uebrigen  sind  sie  auch 
fernerhin  nach  den  mit  den  hierortigen  Erlässen  v.  1 0.  und  29.  März 
1850,*)  (R.-G.-B.  Z.  117  und  144)  getroffenen  Anordnungen,  soweit 
dieselben  durch  die  voranstehenden  Verfügungen  nicht  aufgehoben 
oder  abgeändert  sind,  auf  den  hierfür  bestimmten,  und  zur  Hervor- 
hebung ihres  Unterschiedes  von  den  Absolutorien  in  kleinerem  For- 
mate vorgedruckteu  Blanqueten  auszufertigen. 

§.  1 0.  Absolutorien  und  Abgangszeugnisse  der  genannten  Univer- 
sitäten und  Rechtsakademien  sind  fortan  in  der  Sprache  auszustelleii, 
in  welcher  die  Formularien  hinausgegeben  werden. 

§.  11.  Von  jedem  Abgangszeugnisse  und  jedem  Absolutorium 
ist  das  Concept  oder  ein  Pare  bei  den  akademischen  Acten  in  eigenen 
Fascikelr.  wohl  aufzubewahren,  um  nöthigonfalls  hiernach  Duplicate 
ausfertigen  zu  können. 

§.  12.  Auf  die  absolvirten  Rechtshörer  der  Universitäten  Padua 
und  Pavia,  sowie  auf  die  theologischen,  medizinischen  und  philoso- 
phischen Facultäten  der  übrigen  Universitäten  haben  diese  Bestim- 
mungen vorläufig  noch  keine  Anwendung. 

*1  Der  M.-E.  v.  10.  März  1850,  R.  G.-B.  117  ist  unter  III.  a)  eingereiht; 
der  M -E.  v.  29.  März  1850,  mit  welchem  dieselben  Bestimmungen  auch  auf  die 
Fester  Universität  ausgedehnt  wurden,  hat  für  diese  Zusammenstellung  keine 
Bedeutung. 

22* 
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245.  Ministerial-Erlass  vom  26.  Februar  1857,  Z.  2685, 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorcii-Colleptim  in  Wien,  Prag, 
Lemberg,  Graz,  Innsbruck,  Krakau  (und  Pest,) 

in  Belrelf  der  Vidirung  der  Maldungsbiicher  in  dem  Falle,  alt  dar  Studirende 
in  dem  zu  bastktigenden  Semeiter  einen  vorgatchriebenen  Obligetgegenttand 
nicht  gehört  hat.  *) 

Aus  Anlass  eines  angeregten  Zweifels,  wie  sich  der  Decan  in 
dem  Falle  zu  benehmen  habe,  wenn  ein  8tudircnder  am  Schlüsse 
des  Semesters  um  die  Vidirung  des  Meldungsbuches  ausucht,  und 
der  Uecan  wahrnimmt,  dass  in  dem  zu  bestätigenden  Semester  ein 
vorgeschriebeuer  Obligatgegenstand  nicht  gehört  wurde,  wird  Fol- 
gendes bemerkt: 

Aus  der  Festsetzung  eines  bestimmten  8tudien|ilaucs  und  aus 
der  Verpflichtung  der  llechtshörer  zu  einem  wöchentlichen  Collegien- 
besuche  von  2Ü  und  beziehungsweise  1 2 Stunden  resultirt  nicht  blos 
dir  die  Studirenden  die  Obliegenheit,  sich  bei  der  Anmeldung  der 
Collegien  diesen  gesetzlichen  Hestiramungen  gemäss  zu  benehmen, 
sondern  auch  dir  die  Uoeenten,  von  ihrer  Seite  zur  Beachtung  und 
Befolgung  dieser  Vorschriden  durch  angemesseue  Weisungen  an  die 
Studirenden  mitzuwirken,  um  ebensowohl  die  Erreichung  der  Ab- 
sichten des  Gesetzes  sicher  zu  stellen,  als  auch  die  Studirenden  vor 
den  nachtheiligen  Folgen  eines  aus  Unachtsamkeit,  Leichtsinn  oder 
Unkenntniss  des  Gesetzes  begangenen  Versehens  nach  Thunlichkeit 
zu  bewahren. 

Es  haben  daher  alle  Dpeenten,  in  deren  Vorlesungen  sich  ein 
Rechtshörer  mit  Beginn  eines  Semesters  inscribiren  lässt,  hei  Gele- 
genheit der  Inscriptinn  darauf  zu  sehen  ; 

a)  ob  der  Studirende  für  das  beginnende  Semester  alle  bezüg- 
lichen Obligatcollcgicn  angeme.ldet  habe,  und 

b)  ob  der  angemeldete  Collcgienbesuch  das  gesetzliche  wöchent- 
liche Stundenraass  wenigstens  erreiche. 

Ist  diesen  gesetzlichen  Anforderungen  nicht  entsprochen  worden, 
so  wird  es  derjenige  Professor  oder  Privatdocent  der  rechts-  und 
staatswisscnschaftlichen  Facultät,  dessen  Collegium  in  dem  Meldungs- 
buche  als  das  zuletzt  angemeldete  erscheint,  für  seine  Pflicht  anzu- 
sehen haben,  den  Studirenden  auf  die  von  ihm  nicht  gehörig  beach- 
tete gesetzliche  Anordnung  und  die  ihm  hieraus  möglicherweise  er- 
wachsenden nachtheiligen  Folgen  aufmerksam  zu  machen.  Zum 
Beweise,  dass  diese  Mahnung  an  den  Studirenden  erfolgt  sei,  ist  hei 
dem  Vidi  der  Meldung  eine  entsprechende  Bemerkung  zu  machen. 

*)  Erläuterung  zu  §.  4 de«  M.-E.  v.  2.  Oct.  1855. 
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Für  die  Beachtung  dieser  Anordnung  sind  die  betreffenden 
Docenten  verantwortlich. 

Beachtet  der  Studirende  diese  ihm  gegebenen  Andeutungen 
nicht,  so  kann  sohin  der  Strenge  des  Gesetzes  ohne  weitere  Rück- 
sicht gegen  ihn  voller  Lauf  gelassen  und  die  Nichteinrechnung  des 
betreffenden  Semesters  von  den  akademischen  Behörden  ohne  Anstand 
ausgesprochen  werden. 


246.  Ministerial-Erlass  vom  15.  April  1857,  Z.  4102, 

an  die  rechts-  und  staatswissensi  li.'ifilichen  Profe8.soreu-Collegien  zu  Wien,  Prag, 
(Pest,!  Krakau,  Lemberg,  Oraz,  lunsbniok, 

womit  mehrere  Bestimmungen  des  mit  dem  Erlasse  vom  2.  October  1855, 
Z.  15162  kundgemachten  Studienplanes  erlüutert  werden. 

Um  den  Xachtheilen  zu  begegnen,  welche  aus  Nichachtung  der 
in  dem  hierortigen  Krlasse  vom  2.  October  18.').'),  R.-O.-B.  172,  ent- 
haltenen Bestimmungen  im  Allgemeinen  für  die  Ordnung  der  Stu- 
dien, in  einzelnen  Füllen  aber  auch  für  die  betreffenden  Studirenden 
mit  der  Zeit  resultircn  können,  sieht  man  sich  veranlasst,  die  akade- 
mischen Behörden,  sowie,  die  Studirenden  auf  den  einem  gesetzlichen 
Studienplane  innewohnenden  .Sinn  und  Kmst  aufmerksam  zu  machen, 
und  unter  Einem  zur  Lösung  einiger  bei  Auslegung  und  Anwen- 
dung mehrerer  Bestimmungen  des  hierortigen  Erlasses  vom  2.  Octo- 
ber 185.').  R.-G.-B.  Z.  172  erhobener  Zweifel  und  Anstände  Folgendes 
zn  bedeuten: 

1.  Es  liegt  in  der  unverkennbaren  Absicht  des  mit  dem  hicr- 
ortigen  Erlasse  vom  2.  October  1 855  R.-G.-B.  Z.  172,  kundgemachten 
neuen  Sludienplanes,  sowie  der  zu  demselben  erlassenen  Vollzugsverord- 
nnngen,  dass  dem  Studium  der  dem  3.  und  1.  .lahrgangc  vorbehal- 
tenen Gegenstände  des  österreichischen  positiven  Rechts  und  der 
Staatswissenschaften  nicht  nur  das  Studium  der  allgemeinen  Grund- 
lagen der  Rechtswissenschaft  vorau.sgegangen  sei,  sondern  dass  die 
Studirenden,  bevor  .sie  zur  Inscription  in  die,  Fächer  des  3.  .Jahr- 
ganges zugelassen  werden,  die  vorgeschriebenc  commissioneile  Prüfung 
über  römisches  und  kanonisches  Recht  und  Rechtsgeschichte  mit  gutem 
Erfolge  abgelegt  und  so  die  erlangte  Vorbildung  in  jenen  rechtshistori- 
schen Disciplinen  dai-gethau  haben  müssen,  deren  Kenntniss  zu  einem 
intensiveren  Studium  der  einheimischen  Uechtsgesetzgebung  und  zur 
Gewinnung  des  richtigen  Standpunktes  für  die  Auffassung  der  poli- 
tischen Wissenschaften  erforderlich  ist.  Hat  daher 

a)  ein  Studirender  nach  absolvirtom  4.  Semester 
sich  der  r ec  h t shisto  ri  sehe  n Prüfung  weder  in  dem  Jul  i- 
noch  im  O c t o b er  t e r min  e unterzogen,  so  darf  er  für  die 
Gegenstände  des  dritten  .Jahrganges  in  keinem  Falle 
inscribirt  werden.  Das  nächste  Studienjahr  geht  daher  jeden- 
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falls  ftir  die  Berechuuug  seines  akademischen  Quadrieuuiums  ver- 
loren. — Da  es  aber  dessenungeachtet  wUnschenswerth  bleibt,  dass 
solche  Studirende  in  diesem  Jahre  die  Universität  nicht  verlassen, 
sondern  die  Zeit  zu  neuerlichem  Besuche  von  Vorträgen  über  Gegen- 
stände des  Obligatstudiums  der  beiden  ersten  Jahre  und  zum  Besuche 
anderer  freier  Gegenstände  benützen,  so  wird  gestattet,  dass  die  Stun- 
den, welche  sie  in  diesem  Jahre  dem  Collegienbesuche  widmen,  nach 
abgelegter  rechtshistorischer  Prüfung  und  nach  sohin  erfolgter  Auf- 
nahme in  den  dritten  Jahrgang,  ihnen  in  ihrem  fünften  oder  selbst 
sechsten  Semester  insoferne  zu  Gute  gerechnet  werden,  als  dadurch 
der  vorschriftsmässige  Besuch  der  obligaten  Gegenstände  dieses  Jahr- 
ganges in  keiner  Weise  beeinträchtigt  wird. 

b)  Diejenigen  Candidaten,  welche  nach  absolvirtem  vierten 
Semester  im  Juli-  oder  Octohertermine  sich  der  rcchtshistorischen 
Prüfung  unterzogen  haben,  dabei  aber  reprobirt  und  zur  Reparation 
auf  den  nächsten  Winterterrain  verwiesen  worden  sind,  können  zwar 
für  die  Gegenstände  des  dritten  Jahrganges  inscribirt  werden ; unter- 
ziehen sie  sich  aber  der  Prüfung  in  dem  Wintertermine  aus  was 
immer  für  einem  Grunde  nicht,  so  geht  ihnen  jedenfalls  das  ganze 
Jahr  für  ihr  akademisches  Quadriennium  verloren,  und  sie  dürfen 
im  Sommersemester  desselben  für  Gegenstände  des  dritten  Jahrganges 
nicht  inscribirt  werden. 

Sie  sind  vielmehr  bezüglich  dieses  Sommerseraesters  gleich  den 
oben  ad  a)  erwähnten  Candidaten  zu  behandeln,  und  werden  nach 
im  Juli-  oder  im  Octohertermine  verbesserter  rechtshistorischer  Prü- 
fung neuerdings  für  die  Gegenstände  des  3.  Jahrganges  zu  inscri- 
biren  sein,  da  die  erste  diesfallige  Inscription  durch  die  Nichterfül-' 
lung  der  Bedingung  ihrer  Giltigkeit  in  aller  und  jeder  Beziehung 
unwirksam  wird. 

Sollten  diese  Candidaten  im  Wintertermine  abermals  reprobirt 
werden,  so  sind  sie  ohnehin  von  der  weiteren  Fortsetzung  ihrer 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  ausgeschlossen.  *) 

c)  Wurde  ein  Candidat  nacli  zurUckgelegtem  4.  Semester  auf 

ein  ganzes  Jahr  reprobirt,  so  ist  er  nach  Vorschrift  des  §.  35  des 

hierortigen  Erlasses  vom  16.  April  1856,  K.-G.-B.  Z.  54,  zu  be- 

handeln. *•) 

2.  In  dem  letzten  Absätze  sub  4 der  Verordnung  vom 
2.  October  1855,  Z.  172,  ist  den  Studirenden  die  Pflicht  aufer- 
legt, während  ihres  Quadrienniums  wenigstens  eine  gewisse  Anzahl 
von  Stunden  dem  Besuche  von  Vorlesungen  zu  widmen.  Der  Zweck 

dieser  Anordnung  war,  zu  verhindern,  dass  die  Studirenden,  durch 

ängstliche  Sparsamkeit  an  Zeit  und  Geld  ihre  Bildung  beeinträchti- 
gend, sich  nur  auf  die  Obligatcollegien  beschränken,  und  ihnen  einen 

*)  Diese  liestimmung  ist  durcli  M.-E.  v.  7.  Oct.  1869,  Z.  12661  aofgeboben. 

•*)  Die  hier  gegebenen  Anordnungen  wurden  erneuert  mit  M.-E.  v.  26.  Sept. 
1868,  Z.  16197. 
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Impuls  SU  geben,  nebst  den  in  dem  Gesetze  so  gering  als  möglich 
bemessenen  Obligatcollegien  nach  eigener  Vorliebe  noch  andere,  ihrer 
Bildung  dienliche  Vorträge  zu  besuchen.  Einem  Missbrauche  dieser 
Einrichtung  durch  blos  zum  Scheine  erwirkte  Inscriptionen  wird 
daher,  insoweit  es  thunlich  ist,  entgegenzuwirken  und  jedenfalls  nicht 
eine  billigende  Anerkennung  zu  gewahren  sein.  Wenn  daher  ein 
Stndirender  es  sich  beifallen  lassen  sollte,  in  den  ersten  Semestern 
sich  in  eine  so  grosse  Zahl  von  C'ollegien  inscribiren  zu  lassen,  dass 
offenbar  eine  geistige  Aneignung  alles  darin  Vorgetragenen  gar  nicht 
mehr  denkbar  wäre,  in  der  Absicht,  durch  die  Mehrzahl  der  Stunden 
seines  Collegiennachweises  tllr  den  Abgang  späterer  Semester  gedeckt 
zu  seiu,  so  wäre  solchem  Treiben  nicht  statt  zu  geben,  und  es  könnte 
nicht  gestattet  werden,  Jene  Mehrzahl  der  Collegienstunden  als  eine 
Guthabung  fiir  den  ganzen  Verlauf  des  Quadrienniums  zu  behandeln. 
Deshalb  beschränken  die  beiden  letzten  Absätze  sub  II,  A, 
lit.  e der  Verordnung  vom  2.  Octoher  1S55*)  die  Abrech- 
nung der  Cüllegienstunden  bei  einem  aus  diesem  Titel  in  seiner  An- 
rechnung beanständeten  Semester  auf  das  nä  chstv  org  eh  en  d e oder 
• anf  das  erste  oder  zweite  nächstfolgende  Semester. 

Hiermit  ist  dieser  Ab-  und  Zurechnung  ein  hinlänglicher  Spiel- 
raum gegeben,  um  damit  ohne  Härte  ttir  die  gewöhnlichen  Fälle 
•auszureichen,  und  die  Decane  und  Professorcn-Collegien 
sind  daher  angewiesen,  sich  hei  Entscheidungen  hierüber  in  der  Rcgel*^) 
an  den  Wortlaut  dieser  oberwähnten  zwei  Absätze  zu  halten.  Aus- 


*)  Dies»«'  Bt'Stimmung  kommt  unter  den  „Ueherpangsbestiramungen“  vor. 
Vergl.  den  M.-E.  v.  2.  Oet.  1855. 

**)  Mit  dem  M.-E.  v.  4.  Jnli  18M,  Z.  2904,  nu  die  k.  k.  CommiBflion  für 
die  theoretischen  Staatsprüfungen  und  au  das  Frofessoren-Collegium  der  rechts- 
uod  staatswisseiischaftliclieu  Kactiltät  in  l^rag  war  die  Frage,  ob  das  Profes- 
soren-Collegium  der  rechts-  und  staatswiHsenschafllichen  F.aeultät  oder  die 
Staat.sprOfiings-C-oniiniMMiun  eoiiipetent  sei,  zu  imtscheiden,  ob  ein  oder  das 
andere  von  einem  Studirendeii  r.urOckgelegtc  Semester  in  seine  gesetzliche 
Univenütfttszeit  einzurechnen  sei,  dahin  cutschiedeu  wurden,  dass  „in  solchen 
Fällen  zunächst  der  Präses  der  StaatsprÜfungs-Cummissioii  berufen  sei,  hierüber, 
jedoch  immer  erst  dann  definitiv  zu  eiitHeiieid<'n,  wenn  «ich  ein  Candidat  zur 
Prüfung  meldet,  voratisgesetzt,  <la«s  dieser  nicht  schon  eine  günstige  Ent- 
scheidung eines  Prufessüren-CoDegiums  oder  des  ITnterrichts-Miuisteriuma  über 
die  Einrechnung  eines  Semesters  bcihriiigt.** 

Sollte  jedoch  ein  Studirender  im  Wege  einer  vorläufigen  Anfrage 
sich  über  die  Eiiireehimng  de«  einen  oder  anderen  Semesters  seiner  vor  dem 
Jahre  1860/51  znrückgelegten  Studienlaufbahn  sicherstellen  wollen,  um  seine  ' 
weiteren  Studien  darnach  zti  regeln,  so  gehört  die  Erledigung  derselben  zu 
Folge  des  citirten  M.-E.  in  keinem  Falle  vor  das  Forum  der  Staatsprüfnngs- 
Commission,  da  diese,  wenn  sie  nicht  mit  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  fremd- 
artigen  Schrcibgeschäflen  Überbürdet  werden  soll,  es  nur  mit  den  sich  zur 
Prüfung  meldenden  Candidaten,  nicht  aber  mit  Anfragen  und  Zweifeln  der  Stu- 
direndcu  als  solcher  zu  thun  hat. 

Die  Letzteren  haben  sich  daher  in  derlei  Fallen  nur  au  ihren  Decan  und 
beziehungsweise  an  das  Professoren -Collegium  der  rechts-  und 
staatswiaeeuscbaftlichen  Facultät  zu  wenden. **  «'Hiebe  jedoch  Verordnung  vom 
16.  April  1«56.  Z.  54.) 
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nahmen  wären  nur  dann  zulässig,  wenn  es  sich  um  Studirende  han- 
delt, deren  ernstes  Streben  unzweifelhaft  erwiesen  ist,  indem  die  wis- 
senschaftliche Selhstthätigkeit  solcher  Studirender  möglichst  gefordert 
und  durchaus  nicht  mehr  beschränkt  w’erden  soll,  als  die  Wesenheit  der 
gesetzlichen  Vorschriften  fordert. 

Uehrigens  ist  hei  der  Frage  der  Einrechnung  besonders  zu 
bemerken,  dass  die  Nichteinreclmung  eines  .Semesters  wegen  eines, 
auch  nicht  gemäss  obigen  Andeutungen  früher  oder  später  ergänzten 
Mangels  der  gesetzlichen  Stundenzahl,  keineswegs  eine  Ungiltigkeit 
der  in  diesem  Semester  angemeldeten  und  gehörig  besuchten  Collegien 
in  anderen  Beziehungen  zur  Folge  hat.  Ja  es  kann  vielmehr  unter 
gewissen  Voraussetzungen  dieses  Semester,  obwohl  für  die  Einrech- 
nung in  das  Quadriennium  nicht  geeignet,  doch  in  der  Art  factisch 
wirksam  bleiben,  dass  seine  diesfällige  Nichteinrechnung  doch  die 
Zulassung  des  Studirenden  zur  ersten  und  beziehungsweise  zweiten 
Staatsprüfung  nicht  hindert.  Kann  z.  B.  einem  Studirenden  sein 
zweites  Semester  aus  obigen  Gründen  nicht  angcrechnet  werden,  hat 
er  aber  in  demselben  den  Besuch  der  obligaten  Vorlesungen  über  . 
Rechtsgeschichte  und  römisches  Recht,  die  er  im  1 . Semester  begonnen, 
gehörig  fortgesetzt,  und  steht  sonst  auch  der  Anrechnung  seines  1., 

3.  und  4.  Semesters  nichts  im  Wege,  so  waltet  kein  Anstand  ob, 
dass  er  mit  Ablauf  seines  factisch  vierten  (juridisch  dritten  gütigen) 
Semesters  zur  rechtsliistorischen  Prüfung  und  nach  .\blegung  dersel- 
ben mit  gutem  Erfolge  sohin  zu  den  Vorlesungen  des  dritten  Jahr- 
ganges zugelassen  werde,  indem  obiger  Mangel  und  die  daraus  resul- 
tirende  Nichteinrechnung  Eines  Semesters  eben  nur  die  Folge  haben 
soll,  dass  der  Gandidaf  um  Ein  Semester  länger  an  der  Universität 
den  Studien  zu  obliegen  hat. 

Hat  jedoch  ein  sölcher  Studirender  die  reehtsbistorische,  und 
am  Schlüsse  seines  factischen  achten  .Semesters  die  judizielle  Prüfung 
mit  gutem  Erfolge  abgelegt,  die  Vorlesungen  weiterhin  mit  beson- 
derem Eifer  besucht,  so  behält  sich  das  Unterrrchts-Ministerium  vor, 
über  Antrag  des  Professoren-Collegiums  n.achträglich  die  Anrechnung 
des  verlorenen  Semesters  zu  bewilligen. 

3.  Da  es  nach  den  voranstebenden  Bestimmungen  sich  treffen 
kann,  dass  einem  Studirenden,  ungeachtet  er  alle  obligaten  Lehrfächer 
gehörig  besucht  hat,  doch  ein  oder  zwei  Semester  nicht  angereebnet 
werden  können,  und  dass  er  daher  verpflichtet  wird,  noch  über  sein 
factisch  absolvirtes  Quadriennium  hinaus  ein  oder  zwei  .Semester  an 
der  Universität  zuzubringen,  so  witd  die.  Wahl  der  von  ihm  zu  hören- 
den Collegien  während  dieser  Zeit  seinem  Ermessen  zu  überlassen  sein. 

Was  aber  die  .Stundenzahl  iler  von  ihm  während  dieser  Zeit 
zu  besuchenden  Collegien ' betrifft,  so  wird  sie  in  keinem  Falle  weniger 
betragen  dürfen,  als  das  in  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom 
25.  September  1 855  für  das  vierU>  und  achte  .“iemeater  angedeutete 
Minimum  von  zwidf  Stunden  in  der  Woche. 
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4.  Bei  Aufstellung  eines  gesetzlichen  Studienplanes  kann  von 
Anordnungen  über  die  Reihenfolge  der  obligaten  Gegenstände  der 
Natur  der  Sache  nach  nicht  Umgang  genommen  werden,  und  es  ist 
daher  auch  sub  4 des  hierortigen  Erlasses  vom  2.  October  1S55 
ausdrücklich  bestimmt  worden,  dass  die  Studirenden  während  ihrer 
Universitätszeit  nicht  nur  alle  obligaten  Fächer,  sondern  dass  sie 
dieselben  in  der  Regel  auch  in  der  bezeichneten  Reihenfolge  zu 
hören  haben. 

Die  ganze  Anordnung  findet  jedoch  auf  Ausländer  und  selbst- 
verständlich auch  auf  Pr  iv  at  i st e n und  Diejenigen,  welche  sich  aus 
blossem  Wissenstriebe  ohne  eine  Staatsanstellung  oder  die  Erwer- 
bung eines  akademischen  Grades  anzustreben,  den  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Studien  widmen,  keine  Anwendung. 

Aber  auch  in  Beziehung  auf  die  die  Mehrzahl  bildenden  übrigen 
Studirenden  sind  Ausnahmen  nicht  ausgeschlossen,  wenn  sie  dazu 
dienen  können,  selbstthätiger  Strebsamkeit  den  möglichsten  Spielraum 
zu  gewähren. 

Insofern  es  sich  daher  bei  Beiirtheiluug,  ob  einem  Studirenden 
ein  Semester  als  gütig  für  sein  Quadrienniuin  angorechnet  werden 
könne,  um  die  Zulässigkeit  einer  Abweichung  von  der  vorgeschrie- 
beuen  Reihenfolge  der  Collegien  handelt,  haben  die  Professoren-Col- 
legien  und  Decane  folgende  Andeutungen  zur  Richtschnur  zu 
nehmen. 

Das  Gesetz  geht  im  Allgemeinen  sichtlich  von  drei  Hauptgmnd- 
sätzen  aus : a)  dass  ein  Studirender,  bevor  er  zu  einer  Staatsprüfung 
zugelassen  wird,  die  sämmtlicben  Gegenstände  derselben  gehört,  b)  dass 
er  die  Vorlesungen  über  die  juridischen  Fundamentalwissenschaften 
besucht,  und  sich  wenigstens  einige  philosophische  und  historische 
Bildung  angeeignet  haben  müsse,  bevor  er  zu  dem  weiteren  Studium 
der  Staatswissenscharten  und  der  österreichischen  positiven  Rechts- 
wissenschaft übergehen  darf,  und  c)  dass  die  mit  genügendem  Erfolge 
abgelegte  rechtshistorische  Staatsprüfung  als  der  legale  Beweis  seiner 
erlangten  hinreichenden  Fundanientalbildung  zu  dienen  habe. 

Durch  die  Bezeichnung  dieser  Prüfung  als  der  Bedingung  der 
Zulassung  zu  den  weiteren  Studien  ist  das  Gewicht  angedeutet,  welches 
auf  die  Studien  während  der  ersten  vier  Semester  des  rechts-  und 
staatswissenschartlichen  Quadrienniums  und  die  Sicherstellung  ihres 
Erfolges  gelegt  wird. 

Die  Rücksicht  auf  diese  Prüfung  und  der  jedenfalls  unabänder- 
lich festzuhaltende  Grund.satz,  dass  mit  einem  eindringlichen  Studium 
der  deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  und  des  römischen  Rechtes 
gleich  zu  beginnen  ist,  gestattet  in  Beziebiing  auf  die  Reihenfolge  in 
den  4 ersten  Semestern  nur  wenig  Spielraum.  Doch  ist  unter  der 
angedcuteton  Voraussetzung  strebsamen  Studirenden  die  freie  Wahl 
nicht  ganz  zu  versagen,  namentlich  nicht  zu  verwehren,  dass  öster- 
reichische Geschichte  schon  in  dem  ersten  Jahre  gehört  werde. 
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Anders  verhält  es  sich  mit  den  während  der  letzten  4 Semester 
zu  hörenden  Gegenständen.  Die  Reihenfolge  der  filr  diese  vorge- 
zeichneten Obligattächer  ist  im  Allgemeinen  nicht  vuti  solcher  innerer 
Nothweiidigkeit  und  gleich  wesentlich  mit  den  Tendenzen  des  Ge- 
setzes verflochten,  wie  dies  bei  den  Collegien  der  ersten  4 Semester 
der  Fall  ist. 

Allerdings  muss  es  als  Kegel  gelten,  dass  sich  die  Studirenden 
auch  in  dem  dritten  und  vierten  .Jahrgänge  an  die  gesetzliche  Rei- 
henfolge der  Gegenstände  zu  halten  und  ohne  triftige  Ursache  von 
ihr  nicht  abzuweichen  haben. 

Sind  jedoch  solche  triltige  Griiinle  in  einzelnen  Fällen  vorhan- 
den, so  soll  ein  seinen  Studien  im  Allgemeinen  ordentlich  obliegender 
Candidat  in  der  Absolvining  seines  Qiiadrienniums  blos  deswegen, 
weil  Äeine  angemeldeten  und  besuchten  Collegien  in  minder  wesent- 
lichen Punkten  von  den  Anordnungen  des  Studienplanes  abwicben, 
nicht  aufgehalten  werden.  Wenn  ein  solcher  Candidat  z.  B.  durch 
besondere  Verhältnisse  veranlasst  wunle,  die  drei  Collegien  über  poli- 
tische Wissenschaften  nicht  iin  .1.,  (!.  und  7.  Semester,  sondern  im 
6.  und  7.,  oder  im  6 — 8.  Semester,  oder  österreichische  Statistik,  oder 
das  gerichtliche  Verfahren  ausser  Streitsachen  in  seinem  6 Semester 
zu  hören,  so  kann  in  diesen  und  ähnlichen  Fällen  schon  das  Decanat 
des  Professorcn-Collegiums  bei  Ausfertigung  des  Absoluforiums  eine 
billige  Nachsicht  eintreten  lassen.  Umsomehr  bleibt  dem  Unterrichts- 
Ministerium  eine  nachträgliche  Dispens  auch  in  anderen  Fällen  Vor- 
behalten, da  das  Gesetz  selbst  Ausnahmen  von  der  Regel,  soweit 
sie  nicht  schon  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  unzulässig  sind,  kei- 
neswegs ausschliesst. 

.5.  Zur  Losung  der  Frage,  wie.  in  Ansehung  solcher  Studirender 
vorzugehen  sei,  welche  ein  oder  das  andere.  Collegium  so  iinfleissig 
besucht  haben,  dass  ihnen  der  betreffende  Docent  am  .Schlüsse  des 
Semesters  die.  Besuchsbestätigung  verweigerte,  sind  verschiedene  Vor- 
aussetzungen, unter  welchen  dies  geschehen  kann,  zu  unterscheiden. 

a)  War  das  betreft'cnde  Collegium  ein  nichtobligates,  so  wird 
vorerst  darauf  zu  sehen  sein,  ob  die.  übrigen  Collegien,  die  der  Can- 
didat ordentlich  besucht  hat,  für  sich  zusammen  die  gesetzlich  vor- 
geschriebene wöchentliche  Stundenzahl  erreichen  oder  nicht. 

Im  ersten  Falle  unterliegt  die  Einreclinung  des  betreffenden 
Semesters  keinem  Anstande. 

Im  zweiten  Falle  aber  wird  sich  nach  den  oben  sub  2 enthal- 
tenen Bestimmungen  zu  benehmen  sei. 

b)  War  jedoch  das  Collegium  ein  obligates  und  befindet  sich 
der  Candidat  im  ersten  oder  zweiten  Jahrgange  seines  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Studiums,  so  haben  die  Decanate  oder  Pro- 
fessoren-Collcgien  als  Regel  festzuhalten,  «lass  dem  Studirenden  das 
betreffende  Semester  nicht  eingerechnet,  er  zu  der  rechtshistorischen 
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Staatsprüfung  nicht  zugelasseu  werden  darf,  und  er  daher  zu  dem 
nochmaligen  Besuche  des  betreffenden  Collegiums  verpflichtet  sei. 

Nurwenu  derCollegienbesuch  deaCaudidateii  ungeachtet  des  erwUhn- 
ten  Ausfalles  des  Obligat-Oollegiums  die  gesetzliclie  Stundenzahl  er- 
reichte, und  ganz  besondere  Grlinde  einer  billigen  Nachsicht  für  den 
Candidaten  obwalten,  ist  das  Decanat  ermächtigt,  den  Fall  unter  Darle- 
gung derselben,  und  unter  Stellung  eines  bestimmten  Antr.ages  dem 
Unterriehts  Ministerium  zur  Entscheidung  vorzulegen. 

c)  War  das  vernachlässigte  Collegium  ein  Obligat-Collegium 
des  dritten  oder  vierten  .Jahrganges,  und  coneurrirte  damit  zugleich 
ein  Ausfall  der  gesetzlichen  Stundenzahl,  welcher  nicht  durch  das 
vorhergehende  Semester  gedeckt  ist  oder  in  den  zwei  nächsten  Seme- 
stern gedeckt  werden  kann,  so  ist  der  Candidat  der  Einrechnung 
des  betreffenden  Einen  Semesters  verlustig.  Es  kann  aber  dieser 
Nachtheil  selbst  bis  zum  Verluste  eines  ganzen  .Jahres  gesteigert 
werden,  wenn  der  Decan  nach  .Massgabe  der  Verhältnisse  und  der 
vorgeschriebenen  Eectionsordnung  nicht  in  der  Lage  ist,  dem  Candi- 
daten einen  solchen  individuellen  .'studienplan  vorzuzeichnen,  dem  zu 
Folge  er  mit  seinem  factisch  nennten  Semester  seiner  Universitütszeit 
allen  Anforderungen  des  neuen  Studienplanes  in  Betreff  der  Zahl  der 
Obligat-Collegien,  und  ira  Wesentlichen  auch  der  Reihenfolge  (nach 
den  oben  gegebenen  Andeutungen)  entsprechen  kann. 

Coneurrirte  jedoch  mit  t>er  obgedachten  Vernachlässigung  eines 
Obligat-Collegiums  kein  Ausfall  der  gesetzlichen  Stundenzahl,  oder 
kann  diese  noch  nachträglich  ergänzt  werden,  so  ist  zwar  auch 
in  der  Regel  das  betreffende  Semester  als  verloren  zu  betrachten, 
allein  das  Decanat  ist  ermächtiget,  bei  Vorzeichnung  des  von  einem 
solchen  Candidaten  weiterhin  einzubaltendeu  Studienganges  von  dem 
.Standpunkte  auszugehen,  dass  sein  Quadriennium  um  nicht  mehr  als 
eben  Ein  Semester  verlängert  werden  soll,  und  kann  daher  bei  dieser 
Vorzeichnung  bezüglich  der  Reihenfolge  der  noch  zu  hörenden  Obli- 
gatfächer  billige  Concessionen  gestatten. 

Eine  über  diese  Andeutungen  hinausgehende  Nachsicht  aus 
ganz  besonderen  Gründen  walten  zu  lassen,  bleibt  auch  in  diesen 
Fällen  dem  Unterrichts-Ministerium  Vorbehalten. 

6.  Wenn  ein  Studirender  Ein  Semester  hindurch,  sei  es  frei- 
willig, oder  durch  Krankheit,  oder  andere  Umstände  genötbigt,  seine 
Studien  unterbrochen  hat,  so  werden  im  Allgemeinen  auf  ihn  die 
oben  sab  5)  enthaltenen  Bestimmungen  ihre  Anwendung  finden  müssen. 

7.  Hat  ein  Studirender  seine  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Studien  an  einer  ausserösterreichischen  deutschen  Uni- 
versität mit  einem  Wintersemester  begonnen  und  durch  vier 
Semester  dortselbst  mit  Einhaltung  der  wesentlichsten  Bestimmungen 
des  neuen  Studienplanes  fortgesetzt,  so  kann  er  ohne  Anstand  im 
October  seines  5.  Semesters  zu  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung 
an  jeder  österreichischen  Universität  zugelassen  werden,  an  welcher 
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er  sieh  zum  Behufe  der  Absolviruug  seines  Quadriciiiiiums  immatri- 
culiren  lässt.  Das  Collegium  über  österreichische  Geschichte  wird  er 
in  der  Regel  in  seinem  fi.  Semester  uachzuholen  haben. 

Hat  er  seine  j u ri  d i s c hen  Studien  an  einer  deutschen 
U ni  V e rs  itSt  jedoch  mit  einem  Sommerseraester  begonnen,  so  ist  er 
im  Allgemeinen  nach  den  in  dem  hierortigen  Erlasse  vom  8.  Februar 
V.  J.,  R.-G.-B.  Z.  22  sub  I euthalteueu  Anordnungen  zu  behandeln. 

In  besonders  riicksichtswiirdigen  Fällen,  in  welchen  eine  Aus- 
nahme von  diesen  Bestimmungen  motlvirt  erscheint,  ist  rechtzeitig 
Bericht  hierher  zu  erstatten,  und  die  hierortige  Entscheidung  ein- 
zuholen. 

8.  Die  Decanaten  und  Doeente  werden  hiermit  verpflichtet,  sich 
diese  Bestimmungen  bei  der  Inscription  und  bei  sonst  sich  ergeben- 
den Veranlassungen  genau  gegenwärtig  zu  halten,  und  dieselben 
durch  öftere  Kundmachungen  in  den  Hörsälen  zur  Kenntniss  der 
Studirenden  zu  bringen. 

Diese  Kundmachungen  habi-n  sich  jedoch  nur  auf  dasjenige, 
was  den  Studirenden  zunächst  als  Richtschnur  ihres  Benehmens  zu 
wissen  nöthig  ist,  mithin  auf  dasjenige  zu  erstrecken,  was  in  den- 
selben als  Regel  aufgestellt  ist. 

Die  Zulässigkeit  von  Ausnahmen  ist  nur  im  Allgemeinen 
und  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  zu  berühren,  dass  dieselben 
nur  aus  ganz  besonderen  Giiinden  von  dem  Profejsoren-Collegium 
be-williget,  oder  bei  dem  Unterrichts-Ministerium  können  beantragt 
werden,  und  daher  denselben  auf  das  Dringendste  an  das  Herz  gelegt 
werden  müsse,  die  Vorschriften  der  neuen  Studienordnung^  welche, 
jemchr  sich  die  Uebergangsperiode  ihrem  Ende  nähert,  um  so  genauer 
gehandhabt  werden  muss,  sich  stets  gegenwärtig  zu  halten. 

Die  Decanate  werden  jedoch  bei  diesem  Anlasse  wiederholt 
aufgefordert,  sich  bei  Berichten  über  Aiisnahmsgesuche  stets  über  den 
Fleiss,  die  Anlagen  und  das  sonstige  akademische  Benehmen  der 
Bittwerber  bestimmt  auszusprechen  und  stets  einen  genau  und  ent- 
schieden formulirten  Antrag  zu  stellen. 

Insoferiie  jedoch  in  den  hier  getroH'enen  Anordnungen  mitunter 
solche  Bestimmungen  enthalten  sind,  über  welche  als  Consequenzen 
oder  als  Auslegungsmodalitäten  des  hierortigen  Erlasses  vom  2.  Octo- 
hcr  1 855  *)  von  den  Studirenden,  oder  selbst  von  den  Professoren-Col- 
legien  mit  einigem  Fuge  Zweifel  gehegt  werden  konnten,  werden  die 
Decanate  ei-mUchtigt,  für  vergangene  Falle  die  billigsten  Rücksichten 
schon  im  eigenen  Wirkungskreise  eintreten  zu  lassen. 


*)  Vergl.  das  Normale  v.  2.  Ocl.  tS.Oö,  Z.  1Ö102,  mul  M.-E.  t.  ö.  Feh. 
1865,  Z.  12625. 
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247.  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 
vom  5.  Eovember  1857,  Z.  16914, 

au  die  Uiiivcrailätrii  zu  Wien,  Prag,  (Pest),  Krakau,  Lemberg,  Graz  und 

luusbruek, 

womit,  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  28.  September  1857, 
angeordnet  wird,  dass  das  nach  dem  Erlasse  vom  2.  October  1855,  Nr.  172 
des  Reichs-Qesetz-Blattes,  für  die  ordentlichen  Studirenden  der  rechts-  und 
staatswissenschaftliohen  Faeuitöt  für  ihr  drittes  Semester  als  obligat  erklärte 
Collegium  Uber  österreichische  Geschichte  von  denselben  von  nun  an  schon 
in  dam  ersten  Semester  ihres  Quadrienniums  angemeldet  und  gehört  wer- 
den kann. 

R.-0.-H1.  V.  J.  1857  Nr.  22Ü  H.  730. 

Nachdem  in  Folge  der  auf  Grundlage  der  Allerhöchsten  Ent- 
schliesBung  vom  28.  September  1S.)7,  *)  erfolgten  definitiven  Rege- 
lung der  üniversitätsferien  das  Somuierseiuester  in  einigen  Studien- 
jahren zu  kurz  sein  wird,  um  das  für  dasselbe  nach  dem  Allerhöch- 
sten Erlasse  vom  2.  October  1855,  Nr.  1 72  des  Reichs-Gesetz-Ülattes, 
bestimmte  Collegium  über  römisches  Recht  in  einem  solchen  .Semester 
zu  einem  vollständigen  Abschlüsse  zu  bringen,  und  nachdem  daher 
die  ätudirenden  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultät  sich 
werden  veranlasst  sehen  müssen,  in  ihrem  dritten  Semester  unter 
obiger  Voraussetzung  ein  drittes  Collegium  über  römisches  Recht  zu 
hören,  so  wird,  um  ihnen  dies  zu  erleichtern,  in  Gemässboit  der 
hem  Unterrichts-Ministerium  mit  obiger  Allerhöchster  Entschliessung 
diezu  crtheilteu  Ermächtigung  hiemit  angeordnet : 

Das  nach  dem  hierortigen  Erlasse  vom  2.  October  1855,  Nr.  172 
des  Reichs-Gesptz-Blattes,  tür  die  ordentlichen  Studirenden  der  rechts- 
und  staatswissenschaftliclien  Facultät  für  ihr  drittes  Semester  als 
obligat  erklärte  Collegium  über  österreichische  Geschichte  kann  von 
denselben  von  nun  schon  in  dem  ersten  Semester  ihre.s  Quadrien- 
niums  angemeldet  und  gehört  werden. 


248.  Ministerial-Erlass  vom  30.  März  1859,  Z.  3027, 

au  das  rechts-  und  staatswisseuschaftliclie  Profcssorcn-Collcgium  der  k.  k.  Uni- 
versität in  Prag, 

womit  demsalben  die  besondere  Ueberwachung  des  Besuchsfleisses  und  der 
Verwendung  solcher  Studirenden  zur  Pflicht  gemacht  wird,  welche  vor  Able- 
gung der  Maturitätsprüfung  in  die  Vorlesungen  des  I.  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen  Jahrganges  inscribirt  sind. 

Die  in  dem  hierortigen  Erlasse  vom  17.  April  1855,  Z.  5170 
angeordnete  Warnung  der  Studirenden,  die  vor  abgelegter  Maturitäts- 

*)  8nb  I.  a)  Nr.  27  dieser  Sammlung. 
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Prüfung  »Ifl  ausücrordentliclu'  Ilftrer  in  die  Vorlesungen  dos  I.  rechts- 
und  staatswigsonschatlliclien  Jahrganges  iiiscribirt  zu  werden  wünschen, 
ist  stets  mit  eindringlichem  Ernste  vorzunehmen.  *) 

Bleibt  sie  ohne  Erfolg,  so  ist  zwar  die  Inscription  nicht  zu 
verweigern,  allein  es  hahen  die  hetreffcnden  Docenten  den  Besuchs- 
fleiss  und  die  Verwendung  solcher  Studiremlen  von  Amtswegen  genau 
zu  überwachen,  um  seiner  Zeit,  wenn  diese  Studirenden  um  Zulas- 
lung  der  rechtshistorischen  Prüfung  einschreiten  sollten,  einen  gründ- 
sichen Bericht  darüber  erstatten  zu  können,  ob  dieselben  das  erste 
als  ausserordentliche  Hörer  zugehrachte  Semester  wirklich  mit  Nutzen 
und  Erfolg  für  ihre  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Ausbildung 
verwendet  und  nicht  etwa  während  desselben  die  juridischen  Studien, 
wie  es  in  der  Kegel  der  Fall  sein  dürfte,  wegen  ihrer  Vorbereitung 
auf  die  Maturitäts-Prüfung  vernachlässiget  haben. 


*)  Hinisterial-Erlass  vom  17.  April  1855,  Z.  5170. 

aa  dAM  ITaivcrtsilAts-CoOKibtoriam  iu  Wien,  an  df>n  akadcmi'«'h«n  Spnat  in  Prag,  (Peat),  Krakau. 
I^mhcrg,  Oloiütz,  Oraa,  Innsbruck  (an  dip  der  k.  k.  Kcchuakatleniie  au  Pret»barg, 

Ka»chau,  (rroHMirardeiti,  Agram.  HttnnaiiDKtadt), 

in  Betreff  der  Vorkchriflen  bei  <ler  Aufnahme  abtolvirter  GymnesialachUler,  welche  die 
MeturitVta-PrUfung  noch  nicht  beitenden  heben,  ale  eusaerordeniliehe  Hörer  an  einer  Uni 
veraitHt  odttr  k.  k.  Rechtaakademie. 

Der  TniHtand,  da.s»  die  vtir.'iusjfpgaiigom*  MatiiritüUprilfuiig  nach  den 
bestphondeu  Vornchriften  nicht  erforderlich  ist,  um  an  einer  der  nach  dom 
neuen  Systeme  organiHirten  Univeraitüten  oder  k.  k.  Reohteak.ademic  aU  pans< 
.HerordentUcher  Hßrer“  aufgenommon  zu  werden,  hat  zu  der  tneonvenienz  Ver- 
aulaaniing  gogebco,  da»a  GymnasiaUebüler  auf  Grundlage  der  Zeugni.^ac  dea 
zurückgclegten  achtjährigen  Gymnasialfltiidiums  an  den  genannten  Lehranstal- 
ten ihre  Aufnahme  als  auNserordentliche  Hörer  in  der  Hoffnung  erwirkten,  es 
werde  ihnen  nach  nachträglich  abgelegter  MaturitäU'Prüfung  die  als  ausseror- 
deutliche  Hörer  zugehrachte  Studienzeit  In  ihre  akademische  Studienzeit  ein- 
gerechnet werden. 

In  dieser  Ifoffnung  mussten  sie  »ich  aber  gewöhnlich  getäuscht  sehen, 
da  das  Unterrichts-Ministerium  an  dem  Grundsätze,  dass  die  Maturitäts-PrÜfuiig 
dem  Eintritte  in  die  höheren  Studien  voranszugehen  habe,  um  so  mehr  fest- 
halten  muss,  aU  alle  Ursache  vorhanden  ist  anzuuehmen,  da.»»  diese  Stndiren- 
den  das  betreffende  Semester  mehr  zur  Vorbereitung  für  die  Maturität, s-PrÜfung 
als  zu  den  gelehrten  Fachstudien  benützen  werden. 

Demnach  wird  den  betreffenden  Decanen,  DIrectoren  und  Professoren 
zur  Darnachachtnng  anfgetragen,  jeden  absolvirlen  Gymnasialschüler,  der  sich 
mit  Vorweisung  seiner  Gymnasialzcugnisse,  aber  ohne  Matnritätszcugnis.s,  zur 
Aufnahme  als  ausserordentlicher  Hörer  meldet,  über  seine  hiebei  gehegte  Inten- 
tion zu  %*cmchmcn  und  dabei  zu  warnen,  »ich  der  K'»ffnnng  hinzugebon,  dass 
die  von  ihm  als  auÄserordentlicher  Hörer  verwendete  Studienzeit  in  seine  ge- 
setzliche Studienzeit  werde  <'ingerechnct  werden. 
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249.  Ministerial-Erlass  vom  28.  September  1868,  Z.  8318, 

an  die  Decanate  der  rechte-  umL  staaUwieecuscfaaftlichen  Faculthteii  der  L'ui- 
voreitSten  Graz,  Innsbruck,  Krakau,  Lemberg,  Prag  und  Wien, 

betrelTend  die  Einrichtung  alnaa  vierjährigen  Curtet  an  dar  Rechtaakademie 
zu  Agram  und  die  hieraua  hervorgehenden  Beziehungen  zu  den  Univaraitäten 
der  im  Raioharathe  vertretenen  Länder. 

In  Folge  der  Einrichtung  eines  vierjährigen  Lehrcurses  an  der 
Rechtsakademie  zu  Agram  wird  auf  Grund  der  mit  Ällerhöchstet  Ent- 
schliessung  vom  19.  September  IS6S  crtheilten  Ermächtigung  gestattet, 
dass  diejenigen  ordentlichen  und  öffentlichen  Rechtshörer  der  Agramer 
Rechtsakademie,  welche  sich  mit  dem  Zeugnisse  Uber  die  mit  gntem 
Erfolge  abgelegte  Maturitäts-Prüfnng  und  weiters  mit  dem  Absolu- 
torium  über  den  mit  entsprechendem  Erfolge  daselbst  zurUckgelegten 
vioijährigcn  Ours  auszuweisen  vermögen,  an  jeder  Universität  der  im 
Reichsrathe  vertretenen  Länder  ohne  Weiters  zu  den  rech ts- 
nnd  Staat swi ssensch  al  t 1 ic h en  Rigorosen  und  zur  Promo- 
tion zugelassen  werden,  und  dass  der  Uebergang  von  Studiren- 
den  aus  dem  Königreiche  Croatien  und  Slavonien  von  der  Akademie 
an  einer  Universität,  sowie  umgekehrt  der  Uebergang  von  einer 
Universität  an  die  Akademie  ohne  Weiters,  nur  mit  Wahrung  des 
rechtmässig  erreichten  Jahrganges  stattbnde. 


250.  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 
vom  19.  Jänner  1868,  Z.  10610  ei  1867, 

an  die  Statthai tercicii  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark  und  Galizien, 

wegen  der  Uebertendung  von  Autweiten  Seitens  der  Decanate  der  juridi- 
schen Professoren-Collegien  in  Wien,  Prag,  Qraz  und  Krakau  an  das  Kriegs- 
.minislerium  Uber  die  Verwendung  der  an  diesen  Universitäten  studirenden 
Qrenz-Auditoriats-Stipendisten. 

Das  k.  k.  Rpichskriegsministcrium  hat  unterm  9.  v,  M.,  Z.  2090 
Abth.  4 Nachstehendes  anher  eröffnet:  es  habe  sich  zu  wiederholten 
Malen  bemttssiget  gesehen,  die  General-Commanden  anzuweisen,  die 
Vermittlung  der  k.  k.  Statthaltercien  dahin  in  Anspruch  zu  nehmen, 
dass  die  Ausweise  über  die  Verwendung  der  Grenz- Auditoriats-Sti- 
pendisten  von  den  Decanaten  der  juridischen  Professoren-Collegien 
nach  Ablauf  eines  jeden  Semesters  verfasst  und  eingesendet  werden. 

Demuugeachtet  langen  diese  Ausweise  grösstentheils  nur  erst 
dann  ein,  wenn  eine  Betreibung  der  Decanate  verftigt  worden  sei. 
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Da  jedoch  dem  Krii'gi<miuisteriuin  daran  liegen  müsse,  die  Ver- 
wendung dieser  Oroiiz-Auditoriats-Stipendisten  gehörig  überwachen 
und  verhindern  zu  köiiiinn,  dass  uiiwünlige  Studirende  nicht  im  Ge- 
nüsse der  Stipcudien  belassen  und  würdigere  hievon  ausgeschlossen 
werden,  da  weiters  das  Kriegsministerium  nur  durch  die  fraglichen, 
mit  den  Anträgen  auf  liclassung,  Sistirung  oder  Entziehung  der  Sti- 
pendien versehenen  Ausweise  der  Occanate  in  die  Lage  versetzt 
werde,  diestallige  Vorkehrungen  zu  treffen,  so  finde  es  sich  veran- 
lasst, die  h.  o.  Vermittelung  dahin  in  Anspruch  zu  nehmen,  dass  die 
Decanate  der  juridischen  I’rofessoreu-Cullegien  an  den  Universitäten 
zu  Wien,  Prag,  Graz  und  Krakau,  wo  sich  Grenz- Auditoriats-Stipen- 
disten  befinden,  angewieseu  werden  mögen,  diese  Ausweise  nach  Ab- 
lauf eines  jeden  Semesters  binnen  eine.s  bestimmten  Termines  an  die 
Statthaltereie.n  und  von  diesen  an  die  General  Commandeu  gelangen 
zu  lassen. 

Da  die  beklagten  Verzögerungen  nicht  Vorkommen  können, 
wenn  die  mit  dem  Unterrichts  Ministerial-Erlassc  vom  20.  März  1852, 
Z.  103S1  *)  diesfalls  festgesetzten  Bestiinraungen,  beziehungsweise 

Termine,  eingehalten  werden:  so  wird  die  k.  k von 

obiger  Mittheilung  Anlass  nehmen,  das  Geeignete  zu  verfügen,  damit 
dem  W«nsche  des  k.  k.  Keichs-Kriegs-Ministeriums  vollkommen 
entsprochen  werde. 

•)  Sub.  III.  c.  Nr.  145  dieser  Srunmiung. 
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b)  Specielle  Verordnungen  über , die  Unterrichts- 
sprache an  den  juridischen  Facultäten  in  Lemberg, 
Krakau  und  Innsbruck. 

251.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Erlasse  vom  16.  Uovember 
1855,  Z.  14061, 

an  daü  recht«-  und  «taatswissenschaftliche  Professoren-Collegium  in  Innsbruck) 

womit  die  Ablegung  der  Rigorosen  ausschliesslich  in  deutscher  Sprache  als 
zulhssig  erkihrt  wird. 

Von  der  bisherigen  Uebung,  der  gemäss  italienischen  Studiren- 
den  gestattet  wird,  die  Kigorosen  in  Innsbruck  in  italienischer  Sprache 
zu  machen,  bat  es  in  Zukunft  abzukommen. 

Vom  Studienjahre  lS5f>/57  angefangen,  werden  die  Rigorosen 
unbedingt  in  deutscher  Sprache  zu  machen  sein,  was  den  Studirenden 
in  den  Hörsälen  mit  dem  Bemerken  kund  zu  machen  ist,  dass  die 
gründliche  Erlernung  der  deutschen  Sprache  als  eine  unerlässliche 
Bedingung  wissenschaftlichen  Fortschrittes  an  einer  Universität,  an 
welcher  in  dieser  Sprache  gelehrt  wird,  angesehen  werden  muss. 


252.  Miuisterial-Eilass  vom  25.  Secember  1856,  Z.  18456i 

wirksam  für  die  ganze  Monarchie, 

womit  die  Bestimmungen  Uber  die  Sprache  bekannt  gemacht  werden,  in  welcher 
an  der  Universität  Innsbruck  die  rechts-  und  staatswissenschafilichen  Rigorosen 
abzulegen  sind,*) 

R.-G.-Bl.  Jahrg.  1857,  Nr.  8,  S.  26. 

Nachdem  das  Unterrichts-Ministerium  aus  Anlass  wahrgenom- 
mener Unzukömmlichkeiten  bereits  mit  dem  Erlasse  vom  16.  Novem- 
ber l8.')5,  Z.  14061  die  Verfügung  getroffen  hat,  dass  vom  Studien- 
jahre 1S56/7  an  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Rigorosen  an 
der  Innsbrucker  Universität  nur  in  der  deutschen  Sprache  als  der- 


*)  Vergl,  die  Anmerkung^  auf  S.  357. 
ThAa.  Oekterr.  rniversUJU«Be«eUe. 
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jenigen,  hi  welcher  Jie  bctrcfFenden  Kacultiits-Vorleaungen  gehalten 
werden,  nhzulegeii  sind,  wird  hiermit  diese  Anordnung  mit  dem 
Beisätze  ku  n dgemac  li  t,  dass  nur  Denjenigen,  welche  his  zum  Be- 
ginne des  Studienjahres  IS56  7 daselbst  wenigstens  schon  zwei  liigo- 
rosen  in  italienischer  Sprache  mit  genügendem  Erfolge  abgelegt  liaheii, 
gestattet  bleibe,  die  weiteren  zwei  Rigorosen  italienisch  fortziisetzeu, 
riicksichtlich  derjenigen  Doctoranden  aber,  ilie  bis  zur  Kundmachung 
gegenwärtiger  Verordnung  erst  ein  oder  zwei  Rigorosen  abgelegt 
haben,  es  sich  das  Unterrichts-Ministerintn  Vorbehalte,  von  Fall  zu 
Fall  zu  entscheiden,  inwieweit  denselben  bei  Ablegung  ihrer  weiteren 
Rigorosen  der  Gebraueb  der  italieniscbeu  Sprache  mit  Rücksicht  aut 
den  Gang  und  Erfolg  ihrer  Studien  zu  gestatten  sei. 


253.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Erlasse  vom.  1.  Juli  1862, 

Z.  3542, 

an  das  .Statthaltcrei-Präsidium  in  Lemberg, 

betreffend  die  Sprachenfrage  Tür  den  Vortrag  der  juridiichen  StaatsprUfungs- 
fächer  in  Lemberg.  •) 

Di'n  klaren  Intentionen  der  .Allerhöchst  genehmigten  Syste- 
misiriing  wird  dann  entsprochen,  wenn  mit  den  zwei  Lehrkanzeln  tlir 
den  r uthe  n isc  heil  Vortrag  der  Lehrfächer  der  juridischen 
Staatsprüfung**)  Männer  betraut  weiden,  welche  Garantien  bieten, 
da.ss  sie  in  scientifiscln'r  Hinsicht  den  Anfonleningen  zu  entsprechen  ini 
.Stande  seien,  welche  an  Fniversitäts-Fnd'essoren  unumgänglich  gestellt 
werden  müssen,  und  deren  genaue  itnd  insbesondere  rücksichtlich  der 
juridischen  Terminologie  vollkommene  Kenntni.ss  der  ruthenischen 
Sprache  hinlänglich  constatirt  ist,  um  sicher  sein  zu  dürfen,  da.ss  sie 
der  speciellen  Aufgabe  dieser  Lehrämter  auch  in  sjirachlicher  Bezie- 
hung vollkommen  gewachsen  sind. 

Das  Stantsmiiiisterium  ist  der  Ueherzeugnng,  dass  der  geeignetste 
und  sicherste  Weg  zu  diesem  Ziele  darin  gelegen  ist,  jnngeii  wissen- 
schaltlich  gebildeten  Kräften  die  Gelegenheit  zu  Ideten,  ihre  lingui- 
stische und  sachlicho  Befähigung  zu  diesen  Lehrämtern  als  Frivat- 
docenton  oder  Supplenten  vorerst  durch  einige  Zeit  zfl  er- 
proben, auf  welche  dann,  wenn  sie  wenigstens  durch  einige  .Semester 
Beweise  ihrer  dieslnlligen  lehrämtlichen  Beläbigung  gegeben  haben, 
natiirgemäss  hei  der  delinitiven  Besetzung  dieser  a.  d.  Professuren 
besondere  Rücksicht  zu  nehmen  sein  wird. 

*)  t'cigl.  den  iiachfolgciiden  M.-E.  i',  -.5.  März  läfiS,  Z.  'Jooft. 

Oie  Sy.stemisirung  zweier  aus,-.or..rdi'ntIicher  Professuren  für  den  rntho- 
nischen  Vortrag  der  l.ctirfächcr  der  judiziellen  Siaat.spriifmur  in  I.eniberg  er- 
folgte mit  Alierhöchster  Knlschliessnng  v.iry  g.'t.  Mär/. 
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DiesB  steht  aber  Dicht  entgegen,  dass  in  der  Zwischenzeit  ftir 
ein  oder  mehrere  der  genannten  Lehrfächer  (insbesondere  Strafrecht 
und  Strafprozess  und  dann  civilgerichtliches  Verfahren)  aus  den  jün- 
geren Beamten  der  Gerichte  oder  Finaiizprocuratur  oder  den  Advoca- 
turs-Concipienten  Supplenten  bestellt  werden,  welche  während  ihrer 
Studien,  sowie,  bei  Ablegung  von  theoretischen  Staatsprüfungen,  all- 
lälligen  Rigorosen  oder  praktischen  Prüfungen  eine  besondere  fach- 
liche Befähigung  an  den  Tag  gelegt  haben  und  ihre  wissenschaftliche 
und  sprachliche  Eignung  durch  Vorlegung  einer  in  deutscher  und 
ruthenischer  Sprache  geschriebenen  Abhandlung,  endlich  durch  Abhal- 
tung einer  Probevorlesung  in  beiden  Sprachen  vor  dem  versammelten 
Professoren-Collegium  auch  ihre  Gabe  des  mündlichen  freien  Vortrages 
bekunden. 

Für  solche  Suppleturen  kann  den  Candidaten  als  Substitutions- 
Pauschale  nicht  nur  eine  Remuneration  von  200  bis  250  fl.  pr. 
Semester  in  Aussicht  gestellt  werden ; sondern  das  Staatsministerium 
wird  geneigt  sein,  seinen  Einfluss  zu  verwenden,  auf  dass  ihnen, 
wenn  sie  im  öficntlichen  Dienste  angestellt  sind,  zur  Bewältigung  der 
Schwierigkeiten  der  von  ihnen  zu  lösenden  Aufgabe  ein  angemessener 
längerer  Dienstesurlaub  erthcilt  werde. 

Da  der  bei  Weitem  grösste  Theil  der  Professoren  des  rechts- 
uiid  staatswissciiBchaftlichen  Professoren-Collegiuras  der  rutbcnischen 
Sprache  ganz  unkundig  ist,  so  wird  da.sselbe  behufs  der  Beurtheilung 
der  sprachlichen  Befähigung  von  Privatdocenten  oder  Supplenten  bei 
Würdigung  der  vorgelegten  Abhandlung  und  der  Resultate  der  Pro- 
bevorlesung nicht  nur  den  Professor  der  ruthenischen  Sprache  und 
Literatur  heizuziehen,  sondern  sich  auch  an  das  k.  k.  Statthalterei- 
Präsidium  zu  wenden  haben,  auf  dass  durch  seine  Vermittlung  zu 
obigem  Zwecke  zwei  oder  drei  Beamte  höheren  Ranges  aus  dem 
Status  der  Gerichte  oder  der  Fiiianzprocuratur  oder  andere-  Fachge- 
lehrte dem  Professoren-Collegium  ad  actum  beigeordnet  werden. 


254.  Ministerial-Erlass  vom  25.  März  1868,  Z.  2028, 

an  das  rechts-  und  staatswisscnschaflllcbe  Professoren-CoUefpum  in  Lemberg, 

betreffend  die  Forderung,  dass  alle  künftig  für  Vorträge  Uber  Gegenstände  ' 
der  judiclellen  Staatsprüfung  In  den  beiden  Landessprachen  an  dar  Lemberger 
Universität  in  Verwendung  kommenden  Supplenten  sich  der  Habilitirung 
müssen  unterzogen  haben. 

Nachdem  bei  der  Einführung  der  Vorträge  über  die  Gegen- 
stände der  judiciellcn  Staatsprüfung  in  den  Landessprachen  an  der 
Lemberger  Universität  keineswegs  der  Zweck  der  akademischen 
Vorträge  und  die  Bestimmung  der  Hochschule  aus  dem  Auge  gelassen 
werden  darf,  so  findet  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  sich 

23  • 
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bestimmt,  anznordnen,  dass  von  nun  an  bei  allfülligen  neuen  Bestel- 
lungen von  Supplenten  ftir  die  erwähnten  Vorträge  in  polnisclier  und 
ruthenischer  Sprache  nur  solche  Individuen  in  Betrachtung  zu  ziehen 
sein  werden,  welche  ihre  Befähigung  zu  denselben  im  Wege  eines  in 
Gemässheit  der  Vorschriften  vom  19.  December  ISIS,  R.-G.-Bl. 
Z.  37,  bestandenen  förmlichen  Habilitationsactes,  oder  wenigstens  in 
der  in  dem  Ministerial-Erlasse  vom  I.  .Juli  1862,  Z.  3542  *)  ange- 
deuteteii  Art  und  Weise  durch  Vorlage  einer  entsprechenden  fach- 
wissenschaftlichen Abhandlung  und  durch  eine  Probevorlesung  darge- 
than  haben  werden,  wobei  es  mit  Rücksicht  auf  die  Amovibilität  von 
Supplenten  selbstverständlich  immer  Vorbehalten  bleibt,  einen  Supplen- 
ten, welcher  sich  nicht  vollkommen  als  Privatdocent  habilitirt  hat, 
durch  einen  anderen  ersetzen  zu  lassen,  der  sich  dem  Habilitations 
acte  nach  der  Vorschrift  vom  Jahre  1818  mit  Erfolg  unterzogen  hat.  **) 


2Ö5.  Ministerial-Eilass  vom  9.  October  1868,  Z.  8808. 

an  das  galiziscbe  Statthalterci-Fräsidium  und  an  die  ProfeNsoren-CoIlegieu  der 
rechts-  und  smatswissenschaftlichen  FacuUäteu  der  iruivcrsitäten  in  Krakau 

und  I.einberK, 

betrsfTend  die  Einführung  der  polnischen  Sprache  bei  den  Vorträgen  Uber 
die  österreichischen  Rechtsfächer  an  der  Krakauer  Universität,  und  die  erwei- 
terte Anwendung  derselben  Sprache  bei  den  Rigorosen  und  theoretischen 
Staatsprüfungen  in  Krakau  und  Lemberg. 

Seine,  k.  k.  apostolische  Majc.stät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schliessung  vom  3.  d.  Mts.  A.  g.  zu  genehmigen  geruht: 

1.  Dass  an  der  Krakauer  Universität  in  theilweisej-  Aende- 
rung  der  Allerhöchsten  En tschl iessu n g vom  4.  Februar 
1861  ***)  nebst  den  bereits  in  dieser,  dem  polnischen  Vortrage  zuge- 
wiesenen  Lehrfächern  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultät 
auch  das  österreichische  Civil-  und  Strafrecht,  Civil-  und  Strafver- 
fahren, dann  Handels-  und  Wechselrecht  anstatt  in  der  deutschen, 
fortan  systemmässig  in  der  polnischen  Sprache  vorgetragen  werde; 

2.  dass  den  Rechtshörern  sofort  unbedingt  freigestellt  werde, 
bei  den  theoretischen  Staatsprüfungs-Commissionen  in  Krakau  und 
Lemberg  die  Prüfung  aus  jenen  Lehrfächern,  für  welche  an  der  be- 


•)  Sub  V.  b)  Nr.  253. 

*•)  Boziiglich  der  Eintragung  der  Prilfnngsspiaehc  iu  das  Prilfungszeugnis» 
und  iu  das  Meldungsbuch  des  Caudidaten  vergl.  §.  flS  der  IiistrucÜou  vom 
Jahre  185B  (M.-E.  v.  1B.  Juni  1866)  und  den  M.-E.  v.  .30.  Nov.  186.3,  Z.  12983. 
•**1  Vergl.  M.-E.  v.  13.  Feb.  1861,  Z.  615,  St.  M.  suh  I.  a)  Nr.  20. 
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treffenden  Universität  die  Vorträge  systemmässig  in  polnischer  Sprache 
gehalten  werden,  in  polnischer  Sprache  abzulegen; 

3.  dass  ebenso  den  Candidalen  des  rechts-  und  staatawissen- 
schaftlichen  Doctorgrades  an  der  Krakauer  Universität  freige^tellt 
werde,  unter  der  hier  sub  2 entbaltenen  Voraussetzung  die  strengen 
Prüfungen  in  polnischer  Sprache  zu  bestehen. 


256.  Miiiisterial-Erlass  vom  9.  October  1869,  Z.  9166, 

an  den  Statthalter  für  Tirol  nnd  das  Küstenland, 

betreffend  die  Erhöhung  der  Dotation  für  Vorträge  der  reehtshistorlsehen 
, Lehrfächer  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultät  in  Innsbruck 
behufs  der  Vermehrung  der  an  dieser  Facultät  abiuhaltenden  italienischen 

Vorträge. 

Um  bis  zu  dem  Zeitpuncte,  wo  in  Folge  der  Revision  der  be- 
stehenden Studiongesetze  weitere  Fürsorge  getroffen  werden  wird,  den 
österreichischen  Rechtscandidaten  italienischer  Zunge  im  Inlande 
ihrem  gewählten  Berufe  entsprechende  wissenschaftliche  Vorträge  in 
italienischer  Sprache  zugänglich  zu  machen,  haben  Seine  k.  und 
k.  Apostolische  Majestät  mit  Allerhöchster  Entschliessung  v.  25.  Sep- 
tember d.  .1.  allergnädigst  zu  bewilligen  geruht,  dass  die  an  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Facultät  der  Innsbrucker  Univer- 
sität bestehende  Dotation  für  die  Vorträge  der  rechtshistorischen  Lehr- 
fächer behufs  der  Vermehrung  der  an  dieser  Facultät  abzuhaltenden 
italienischen  Vorträge  unter  vorzngsweiser  ßedachtnahme  auf  die 
Prüfungsgegenstände  jud  icie  1 1 er  Staatsprüfung  vom  I.  Jänner  1870 
an,  unter  Vorbehalt  der  verfassungsmässigen  OJenehmigung,  auf  den 
Betrag  jährlicher  51)00  fl.  erhöht  werde.  *) 


Uebor  die  Sprache,  in  welcher  die  rechts-  und  staatswisaenschaft- 
licheii  Rigorosen  in  Innsbnick  abznhalten  sind,  vergl.  M.-E.  v.  25.  Dec.  1866 
Z.  18456  snb  V.  b)  Nr  •.’52. 

Ausnahmsweise  Bewilligungen  zur  Ablegung  der  Rigorosen  in  italieni- 
scher Sprache  sind  jedoch  — vorzugsweise  für  Studirende  aus  Padua  — seither 
ertheilt  worden  und  beziehen  sich  dieselben  theils  auf  die  Innsbrucker,  theils 
auf  die  Grazer  und  Wiener  Universität. 
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c)  Besondere  Stipendienvorschriften  für  die  juri- 
dische Facultät. 


257.  Decret  der  k.  k.  Studien-Hofcominission  vom  16.  August  ‘ 
1837,  Z.  4993, 

an  die  Ltndemtellen  von  NiederSstcrreich,  Böhmen,  MXhrcn,  Galizien,  Ober- 
Österreich,  Steiermark,  Tirol,  Dia  rien  und  Küstenland,  *) 

betreffend  den  Fortgenuii  von  Stipendien  nach  vollendeten  Jurldleohen  Sta* 
dien  behuft  Erwerbung  de*  Doctorgrade*. 

Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  5-  August  1.  J.  haben 
Seine  k.  k.  Majestät  geruht,  die  den  Medizinern  mit  Allerhöchster 
Entschliessung  vom  26.  September  1811  (Stud.-Hofcom.-Decret  vom 
4.  October  1811  Z.  1721)  und  den  Chirurgen  mit  Allerhöchster  Ent- 
schliessung  vom  28.  April  1832,  Z.  1940,)  ausnahmsweise  gewährte 
aUergnädigste  Begünstigung,  ihre  Stipendien  noch  durch  ein  weiteres 
Jahr  nach  beendigten  Studien  beibehaltcn  zu  dürfen,  auch  auf  die 
mit  Stipendien  betheilten  Doctoranden  unter  folgenden  Bedingungen 
allergnädigst  auszudehnen ; 

a)  dass  die  Belassung  des  Stipendiums  weder  der  Eigenschaft 
desselben  noch  der  klaren  Stiftung  zuwider  ist; 

b)  dass  der  Fortbezug  nur  auf  jenes  Studienjahr  beschränkt 
wird,  welches  unmittelbar  auf  die  Vollendung  der  juridisch-  politischen 
Studien  folgt; 

c)  dass  der  fragliche  Stipendienbetrag  immer  an  den  Decan  der 
juridischen  Facultät  verabfolgt  werde,  und 

d)  dass  die  Zahlungsanweisung  erst  dann  geschieht,  wenn  der 
Caudidat  im  erwähnten  Schuljahre  zwei  strenge  Prüfungen  mit  Erfolg 
abgelegt  hat. 

•)  Vergl.  den  M.-E.  v.  20.  Aug.  1849  Z,  5.888,  den  M.-E.  v.  20.  März 
1852  Z.  10381,  (sub  111.  c)  Nr.  138  und  145)  und  d.  M.-E.  v,  26.  Juni  1852, 

Z.  6140  (sub  V.  c)  Nr.  269. 
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258.  Ministerial-Schreibeu  vom  28.  Februar  1852,  Z.  1260, 

an  den  Statthalter  von  BShmen, 

Uber  den  Einfluss  der  Reprobation  bei  einer  thesrstischei  StaatsprUfuig  auf 
den  Fortgenuss  von  Stipendien  oder  Stiftungen. 

R.-G,  BI.  Jnhrg.  1852,  Nr.  61.  286. 

Naclidem  Zweifel  über  die  Frag«'  rege  geworden  .sind,  welchen 
Einfluss  die  erste  oder  wiederholte  Keprobation  bei  einer  tlieoretischen 
Stn.atsprüfung  auf  den  Forfgcnus.s  von  .Stipendien  oder  Stiftungen  zu 
nehmen  habe,  so  wird  hierüber  Nachstehendes  verordnet: 

Die  wiederholte  Keprobation  bei  einer  und  derselben  .Staatsprü- 
fungs-Abtheiluiig,  ebenso  wie  zwei  Keprobationen  bei  zwei  versehie- 
denen  Abtheilungen  der  theoretischen  Staatsprüfung,  ziehen  den  Ver- 
lust de.s  Stipendiums  nach  sich. 

Bei  einer  ersten  Ueprobation  aber  tritt  der  Verlust  nur  datm 
mit  unbedingter  Nothwendigkeit  ein,  wenn  der  Candidat  mit  Stim- 
meneinhelligkeit reprobirt  wurde.  — Erfolgte  die  Reprobation  nur 
mit  Stimniemnehrheit  oder  Stimmengleichheit,  so  hat  das  Professoren- 
Collegiuni  der  Facultät,  welcher  der  reprobirtc  Oandid.at  iinmatricnlirt 
ist,  die  ihm  anznzeigeiide  Reprobation  in  (leraässheit  dos  hierorfigen 
Erlasses  vom  3.  .Jänner  IS  19*^  zum  Anlasse  einer  sorgftiltigen  Be- 
rathnng  zu  machen  und  auf  (irundlage  derselben  sohin  zu  entschei- 
den, ob  der  .Stndirende  ungeachtet  der  ersten  Reprobation  bei  einer 
bestimmten  StaaLsprüfnngs- Abtheilung  noch  des  Fortbeznges  seines 
Stipendiums  würdig  sei  oder  nicht. 

Hierbei  wird  auf  sein  ak.ademisclie.s  Betragen,  seinen  Flciss  im 
Besuche  der  Vorlesungen,  auf  seine  durch  Colloquien  **)  oder  Privat- 
Prüfungen  oder  eine,  vorausgegangene  mit  gutem  Erfolge  abgelegte 
Staatsprüfung  dargelegte  wissenschaftliche  Verwendung  und  auf  die 
besonderen  Bemerkungen  zu  sehen  sein,  mit  welchen  die  Anzeige  der 
erfolgten  Reprobation  von  Seite  der  betreffenden  StaatS])rüfnngs-Com- 
mi-ssion  an  das  Professoren-Collegium  begleitet  ist. 

Zur  Aufrechthaltung  dieser  Entscheidung  werden  die  V^orstände 
sUmmtlicher  tlieoreti.scher  Staatsprüfungs-Commissionen  hiermit  ver- 
pflichtet, alle  Falle  einer  ersten  oiler  wiederholten  Reprobation  dem 


*1  Suh  Ml.  Nr.  133. 

Mit  dem  M -E.  v.  12.  .Iiili  1860,  Z.  ytiotl,  an  das  Uccaiiat  des  rectits- 
uad  .staal.HKi.ssciiscliaftli(hen  Professoren  Collegiums  in  Wien  wurde  demselben 
bedeutet,  dass  die  Professoren  Hie  CoIleeien-Zeugni.sÄc,  auch  die  zum  Behufe  der 
Befreiung  v.m  der  Reerutirung  auszuateilenden  eben  so  gut  wie  andere  .als  in 
Amtssachen  ausgestellte  Bestätigungen  zu  betrachten  haben,  und  daher  bei  der 
Wald  der  AusdrUeke  iil,er  den  Erfolg  solcher  Collegieii  nicht  minder  als  bei 
jedem  anderen  Priifnngsaete  zur  strengsten  Gewisscob.aftigkeit  verpflichtet 
erscheinen. 
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Professoreu-Collegium  derjenigen  Facultät  ungesSumt  mitzutheilen , an 
welcher  der  Candidat  die  Vorlesungen  besucht,  oder  (falls  er  be- 
reits in  dem  freigegebenen  achten  Semester  seiner  Stu- 
dienzeit stünde*)  zuletzt  besucht  bat. 

Diese  Mittheilung  hat  ausser  dem  Vor-  und  Zunamen  und  Geburts- 
ort des  Candidaten,  der  Art  der  misslungenen  Staatsprüfung  und  dem 
Umstande,  ob  die  Reprubation  eine  erste  oder  bereits  wiederholte 
war,  auch  noch  das  Resultat  der  Abstimmung,  eine  nähere  Schilderung 
der  misslungenen  Prüfung  zunächst  in  der  Richtung  zu  enthalten, 
dass  das  Professoren-Collegium  für  den  Fall,  als  der  Candidat  Stipen- 
dist oder  Stiftling  ist,  bei  der  oberwähnten  Beurtheilung  über  seine 
Würdigkeit  oder  UnwUrdigkeit  zum  Fortgenusse  des  Stipendiums  in 
dieser  .Mittheilung  genauere  Anhaltspunkte  einer  allen  Umständen  an- 
gemessenen Entscheidung  erhalte.  ' 


259.  Ministerial-Erlass  vom  28.  Juni  1852,  Z.  6140, 

an  die  Landcsschulbehörde  von  Kärntheu, 

wornaoh  der  Fortbezug  von  Stipendien  zur  Vorbereitung  auf  die  Staatsprü- 
fung nach  zurUckgelegten  Studien  unzulässig  ist. 

Die  k.  k.  etc.  etc.  wird  in  die  Kenntniss  gesetzt,  dass  die 
Vorschrift  über  den  Fortgenuss  der  Stipendien  durch  Doctoranden  •*) 
eine  ausnahmsweise  ist,  somit  eiuschränkend  ausgelegt  werden  muss, 
und  deshalb  auf  jene  Individuen , welche  nach  zurUckgelegten  Studien 
sich  noch  für  eine  Staatsprüfung  vorbereiten,  keine  Anwendung  findet, 
dass  ferner  eine  Parallele  mit  den  Doctoranden  in  dem  angeregten 
Punkte  schon  darum  nicht  gezogen  werden  kann,  als  nach  Inhalt 
der  über  die  Staatsprüfungen  erflosseneu  Bestimmungen  die  ersten 
zwei  im  Laufe  der  Studienzeit,  die  dritte  unmittelbar  nach  Vollen- 
dung derselben,  ja  sogar  noch  in  den  letzten  sechs  Wochen  vor 
Schluss  des  achten  Semesters  bestanden  werden  kann.  ***) 


*)  Davon  ist  es  seit  dem  M.-E.  v.  20.  Oct.  1855,  Z.  15102  abgekommen. 

**)  St.-H.-C.-D.  V.  16.  Aug.  18.37  und  M.-E.  v.  20.  März  1852,  Z.  10381 
ex,  1851. 

••*)  In  Bezug  auf  letztere  Bestiminnng  ist  nach  der  gegenwärtigen  Stu- 
dienordnnng  der  M.-E.  v.  27.  Oct.  1860,  Z.  10016  massgebend,  tsub  V d.) 
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260.  Ministerial-Erlass  vom  18.  October  1858,  Z.  5552 
ex  1857, 

1.  An  die  Rtatthalterei  für  Niederüsterreich  und  Ü.  an  daa  Decanat  des  Profes- 
aurcu-Collegiuma  der  rechte-  und  staatewiseenscbafUichen  Facultät  der  Wiener 

ünircreität, 

Uber  die  geiteIHe  Anfrage,  ob  Stipanditten,  welche  in  Folge  dar  vertiumien 
Ablegung  der  rechishiitoriechen  Prüfung  dat  Privatstudium  als  Ausweg  er- 
greifen, im  Qenusse  des  Stipendiums  belassen  werden  dürfen.  *) 

lieber  die  angeregte  Frage,  ob  Stipendisten,  welche  in  Folge 
der  versäumten  Ablegung  der  rccbtshistorischen  Prüfung  das  Privat- 
studium als  Ausweg  ergreifen,  im  Genüsse  des  Stipendiums  belassen 
werden  dürfen,  wird  bemerkt,  dass,  insoferne  die  Eigenschaft  eines 
öffentlichen  Studirenden  nach  den  Bestimmungen  der  betreffenden 
Stiftung,  oder  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  zu  den 
Bedingungen  des  Stipendiumsgenusses  gehört,  dieses  Erfordemiss  auch 
bei  dem  obgedachten  Falle  des  Uebertrittes  von  Stipendisten  in  das 
Privatstudium  streng  wahrzunebmen,  und  die  Betheilten  nicht  weiter 
im  Genüsse  des  Stipendiums  zu  belassen  sein  werden. 


261.  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht, 
vom  21.  August  1860,  Z.  10819, 

au  die  Htatlhalterei  für  Dalmatien, 

womit  Stipendien  ä 300  fl.  für  Facultätistudirende  der  juridischen  und  medi- 
zinischen Abtheilung  begründet  werden. 

In  Erledigung  einer  Anfrage  findet  man  Folgendes  zu  bestimmen, 
das  nach  Massgabe  der  progressiven  Ausführbarkeit  sogleich  in  Voll- 
zug zu  kommen  hat. 

Die  Stipendien  der  Kategorie  zu  je  200  fl.  G.  M.  aus  der  Dota- 
tion des  aufgehobenen  Zara’er  Oonvictes  sind,  sobald  sie  in  Erledi- 
gung kommen,  als  solche  nicht  wieder  zu  besetzen.  Ihre  Gfesammt- 
Bedeckung  pr.  1600  fl.  C.  M.,  hat  in  Verbindung  mit  der  Tangente, 
von  zwei  Stipendien  der  Kategorie  von  150  fl.  und  von  einem  der 
untersten  Kategorie  pr.  100  fl.,  im  Ganzen  also  in  einer  Summe  pr. 
2000  fl.  = 210(1  österr.  Währ,  zur  Bestreitung  von  sieben  Stipendien 
zu  je  dreihundert  Gulden  zu  dienen,  welche  nur  für  Facultäts- 
studien  der  juridischen  oder  medizinischen  Abtheilung 
verliehen  und  genossen  werden  können. 


*)  Vergl.  Abth.  7 des  Ges.  v.  2.  Oct.  1865,  R-G.-Bl.  Z.  172  und  M.-E. 
V.  16.  April  1866,  R.-G.-B1.  Z.  6i. 
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Zu  diesem  Behufs  hat  eine  entsprechende  Verminderung  der 
Zahl  der  Stipendien  der  obbezeichneten  zwei  Kategorien  und  die  an- 
gedeutete Verwendung  des  hiedurch  disponihtd  werdenden  Betrage« 
gleich  beim  Eintritt  der  bezüglichen  Erledigung  stnttzuHnden. 

ßücksichtlirh  der  Competenz  zur  Verleihung  dieser  k.  k.  Facul- 
tätsstipendien,  sowie  hinsichtlich  der  Bedingungen,  an  welche  der 
Fortbczug  der  früheren  Gyranasialstipendien  zum  Behufe  und  auf  die 
Dauer  der  Facultäfsstudicn  geknüpft  wurde,  bleiben  die  bisherigen 
Bestimmungen  auch  für  die,  Stipendien  der  neuen  Kategorie  mass- 
gebend. 

Hiebei  ist  jedoch  zu  beachten ; 

1.  dass  die  forthestehenden  Stipendien  der  Kategorie  von  150  fl. 
und  100  fl.  C.  M.  künftighin  nur  in  der  Valuta  der  österreichischen 
Wahrung  und  nur  für  die  Dauer  der  fiymnasialstudien  verliehen 
werden  dürfen ; 

2.  dass  im  Hinblick  auf  die  gleiche  Disponibilität  der  in 

Rede  stehenden  Facultatsstipendien  für  juridische  und  medizi- 
nische Studien  die  Widmung  und  Besetzung  derselben  sich  nielit 
nach  einem  im  voraus  bestimmten  Verhältnisse,  sondern  nach  Erwä- 
gungen zu  richten  haben  wird,  die  der  k.  k anheimge- 

stcllt,  und  sich  aus  der  Notb Wendigkeit  der  Ausgleichung  nach  der 
Zahl  der  in  den  verschiedenen  Studienzweigeu  studirenden  .liinglinge, 
zunächst  aber  aus  der  Keimtniss  und  Wahrnehmung  der  Bedürfnisse 
des  Kronlandes  in  Beziehung  auf  den  iitfentlichen  Dienst  und  die 
Sanitätspflege  ergeben  werden. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  findet  sieh  übrigens  das  Ministerium 
tUr  Cultus  und  Unterricht  schon  jetzt  voranl.asst,  im  Hinblick  auf  die 
ühgedachte  Disponibilität  der  neu6n  Facultätsstipendien,  und  auf  die 
gegenwärtige  Bestimmung  der  ehemals  bloss  chirurgischen  Stipendien, 
bei  den  aus  der  Dotation  des  Wiener  Stadtconvictes  creirten  Univer- 
sitäts-Stipendien von  nun  an  die  .\eiiderung  eintreten  zu  lassen,  dass 
sie  nur  Studirenden  der  juridischen  .Abtheilung  werden  zuge- 
wendet werden. 

Diese  Stii»endien  werden  ilaher  von  nun  an  auch  nur  nach 
obiger  ausschliesslicher  Bestimmung  auszuschreiben  und  im  Einklang 
mit  dem  Aiismass  der  neuen  Facultätsstipendien  mit  je.  dreihundert 
Gulden  österr.  Währ,  zu  erfolgen  sein. 

Lieber  den  Vollzug  dieser  Bestimmungen  wird,  so  w-eit  dies 
noch  das  Studienjahr  Iböd/fll  betreften  kann,  weiterem  Berichte,  so 
wie  seiner  Zeit  der  Anzeige  der  erfolgten  vollständigen  Regelung  der 
Stipendien  des  Zara’er  Convictes  in  Gemä.sslieit  dieses  Erlasses  ent 
gegengesehen.  *) 

Vergl.  die  V'orscliriflcn  fllicr  die  Erriclitung  von  Handstipeedien  .in 
dalmnSinische  Jünglinge  M.-E.  v.  17,  Feti  ls-19,  Z.  -tu  IH.  ci  Nr.  lit-1). 
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d)  Theoretische  Staatsprüfungen. 


262.  Auszug  aus  der  Verordnung  des  Ministeriums  für 
Cultus  und  Unterricht  vom  1.  Mai  1852  Z.  4142, 

wirksam  fflr  den  ganzen  Umfang  des  Reiches, 

womit  in  Folge  Allerhöchster  Enitehllestung  vom  27.  April  1852  einige  Modi- 
fioationen  des  Gesetzes  Uber  die  theoretischen  Staatsprüfungen  vom  30.  Juli 
, 1850,  Z.  327,  getroffen  werden.  *) 

§.  8.  Studirende,  welche  nach  absolvirten  Vorhercitungsstudicn, 
beziehungsweise  nach  abgelegter  Maturitätsprüfung  an  dem  Eintritte 
in  die  rechts-  und  staatswissenscbafliiclien  Studien,  oder  an  ihrer 
Fortsetzung  durch  ihren  freiwilligen  Eintritt  in  den  Militärdienst  oder 
durch  die  sie  treffende  Militärpflichtigkeit  gehindert  wurden,  können 
nach  Beschaffenheit  der  eine  besondere  Rücksicht  verdienenden  Ver- 
hältnisse um  gänzliche  oder  theilweise  Dispens  von  der  Nachweisung 
der  an  öffentlichen  Lehranstalten  zurückzulegenden  Studien  ein- 
scbrciten,  und  sohin  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen  zuge- 
lasaen  werden.  **) 

Die  Ertheilung  einer  solchen  Dispens  ist  dem  Unterrichtsmini- 
sterium Vorbehalten.  Insoweit  sie  jedoch  einem  mit  Beibehaltung 
des  Charakters  ausgetretenen  Officier  ertheilt  werden  soll,  ist  hiezu 
die  Zustimmung  des  Kriegsministeriums  erforderlich,  an  welches  daher 
derlei  Gesuche  zunächst  zu  richten  sind. 

Als  sich  von  seihst  verstehende  Bedingungen  der  Gewährung 
solcher  Gesuche  sind  anzusehen : 


*j  Obsebon  das  .StaatsprUfungsgesetz  vom  30.  Juli  1860  durch  du  Qesetz 
vom  2.  Oct  1866  und  .M.-E.  v.  16.  April  1856  Z.  6877  derugirt  wolden  ist, 
und  der  vorstehende  M.-E.  v.  1.  Mai  1862  sich  als  eine  Modifiention  des 
ersterwähnten  darstellt,  so  mu.ssto  derselbe  hier  wenigstens  im  Auszuge  doch 
mit  anfgenommen  werden,  weil  §.  8.  seine  Geltung  noch  nicht  verloren  hat. 

*•)  Mit  dem  M.-E.  v.  17.  April  1862,  Z.  3933,  C.  U.  (nach  Krakan) 
wurde  ausgesprochen,  dass  eine  in  individuellen  Fällen  ertheilte  Dispens  von 
der  Nachweisong  der  an  Sffentlichen  Lehranstalten  zurilckgclcgten  Studien,  sei 
es  auf  Grundlage  des  §.  8 der  kaiserl.  Verordnung  v.  1.  Mai  1852  oder  des 
§.  7 des  Gesetzes  v.  2.  Oct.  1855  oder  der  Allerh.  Entschliessung  v.  28.  Sept. 
1857  (zu  Gunsten  der  Kanzlei  der  Manipulationsbeamteni,  sich  stets  nur  auf 
die  Zulassung  zu  den  theor.  Staatsprüfungen  beziehen,  dassdage- 
gen  in  Folge  der  aJlgemein  erfolgten  Aufhebung  des  Privatstndiums  im  Sinne  der 
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a)  dass  der  Bittsteller  während  seiner  Militärdienstleistung  zur 
vollen  Zufriedenheit  seiner  Vorgesetzten  sieh  betragen  habe,  und 

b)  dass  er  zur  Schlussprüfung  in  keinem  Falle  früher  zugelassen 
werden  dürfe,  bevor  ein  Zeitraum  von  vier,  beziehungsweise 
einiger  Kronländer  von  drei  Solaijahren  nach  ZurUcklegung  des 
achtjährigen  Vorbereitungsstudiums  oder  der  abgelegten  Matu- 
ritätsprüfung ahgelaufen  ist. 

Derlei  Candidaten  sind  auf  ihr  Einschreiten  von  den  PrUfungs- 
taxen  der  theoretischen  Staatsprüfungen  zu  befreien,  ohne  zu  strengen 
Beweisen  Uber  ihre  Dürftigkeit  verhalten  zu  sein.*) 


283.  Ministerial-Yerordnimg  vom  10.  März  1856  Z.  952, 

an  alle  Länderchefs,  in  deren  Verwaltungsgebietc  Commissiunen  für  die  theore- 
tischen Staatsprüfungen  bestehen,  an  die  Vorstände  sämmtlicher  in  Oemässheit 
des  Erlasses  vom  2.  October  18f)6  (K.-G.-Bl.  Z.  172)  eingerichteten  rechts-  und 
staatswisseuschaftlichen  I^ebranstalten  und  au  alle  Commissionen  der  theoreti- 
schen Staatsprüfungen, 

womit  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminitterium  neue  Bestimmungen  über 
die  von  den  Candidaten  der  theoretischen  Staatsprüfungen  zu  entrichtenden 
PrUfungstaxen  getroffen  werden. 

Jahrg.  1850,  Nr.  .S7,  S.  163. 

Nachdem  durch  die  Allerhöchste  Entschliessung  vom  25,  Sep- 
tember V.,  J.  (h.  o.  Erlass  vorn  2.  October  v.  J.  R.  G.-  Bl.  Z.  172) 
mehrere  Aenderungen  in  dem  Systeme  der  theoretischen  Staatsprü- 

vor  dem  J.  1848  bestandenen  diusfälligen  Vorschriften  und  in  Oemässhelt  des 
citirten  Gesetzes  v.  2.  Oct.  1856  die  Zula.ssung  zur  Ablegung  der  Rigoro.scn 
im  ordmuipiniä.ssigeu  Wege  an  die  Vuranssetzung  geknüpft  ist,  da.ss  der  Be- 
werber um  einen  akadem.  Grad  die  gesetzHchen  Universitätsstudiei»  znrückge- 
leg^  habe,  ln  ähnlicher  WeUc  lautet  der  M.  E.  v.  3.  Aug.  1806,  Z.  5565  C.  U. 
(nach  Krakau).  (V''ergl.  übrigen.s  noch  M.-E.  v.  2H.  Sept.  1860,  Z.  14009 
sub  V.  e.) 

*)  ln  Betreff  der  Behandlung  der  von  beurlaubten  Militäristen  ein- 
gebrachten  Gesuche  um  DUpens  von  den  rechts-  und  staatswi.<i.senschaftlichen 
Studien  zum  Behufe  der  Zulassung  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen,  hat 
das  Unterrichts-Ministerium  mit  Note  v.  0.  Mai  185.3,  Z.  1743  dem  k.  k.  Kriegs- 
Ministerium  eröffnet,  d.'iss  cs  derlei  Gesuche,  wenn  sie  unmittelbar  einge- 
bracht werden,  abschlägig  bescheiden,  sic  jedoch  dem  Krieg.sministcrium  früher 
zur  vorläuHg*  n Einsicht  mittheilen  werde,  damit  dasselbe  in  die  Lago  komme, 
in  besonders  rücksiebtswürdigen  Fällen  eine  angemessene  Verfügung  zu  treffen. 

In  dem  M.-E.  v.  28.  Mai  1853,  Z.  5062  an  das  rechts-  und  staatswissen- 
schaftliche  Professoren-Colleginm  der  Universität  in  Graz  ist  bemerkt  worden, 
das«  die  in  dem  angeführten  §.  8 der  M.-V.  vom  1.  .Mai  1852  erwähnte  C»>n- 
cession  sich  nur  auf  die  ausgediente  und  aus  dom  Militärver- 
bande  entlassene  Mannschaft  oder  auf  die  mit  Beibehaltung 
des  O ff  i ci  ersch  a r ak  te  rs  ad  honores  qiiittirton  k.  k.  Officiere 
bezieht,  hingegen  auf  die  im  Gesetztexte  auch  gar  nicht  er- 
wähnten k.  k.  wirklichen  Officiere  des  activeo  und  Pensions- 
Standes  und  die  im  Milit  ärv  erb  and  e befindliche  Mannschaft 
ke  in  e A n w en du  og  findet. 
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fangen  eingeftlbrt  worden  sind,  werden  Uber  den  Betrag  und  Uber 
die  Art  der  Einbebung  der  diesfalls  zu  entrichtenden  Taxen,  sowie 
über  die  Befreiung  von  denselben  nach  gepflogenem  Einvernehmen 
mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  folgende  Anordnungen  getroffen; 

§.  I.  Der  hierortige  Erlass  vom  II.  November  1850  R.-G.-Bl. 
449  wird  hiermit  ausser  Kraft  und  Wirksamkeit  gesetzt,  und  hat  die 
Taxentrichtung  rUcksichtlich  aller  theoretischen  Staatsprüfungen,  welche 
nach  Kundmachung  dieses  Erlasses  vorgenommeu  werden,  nach  fol- 
genden Bestimmungen  zu  geschehen. 

§.  2.  Die  Prüfungstaxe  für  alle  theoretischen  Staatsprüfungen 
sow'ohl  des  neuen  Staatsprüfungssystemes  (rcchtshistorische,  judicielle 
und  staats  wissenschaftliche)  als  des  Staatsprüfungssystemes  vom  Jahre 
1850  (allgemeine,  administrative,  judicielle  Staatsprüfung  *)  wird 
gleichförmig  für  jede,  (sowohl)  von  den  öffentlichen  Kechtshörern  der 
UniversitSf  (als  auch  von  den  öffentlichen  oder  privatim  Studirenden 
der  Rechtsakademien)  abzulegondo  theoretische  Staatsprüfung  auf 
acht  Gulden  festgesetzt.  •*) 

§.  3.  Nur  solche  Candidaten,  welche  auf  Grundlage  des  Absatzes 
7 des  hierortigen  Erlasses  vom  2.  tfetoher  IS.'lb  Z.  172  die 
Bewilligung  des  Unterrichts-Ministeriums  erhalten  werden,  sich  ohne 
vorausgegangenen  regelmässigen  llniversitätsbesuch  als  Privatstudi- 
rende  den  theoretischen  Staatsprüfungen  in  Gemässheit  der  Aller- 
höchsten Anordnungen  vom  25.  September  v.  .1.  zn  unterziehen, 
werden  für  jede  Prüfung  eine  Taxe  von  21  fl.  C.  M.  zu  entrich- 
ten haben. 

4.  Die  .Staatsprülüngstaxe  ist  von  dem  Candidaten  stets  vor  Ab- 
legung der  Prüfung  zu  entrichten,  und  bei  dieser  Gelegenheit  auch 
der  Betrag  ftir  den  Stempel  des  Prüfungszeiignisses  zu  berich- 
tigen. 

§.  5.  Die  Einhebung  der  Taxen  und  Stempelbeträge  ist  eine 
Angelegenheit  der  einzelnen  Prüfungs-Commissionen,  welche  hiezu 
einen  Thesaurar,  und  zwar  in  der  Regel  aus  ihrer  Mitte,  zu  bestellen 
haben  werden. 

§.  6.  Längstens  24  Stunden  vor  der  Prüfung  hat  sich  der  Can- 
didat  bei  dem  betreflenden  Präses  über  die  Berichtigung  der  Tax- 
und  Stempclgebühr,  oder  über  die,  ihm  zukommende  Befreiung  von 
der  Taxe  auszuweisen. 

Die  beigebrachten  Quittungen  sind  von  den  Commissionavor- 
ständen  zum  Behufe  der  Controle,  der  schliesslichen  Verrechnung  und 
Vertheilung  aufzubewahren.  Auf  den  Quittungen  der  Halbbefreiten 



*)  Die  Priifnnpren  des  alten  Prtifnngssystemes  sind  seil  dem  M.-E.  vom 
5.  Sept.  1858,  Z.  15216  ganz  eingestellt. 

*'*)  Dermal  8 d.  40  kr.  M.-E.  v.  14.  Oct.  1858,  Z.  13894. 

***)  Der  Stempel  für  die  Staatsprilfungszeugnisse,  welcher  nach  M.-£. 
r.  17.  April  1852,  Z.  2665,  15  kr.  betrug,  ist  jetzt  mit  1 6.  rt.  W.  bemessen. 
Siehe  M.-E.  v.  21.  Juni  1865,  Z.  5260. 
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oder  auf  den  den  günzlicli  Befreiten  aimzustnllenden  Quittungen  Uber 
die  Stempelgebülir  ist  Datura  und  Zahl  deHjenigen  Documentea  anzu- 
uierken,  auf  dessen  Grundlage  der  Präses  die  Taxbefreiung  eines 
Candidaten  anerkannt  hat. 

§.  7.  Am  .Schlüsse  eines  jeden  Studiensemesters  wird  der  Ge- 
sammtertrag  der  für  jede.  Prüfungsabtheilung  eingeflossenen  Taxen, 
sowohl  der  öffentlichen  als  auch  der  Privatstudirenden  (siehe  oben 
§.  2 und  3)  unter  den  Präses  und  die  Prüfungscommissäre  der  betref- 
fenden Commission  nach  der  Anzahl  der  Candidaten  vertheilt,  deren 
Prüfungen  jedes  Conimissiunsmitglied  wirklich  heigewohnt  hat. 

8.  Der  Präses  jeder  Commission  hat  am  Schlüsse  den  Ge- 
sanimtertrag  der  eingeflossenen  Taxen  von  dem  Thesaurar  in  Empfang 
zu  nehmen,  die  Kepartition  zu  entwerfen,  sie  in  einer  Sitzung  oder 
im  Circulationswege  den  Commissären  bekannt  zu  geben,  und  die 
auf  .Jeden  cntfailende  Quote  auf  kurzem  Wege  ihm  zukommen 
zu  lassen. 

!l.  Jeder  ordentliche  Studirende  *)  einer  rechts-  und  staats- 
wissenschatUicben  Pacultät,  welcher  in  demjenigen  Semester,  in  dem 
er  sich  einer  Staatsprüfung  unterzieht,  von  dem  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen  Professoren-Collegium  die  Befreiung  von  dem  ganzen 
oder  halben  Collegiengelde  erhalten  hat,  ist  eben  dadurch  auch  schon 
von  der  ganzen  oder  halben  Prüfungstaxe  ipso  facto  befreit.  Bei  den- 
jenigen Stiidirenden,  welche  sich  einer  .Staatsprüfung  binnen  der  ersten 
vier  Wochen  eines  Semesters  unterziehen,  kann  in  dieser  Beziehung 
, auch  die  in  dem  nächst  vorhergegangenen  Semester  erlangte  Befreiung 
vom  Collegiengelde  zur  Cynosur  genommen  werden. 

(Alles  hier  Gesagte  gilt  auch  von  den  Befreiungen  vom  Unter- 
richtsgelde,  welche  eine  Statthalterei  dem  Studirenden  einer  Rechts- 
akademie  ertlieilt  hat.) 

§.  10.  Die  aus  dem  Titel  einer  Befreiung  vom  Collegien-  oder 
Unterrichtsgeldo  einem  Candidaten  während  seines  letzten  Studien- 
semesters zukommende  Befreiung  vor.  der  Prüfungtaxe  erstreckt  ihre, 
Wirksamkeit  auf  jene  Staatsprüfungen,  welche  derselbe  während  des 
darauf  folgenden  Studienjahres  ablegt. 

Für  später  abgelegte  Prüfungen  aber  ist  er  unnachsichtlicb  zur 
Taxzahlung  verpdichtet. 

§.  11.  Inder  Regel  hat  es  von  nun  an  von  eigenen  Gesuchen 
um  Befreiung  von  der  ganzen  oder  halben  Prüfungstaxe  ganz  abzu- 
komrnen.  Die  bisher  den  Länderchefs  allgemein  in  erster  Instanz 
vorbehaltene  Wirksamkeit,  über  Befreiungsgesuche  von  den  Staats- 
prüfungstaxen  zu  entscheiden,  hat  somit  zu  entfallen,  doch  bleiben 
selbstverständlich  diejenigen  Befreiungen,  welche  dieselben  in  Gemäss- 
heit  des  liierortigen  Erlasses  vom  11.  November  1850  bei  Kund- 
machung dieser  V'erordnung  an  Candidaten  für  das  Studienjahr  1 85'  56 
bereits  ertheilt  haben,  für  dieses  Studienjahr  in  Kraft. 


•)  Verg!.  M.-K.  V.  -27.  Ang.  IS68,  /-.  12988  (sub  V.  <i.) 
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S.  12.  Es  bleibt  den  Länderchefs  nur  ferner  noch  in  erster  und 
letzter  Iiistiinz  die  Ertbeilung  von  Befreiungen  von  der  ganzen  oder 
halben  Taxe  in  den  Fällen  des  §.  S *)  der  bierortigen  Verordnung 
vom  1.  Mai  IS")2,  K.-G.-Bl.  Z.  90  Vorbehalten,  insoweit  solche  C'an- 
Ilidaten  nicht  etwa  schon  aut  Grundlage  erhaltener  Befreiungen  vom 
Collegicngelde  eine  gesetzliche  Befreiung  von  der  Prüfungstaxe  ge- 
niessen. 

§.  13.  Von  den  oben  §.  3 erwähnten  Prüfungstaxen  findet  in 
keinem  Falle  weder  eine  ganze  noch  halbe  Befreiung  Statt. 

§.  II.  Alle  aus  was  immer  für  einen  Titel  ' entspringenden  Tax- 
befreiungen  haben  für  Wiederholungsi)rüfungeii  keine  Anwendung. 

4;.  I.'i.  Glaubt  sich  ein  Candidat  durch  die  Taxtorderung  von 
Seite  des  Commissionspräses  beschwert,  so  steht  ihm  der  Rccurs  an 
den  Landeschef  zu. 

§.  16.  Gegen  die  in  solchen  Fällen  von  dem  Landeschef  ge- 
fällten Entscheidungen,  sowie  gegen  Fintscheidungen  derselben  in 
dem  Falle  des  ij.  1 1,  dieser  Verordnung  findet  kein  weiterer 
Reenrs  Statt. 


264.  Ministerial-Erlass  vom.  20.  März  1856,  Z.  4518, 

an  clas  reclits-  und  sl;iatswi.s.'i*n«cliat'tliclic  l'roteKsorcn-ColIceimn  i,i  Wien,  Prag, 
iIVst,j  Krakau,  Lemberg,  (ii  iz,  Imisbnick, 

womit  demielben  eine  Instruction  Uber  die  Behandlung  derjenigen  Candida- 
ten  des  öffentlichen  Dienstes,  welche  sich  für  die  theoretischen  Staatsprü- 
fungen durch  Privai.tudium  im  Sinne  des  Absatzes  7 des  hierortigen  Erlasses 
vom  2.  October  1855,  R..Q.  BI.  Z.  172  vorzubereiten  gedenken,  nebst  betref- 
fenden Weisungen  mitgetheilt  wird,  t-s-) 

Instruction 

über  die  Bchaiidliiiig  derjenigen  Candidalen  des  iiffentliclieii  Oieiistes,  welclie 
sich  für  die  llieoretiselicii  Staat.sprüfuiigen  durch  l'rivatatudiiim  im  Sinne  des 
.\bs.stzes  7 des  hierortigen  Erlasse.s  vom  2.  October  1S.55.  K.-G.-Bl.  Z.  172 
voizubereiteii  gedenken. 

I.  ln  Folge  der  .Allerhöchsten  Entschlicssuiig  vom  25.  Septem- 
ber (hierortiger  Erlass  vom  2.  October)  I S.’t.ö.  R.-G.-Bl.  Z.  172  können 
Caiididaten  des  t^taatsdienstes,  welche,  nicht  die  regelmä.ssigen  Univer- 
sitiitsstudien  gemacht  liabcn,  nur  aiisnalimsweise  zu  den  tbeorctischon 
.SuiatsprUfungen  zugelassen  werden. 

.Sub  V.  d)  Nr.  2rtd. 

*•>  V.-rgl  §.  7 d.“.  M K.  v.  2.  Oe'.  ik.Sft,  Z.  t.’,162. 
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2.  Die  allgemeinen  Bedingungen  dieser  Zulassung  sind; 

a)  Nachweisung  der  Reife  für  die  Universitätsstudien; 

b)  Nachweisung  solcher  Umstände,  welche  zur  Annahme  eines 
erfolgreichen  und  unter  zweckmässiger  Anleitung  unternommenen  Stu- 
diums berechtigen. 

c)  Ablauf  eines  Zeitraumes  von  mindestens  zwei  Jahren  nach 
bestandener  Maturitätsprüfung,  bevor  sie  zur  ersten,  von  mindestens 
vier  Jahren,  bevor  sie  zur  dritten  Staatsprüfung  zugelassen  werden 
dürfen. 

3.  Die  oben  sub  b)  erwähnte  Nachweisung  kann  ausser  dem, 
dass  der  Caudidat  jedenfalls  darzuthnn  haiien  wird,  weiche  literari- 
schen Hilfsmittel  er  zu  benützen  in  der  Lage  war  nnd  wirklich  be- 
nützt hat,  in  zweifacher  Art  und  Weise  geliefert  werden,  und  zwar: 

I.  entweder  dadurch,  dass  er  die  Belege  beibringt ; er  habe 
nach  abgelegter  Maturitätsprüfung  als  ordentlicher  Hörer  wenig- 
stens drei  Semester  an  einer  österreichischen  Universität  oder  an 
einer  Universität  der  deutschen  Bundesstaaten  mit  vorzüglichem 
Eifer  Vorlesungen  über  Hauptfächer  der  juridischen  iStudien  in  zweck- 
mässiger Reihenfolge  öfifentlich  studirt, 

II.  oder  dadurch,  dass  er  über  die  Hauptfächer,  zu  welchen 
mindestens  römisches  Recht,  deutsches  Recht,  canonisches  Recht,  öster- 
reichisches Civil-  und  Strafrecht  und  Nationalöconomie  zu  zählen  sind, 
bei  einem  ordentlichen  Professor  des  Faches  je  ein  Privatissimum, 
welche  die  ordentlichen  Professoren  zu  geben  jedoch  keineswegs  ver- 
pflichtet, sondern  nur  bcrecht'gt  sind,  gehört  hat. 

Hiernach  werden  Privatisten  zweier  Kathegorieu  zu  unterschei- 
den sein. 

4.  Vorläufige  Bewilligungen  zum  Privatstudium  in  der  einen 
oder  anderen  Art  werden  nicht  ertheilt,  sondern  es  ist  Sache  der 
Candidaten,  vor  ihrem  seiner  Zeit  an  das  Untemchts-Ministerium  zu 
richtenden  Einschreiten  um  Zulassung  zu  den  theoretischen  Staats- 
prüfungen und  zwar  a)  zuerst  zu  der  rechtshistorischen,  und  dann 
seiner  Zeit  b)  zu  den  zwei  anderen  theoretischen  Staatsprüfungen, 
die  Nachweisung  der  von  ihnen  zu  erfüllenden  Bedingungen  einer 
solchen  Bewilligung  so  vorzubereiten,  dass  sie  mit  Grund  der  Ge- 
währung ihres  Ansuchens  entgegeuseben  können. 

5.  Die  Privatstudireuden  der  I.  Kategorie  werden  sich  in 
beiden  in  den  oben  4 sub  al  und  b)  erwähnten  Gesuchen  über  die 
abgelegte  Maturitätsprüfung,  über  ihre  Immatriculirung  an  einer  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Facultät,  Über  die  an  derselben  mit  vor- 
züglichem Eifer  und  in  zweckmässiger  Reihenfolge  gehörte  Collegien 
über  Hauptfficher  der  juridischen  Facultät,  über  abgelegte  Colloquien 
oder  sonstige  Darlegung  ausgezeichneter  Verwendung ; bei  dem  zwei- 
ten (4  sub  b)  erwähnten)  Gesuche  aber  auch  noch  über  die  mit  gutem 
Erfolge  abgelegte  rechtshistorische  Prüfung  und  über  die  erfolgte  Zu- 
rücklegung von  wenigstens  drei  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Studiensemesterii  auszuweisen  haben. 
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üie  Gesuche  sind  stets,  und  zwar,  falls  sie  im  Iiilande  studir- 
ten,  im  Wege  di-s  rechts-  und  sinatswisseiischnrtliclien  Frofessoren- 
Collegiums  derjenigen  Universität,  nu  iler  sie  zuletzt  Collegien  hiirteii 
an  das  Unterrichts-Ministerium  zu  richten. 

fi.  Die  Ausdrücke  „Ilnupttächer“  und  „zweckmässige,  Keihen- 
folge“  sind  hierbei  nicht  so  zu  nehmen,  .als  oh  mit  ersteren  alle,  von 
den  Privat.studirenden  der  li.  Kategorie  in  l’rivatissimis  zu  hören- 
den Lehrfächer,  oder  mit  letzterer  iinhcdingt  der  den  ülTentlich  Stu- 
direnden  vorgezeichnete  neue  Stiidienplan  gemeint  wäre. 

Allein  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  den  Priv.itstiidi- 
renden  der  I.  Kategorie  empfohlen  werden  muss,  sich  in  beiden 
Ueziehiingen  dieser  Auffassung,  soweit  es  ihnen  di»  Verhältnisse  ge- 
statten, zu  accommodiren. 

In  keinem  Palle  aber  werden  unter  den  von  ihnen  nacliznwei- 
sendeu  Collegien  Vorträge  über  römisches  Kecht,  österreichisches 
Civilrecht  und  Nationalökonomie  fehlen  dürfen. 

7.  Die  Privatstudirendeu  der  II.  Kategorie  können  erst  dann, 
W'ann  sie  die  Privati.ssima  über  römisches,  deutsches  und  cauoiiisclics 
Recht  gehört  haben,  unter  lleihringung  der  Ilestätigung  <ler  betref- 
fenden ordentlichen  Fach  Professoren  über  die  gehörten  Privatvorträge 
um  die  Zulassung  zur  rechtshistorischen  Staatsprüfung,  und  erst  wann 
sie  diese  mit  gutem  Krfolgc  abgelegt  haben,  am  Schlüsse  ihres  Qua- 
drienniums  unter  lleihringung  des  Prüfungszcngnis.ses  und  der  Bestäti- 
gung über  Privati.ssima  aus  dem  österreichischen  Civil-  und  Straf- 
rechte und  der  Nationalöconomie,  um  Zula.ssung  zu  den  beiden  übri- 
gen Staatsprüfungen  einschreiten. 

8.  Unter  dem  Ausdnicke  „ordentliche  Professoren  des  Faches“ 
sind  nicht  blos  jene  ordentlichen  Professoren  zu  verstehen,  welche 
für  das  hetroffeude  Lehrfach  ausdrücklich  ernannt  und  angestellt  sind, 
sondern  auch  diejenigen,  welche  von  dem  Unterrichts-Ministerium  die 
ausdrückliche  Ermächtigung  erhalten  hahen,  neben  ihrem  Nomi- 
nalfache  über  das  betreffende  Lehrfach  zu  lesen. 

Bei  einem  ausserordentlichen  Professor  eines  Faches  können 
obige  Privatvorträge  nur  unter  der  Voraussetzung  gehört  werden, 
da.ss  an  der  betreffenden  Universität  für  dasselbe  kein  ordentlicher 
I’rofessor  angestellt  ist.  Jedoch  kann  dies  nur  ausnahmsweise  in 
P^olge  einer  von  dem  Unterrichts- .Ministerium  ertheilten  spociellen 
Bewilligung  geschehen. 

!).  Es  ist  den  Privatstudirenden  unbenommen,  bei  ihren  Ge- 
suchen um  Zulassung  zu  den  Staatsprüfungen  diejenigen  Prüfungs- 
Commissionen  zu  bezeichnen,  hei  welchen  die  Prüfung  ahzulegen 
ihnen  mit  Rücksicht  auf  ihren  Wohnort  oder  auf  ihre  sonstigen  Fami- 
lienverhältnisse besonders  wünschenswerth  wäre. 

10.  Wurde  die  Zul.assung  zu  einer  oder  der  anderen  dieser 
Prüfungen  einem  Candidateu  nur  bedingnissweise  ertheilt,  so  hahen 
sieb  sowohl  der  Candidat  als  diu  ätaatsprüfungs-Oommissiouuu  und 
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das  Professoren-Collegium,  soweit  sie  dadurcli  berUlirt  werden,  genau 
darnach  zu  benehmen. 

]1.  Die  Privatstudireuden  beider  Kategorien  sollen  in  Anse- 
hung der  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  zu  wid- 
menden Zeit,  und  der  Termine  der  von  ihnen  ahzulegenden  theo- 
retischen Staatsprüfungen  vor  den  öffentlich  Studirenden  keine  Begün- 
stigung geniessen. 

Die  in  dem  Gesetze  vom  2.  October  IS5.5.  Z.  172  diesfalls 
vorkommende  Bestimmung  einer  Zeit  von  4 Jahren  ist  daher  der 
des  akademischen  Quadrieuniums  der  öffentlich  Studirenden  gleich 
zu  achten,  und  es  wird  hei  den  Privatstudireuden  der  ersten  Kate 
gorie  dieses  Qnadrienniura  von  jenem  Semester  an,  in  welchem  sie 
der  rechts-  und  staatswissenschaftlicheu  Pacnltiit  iinmatriculirt  worden 
sind,  hei  jeneu  der  zweiten  Kategorie  von  jenem  Semester  an  be- 
rechnet werden,  in  welchem  sie  die  vorgeschriehenen  Privatissima  mit 
einem  Privatissimum  über  römisches  Hecht  zu  hören  angefangen 
haben  werden.  Sie  werden  daher  die  erste  Prüfung  nicht  vor  den  letzten 
Wochen  des  4.,  die  zweite  nicht  früher  als  in  den  letzten  (i  Wochen 
des  achten,  und  die  dritte  nicht  vor  Ablauf  ihres  nach  obigen  Be- 
stimmungen zu  berechnenden  Quadrieuniums  ablegen  können. 


265.  Ministerial-Erlass  vom  12.  April  1858,  Z.  5727, 

an  das  rechts-  und  staatswissenachaftliche  Professoren-Collegium  in  Wien,  Prag, 
(Pest,)  Krakau,  I.emherg,  Graz,  Innsbruck, 

womaoh  den  Candidaten  der  ersten  theoretischen  Staatsprüfung  anzuem- 
pfehlen  ist,  den  Juli-Termin  als  den  ordentlichen  Termin  einzuhalten.  *) 

Nach  dem  hierortigen  Erlasse  vom  2.  October  v.  Z.  172, 
haben  die  onlentlicheii  Hörer  der  Hechts-  und  Staatswissenschaften 


*}  Vergl. 

Ministerial-Erlass  vom  15.  November  1857.  Z.  18992, 

au  <lie  r«cüU'  luiü  ntJMUwihsuutictiarUichcn  Professorpu  CoUegion  zu  Wien,  Prag,  Pent,  Krakaa, 
Lpinborg,  Gnu,  InnAbrut  k, 

womit  in  Erinnerung  gebracht  wird,  daii  der  Juli-Termin  etc  der  regelmütaige  Termin  zur 
Ablegung  der  rechtahistoriaohen  Prüfung  anzuaehen  iat. 

Aua  de»  vorlieprendcn  BcricLten  HänimtUchcr  UniverHitäten  wird  wahr- 
genormiieii,  dass  die  im  Octobertermiiie  abgelegten  Prüfunge»  einen  minder 
günstigen  Erfolg  hatten,  insofern  bei  denselben  iin  Durchschnitte  mehr  Kepro- 
bationen  und  weniger  Auszeiebnungen  Vorkommen,  als  ira  Juliterminc.  Es  iat 
auch  sehr  begreiflich,  dasa  denjenigen  Studirenden,  welche  nicht  während  der 
beiden  ersten  Jahre  ihre  Studien  fortgesetzt  so  emsig  betreiben,  um  sich  sofort 
der  Prüfung  ohne  Pedenkon  unterziehen  zu  kennen,  oh  schwer  fallen  muss, 
w&hroud  der  Ferien  das  Versäumte  nachzaholon.  Schon  diese  Erwägung 
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insgesammt  zu  Ende  des  vierten  oder  im  Verlaufe  des  fünften  Seme- 
sters eine  Prüfung  abzulegen»  welche  im  Allgemeinen  sich  auf  das 
römische  und  canonische  Recht  und  die  deutsche  Reichs-  und  Hcchta- 
geschicbte  zu  erstrecken  hat. 

Es  ist  nun,  um  allen  Zweifeln  und  vorgefassten  irrigen  Mei- 
nungen zu  begegnen,  in  geeigneter  Weise  zur  Kenntniss  der  betref- 
fenden Studirenden  zu  bringen,  dass  die  bezüglichen  Prüfungs-Com- 
missionen jedenfalls  nicht  nur  Im  Monate  Juli  d.  J.  in  Activität 
treten  werden,  sondern  dass  die  betreffenden  Candidaten  in  den  dem- 
nächst zu  publicirenden  Anordnungen  über  die  Einrichtung  dieser 
Prüfungen  zu  gewärtigen  haben,  die  zweite  Hälfte  des  Juli  als  den- 
jenigen Termin  bezeichnet  zu  sehen,  w'elcher  als  der  ordentliche  und 
als  derjenige  Termin  gelten  wird,  welchen  von  den  Candidaten  cin- 
gehalten  zu  sehen,  in  der  besonderen  Absicht  des  Unterrichts-Mini- 
steriums gelegen  ist. 

Es  ist  daher  den  Studirenden  in  eindringlicher  Weise  an  das 
Herz  zu  legen,  dass  sie  die  Zwischenzeit  bis  Ende  Juli  d.  J.in  sorg- 
samster Weise  zur  Aneignung  der  nöthigen  Kenntnisse,  benützen 
mögen,  um  diese  Prüfung  mit  dem  wünsebenswerthen  Erfolge  ablegen 
zu  können. 


rechtferti<?et  sowohl  die  Tendenz  der  bezüglichen  goi^etzlichen  Bestimmungen, 
als  die  mchrfältigen  von  hier  ausgegangenen  Mahnungen,  dass  die  Studirenden 
den  Julitcnnin  als  dun  reguhnässigun  Teniiin  zur  Ablegung  der  rechtshistori- 
schen Prüfung,  den  Octobertermiii  aber  nur  als  den  Aufthilfsterniin  für  dieje- 
nigen ansehen  sollen»  welche  im  Juli  durch  wirkliche  Erkrankung  oder  andere 
unvermeidliche  Zufälle  verhindert  sind,  die  Prüfung  zu  bestellen. 

Diese  Erinnerung  wird  hiermit  noch  einmal  und  mit  eindringlichem  Ernste 
wiederholt. 

Dass  die  schon  mit  dem  hierortigeu  Erlasse  vom  12.  April  v.  J.  Z.  5727 
ergangene  dicsfaltige  Mahnung  hier  und  da  von  Studirenden  nicht  belichtet 
wurde,  hat  Überdies  för  Allo,  welche  die  Prüfung  auf  den  October  verschoben, 
.sic  aber  dann,  sei  cn  wegen  Mangels  gehöriger  Vorbereitung,  oder  wegen  einer 
zu  Anfang  October  zu^^cstossenen  Krankheit,  uicht  ablegten  oder  .iblegen  koiin- 
t«-n»  die  Folge  gehabt,  dn.ss  sie  mit  ihrem  Ansuchen  um  Zulassung  zu  dieser 
Prüfuug  iin  ausserordentlichen  Termine  und  um  provisorische  Inscriptioii  in 
den  dritten  Jahrgang  nacli  der  keine  Ausnahme  zulassenden  S»rcnge  der  §§.  10 
und  de.s  Gesetzes  vom  16.  April  IH.'iB  K.-G.-Hl.  Z.  f>4  und  des  hicrortigen 
Erlasses  v.  \f*.  April  1857  Z.  4102  zuHlckgewieseii  worden  mu.ssten  und  daher 
lim  die  Einrechnung  eines  Jahres  in  ihr  Quadrieimium  kamen.  Diese  Strenge 
der  gesetzlich  bestehenden  Ordnung  muss  auch  fernerhin  aufrecht  erhalten 
werdeit,  und  das  k.  k.  Professoren-t.'ollegiiim  wird  daher  beauftragt,  in  jeder 
geeigneten  W>‘i.*<e  die  Studirenden  im  vorhinein  darauf  aufmerksam  zu  maehen, 
dass  das  Versäumniss  beider  Termiuc  unter  allen  Umständen  den  Verlust  eines 
Jahres  nach  sich  zieht,  und  kein  Beweis  uiiverscholdcter  Abhaltung  von  dom 
zweiten  Termine  vor  dieser  Folge  bewahren  könne. 

Vergleiche  noch  M.-E.  v.  14.  Mürz  1857  Z.  46.36  (sub  V d). 


24* 
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266.  Ministerial -Verordnung  vom  16.  April  1856,  Z.  5877, 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  des  Reielies, 

in  Betreff  der  Einrichtung  und  Abhaltung  der  in  QemJiuheit  der  Ailerhttch- 
eten  Entichlieseung  vom  25.  September  1855  von  den  Studirenden  der  Rechti- 
und  Staatcwiiienichaften  abzulegenden  Staatsprüfungen.  *) 

R.-G.-B1.  .Tahrg.  1«56,  Xr.  ü4  8.  I9.S. 

In  Durclifübruiig  tler  mit  der  Allerh.  Entscbl.  v.  2.").  Sepf. 
(bierortigen  Erlass  v.  2.  Oct.  ISs5.‘),  ll.-G.  Bl.  Z.  172)  getrofl'enen 
Allerb.  Anordnuiigcu  über  die  von  den  Studirenden  der  recbts-  und 
ätaat8wi.s8cnscbal'tlichen  Facultätcn  zu  Wien,  Prag,  Krakau,  (Pesti, 
Lemberg,  Graz  und  Innsbruck  und  iler  k.  k.  Keebls.akadeinie  abzti- 
legcndcn  tbeoretisdien  Staatsprüfungen  wird  Folgendes  angeordnet; 

I.  Von  den  Prüfungen,  welche  die  an  den  genannten  Universi- 
täten öffentlich  Studirenden  abzulegen  haben. 

§.  1.  Uie  ordentlichen  Hörer  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
licben  Facultaten,  welche  sich  auf  Grundl.age  dieser  Studien  dem  Staats- 
dienste w'idmen  wollen,  ohne  das  rechts-  und  staatswis.senschaftliclio 
Doctorat  zu  erwerben,  **}  haben,  insofern  sie  nicht  nach  dem  hioror- 
tigen  Erlasse  vom  2.  October  IS55,  K.-G.-Bl.  Z.  172  und  8.  Februar 
185fi,  K.-G. -151.  Z.  22  die  theoretischen  Staatsprüfungen  noch  nach  dem 
Staatsprüfungssysteme  vom  .lahre  IS.öl)  abzulegen  berechtigt  sind, 
drei  Prüfungen  zu  hi-stehen,  welche  nach  dem  vorherrschenden  Cha- 
rakter der  lietreffenden  Prüfungsgegenstände  mit  den  Benennungen 
rechtshistorische,  judicielle  und  staatswissenschaftliche  bezeichnet 
werden. 

Dieselben  sind  in  der  angeführten  Ordnung  und,  anbelangend 
die  Zeit,  im  Allgemeinen  in  der  Weise  abzulegen,  dass  die  reebts- 
historisebe  zu  Ende  des  vierten  oder  im  Verlaufe  des  fünften,  die 
judicielle  nicht  früher  als  in  den  letzten  sechs  Wochen  des  achten 
.■'emesters,  die  staatswissenschaftliche  nicht  vor  vollständig  zurUckge- 
legtem  Quadriennium  bestanden  werden  kann.  Die  rechtshistorische 
Prüfung  haben  künftighin  in  gleicher  Weise  auch  Diejenigen  abzulegen, 
welche  d.as  Doctorat  zu  erwerben  beabsichtigen.  ***) 

tj.  2.  Die  Gegenstände  dieser  Prüfungen  sind: 

a)  bei  der  rechtshistorischen:  römisches  liecht,  canonisches 

Recht  tj  und  deutsche  Reichs-  und  Rechtsge-schichte  in  Verbindung 
mit  österreichischer  Goscliicbte; 

•)  Vcrgl.  M.-E.  V.  2.  Oct.  1856,  Z.  15162  (stib  V.  a)  Nr.  240)  Art.  5 und  6 
und  In.striictiun  v.  20.  Juni  1856,  Z.  0576  (sub  V.  d.  Nr.  268). 

•*)  Sicho  §.  39  dieses  Erlasses;  der  M.-E.  v.  8.  Fcb.  1850  befindet  sich  .sub 
V.  a)  Nr.  243. 

***)  Vergl.  d.  M.-E.  v.  27.  Aug.  1858,  Z.  12988  (sub  V.  d) ; ferner  M.-E.  v. 
.30.  IJcc.  1858,  Z.  21291  (sub  V.  d)  Nr.  den  M.-E.  v.  27.  Oct.  1860,  Z.  10010 
(sub  V.  d). 

f)  Bezüglich  der  Prüfungen  der  .luden  aus  dem  KirchearecUt  vergleiche 
M.-E.  V.  14.  Jän.  1850,  Z.  8952  ex  1849  und  1.  Nov.  1857,  Z.  18371. 
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b)  bei  der  judiciellen ; österreichisches  bürgerliches  Recht,  öster- 
reichisches Handels-  und  Wechselrecht,  österreichisches  civilgericht- 
liches  Verfahren  in  und  ausser  f'trcitsachen,  österreichisches  Strafrecht 
und  Strafjirocess; 

c)  bei  der  staatswissenschaftlichen  : österreichische  Statistik,  Na- 
tionalökuDumie  (Volkswirthsehaftslehre  und  Volkswirthschaftspflege) 
und  Finanzwissenschaft. 

' Hinisterial-Verordniuig  vom  14.  Jänner  1850,  Z.  8952  ex  1849, 

an  d*»  ConabioriniQ  (t<>r  Wien«T  l'nivcThitüi,  «ui  d4*D  akN«l«*tn'sf'beo  Kf'nat  der  IJuiveraität  mu 
Frag.  OlmUlx.  Lemberg.  Krakau,  Graa,  Imixbntek, 

wodurch  dat  bither  baatehenda  Verbot,  Itraaliten  aut  dam  Kirchanrachta  lu  prUfon,  odar 
ihnen  Uber  den  Betuch  dar  Vorletungen  über  dataalba  Frequentationizaugnitta  autzu- 
ttallen,  aufgehoben  wird. 

R.-G - Bl.  Jahrg.  Ih60,  Z.  33,  8.  427. 

Schon  nach  rfen  Allerhöchflteii  KntMchHeüsnii^en  vom  21.  August  1820 
uml  24.  Februar  188.H,  beziehungsweise  deu  Studieii-Hof  C’ommissions-Decreten 
vom  27.  October  1820,  21.  April  1829.  Z.  1729  und  2H.  Februar  Z.  1286, 

war  den  IsraelUten  gestatlct,  die  Vorlesungen  über  da^  Kirchenrecht  zu  be- 
suchen. Nur  war  verboten  sie  aus  diesem  Gegenstände,  zu  Pnifungvu  zuzu- 
lassen, oder  ihnen  auch  nur  FrerjueutalionSzcugnisse  iuerüber  auszustclien. 
Von  dem  Verbote,  sic  über  da.s  Kirchenrecht  zu  prüfen,  hat  es  insoweit,  als  über- 
haupt Prüfungen  nach  den  neueren  Studiengeselzen  noch  zulässig  sind,  von  dem 
Verbote  aber,  ihnen  über  den  Be.such  dieser  Vorlesungen  FrequentHtionszeiig- 
nisse  aiiszastellen,  unbedingt  abzukommen. 

Mlmsterial-Erlass  vom  1.  November  1857,  Z.  18371, 

*n  (Iaä  Oirartorat  der  Juridisch-politischen  Btodien  in  Psdua, 

womit  aua  Anlaaa  einai  tpeeiallen  Fallet  badeutet  wird,  data  Itraaliten  auch  bei  den  neu- 
eingefUhrten  Studienanordnungen  vom  Beauehe  der  Vortrige  dea  eanonitohen  Rechtet 

nicht  bafreit  aind. 

Aus  Anlass  eines  speciellen  Falles,  in  welchem  von  der  Voraussetzung 
ausgegangen  wurde,  dass  Israeiitfn  auch  bei  den  neuoingeführten  Studienan- 
Ordnungen  von  dem  Hcsiiche  der  Vorträge  des  canonischen  Hechtes  befreit 
seien,  hat  man  dem  Directorate  der  juridisch-politi.schen  Studien  zu  Pavia  be- 
deutet, daiM  nachdem  die  Kenntniss  des  canoniscbeii  Rechte:^  als  ein  we.sentliehes 
Fntwickeiungsmoment  der  Heehtswissenschaft  und  aU  Thcil  der  fundamentale« 
juristischen  Bildung  für  jeden  wissenschaftlich  gebildeten  Juristen  riotbwendig 
ist,  diese  Annahme  als  eine  der  neuen  Einrichtung  der  rechts-  und  slaatswissen- 
sebaftUchen  Studien  nicht  entsprechende  bezeichnet  werden  müsse. 

Hiervon  wird  nun  das  k.  k.  Directorat  zur  principiellen  Daruachachtung 
riicksichtlich  der  Inscription  von  Israeliten  in  die  Vorlesungen  des  2.  juridi- 
schen Jahrganges  mit  dem  Beifügen  in  die  Kenntniss  gesetzt,  dass,  obgleich 
die.  Israeliten  sowie  an  den  Übrigen  Universitäten  auch  an  denen  zu  Padua 
und  Pavia  der  allgemeinen  Regel  zu  folgen,  somit  auch  die  Vorträge  über  ca- 
noTiiscbes  Recht  als  ein  für  den  II.  juridischen  Jahrgang  obligate.s  Collegium 
zu  hören,  und  hiorttber  bei  dem  rechtshistorisehen  Examen  die  Prüfung  zu 
bestehen  haben  — dadurch  doch,  wie  sich  von  selbst  versteht,  an  der  in  Kraft 
bestehenden  Anordnung,  dass  Juden,  welche  den  reclits-  und  staatswissenschafl- 
lichen  Doclorgrad  erlangen  wollen,  in  keinem  Falle  zu  Doctores  juris 
canon  ici  promovirt  werden  dürfen  — Nichts  geändert  werden  wolle. 

Ueber  die  Frage,  ob  Israeliten  zu  Doctoren  des  canomschen  Rechtes 
promovirt  werden  können,  vergl.  noch  M.-E.  v.  21.  Nov.  18Ö2,  Z.  6089  und 
M.-E.  V,  18.  Feh.  1853,  Z.  676  (beide  sub  V.  e). 
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§.  3.  Unter  dem  römischen  Rechte  ist  auch  die  Geschichte  des 
selben,  * ) unter  dem  civilgerichtlichen  Verfahren  auch  die  Darstel 
lung  der  Organisation  der  Gerichte  und  ihrer  Competenz  mit  inbe- 
grififen.  Aus  der  österreichischen  Statistik  sind  solche  Details,  welche 
auswendig  zu  wissen  nicht  von  bleibendem  Werthe  ist  und  die 
daher  nur  für  die  Prüfung  memorirt  werden  müssten,  nicht  zu  fordern. 

Hingegen  sind  auch  die  für  die  Rechts-  und  Staatsgcschichte 
wichtigsten  Thatsachen  aus  der  österreichischen  Geschichte,  dann 
allgemeine  Keuntniss  des  österreichischen  Verfassuugs  und  Verwal- 
tungsorganisinus,  d.  i.  die  Wesenheit  der  wichtigsten  politischen  und 
Finanzgesetze,  sowohl  bei  der  staatswissenschaftlichen  als  bei  der  ju- 
diciellen  Prüfung,  insoweit  sich  hierzu  ein  Anlass  bietet,  zu  fordern.  **) 

Doch  sollen  hiermit  die  österreichische  Geschichte,  Verwaltuugs- 
iind  Finanzgesetzkunde  nicht  zu  selbstständigen  Gegenständen  der 
Prüfung  gemacht  werden. 

§.  1.  Zur  Vornahme  der  Prüfungen  werden  von  dem  Unterrichts- 
Ministerium  eigene  Commissionen  in  .solchen  Städten,  welche  zu- 
gleich Sitz  einer  Universität  sind,  bestellt  werden. 

§.  .5.  Jede  Commissioi»  besteht  für  jede  Prüfungsabtheilung  aus 
einem  Präses,  nach  Umständen  einem  oder  zwei  Präsesstellvertretern 
(VJeepräses)  und  so  vielen  Prüfungscoinmissären,  als  nach  der  Zahl 
der  Candidatcn  und  zum  Behüte  feines  häutigeren  Wechsels  in  Bestel- 
lung der  t^pecialcommissionen  erforderlich  erscheint.  Der  Präses,  die 
ernannten  Stellvertreter  und  die  Prüfungscommissäro  bilden  die  Haupt- 
commission für  jede  PrUfungsabtheilung  Aus  ihnen  setzt  der  Präses 
nach  seinem  Ermessen  die  Commissionen  für  die  einzelnen  Prüfungs 
acte  (SpecinlcommissionenJ  zusammen. 

§.  H.  Zu  Prüfungscommissäreu  sind  vorzugsweise  Professoren, 
aber  auch  praktische  Staatsbeamte,  ausgezeichnete  Advocaten  und 
Notare,  Doctoren  der  Rechte  oder  sonstige  Fachgelehrte,  zu  bestimmen. 
Beamte  können  von  dem  Unterrichts-Ministerium  nur  im  Kinver 
nehmen  mit  den  ihnen  Vorgesetzten  Ministerien  zu  Vorstämlen  od(  i 
Mitgliedern  der  Prüfungs-Commissionen  ernannt  werden.  .leder  zu 
diesen  Functionen  berufene  Professor  oder  Beamte  ist  verpflichtet, 
dieselben  zu  übernehmen. 

§.  7.  Der  Präses  der  judiciellen  Prüfungs-Commission  ist  zugleich 
Examinator. 

Bei  den  zwei  anderen  Prüfungs-Commissionen  dagegen  hat  es 
als  Regel  zu  gelten,  dass  sich  der  Präses  nicht  als  Examinator  bei 
der  Prüfung  betheilige.  / 

*)  Nach  dem  M.-E.  v.  13.  kept.  1854,  Z.  1033,  soll  zwar  einerseits  da« 
caiionisehc  Recht  als  solche..s  zu  seiner  wissenschaftlichen  Geltung  gebracht,  e.s 
sollten  .aber  auch  die  Osterr.  Gesetze  in  pnblico-ecclesiasticis  am  pa.^.-endeu 
Orte  den  Zuhörern  vurgciragen  werden. 

*•)  Vergl.  §.  fi  des  Ges.  v.  2 Oct.  IHöö. 

***>  Vergl.  Abschnitt  VI  der  Instruction  im  M.-E.  v.  16.  .luni  1856  (V.  d.) 
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§.  h.  In  Verhinderungsfiillen  wird  der  Pr^seh  durch  den  Vice- 
Präses.  oder  falls  für  die  Commission  ein  solcher  nicht  speciell  er- 
nannt ist,  durch  den  den  Dieiistjahren  nach  Sltesten,  der  Commission 
als  Mitglied  anpehörigen  Professor  vertreten. 

tj.  !t.  Die  Prüfungen  der  jiidiciellen  und  staatswissenschaftlichen 
.\btheilung  werden  über  Anmeldung  der  Candidaten  das  ganze  Jahr 
hindurch  mit  Ausnahme  der  Herbst-  und  der  Zwischeuferien  ge- 
halten. *) 

§.  10.  Für  die  Functionen  der  re.chtshistorischen  Prüfung 

dagegen  werden  als  ordentliche  Termine:  die  letzten  Wochen  des 
Juli  und  die  ersten  Wochen  des  October,  als  ausserordentlicher  Termin 
die  letzte  Woche  jedes  Wintersemesters  bestimmt  I Wintertermine). 
In  dem  letzteren  können  mir  solche  Candidaten  zugelassen  werden, 
welche 

a)  ira  Sinne  des  §.  7 des  Erlasses  vom  2.  October  1855, 
Z.  172  dem  Privatstudium  obliegen,  oder 

b)  welche  bei  einer  im  .Juli-  oder  Octobertermine  abgelegten  _ 
Prtifung  reprobirt  wurden,  und  welchen  dabei  nicht  etwa  eine  längere 
Frist  zur  Wiederholung  der  Prüfung  anberaurat  worden  ist.  **) 

§.  II.  Die  rcchtshistorischen  Prüfungen  im  Juliterniine  sind  so 
einzurichten,  dass  damit  erst  am  30.  oder  31.  Juli  geschlossen  werde; 
im  Octobertermine  haben  sie  mit  3.  oder  l.  October  zu  beginnen. 
Es  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  durch  ihre  Vornahme  die  dabei 
beschäftigten  Professoren  ihrem  unmittelbaren  Lehrberufe  nicht  länger, 
als  unumgänglich  nothwendig  ist,  entzogen  werden. 

Während  dieser  Prüfungsterraine  dürfen  an  den  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Facultäten  keine  Rigorosen  oder  Disputationen 
abgehalten  werden,  bei  welchen  die  zu  Vort'änden  oder  Gliedern  der 
Commission  für  die  rechtshistorische  Prüfung  ernannten'  Professoren 
zu  fungiren  hätten. 

§.  12.  Die  rechtshistorische  Prüfung  kann  nur  vor  der  Com- 
mission in  defn  Sitze  der  Universität,  an  welcher  der  Candidat  zur 
Zeit  der  Prüfung  immatriculirt  ist,  abgelegt  rverden. 

Zur  Ablegung  der  beiden  anderen  Prüfungen  kann  sich  der 
Candidat  in  der  Regel  bei  jeder  ihm  beliebigen  Commission  melden. 
Wer  reprobirt  worden  ist.  hat  jedoch  die  Prüfung  vor  derselben  Com- 
mission zu  wiederholen,  von  welcher  er  reprobirt  worden  ist. 

§.  13.  Ausnahmen  von  den  in  dem  Vorhergehenden  enthaltenen 
Bestimmungen,  bei  besonders  rücksichtswürdigen  Gründen  zu  gestatten, 
ist  dem  Unterrichts-Ministerium  Vorbehalten. 


•)  S.  M.-E.  V 12.  April  18Ä6,  Z.  hl’21  (stib  V d)  Xr.  26ö>,  dann  M -E.  v. 
14.  März  18Ä7,  Z.  4836  und  M.-.E.  v.  15.  Xov.  1857,  Z 18992  i'sub  V.  d8 

*•)  M.-E.  vom  14.  März  und  15.  Nov.  1857,  Z.  4636  und  18992  (sub  V.  d). 


Digitized  by  Google 


370 


II.  Roi  der  Meldrni"  zur  ri!clit.shi.storiKchen  Prüfung  hat 
der  Caiididiit;  seinen  Malrikelsehein,  sein  Mai uritatsze.ugnisa  oder  da« 
liasselta“  vi  riri  tende  Ilneninent  und  si  iii  Mi  lduiigsliueli ; liei  den  fol- 
genden Prüfungen  iinili  idierdies:  4lie  Zeugnisse  tilier  tlie  vorausge- 
gangeiH'ti  tlienrelisrln  n Slaatsprüfungi'U.  iiislie.somli're  liei  der  letzten 
aiieli  niali  ilas  Afsoliitoriuin  beiznOi ingen. 

5j.  In.  .Mle  <lii-.se  Dncumente  sind  iin  Originale  lieizitbringen 
und  iniisx-n  ain-li  der  Ooininissioti  w’iilirend  der  Vornalinie  der  Prii- 
lin.g  Vorlieben.  Ohne  dieselben  darf  kein  Canilidal  zur  Prüfung  zu- 
gela-sen  «erden. 

|(i.  l>i<  .Meldung  zu  <len  Prtilüngen  hat  mittelst  eines  kurzen 
ninl  gi-hnrig  bebgleii  (iesuelies  zu  geselielien,  welches 

rüi  ksii  hl  lit  h iler  rethlshistoriseheu  Priitung  dem  lJe<-ane  des 
hetrellenileii  r<  ehts-  und  .staatswis.seiisehaltlicheu  Professoren  - Col- 
legiums, 

riieksii  htlieh  tier  b<  iden  tblgeinlen  Prüflingen  ilem  Präses  d<-r 
be'/.ügrnhen  l‘rlifuugS'Coniini.ssion  unmittcliiar  zu  iiberreiehen  ist. 

■;?.  17.  Oie  Mehlungi-n  zu  <h  n im  .luli-Termine  abzulmltcnden 
ri-ehtshislorisihen  l'riilüngi-n  haben  in  der  Zelt  vom  |.‘>.  Mai  bis 
In.  Juni,  ille  .M<  Idnngen  tür  die  Prütüng<-n  iles  Oetober 'rermines  iin 
'il.niate  .lidi  zu  ge.-.iheheii.  iliejenigi-n  Candldaten  der  rechlshistori- 
■selien  Prnfnng  i-ndlieh.  «'i  h-he  in  <Iein  ausscronlentliehen  'rermine  zu 
dieser  Prüfung  zugelass<-n  wertleii  wollen,  haben  ihre  Oesuehe  min- 
destens tirei  Wochen  vor  <lem  .-V n.sg.auge  de«  Wintersemesters  zu 
überrcieheti. 

|s.  Oer  Oeean  hat  ilas  (iestirh  ttnd  <lie  Heilagen  zu  prüfen, 
und  wi-nn  die  Zulassnng  zu  der  Prüfung  ktdnem  Anstande  unterliegt, 
dasselbe  diireli  kurze  Indorsining  der  Hewilligung  zu  erledigen.  Otui 
Oesiteh  sainmt  Hi-ilagen  ist  ilein  t.'andidaten  einztthiindigen,  iitid  von 
diesem  hei  Ahleguitg  tler  Prüfung  ileiu  l’räses  der  Commission  vor- 
zulegen. 

1 0.  Bei  geringeren  Anständen,  welche  von  dem  (hinditlaten 
sofort  belndieil  werden  können,  sind  die.sem  die  entsprechenden  Wei- 
sungen zu  ertheileti,  in  zweilelhafteti  Fällen  aber,  wenn  der  Candidat 
von  dem  (iesudie  nicht  al'sieht,  ist  dio  Sache  dem  Profcssorcn-Col- 
legiuui  zur  Kntscheidung  vorzulegen. 

S-  ’iü.  Nach  dem  Schlüsse  des  Meldiings-Termines  hat  der 
Oec.Tii  die  zur  Prüfung  ziizulassendi-ii  Candidaten  in  ein  nach  ihren 
Katniliennaiiien  alphabetisch  geortlneles  Verzeichniss  zu  bringen,  und 
dieses  auf  kurzem  Wi-gc  ilem  Präses  der  Prülüngseommi.ssion  ein- 
zuhändigen. 

i;.  '21.  Oer  Prä.s<-s  der  Priifungs  (Kommission  hat  nach  tler  Zahl 
der  (Kandidaten  und  nach  der  Zahl  der  ihm  beigegehenen  Prüfungs- 
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Commissarc  nach  Kinvoniclimen  mit  ilcrn  Decaiie  zu  heurlheüloii,  ob, 
ohne  die  Zeit  der  Vorlesungen  unverhaltnissmässig  abzukürzen,  die 
Aul'atellung  Einer  Priiluiigs-Ooinmission  genügend  sei,  oder  ob  zwei 
gleichzeitig  prüteude.  Special-CommiHsionen  zu  bilden  seien.  Er  be- 
stimmt hiernach  die  Zahl  der  I’rütnngstage,  setzt  in  dem  Verzeich- 
nisse der  Caudidaten  den  Tag,  an  wolchein,  und  wenn  zwei  Special- 
Commissionen  ftingireii,  die  Nummer  der  Commission,  vor  welcher 
jeder  der  Caudidaten  zu  erscheinen  hat,  den  Namen  der  Caudidaten 
bei,  und  übergibt  das  Verzeichniss  dem  Decane.  - Dieser  hat  dann 
für  die  Afligining  desselben  am  schwarzen  Brette  der  Eacultiit  und 
für  die  etwa  dienliche  Verlautbarung  in  den  Hfirsalen  zu  sorgen. 

'l'i.  Für  die  Meldung  zu  den  beiden  anderen  Prüfungen  be- 
steht kein  bestimmter  Termin.  Die  Festsetzung  der  Prütungstage 
geschieht  von  Fall  zu  Fall  durch  den  Präses.  Derselbe  hat  sich 
jedoch  dabei  im  Allgemeinen  an  die  flrdnung  zu  halten,  in  welcher 
sich  die  Candidaten  bei  ihm  zur  Prüfung  meldeten. 

S-  23.  Den  Caudidaten  steht  es  nicht  zu,  einen  Tag  zu  be- 
stimmen, an  welchem  sie  die  Prüfung  ablegeii  wollen.  Wenn  hei  der 
Meldung  etwa  in  dieser  Beziehung  ein  Wunsch  ansges|irochen  werden 
sollte,  so  liegt  cs  lediglich  in  dem  Ermessen  des  Präses  der  Com- 
mission, ob  und  inwieweit  hierauf  Rücksicht  genommen  werden  könne.  ' 

§.  24.  Ciegen  die  Verweigerung  der  Zula.ssung  zu  einer  Staats- 
prüfung von  Seite  eines  Decaiis  des  Professoren-Collegimns,  oder 
eines  Präses  der  Prüfungs- Commission  steht  dem  Candidaten  der 
Keenrs  an  das  Unterriehts-Ministerium  otfen,  welcliem  es  vorlielialten 
ist.  in  Fällen,  wo  ofl'enbare  Billigkeitsrücksichten,  in.sbesondere  zn 
(Tiinsten  ausgezeichneter  Studirender,  eine.  Abweichung  von  der  Strenge 
des  Gesetzes  rechtfertigen,  auch  Ausnalnneu  zu  gestatten. 

4;.  2.5.  .Icder  Caudidat  hat  sich  au  dem  ihm  bestimmten  Tage 
zur  Prüfung  einziifimlen.  Erscheint  er  nicht,  so  hat  er,  was  immer 
die  Ursache  seines  ,\ushleib(ms  sein  mag,  die  daraus  erwachsenden 
Nachtheile  als  Folge  seines  Veibchuldens,  oder  als  einen  ihn  treffen- 
den unglücklichen  Zufall  zu  tragen.  Alle  Caudidaten,  welchen  zur 
.\l>U'guiig  der  rccliLshistorischen  Prüfung  ein  und  derselbe  Tag  anbe- 
raumt worden  ist,  haben  an  diesem  vor  Beginn  der  Prüfungen  zu  er- 
scheinen und  gegenwärtig  zu  sein,  bis  sie  die  Prüfung  abgelegt  haben. 

21).  Ein  Tausch  der  Prüfungstage  zwischen  zwei  oder  meh- 
reren Candidaten  ist  nur  mit  Bewilligung  des  Präses  gestattet,  in  dem 
Falle  des  Bestehens  von  zwei  Special-Commissionen  tür  die  rechts- 
histori.scho  Prüfung  aber  nur  unter  der  Bedingung  zulässig,  dass  durch 
den  Tausch  nicht  ein  Wechseln  der  für  die  Candidaten  vorbe-slimmten 
Coinmissions- Abtheilung  geschieht. 

§.  27.  Die  Prüfungen  werden  mündlich  uud  öffentlich, abgehaltea.  *) 


*)  S.  Absatz  UI  dieses  Erlasses. 
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Die  Vorstfinde  der  Prütungs-Commis-sionen  haben  alle  nothwen 
digen  Massregeln  zu  treffen,  um  jede  Störung  der  Ruhe  und  Ordnung, 
welche  gegen  die  Würde  und  Wichtigkeit  des  Actes  verstossen,  oder 
auf  die  Prüflinge  in  Ansehung  ihrer  Fassung  oder  Freiheit  des  Ur 
theils  einen  beirrenden  Einfluss  nehmen  könnte,  hiiitaiizuhalten.  Sie 
haben  einzelne  Ruhestörer  abzuschaffen,  oder  nach  Erlorderniss  der 
L’mstiinde  die  gänzliche  Räumung  des  Priitungssales  zu  verfügen. 

§.  2S.  Die  Berathung  und  Abstimmung  der  Oommission  über 
ilie  Resultate  der  vorgeuommencn  Prüfung  erfolgt  geheim. 

Zuerst  stimmen  die  Commissionsmitgliedcr  nur  darüber  ab,  ob 
lief  Oandidat  sich  durch  die  Prüfung  „befähigt"  oder  „nicht  be- 
fähigt“ habe. 

Zur  Befähigung  ist  erforderlich,  da.ss  für  den  Candidaten  die 
absolute  Mehrheit  der  Votanten,  unter  welche  stets  auch  der  Präses 
der  betreffenden  Special-Comndssion  zu  rechnen  ist,  sich  ausge- 
sprochen habe. 

Eine  .Abstimmung  über  den  Um.stand,  ob  ein  Oandidat  in  einem, 
mehreren  oder  rillen  Prüfungsfächern  besonders  ausgezeichnete  Fähig- 
keiten an  den  'I'ag  gelegt  habe  und  somit  einen  Calcül  der  .Auszeich- 
nung erhalten  solle,  darf  nur  unter  der  Voraussetzung  eiugeleitet  werden, 
wenn  er  mit  .''timmeneinhelligkeit  approbirt  worden  ist. 

Lautet  das  Resultat  der  Abstimmung  auf  Reprobation,  so  ist 
dann  über  den  Terrain  abzustimmen,  vor  dessen  -Ablauf  der  Oandidat 
zur  Wiederholung  der  Prüfung  nicht  zugelasse.n  werden  darf. 

i?.  211.  Das  Resultat  <ler  Abstimmung  wird  in  das  Prüfungspro- 
tokoll eingetragen  und  öffentlich  kundgemacht. 

g.  30.  Der  Pr.äsea  fertigt  das  Zeugniss  mit  .Angabe  der  -Art,  des 
Tages  und  des  Erfolges  der  Prüfung  aus,  fügt  bei  den  zum  ersten- 
inale,  Reprobirten  den  Termin  der  gestatteten  Wiederholung,  bei  aus- 
gezeichneten Candidaten  jene  Fächer  bei,  aus  welchen  sie  einen  aus- 
zeichnenden Oalcül  sich  erworben  haben,  unterschreibt  das  Zeugniss  zugleich 
mit  den  übrigen  Commissionsgliedern,  die  an  der  Prüfung  Theil  genom- 
men haben,  und  bekräftiget  es  mit  dem  eigenen  Siegel  der  Com- 
mission. •) 

In  denjenigen  Kronländem,  in  welchen  gestattet  ist,  die  Prüfung 
theilweise  auch  in  einer  anderen  als  der  deutschen  .Sprache  ahzulegen, 
hat  das  Zeugniss  auch  die  Angabe  zu  enthalten,  in  welchen  Sprachen 
der  Oandidat  die  Prüfung  abgelegt,  und  welchen  Grad  von  Gewandt 
heit  er  hierin  bewiesen  habe. 


•)  Die  Blanquette  zu  den  Zeugnissen  w'o  len  den  Präsidien  der  Slaits- 
Früftings-Coramissionen  mit  M.-E.  v.  26.  Jnni  1SÖ6,  'L.  ÜS.AiVhinausgegehen.  Für 
die  Etudirenden,  weiche  im  .Sinne  des  fi.  7 des  M.-E.  v.  2.  Oct.  18Ö6  als  Pri 
vatisten  die  Staatsprüfung  ablegen,  be.stehen  eieine  Blanquette.  StaaUprUfuiigs- 
Zeugnisse  werden  auf  einem  mit  besonderen  A\  asserzeichen  versehenen  Papiere 
gedruckt.  M.-E.  v.  3.  Jänner  1860,  Z.  1444. 
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§.  31.  Der  Präses  hat  ferner  das  Erpebniss  der  Prüfung  auch 
noch  in  das  Meldungsbuch  des  Caiididaten  unter  Beidrückung  des 
Commissionssiegels  einzutragen. 

Bei  Reprobationen  sind  der  allfSlligc  Wicderholungstevinin  und 
sonstige  dem  Keprobirten  auferlegte  Bedingungen  der  Zulassung  zu 
einer  neuerlichen  Prüfung  beizusetzeii.*) 

t}.  3’2.  V^m  jeder  i ersten  oder  wiederholten)  Reprobation  eines 
Candidateii  ist  in  gleicherweise  sogleich  das  Deeanat  derjenigen  rechts-  und 
staatswissensehal’tlichen  Faciiltät,  an  welcher  der  Candidat  laut  seines 
Meldungsbuches  zuletzt  studirt  hat,  in  Kenntniss  zu  setzen,  damit  die- 
ses die  Reprobation  in  den  Katalogen  vnrmerke  und  bei  allfiilliger, 
später  bewilligter  Ausfertigung  eines  Üuplicates  des  Meldungsbuchcs 
die  Mittheilung  über  den  Raprobationsfall  in  das  Uuplicat  übertragen 
werden  könne.  **) 

§.■  33.  Ist  ein  Candidat  bei  einer  und  derselben  Staatsprüfung 
zuiu  zweite.nmale  reprobirt  worden,  so  sind  hiervon  alle  rechts-  und 
staatswissenschaftlicben  Facnltilteu  der  Monarchie  und  alle  k.  k.  Rechts- 
akademien in  Kenntniss  zu  setzen,  und  es  ist  kein  solcher  Candidat  an 
ihnen  weiterhin  als  ordentlicher  Studirender  aufzunehmen. 

34.  Eine,  misslungene  Prüfung  kann  nur  Einmal  und  nicht 
vor  jenem  Zeitpunkte,  welchen  die  C.'ominis.sion  hierzu  bestimmt,  gültig 
wiederholt  werden. 

Ein  auch  bei  wiederholter  Prüfung  reprobirtcr  Candidat  ist  weder 
zur  Wiederholung  der  misslungenen,  noch  zur  .\blegung  einer  anderen 
theoretischen  Staatsprüfung,  noch  zu  den  rechts-  und  staatswissenschaftli 
dien  Rigorosen  zuznlassen.  **•) 

§.  3.5.  Der  Wiederholuugstormin  für  die  im  Juli  oder  October 
misslungene  recliLshiatorisehe  Prüfung  kann  von  der  Commission 

a)  entweder  für  den  nächsten  ausserordentlichen  Termin  (Ende 
des  Wintersemesters) 

b)  oder  für  den  nüchsteu  Julitermin  bestimmt  werden. 

lin  letzten  Falle  hat  die  Commission  stets  zugleich  die  Lehr 
fächer  zu  bestimmen,  über  welche  der  Candidat  während  dieses  Jahres 
Vorlesungen  zu  besuchen  hat,  und  sind  die  während  dieses  Jahres  von 
dem  Candidaten  besuchten  Collegien  in  keiner  Weise  später  bei  Berech- 
nung seiner  akademischen  Studienzeit  oder  der  Stundenzahl  der  von 
ihm  nach  Vorschrift  der  akademischen  Gesetze  zu  besuchenden  Collo 
gion  in  Anschlag  zu  bringen. 


*)  Vergl.  M.-E.  v.  26.  Mai  IR.ie,  Z.  7874,  5.  Febr.  1859,  Z.  1572  und 
.80.  Nov.  186,8,  Z.  1298.8.  (Sub  V.  d.) 

**)  lieber  den  Einfluss  der  Reprobution  auf  den  Fortgennss  von  Stipen- 
dien  und  Stiftungen,  vergl.  \I.-K,  v.  28.  F'ebr  1852,  Z.  1260  fsnb  V',  c.  Xr.  2.581 
♦•'i  Ad  Sü.  .8.8  II.  34.  Vergl.  M.  H.  v.  7.  Oct.  18.59,  Z.  12661.  wo  die  Au 
Ordnung,  dass  die  Staatsprüfungen  nicht  öfter  a Is  zweimal  abgelegt  werden 
dürfen,  aufgehoben  wurde. 
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Im  ersten  Falle,  kann  der  Reprohirte  zwar  provisoriHch  für  da» 
nächste  Wintersemester  in  die  ohligaten  ('ollejrien  des  III.  .Talir^anges 
aufgenommeii  werden.  — Es  kaiiii  ihm  aber  dieses  Semester  mir  dann 
in  seine  akademische  Studienzeit  eingerechnet  werden,  wenn  er,  abge- 
sehen von  der  allgemeinen  gesetzlichen  Bedingung,  in  dem  ausseror- 
dentlichen Frütüngstormine  am  Schlüsse  des  Wintersemesters  die  rechts- 
historische 1‘rütüng  mit  genügendem  Erfolge  abgelegt  hat. 

Hat  er  sich  dieser  Prüfung  bis  dahin  nicht  unterzogen,  so  ist 
die  provisorische  Aufnahme  in  aller  und  jeder  Beziehung  als  unwirk- 
sam zu  betrachten,  und  geht  dem  Oandidaten  jedenfalls  das  ganze  Jahr 
für  die  Einrechming  in  sein  Quadrienniiiiu  verloren.  Doch  steht  nichts 
im  Wege,  da»  derlei  Candidaten  zur  wiederholten  Prüfung  Uber  gehö- 
rige Meldung  sodann  im  nächsten  .Iiili-  oder  October-Teriniuc  zuge- 
lassen  werden. 

§.  Ifi.  Gegen  die  von  den  Prüfungscommissionen  ausgegangene 
Bestimmung  der  Frist  zur  Wiederholung  einer  Prüfung  findet  weder 
ein  Recurs  noch  ein  Gnadengesuch  statt. 

tj.  17.  Wenn  ein  reprohirter  Candidat  die  Zulassung  zur  Wieder- 
holung der  Prüfung  vor  der  bestimmten  Zeit,  oder  bei  einer  anderen 
als  der  coinpetenten  Commission  erschlichen,  oder  sonst  die  hier  gege 
benen  .\nordnungen  umgangen  hat,  so  ist  nicht  nur  die  etwa  mit 
günstigem  Erfolge  abgelegte  Prüfung  ungiltig,  sondern  er  kann  auch 
abgesehen  von  den  sonstigen  ihn  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen 
etwa  treffenden  Folgen,  falls  er  noch  in  den  akademischen  Studien 
sich  befindet,  von  allen  rechts-  und  staatswissenschatflicheu  Lehran- 
stalten auf  einige  Zeit  oder  auf  immer  ausgeschlossen  werden. 

§.  .18.  Alle  von  nun  an  mit  Approbation  abgelegten  theoretischen 
Staatsprüfungen  behalten  ihre  volle  Wirksamkeit  auch  wenn  zwischen  ihrer 
Ablegung  ein  längerer  als  zweijähriger  Zwischenraum  einlreten  sollte, 
und  es  wird  die  Anwendung  des  äj.  '27  des  hierortigen  Erlasses  vom 
10.  .luli  fb.bO,  R.  G.  Bl.  Z.  127  hiermit  ausser  Kraft  gesetzt. 

i{.  39.  Der  an  einer  österreichischen  Universität  erlangte.  Grail 
eines  Doctors  der  Rechte  hat  für  die  ganze  Monarchie  die  gleiche 
Wirkung  mit  den  vollkommen  abgelegten  theoretischen  Staatsprü  - 
fungen. 

Dispensen  von  den  theoretischen  Staatsprüfungen  können,  insofern 
nicht  für  einzelne  Dienstzweige  hierüber  besondere  gesetzliche  Bestim- 
mungen getroffen  werden,  nur  bei  Männern  von  ausgezeichneter  fach- 
wissenschaftlicher  und  praktischer  Bildung,  deren  Gewinnung  für  den 
.Staatsdienst  von  besonderer  Wichtigkeit  ist,  von  den  betreffenden 
Ministerien  ertheilt  werden.  ♦) 

§.  40.  Ueber  die  lur  diese  Prüfungen  zu  bezahlenden  Taxen 
enthält  der  hierortige  Erlass  vom  10.  März  18.56  K.  G.  Bl.  Z.  37 
die  nöthigen  Bestimmungen.  **) 

*)  Vergl.  §.  4 der  kaiserl.  Verord.  v.  6.  April  1S59.  (M.-E.  v 16.  Mai 
18S9,  Z.  7481  Bub  V.  d). 

••)  (Sub  V.  d)  Nr.  263). 
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§.  41.  Nähere  Bestimmungen  über  die  Vornahme  der  theore- 
tischen Staatsprüfungen  und  das  von  den  Commissionen  dahei  ein- 
zuhalteiide  Benehmen  werden  in  einer  besonderen  Instruction  entlial- 
ten  sein. 

II.  Von  der  judiciellen  S t autspr  ii  fung  , wetclic  die  absolvirten 
ordentlichen  Kechtshöror  der  k.  k.  K e c h t s a k n d e m i e n abzu- 
legen haben. 

§.  42 — 47.  (Für  den  Zweck  dieser  Sammlung  bedeutungslos.) 

III.  Besondere  Anordnungen  in  Betreff  derjenigen  Candidaten, 
welche  auf  Grundlage  des  §.  7 des  hierortigen  Erlasses  vom 
2.  Octob  er  ISob,  Z.  172  zu  den  Staatsprüfungen  zugelassen  werden. 

§.  48.  Um  ohne  regelmässigen  Besuch  der  Uni versitäts- Vorlesungen 
auf  Grundlage  des  §.  7 des  Erlasses  vom  2.  October  18.'>5  K.  G.  Bl. 
172  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen  zugelassen  werden  zu  könneu, 
bedarf  der  Candidat  specieller  Bewilligungen  des  Unterrichts-Ministeriums 

1.  ^ur  Ablegung  der  rechtshistorischon  Prüfung,  und  späterhin 

2.  zur  Ablegung  der  beiden  anderen  Prüfungen. 

§.  49.  Diese  Bewilligungen  müssen  dem  Präses  der  Commi.ssion 
hei  der  Meldung  zu  den  Prüfungen  im  Originale  vorgelegt  werden. 

Die  darin  enthaltenen  Bedingungen  der  Zulassung,  sowie  ander- 
weitige besondere  Bestimmungen  über  die  Art,  den  Termin  der  Prü- 
fung, einen  hierbei  etwa  speciell  einzuhaltenden  Vorgang,  sind  von 
der  Commission  genau  zu  beachten. 

§.  öü.  Die  .Meldung  zu  allen  diesen  Prüfungen  hat  schriftlich 
bei  den  Vorständen  der  in  dem  Bewilligungsdecrete  bezeichueten 
PrUfungscummissionen  zu  ge.schehen. 

§.  51.  Zu  der  rechtshistorischen  Prüfung  dürfen  diese  Candidaten 
nach  ihrer  Wahl  in  sämmtlichen  oben  §.  10  erwähnten  drei  Termi- 
nen zugelassen  werden. 

tj.  52.  .leder  mündlichen  Prüfung  solcher  Candidaten  hat  1 bis 
4 Wochen  vorher  eine  schriftliche  Prüfung  vorauszugehen.  Diese 
besteht  in  einer  Clausurarbcit,  welche  von  dem  Candidaten  in  einem 
cuntiuuirlichen  Zeiträume  von  sieben  Stunden  über  zwei  aus  den 
Gegenständen  der  betreffenden  Prüfungsabtheilung  entnommene  Fragen 
unter  Beaufsichtigung  der  Prüfuugscommissäre  ohne  äussere  Hilfsmittel 
zu  verfassen  ist. 

§.  53.  Am  Tage  der  schriftlichen  Prüfung  versammeln  sich  die 
zur  Ueberwachuug  bestimmten  Prüfungscommissäre  einige  54eit  vor 
Eröffnung  der  Prüfung,  um  sich  über  wenigstens  zehn  geeignete  Fragen 
zu  verständigen.  Von  diesen  werden  jo  zwei  auf  einzelne  Blätter 
geschrieben,  zusammeugcfaltet , und  der  Candidat  (falls  mehrere 
zugleich  der  schriftiieheu  Prüfung  sich  unterziehen  sollten , der  dem 
Alphabete  nach  der  Erste,)  lost  aus  ihnen  ein  Blatt  heraus.  Die  auf 
demselben  enthaltenen  zwei  Fragen  bilden  für  die  Candidaten,  welche 

•)  (8ub  V.  d).  Nr.  26»). 
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sieh  für  denselJifiii  Tag  genichlet  haiien , das  Ohjeot  der  schriftlichen 
•Ausarheituiig.  ^ 

ij.  54.  In  die  Ueherwachung  theileii  sich  die  Prüfungscotnmis- 
säre  in  der  Art,  dass  immer  Kiner  in  dem  l’riifiingslocale  gegenwärtig  ist 

llie  zu  i^tande  gebrachten  Ausarheiiungen  überniinnit  der  anwe- 
sende C'umniissUr,  bemerkt  auf  denselben  die  Stunde  der  Abliefening, 
durchzieht  sie,  wenn  sie  aus  mehreren  Blättern  bestehen,  mit  einem 
Kaden  und  siegedt  ihn,  so  d:i.ss  kein  Blatt  in  das  Klaborat  unl)emerkt 
eiugeschoben  oder  herausgenommen  werden  kann. 

Zur  bestimmten  Stunde  müssen  alle  (Kandidaten  ihre  Elaborate 
abliefern , sie  mögen  mit  ihrer  Aufgabe  zu  Ende  gekomuien  sein 
oder  nicht. 

§.  fi5.  Ein  Candidat,  der  sich  an  dem  ihm  bestimmten  Tage  der 
schriftlichen  Prüfung  nicht  unterzogen  hat,  ist  zur  mündlichen  Prüfung 
nicht  zuzulassen. 

§.  56.  Die  schriftlichen  Ausarbeitungen  werden  von  dem  Präses 
zwei  CommissKren  zur  Begutachtung  ziigetheilt.  Diese  Gutachten  sind 
sodann  bei  der  Abstimmung  über  den  mündlichen  Prüfungsact  zu  be- 
rücksichtigen. 

S.  57.  D ie  mündliche  Prüfung  eines  sulchen  Caudidaten  hat 
mindestens  volle  anderthalb  Stunden  zu  dauern,  falls  sich  nicht  etwa 
schou  früher  in  entschiedener  Weise  das  Unzureichende  seiner  Kennt- 
nisse, und  daher  die  Nothwendigkeit  seiner  Ke]>robation  herausgestellt 
haben  sollte. 

§.  58.  Ein  Candidat,  welcher  bei  einer  Prüfung  reprobirt  wurde, 
darf  in  gar  keinem  Kalle  vor  Ablauf  eines  Semesters  zur  Wiederho- 
lung derselben  zugelassen  werden. 

§.  .59.  Ueber  die  von  solchen  Candidaten  abgelegten  Prüfungen 
und  ihren  Erfolg  ist  am  Schlüsse  eines  jeden  Studienjahres  ein  indivi- 
dueller Ausweis  von  jedem  Commissions-Präses  bei  Gelegenheit  seines 
zu  erstattendeh  allgemeinen  Berichtes  an  das  Unterrichts-Ministerium 
einzusenden.  *) 

In  diesem  Ausweise  ist  bei  den  zum  ersteumale  Reprobirten  der 
zur  Wiederholung  bestimmte  Tenniu,  bei  wiederholt  Reprobirten  der 
Umstand  der  wiederholten  Reprobatiön  besonders  ersichtlich  zu  machen. 

IV.  Gebe rg an gsb es t im miin gen. 

§.  60 — 63.  (Sind  nicht  mehr  in  Geltung.) 

V.  Ueber  die  Heziebung  dieser  Anordnungen  auf  die  Universi- 
täten Padua  und  Pavia.  §.  '4,»*) 

*)  Vgl.  g.  ;t0.  der  mit  M.-E.  v.  10.  Juni  l.siiO  binausgegebenen  lustmc-, 
tion  isuli  V.  d.) 

Die  Abschnitte  II,  IV  und  V der  vornnstebenden  Gesetze  haben  der- 
zeit keine  Giltigkeit  mehr. 

Die  Wirksamkeit  der  mit  dem  M.-E.  v.  10.  April  1866,  R.G.Il.  Z.  64  eiflos- 
senen  Itestimmungen  über  die  theoret.  Staatsprüfungen  hat  laut  §,  8.  des  M.-E. 
V.  10.  Mai  1866,  Z.  7ü.'»2  mit  dem  Kuudmachungstage  der  letztgcnanntcu  Ver- 
ordnung cinzutreten. 
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267.  Ministerial-Erlass  vom  26.  Mai  1856,  Z.  7874, 

an  die  Commi-seion  der  tlu.oretischen  Staatuprüfniijf  in  Wien,  Prag,  I.embr'rg, 
Krakau.  'Ofen).  I.rae,  Innsliruck.  Zara, 

wornach  die  eiempelfreie  Eintragung  des  Zeitpunctes  einer  abgelegten  Staats- 
prüfung und  des  PrUfüngsergebnisses  In  das  Original-Meldungsbuch  des  Stu- 
direnden  fUr  zulissig  erklürt  wird.  *) 

Um  dem  von  mehreren  Vorständen  der  theoretischen  .Staats- 
Prüfunps  - Commission  angeregten  Bedenken,  dass  die  im  §.  31  der 
Verordnung  vom  16.  April  d.  .1.  R.  ß.  B.  Z.  1 angeordnete  Kintra- 
gung  des  Prüfungsergehnisses  in  das  Meldnngshnch  des  Prüfungscandi 
daten  von  den  Finnnzhehorden  etwa  nachträglich  als  stemijelpHichtige 
Zeugnisse  hetr.aehtet  werden  könnte,  zu  begegnen , hat  das  Unterricht-s- 
mlnisterium  diesfalls  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  das  Einver- 
nehmen gepflogen , und  dieses  hat  sich  hieriiher  in  seiner  Znschrit't 
vom  17.  Mai  d.  .J,  Z.  16361  dahin  ausgesprochen,  dass  es  die  Stem- 
pel freie  Eintr.agung  des  Zeitpunktes  einer  abgelegten  Staatsprüfung 
und  des  Prüfungsergehnisses  in  das  Originalmeldungsbuch  des  Studiren- 
den  unter  der  Voraussetzung,  dass  dem  Letzteren  ein  besonderes  Prüfungs- 
zeugniss  ausgestellt  werde,  und  folglich  die  Eintragung  in  das  Meldungs- 
buch die  Stelle  eines  Zeugnisses  nicht  zu  vertreten  habe,  ftir  zulässig 
erachte,  da  dieser  Vorgang  dann  sich  nur  als  eine  ämtliche  Controls- 
massregel  im  Interesse  des  Ttienstes  darstelle. 

Zugleich  hat  das  k.  k.  -Finanzministerium  die  unterstehenden 
Finanzbehörden  im  Wege  des  Verordnungsblattes  hiervon  verständigt. 


268.  Ministerial-Schreiben  vom  20.  Juni  1856,  Z.  9576, 

an  ilcu  Statthalter  von  Böliinen,  Galizien,  .Steiermark,  Nieder-Oesterreich.  I.an- 
desri'triemugs  Präsideuteii  in  Krakau  (Vicepräsidenten  der  Statthalteiei-Ahthei- 
lung  in  Ofen),  au  .Se.  kaiserliche  Holieit  den  durchlauchtigsten  Herrn  Erzherzog 
Statthalter  von  Tirol, 

womit  sine  Instruction  Ubsr  die  theoretischen  Staatsprüfungen  kundgemecht 

wurde. 

Instraetion 

über  die  theoretischen  StaataprUfimgen  zur  AusfUhmng  der  Gesetze  v.  ,30.  Juli 
1850,  Reichsgeaetzblatt  Z.  327  und  vom  2.  October  1855,  Reichsgesetzblatt 
Zahl  172.  Erlaasen  am  27.  Mai  1866. 

1.  Oberleitung  und  Einrichtungen  der  Staatsprüfungen. 

§.  1.  Die  oberste  Leitung  der  theoretischen  Staatsprüfungen 
steht  dem  Unterrichts-Ministerium,  die  Oberleitung  in  jedem  Verwaltungs- 

»)  Vergl.  M.-E.  v.  6.  Feh.  1869,  Z.  1672  und  30.  Nov.  1863,  Z.  12983 
(letaterer  sub  V d). 
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gebiete,  in  welehein  eine  PrUfmigs-ComniisBion  besteht,  dem  Chef  der 
betreft'enden  Stiittbalterei  oder  Landesregierung  zu. 

§.  2.  Die  politisclie  Oberleitung  bezieht  sich  im  Allgemeinen 
auf  die  Oberaufsicht,  aul  die  Herstellung  der  materiellen  Vorbedin- 
gungen, und  auf  die  Mitwirkung  bei  der  Krnennung  der  Vorstände 
und  Mitglieder  der  Commissionen,  vorbehaltlich  jener  Fülle,  in  welchen 
das  Unterrichts-Ministerium  sich  veranlasst  sieht,  diese  Fniennungen 
unmittelbar  vorzunehmeu  oder  einzuleiten.  Das  Innere  des  StaatsprU- 
fungswesens,  die  formelle  Leitung,  die  Zulassung  zu  den  I'rüfungen, 
die  Voinahtne.  die  Beurthellung  des  Resultates  ist  im  Allgemeinen 
zunächst  Sache  der  Commissionen,  und  beziehungsweise,  ihrer  Vorstände 
nach  Inhalt  der  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen,  und  dieser 
Instruction. 

§.  .3.  Die  Obliegenheiten  der  politischen  Oberleitung,  die  im 
Priifungsortci  ihren  Amtssitz  hat,  beziehen  sich  in  materieller  Hinsicht 
vorzugsweise : 

a.  auf  Anweisung  und  Herrichtiing  geeigneter  Localitäten, 

b.  Herbeischaffung  der  nöthigen  lietjuisiten,  und 

c.  der  Drucksorten, 

d.  Führung  eines  eigenen  Eiiireiclmiigs-Protocolles  für  d.-is  Staats- 
prüfungswescn. 

e.  Zuweisung  des  nöthigen  Schreiber-  und  Dienstpersonales, 

f.  Besorgung  der  nöthigen  Expeditionen, 

g.  Kegistrirung  und  Aufbewahrung  der  Acten. 

S}.  4.  Ad  a.  .Je  nach  der  wahrscheinlichen  grö.sseren  oder  gerin- 
geren Anzahl  der  Prüfungs-Candidaten  sind  von  der  iiolitischen  Ober- 
leitung den  Vorständen  der  Prüfung-Commissionen  ein  oder  mehrere 
Prüfungssäle  zur  Vornahme  der  Prüfungen  anznweisen.  Die  Prüfungs- 
säle müssen  hinreichend  geräumig  sein , um  eine  entsprechende  Anzahl 
von  Zuhörern  zu  fassen,  ohne  dass  ihre  unmittelbare  Nähe  auf  die 
Prüfung  irgend  einen  störenden  Einfluss  ausüben , insbesondere  aber 
zum  Zuflüstern  der  Antworten  missbraucht  wenlen  kann. 

Von  dem  Prüfungsranme,  soll,  womöglich,  eine  unmittelbare 
Coramunication  mit  einem  Nebenzimmer  stattliuden , in  welches  sich 
die  Commissäre  nach  abgehalte.ner  Prüfung  zur  Berathiing  zurückzie- 
hen können. 

Die  Localitäten  der  LTniversität  dürfen  in  der  Regel  nicht  zu 
Prüfungssälen  verwendet  werden-.  Ehe  man  hiezu,  als  zu  einem  letzten 
Auskunftsmittel  schreitet,  wdrd  es  vielmehr  angezeigt  sein,  einen  Sitzungs- 
saal oder  ein  grösseres  Bureau  der  politischen  Landesstelle  in  den 
Abendstunden  zum  Prüfungs-Locale  zu  benützen. 

Nur  die  rechtshistorisehe  Prüfung  kann  regelmässig  in  dazu 
geeigneten  lajcalitäten  der  Universität  vorgenouimen  werden. 

§.  .5.  Ad  b.  Zu  den  beizustellenden  Requisiten  gehören: 

1.  Die  (Siegel  der  Prufungs- Commission,  und  zwar  für  harte  und 
nasse  Siegelung  (Stampiglie), 

2.  Die  nöthigen  ächreibmaterialien  und  Protokolle, 
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3.  die  Gesetzbücher,  welche  bei  den  Prüfungen  unumgänglich 
erforderlich  sind. 

Die  Siegel  sind  für  alle  Prüfungs-Commissionen  gemeinschaftlich. 

Sic  führen  den  k.  k.  Adler  und  die  Umschrift:  „k.  k.  Staats- 
prüfungs-Commission.“ 

Sollten  bis  zur  Vornahme  der  ersten  Prüfungen  bei  neu  errich- 
teten Prüfungs-Commissionen  diese  Siegel  nicht  gestochen  sein,  so  ist 
einstweilen  das  Siegel  der  politischen  Landesstelle,  oder  der  betref- 
fenden rechts-  nnd  staatswissenscbaftliclion  Facultät  oder  Kechts-Aka- 
demie  zu  verwenden. 

Das  erforderliche  Papier,  die  Protokolle,  Register  und  Ternionen 
für  die  Vorstände  und  Mitglieder  der  Prüfungs-Commissionen  hat  die 
leitende  politische  Oberbebörde  beizustellen,  ebenso  für  den  übrigen 
nöthigen  materiellen  Apparat,  im  Einvernehmen  mit  dem  ersten  Vor- 
stande der  Staatsprüfungs-Commission,  zu  sorgen. 

§.  6.  Ad  c)  Zu  den  vorzubereitenden  Drucksorten  sind  insbe- 
sondere zu  rechnen:  die  Blanquete 

1.  für  die  Ausfertigung  der  Prüfungszeugnisse, 

2.  für  die  Amts-Correspondenz  der  Staatsprüfungs  - Commission, 

3.  für  die  Einladungsschreiben  der  Prüfungs-Vorstände  an  die 
Commissäre  zur  Abhaltung  einer  ausserordentlichen  Sitzung  oder 
einer  Prüfung, 

4.  für  die  Gestions-  und  Prüfungs-Protokolle  und  für  die  Register. 

Die  Blanquete  der  Prüfungs-Zeugnissse  werden  für  den  ersten 

Bedarf  von  dem  Unterriebts-MinLsterium  besorgt  und  den  Prüfungs- 
Vorständen  zugemitttelt. 

' Für  die  Folgezeit  hat  die  politische  Oberleitung  für  die  Auflage 
und  gehörige  Betheilung  der  Commissionen  mit  diesen  Blanqueteu 
zu  sorgen. 

D en  Entwurf  zu  deu  übrigen  Blanqueten  hat  der  erste  Prüfungs- 
Vorstand  zu  machen. 

§.  7.  Ad  d.*  Bei  dem  Einreichungs- Protokolle  der  politischen 
Landesstellc  ist  eine  eigene  Abtheilung  für  das  Staatsprüfungswesen 


•)  §.  7.  wurde  abgeäii  dert  durch  M.-E.  v.  24.  Juli  1860,  Z,  10062.  (Snb 

V d). 

lieber  die  Portofreiheit  der  Correspondenz  der  Staatsprüfungs-Commis- 
sionen Vergl. 

Hinisterial-Erlasa  vom  16.  October  1850,  Z.  8808. 

an  <lt*u  StauUaUar  fQr  Nieierdüierri^icb,  BObmen,  M&hren,  OaiizioD.  Steiemark,  Tirol,  den  Cbef 
der  Gabemial-ComnltiKion  io  Krakau  (dou  Ban  von  Croatien,  den  kaiaorlioben  BeTollm&chtlgteti 
fflr  llnirarn,  de»  Civil-  und  UiUt4r-(iou%emeur  für  Btebenbürgen,  den  Stattballer  för  die  Luis. 

bardie  und  da»  Vpiietianiicbe), 
i 

n Baireff  der  poriof^eien  Behandlung  der  Cerrefpondenzen  der  k.  k.  SieattpryfunQe-Com- 
mieeionen  im  Verkehre  unter  eich  und  mit  den  k.  k.  Behörden. 

Za  Folge  einer  Zuschrift  de.s  k.  k.  Ministeriums  für  Handel,  G>^werbe 
und  Öffentliche  Bauten  vom  8ept.  IdaO,  Z.  4985  wird  den  Commissioum  für 
die  rechU'  und  ätaatswissenechaftliche  theoretische  Staatsprüfung  in  Wien,  Prag, 
Tbaa  Ooiterr.  UniTertUiUgeaetse.  26 
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einzurichten,  bei  welcher  Alles  einzutragen  und  sohin  den  betreffenden 
Prüfungs  - Vorständen  zuzuweisen  ist,  was  durch  die  Post  oder  sonst 
von  Seite  der  Behörden  an  die  Staatsprüfungs-Commission  einlangt,  oder 
unmittelbar  für  dieselben  bei  diesem  Protokolle  überreicht  wird  und 
der  Amtswirksamkeit  dieser  Commissionen  zukoramt. 

Gesuche  der  im  Orte  anwesenden  Candidaten  sind  jedoch  von 
dem  Einreichungs- Protokolle  nicht  zu  übernehmen,  sondern  es  sind 
dieselben  anzuweisen,  sie  unmittelbar  dem  betreffenden  Commissions- 
Präses  einzuhändigen, 

§.  8.  Ad  e)  und  f)  Da  den  einzelnen  Prüfungs-Commissionen  kein 
eigenes  Kanzlei-  und  Dienst-Personale  zugewiesen  werden  kann,  so  ist 
für  eine  Aushilfe  aus  dem  diesfalligen  Personale  der  politischen  Ober- 
leitung, oder  der  Facultät,  oder  Rechts- Akademie  zu  sorgen.  — Die 
politische  Oberleitung  hat  sich  diesfalls  auf  kurzem  Wege  mit  den 
Prüfungs- Vorständen  in  das  Einvernehmen  zu  setzen  und  hierauf  die 
geeigneten  Vertügungen  zu  treffen.  Da  die  Geschäfte  der  Prüfungs- 
Commissionen  grösstentheils  mündlich  verhandelt,  die  Protokolle  und 
Register  derselben  von  den  Vorständen  und  Gliedern  der  Commissionen 
selbst  geführt  werden , so  wird  diese  Aushilfe  sich  nur  auf  die  Mun- 
dirung  grösserer  Elaborate,  als:  weitläufigerer  Berichte.  Gutachten  u.s.  w. 
und  die  Insertionen  der  Kundmachungen  der  Staatsprüfungs-Commissionen 
in  die  öffentlicheu  Blätter  zu  erstrecken  haben.  Es  bleibt  der  poli- 
tischen Oberleitung  überlassen,  in  diesen  Beziehungen  den  einfachsten 
und  schnellsten  Geschäftsgang  im  Einvernehmen  mit  den  Vorständen 
der  Prüfungs-Commissionen  cinzufllhrcn. 

§.  9.  Ad  g)  Die  Protokolle  und  Register  der  Prüfungs-Commissionen 
sind  insolange  sie  zur  Besorgung  der  currenten  Geschäftsführung  von 
den  Commissionen  benöthigef  werden,  dem  Commi.ssions-Vorstande  zu 
verwahren,  späterhin  aber  von  der  Registratur  der  politischen  Ober- 
leitung in  Verwahrung  zu  nehmen. 

II.  V e r h äl t nias  der  1' r ü f u ii  g«  - V ors t änd e zu  der  politischen 
Oberleitung,  n n tc  re  i nan  d c r nn  d zu  den  Pr  il  f u n gs- Com  i ssä  r en. 

§.  10.  Die  Vorstände  haben  sich  stets  untereinander  über  ge- 
meinschaftliche, oder  von  der  einen  auf  die  andere  Commission  ein- 
wirkende  Angelegenheiten  im  Einverncdimen  zu  erhalten. 

§.  11.  An  solchen  Orten,  wo  zwei,  drei,  oder  im  llebergaugszu- 
stande  sogar  noch  mehrere  Prüfungs-Haupteoinmissionen  bestehen,  führt 

Lemberg,  Krskan,  Olmfitz,  (Jrnz,  Innsbruck,  Zara  (Pest,  Hermannstadt,  Agram, 
Padua  und  Pavia)  für  dio  Oorrespondenz  unter  sich  und  mit  den  k.  k.  Behör- 
den di^  Portofreiheit  hin.sichüich  der  Beförderung  und  Beslßllung  mittelst  der 
Poatanstalt  unter  der  Bedingung  zugestaiiden,  das.s  die  Correspondenzon  mit  dem 
Amts.sicgcl  verschlossen  und  auf  der  Adresse  mit  der  Anmerkung  „ez  offo  in 
Angtdegcnhciten  der  k.  k.  .Staatsprtifungs-Coinmisaion'*  bezeichnet  sind.  Diese 
Portofreihc.it  bezieht  sich  auch  auf  die  Benützung  der  .'Stadtpost  in  jenon  Orten, 
wo  eine  solche  Anstalt  eingerichtet  ist,  jedoch  nur  auf  den  Verkehr  der  8taats- 
prUfungs-Commissionen  mit  den  k.  k.  Behörden. 
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bei  solchen  Couferenzen  von  nnn  an  fler  Vorstand  der  judiciellen  Ab-  ^ 
theilung  (als  derjenigen  , welche,  sowohl  dem  neuen  als  dem  älteren 
Staatsprüftings- Systeme  gemeinschaftlich  ist)  dmi  Vorsitz  als  erster 
Prüfungs-Präses,  und  pHegt  sohin  die  Mittheilungen  mit  der  politischen 
Überleitung.  Angelegenheiten,  welche  nur  Eine  Priifungs-Ahtheilung 
berühren,  besorgt  der  betreffende  Prüfungs-Präses  für  sich  und  corre- 
spondirt  in  dieser  Beziehung  unmittelbar  mit  der  betreffenden  politischen 
Oberleitung  oder  nach  Umständen  mit  dem  Unterrichts-Ministerium. 

§.  12.  Hiernach  trägt  auch  zunächst  jeder  Präses  die  Verant- 
wortlichkeit für  eine  der  Absicht  des  Gesetzes  entsprechende  Einrichtung 
und  DurchtÜhrung  des  Staatsprüfungswesens  in  Ansehung  seiner  Ab- 
theilung, der  erste  Vorstand  aber  auch  für  die  in  seine  Wirkungssphäre 
gehörigen  gemeinsamen  Prüfuugs-Angelegenheitcn. 

§.  13-  Im  Verhinderungsfälle  vertritt  den  Präses  einer  Prüfungs- 
Abtheilung  in  jeder  Beziehung  zunächst  der  etwa  ausdrücklich  für  die 
Commission  erufiuute  Vice -Präses,  sonst  der  den  Dienstjahreu  nach 
älteste  der  betreffenden  Commission  angehörige  Professor,  oder,  in  Er- 
manglung eines  solchen  Stellvertreters,  der  älteste  PrUfungs-Commissär. 

§.  14.  Bei  der  Bestimmung  der  Geschäftsordnung  haben  die  Vor- 
stände vor  Allem  darauf  zu  achten,  dass  das  Verfahren,  soweit  es 
angeht,  mündlich  sei,  und  unnöthige  Vielschrciberei  vermieden  werde. 

§.  15.  Znschriflen  oder  Gesuche,  welche  unter  der  Aufschrift  der 
Staatsprüfungs-Commission  überhaupt  (ohne  bezeichnenden  Beisatz)  ein- 
langen, sind  von  dem  ersten  Vorstände  zu  übernehmen  und  von  ihm  zu 
erledigen,  oder  an  den  betreffenden  Prüfungs-Präses  abzutreten. 

111.  Von  der  Wirksamkeit  der  Vorstände  der  P r ü f uu  gs- C o m m i s- 
sionen  im  Aiilgemei  neu. 

§.  16.  Es  ist  vor  Allem  die  Pflicht  der  Vorstände,  sich  mit  der 
neuen  Btudieneinriebtung  und  den  tjtudiengesetzen  vertraut  zu  machen. 

Bei  jeder  Commission  sind  von  dem  ersten  Präses  die  das  Staats- 
prütüugswesen  betreffenden  oder  berührenden  Gesetze,  Verordnungen 
oder  Weisungen  sorgfältig  zu  sammeln  und  in  Evidenz  zu  halten. 

§.  17.  Die  Commissions-Vorstände  haben,  sobald  durch  Abgang 
eines  Commissärs  eine  Lücke  in  der  Commission  entsteht,  oder  sich 
das  Bedürfniss  der  Vermehrung  dea  Personalstandes  der  Commission 
äussert,  sich  mit  den  Vorständen  der  k.  k.  Bobördeii,  der  Professoren- 
Collegicn,  Prülüngs- Vorständen  u.  s.  w.  auf  kurzem  Wege  in  das  zweck- 
dienliche Einvernehmen  zu  setzen,  um  die  geeignetsten  Vorschläge  zur 
Ernennung  neuer  Cominissäre  an  das  Unterrichts-Ministerium  erstatten 
zu  können. 

Diese  Vorschläge  sind  in  Wien  unmittelbar  an  das  Unterrichts- 
Ministerium,  anderwärts  zunächst  an  die  politische  Oberleitung  zu 
richten. 

§.  |8.  Sic  haben  darauf  zu  sehen,  dass  durch  geeignete,  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  veranlassende  Kundmachungen  in  den  offlciollen  Laii- 

S6» 
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deszeitungen  die  Candidaten  in  die  Keniitiiiss  dessen  gesetzt  werden, 
was  für  sie  in  Beziehung  auf  die  Vornahme  der  Staatsprüfungen  zu 
wissen  nothwendig  oder  wünschenswerth  ist. 

§.  19.  Jeder  Präses  hat  gewisse  Stundeu  zu  bestimmen,  wann, 
und  den  Ort,  wo  er  in  denselben  für  die  Candidaten  zugänglich  ist. 

§.  20.  Jeder  Präses  führt  ein  eigenes  Oestions- Protokoll  fllr  seine 
Abtheilung. 

§.  21.  Currente  Geschäftsstücke,  welche  nur  einer  einfachen 
Anwendung  der  bestehenden  Vorschriften  bedürfen,  erledigt  er  selbst, 
und  macht  der  Commission  in  der  nächsten  Sitzung  aus  dem  Geschäfts- 
Protokolle  Mittheilung  von  dem  Verfügten. 

Zweifelhaftere  Fälle,  in  welchen  er  die  Entscheidung  nicht  auf 
eigene  Verantwortlichkeit  treffen  zu  können  erachtet,  legt  er  der 
Commission  zur  Beurtheilung  vor. 

§.  22  Er  fuhrt  den  Vorsitz  bei  den  erforderlichen  Palles  abzu- 
haltenden Sitzungen , beruft  dazu  die  nöthige  Anzahl  von  Prilfungs- 
Commissären  und  bestimmt  die  Stücke,  welche  dabei  zum  Vortrage 
kommen. 

§.  23.  Der  Präses  ist  in  der  Regel  auch  der  Referent  bei  den 
Sitzungen.  Doch  steht  ihm  das  Recht  zu,  die  Referate  grösserer  Ge- 
schäftsstücke den  von  ihm  dazu  bezeichneten  Commissären  zu  über- 
tragen. 

§.  24.  lieber  die  Prüfungstage  uinl  Stunden  haben  die  Vorstände 
sich  stets  ins  Einvernehmen,  und  zwar  tusbesondere  dann  zu  setzen, 
wenn  die  disponiblen  Localitäten  in  der  Zeit  der  Benützung  beschränkt 
sind. 

Boi  collidirendeu  VV^ünschen  derselben  entscheidet  die  politische 
Oberleitung. 

§.  25.  Der  Präses  empfängt  die  Candidaten  und  bescheidet  sie 
nach  Umständen  mündlich  oder  schriftlich,  oder  weiset  sie  an,  eine, 
förmliche  Eingabe  an  die  Commission  zu  überreichen. 

§.  26.  Er  bestimmt  die  Tuge  und  Stunden  der  Prüfungen  für 
die  einzelnen  Candidaten,  und  verständiget  davon  sie  und  dieCommissäre. 

§.  27.  Er  setzt  die  Special-Commissionen  ftir  die  einzelnen  Prü- 
fungsucte  zuKammen,  leitet  die  Berathung  und  Abstimmung,  verkündet 
das  Resultat  der  Pi-ülüng,  fertigt  die  Zeugnisse  aus  und  veranlasst  die 
Zustellung. 

§.  28.  l)io  Vorstände  der  judicielleu,  der  allgemeinen  und  ad- 
ministrativen Abtheiluug  der  Staatsprüfung  sind  zugleich  auch  Exa- 
mitoren. 

Bei  den  neueingeführten  rochtshistorischon  und  staatswisscuschafl- 
licben  Prüfungen  dagegen  haben  sie  sich  nur  ausnahraswoiso  als  Eza- 
mitoren  an  dem  Prüfungsgeschäfte  zu  betheiligen,  wenn  es  die  Ver- 
hältnisse und  Bedürfnisse  der  Commission  erheischen. 

§.  29.  Der  Präses  führt  die  Protokolle  der  Prüfungen,  sorgt  für 
die  Evidenzhaltuug  der  Reprobirteu,  unterfertigt  die  Berichte  und  die 
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sonstige  Coirespondenz  der  seiner  Leitung  unterstehenden  Commission, 
und  bewahrt  die  Acten  bis  zur  Uebcrgabe  an  die  Registratur. 

§.  30.  Nach  Ablauf  eines  jeden  Semesters  erstattet  er  einen 
Schlussbericht  an  das  Unterrichts-Ministerium  und  schliesst  demselben 
eine  Tabelle  mit  folgenden  Rubriken  bei : 

a)  Art  der  Prüfungs-Commission, 

b)  Gesammtzahl  der  Geprüften, 

c)  Zahl  der  Approbirten,  mit  den  Unter-Rubriken: 

aa.  einfach, 

bb.  mit  Auszeichnung  aus  allen  Fächern, 

cc.  mit  Auszeichnung  aus  einem  oder  mehreren  Fächern*, 

d)  Zahl  der  Reprobirten,  mit  den  Unter-Rubriken : 

aa.  zum  erstenmal, 
bb.  zum  zweitenmal, 

e Anmerkung. 

IV.  O blie  g e n b ei  t en  der  Pr  il  fnn  g s • Comm  issäre  im  Allgemeinen. 

§.  31.  Die  Prüfungs-Commissäre  sind  verpflichtet  über  Auffor- 
demng  der  Vorstände  bei  den  angeordneten  Sitzungen  und  Prüfungen 
pünktlich  zu  erscheinen  und  die  ihnen  von  denselben  übertragenen 
Referate  bereitwillig  zu  übernehmen. 

§.  32.  Sind  sie  durch  Krankheit  oder  als  Beamte  durch  b e - 
sondere  Aufträge  ihrer  Vorgesetzten  verhindert,  einer  Sitzung  oder 
Prüfung , zu  der  sie  eine  Aufforderung  erhalten  liaben , boizuwohnen 
so  haben  sie  dies  ohne  Verzug  dem  Präses  anzuzeigen,  damit  er  eine 
Vorsorge  für  die  Ausfüllung  der  durch  ihr  Wegbleiben  entstehenden 
Lücke  treffen  könne.  , 

§.  33.  Bei  dem  Umstande,  als  es  oft  sehr  wünschenswerth  er- 
scheint, Männer,  welche  sich  durch  ausgezeichnete  Kenntnisse  zu  der 
Function  eines  Prüfungs-Coinmissärs  eignen,  welchen  aber  anderweitige 
Berufsgeschäfte  eine  regelmässige  Betheiligung  an  dem  Prüfungs- Ge- 
schäfte, insbesondere  bei  der  rechtshistorischen  Prüfung  nicht  gestatten, 
zu  dieser  Funktion  zu  ernennen,  wird  den  Prüfungs- Vorständen  hiemit 
zur  Pflicht  gemacht,  derlei  Verhältnissen  die  billigste  Berücksichtigung 
angedeihen  zu  lassen  und  solche  Commissäre  nur  nach  Massgabe  der- 
selben zu  den  Commissionen  beizuziehen.  Dieses  wird  namentlich  bei 
solchen  Commissären  der  Fall  sein,  die  von  dem  Unterrichts  - Mini- 
sterium dieserwegen  schon  bei  ihrer  Ernennung  zu  Prilfungs-Commissären 
der  rechtshistorischen  Prüfungs-Abtheilung  als  „ausserordentliche  Prü- 
funga-Commissäre'*  bezeichnet  werden,  ohne  dass  übrigens  durch  diese 
Benennung  irgend  ein  anderer,  als  der  eben  erwähnte  Unterschied  in 
ihrer  Stellung,  ihrer  Berechtigung  oder  Verpflichtung  angedeutet  wer- 
den soll. 


•)  Vergl.  M.-E.  v.  17.  Mai  1854,  Z.  7743  (snb  V d). 
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§.  34.  Prüfungs-CommissSre,  welche  fdr  bentimmte  Fächer  ernannt 
werden,  haben  in  der  Regel  nur  aus  diesen  zu  prltfcn  Wenn  sich 
ausnahmsweise  die  Nothwendigkeit  ergibt , sie  auch  bei  der  Prüfung 
aus  anderen  Fächern  in  Anspruch  zu  nehmen,  so  können  sie  hiezu 
von  dem  Präses  nur,  nachdem  sie  selbst  ihre  Bereitwilligkeit  erklärt 
haben,  eingeladcn  werden. 

35.  flhgleich  jeder  Commissär  itn  Allgemeinen  das  Recht  hat 
zu  verlangen,  dass  er  von  einer  ahzuhalienden  Pritfttng  Tags  vorher 
verständigt  werde,  so  ist  er  doch  verpflichtet,  jeder  an  ihn  ergehenden 
.Aufforderung,  an  die  Stelle  eines  wegbleibenden  C'ommissärs  einzutreten, 
Folge  zu  leisten. 

V.  Von  den  Sittungen  der  Pr  ft  fungs- Commissionen. 

§.  3(i.  Die  von  den  Priit'ungs-Comtnissionen  abgehaltenen  Sitzungen 
sind  entweder  Plenar-  oder  einfache  Sitzungen.  Die  Vorstände  haben 
darauf  zu  sehen,  dass  die  Zeit  der  Priifungs-Commissäre  nicht  nnnöthiger 
W eise  durch  Veranlassung  solcher  Sitzungen  in  Anspnich  genommen 
werde. 

§.  37.  Die  Beurtheihing,  rvelche  Gegenstände  in  einer  Plenar- 
sitzung, d.  i.  in  einer  Sitzung  aller  Glieder  derselben  Haupt- Commission, 
oder  in  einfachen  Sitzungen  zu  behandeln  sind,  steht  dem  Präses  zu. 

§.  .3H.  Sidche  Geschäftsstiieke,  welche  der  Präse.s  nicht  als 
currente  im  eigenen  Wirkungskreise  erledigen  zu  sollen  erachtet,  sind, 
soweit  sie  nicht  von  besonderer  Wichtigkeit,  namentlich  principicller 
Natur  sind,  oder  das  Prütungswesen  der  Abtheilung  oder  ihren  Ge- 
schäftsgang berühren , in  der  Kegel  in  einfachen  Sitzungen  zu  ver- 
handeln. Zu  diesen  hat  der  Prii.-.es  nur  so  viele  Priifungs-Commissäre 
nach  einem  die  Theilnahme  au  densi  Iben  möglichst  gleich  bestimmenden 
Turnus  beizuziehen,  als  zur  Vornahme  einer  Prüfung  der  betreffenden 
Abtheilung  erforderlich  sind. 

§,  39.  Die  Sitzordnung,  sowie,  die  Reihe  des  Votirens  richtet 
sich  nach  dem  physischen  Alter  der  an  einer  Sitzung  theilnehmenden 
PrüfungsCoinmissäre. 

§.  40.  Der  Präses  bestimmt  die  Tagesordnung,  leitet  die  Debatte 
und  .'Abstimmung.  Sir  hat  stets  auch  seine  Stimme  abzugeben.  Bei 
gleich  getheilten  Stimmen  ist  diejenige  Meinung  als  zum  Beschlüsse 
erhoben  anzusehen,  welcher  der  Präses  beigetreten  ist. 

V],  Von  der  Zusammensetzung  der  Sjiec i a I -Commissionen. 

§.  41.  Die  Special-Commissionen  für  die  judicielle  Staatsprüfung 
haben,  mit  Ausnahme  des  im  §.  6 des  hierortigen  Erlasses  vom  I.Mai 
I S52,  Keichsgesetzblatt  Zahl  99,  vorgesehenen  Falles,*)  stets  mit  Ein- 


*)  Nach  ti  der  V^dg.  v.  1.  Mai  1852,  sind  in  dem  Falle,  wenn  ein  znr 
Theihiahinc  an  einer  Öpecial-Commission  berufenes  Mitglied  am  letzten  Tage 
am  Erscheinen  verhindert  wird,  und  es  dein  Präses  besondere  Kchwicrigkeiten 
darbietet,  noch  rechtzeitig  einen  andern  Examinator  zu  substituireii,  die  Vor- 
stände der  judiciellen  Ahtheilung  ermächtigt,  die  Prüfung  mit  nur  noch  zwei 
Prüfungs-Commissären  gütig  vorzunehmen. 
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Schluss  des  Vorsitzenden  aus  vier  Mitgliedern,  die  Special-Commissionen 
für  alle  übrigen  Staatsprüfungen  aber  in  der  Regel  nur  aus  dem 
Prfises  (oder  seinem  Stellvertreter)  und  zwei  Prüfungs-Commissären  zu 
bestehen. 

Das  Unterrichts -Ministerium  behält  sich  jedoch  vor,  nach  Be- 
schaflenheit  der  besonderen  Verhältnisse  der  einen  oder  andern  Prü- 
fungs-Commission, oder  auf  Grundlage  der  erst  späterhin  sich  erge- 
benden Erfahrungen  bei  der  rechtshistorischen  oder  staatswissenschaft- 
lichen Prüfung  die  Beiziehuiig  eines  dritten  Pidifungs-Commissärs,  somit 
einen  Bestand  dieser  Commissiouen  aus  vier  Mitgliedern  anzuordnen. 

§.  42.  Als  leitenden  Gesichtspunkt  bei  Bildung  der  Special- 
Commis.sionen  hat  der  Prä.ses  zu  beachten , dass  ein  öfterer  Wechsel 
der  Commissäre  nothweudig  ist,  die  Comraissäre  aber  im  Allgemeinen 
ziemlich  gleichförmig  in  Anspruch  genommen  werden  sollen. 

g.  43.  Jeder  Präses  einer  Ilaupt-Commission,  oder  in  dem  Falle, 
wenn  zum  Behüte  der  gleichzeitigen  Thätigkeit  zweier  Commissions- 
Abtheilungen  ein  Vice-Präses  ernannt  wird,  jeder  der  beiden  Präsides 
ist  in  der  Regel  verpflichtet,  bei  jeder  Prüfung  zu  erscheinen  und  zu 
fungiren. 

Nur  wenn  sich  die  Prüfungen  bei  jenen  Commissionen,  welche 
das  ganze  Jahr  hindurch  in  Thätigkeit  sind,  so  sehr  drängen,  dass  in 
einer  Woche  mehr  als  zwei-  dreistündige  oder  mehr  als  drei  zwei- 
stündige Prüfungen  stattfinden,  ist  der  Präses  berechtigt,  bei  einzelnen 
Prüfungen  einen  Stellvertreter  fungiren  zu  lassen. 

§.  44.  Es  ist  wünschenswerth , dass  die  Pinifungs  - Commission 
bei  zwei  auf  einander  folgenden  Prtlfungen  nicht  genau  dieselbe  sei, 
sondern  ein  Wechsel  wenigstens  in  Einem  Commissär  eintrete.  Soweit 
jedoch  die  Verhältnisse  einen  so  oftmaligen  Wechsel  nicht  gestatten, 
wie  dies  besonders  anfänglich  bei  der  rechtshistorischen  Prüfung  der 
Fall  sein  wird,  haben  die  Vorstände,  wenigstens  bei  den  verschiedenen 
Combinationen  . darauf  zu  sehen,  dass  sie  möglichst  mannigfaltig  und 
von  einem  vorbestimmten  Turnus  unabhängig  seien,  um  es  dem  Can- 
didaten  zu  erschweren , auf  längere  Zeit  in  Vomhinein  errathen  zu 
können,  welche  Prüfungs-Commissäre  ihn  examiniren  werden. 

§.  4.^.  Dort  insbesondere,  wo  die  reclitshistorischc  Prüfungs- 
Commission  in  zwei  Abtheilungen,  d.  i.  durch  zwei  Special-Commissioneu 
gleichzeitig  fungirt,  soll  ein  öfterer  Wechsel  der  einzelnen  Commissäre 
von  einer  Commissions-Abtheilung  zur  andern  eintreten. 

§.  46.  Insbesondere  ist  es  Sache  des  Voistajides  der  rechtshi- 
storischen Prüfungs-Commission,  sich  stets  mit  dem  Decane  des  Pro- 
fessoren-Collegiums  auf  kurzem  Wege  in  das  Einvernehmen  zu  setzen 
und  rechtzeitig  noch  vor  dem  Beginne  der  Prüfungen  in  jedem  Ter- 
mine Alles  so  zu  ordnen , dass  sowohl  die  Commissäre,  als  auch  die 
Candidaten  genau  wissen,  an  welchem  Tage  und  bei  welcher  der  etwa 
gleichzeitig  prüfenden  Commissions-Abtheilungen  jeden  von  ihnen  die 
Reihe  des  Prüfens  oder  des  Geprüftwerdens  trifft. 
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§.  47.  Wenn  bei  der  recbtshUtoriBchen  Prüfung  zwei  Special- 
Commissionen  zugleich  prüfen,  so  ist  sich  bei  der  Zuweisung  der 
Candidaten  an  die  eine  oder  andere , au  das  alphabetische  Namens- 
Verzcichniss  in  der  Regel  in  der  Art  zu  halten,  dass,  wenn  der  erste 
Candidat  der  Commission  1 zugewiesen  wird,  der  zweite  der  Commission 
II,  der  dritte  der  Commission  I u.  s.  w.  zugetheilt  werde. 

48.  Sollte  bei  einer  rechtshistorischen  Prüfungs- Commission, 
deren  Mitgliederzahl  bei  dem  derzeit  vorhandenen  ftthlbaren  Mangel 
geeigneter  Commissiire  auf  das  äusserste  Bedürfni.ss  reducirt  ist,  durch 
Erkrankung  des  einen  oder  andern  CotnmissSrs  wührend  der  Prüfungs- 
Termine  eine  wesentliche  Lücke  eintreten,  so  werden  die  Vorstünde 
hiemit  ermSchtigt,  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  Decane, 
aus  der  Zahl  der  ITniversitüts- Professoren  oder  der  praktischen  Be- 
amten ('bei  Letzteren  jedoch  nicht  ohne  eingeholte  Zustimmung  ihrer 
unmittelbaren  Amts- Vorstände)  für  eine  provisorische  Aushilfe  zu  sorgen, 
wobei  nölhigenfalls  dem  Anshilfs-Commissär  eine  angemessene  Remu- 
neratioti  in  Aussicht  gestellt  werden  kann. 

Sollte  sich  in  dieser  Weise  keine  .Aushilfe  treffen  lassen,  so 
sind  die  Candidaten  auf  einen  spätem,  allentälls  einen  speciell  zu  be- 
stimmenden aussergewöbnlichen  Prüfungs- Termin  zu  weisen  und  ist 
dem  Unterrichts-Ministerium  Bericht  zu  erstatten. 

VII.  Zeit  und  Dauer  der  Prüfungen. 

§.  49.  Rücksichtlich  der  Dauer  der  mit  den  einzelnen  Candidaten 
vorzunehmenden  Prüfungen  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  auf 
jede  derselben  nicht  mehr,  aber  auch  nicht  weniger  Zeit  verwendet 
werden  soll,  als  erforderlich  erscheint,  auf  dass  die  Commission  über 
die  Befähigung  des  Candidaten  und  den  Grad  derselben  ein  gewissen- 
haftes Urtheil  abzugeben  im  Stande  sei.  Die  Entscheidung  hierüber 
stebt  dem  Präses  zu;  doch  hat  er,  wenn  etwa  ein  Coinmissär,  um  sein 
Urtheil  mit  grösserer  Beruhigung  abgeben  zu  können,  wünschen  sollte, 
dem  Candidaten  noch  eine  oder  die  andere  Frage  vorzulegen , einen 
solchen  Wunsch,  soweit  es  thiiniich  ist,  zu  berücksichtigen. 

<J.  50.  Um  jedoch  die  Vorstände  der  Prüfungs-Commissionen  dies- 
falls nicht  ohne  einige  Anhaltspunkte  zu  lassen,  wird  im  Allgemeinen 
und  im  Durchschnitte  die  Prütüngsdaiier  der  öffentlichen  Rechts- 
hörer bei  den  einzelnen  Ahtheilungen  in  folgender  Weise  ange- 
nommen : 

I.  Bei  der  rechtshistorischen  Abtheilung: 

a.  insolange  sie  sich  nur  auf  rötnisches  und  canouisches  Recht 
erstreckt, 

für  .3  Candidaten  zusammen  auf  2 Stunden, 

»2  „ „ n l'/i  ” 

i>  1 s ..  „ .50  Älinuten, 

b.  späterhin,  wenn  auch  die  Rechtsgeschichtc  als  Prüfungs-Ge- 
genstand hinzutritt, 
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dir  3 Candidaten  zusammen  auf  2'/^  Stunden, 

. « 1 ^ 

^ »*  n • I n 

n J ^ ff  tj  ^ n 

II.  bei  allen  andern  Prüflings- Abtheilungen: 

dir  .3  Candidaten  zusammen  auf  3 Stunden 

»I  ^ 11  ‘1  11  2 I» 

1 1 V 

11  I n »»  )»  * ,'4  I» 

III.  Bei  einem  Privatisten,  im  Sinne  des  §.  7 des  Gesetzes  vom 

2.  October  18.Ö5,  Zahl  172,  hat  die  Prüfung  durch  1'/^  Stunden 
zu  dauern. 

Diese  Ausmassc  beziehen  sich  auf  den  für  das  eigentliche  Prü- 
fungs-Geschäft orfordcrlichou  Zeitraum. 

§.  51.  Was  die  Zeit  der  Prüfungen  anbelangt,  so  werden  hiezu, 
abgesehen  von  den  rechtshistorischen  Prüfungen,  Tagesstunden  zu 
wählen  sein,  welche  mit  der  Zeit  der  Universitäts  - Vorlesungen  und 
den  gewöhnlichen  Bureaustunden  möglichst  wenig  collidiren. 

§.  52.  Die  Vorstände  der  rechtshistorischen  Prüfungs  Commissionen 
haben  bei  dem  Umstande,  dass  während  der  Zeit  ihrer  Function  die 
Mitglieder  derselben  nicht  wohl  Vorlesungen  halten  können,  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  Vornahme  der  Prüfungen  den  Vorlesungen  nicht  zu 
viele  Zeit  entziehe. 

Sie  haben  sich  diesfalls  auf  kurzem  Wege  mit  dem  Decan  ins 
Einvernehmen  zu  setzen  und  mit  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  gemel- 
deten Candidaten  zu  bestimmen, 

1.  ob  zwei  gleichzeitig  prüfende  Special  - Commissionen  aufzu- 
stellcn  seien,  oder  die  Aufstellung  Einer  Commission  genüge, 
und 

2.  wie  viele  'l'age.  die  Commission  in  jedem  Termine  zur  fort- 
laufenden Vornahme  der  Prüfungen  benöthige. 

§.  53.  Es  wird  im  Allgemeinen  daran  festzuhalteu  sein,  dass 
diese  rechtshistorischen  Prüfungs  - Commissionen  in  den  bestimmten 
Terminen  ununterbrochen  fnur  mit  Ausnahme  der  Sonn-  und  Feier- 
tage) und  täglich  durch  (i  bis  S Stunden  zu  prüfen  haben,  und  dass 
zur  Aufstellung  von  zwei  Special  - Commissionen  jedenfalls  dann  zu 
schreiten  ist,  wenn  nach  den  oben  angedeuteten  Bestimmungen  und 
der  Zahl  der  gemeldeten  f.'andidaten  sich  herausstellt,  dass,  falls  nur 
Eine  Special  - Commission  fungirte,  diese  im  Juli-Termine  über  acht, 
im  October-Termine  über  fünf  Tage  zu  prüfen  hätte. 

§.  54.  Im  Juli-  und  Winter -Termine  bat  der  letzte  Prüfungs- 
tag mit  dem  Schlüsse  des  Semesters  zusammenzufallen , und  ist  die 
Zahl  der  zu  bestimmenden  Prüfungstage  von  da  an  in  das  ablaufende 
Semester  rückwärts  zu  berechnen. 

Im  October-Termine  beginnen  die  Prüfungen  am  3.  oder  4. 
oder  spätestens  5.  October  und  haben  zu  dauern,  bis  sämmtliche  ge- 
hörig gemeldete  Candidaten  geprüft  sind. 
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VI II.  Von  der  Meldung  lu  den  PrUfnngen. 
a)  Im  Allgemeinen. 

§.  55.  Die  Meldung  zu  den  Prüfungen  hat  von  dem  Candidalen 
mittelst  eines  schriftlichen,  mit  den  nöthigen  Belegen  versehenen  und 
in  der  Regel  persönlich  von  ihm  dem  Präses  der  hetrefFenden  Prii 
fungs-Commissio  n zu  Ulierreichenden  Gesuches  zu  geschehen. 

Nur  zu  der  rechtshistorischen  Prüfung  haben  sich  die  offen  t 
lieh  studirenden  Candidaten  bei  dem  Decaue  des  competenten  Pro- 
fessoren-Collegiums  zu  melden,  ’) 

§.  56.  Die  erforderlichen  Belege  dieser  Gesuche  sind  verschieden, 
je  nach  den  gesetzlichen  Erfordernissen  der  Zulassung  zu  der  einen 
oder  andern  Prüfungs-Abtheilung. 

Jedenfalls  muss  dem  Gesuche  der  öffentlich  Studirenden  ihr 
.Mebfungsbuch  in  Originali  beiliegen. 

57.  Der  Präses  hat  das  Gesuch  und  dessen  Beilagen  durch- 
zuseben,  um  sich  zu  überzeugen,  ob  der  Candidat  die  gesetzlichen  Be- 
dingungen der  Zulassung  zu  der  betreflemlen  Prüfting  erfüllt  und  ge- 
hörig nachgewiesen  hat. 

§.  58.  Ist  gegen  seine  Zulassung  kein  Anstand,  so  kann  er  ihm 
sogleich  einen  Tag  zur  Prüfung  bestimmen,  ihm  die  Bewilligung  auf 
einem  dazu  bestimmten  Blanquete  ausfertigen  und  sogleich  einhändi- 
gen oder  nachträglich  zustcdlen  lassen.  Doch  behält  er  das  Gesuch, 
dem  die  Bewilligung  mit  einigen  Worten  indorsirt  wird,  bei  den 
Acten  zurück,  und  die  Beilagen  einstweilen  bis  nach  abgelegter  Prü- 
fung, da  diese  bei  Vornahme  derselben  zur  Einsicht  der  Commissäre 
vorliegen  müssen. 

§.  59.  Bei  geringem  Anständen,  welche  vom  Candidaten  solort 
behoben  werden  können,  hat  ihm  der  Präses  die  entsprechenden 
Weisungen  zu  erthcilen,  in  zweifelhaften  Fällen  von  grösserer  Wich- 
tigkeit aber,  über  welche  er  propria  auctoritate  nicht  hinausgehen  zu 
können  erachtet,  die  Sache  der  Commission  zur  Entscheidung  vorzu- 
legen. 

§.  60.  Unter  dem  Ausdrucke:  ..Commissions,  welcher  iin  vor- 
hergehenden Paragraphe  vorkommt,  ist  nicht  eine  Plenar-Versammlung 
der  ganzen  Haupt-Commission  zu  verstehen,  sondern  eine  solche  An- 
zahl von  Prüfungs-Commissären,  als  zur  Vornahme  einer  Prüfung  in 
der  betreffenden  Abtheilung  erforderlich  ist. 

§.  61.  Abweislicbe  Bescheide  sind  dem  Candidaten  kurz  motivirt 
schriftlich  hinauszugeben,  und  ist  ihm  hiebei  nach  Umständen  mündlich 
oder  schriftlich  zu  bedeuten,  dass  ihm  dagegen  der  Recurs  an  das 
Unterrichts-Ministerium  offen  stehe , er  denselben  jedoch  bei  der  Prü- 
fungs-Commission zu  überreichen  habe. 


*1  Vergl.  M.-E.  v.  29.  Kov.  1856,  Z.  18653. 
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§.  62.  Diese  Recnrse  sind  dann  mit  kurzen  Worten,  und  stets 
mit  einem  bestimmten  Anträge  des  Präses  versehen,  an  das  Unter- 
richts-Ministerium einzubegleiten. 

§.  63.  Bei  jeder  Meldung  hat  der  Präses  wohl  zu  beachten: 

a)  ob  nicht  der  sich  Meldende  von  einer  andern  Prüfungs- 
Commission  schon  zweimal  reprobirt  wurde,  und  ob  bei 
einmaliger  Reprobaiion  der  ihm  gegebene  Termin  schon 
abgelaufen  sei, 

b)  ob  nicht  ein  Zweifel  gegen  die  Identität  der  Person  obwalte. 

§.  64.  Ad  a.  In  der  ersten  Beziehung  hat  der  Präses  in  der 

neu  eintretenden  Uebergangs-Poriode  bei  jeder  Meldung  die  bisher  ge- 
führten Listen  der  Reprobirten  einzusehen;  in  Zukunft  aber  wird  das 
Meldungsbuch  des  Candidaten  ihm  die  diesfalls  erforderlichen  Anhalts- 
punkte der  Beurtheilung  bieten. 

§.  65.  Ad  b)  In  der  zweiten  Beziehung  dürfte  bei  Candidaten, 
welche  längere  Zeit  an  der  Universität  des  Prüfungsortes  studirten 
oder  noch  studiren,  schon  die  Oeffentlichkeit  der  Prüfung  einige  Ga- 
rantie gegen  Untcrschleife  gewähren. 

Bei  Prüflingen  aber,  welche  von  anderen  Universitäten  kommen 
und  der  Commission  ganz  unbekannt  sind,  und  bei  welchen  dem 
Präses  auch  nur  das  geringste  Bedenken  der  Identität  der  Person 
aufstösst,  hat  er  einen  Nachweis  der  Identität  zu  verlangen,  sei  es 
durch  einen  mit  einer  Personal-Beschreibung  versehenen  Heimatschein 
oder  Pass  oder  durch  glaubwürdige  Zeugen.  Ein  annähernder  Iden- 
titätsbeweis kann  durch  Vergleichung  der  Handschrift  des  Gesuches 
mit  der  Handschrift  im  Meldungsbuche  geliefert  werden,  da  das  V'er- 
zeichniss  der  in  jedem  Semester  angemeldeten  Collegien  von  dem 
Studirenden  eigenhändig  in  dasselbe  eingetragen  sein  muss. 

Findet  der  Präses  bei  Vergleichung  einer  über  seine  Auffor- 
derung in  seiner  Gegenwarf  von  dem  Candidaten  dargelegten  Hand- 
schrift, dass  diese  mit  der  des  Meldungsbuches  nicht  harmonirt,  so  ist 
dies  Grund  genug,  sohin  auf  Herstellung  eines  strengen  Beweises  der 
Identität  zu  dringen. 

66.  Längstens  24  Stunden  vor  Vornahme  der  mündlichen 
Prüfungen  haben  sich  die  Candidaten  bei  dem  betreflenden  Präses 
über  die  bezahlte  Prüfungstaxe  und  den  berichtigten  Stempel  oder  über 
die  ihnen  zukotnmeude  Befreiung  auszuweisen.  Der  Präse.s  merkt 
beides  vor  und  hat  unter  eigener  Datürhaftung,  ohne  Erfüllung  dieser 
Bedingung,  keinen  Candidaten  zur  mündlichen  Prüfung  -zuzulassen. 

b)  lusbesuudere  bei  den  in  Gcmäs.sheil  des  liierortigen  Erlasnea  vom  Z.  Octobor 
ISdö,  Z.  172,  abzidegenden  Staatspi-itfuDgen. 

aa)  der  öffentlich  Studirenden  an  Universitäten. 

§.  67.  Welche  Candidaten  zur  rechtshistorischen  Prüfung  zuzu 
lassen  seien , darüber  erhält  der  Präses  der  betreffenden  Commission 
die  Mittheilungen  des  Decaus.  Er  bat  über  diese  nicht  binaaszugehen. 
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Nur  insot'erne  ein  Candidat  an  dem  ihm  bestimmten  Tape  zur 
Prüfung  nicht  erschienen  ist  und  er  sein  Wegbleiben  durch  Nach- 
weisung besonderer  Gründe  hinlänglich  zu  rechtfertigen  vermag,  kann 
er  an  einem  spätem  Prüfungstape  desselben  Prüfungs  - Termines  an 
der  Stelle  eines  andern  wegbleibenden  Candidaten  zur  Prüfung  zu- 
gelassen werden. 

§.  68.  Bei  der  Beurtheilung  der  Zulassung  solcher  Candidaten 
zu  ihrer  zweiten  (judiciellen)  Staatsprüfung  hat  der  Präses  darauf  zu 
sehen : 

a)  ob.  sie  schon  sieben  Semester  laut  ihrer  Meldungsbücher  gütig 
zurückgelegt  und  ob  sie  ordnungsmässig  für  das  achte  Se- 
mester eingeschrieben  seien,  und 

b)  ob  sie  die  rechtshistorische  Prüfung  mit  gutem  Erfolge  be- 
standen haben. 

§.  69.  Zu  der  Zula.ssung  zur  dritten  (staatawissenschalllichen) 
Prüfung  wird  erforderlich  sein,  dass  der  Candidat  sein  Studien-Abso- 
lutorium  und  die,  Zeugnisse  Uber  die  mit  genügendem  Erfolge,  abge- 
legte rechtshistorische  und  judicielle  Staatsprüfung  beibringc. 

hb)  der  Privatisten. 

§.  70.  Die  Zulassung  dieser  Candidaten  zu  den  Staatsprüfungen 
ist  der  Zeit  und  Art  nach  dadurch  bedingt,  dass  sie  die  ihnen  zuge- 
koinraene  Intimation  der  Bewilligung  des  Unterrichts-Ministeriums  im 
Originale  boibringen,  und  sich  bei  der  zweiten  und  dritten  Prüfung 
Uber  die  entsprechende  Ablegung  der  ersten,  und  beziehungsweise  der 
ersten  und  zweiten  Prüfung  ausweisen. 

cc)  der  absolvirteii  Stiidirenden  der  k.  k.  Rech  ts-A  k ade  m i eii. 

§.71.  Dieselben  haben  bei  der  Meldung  zu  der  ihnen  obliegenden 
judiciellen  Staatsprüfung  jedenfalls  das  Absolutorium  im  Originale  bei 
zubringen. 

c)  losbesondero  solcher  Candidaten  , welche  die  Prüfungen  in  der  Uebergangs- 
periode  noch  nach  dem  Staatsprüfungs-Systeme  vom  Jahre  185t>  abzulegen  haben.*; 

IX.  Von  der  Vornahme  der  mündlichen  Prüfungen. 

§.  77.  Bei  der  mündlichen  Prüfung  gilt  die  Regel,  dass  zuerst 
die  der  Special-Commission  als  Prüfende  zugezogenen  Professoren, 
dann  die  Nicht-Professoren  examiniren,  und  der  Präses,  soweit  er 
überhaupt  zu  examiniren  berufen  ist,  als  Examinator  schliesst.  Wann 
jeder  Commissär  mit  dem  Prüfen  aufzubören  habe,  bestimmt  nach 


*)  Die  §§.  72 — 76  sind  durch  die  seither  (mit  M.-E.  v.  5.  Sept.  1868 
Z.  16.216)  erfolgte  Auflassung  der  nach  dem  Staatsprüfungs-Systeme  v J.  1860 
bestandenen  PrUfunga-Commiasion  ausser  Wirksamkeit  getreten. 
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seitium  Ermesson  der  Präses.  In  der  Regel  soll  er  dabei  den  Coin- 
niissären  niigefiihr  gleirhe  /eiträuinc  zu  Durcliprüfeu  der  von  ihnen 
gegebenen  Fragen  zumessen. 

§.  78.  In  der  Regel  sollen  bei  jeder  Prüfung  die  Candidatcu 
aus  allen  in  der  betreffenden  Abtheiluiig  vorkoinmeiiden  PrUfungs- 
flicheni  geprüft  werden.  Hiefür  hat  der  Priises  bei  der  Husammcn- 
stellung  der  Special-Commission,  allenfalls  durch  eine  kurze  Bespre- 
chung mit  den  Commissären  vor  Beginn  der  Prüfung  und  endlich 
dadurch  zu  sorgen,  ilass  er  (insoferne  er  überhaupt  selbst  zu  prüfen 
berufen  istj  nöthigenfalls  als  letzter  Examinator  desjenigen  Prüfuiigs- 
Gegenstandea  sich  bemächtiget,  welcher  bisher  noch  nicht  vertre- 
ten war. 

Doch  wird  dadurch  eine  Prüfung  nicht  unwirksam,  dass  ein 
Prüfungsfach  bei  derselben  nicht  vorkam. 

§.  79.  Die  Prüfungen  werden  im  Allgemeinen  in  der  deutschen, 
nur  in  Zara,  insolange  die  daselbst  bestehende  Prüfungs-Commission 
noch  zu  fungiren  hat,  in  der  italienischen  Sprache  vorgenommen. 

Insofern  es  sich  bei  der  Prüfung  auch  um  die  Erprobirung  der 
Kenntniss  der  Landessprache  handelt,  ist  sich  in  Ungarn  und  Croa- 
tieu  nach  den  diesfalls  bestehenden  besonderen  Weisungen  in  den  , 
übrigen  Ländern  nach  der  bisher  geltenden  Uebung,  vorbehaltlich 
allfälliger  nachträglicher  Anordnungen,*)  zu  benehmen. 

§.  80.  Zeigt  sich  schon  in  der  ersten  halben  Stunde  der  Prü- 
fung, dass  der  Candidat  entschieden  zu  reprobiren  ist,  so  kann,  je- 
doch nur  auf  seinen  ausdriu  klichen  Wunsch,  und  nachdem  ihm  be- 
deutet worden,  dass  er  die  Reprobation  zu  erwarten  habe,  die  Prü- 
fung nach  der  ersten  halben  Stunde  geschlossen  und  zum  Ausspniche 
der  Reprobation  geschritten  werden. 

§.  81.  Ueberfallt  den  Candidatcu  während  der  Prüfung  ein 
sichtliches  Unwohlsein,  aus  dessen  Veranlassung  er  die  Prüfung  ab- 
gebrochen wünscht,  so  ist  es  Sache  der  Commission  zu  beurtheilen, 
ob  auf  Grundlage  seiner  bi»  dabin  gegebenen  Antworten,  mit  Rück- 
sicht auf  sein  Unwohlsein  ein  ganz  entschiedenes  und  begründetes 
Urtheil  sich  abgeben  lasse  oder  nicht.  Im  ersten  Falle  wird  das  Er- 
keuntniss  gefällt;  im  zweiten  ihm  ein,  soviel  es  möglich  ist,  naher 
Termin  gegeben,  um  die  Prüfung  foitzusetzen. 

§.  82.  Einflüsterungen  von  Seite  der  Zuhörer  sind  mit  Energie 
hintanzuhalten,  und  wenn  sic  sich  wiederholen,  sind  die  Störer  ab- 
zuschaffen, oder  ist  der  Sa;>l  von  dem  Auditorium  zu  räumen.  Doch 
ist  darauf  zu  sehen,  dass  schon  durch  eine  zweckmässige  Stellung 
des  Prüfungstisches  diesem  Unfuge  vorgebeugt  werde. 

§.  83.  Die  Anordnung,  ob  die  Prüfungen  je  mit  einem  oder 
zugleich  mit  zwei  Candidateu  vorgcnommeii  werden,  stellt  dem  be- 
treffenden Präses,  im  Einvernehmen  mit  den  andern  Vorständen,  zu. 

*)  Vergl.  Abschnitt  V.  b. 
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Mit  drei  Candidjiten  zugleich  sollen  die  Prüfungen  in  der  Regel 
nur  bei  den  reclitsliistoriselien  Abtheilungen,  hei  anderen  nur  in 
Füllen  dringender  Nothwendigkeit  vorgenommen  werden. 

§.  84.  Werden  zwei  oder  drei  Candidaten  auf  einmal  gcpriill, 
so  prüft  immer  Ein  Commissär  alle  zwei  oder  drei  durch,  indem  er 
berechtigt  ist,  eine  von  einem  Candidaten  unbeantwortete  Frage  auf 
den  zweiten  oder  dritten  übergehen  zu  lassen. 

X.  Vornahme  der  schriftlichen  Prüfung  der  Privatisten. 

§.  Sö.  Die  Tage  der  schriftlichen  Prüfung  ftlr  diejenigen, 
welche  auf  Crundlage  des  Absatzes  7 des  hierortigeu  Erlasses  vom 
2.  October  1855,  K.-ü.-Bl.  Z.  172,  ohne  regelmässigen  Universitäts- 
besuch  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen  zugelasseu  werden,  sind 
von  dem  Präses  zu  bestimmen  und  den  betreffenden  Candidateu 
bekannt  zu  geben. 

§.  86.  Die  in  Gemiissheit  des  §.  53  des  hicrortigen  Erlasses 
vom  16.  April  1856,  R.-G-.Bl.,  Z.  54,  bestimmten  zwei  Fragen  werden 
den  Candidaten  in  die  Feder  dictirt,  worauf  sie  zu  erinuern  sind, 
dass  sie  dieselben  ohne  irgend  ein  äusseres  Hilfsmittel,  und,  falls 
mehrere  sich  der  Clausurarbeit  zugleich  unterziehen,  ohne  sich  gegen- 
seitig zu  unterstützen,  schriftlich  zu  beantworten  haben,  und  dass 
Unterschleife  die  Ausschlicssung  der  Candidaten  von  allen  Staatsprü- 
fungen auf  I bis  3 Semester,  nach  Umständen  sogar  auf  immer  zur 
Folge  haben  können. 

§.  87.  Die  Commissäre  zur  Ueberwachung  bestimmt  der  Präses 
in  der  Art,  dass  auch  diese  Obliegenheit  möglichst  gleich  unter  die 
verschiedenen  Commissäre  vertheilt  werde. 

§.  88.  Die  schriftlichen  Elaborate  übennittelt  der  Präses  mit 
Einhaltung  eines  bestimmten  Turnus  zur  Censurirung  an  zwei  Com- 
missäre, dereu  Prüfungsfächern  die  gegebenen  Fragen  angeliöreu. 
Jede  Frage  eines  Elaborates  wird  nur  von  Einem  dieser  Commissäre 
begutachtet,  das  Gutachten  selbst  auf  das  Elaborat  niedergeschrieheu 
und  von  dem  Commissär  unterfertigt. 

§.  86.  Diu  Elaborate  eines  Candidaten  müssen  während  seiner 
mündlichen  Prüfung  zur  Einsicht  für  die  Commissäre  auiliegen. 

XJ.  Von  der  Abstimmuug  und  Kuu  dm  ach  uiig  des  Prüfuiigs- 
Kesultates. 

§.  90.  Die  Grundzttge  des  hiebei  zu  beobachtenden  V'urfahrens 
sind  in  dem  §.  28  des  hierortigon  Erlasses  vom  16.  April  1856, 
Z.  54,  enthalten. 

§.  91.  Bevor  dazu  geschritten  wird,  den  Beschluss  der  Commission 
über  die  Prüfungs-Resultate  der  Caudidaten  zu  fassen,  und  in  das  Pro- 
tokoll eiuzntragen,  hat  der  Präses  eine  vertrauliche  Besprechung 
einzuleiteu. 

Gelaugt  die  Commission  hiebei,  wie  dies  in  den  meisten  Fällen 
zu  erzielen  sein  wird,  zu  einem  einhelligen  oder  doch  mit  eminenter 
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Majorität  gefaagteii  Mcinun^g-Resultatc,  »o  ist  dies  als  der  Boscliluss 
der  Commission  anzuscben  und  zu  protokollircn.  Im  entgegengesetzten 
Falle  ist  zur  Abstimmung  mittelst  Kugelung  zu  schreiten. 

4?.  92.  .Jeder  Votant  stimmt  nach  seinem  subjectiveii  Urtheile, 
ob  der  Candidat  nach  dem  Gesammt-Resultate  der  Prüfung  (bei  den 
Prüfungen  der  Privatisten  mit  Ki^rücksichtigung  der  Censur  des  schrift- 
lichen Elaborates)  seine  BetUhigung  uaehgewieseii  habe  oder  nicht. 

§.  93.  Der  Präses  hat  im  Falle  der  Kugelung  die  Abstimmung 
so  zu  leiten,  dass  auf  jede  Frage  mit  ,ja“  oder  „nein“  geantwortet 
werden  kann.  Zur  Erklärung,  dass  der  Candidat  approbirt,  oder  dass 
ihm  überhaupt  ein  ausgezeichneter  Calclil  zu  ertheilen  sei,  ist  die 
absolute  Majorität  der  Votanten  erforderlich,  und  hiebei  zählt  die 
Stimme  des  Präsw  nur  einfach,  wie  jede  andere. 

§.  94.  Bei  anderen  Punkten  der  Abstimmung  aber,  z.  B.  über 
den  einem  Keprobirten  zu  gebenden  Termin,  gibt  die  Stimme  des 
Präses  bei  gloichgetheilten  Stimmen  den  Ausschlag. 

§.  9.Ö.  Wurde  ein  Theil  der  Prüfung  in  einer  nicht  allen  Prii- 
fungs-Commissären  verständlichen  Sprache  abgelegt,  so  hat  der  betref- 
fende Commissär  über  diesen  Theil  der  Prüfung  den  Uebrigen  zu 
referiren.  Diese  haben  in  solchen  Fällen  zunächst  an  den  ihnen 
verständlichen  Theil  der  Prüfung  sich  zu  halten,  und  nur,  soweit  die 
Wage  der  Beurtheiliing  hienach  bei  ihnen  noch  schwankt,  die  Mit- 
theilung ihres  Collegen  in  Anschlag  zu  bringen. 

XII.  Von  der  Ausfertigung  der  P r U fu  n g s- Z o ugn  issc. 

§.  96.  Die  Zeugnisse  über  die  abgelegten  Prüfungen  sind  auf 
den  vorgedruckten  Blanqueten  nach  Möglichkeit  noch  vor  oder  doch 
bald  nach  Kundmachung  des  Resultates  auszufertigen. 

Jj.  97.  Die  Zeugnisse  werden  von  dem  Präses  und  allen  Com- 
missäreii  der  Special-Commission  unterschrieben. 

§.  98.  Auch  den  Reprobirten  wjrd  ein  Zeugniss  ausgestellt, 
und  in  demselben  bei  der  ersten  Reprohation  der  Termin  der  Wie- 
derholung, bei  der  zweiten  der  Beisatz  eingeschaltet,  dass  der  Can- 
didat zu  keiner  Staatsprüfung  zuzulassen  sei.  *) 

Bei  allen  Prüfungs-Zeugnissen,  welche  in  Ungarn,  Croatien, 
Siebenbürgen  oder  Dalmatien  ausgestellt  werden,  ist  stets  am  Schlug.se 
zu  bemerken,  in  welcher  Sprache  die  Prüfung  abgelegt  wnirdo. 

Bei  den  übrigen  Prüfungs-Commissionen  hat  eine  solche  Anmer- 
kung nur  dann  zu  geschehen,  wenn  die  Prüfung  ganz  oder  theilweise 
in  einer  anderen  als  der  deutschen  Sprache  vorgenommen  wurde.  **) 

§.  99.  Da  die  Controio  über  den  Umstand,  dass  kein  Candidat 
ohtie  vollständige  Absolvirung  der  rechts-  und  staatswissonschaft- 
lichen  Studien  in  die,  Concepts-Praxis  aufgenommen  werde,  durch  die 
neue  Einführung  von  Studien-Absolutorien  hergcstellt  ist,  so  kann  die 
Ausstattung  der  bisher  üblichen  eigenen  Schulzeugnisse  sofort 

Moditicirt  durch  M.-E.  v.  7.  Oct.  l.tüy.  Z.  12ftßl  fsnb  V d). 

**)  ln  Erinnerung  grhraclitiin  M.-E.  V.  30.  Not  1863,  Z.  12083. 
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unterljleiben  und  den  Candidaten,  welche  ihre  dritte  Prüfung  ablegten, 
ein  gewöhnliches  Prüfungs-Zeugniss  ohne  obigen  Beisatz  ausgefertiget 
werden. 

§.  100.  Für  die  Prüfungszeiignisse  wird  unter  Kinem  die  Druck- 
legung eigener  Blamjuete  veranlasst.  Die  Commissionen  werden  mit 
der  nöthigen  Anzahl  von  Blanqueten  von  dem  Unterrichts-Ministe- 
rium versehen  werden,  und  sie  haben  sich,  wenn  die  mitgetheilten 
Vorriithe  zu  Ende  gehen,  rechtzeitig  an  die  politische  Oberleitung 
wegen  einer  neuen  Auflage  dieser  Blauquete  zu  wenden. 

XIII.  Ueber  die  Führung  des  P rü f u n gs ■ Prot ok o 1 1 s,  die  Kvidenz- 
baltung  der  Reprobirten  und  die  C o rresp o ti d en z der  Staatsprfl- 
fuiigS'Commissioneu 

§.  101.  Das  Prüfungs-Protokoll  über  jeden  Candidaten  hat  zu 
enthalten : 

a)  alle  diejenigen  Daten,  die  in  dem  Prüfungs-Zeugnisse 
Vorkommen, 

b)  das  R(Miultat  der  Stimmenzählung  (per  unaniinia,  per 
Vota  majora,  per  paria ), 

c)  einen  Raum  für  besondere  Anmerkungen. 

Die  gegenwärtig  noch  voriindlichen  Vorrätho  von  Blanqueten 
haben  bis  zu  ihrer  Erschöpfung  in  Anwendung  zu  bleiben. 

Bei  der  Drucklegung  der  neuen  Blauquete  der  Protokolle  haben 
die  Vorstände  auf  möglichste  Ersparniss  an  Papier  und  Druckkosten 
zu  sehen. 

§.  102.  Die.  Evidenzhaltung  der  Roprobirten  geschieht  im  All- 
gemeinen in  Gemässheit  der  in  den  31,  ^2,  33,  40  und  59  des 
hierortigen  Erlasses  vom  10.  April  1 S50,  R.-G.-Bl.,  Z.  54.  Die  er- 
folgte erste  oder  wiederholte  Roprohation  eines  Privatiston  ist  auf 
dem  Decrete  anzumerken,  durch  welches  die  Bewilligung,  zur  Prü- 
fung zugelassen  zu  werden,  ertheilt  worden  ist. 

Bei  allen  diesen  Anmerkungen  ist  der  Vor-  und  Zuname  des 
Candidaten  ausdrücklich  und  deutlich  einzutragen. 

§.  103.  Jeder  Präses  führt  ein  alphabetisches  Register  der  bei 
seiner  Prüfungs-Commission  Geprüften  mit  Hinweisung  auf  die  Jahres- 
zahl der  Prüfung  und  auf  die  Nummer  des  Protokolls. 

104.  Von  der  Mittheilung  der  Reprohationen  an  andere  Prü- 
fungs-Commissionen, sowie  von  der  Führung  eigener  Register 
über  dieselben,  hat  es  in  Folge  der  Einführung  der  neueren  Modali- 
täten ihrer  Evidenzhaltung  abzukommen. 

§.  105.  Die  gegenseitigen  Zuschriften  der  Staatsprüfungs-Com- 
missionen sind  in  Angelegenheiten,  die  das  Staatsprüfungswesen  über- 
haupt. oder  wenigstens  zwei  Commissionen  an  einem  Prüfungsorte 
zugleich  hetreflfen,  zu  adressiren  „an  die  k.  k.  Staatsprüfungs-Com- 
mission zu “ ohne  weiteren  Beisatz. 

Sind  sie  aber  für  die  Commission  einer  bestimmten  Prüfungs- 
Abthe.ilung  bestimmt,  so  sind  sie  an  diese  ausdrücklich  zu  dirigiren, 
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z.  B.  an  die  Staatsprüfnngs-Commissi'on  rtlr  die  judicielle  Abtheilung 
in  Wien.  — Sie  sind  mit  dem  Commissionssiegel  zu  versehen  und 
auf  der  Adresse  mit  dem  Beisätze  „ex  offo“  zu  bezeichnen. 

Dies  hat  auch  bei  Intimationcn  an  Parteien  zu  geschehen. 

XIV.  Aufhebung  de  r W irksam  koi  t der  Instruction  vom  Jahre  IHbO- 

§.  106-  Die  im  Jahre  1850  erschienene  Instruction  zu  der 
Durchführung  des  Gesetzes  vom  JO.  Juli  1850,  K.-G.-Bl.  Z.  327, 
ist  ihrem  ganzen  Inlialte  nach  durch  diese  neuere  Instruction  als 
aufgehoben  anzusehen,  und  haben  sieh  säinmtliche  Staatspriifungs- 
Coniniissionen  sofort  nach  der  an  sie  erfolgten  Intiniation  der  letz- 
teren ausschliessend  dieser  gemäss  zu  benehmen. 


269.  Ministerial-Erlass  vom  29.  Ifovember  1856,  Z.  18553, 

‘ an  die  Statthaltcrei  in  Steionnark, 

betreffend  die  Stellung  und  die  Funotionen  des  Decans  respective  das  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Professoren-Collegiums  bei  den  Meldungen  zur 
rachtshistorischen  Staatsprüfung. 

Nach  dem  selbstverständlichen  Sinne  des  §.  55  und  der  folgen- 
den, dann  des  §.  07  der  Instruction  über  die  theoretischen  Staats- 
prüfungen vom  27.  Mai  d.  J.  *)  hat  bei  den  Meldungen  zur  rechtsliisto- 
rischen  Staatsprüfung  und  rUcksic.htlich  der  Bewilligung  der  Zulassung 
der  Decan  respective  das  rechts-  und  staatswisseuschaftliche  Profossoren- 
Collegium  jene  Stellung  und  Kunctionen  einzunehiuen,  welche  bei  den 
übrigen  theoretischen  Staatsprüfungen  im  Allgemeinen  dem  Präses  und 
beziehungsweise  der  PrUfungscommission  zukoninien. 


270.  Ministerial-Erlass  vom  14.  März  1857,  Z.  4636, 

an  das  Dccanat  des  rccht.s-  und  staat.swis.sfiischaftlichcii  Profes8oren-Collegium.s 
zu  Wien,  Prag,  (Pest),  Krakau,  Lemberg,  Innsbruck,  Graz, 

womit  die  strenge  Durchführung  der  Bestimmung  des  §.  10  des  Ministerial- 
Erlasses  vom  16.  April  1856,  R,-Q.-6I.  Z.  54,  die  rechtshistorische  Staats- 
prüfung im  Wintertermine  betreffend,  eingeschärfi  wird. 

Das  Unterrichts- Mini.sterium  hat  die  Wahrnehmung  gemacht, 
dass  von  mehreren  Studirendeii  verschiedener  Universitäten  die  Be- 
stimmung des  §.  10  des  hicrortigen  Erlasses  vom  10.  April  v.  J., 
K.-G.-Bl.  Z.  51,  womach  in  dem  Winterterminc  der  rechtshistori- 


•)  Vergl.  M.-E.  v.  20.  .luni  1866,  Z.  9576. 

ThsA.  0«Bterr.  UDivcr«iUltA{;e«cue.  26 
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sehen  Staatsprüfung  nur  Privatisttn  und  Reparanten  zu  dieser  Prüfung 
zugelassen  werden  dürfen,  nicht  mit  jener  Strenge  anfgefhsst  wurde, 
welche  derselben  zukommt,  und  dass  sie  vermeinten,  die  Bewilligung 
<ler  Zulassung  zu  dieser  Prüfung  für  den  Wintertemiin  dann  erlangen 
zu  können,  wenn  sie  ein  Krankheitszeugiiiss  über  eine  ihnen  im 
Laufe  des  September  oder  October  zugestossene  Erkrankung  bei- 
brachten. 

Das  Unterrichts-Ministerium  sieht  sich  hierdurch  veranlasst,  das 
Decanat  zu  beauftragen,  in  geeigneter  Weise  den  Studirenden  des 
1.  und  2.  .Tahrganges  zu  bedeuten,  dass  das  Ilnterricht.s-Ministerium 
obige  Bestiiumuiig  als  eine  atisnahmslose  anzusehen  und  aufrecht  zu 
erhalten  gewillt  ist.  Wenn  ein  Studirender  des  2.  .lahrgauges  die 
rechtshistorische  Prüfung  weder  ira  .Juli-  noch  im  Octobertermine  ab- 
legt, so  wird  er  im  Wintertermine  in  keinem  Falle  zu  derselben  zu- 
gelassen werden,  sondern  derselbe  w'ird,  was  immer  die  Ursache  seines 
Ausbleibens  sein  mag,  die  daraus  erwachsenden  Naehtheile  in  Gemäas- 
heit  des  §.  2.5  obigen  Erlasses  als  Folgen  seines  Verschuldens,  oder 
als  einen  ihn  treffenden  unglücklichen  Zufall  zu  tragen  haben. 

Es  mögen  sich  die  Studirenden  hierdurch  aufgefordert  sehen, 
den  .lulitermin  als  den  regelmässigen  'rermin  für  die  Ablegung  dieser 
Prüfungen,  *)  den  October-Termin  aber  als  einen  solchen  zu  betrach- 
ten, welcher  nur  als  das  billige  Auskunftsmiftel  für  die  im  .Juli  Er- 
krankten oder  für  jene  scbwiiclieren  T.aleiife  bestimmt  ist,  die  etwa 
noch  in  den  Ferien  ihre  Kenntnisse  zu  vervollständigen  und  be- 
festigen zu  können  hoffen. 

Unter  Einem  ist  den  Studirenden  in  Erinnerung  zu  bringen, 
dass  vom  .Tulitcrraine  d.  J.  an  die  für  das  abgelaufene  Prüfungsjahr 
zugestandene  Begünstigung,  woniach  sich  diese  Prüfung  nur  auf  das 
römische  und  canonische  Recht  erstreckte,  aulhört  und  schon  bei 
dom  nächsten  .Tuliterininc  auch  die  deutsche  Reichs-  und  Rechtsge- 
schichto  mit  Rücksicht  auf  österreichische  Geschichte  in  Gemässheit 
der  hierortigen  Erlässe  vom  2.  October  1S5.5,  Z.  172  und  Ui.  April 
1 S.5G,  Z.  5-1  Gegenstand  der  Prüfung  sein  wird. 

271.  Ministerial-Erlass  v.  27.  August  1858,  Z.  12988, 

.an  das  Präsidium  der  Staatsprüfuiigs-Commissiou  für  die  jmücicUeii  Staats- 
|irüfiingcn  in  Krakau, 

womit  Weisungen  in  Betreff  der  Befreiung  vom  Erläge  der  Priifungtiaxe,  fer- 
ners  hinsichtlich  der  Zulassung  zu  der  judiciellen  Staatsprüfung  in  Pallen,  In 
welchen  die  Anrechnung  des  7.  Semesters  in  suspenso  belassen  wurde,  er- 

theilt  werden. 

a)  Die  auf  Grund  des  §.  9 des  Gesetzes  vom  1 1I.  März  1 S56  **) 
R.-G.-Bl.  Nr.  37  erlangte  Befreiung  von  dem  Erläge  der  Prüfungs- 

*)  Vergl.  die  M -E.  v.  lg.  April  1850,  Z.  5727  und  15.  Nov.  1857, 
Z.  189Ü2  und  v.  5.  Keli.  1805,  Z.  12025  i.  f.  (suh  V.  d). 

•*)  Siib  V.  d)  Nr.  202. 
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taxe  hört  dadurch  nicht  auf,  dass  der  Befreite  die  Prüfung  nicht  an 
dem  Orte  ablegt,  an  welchem  er  die  Befreiung  vou  dem  Collegien- 
gclde  erlangt  hat. 

b)  Jene  Rechtshüri'r,  bei  welchen  die  Eiiirechnung  des  7.  Se- 
mesters in  ihr  rechts-  und  staatswisseuschaftliches  Quadricnniuin  vou 
ileiu  Facultiits-Decaiie  in  susiieuso  belassen  wurde,  können  in  con- 
sequeuter  Anwendung  des  zweiten  Absatzes  des  i?.  I iiii  Gesi'tze 
vom  1(1.  April  IS.'jti,  U.-G.-Bl.  Nr.  51*)  nicht  eher  zur  Ablegung 
der  judiciellen  Staatsprüfung  zugelassen  werden,  als  nicht  über  die 
Frage  der  Einrccbnuiig  des  in  suspenso  belassenen  Semesters  beja- 
hend entschieden  worden  ist,  oder  als  sie  im  Falle  der  negativen 
Entscheidung  das  als  uueinrechenb.ar  ausfallende  Semester  durch  ein 
späteres  cinrechenbares  wieder  ersetzt  haben  werden. 


272.  Ministerial-Erlass  vom  5.  September  1858,  Z.  15216, 

wirksam  für  den  ganz.m  l'mfaiijr  d<!r  Monarcliie, 

womit  die  auf  die  Auflösung  der  allgemeinen  und  administrativen  Abtheilung 
der  theoretischen  StaatsprUfungs  - Commissionen  bezüglichen  Verfügungen 
kundgemacht  werden.  **) 

Ii.-G.-HI  Jahre.  Nr.  145,  S.  4!t2. 


Nachdem  in  Gemasaheit  des  hierortigen  Erlasses  vom  10.  Mal 
185(5,  K.-G.-BI.  Z.  SI  ***)  die  allgemeinen  und  administrativen  Ab- 
theilungeu  der  theoretischen  StaatsprUfungs-Coinniissiouen  mit  Ablauf 
lies  Monates  duli  d.  .J.  ausser  Function  getreten  sind  und  sofort  zu 
ihrer  Auflösung  geschritten  wird,  werden  folgende  Anordnungen  ge- 
troften  und  verlautbart : 

1.  Die  Prüfungsprotokolle  dieser  Commissionen  hat  der  Präses 
der  judiciellen  Staatsprüfungs-Commission  als  der  Erste  Leiter  der 
ganzen  Commission  zu  übernehmen  und  ist  sich  wegen  alllalliger 
Ausfertigung  von  Duplicaten  verloren  gegangener  Prüfungs-Zeugnisse 
über  die  bei  den  aufgelösten  Commissionen  bestandenen  Prüfungen 
fortan  an  denselben  zu  wenden. 


»)  Sab  V dl  Nr.  ‘iC.B). 

**}  ^*crgl-  III-  m)  des  M.-E.  v.  2.  Oct.  1855,  Z.  1510*2  (Uebcrgangsbealim- 
mungen). 

***)  Mit  dem  M.-E.  v.  10.  Mai  18.50,  K.-G.-HI.  81  wurden  n.acli  gepflogenem 
Einveme.hmcn  mit  den  Ministerien  des  Innern,  der  .Tiistiz,  der  Finanzen  und 
de.s  Handels,  dann  mit  dem  Armee-Obercnnim.ando  nnd  der  obersten  Polizei- 
behörde IJe  her  ga  n gsb  es  tini  m un  gen  über  die  Aufnahme  jener  (’andidaten 
des  Coneeptsdienstes,  welche  die  theor.  Staatsprüfung  ntreh  nach  dem,  auf  dem 
Gesetze  v.  00.  .luli  18.50,  K.-G.-Ill.  ,*l*27  basirten  .SLaatsprüfung.ssystem  abgelegt 
haben,  gelroffen  und  der  Zeitpunkt  bestimmt,  mit  welchen  die  neuen  Anord- 
nungen über  das  StaatsprOfungswesen  in  Wirksamkeit  zu  treten  hatten.  Seine 
Geltung  war  eine  rein  transitorLsche. 

2C* 
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‘2.  Dip  Ubrijren  Acten  ticr  aufgelösten  Commissionen  werden 
von  den  betreffenden  Statthaltereicn  oder  Landesregierungen  ilbcr- 
nommen  und  aufbewahrt. 

3.  Die  Anordnung  des  §.  6 des  bierortigen  Erlasses  vom 
10.  Mai  1856,  K.-G.-Ul.  Z.  81  hat,  wie  sich  schon  aus  seinem  Wort- 
laute ergibt,  nicht  blos  auf  solche  (,'andidaten,  welche  mit  der  allge- 
uieiuen  oder  administrativen  Staatsprüfung  im  Rückstände  geblieben, 
sondern  in  ganz  gleicher  Weise  auch  auf  Diejenigen  ihre  Anwendung 
zu  finden,  welche  bei  der  einen  oder  der  andern  dieser  Prüfungen 
Einmal  reprobirt  worden  sind,  und  dieselbe  nicht  vor  Ende  Juli  d.  J. 
mit  genügendem  Erfolge  wiederholt  haben. 

4.  Mit  Beginn  des  Studienjahres  1S5S/59  werden  zur  Vor- 
nahme der  staatswissenschaftlichen  Staats|)riifungen  in  Gemilssheit  der 
(Jesetze  vom  2.  (Jetober  1855,  Nr.  1 .ö2,  und  16.  April  1856,  Nr.  193, 
eigene  Prüfunf^-Commissiouen , und  zwar  in  Wien,  Prag,  (Pest,) 
Krakau,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck,  Zara  (und  Ile.rmaunstadt)  in  Acti- 
viütt  treten. 

Demnach  worden  im  Studienjahre  1858/59  folgende  Commis- 
sionen zur  Vornahme  der  theoretischen  Staatsprüfungen  bestehen: 

a)  Für  alle  drei,  in  dem  Gesetze  vom  2.  October  1855  und 
16.  April  1856  erwähnten  theoretischen  StJiatsprüfungen  in  Wien, 
Prag,  (Pest,)  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck; 

b)  für  die  judiciclle  und  für  die  staatsw'issenschntUiche  Prüfung 
in  Zara  (und  Ilermannstadt) ; 

c)  (für  die  rechtshistorische  in  Padua  und  Pavia,)  und 

d)  (für  die  judiciclle  in  Agram,  Grosswardein,  Kaschau  und 
Pres.sburg). 


273.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Erlasse  vom  25.  November 
1858,  Z.  20571, 

an  dio  Präaidiou  der  tlicorot.  Staatsprüfnn^r^-Coinmi.^.sione»  zu  Wien»  (Ofen,) 

Krakau,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck,  Zara,  Agr«™i  {HeniiannHtadt,  Pressburg, 
Kaschau  und  Grosswardein,) 

betreffend  die  Berichterstattung  über  die  Ergebnisse  der  theoretischen  Staats- 
prüfungen. 

Von  der  Lislior  üblichon  seim-stralcn  Borkditerstattung  über  die 
Ergclinisse  der  tbeoretificheu  StaatHjirütuiigen  hat  cs  nhzukommen, 
und  ißt  in  Zukimtt  stets  nur  Ein  Haujitbericht  von  jeder  Commission 
am  iSchlusse  des  BtudienjahrCH  hinnen  I j Tagen  anher  zu  erstatten. 

Derselbe  ist  mit  einer  statistischen  Tabelle  zu  belegen,  und  ist 
ein  Duplicat  dej*  Tabelle  gleichzeitig  unmittelbar  au  die  k.  k.  Direc- 
tiou  der  administrativen  Statistik  in  Wien  cinzusenden. 
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In  dem  zu  erstattenden  jährlichen  Schhissberichte  sind  die  Ver- 
hältnisse der  geprüften  Privatisten,  und  der  auf  (iruiidlage  der  Aller- 
höchsten Entschliessung  vom  2'>.  September  ISö?  zu  den  theoreti- 
schen Staatsprüfungen  zugclassonen  Kanzlei-  und  Manipulatiuusheamten 
besonders  zu  würdigen.  *) 


274.  Ministerial-Erlass  vom  30.  December  1858,  Z.  21291, 

au  da.s  Dceanat  des  rechts-  und  staatswissenscliaftUchen  I'rofeasorcn-Collegiums 
der  l’ragcr  Universität, 

Über  den  gestellten  Antrag,  dem  Profestoren-Collegium  die  Ermächtigung 
einzuiüiumen,  jene  Rechtshörer , welche  wegen  verspäteter  Ablegung  der 
Maturitätsprüfung  ihr  factisch  erstes  Semester  nur  als  ausserordentliche  Hörer 
zurUckgelegt  haben,  am  Ende  des  factisch  vierten  Semesters  zur  rechtshis- 
torisohen  Staatsprüfung  zuzulassen. 

In  Erledigung  einer  Anträge  wird  hinsichtlich  jener  Studireudeii, 
welche,  wegen  verspäteter  Ahlegung  der  Maturitätspriilüng  die  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Studien  im  factisch  ersten  Semester  als 


Ueber  die  Führung  der  Register  vergleiche 

Küusterial-Erlass  vom  17.  Hai  1854,  Z.  7743, 

au  AämnuUcho  k.  k.  SUaUprüfUUK'^'ComiiiitisioDen  fiir  diti  iheorotUcbea  HtaaUpiilfuDgeo 

womit  •)  oine  genau«  Führung  der  Register  der  Reprobirten  im  Sinne  dee  XII.  AbeaUes 
der  Instruction  erinnert  und  b)  angeordnet  wird,  dass  bei  ausgeseichneter  Ablegung  der 
Staatsprüfung  in  das  betreffend«  Zeugnis«  aufsunehmen  «ei,  ob  der  Candidat  a)  aus  allen, 
oder  b)  aus  einigen,  oder  o)  aus  nur  Einem  Prüfungsfach«  sich  mit  Ausieiehnung  be* 

Rfhigt  habe. 

Dit-i  ürstattfttiu  Berichte  der  Stanlnprüfmi^s  CtuumiHsioiien  geben  zu  fol- 
genden Bemcrkuiigeii  Vüranlaa»nng: 

1.  Die  bei  einigen  CommiHsioneu  wahrgeiumimeiio  UnvollstKudigkeit  der 
Kegintt  r der  Ueprftbirteii  i)e\veiHt,  dass  entweder  diese  Hegister  bei  denseiben 
nicht  mit  der  wUnHehcii>wci  theii  (lenauigkeit  geführt,  oder  dasa  ihnen  nicht  von 
anderen  (Nnnmiasioiien  die  inatrnctionHmH.saigcn  Mittheilungeu  über  die  hei  den- 
ncibet)  iHattgchnhien  Ke|>robatioiicii  gi^macht  werden. 

Es  w’crden  daher  die  Herren  l'rülungavorHtände  in  der  einen  sowie  in 
der  anderen  Kiciitnug  cranoht,  »ich  diesfall.s  die  Anordnungen  des  XU.  Ah- 
achirittea  der  Iiiatmetion  um  so  sorgfältiger  stets  gegenwärtig  zu  halten. 

ä.  Bei  einigen  Commis-sioneii  wird  eine  aii.Hgezeichnete  Ablegung  der 
Staatsprüfung  bhis  durch  dun  Hoi-satz  .besonders  bufahigf*  anerkannt, 
ohne  näheru  Bezeichnung,  oh  dieser  au.'^gezcichnete  Erfolg  sich  bloss  auf  Ein, 
auf  mehrere  oder  auf  alle  Prüfung.'^fachcr  erstreckt  habe. 

Es  ist  wiiuschenswerth,  dass  hierin  eine  allgemeine  Gleichförmigkeit 
herrsche,  und  dass  die  Zuerkeiiiiung  eines  besonderen  Erfolges  auch  die  ubjcc- 
tiven  Abstufungen  dc.ssclben  umfasse. 

Es  ist  daher  in  das  Zengniss  aufzunchmen,  ob  der  Candidat  sich  befä- 
higet habe  mit  Auszeichnung  a)  ans  allen  oder  b)  aus  einigen  oder  c) 
aus  nur  Einem  Prüfnngsfache. 

In  den  Fällen  hier  snb  b)  und  cl  sind  diese  Prüfungsfächer  namentlich 
anzuführen.  Vci^leiche  §.  30  des  M.-E.  v.  JO.  Jimi  IHoö,  Z.  yö7ü. 

**)  ad  §.  1 des  M.-E.  v.  16.  April  Z.  6b77. 
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aussorortli-ntliclie  HSror  und  erst  mit  dem  darauflFolj'cndcn  Sommor- 
SeinostiT  als  ordcntUi-lie  Hörer  begonnen,  dem  k k.  Uecanate  Fol- 
gendes eröffnet. 

Die  in  dem  hiorortigen  Erlasse  vom  17.  April  IS5!),  Z.  .t170*J 
den  reelits-  und  staatswissenscbal'tliclien  l'rofessorcu-dollegien  gegebene 
Weisung  fasst  auf  der  Natur  der  .Sache  und  ist  nur  eine  Consequenz 
einerseits  der  Hedeiitung  einer  Maturitätsprüfung,  und  andererseits  der 
gesetzlichen  besfimmnng,  dass  das  Quadrienniuni  academicum  von 
den  Candidaten  der  .''taats|)rüfungen  und  des  Doetorates  als  ordent 
lieben  Hörern  der  rechts-  und  staatswissenscbafllichen  Facultät  zu 
gebracht  wonlen  sein  müsse. 

Mag  inimerliin  die  Uebergangsepoe.ho  zu  dem  neuen  Studienplan 
und  die  von  mehreren  Frofessoren-C'oilegien  gerade  in  diesem  Funkte 
cingefiihrte  nachsichtigere  Praxis  das  Unterrichts-Ministerium  zur  Ue- 
willigung  von  Ausnahinen  gedrängt  haben,  so  ist  dies  doch  kein 
Grund,  auch  weiterhin,  nachdem  der  neue  Studienplan 
seine  Uebe.  rgangs  p er  i o de  hinter  sich  gelassen,  von  den 
in  iler  Natur  der  Sache  gelegenen  Anordnungen  des  ob- 
eitirten  Erlasses  abzugehen,  noch  weniger  aber  diesfalls  den 
J’rofessoren  Oollegien  eine  Ermächtigung  zu  einem  exce])lioncllen  Vor- 
gänge zu  ertheilen. 


275.  Ministerial-Note  vom  16.  Mai  1859,  Z.  7481, 

an  dio  k.  k.  MinUt<^ricii  des  Aensseni,  des  Innern,  der  JiksUe,  der  Finanzen 
und  dos  Handels,  nn  das  k.  k.  Armce-Obercommaiido  und  an  die  k.  k.  obemle 

Folizei-lU*h5rde, 

womit  denselben  die  kaiserliche  Verordnung  vom  6.  April  1859  Uber  den 
Einfluss  der  Ablegung  der  theoretischen  Staatsprüfungen  auf  den  Eintritt  in 
die  Conceptspraxis  mitgetheilt  wird. 

Jahiir.  iKüfl,  Nr.  i»l,  S.  '*il. 

Kaiserliche  Verordnung  vom  6.  April  1859, 

wirk>ain  für  den  ganzen  LTmfaiig  der  Monarchie,  über  den  Kinäin»»,  welchen  die 
Ablegung  der  theoretischen  Stiiatsprüfnngen  auf  den  Eintritt  in  die  Conec|it8- 
praxU  zu  m-hnieu  bat. 

Nach  Venu'hmung  Meiner  Mini.ster  und  nach  Anhörung  Meines 
Reichsratlies  habe  Ich  über  den  Einfluss,  welchen  die  Ablegung  der 
mit  den  (lesetzen  vom  2.  October  1S55,  R.  G.-IM.  Z.  172,  vom 
Ui.  April  lS5ö,  K.-G.-Hl.  Z.  54,  mul  vom  6.  October  IS5S,  K.-G,  Bl, 
Z.  178,'*^*)  vorgeschricbeiieu  tbeor.  Staatsprüfungen  auf  den  Eintritt  in 

Sub  V,  a)  S.  360. 

♦*)  Letzter  Erl.'iss  bezog  sich  nur  auf  Ungarn. 
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die  ConccptKpraxis  zu  ludimcn  hat,  nachstelieiidu  Bestimmungen  bo- 
schlüssen. 

ij.  1.  Diejenigen  immatriculirten  Hörer  der  rechts- und  staatswissen- 
schat'tliclien  Facultilt,  welche  an  den  Universitäten  zu  Padua  und  Pavia 
von  dem  Studienjahre  IS59/(iO  an  ihre  Studien  vollenden  werden, 
an  den  übrigen  Universitäten  aber  mit  dem  Studienjahre  1857, 'S  ihre 
rechts-  und  staatswissenschartlichen  Studien  absol  virt  haben  oder  späUuhin 
ahsolvireu,  und  daher  zur  Ablegung  der  theoretischen  Staats|irütuugen 
nach  dem  in  den  Gesetzen  vom  ü.  Octoher  I85S,  U.-G.-Bl.,  Z.  17S, 
daun  vom  2.  Octoher  I S55  und  vom  Hi.  April  185ti,  R.-G.-B.,  Z.  172, 
und  54,  enthaltenen  Staatsprilfungssysteme  verptlichtet  sind,  dürfen 
zwar,  wo  an  bereits  vollständig  i|ualiticirten  Candidaten  Mangel  be- 
steht, nach  Beibringung  des  Ahsolutoriums  über  die  vorschritts- 
mässige  Zurücklegung  ihrer  vierjährigen  akademischen  Studien  und 
der  Zeugnisse  über  die  mit  gutem  Erfolge  ahgeh-gfen  theoretischen 
Staatsprüfungen  reehtshistorischcr  und  judicieller  Abthoilung  in  die 
Goncepts-,  *i  Richtcramts-,  Advocaturs-  oder  Notariatspraxis  aufge- 
iiommen,  und  auch  als  Conceptspraktikauten  oder  Auscultauten  ange- 
stellt  und  beeidigt  werden.  Bevor  sie  jedoch  nicht  auch  die  dritte 
theoretische  Staatsprüfung,  das  ist  die  staatswissensehaftliche,  mit  genü- 
gendem Erfolge  abgelegt,  oder  sich  mit  der  Erlangung  des  rechts- 
und  staatswissenschattlichen  Doctorates  einer  inländischen  Universität 
ausweisen,  dürfen  sie  weder  befördert,  noch  zu  einer  praktischen 
Staatsprüfung  zugelassen,  noch  darf  ihnen  früher  eine  inzwischen  au- 
gctretcne  Advocaturs-  oder  Notariatspraxis  in  gesetzliche  Anrechnung 
gebracht  werden.  Ob  und  in  wie  ferne  der  Abgang  einer  oder  der 
anderen  theoretischen  .Staatsprüfung  durch  eine  oder  mehrere  von 
einem  Caudiilaten  an  einer  österreichischen  Universität  mit  genü- 
gendem Erfolge  abgelegte  strenge  Doctoratsprüfungen  ersetzt  werde, 
darüber  steht  die  Entscheidung  dem  Unterrichts-Ministerium  zu, 
welches  sich  von  Fall  zu  Fall  mit  der  zur  obersten  Leitung  desje- 
nigen Dienstzweiges,  in  welchem  der  Candidat  die  Praxis  nehmen 
oder  angestellt  werden  will,  berufene  Centralbehörde  (.Ministerium) 
ins  Einvernehmen  zu  setzen  hat. 

§.  2.  Diejenigen  Candidaten  des  Conceptsdienstes,  welche  öffent- 
lich oder  privatim  an  einer  k.  k.  Rcchtsakademie  studirt  haben, 
ilürfen  weder  zu  einer  auch  nur  probeweisen  Goncepts-,  noch  zin 
Richteramts-,  Advocaturs-  oder  Notari.ats-Praxis  zugelassen  werden, 
bevor  sie  nebst  dem  Absolutoriuin  über  die  den  bestediendeii  Gesetzen 
entsprechend  zurückgclegtcn  dreijährigen  Studien  auch  noch  das  Zeug- 
niss  über  die  bestandene  theoretische  judicielle  Staatsprüfung  bei- 
briugen. 

*)  Ueber  die  bcsiindcrcn  Erfordernisse  des  Einlrittcs  in  den  Coiicepts- 
diciist  des  k.  k.  Ministeriums  des  Aciissern  vergl,  Erlass  dt;s  k.  k.  Ministeriums 
des  Aeiiesern  v.  11.  April  181)7  (Verordnuiigs-Bl.  des  k.  k.  M.  f.  C.  und  U.  ex 
18C<),  Nr.  .14). 
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§.  3.  Ebenso  sind  diejenigen  Oandidaten,  welclie  auf  Grundlage 
des  Absatzes  7 des  Gesetzes  vom  2.  October  1S55,  R.-G.-Hl.,  Z.  172, 
oder  des  Absatzes  7 des  Gesetzes  vom  b.  October  185S,  K.-G.-Bl. 
Z.  t7S,*)  ohne  vorausgegaiigeneii  regelraiissigen  Besuch  der  Universi- 
täts-Vorlesungen zu  den  theorotisclien  Staatsprüfungen  zugelassen  wor- 
den sind,  selbst  zur  I’robe-Concept8|iraxis  in  was  immer  tur  einem 
Verwaltungszweige  oder  zur  Kichteramts-,  Advocaturs-  oder  Notariats- 
Praxis  nicht  eher  zuzulassen,  als  bis  sie  sich  allen  drei  theoretischen 
Staatsjirtifnngen  mit  genägendem  Erfolge  unterzogen  haben, 

t.  Alle  Uispensen  von  den  theoretischen  Staatsprüfungen  des 
auf  den  Gesetzen  vom  2.  October  18.').')  und  b.  October  1858  basirten 
Staat8])rüfungssystemcs  haben  fortan  zu  entfallen,  mit  Ausnahme 

a)  einzelner  Dienstzweige,  titr  welche,  ihrer  besonderen  Eigen- 
thümliehkeit  wegen,  diesfalls  eigene  gesetzliche  Anordnungen  bestehen ; 

h)  Deijenigen  besonderen  Fälle,  in  welchen  .Mein  Unterrichts- 
ininistcT  speciell  ermächtigt  ist,  eine  Dispens  von  der  Ablegung  der 
rcchtshistorischon  Staatsprüfung  auszusprechen. 

g.  ,öi  Die  Beurtheilung  und  Entscheidung  jener  Fälle,  wo  ein 
Zweifel  entstehen  kann,  wie  viele  und  was  tür  theoretische  Staats- 
prüfungen ein  Stiidirender,  welcher  seine  Studien,  zu  einer  Zeit  be- 
gonnen hat,  in  welcher  das  neue  Staatsprüfungssystem  auf  ihn  nicht 
Anwendung  finden  konnte,  abzulegen  habe,  um  sich  tür  den  Concepts- 
dienst  zu  qualificirea,  steht  dem  Unterrichts-Ministerium  zu.  **) 


276.  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und  Unter- 
richt vom  7.  October  1859,  Z,  12661, 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie, 

betreffend  eine  Aenderung  der  Bestimmungen  Uber  die  Folgen  wiederholter 
Reprobation  bei  einer  theoretischen  Staatsprüfung. 

K,-0,-lil.  Jahrg.  1S59,  Z.  186,  8.  547. 

Die  Bostiraraungon  der  §§•  33  und  34  des  hierortigen  Erlasses 
vom  16.  April  1856,  K.-G.-Bl.,  Z.  178,  denen  zu  Folge  Oandidaten, 
welche  bei  einer  und  derselben  Staatsprüfung  wiederholt  reprobirt 
worden  sind,  zur  Wiederholung  ilerselben  nicht  mehr  zngelasscn  wer- 
den dürfen,  und  von  der  Authalmie  als  ordentliche  Rcclitsliiircr  an 
einer  nsterreicbiseljen  Universität  oder  Keclitsakadeinic  ausgeschlossen 
sind,  werden  biemit  in  Folge  der,  dem  Unterrichtsministeriun)  hiezu 
mit  Allerhöchster  Entschliessuug  vom  August  1.  .1.  ertbeilten  Ermäch- 
tigung aufgehoben. 

*)  Letzterer  Erlass  bezog  sich  bloss  atif  die  Universitätoii  Padua  ii.  Pavia. 

**J  Vergl.  hierüber  M.-K.  v.  28.  .län.  1851,  Z.  848,  welcher  iibrigois,  da 
er  sich  auf  das  früher  bestandene  8taat.sprüfnngssyste)n  vom  30.  .Juli  1850  be 
zieht,  eine  directc  Aurvendung  wohl  kaum  mehr  wird  ti)ideii  k5)mcn. 
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Dagegen  wird  den  Staateprüfungs-Comniusioucn  zur  strengen 
Pflicht  gemacht,  gewissenhaft  darauf  zu  bestehen,  dass  bei  allen  Wie- 
derholungsprüfungen denselben  Anforderungen  entsprochen  werde, 
welche  an  die  sich  zum  erstenmale  einer  l'rüfung  unterziehenden 
Caudidaten  zu  stellen  sind.  • 

Uebrigens  sind  Candidaten,  welche  schon  zweimal  hei  einer 
und  derselben  Staatsprüfung  reprobirt  worden  sind,  zu  ferneren  Wie- 
holuiigen  derselben  in  keinem  Falle  in  kürzerer  Zeit,  als  nach  V'dr- 
lauf  von  zwei  akademischen  Semestern,  und  nur  unter  der  Bedingung 
zuzulassen,  dass  sie  den  Weisungen,  welche  ihnen  die  Prüfungs-doin- 
missionen  ebenfalls  bezüglich  des  wiederholten  Besuches  von  Vorle- 
sungen über  gewisse  Fächer  zu  ertheilen  finden,  getreulich  naclige- 
koramen  sind. 

Von  der  im  §.  33  des  hierortigen  Erlasses  vom  16.  April  ISäfi, 
K.-G.-Bl.,  Z.  .b  l,  angeordneten  Mittheilung  wiederholter  Reprubationen 
an  sUinintliche  rechts-  und  staatswissenschaftlichc  Facultiiten  und 
Reehtsakademien  erhält  es  hiemit  sein  Abkommen;  dagegen  bleiben 
die  Bestimmungen  des  §.  32  desselben  Gesetzes  über  die  Eintragung 
jeder  Staatsprüfung  in  das  Meldiingsbuch  des  Candidaten  in  Kraft 
und  Anwendung  und  werden  den  Staatsprüfungs-Commissionen  hiemit 
zur  genauen  Beobachtung  einge.schärft.  *) 


277.  Ministerial-Erlass  vom  6.  Februar  1860,  Z.  18529,  ex  1859, 

an  die  Präsidien  der  theoretischen  .Staataprüfungs-Commissioiien  zu  Wien,  frag, 
(Ofen),  Krakau,  Lemberg,  Graz,  Iimsbrnck,  (Zar.a,  .tgram,  Uermarnistadt,  Pre.ss- 
hnrg,  Ka.schan,  Orossnardein), 

womit  diesafben  beauftragt  werden,  die  Uber  die  Ergebnisse  der  theoreti- 
schen Staatsprüfung  zu  erstattenden  Schlussberichte  im  Wege  der  Landes- 
präsidien an  das  Ministerium  vorzuiegen. 

Im  Gegenstände  des  hierortigen  Erlasses  vom  25.  November 
lb5S,  Z.  20571,  die  Nachweisung  der  Ergebnisse  der  theoretischen 
Staatsprüfungen  betreffeud,  findet  man  behufs  der  Einhaltung  gleich- 
förmigen  Vorganges,  und  um  den  betreffenden  Statfhaltereien  die  voll- 
ständige übersichtliche  Kenntniss  der  obbczeichneten  ErgobnisSe  im 
Interesse  der  ihnen  in  Angelegenheiten  des  Unterrichtes  zugewiesenen 


*)  Mit  Rücksicht  auf  den  M.-E.  v.  7.  Oct.  1859,  Z-  19561  hat  sicli  das 
Unterrichts-Ministerium  in  cinzclueu  besonders  rilcksichtswürdigen  Fällen  aindi 
bestimmt  gefunden,  .Sludirendo,  welche  wiederholt  hei  der  Staatsprüfung  repro. 
hirt  wurden  waren,  zum  Rigorosum  zuznlassen.  M.  Z.  Ü4U4  ex  1867,  6734, 
9169  und  11090  ex  1869. 
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KinfliisHnahini'  ■/.»  ermöplicliPii,  iiis^enicin  di«  Aiiortinmi"  zu  treflen, 
dass  di«  nacli  der  ubcilirten  Verordmin;;  zu  erstattenden  Sdilussbe- 
richte  an  das  UnfcrriclitsininiHtcrinni  zu  stilisiren,  jedoch  im  Wege 
des  betrefi’ondeii  iStatthallerei-PriisidiumB  anher  zu  leiten  sind.  **) 


278.  Allerhöchste  Entschliessung  vom  15.  Juni  1860,  Z.  8986, 

womit  dem  Minitterium  die  Ermächtigung  gegeben  wird,  Rechtihörern,  welche 
vor  beitandener  rechtihistoriecher  Staatsprüfung  an  einer  deutschen  Univer- 
sität mehr  als  4 Semester  ihrer  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien 
lurückgelegt  haben,  die  Nachsicht  eines  der  sonst  gesetzlich  erforderlichen 
4 Semester  unter  gewissen  Voraussetzungen  im  eigenen  Wirkungskreise  zu 

ertheilen. 

,lch  genehmige,  dass  der  Uechtsliiirer mit  Nachsicht 

Kiiies  Semesters  zur  judiciellen  und  staatswissenscliaftliclien  Staals- 
priilung  zugelassen  werde,  und  ertheile  ihiicii  die  schliesslich  ange- 
siiebti'  Krmiiehtigung  imierlialh  der  ebtm  daselbst  enthaltenen  Voraus- 
setzungen.“ 

Der  allenint(‘rthänigste  Antrag  lautete  dahin,  Allergniidigst  zu 
g<  statten,  solchen  ('andidaten,  welche  schou  wenigstens  vor  der  rechts- 
historisebeu  Staatsprüfung  an  deutschen  Universitäten  mehr  als  I .Se- 
mester ihrer  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  zurückgelegt, 
dann  diese  Staatsprüfung  mit  gutem  Krfolge.  bestanden  und  sohin  an 
einer  inländischen  Universität  durch  wenigstens  11  Semester  die  Vor- 
lesungen des  111.  und  IV.  Jahrganges  besucht  und  Ueweiso  tüchtiger 
Fälligkeit,  ngsamen  Fleisses  und  guter  Sitten  an  den  Tag  gelegt 
haben,  die  Nachsicht  eines  von  den  sonst  gesetzlich  erforderlichen 
vier  .Semestern  behufs  der  Zulassung  zu  den  theoretischen  .Staatsprü- 
fungen oder  den  rechts-  und  staatswi.ssenschaftlichen  Rigorosen  erthei- 
len  zu  dürfen. 

279.  Ministerial-Erlass  vom  24.  Juli  1860,  Z.  10062, 

(an  die  VorslSnde  der  judiciellen  Staats|)riifmig8-C»mmi.ssiniien  in  Kaschan, 
I’ressliiirg  mol  (irnsswardeiu,  femers)  an  die  .Sl.attlislter  in  Wien,  Trag,  (Pest), 
(iraz,  Innsbruck,  Lemberg,  Zara,  (Hermaiinstadt,  Agram)  und  an  den  Landes- 
prS-sidenten  in  Krakau, 

womit  der  §.  7 der  „Instruction  für  die  theoretische  Staatsprüfung  vom 
Jahre  1856“,  betreffend  die  Führung  des  Einreichungsprotokolles,  abgeän- 
dert wird.  *■*) 

Die  Anordnung  des  4j.  7 der  „Instruction  für  die  theore- 
tischen .Staatsprüfungen  vom  27.  Mai  IS.'ifi“,  wonach  bei  dem  Kin- 

*)  Vergl.  M -E  v.  2W.  Juli  ISfi-S,  Z.  Ö6:t9  ,^l.-E.  v.  Nov.  1861, 
Z.  11773  und  M -E.  v.  21.  November  18üö,  Z.  11104  sub  V d)  Nr.  282, 284,  286. 

»*)  Sub  V.  d;  Nr.  268. 
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rcicbungsprotokollc  der  politischen  Ijandesstclle  eine  eigene  Ahthci- 
lung  für  das  Staatsprüfnngswcsen  einzurichten  ist,  wird  dahin  abgc- 
Sndert,  dass  vom  1.  October  1800  angefangen  dieses  l’rotocoll  von 
den  betreffenden  Staatsprüfungs-Commissionen  selbst  zu  fuhren  ist. 
Alle  Geschäftsstück(^,  welche  somit  von  dem  gedachten  Zeitpunkte 
durch  die  Post,  oder  von  Seite  der  Ueliiirden  und  Parteien  unter  der 
allgemeinen  Hezeichuung  ; ,,An  die  theoretische  Staatsprüfungs-Com- 
mission'' cinlangen,  sinil  von  dem  Präses  der  judiciellcn  Abthei- 
lung zu  eröffnen  und  je  nach  dem  Inhalte  entweder  in  dem  Protokolle 
dieser  (judiciellen)  Abtheilung  zu  verzeichnen,  oder  dem  Voi-stande 
der  staatswissenschaftlichon  und  rechtsliistorischen  Priifungs-Coininission 
auf  kurzem  Wege  zuzumittelu. 


280.  Ministerial-Erlass  vom  27.  Octolier  1860,  Z.  10016, 

an  die  Präsidien  der  Staatsprilfungs-t’umniissioiicn  staatswisscnscliaftiicher  .\b- 
thciluiig  iii  l.  Wien,  2.  Prag,  3.  Krakau,  4.  I.einbcrg,  5.  Graz,  fi.  Innsbruck 
uikI  an  die  rechts-  und  .staatswissenschaftlicbeu  Professoren-Collegieii  in  7.  Wien, 
8.  Prag,  ‘J.  Krakau,  10.  Lemberg,  11.  Graz  und  lg.  Innsbnick, 

betreffend  die  Frage,  ob  Rechtthörer  des  IV.  Jahrganges  nach  bestandener 
judicieller  Staatsprüfung  noch  in  den  letzten  Tagen  des  Monates  Juli  zur 
Ablegung  der  staatswissenschafilichen  Staatsprüfung  zugelassen  werden  dürfen. 

Uober  den  angeregten  Zweifel,  ob  Kechtshörer  des  IV.  .Jahr- 
ganges nach  bestandener  judicieller  .Staatsprüfung  noch  in  den  letzten 
Tagen  des  Monats  Juli  zur  Ablegung  der  staatswissenschafilichen 
Staatsprüfung  zugelassen  werden  dürfen,  wird  bemerkt,  dass  diese 
Frage  mit  Uiicksicht  auf  die  gesammte  gegenwärtige  Studieneinrich- 
tung, die  Bestimmungen  über  die  Ausfertigung  der  Absolutorien,  und 
insbesondere,  den  Umstand,  dass  viele  der  betreffeudeu  Prüfungs- 
Commissäre  Ende  Juli  anderweitig  in  zVn.spruch  genommen  sind,  im 
Allgemeinen  verneinend  beantwortet  werden  muss.  Um  jedoch 
begabten  und  strebsamen  Candidateu,  welche  sich  während  des  III. 
uikI  IV.  rechts-  und  staatswisseu.schaftlichen  Jahrganges  gleichmässig 
für  die  beiden  letzten  Staatsprüfungen  vorbereitet  haben,  die  Mög- 
lichkeit eines  baldigen  Abschlu.sses  ihrer  Obligatstudien  nicht  zu 
benehmen,  werden  bis  auf  weitere  Anordnung  die  Präsidien  der 
staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungs  - Commissionen  ermai'htiget, 
jene  Candiilaten,  welche  bei  der  judiciellen  Staatsprüfung  wenig- 
stens aus  zwei  von  den  vier  IlauptgegeusLünden  (als:  a)  dem 
österreichischen  Civilrcchto,  b)  dem  civilgerichtlicheu  Verfahren  in 
und  ausser  Streitsachen,  c)  dem  österreichischen  Strafrechte  und 
Strafverfahren  und  d)  dem  Handels-  und  Wechselrcchte)  einen 
Calcül  der  Auszeichnung  erhalten  haben,  und  ihr  Abso- 

lutoriuni  vorzuweisen  vermögen,  in  den  letzten  zehn  Tagen 
des  Monates  Juli  zur  Ablegung  der  staatswissenschaftlichen 
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Staatuprüluiif;  zuziilnssen,  iu  welchem  Falle  ihnen  jedoch  das 
Zcu"niss  nicht  vor  dem  31.  Juli  aua^efolgt  werden  darf. 

ad  7.^  12. 

{>0101160  (Kandidaten  ist,  wenn  sie.  die  jndicielle  Staatsprüfung 
ahgelegt  und  die  Frequentationshestätigiing  für  den  S.  Semester  erlangt 
hahen,  auf  ihr  Verlangen  zu  obigem  Behüte  das  Absolntoriuin  aus- 
zustellcn. 

281.  Ministerial-Erlass  vom  16.  August  1862,  Z.  7767, 

an  fla.s  Professoren-Collcgium  der  rechts-  und  Staats«  issens.’hafüichcn  F.acultät 
der  Wiener  Hochschule, 

wegen  aushilftweiter  Anwendung  der  italienischen  Sprache  bei  den  judiciel- 
len  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  jener  Studirenden  italieni- 
scher Zunge,  welche  ihre  Studien  in  Wien  beendigt  haben. 

Schon  das  bestandene  Unterrichtsministerium  hat  bei  Gelegenheit 
als  es  gestattete,  dass  die  iu  Wien  studirenden  Jüuglinge  aus  SUd- 
tirol,  Dalmatien,  dem  küstenländischen  Gebiete  (und  aus  Lombardo- 
Venetien),  w-elchon  die  deutsche  Sprache  nicht  hinlänglich  geläufig 
ist,  die  rechtshistorische  Prüfung  in  italienischer  Sprache  ahlegen, 
hieran  den  Beisatz  geknüpft,  dass  sie  die  jndicielle  und  staatswis- 
senschaftliche Prüfung  jedenfalls  in  deutscher  Sprache  abzulegeu 
haben  werden. 

Dieser  Beisatz  stützt  sich  auf  so  naheliegende  innere  und 
äussere  Gründe,  dass  das  Staatsministerhim  denselben  im  Allgemeinen 
und  im  Grundsätze,  aufzuheben  sich  nicht  bestimmt  finden  kann. 

Gleichwohl  verkennt  es  nicht,  dass  eine  transitorische  Modifica- 
tion  dieses  Beisatzes  angezeigt  erscheint. 

Das  Staatsministerium  gestattet  daher,  dass  bei  den  judiciellen 
und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  öffentlich  Studirender 
italienischer  Zunge,  welche  ihre  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Studien  in  Wien  beendigt  haben,  die  italienische  Sprache  aushilfs- 
weise augewendet  werden  dürfe. 

Die  Vorstände  der  Prüfungs-Commissionen  werden  daher  hei 
derlei  Candidaten  PrUfungs-Commissäre  beizuziehen  haben,  welche, 
der  italienischen  Sprache  mächtig  sind.  Die  Fragestellung  und  Be- 
antwortung wird  zwar  in  deutscher  S|>rache  zu  geschehen  haben, 
jedoch  sowohl  den  Coramissären  als  den  Can  lidaten  gestattet  sein, 
sich  der  italienischen  Sprache  bei  Zwüschenfragen,  oder  wenn  eben 
nur  die  Wahl  des  richtigen  deutschen  Ausdruckes  dem  Candidaten 
Verlegenheit  bereitet,  aushilfsweise  in  soweit  zu  bedienen,  als  dies 
zulässig  erscheint,  ohne  der  ganzen  Prüfung  den  Charakter  einer  in 
deutscher  Sprache  abgelegten  zu  benehmen.  *; 


*)  Mit  M.-K.  V.  12.  Juni  täilJ,  Z.  G032,  wurde  zwei  .Studirenden  italie- 
nischer Zunge,  welche  die  rccht.shistorische  Staatsprüfung  in  Wien  mit  Aus- 
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282.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Erlasse  vom  28.  Juli  1863, 
Z.  5529  St-M.  I., 

an  alle  l.äiiil(‘r8tclleiif  *} 

b«trefTend  die  etatiitiechen  Autweiee  Uber  die  Ergebnitte  der  theoretiichen 

StaatiprUfungen. 

Die  k.  k.  statistische  Central-Cominission  hat  sich  iiher  neue 
Fonnulnrien  für  die  Nachweisunjr  der  Krfrebniase  des  öUentlicheii  Un- 
terrichtes geeinigt  und  das  titantsministerimn  findet  sich  hestinimt, 
diesethen  schon  liezüglich  des  Schuljahres  1S(j:{  unter  den  nachfolgen- 
den Modalitäten  iu  Wirksamkeit  zu  setzen,  wodurch  nicht  nur  die 
Statistik  des  iifl'entlichen  Unterrichtes  iu  Oesterreich  einen  wesent- 
lichen Fortschritt  erzielen,  sondern  auch  den  zur  Ausfüllung  der 
Tahellen  Berufenen  eine  erhehliche  Erleichterung  ihrer  Arbeit  zu- 
gehen wird. 

a)  Sammtlichc  Tahellen  sind  jährlich  zur  Vorlage  zu  bringen. 

b)  Die  k.  k erhiilt  den  Auftrag,  strengstens  dar- 

über zu  wachen,  dass  die  Nachweisuugen  Uber  die  höheren  l.ehran- 
staltcn  und  Mittelschulen  längstens  vierzehn  Tage  nach  dem  Schlüsse 
der  Herbstferien , welche  auf  das  Nachweisungsjahr  folgen,  von  den 
Lehranstalten  abgeschlossen  und  zur  Vorlage  gebracht  werden. 

c)  Alle  Tabellen  sind  in  duplo  v orz  ul  eg  cn;  **)  ein  l’are 

derselben  bleibt  bei  der  k.  k zurück,  d.as  andere  ist  an 

die  k.  k.  statistische  Oentral-Commission  zu  leiten.  Als  unüher- 
schreitbarer  Termin  hietür  ist  bezüglich  der  höheren  und  mittleren 
Lehranstalten,  deren  Herbstferien  auf  den  tsepte.raber  und  October 
fallen,  der  30.  November,  für  alle  anderen  der  31.  October  festzu- 
balten  und  jede  Kategorie  von  Lelirnnstalten  mit  einem  abgesonderten 
Berichte  vorzulegeu. 


Zeichnung  aus  a I le  u l-’äc  h e r n abgelegt  h.atten,  aiisiialimsweise  bewilligt, 
die  judicielle  StioitB]ir(lfung  in  italienischer  Sprache  iu  der  Art  ablegcii 
zu  dürfen,  dass  ihnen  bei  dieser  Slaatspriifung  die  Fragen  in  deutscher  Sjirache 
gestellt  und  sie  emiliebtiget  wurden,  dieselben  it.alienisch  zu  beant- 
w or  ten. 

*)  Vergl.  M.-E.  vom  ii.  Nov.  ISIU,  Z.  1177Ö  C.  U.,  v.  21.  Nuv.  lS6ö, 
Z.  11  tat  und  V.  15.  JSu,  186(>,  Z.  I225B  ex  1885. 

**)  Abbcstellt  mit  M.-E.  v 21.  Nov.  1865,  Z.  1UU4 
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283.  Erlass  des  Staatsministeriums,  für  Cultus  und  Unter- 
richt vom  30.  Eovemher  1863,  Z.  12983, 

an  die  Präsidien  der  tlienretisclien  Staatsi>rilfnnKH-Commissioueii  in  Wien,  Prag, 
Krakau,  I.emlierg,  Grar.,  Innsbniek  nnd  Zarn, 

womit  der  §.  98  der  StaateprUfungs-latiruction  vom  Jahre  1856  bezüglich 
der  Anmerkung  der  PrUfungttprache  in  den  Zeugnieeen  in  Erinnerung  ge- 
bracht und  angeordnet  wird,  dieselbe  auch  bei  der  in  Qemästheit  des  §.  31 
des  Gesetzes  vom  16.  April  1856,  Z.  54  vorzunehmenden  Eintragung  des 
PrUfungsergebnisses  in  das  Meldungsbuoh  des  Candidaten  beizufiigen. 


Xnclidom  das  Stnafsministorimn  liei  inolirpren  dargebotenon  Gc- 
Ipgonlu'itpii  die  Walirntdimung  geiiiaidit,  dass  der  §.  9S  der  Staats- 
priit’ungs-ln.striu'tion  vom  .Inbr«  18.')H  liezfiglich  der  Anmerkung  der 
Prüfiingsspraclie  in  den  Staats-Priifunga/.eiignissen  nicht  allgemein  be- 
(dmebtet  wird,  so  werden  die  dieatiilligen  Ucstimmungen  des  obcitirteii 
9S  liiemit  in  Erinnerung  gebracht,  und  werden  die  Staatspriil'ungs- 
Conimissionen  beauftragt,  die  betreil’enden  Anmerkungen  bezüglich 
der  Prütungsspracbe  nicht  blos  iu  den  eigentlichen  Prüluugazeugnisseu, 
sondern  auch  bei  der  iu  Gemässheit  des  S-  31  des  Gesetzes  vom 
IG.  April  ISöG,  Z.  .54  vorzunehinenden  Eintragung  des  Priifungser- 
gebnisses  iu  das  Meldungsbuch  des  Candidaten  beizufUgen.  *) 


284.  Ministerial-Eriass  vom  22.  November  1864,  Z.  11773, 

nn  die  Prü.<4idicn  der  thoorctisclien  >Staat8{>r111’iuiß;a'C\>mmi>iDioncii  in  Wien,  Prnf^, 
Krakau,  Lemberg:,  Orar.,  Inimbntck  Pavia  und  Zara,  **) 

in  Betreff  der  Vorlesung  der  tabellarischen  Nachweisungen  Uber  die  Ergeb> 
nisse  der  theoretischen  Staatsprüfungen. 

Aua  Anlass  der  Wahrtiolimmi",  dass  in  Absicht  auf  die  Vorle- 
gung flor  tabellarischen  Nacliwcisung  über  die  Ergebnisse 
der  abgohalteneii  theoretischen  Staatsprüfungen  und  deren  Mittbcihing 
an  die  Rtatistisehe  Ccntral-(Jomtnission  nicht  von  allen  Staatsprüfungs- 

*)  Bereits  mit  M.-K.  v.  5.  Feh.  1H59,  Z.  1572,  an  die  PrHsidien  der  sanimt- 
liehon  StaatsprUfnng's-Commissioncn  war  die  genaue  und  auBiiahmslose  Betdmch- 
tung  der  §.  Ml  der  Verordnung  vom  16.  April  1856  enthaltenen  aiis  Kücksicht 
der  EviileiiÄlialtiing  und  Controlc  wichtig«*»  Vorsehrift  den  Siaatsprflfungs-Com- 
miHsionen  in  Erinnerung  gebracht  werden.  (Vergl.  noch  M.-E.  v.  20.  Mai  1856, 
Z.  7874,  sub  V.  d)  Nr.  267.) 

**)  Vergl.  M.-E.  v.  21.  Nov.  1865,  Z.  11194  sub.  V.  d.  Nr.  280. 
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C'ommissiiiiimi  ein  f'leiclimasKitjer  Vorgang  eingelialten  wird,  findet 
das  Staatsministeriuin  zu  erklären,  diws  durch  den  Ministerinl-Erlass 
vom  2S.  Juli  1S()J,  Z.  502!),  *1  mit  welchem  über  Anregung  der 
k.  k.  statistischen  Central-Commission  für  die  Kachweisnng  der  Er- 
gebnisse des  öffeutlichen  Unterrichtes  neue  Forniularien  hinausgegeben 
und  in  Wirksamkeit  gesetzt  wurden,  an  den  übrigen  Ilestimniungen 
des  Unterrichtsministerial-Erlnsses  vom  25.  November  I>>5S,  Z.  2()57  I **) 
nichts  geändert  wurde,  wonach  ein  Dujdicat  jener  Tabelle,  mit  welcher 
der  an  das  Staatsministeriuin  zu  erstattende  Sehlnsshericht  der  Staats- 
prütiings-Uummission  zu  belegen  ist,  gleichzeitig  unmittelbar  an  die 
Direction  der  administrativen  Statistik  — jetzt  statistische  Central- 
Ooinmission  — in  Wien  einzusenden  ist. 


285.  Auszug  aus  dem  Erlasse  des  Staatsministeriums,  für 
Cultus  und  TJnterriclit,  vom  5.  Februar  1865,  Z.  12625, 

an  das  rechts-  und  staatswissenschnftlichc  Professorcn-tjolleginin  in  I.einlierg, 

mit  der  Erklärung,  da»  die  Intcription  von  Studirenden,  welche  die  rechU- 
hittorische  StaaiiprUfung  am  Ende  dei  II.  Jahrganges  weder  im  Juli  noch 
im  Octobertermine  abgelegt  haben,  in  die  Vorlesungen  des  III.  Jahrganges, 
sei  es  auch  in  der  Eigenschaft  als  ausserordentliche  Hörer,  dem  Normal- 
Erlasse  vom  IS.  April  1857,  Z.  4102  't'H')  nicht  nur  der  Tendenz,  sondern  auch 
dam  Wortlaute  nach  widerspreche. 

Die  Inscription  von  Studirenden,  welche  die  rochtshistorische 
Staatsprüfung  weder  im  .Juli-  noch  im  Octoherterniine  abgelegt  haben, 
in  die  Vorlesungen  des  III.  .lahrganges,  sei  es  auch  in  der  Eigeii- 
.schaft  von  ausserordentlichen  Ilörein,  wiilerstreht  dem  Normal-Erlasse 
vom  In.  April  18.')7,  Z.  1102  nicht  nur  der  Tendenz,  sondern  auch 
dem  Wortlaute  nach. 

Dieser  Erlass  verbietet  suh  1 a)  eine  solche  Inseription  unbe- 
dingt durch  die  bezeichnenden  Worte  „in  keinem  Falle'"  und 
schneidet  damit  die  Unterscheidung  zwischen  ordentlichen  und  ait.sser- 
ordentlichen  Hörern  ab. 

Die  Institution  der  ausserordentlichen  Hörer  soll  und  darf  auch 
selbstvi'rständlich  nicht  dahin  ausgedehnt  werden,  dass  auf  solchen 
Wegen  die  für  die  ordentlichen  Hörer  bestehenden  Anordnungen  um- 
gangen werden  können. 


•)  8ub  V.  <1)  Nr.  "28"J. 

*•)  Sab  V.  d)  Nr.  "J73. 
»»♦)  Sub  V.  a)  Nr.  ‘240. 
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Rs  ist  nucli  gewiss  <Ien  Zwecken  des  Studiums  nickt  zusagend, 
solclie  ScIiUler,  welche,  jedenfalls  zur  rechtaliistorisclien  Prüfung  frü- 
hestens erst  ini  nächsten  .luliterinine  zugelasseu  werden  können,  zwei 
Semester  hindurch  lediglich  für  Vorlesungen  zu  inscrihiren,  für 
welche  die.  nöthigen  Vorkenntnisse  zu  hesitzen  sie  nicht  dnrgelcgt 
Imheii,  und  welche  nicht  mit  jenen  Disciplinen  sich  befassen,  aus 
denen  sie  am  Schlüsse  des  ,lahrcs  eine  Prüfung  bestehen  sollen. 

Das  Staat.sministerinm  hat  nichts  dawider,  wenn  die  betreffen- 
den Professoren  aus  gegenwärtigem  Anlasse  die  Studirenden  des  I. 
und  II,  .lahrganges  in  den  Hörsälon  und  bei  sonst  sich  ergehenden 
Gelegenheiten  nachdrücklich  ermahnen,  ihren  Studien  während  des 
Laufes  der  vier  ersten  Semester  mit  so  anhaltendem  Ern.ste  zu  ob- 
liegen, dass  sie  in  einem  der  ordentlichen  Termine  die  rechtshisto- 
rische Prüfung  selbst  dann  abzulegen  im  Stande  sind,  wenn  Erkran- 
kungen im  IV.  Semester  sie  zeitweilig  daran  hindern,  sich  unmittelbar 
vor  der  Prüfung  zu  derselben  vorzuhereiten. 

Zweckmässig  wird  es  sein,  ihnen  hiebei  bemerklich  zu  machen, 
dass  sie  eben  darum  den  ,)uliterniin  nicht  unhenützt  vorübergelien 
lassen  sollen,  um  nicht  bei  allfiilligen  Erkrankungen  während  der 
Ferien  oder  zu  Anfang  Octobers  in  die  Gefahr  zu  gerathen,  auch 
diesen  Termin  zu  versäumen  und  sohin  in  weiterer  Consequenz  ein 
iStudienjabr  zu  verlieren. 


286.  Erlass  des  Staatsministeriuins,  für  Cultus  und  Unterricht, 
vom  21.  Eovemher  1865,  Z.  11194, 

au  die  Präsidien  der  tlieoretisehen  Staat.-<|>rOfungs-Conunissioneii  in  Wien,  Prag, 
Krakau,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck  und  Zara, 

wegen  Beobachtung  eines  gleichmästigen  Vorganges  bei  Erstattung  der 
Schlussberichte  und  eventuell  Zusammenstellungen  Uber  die  rechtshistori* 
sehen  Staatsprüfungen. 

Das  Btantsmiuistcrium  hat  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass 
ungeachtet  des  h.  o.  Erlasses  vom  24.  November  v.  ,1.  Z.  11773 
von  Seite  der  StaatsprüfungB-Conimissionen  bezüglich  der  Vorlage  der 
statistischen  Ausweise  über  die  Prüfung.sergehnisse,  und  bezüglich  der 
Erstattung  der  Schlu.sshericlite  kein  gleichmässiger  Vorgang  beobachtet 
und  von  einigen  Coinmissioncii  in  neuerer  Zeit  die  Einsendung  der 
letzteren  ganz  unterlassen  wurde. 

Es  siebt  sich  daher  zu  folgenden  Anordnungen  veranlasst; 

Von  der  in  dem  h.  o.  Präsidial-Erlasse  vom  2S.  Juli  ISf53, 
Z.  ,').")29  *)  enthaltenen  Bestimmung,  dass  die  statistisclion  Ausweise 


*)  Siib  V.  d)  Nr.  282. 
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Uber  die  jälirliclien  Priif’uiigsresuUate  in  duplo  au  die  Landes-Präsidien 
cinzusenden  sind,  hat  cs  abzukominen  und  cs  sind  in  Hinkunft  wieder, 
wie  dies  schon  mit  dem  Ministerial-Erlasse  vom  25.  November  1858, 
Z.  20571  bestimmt  und  mit  dem  Erlasse  vom  24.  November  v.  J. 
Z.  11773  *)  in  Erinnerung  gebracht  worden  war,  die  hinausge- 
gebeneu  Tabellen  in  der  mit  dem  Präsidial-Erlasse  v.  28.  Juli  1863 
vorgezeichneten  Form,  binnen  14  Tagen  nacli  Ablauf  des  Studien- 
jahres in  zwei  Exemplaren  anszufertigen,  wovon  das  eine  unmittelbar 
an  die  statistische  Oenir.rl-Commission  in  Wien  einznsenden,  das 
andere  aber  dom  anher  zu  erstattenden  Schhissberichto  beizulegen  ist.  •*) 

Endlich  hndel  das  Staatsministerium  sicli  bestimmt,  zum  Behufe 
fruchtbarer  Vergleichungen  und  aus  den  PrUfungsergebnissen  zu  zie- 
hender Schluasfolgerungen  speciell  an  die  PrUfungsvorstände  der 
rechtshi.storischen  Staatsprüfungs-  Commissionen  folgende  Weisungen 
zu  erlassen : 

1.  Bei  Ansrtillung  der  'l'abello  sind  nicht  blos  in  der  2.  Rubrik 
die  versebiedeneii  Prnfiingstermine  ersichtlich  zu  maclien,  sondern  cs 
ist  diese  Unterscheidung  in  den  folgenden  Rubriken  durchzuführen, 
und  es  ist  sich  niclit  bei  .\usfiilliing  der  folgenden  Rubriken  auf 
blos  summaiiscbc  Angaben  des  jährlichen  (4esammtresultate.s  zu  be- 
schränken; 

2.  in  der  dem  Schlnssberichte  an  das  Staatsministerium  beizu- 
legcndcn  Tabelle  ist  vom  Studienjahre  180.5  6 angofangen: 

a)  in  der  Rubrik  für  .Vnnicrkungen  die  Zahl  der  iru  Sommerse- 
mester des  Vorjahres  (bei  dem  nächsten  Ausweise  pro  IS05/6  ilahcr 
die  Zahl  der  im  Sonimerscinestcr  18615)  inscribirten  ordentlichen 
Hörer  des  II.  juridischen  Jahrganges  ersichtlich  zu  machen; 

b)  dann  sind  bei  Ausfüllung  der  übrigen  Rubriken  zuvörderst 
reca|>itnlircnd  aus  dem  letzten  Schlussberichtc  die.  Prüflingsergebnisse 
im  .Iiilitermiuc  des  Vorjahres  (allenfalls  mit  rother  Tinte  besonders 
hervorgehoben)  anzuführen  und 

c)  .sohin  die  Prüfungsresultate  der  siinimtlichen  Prüfungstermine, 
des  eben  abgelaufenen  Studienjahres,  in  chronologischer  Folge  mit 
dem  Octobertonnine  beginnend  und  mit  dem  .Iiilitermine  scblicssend, 
cinzustellen; 

d)  besondere  anfklärende  und  zur  Vergleichung  und  Würdigung 
einzelner  Daten  dienliche  Notizen  werden  im  Contexte  des  Schluss- 
berichtes oder  in  der  Rubrik  der  Anmerkungen  den  geeigneten 
Platz  ünden. 

*t  Siib  V,  d)  Nr.  284. 

•*)  Mit  dem  M.-E.  vom  15.  Jänner  I8(>B,  Z 122.56  ex  1865,  wurden  sämmt- 
liche  dem  Staatsmiiiisteriuin  iiiitcrstebende  polit  I.nndcsbcliörden  beauftragt,  das 
im  Sinuc  des  St.-M  -E.  vom  28.  Juli  1863,  Z.  5529/St.-M.  I.  zum  Amtsgebrauche 
der  I.andesstetle  bestimmte  Pare  der  daselbst  erwähnten  statistischen  Ausweise 
des  öffenti,  Unterrichtes  unbeschadet  der  dirccten  Einsendung  des  zweiten  Pare 
an  die  statistische  Ceutral-Cummission,  zur  Einsichtnahme  des  Ministeriums, 
gegen  Rückstellung,  vorzulegen. 


Tlis*.  Oesterr.  ruivcrsUit.geheUe.  2 i 
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287.  Schreiben  vom  7.  Juli  1868,  Z.  4065, 

an  das  Reichs-Kricgsminutcrinm, 

betreffend  die  Unzulteeigkeit  der  Vornahme  einer  StaataprOfung  aut  einem 
einzelnen  Priifungsgegenitande. 

Nach  der  in  dem  Gesetze  vom  2.  October  1855,  R.-G.-Bl.  172 
vorgezeichneten  Organisation  und  den  Bestimmungen  der  theoretischen 
Staatsprüfungs-Commissionen  erscheinen  diese  nicht  berufen,  mit  dem 
einen  oder  anderen  Candidaten  eine  nur  auf  einen  Theil  oder 
nur  auf  einen  oder  den  anderen  Prüfungsgegenstand  sich  beziehende 
Prüfung  vorzunehmen,  und  sieht  daher  das  Ministerium  für  Cultus 
und  Unterricht  sich  nicht  in  der  Lage,  den  Prüfungs-Commissionen 
einen  den  Inhalt  dieser  l’rüfungen  beschränkenden  Auftrag  zu  geben. 
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288.  Auszug  aus  dem  Hofk auzlei-Deciet  vom?.  Jänner  1809, 

Z.  391, 

*n  die  NiederüBterreichische  Regierung, 

womit  die  besondere  Amtsinstruciion  für  den  Director  des  juridischen  Stu- 
diums in  Wien  hinausgegeben  wurde. 

Aua  dieser  Instruction  sind  folgende  Bestimmangen  liervor- 
zuheben : 

II.  1.  Strenge  Prüfungen  zum  Doctorate. 

Zur  Krlangung  der  Doctorwürde  der  Reclitswisseusch.aft  muss  sich 
der  Candidat  zuerst  bei  dem  Director  mit  Zeugnissen  (ordentlicher 
Professoren)  über  das  (mit  gutem  Fortgänge)  zurückgelcgte  Reebts- 
studium  und  über  die  guten  Sitten  ausweiseu  und  sich  dann  der 
strengen  Prüfung  unterziehen.  *) 

III.  **)  Nach  vorgenommener  Prüfung  stimmt  jeder  Examinator 
mittelst  einer  weissen  oder  schwarzen  Kugel  für  die  Zulassung  oder 
Verwerfung. 

Die  Mehrheit  der  Stimmen  entscheidet,  woferne  nicht  etwa  der 
Director  den  Schluss  zu  hemmen  und  die  Gründe  der  Hemmung  der 
Laudcsstcllc  vorzulegen  sich  bewogen  findet.  Bei  gleichen  Stimmen 
wird  auf  die  Verwerfung  entschieden.  Im  Verwerfungsfalle  kann  dem 
(Kandidaten  noch  einmal  gestattet  werden,  die  Prüfung  in  einer 

*)  Dieser  Passus  ist  durcli  die  iieueren  Studieiigcsetzc  wesentlicli  modi- 
ficirt.  Die  Caiididatcn  der  jurid.  Doctorwürde,  welche  nach  dem  Ges.  v.  2 Oct. 
1865  ahsolvirt  hnhen,  brauchen  nur  die  Frequenz  der  in  diesem  Gesetze  namhaft 
gemachten  Collegien  an  der  jurid.  und  philos.  FaeuUät,  die  Ahlegtnig  der  rechts- 
iüBtorischen  Staatsprüfung  nachzuweiBen  und  ihr  Ah.suiuturinm  vorzulcgcn.  Solche 
Candidaten,  welche  seit  dem  Studienjahre  1848  49,  aber  noch  vor  dem  Ges.  vom 
2.  Oct.  1855  ahsolvirt  haben,  müssen  die  im  M.-E.  vom  50.  Juli  1850  vorge- 
zeichneten Collegien  frequeutirt  haben.  Die  Zulassung  zu  den  reehta-  und 
staatswissensehafUichen  Rigorosen  auf  Grund  des  P rivatstudiums  darf  nie- 
mals statttinden.  M.-E.  17.  April  18ü2.  Z.  3933. 

**)  Hinsichtlieh  der  P rü  f u n g sg  e gc  ns t än  d c ist  dem  Hofkanzleidecret 
vom  7.  Jänner  1809  durch  den  Lehrplan  vom  .1.  1810  (V',  e)  Nr.  289)  derogirt. 
Im  Uebrigen  ist  diese  Instruction,  namentlich  Punkt  III — V'  noch  in  Geltung  und 
u.  A.  im  M.-£.  vom  17.  Jänner  1855,  Z.  254,  citirt. 
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angemessenen  Zeitfrist  zu  wiederholen.  l>ie  Schlussfassung  ist  jedesmal 
in  ein  Protokoll  einzutragen  )uid  von  sSmmtlichcn  Kxaminatoren  zu 
unterfertigen.  Als  Taxe  für  jede  Prüfung  bezieht  der  Director  zwei, 
jeder  der  übrigen  Examinatoren  einen  Ducaten.  *) 

IV.  Nach  den  mit  gutem  Erfolge  zurückgelegten  strengen  Prü- 
fungen *•)  muss  der  Candidat  eine  Abhandlung  oder  die  von  den 
Professoren  aus  jedem  Gegenstände  vorgelegten  Fragen  schriftlich 
ausarheiten,  worüber  von  den  Professoren  gestimmt  und  von  dem 
Director  der  Schluss  gefasst  wird.  ***) 

Zuletzt  folgt  in  Gegenwart  der  erwähnten  Examinatoren  die 
öffentliche  Vertheidigung  der  aus  allen  Rechtstheilen  von  dem  Candi- 
daten  aufgestcllten  StreitsUtze,  wozu  wirkliche  Käthe,  Professoren  und 
Doctoren  als  Opponenten  zu  laden  sind.  Der  Decan  der  Facultät 
bezieht  bei  der  öffentlichen  Vertheidigung  die  doppelte  Taxe. 

V.  2.  Die  Promotion,  um  welche  der  Candidat  nach  den  zurück- 
gelegten Prüfungsacten  schriftlich  hei  dem  Consistorium  der  Univer- 
sität ansuchen  muss,  geschieht  von  dem  Decane  der  Facultät  in  Ge- 
genwart des  Rectors,  des  Kanzlers  der  Universität  und  der  übrigen 
drei  Decane. +)  Die  Proinotions-Taxeu  sind:  a)  hundert  Gulden,  die 
dem  Witwen-Fonde  der  Facultät  zufallen;  h)  acht  Ducaten  Kanzlei- 
Gebühren  und  c)  acht  Ducaten  für  die  der  Promotion  beiwohnenden 
.Mitglieder  dos  Consistoriums,  wovon  der  Rector  und  der  Promotor 
die  doppelte  Taxe  erhalten.  +t) 


•)  Die  Taxen  müssen  nicht  in  Gold  bezahlt  werden.  (M.  E.  vom  21.  Dcc. 
1840,  Z.  8885.  Vergi.  8.  217  Anrnerk.) 

**)  Ueber  die  Zahl  derselben  vergl.  Lehrplan  v.  ,1.  1810. 

**•)  Schriftliche  Abhandlungen  sind  doi-malen  nur  noch  an  der  Wiener, 
Prager  und  Krakauer  Universität  üblich. 

f)  Die  Promotion  erfolgt  zum  .Doctor  juris  utrinsque“  und  nur  bei  Israe- 
liten ansschlies-Hlich  zum  Doctor  juris  civilis.  Vergl.  die  M.-E.  vom  21.Xov.  1852, 
Z.  6089  und  18.  Kcb.  185:1,  Z.  «76  (euh  V.  o). 

+t)  Nach  §.  10  der  Instruction  für  die  Directoren  des  jurid.-poI.  Studiums 
in  den  Provinzen  sollten  die  Promotionstaxen  betragen : 3 Speciesdneaten  für 
das  Lieeutiat  an  den  Kcctor,  100  fl.  für  die  Witwencasse  der  Facultät  mid 
200  fl.  für  den  Director  und  die  I’rofcssoren,  welche  sie  zu  gleicjicn  Theilen  mitor 
sich  theilen.  Gegenwärtig  sind  die  Taxbeträge  für  die  Rigorosen  und  die 
Prttraotion  auch  an  der  jtirid.  Facultät  an  den  verschiedenen  üsterr.  Univer- 
sitäten verschieden,  ohne  dass  den  betreffendeu  Ansätzen  eine  gesetzliche  Norm 
zu  Grunde  läge. 

Die  Amtsinstructituien  für  die  Viccdirectoreii  des  jurid.-pol.  Studiums  in 
den  Provinzen,  welche  mit  St-II.-C.  D.  vom  28.  .länner  1809  hiuau.sgcgcbcn 
wurden,  enthalten  vielfach  gleichlautende  licstimmungcn  mit  jenen  der  Instruc- 
tion des  Studiendirectors  in  Wien. 
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289.  Auszug  aus  dem  Studien-Hofcommissions-Decret  vom 
7.  September  1810,  Z.  1106, 

an  sämnitliclie  Länclcrstcllcii, 

womil  eine  allgemeine  gleichförmige  Instruction  zur  Ausführung  des  Lehr- 
planes für  das  juridisch -politische  Studium,  sammt  einer  Vorschrift,  nach 
welcher  die  strengen  Prüfungen  aus  allen  Zweigen  dieses  Studiums  an  den 
k.  k.  deutsch-erblündischen  Universitüten  vorgenommen  und  die  Taxen  dafür 
entrichtet  werden  müssen,  erlassen  wurde. 

Aus  difisor  Instruction  ist  Folgendes  hervorzuheben: 

1.  Art  die  Gegenstände  zu  leiircn,  im  Allgemeinen.  *) 

2.  Stunden-Ordnung.  *) 

3.  Art  der  strengen  Pilitungen  an  Universitäten. 

Die  Vermehrung  der  Lehrfächer  macht  es  nothwendig.  dass  zur 
Erlangung  des  Doctorates  diese  nun  auf  vier  strenge  Prüfungen 
statt  der  vormaligen  drei**)  Prüfungen  nach  einer  natürlichen  Ord- 
nung vertheilt  werden.  Doch  soll  vorzüglich , um  die  Taxen  nicht 
beträchtlich  zu  erhöhen,  zwar  jeder  l’rofessor,  welcher  durch  zwei 
Stunden  täglich  lehret  und  graduirt  ist,  bei  jeder  Prüfung  zu  er- 
scheinen berechtigt  sein;  ***)  jener  aber,  welcher  nicht  graduirt  ist, 
oder  nur  durch  eine  Stunde  täglich  lehrt,  nur  bei  jener  Prüfung, 
bei  welcher  sein  Fach  vorkommt.  (Zu  jeder  Prüfung  ist  nebst  dem 
Director  und  Decan  auch  der  Vicedirector  zu  laden.)  Hieraus  ergibt 
sich  folgendes  Schema: 

1.  Rigorosum.  Naturrecht,  CrirainalrechtT)  und  Statistik.  ,,Hier 
erscheint  auch  der  einstündige  Professor  der  Statistik.“ 


•)  Durch  die  neue  .Studienordnnng  aufgehoben.  M.-E.  vom  1.  Ort.  IMO 
(Nr.  1 dieser  Sammlung). 

•*)  Noch  nach  der  Instniction  vom  10.  Jan.  1800  bestanden  drei  strenge 
Prüfungen. 

*••)  Die  Bestimmung  ist  durch  zahlreiche  Sperialerlässc  an  einzelne  Fa- 
cultäten  und  ans  Anlass  eingetretener  Personalvermehmngen  ausser  Geltung 
gesetzt  werden;  insbesondere  M.-E.  vom  10.  .Tuni  1850,  Z.  8869,  Ü.'i.Scpt.  1868, 
Z.  10795;  23.  März  1861,  Z.  1707;  19.  Nov.  1862,  Z.  12167  und  2.  Oct.  1863, 
Z.  8647  (letztere  sub  V',  e)  für  Prag;  27.  ,Iuli  18.56,  Z.  10078;  16.  April  1860, 
Z.  6272  und  11.  April  1863,  Z.  3577  für  Krakau;  16.  Mai  1854,  Z.  6090  und 
15.  Not.  1867,  Z.  9492  für  Innsbruck. 

■f)  V^ergleiche  die  Min.-Verordnung  vom  11.  Sept.  1852,  Z.  9044.  S.  421. 
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2.  Rigorosum,  Rilmischos  Roclit,  Kirclienrocht  und  Lehenrecht. 

3.  Rigorosum. Oostcrr.bürgerl.Rciht, Handels-  und  Wecliselrecht. 

4.  Rigorosum.  Politische  Wissenschaften  und  Gesetzkundc, 
Verfahren  in  und  ausser  Streitsachen,  nchst  Styl. 

Hier  ist  auch  der  Professor  der  politischen  Wissenschaften,  ob- 
schon  er  nicht  graduirt  wäre,  gegenwärtig.  *) 

Disputation.  Bei  dieser  erscheinen  alle.  Professoren.  Die  Taxen 
flir  jeden  Prüfenden  bleiben  wie  vorher. 


Hinisterial-Verordiitmg  vom  11.  September  1852,  Z.  9044, 

AH  Alte  l!DiverNiUU«D, 

womit  ingoordnot  wird,  doit  dit  gotammte  tttlerreiehiicho  Strafrocht  oinon  Qogonatand 
dor  Prüfung  boi  dem  ertton  Rigoroaum  lur  Erlangung  der  juriditohen  OoctorawUrde  zu 

bilden  habe. 

R.-O.-Bl.  Jalirg.  l«58,  Nr.  XWJ.  8,  m. 

Nachdem  durch  die  VeiKnderuiigen  in  der  ii.-4t«rreichiachen  Strafgesetz« 
gebung  jene  Gründe  weggefalleii  .sind,  aus  welchen  früher  an  den  mei- 
sten österreichischen  l’niverRitäten  nur  das  Strafgesetz  Über  Verbrechen 
und  das  Criminal-Verfahren  bei  dem  ersten  Higorosum  zur  Krlangung 
der  Juridischen  UoctorswUrde  geprüft  wurde,  die  schweren  PoUzei-Ueberlrctungen 
aber  und  das  bezügliche  Verfahren  einen  Früfungsgegciistand  des  vierten  Ri- 
gorosnms  bildeten,  und  nachdem  eine  fernere  derartige  Tieiinung  dem  Systeme 
dcH  revidirten  allgemeinen  Strafgesetze.s  vom  27.  Mai  d.  J.,  dem  natürlichen 
Sachverhäitnissc  und  der  klaren  Tendenz  der  Gesetzgebung  znwiderlaufen 
würde,  wird  hiermit  angeordnet,  dass  mit  dem  »Studienjahre  1862/^3  an  diesen 
Universitäten  das  allgemeine  ÖsterrcichLsehe  Strafrecht  und  Strafverfahren  in 
seinem  ganzen  Umfange  zum  I’rüfnngsgegenstande  hei  demjenigen  Rigorosum 
zu  machen  sei,  bei  welchem  bisher  nur  das  Strafgesetz  über  Verbrechen  ge- 
prüft wurde.  Für  diejenigen  Universitäteii,  an  welchen  schon  früher  das  ge- 
sammle  positive  Strafrecht  Gegenstaud  eines  und  desselben  Rigorosiims  w'ar, 
findet  diese  Verordnung  ihre  Anwendung  in  der  Richtung,  dass  nunmehr  das 
allgemeine  Strafgesetz  vom  27.  Mai  d.  J.  und  die  in  Kraft  bestehenden  Normen 
Über  das  Strafverfahren  die  Hauptgrundlageii  der  diesfülligen  Prüfung  zu 
bilden  haben. 

An  der  Krakauer  Uiiiversitüt  haben  die  Candidateii  der  jur.  Doctor- 
würde  nach  Wahl  entweder  nach  dem  allgemeinen  Österreichischen  System  vier 
Rigorosen  oder  nach  dem  Universitütsstatnte  v.  J.  18HS  erstens  drei  Rigorosen 
(in  beliebiger  Reihenfolge)  zu  bestehen;  I.  aus  der  Rechtsphilosophie,  dem  Straf- 
rechte und  dem  Strafprecesse,  der  allgein.  eiirop.  und  besonderen  österr.  Statistik, 
dem  Völkerrechte  und  aus  den  polit.  WisseiLschafteii,  II.  aus  dem  canonischen. 
römischen  und  ehemaligen  polnischen  Rechte,  III.  aus  dem  allgemeinen  Civilrechte, 
dem  Handels-  und  Wechselrechte  und  dem  civilgerichtlichen  Verfahren ; und 
dann  eine  Abhandlung  über  ein  gegebenes  Thema  zu  verfassen  und  sich  darüber 
einem  Colloquium  zu  unterziehen,  ohne  jedoch  zur  Drucklegung  derselben  ver- 
bunden zu  sein.  — An  den  Universitülcn  zu  Krakau  und  Lemberg  wird  auf  An- 
suchen des  Candidaten  statt  des  Lehenrechte.s  das  polnische  Privatrecht  geprüft. 
(Hankiewicz,  Gesetze  und  Verordnungen  ftlr  die  österr.  Universität  Krakau.  1868. 
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290.  Ministerial-Erlass  vom  23.  April  1850,  Z.  3266, 

Än  diia  rechts-  und  Professoren -Colleg'iuni  der  k,  k. 

Universitkt  in  Pra^, 

wornach  in  der  Regel  njr  die  ordentlichen  Professoren  als  Examinatoren  zu 
den  Rigorosen  zuzulassen  sind.  *) 

Bis  xur  umfassenden  Regulirung  des  Doctoratswesens  ist  kein 
Grund,  von  den  bisher  geltenden  Bestimmungen,  wonach  in  der 
Regel  nur  die  ordentlichen  Professoren  derjenigen  Lehr- 
gegenstüiide,  welche  bei  den  strengen  Prüfungen  das 
Priifun  gs  o bject  bilden,  am  Rigorosum  Antlieil  nehmen, 
abzugehen;  es  wäre  denn,  dass  das  Professoren-Oollegium  selbst  die 
Zahl  der  Examinatoren  bei  dem  einen  oder  anderen  Rigorosum  dureh 
Beiziehung  eine.«?  Extraordinarius  (welcher  sohin  Anspruch  auf  die 
Taxe  von  dem  betreffenden  Rigorosum,  jedoch  ohne  Erhöhung  der 
Taxgebühr  für  die  Candidaten  hatte)  zu  verstärken  lür  nothwendig 
zweckmässig  erachtete. 


*)  V’ergl.  Note  2 auf  S.  217  und  M.-K.  vom  2.  Oct.  I86H.  Z.  8547  Mit 
letzterem  wurde  der  Entwurf  von  Bcstinimungru  über  die  Art  und  Weise 
der  Thcilnahme  der  ordentliclien  Professoren  an  den  D<»otorat»|»rüfungeu  hei 
der  juridischen  Facnltät  in  Prag  und  an  den  bezüglichen  T:ixen  genehmiget. 
Diesen  Bestimmungen  zu  Folge  soll  die  Zahl  der  F^xaininatoren  bei  jedem  Rigo- 
rosum sechs  betragen:  fünf  Professoren  und  der  Doctorendecan ; in  jenem 
Falle,  wo  der  Profcssoreiidccan  nicht  bereits  als  Fachprofc.ssor  examinirt,  tritt 
er  als  siebenter  FunctionJir  hinzu,  führt  aber  dann  nur  den  Vorsitz,  ohne  sich 
selbst  an  der  Fragestellung  zu  betheiligeu.  Zur  Approbation  ist  Stimmenmehrheit  der 
Examinatoren  erft»rderlich,  vota  [»aria  reprobiren;  dem  Decan  als  srdchem  steht 
hei  gleichen  Stimmen  der  Examinatoren  kein  Kntscheidungsrecht  zu;  die  Taxe 
beträgt  für  jede«  Rigorosum  8 Ducaten  ä 4 fl.  72*, kr.,  wovon  der  Doc- 
torendecan die  fixe  Taxe  von  1 Diicatons4  fl.7‘2*/2kr.  erhält,  und  der  Rest  unter 
die  übrigen  Mitglieder  gleichrnassigd.  h.  so  vertheilt  wird,  daas  der  Professoren-Drean, 
wenn  er  zugleicli  Examinator  ist,  zwei  Antheile,  sonst  aber  als  Vorsitzender  einen 
gleichen Antheil  müden  Professoren  erhält.  Bleibt  ein  Examinator  aus  gegründeten 
Ursachen  von  einem  Rigorosum  aus,  so  füllen  die  Uebrigeii  die  Zeit  ati»;  die  Taxe 
verliert  er  nicht;  bleiben  zwei  (oder  mchrero)au8,  so  haben  sie  sich  mit  Einem  Taxan- 
theile  zu  begnügen,  den  anderen  erhält  der  vom  Oecane  zu  bestellende  Suh- 
stitut,  da  die  Prüfung  mit  weniger  al.s  5 Examinatoren  nicht  vorgenommen  wer- 
den soll.  In  solchen  Fällen  kann  der  Decan,  wenn  er  sonst  nur  als  Vorsitzen- 
der erschiene,  selb.st  als  Examinator  eintreten ; die  Taxe  bleibt  aber  dann  den 
V'’ertretenen.  Die  Beiziehung  der  Substituten  bängt  vom  Ermessen  des  Pro- 
fessorendecaues  ab;  doch  kann  dagegen  an  den  akademischen  Senat  eine  Recla- 
mation  stattfinden.  Selbstverständlich  soll  die  Fachverwandtschaft  bei  dieser 
Wahl  in  erster  Linie  bestimmend  sein,  ausserdem  hat  die  Beiziehung  möglichst 
gleichmässig  zu  geschehen.  — Bezüglich  der  Taxe  bei  den  Wiederholungs- 
prüfungen soll  es  bis  zum  Erscheinen  einer  neuen  Rigorosen-Ordnung  bei  der 
be.stehenden  Uebung  verbleiben.  — Die  Disputationstaxe  soll  künftig 
11  Ducaten  pr.4  fl.  72  kr.  betragen  und  wird  unter  die  Decane  und  Professoren  ver- 
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291.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Erlasse  vom  19.  December 
1851,  Z.  12324, 

an  da»  recht»-  iiml  staatswi.«»cn»chaftliche  Profc.ssoien-CollcRiiim  der  Univeriität 

zu  Prag, 

womit  in  Qemäasheii  der  bestehenden  Gesetze  die  Anordnung  getroffen  wird, 
keinen  Rechtshdrer  vor  zurUckgelegtem  quadriennium  academicum  zu  einer 
strengen  DoctoratsprUfung  zuzulassen.  *) 

Da»  Untemclits-Mlnisterium  findet  zu  bemerken  nnd  zur  Dar- 
nachactitung  liekannt  zu  geben,  das»  nacli  den  dermalen  in  Kraft  bosto- 
benden  Gesetzen  der  Beschluss,  lieclitsliörer  während  ihres  achten 
Semesters  zuin  ersten  Kigorosum  ztizulassen,  nielit  aufrecht  erhalten 
werden  könne. 

Sowohl  nach  den  früher  bestandenen  Gesetzen,  nach  der  provi- 
sorischen Btndienordnung  für  d.as  Studienjahr  1S10/.')0,  als  auch  nach 
der  Studienordnung  vom  I.  Octoher  l''.")0  wird  zur  Zulassung  zu 
den  strengen  Doctoratsprüfungen  das  vollkommen  vollendete  «juadrien- 
nium  academicum  gefordert. 

Das  I’rofessoren-Collegimn  wird  daher  beauftragt,  seinerseits 
keinen  Kechtshörcr  vor  ahgelaufenein  i)uadriennium  zu  einer  strengen 
Doctoratsprüfung  ztizulassen.  **) 


292.  Ministerial-Erlass  vom  21.  November  1852,  Z.  6089, 

an  das  Univer.-iitfits-C'onsistoriuin  in  Wien, 

womit  bestimmt  wird,  dass  Israeliten  zu  Dootoren  des  canonischen  Rechtes 
nicht  zu  promoviren  seien. 

Da»  Unterrichts- Ministerium  stimmt  mit  den  Ansichten  des 
Universitüts-Consistoriums  und  der  rechts-  und  staatswissenschaftUchen 
Facultät  überein,  das»  Israeliten  in  keinem  Falle  zu  Doctoren  des 
canonischen  Rechtes  promovirt  werden  können,  nnd  dass  in  der  Ge- 
stattung, bei  der  Disputation  Thescs  der  Vertheidigung  aus  dem 
canonischen  Rechte  aufzustellen,  jedenfalls  eine  grosse  Unzuknmmlich- 
keit  läge.  Eben  deshalb  kann  ihnen  aber  auch  in  weiterer  Oon- 

theiit.  Auch  die  diircli  Kranklieit  oder  andere  legale  Ursachen  Verhinderten  erhalten 
ihren  Antheil  an  den  Taxen  und  findet  nicht  etwa  ein  Accrcscenzrccht  der  Uebrigen 
statt.  Die  Promotionstaxe  wird  unter  alle  Professoren  nnd  dem  Professoren- 
Decan  gleichmRssig  verthcilt,  wobei  Let-zterer  auch  seine  Quote  in  der  Eigen- 
schaft als  Professor  erhält;  diese  Taxe  ist  ebenfails  unabhängig  davon,  ob  der 
Professor  wirklich  erscheint,  da  die  Functionirung  im  Turnus  »tattfiudet. 

*)  Die  weitere  Bestimmung  dieses  M.-E.  war  transitorisclier  Natur. 

**)  Vergl.  M.-E.  vom  9.  Aug.  1«62,  Z.  H189  und  16.  .Inni  1869,  Z.  4508 
sub  III.  e)  Nr.  170  und  172. 
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Sequenz  nicht  die  Verpnichtnng  auferlegt  werden,  bei  einem 
Kigorosum  sich  aus  dem  canonischeii  Hechte  prüfen  zu  lassen,  wie 
sich  denn  in  der  That  auch  der  in  Folge  eines  speciellen  Wunsches 
des  Justizministeriums  ergangene  hierortige  Erlass  vom  1-1.  Jänner 
1850,  Z.  Xi* *•))  nur  auf  die  im  Studienjahre  1849/50  noch  zulässigen 
Prüfungen  der  Privatstudirenden  und  allfällige  Nachtrags-  und  Wie- 
derholungsprüfungen öffentlich  Studirender  aus  früheren  Jahren  be- 
ziehen sollte. 

Es  steht  jedoch  nichts  im  Wege,  dessen  ungeachtet  einen  israeli- 
tischen Candidaten  hei  den  hetrellenden  Rigorosen  aus  dem  canoni- 
schen  Rechte  dann  zu  prüfen,  wann  er  es  ausdrücklich  ver- 
langt, und  von  diesen  Umständen  sohin  in  dem  Rigorosenprotokolle 
Act  zu  nehmen. 


293.  Auszug  aus  dem  Miuisterial-Erlass  vom  18.  Februar 
1853,  Z.  676, 

an  die  Stattlialterei  für  Ungarn,  ***) 

womit  im  Einvsrnehmen  mit  dem  Justizministerium  bedeutet  wird,  dass  nach 
den  bestehenden  gesetzlichen  Anordnungen  Israeliten  zwar  nicht  Doctoren 

juris  canonici,  wohl  aber  Doctoren  juris  civilis  werden  können. 

Ein  Israelit  kann  in  keinem  Falle  znm  Üoetor  juris  canonici, 
somit  auch  nicht  zum  Doctor  juris  utriusque,  (eine  Bezeichnung, 
welche  den  canonischen  Iloctorsgrad  in  sich  schliesstj  promovirt 
werden. 

Dies  hindert  jedoch  nicht,  denselben  zum  Doctor  juris  civilis, 
pracstitis  praestandis,  zu  promoviren. 

Das  hierüber  einvernommene  Justizministerium  hat  in  seiner 
Note  vom  14.  Jänner  d.  J.,  Z.  29ti,  diesfalls  nicht  nur  auf  das  Hof- 
decret  vom  25.  October  1790,  Justiz-Gesetz-Sammlung  Nr.  68,  hin- 
gewiesen, welches  ausdrücklich  diese  Frage  dahin  löst,  dass  Israeliteu 
nicht  Doctoren  juris  canonici,  wohl  aber  Doctoren  juris  civilis  und 
Advocaten  werden  können,  sondern  ist  auch  der  hierortig  ausgespro- 
chenen Ansicht  beigetreten,  dass  eine  solche  Lösung  des  angeregten 
Zweifels  sich  uothwendig  aus  dem-  .Allerhöchsten  Patente  vom  24.  Juli 
V.  J.,  Reichsgcsetzblatt  Z.  170  f ',  von  selbst  ergebe. 

*)  Sub  V’,  d)  Note  zu  Nr.  266. 

*•)  M.-E.  vom  18.  Eebr.  185.3,  Z.  676  (sub  V,  e)  Nr.  293)  und  M.-E.  vom 
1.  Nov.  1857,  Z.  18.371  (sub  V,  d|.  (Anmerk,  zu  Nr.  266.) 

*••)  Dieser  M.-E.  wurde  des  zu  Grunde  liegenden  Princip«  wogen  hier 
anfgenommen. 

t)  Frühere  Advocatenordnnng. 
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294.  Ministerial-Erlass  vom  14.  Jänner  1855,  Z.  254, 

nn  die  rechts-  iind  slnntsn'is.sen8ehiiftlicheii  Protessoren  - Collepicn  in  Wien 

lind  Ora/., 

womit  angeordnet  wird,  dass  et  von  der  bisher  nur  an  der  Wiener  Univer- 
sität im  Widerspruch  mit  den  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  bestan- 
denen Uebung,  zweimal  reprobirte  Candidaten  der  juridischen  DoctorswUrde 
zur  wiederholten  Reparirung  zuzulasten,  abzukemmen  hübe. 

Dem  Prof(‘Ssoren-(/'oIkgiuin  wird  cri.flnct,  dass  i>s  von  der,  nadi  den 
cinpezogenen  Krkundigurigen  einzig  und  allein  an  der  Wiener  Uni- 
versität bisher  bestandenen  Uebung,  zweimal  reprobirte  Candidaten 
der  juridischen  DoctorswUrde  gegen  Erlag  der  ganzen  Taxe  zur  wie- 
derholten Keparirung  zuzulassen,  abzukemmen  habe,  und  sich  genau 
an  den  klaren  Wortlaut  und  natürlichen  Sinn  des  III.  der  mit 
Ilofkanzleidecret  vom  7.  .länner  IS09  bekannt  gemachten  Amts- 
Instruction  für  den  Director  des  juridischen  Studiums  in  Wien  zu 
halten  sei,  wonach  im  Verwerfungslälle  dem  Candidaten  noch  ein 
Mal  gestattet  werden  kann,  die  Prüfung  in  einer  angemessenen  Zeit- 
frist zu  wiederholen.  *) 


295.  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 
vom  28.  September  1860,  Z.  14009, 

wirksam  für  den  ganzen  l'infaiig  der  Monarchie, 

Uber  die  Bedingungen,  unter  welchen  Candidaten  des  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Doctorates,  welche  an  k.  k.  Rechtsakademien  den  Trien- 
nalours  zurlickgelegt  haben,  um  theilweise  Dispens  von  derjenigen  Studien- 
zeit einschreiten  können,  die  sie  nach  dem  Gesetze  vom  2.  October  1855, 
R.  Q.-Bl.  Nr.  172  noch  an  einer  Universität  zubringen  sollten. 

R.-G.-BI.  Jahrg.  ISf.n,  Nr.  -’i.S,  8.  .SSS. 

Seine  k.  k.  Apostolische  M.ajcstät  haben  mit  der  Allerhöchsten 
Entschliessung  vom  18.  Septemher  18(10  allergnädig.st  zu  genehraigon 
geruht,  dass  Studirende,  welche  an  einer  Kechtsskademic  den  vorge- 
zcichneten  Triennalcurs  mit  ausgezeichnetem  Erfolge  vollendet  und 
daun  an  einer  Universität  wenigstens  zwei  Semester  rechts-  und  staats- 
wissenschaftliche Studien  unter  vorzüglicher  Verwendung  zurückgelegt 
haben,  von  den  übrigen  zwei  Semestern,  welche  Ahiturienten  der 


*)  Vergi.  M.-Z,  vom  14.  Sept.  1869,  Z.  67.84,  womit  die.ser  Grundsatz 
neuerdings  ausgesprochen  wurde,  und  die  Anmerk,  zum  M.-E,  vom  31.  Jäii. 
1866,  Z.  124Ü7  isub  ITI,  e)  Nr.  171  der  Sammlung). 
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Rechtsakadpmien,  um  zu  duu  Rigorosen  zugelassen  zu  werden,  nach 
dem  Gesetze  vom  2.  October  1S55  (R.-G. -Ul.  Nr.  172)  noch  an 
einer  Universität  zurtlcklegen  sollten,  über  ihr  Einschreiten  von  dem 
Unterrichtsministerium  dispensirt  werden  können.  Diejenigen  Can- 
didateu,  welche  hienach  auf  diese  Begünstigung  Anspruch  machen  zu 
können  glauben,  werden  um  diese  Dispens  im  Wege  des  Professoren- 
Collegiums  derjenigen  rechts  und  staatswisseiischa/tlichen  Facultiit, 
an  welcher  sic  nach  absolvirtem  rechtsakadcmischcm  Triennium  durch 
zwei  Semester  den  Ergänzungsstudien  obgelegen,  einzuschreiten  und 
ihre  Gesuche  mit  den  erforderlichen  Behelfen,  aus  welchen  der  Um- 
fang und  der  Erfolg  ihrer  Verwendung  an  der  betreffenden  Universität 
zu  entnehmen  ist,  zu  belegen  haben.  *) 


Änmerkmigen. 

Mit  M.-K.  vnm  24.  September  1M.54,  Z.  wurde  ausgesprochen,  dass 

in  Hiiikuittt  die  juridischen  Do c t o rdi p 1 ome  tsowie  die  mediciuischen)  für 
Ausländer  ohne  den  durch  Allerh.  Eutschliossung  vom  19.  Jänner  1819,  St.-H.- 
C.-D.  vom  30.  Jänner  1819,  angeordneten  Beisatz;  „dass  das  Diplom  nicht  zur 
Ausübung  der  Praxis  in  den  k.  k.  Staaten  berechtige“,  auszufeiügcn  seien. 

Vcrgl.  VL  bl. 

Mit  dem  M.-E.  vom  9.  Mai  186.3,  Z.  4738,  wurde  im  Hinblicke  auf  die 
Beschränkung  der  Benützung  der  Universität  Padua  den  Universitäts-Behörden 
von  Wien,  Prag,  Graz  und  Innsbruck  auf  Gnindlafje  der  Allorh.  Kntschüe}*sunff 
vf»m  *29.  April  desselben  Jahres  bedeutet,  dass  dieselheu,  fall«  Privatstudirende 
aus  Dalmatien,  Südtirol  und  dem  Kiistenlando  nach  abpeleptcn  drei  theoreti- 
schen Staatsprüfungen  sich  um  Zulas.sung  zu  den  strengen  Prüfungen  melden, 
die  Gesuche  derselben  mit  bestimmt  motivirten  Anträgen  an  da.s  Ministerium 
leiten  sollen,  daudt  dieses  mit  Berücksichtigung  und  Würdigung  aller  Verhält- 
nisse, welche  zur  ausnahmsweisen  Bewilligung  des  Privatstudiums  Anlas.s  gege- 
ben haben,  entscheide,  ob  die  ausnahmsweise  Zulassung  solcher  Candidaten 
zur  Erwerbung  des  Ductorates  begründet  erscheine.  Uebrigens  wurde  aus- 
drücklich bemerkt,  dass  hiedurch  selbstverständlich  an  dem  Grundsätze,  dass 
nur  ordentliche  öffentliche  Hörer  nach  regelmässig  vollstrecktem  akademischen 
Quadrieunium  zu  den  rechts-  und  staatswissenKchafllicheu  RIgoro.scn  zugelassen 
werden  können,  niclits  geändert  werde,  und  dass  Studirciide,  welche  auf  Grund 
des  §.  7 des  Gesetzen  vom  *2.  October  18x>5,  R.-G.-Bl.  172,  oder  Kanzlei-  und 
Manipulationsbesmte,  welche  auf  Grund  der  Allerh.  Entschlirssung  vom  28.  Sep- 
tember 1867  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen  mit  Nachsicht  der  akademi- 
schen Studien  zugelaasen  worden  sind,  zur  Ablegting  der  strengen  Prüfungen 
nicht  zugelasscn  werden  können.  Da  diese  ausnahmsweise  V'erfügiing  in  den 
gan«.  vorübergehenden  Verhältnissen  der  Universität  Padua  ihren  Grund  hatte, 
so  dürften  wohl  kaum  mehr  Fälle  Vorkommen,  auf  welche  dieselbe  noch  an- 
wendbar ist,  und  es  wurde  aus  diesem  Grunde  von  der  Aufnahme  dieses  Er- 
lasses in  extenso  Umgang  genommen. 


*)  Vergl.  M.-E.  vom  *28.  September  1868,  Z.  8318,  über  den  Uebertritt 
solcher  Candidaten,  welche  den  vieijährigen  Curs  an  der  Rechts-Akademie  in 
Agram  znrflcklegen,  an  eine  Österr.  Universität  und  ihre  Zulassung  zu  den 
rechts-  und  staatawissenschaftlichen  Rigorosen  (sub  V,  a)  Nr.  ‘249  dieser 
Sammlung.) 
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C)  Medicinisclie  Facultät. 

a)  Besondere  Bestimmungen  über  die  Lehrer  an  den 
medicinischen  Facidtäten. 

b)  Vorschriften,  wcdclie  sich  auf  das  Studium  in 
allen  oder  doch  in  mehreren  Zweigen  der  Heilkunde  be- 
ziehen. 

c)  lieber  speciell  medicinisches  Studium  und  Doctorat. 

d)  lieber  chirurgisches  Studium  , Doctorat  und  Ma- 
gisterium. 

e)  lieber  das  geburtshilfliche  Studium  imd  Ma- 
gisterium. 

f)  lieber  das  pharmaceutische  Studium,  Doctorat  und 
Magisterium. 

g)  lieber  das  Studium  der  Veterinärkunde. 

h)  Besondere  Vorschriften  über  das  Stipendienwesen 
in  der  medicinischen  Facultät. 
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VI. 


a)  Besondere  Bestimmungen  über  das  Lehrperso- 
nale an  medicinischen  Facultäten. 


296.  Hofkanzlei-Decret  vom  2.  Becember  1812,  Z.  18397, 

an  die  niodcrösterroichUchc  Regierung, 

n Betreff  der  Einholung  der  KunetvenUndlgen -Befunde  bei  den  medicinischen 

FaculBHen. 

Da  Se.  Majestät  vernommen  haben,  dass  in  Fällen,  wo  cs  sich 
um  Gutachten  der  Sachverständigen  handelt,  seit  einigen  Jahren  sich 
häufig  an  einzelne  I’r  o f es  so  reu  gewendet  werde,  oder  dieselben 
Commissionen  beigezogen  werden,  da  der  bestehenden  Ordnung  ge- 
mäss die  medicinische  Facultät  einvernommen  werden  sollte, 
so  haben  Allerhöchstdieselben  zu  befehlen  geruht,  dass  dieser  in  seinen 
Folgen  schädliche  Missbrauch  sogleich  abgestellt  und  die  Weisung 
gegeben  werde,  dass  künftig  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Kunst- 
urthcil  der  medicinischen  Facultät  erfordert  wird,  dieses  nicht  von 
einzelnen  Professoren,  sondern  von  der  medicinischen  Facultät  abge- 
fordert werde.  *) 


•)  Nach  der  Itestimmung  des  Hofkatizlei-Decrctes  vuni  21.  Mai  1829, 
Z.  11694,  kRmien  derlei  Gutachten  nur  von  medicinischen  Facultäten  und 
keineswegs  von  (den  Studien-Uireetorcii)  mcdicinisch-chimrgischcn  Lehranstalten 
abgegeben  werde.n. 

Vcrgl.  liiezn  noch  den  M.-E.  vom  30.  October  1852,  Z.  11114  (sub  VI,  a) 
und  Hofkanzlei-Decret  vom  17.  August  1815  (sub  VI,  g), 
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297.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  12.  September  1818, 

Z.  2533, 

an  sämnUliclic  L;in<lcrstelli  u, 

wornach  Profetaoran  der  Heilkunde  kein  Urlaub  zur  Prlvatpraxii  ertheilt 

werden  darf. 

Se.  Majestät  haben  zu  befehlen  {»eruht,  (lass  den  Professoren 
der  Medicin,  Cliirurgie  und  Geburtsliilfe  kein  Urlaub  der  Privat- 
praxis wegen  ertheilt  werden  dürfe.  *) 


298.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  1.  März  1839, 

Z.  1549, 

au  säinnitliehe  LHiulcrstellen, 

wornach  von  den  Competenten  um  Lehrkanzeln  an  medicinisch-chirurgiichen 

Lehranstalten  der  entsprechende  Ooctorgrad  zu  fordern  ist.  **) 

Zufolge  Allerh.  Entschliessiing  vom  2(i.  Februar  1S39  ist  von 
dem  Competenten  für  Lehrkanzeln  an  mediciniseh-chirurgischen  Lchr- 
nnstaltcii,  die  Thierarznei-Institute  ausgenommen,  der  Besitz  des  dem 
von  ihm  angesucbten  Lelirauite  entspreehcnden  Doctorgrades  in  der 
Regel  zu  fordern. 

Sollte  in  einem  einzelnen  Falle  eine  Dispens  von  dieser  Kegel 
angesucht  werden,  und  sollten  die  Behörden  erachten,  dass  rücksichts- 
würdige Gründe  ttir  eine  solche  Dispens  sprechen,  so  ist  hierüber  mit 
gehöriger  Beschleunigung  die  Allerh.  Sehlussfassung  einznholen. 


299.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  27.  September  1841, 

Z.  6242, 

an  sämintlii'lio  Läudt-rätcllcn  mit  Ausnahme  von  Triest  und  Xnra  (.Mailand  und 

Venedig), 

womit  die  Konntnist  dar  Landessprachen  als  Erfordemiss  fUr  klinische  Lehr- 
kanzeln erklärt  wird. 

Se.  Majestät  liaLeii  ^elegentlicli  der  Besotzung  eines  J^rliramtes 
der  medicinischen  Klinik  mit  Allerb.  EnUcbliossung  vom  21.  Septem- 
ber IS41  allerg.  anznordneu  geruht,  dass  bei  Concursausschreibungcn  für 

*)  Auch  schon  mit  St.-H.-C.-D.  vom  27.  September  1811,  Z.  1642,  an  die 
niederftsteiTeichische  Regierung  war  ausgesprochen  worden,  dass  Profe.sSi>rcn 
der  Arzneiwissenschaft  nicht  durch  Nebenaufträge  ihren  Benifsgeschäfteu  ent- 
zogen werden  sollen. 

Vergl.  noch  M.-E.  vom  7.  November  1853,  Z.  1132G. 

**)  Vergl.  vom  21.  November  1825  (sub  VI,  g). 
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klinische  Leiirkanzeln  jedesmal  der  Besitz  der  Vidkäsprachen  des 
Landes,  in  welchem  die  Lehrkanzel  besteht,  als  Bedingimg  der  Com- 
petenzfähigkeit  fttr  dieselbe  ausgednickt  werde. 


300.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Erlass  vom  20.  April 
1849,  Z.  2815, 

an  den  Lehrkörper  der  medieiiuseb-chirurgischen  Studien  und  die  medicinische 
Kacultät  in  Wien. 

betrelTend  die  Verwendung  von  Supplenten  und  die  Substituirung  verhinderter 
Fachprofettoren  bei  den  medicinischen  Rigorosen. 

Es  ist  ganz  sachgeiunSs,  dass  die  über  einen  Vorschlag  des  me- 
dicinisch-chirurgischen  Lehrkörpers  vom  Ministerium  des  öffentlichen 
Unterrichtes  genehmigten  eigentlichen  S u pp  1 ent  en  von  Lehrkanzeln, 
wenn  sie  Facultätsmitglieder  sind,  *)  auch  zu  den  strengen  Prüfun- 
gen beigezogen  und  ihnen  dann  auch  die  Prüfungstaxeu  verabfolgt 
werden.  Somit  tritt  die  Verordnung  der  ehemaligen  Studien-Hof- 
comminission  vom  II.  April  1b40,  Z.  d H)!l  **)  ausser  Wirksamkeit. 

Bei  zufälliger  Verhinderung  eines  Examinators  ist  nach  der  im 
medicinischen  Studienplane  vom  Jahre  1804,  Abschn.  VII,  10,  ange- 
gebenen Weise  zu  verfahren,  daher  die  Nothwendigkeit  der  Fest- 
setzung der  vom  I.ebrkörper  beantragten  Substitution  nicht  cin- 
tritt.  ***j  Sollte  eine  zufiillige  Verhinderung  auch  bei  einem  zweiten 
Examinator  eintroten,  so  hat  der  Uecan  im  Einverständnisse  mit  dem 
Prä.ses  den  Ersatz  aus  der  Zahl  der  Professoren  eiuzuleiteu,  wobei 
der  Taxbezug  dem  verhinderten  Examinator  zufällt.  Jeder  Exami- 
nator ist  verbunden,  bei  der  strengen  Prüfung  pünktlich  zu  erschei- 
nen. Nur  triftige  Hindernisse,  als  durch  Krankheit  oder  aus  Anlass 
eines  Auftrages  einer  Vorgesetzten  Behörde,  können  das  Nichterschei- 
nen eines  Examinators  bei  den  strengen  Prüfungen  rechtfertigen. 
Derlei  Hindernisse  sind  dem  Decane  so  früh  wie  möglich  anzuzeigen. 
Dagegen  sollen  aber  auch  die  Einladungen  zu  den  strengen  Prüfun- 
gen an  die  dazu  berufenen  Examinatoren  wenigstens  drei  Tage  vor 
Abhaltung  derselben  schriftlich  ergehen,  und  cs  hat  sich  der  Decan 
von  der  so  geschehenen  Einladung  zu  versichern. 


*)  Vcrgl.  St.-H.-C.-D.  vom  "29  August  1817,  Z.  1995,  (Nr.  157  dieser 
Sammlung.; 

**)  Mit  St.-H.-C.-U.  vom  11.  April  1840,  Z.  9199  war  nämlich  bestimmt 
worden,  dass  die  lieiziehung  von  Suj.plenten  zu  den  strengen  Prüfungen  nicht 
gestattet  sei.  und  dieselben  sonach  auch  nicht  berechtigt  seien,  die  Taxen  für 
derlei  Prüfungen  anznsprechen. 

***)  ,St.-P.  vom  Jahre  1804  snb  VI  b);  zum  Vergleiche  wird  auf  die  Note 
zum  M.-E.  vom  23.  April  1850  (aub  V,  e.)  Nr.  290)  aufmerksam  gemacht. 


Tbms.  Oeitsrr  UntveTslUtsze.eUe. 
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301.  Ministerial-Erlass  vom  30.  October  1852,  Z.  11114, 

An  das  Wiener  ITiiiverflitKta-CoiiftiMtnriutii,  an  di«*  akademim'hcMi  Sonate  in  Prag. 
(Poat)  und  Krakau,  dann  an  die  medicmischen  Studii'ii-Diroctorato  in  Inns, 
bruck,  Graz,  Lemberg,  OlmÜtz,  Salzburg  (Padua,  Pavia  und  KlauHeiiburgj, 

womach  die  medicinitchen  Facultiten,  respective  die  mediciniaehefi  Lehr- 
körper und  Doctoren'Collegien  ihre  zu  erstattenden  Gutachten  Uber  Privile- 
giengegenstände nunmehr,  wie  andere  offieiöse  Gutachten,  unentgeltlich  abzu- 
geben haben. 

Das  k k.  Hamlolsmini.sterimn  hat  mit  Xoto  vom  *i  l.  October 
I.  J.,  Z.  2H42  anher  eröffnet,  dass  mit  d<*in  Eintritte  der  Wirksam- 
keit des  Allerh.  Privilegiengesetzes  vom  15.  August  d.  J.  die  Ein- 
hebung der  von  den  mediciiiischen  Faeultiiten  bisher  bezogenen  Ge- 
bühr fiir  die  in  SauitätsrÜcksichten  über  J^rivilegkuigegenstande  abge- 
gebenen Gutachten  nach  Vorschrift  des  10  lit.  a)  des  Allerh.  Pri- 
vilogiengesctzes  aufzuhören  habe,  und  demnach  vom  *25.  October 
d.  J.  als  dem  Tage,  mit  welchem  das  Allerh.  Privilegieiigesetz  in 
Kraft  tritt,  angefangen,  die  niedicinischen  Facultäten,  rcspective  die 
medicinischen  Lehrkörper  und  Dootoreu-Collegien  ihre  zu  erstattenden 
Gutachten  über  Privilegiengegenstiinde  wie  andere  ofiiciöse  Gutachten 
unentgeltlich  abzugehen  haben. 

Hiervon  wird  das  k.  k.  etc mit  dem  Bedeuten  in  die 

Kenntniss  gesetzt,  dass  sich  bei  Abgabe  solcher  (iutachten  kUnttig- 
hin  an  die  diestalls  vom  Handelsministerium  erlassene  Vollzugsvor- 
schrifl  vom  5.  October  d.  d.,  von  der  ein  Exemplar  mitiolgt,  genau 
zu  halten  ist. 


*)  Die  eiiitfclilägigeii  Bestimmungen  der  V o 1 1 s u gs v orsc b ri  ft  zu  dem 
(im  R.-O.-Bl.  V.  J.  1852  Nr.  184,  S,  817  ff.  Guthaltenen)  Privilegiengesetze  vom 
15.  Augu.st  1852  lauten: 

§.  15.  Gutachten  von  Sachverständige  ii. 

Das  MinUterimn  für  Handel  und  Gewerbe  wird  zuin  Behufe  der  ihm 
zustchendeii  IJebcrprüfung  sich  des  Beirathe.s  erprobur  .Sachverständiger 
bedienen. 


§.  Hl,  Wer  hiezu  vorzugsweise  berufen  ist. 

Zu  Gutachten  Über  die  unter  h— d §.  15  de.s  Priv -Ge«,  enthalten«*!! 
Fragepunete  sind  vorzugsweise  das  k.  k.  polvt -chnlsch«*  Institut  in  Wien,  be- 
ziehungswi'is«;  auch  die  im>  iieii}ische  Facultat  d«T  Wiener  Kochscltulc  und  da« 
k.  k.  Thierarznei-Institut  berufen.  Kh  bleibt  aber  di*ni  k.  k.  Ministerium  unbe- 
nomni«*n,  auch  andere  sachkundige  Personen  und  K5rp«TNchatl;«‘n  erforderlichen 
Falle.«  zur  Abgabe  ihr«*«  Ontschlens  aufziif«»rdern. 

Jederzeit  ist  hii'rbei  «larauf  zu  «eben,  das«  die  Körpersebaft,  sowie  die 
einzelne  Person,  welche  um  ein  sulche«  Gutacliten  angegangen  wird,  bereit» 
durch  d«*n  Kid  der  V«T»chwicgcnheit  vcrpffichlet  ist,  oder  vor  Abgabe  de.s- 
«elhen  hierauf  verpflichtet  wird. 

§.  17.  Wie  die  Berufung  g c h c h i c h t ? 

Der  Erlass,  mit  welchem  das  Privil«>giumsgesuch  saramt  Beilagen  zur 
Erstattung  des  Gutachtens  an  das  k.  k.  polyteclmischc  Institut,  die  mediciuischc 
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302.  Ministerial-Erlass  vom  28.  Februar  1853,  Z.  1201, 

an  das  (calizisrho  Landespräsidium, 

womach  die  Gesuche  der  Profetiorcn  an  mediciniich-chirurgischen  Lehr- 
anstalten um  Bestätigung  im  Lehramte  vom  Lehrkörper  zu  begutachten  und 
vom  Studien-Director  unter  Beifügung  seines  eigenen  Gutachtens  berichtiich 
vorzulegen  sind. 

Zufolge  des  durch  Ministerial-Erlass  vom  0.  April  t8-18,  Z.  22, 
den  Lehrkörpern  der  höheren  Lehranstalten  zugewiesenen  Wirkungs- 
kreises sind  die  Bestiitigungsgesuche  im  provisorischen  Triennium 
stehender  Lehrer  von  dem  Lehrkörper  zu  begutachten.  Das  dies- 
fiillige  Sitzungsj)rotokoll  ist  sohin  dem  Ministerium  vom  Studien- 
Director  mit  den  übrigen  Verhandlungsacten  vorzulegcn.  Hierbei 
wird  es  dem  Studien-Director  zur  Pflicht  gemacht,  in  seinem  Einhe- 
gleitungsberichte  jedesmal  das  eigene  GuLichten,  es  mag  nun  mit 
dem  des  Lehrkörpers  ühereinstimmen  oder  nicht,  anzuführen. 

Hievon  wolle  das  löbliche  k.  k den  Director  des  me- 

dicinisch-chirurgischen  Studiums  an  der  Lemherger  chirurgischen  Lehr- 
anstalt zur  Darnachachtung  verständigen  lassen. 


303.  Ministerial-Erlass  vom  8.  August  1853,  Z.  7432, 

an  das  mcdiciiüsche  Prnfessoren-Collegium  in  Prag, 

wornach  ein  medicinitcher  Aitistent  in  dieter  Eigenschaft  nicht  alt 
selbstständiger  Lehrer  oder  Docent  des  Faches,  für  welches  er 
bestellt  ist,  neben  dem  für  dasselbe  bestimmten  Professor  fungiren  darf. 

Assistenten  sind  remunerirte  Gehilfen  des  Professors^  welche 
sich  zugleich  für  das  Lehramt  seines  Faches  unter  seiner  Leitung 


Facultät  oder  das  Thirrarznci-In.Htitut  gelangt,  ist  jederzeit  an  den  Vorstand  zu 
richten,  und  diesem  zti  eigenen  Händen  ziizustellen. 

ln  dies -m  Erlasse  müssen  die  Fragepiinete  genau  bezeichnet  werden, 
worüber  das  Gutachten  abgegeben  werden  soll. 

§.  18.  V ursch  rift  über  die  Erstattung  des  Gntachtens. 

Der  Vorstand  hat  sodann  für  die  mttgliclist  grüudliclie  und  beschleu- 
nigte Erstattung  des  abgf‘forderten  Gutaclitens  das  Entsprechende  zu  verftlgen  « 
und  unter  eigener  Verantwortung  dafür  zu  sorgen,  dass  dabei  die  gehörige  Ge- 
heiuihaltung  strenge  beobachK  t und  die  angeiiu'tiseuen  Siclu  rungsmiUel  gegen 
mögliche  Verletzung  derselben  aiigeweiidet  werden. 

Hei  Abgabe  des  Gutachtens  ist  sich  lediglich  auf  die  im  Slinisterial- 
Krlasse  enthaltenen  Fragepuuete  zu  beschränken  und  von  clemGegtuistande  der 
Frage  durchau.s  uiclit  abzuseliweifen.  Insbesondere  ist  sich  dabei  gogenwärtig 
zu  iialtiui,  dass  jede  Meinungsäusserung  über  die  Neuheit  oder  Nützlichkeit  des 
zu  privilegirenden  Gegenstandes  streiigstena  zu  unterbleiben  habe,  da  dieaelbe 
kein  Gegenstand  einer  Vuruntersuchuug  sein  darf. 
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ausbilden  sollen,  llieraus  ergibt  sich,  dass  sie  während  der  Dauer 
dieser  Anstellung  nicht  als  selbstständige  Lehrer  desselben  Faches 
aiiftreten  können,  indem  diese  Stellung  die  Möglichkeit  in  sich 
schliessen  würde,  dass  sie,  statt  den  Unterricht  des  Professors  zu 
lÖrdern,  den  Wirkungen  desselben  auf  die.  Schüler  störend  entgegen- 
treten. Dieselben  werden  daher  als  Docenten  in  demselben  Fache 
nur  insoferne  zugelassen  werden  können,  als  zunächst  der  Professor, 
welchem  sie  beigegehen  sind,  es  als  vereinbar  mit  den  Ubliegeu- 
heiten  ihrer  Anstellung  tindet,  und  als  sie  überdies  nur  tipecial-Ool- 
legien  über  eine  Partie  des  Faches,  welche  abgesondert  zu  behan- 
deln der  Professor  nicht  in  der  Lage  ist,  unter  seiner  Controle,  d.  i. 
in  solcher  Weise  zu  lesen  geneigt  sind,  dass  jeder  Widerspruch 
ihrer  Lehre  ndt  den  von  dem  Professor  vorgetragenen  Grundsätzen 
ausgeschlossen  sei.  *) 


304.  Ministerial-Erlass  vom  7.  November  1853,  Z.  12326, 

an  dati  imdiciniMciio  rrofenjigren-ColIitgiiim  in  Wien,  Hrag  (i*eüt)  und  Krakau 
(an  da-y  iiiodicimHcln*  iStudieu-Diructorat  in  Padua  und  Pavia). 

betreffend  die  thunlichste  Vermeidung  der  Beiziehung  von  ntedlcinitchen  Pro- 

fetteren  alt  Sachvertiändige  zu  ttrafgerichtlichen  Untertuchungen. 

K.-U.  Hi.  Jnlirg.  1853,  Nr.  äiy,  H.  1113. 

Laut  Mittheiluug  vum  21.  Octobur  l,  J.,  Z.  lllbä  bat  das 
k.  k.  Justizininisti'riuin  eine  Verordnung  orlauHen,  womacdi  die  Zu- 
ziehung der  Professoren  der  medicinischen  Facultät  als  öaehver- 
ständige  zu  Btrafgerichtlichen  UnterHiuhungeii,  insoferne  es  nicht  die 

*)  iu.Hbesuuders  den  M.-E.  v.  7.  Nuvember  1852,  Z.  111*23  Uber 

<lie  Assbitenteu  der  Profejworcn  der  praklitcheii  Cbirurgie  (ditb  VI,  dj. 

Die  liiMtructioneii  für  die  Assistenten  der  medieiniselieu  Klinik,  für 
Aerzte  und  Wundärzte,  daun  filr  jene  der  Professoren  der  ehirurgiseljeii  Klinik, 
der  praktischen  Ueburtiihiltc,  der  tlicoretisunen  Cii-rmie  und  spevicUeu  Natur- 
geschichte, der  Chemie,  der  anatomUclion  und  physiologUchen  Lehranstalt  und 
der  botanischen  Gartenkunst,  welche  mit  Öt.-H.-C.-D.  vom  31.  Marz  1815, 
Z.  739  publicirt  wurden,  kuuuten  des  grossen  Umfanges  wegen  lütT  nicht  aut- 
genommen  werden. 

Auf  die  mediciuisch-chirurgischen  Assistenteu  beziehen  sich  noch  M -E. 
vom  25.  August  1851,  Z.  8283  (sub  VI,  h)  und  vum  23.  Mai  1861,  Z.  2629 
^sub  VI,  a). 

Die  Allorh.  Entschlicssung  vom  6.  fX'tober  1861,  M.-Z.  9H32,  womit  aus 
Aulass  einet  an  der  medicini.4chen  Kaciltitt  in  Wi'*n  vorgekoinmenen  Falles 
dem  Ministerium  aUgeinein  hin  die  Alierh.  Ermächtigung  ertheüt  wurde,  bei 
besonders  rücksichtswürdigen  Verhältnissen  bei  Bestellung  einet  Assistenten 
von  dem  aus  einem  bestehenden  VerwandUchaHaverhäUnitsc  zufolge  St.-H.- 
C.-D.  vom  29,  Deceinber  1828,  Z.  6729  bestandenen  Hindernisse  und  von  dem 
mit  St.*H.C.-D.  vom  12.  April  1833  aUMgesprochciieii  Vorbote  der  Verehelicliuiig 
abzuteben,  ist  ihrer  allgomcinuu  Fassung  wegen  in  den  Allgcmeiiieii  Tlioil 
(iiesur  Sammlung  (sub  II,  c)  Nr.  107)  aufguuummou  worden. 
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Wichtigkeit  des  Falle«  oder  andere  besondere  Umstände  nothwendig 
machen,  in  Zukunft  zu  vermeiden  sei,  und  — wenn  deren  Bei- 
ziehung dennoch  für  notliweudig  befunden  wird  — nicht  länger  zu 
daiieni  habe,  als  cs  unumgänglich  nothwendig  erscheint. 

Da  nach  dieser  Verordnung  in  Fällen  der  Wichtigkeit  de« 
I ntersnehungsgegenstandes  dennoch  die  Verwendung  der  bezüglichen 
Professoren  zur  Abgabe  ihres  Gutachtens  als  Sachver.ständigo  Vorbe- 
halten werden  musste,  so  wird  über  den  weiteren  dieställigen  Antrag 
des  k.  k.  Justizministeriunis,  und  als  der  Xatur  der  Sache,  ange- 
messen bestimmt,  dass  die  in  einzelnen  Fällen  als  Sachverständige 
verwendeten  Professoren  bei  dem  über  denselben  Gegenstand  sonach 
eingeholten  weiteren  Gutachten  der  medicinisclien  Facultät  weder  als 
Keferenten  noch  als  .Stimmführer  verwendet  werden. 


305.  Ministerial-Erlass  vom  12.  März  1854,  Z.  3168, 

an  den  Statthalter  von  . . . 

wegen  eigenmächtiger  Anschaffung  von  Lehrmitteln  an  der  medicinischen 
Facultat  in  . . . und  der  Haftung  des  Anschaffen  fUr  die  Bezahlung  derselben. 

Au«  Anlass  des  vorgekommenen  Falles,  dass  von  einem  Mit- 
gliede  des  medicinischen  Professoren-CoHegiums  in  . . . ohne  Ein- 
holung der  behtirdlichen  Bewilligung  mit  einer  die  nothwendige  Ord- 
nung in  Geldangelegenheiten  störenden  un<l  daher  nicht  zu  rechtfer- 
tigenden Eigenmächtigkeit  bei  ausserhalb  des  jährlichen  Bedarfes 
liegenden  grösseren  Ansebaffüngen  vorgegangen  wurde,  ist  den  me- 
dicinischen Professoren  zti  bedeuten,  dass  künftighin  Jeder  ähnliche 
Vorgang  um  so  sicherer  zu  vermeiden  sei,  als  widrigens  Derjenige, 
welcher  sich  eine  eigenmächtige  Anschaftüng  erlaubt  bat,  selbst  wenn 
deren  Zweckmässigkeit  nachträglich  erwiesen  werden  sollte,  für  die 
Bezahlung  selbst  zu  haften,  und  in  keinem  Falle  etwas  Mehrere«  zu 
hoffen  haben  würde,  als  dass  deren  allmälige  Bedeckung  durch  ange- 
messene Abzüge  von  rier  regelmässigen  Dotation  seiner  Lehrkanzel 
bewilliget  werde,  womach  sich  streng  zu  benehmen  sein  wird. 


306.  Ministerial-Erlass  vom  26.  Juli  1858,  Z.  12112, 

- an  die  k.  k.  Landesregierung  in  Laibneh, 

womit  derselben  die  Allerh.  genehmigte  Bestimmung  der  DIätenclasse  der 
Professoren  der  Hebammen-Schulen  in  den  Provinzen  bekannt  gegeben  wird. 

K.-({.-BI.  .Jahrg.  l*>5ä,  Nr.  13ft,  8.  171. 

Se.  k.  k.  apostolische.  Majestät  haben  mit  Allerb.  Entschliessiing 
vom  18.  .Juli  18.58  allergnädigst  auszusprecheii  geruht,  dass  die  Pro- 
fessoren der  Hebammen-Schulen  in  den  Provinzen  iu  die  IX,  Diäten- 
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classc,  wenn  sic  jedoch  zugleich  PrimHrHrzte  der  Gehärangtalteii  sind, 
als  solche  in  die  VIII.  Diäteuclasse  eiiizureihen  sind. 


307.  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht 
vom  23.  Mai  1861,  Z.  2629, 

All  da»  Wiener  nicdieinisclie  Profcssorcn-ColK  pum, 

betreffend  die  Einrechnung  der  Dienstzeit  der  Assistenten  und  Privat- 

Oocenten. 

Auf  die  Einrechnung  der  Dienstzeit  der  Assistenten  und  I’rivat- 
Doeenten  wurde  nach  Zulass  des  am  21.  Februar  1837  bekannt  ge- 
machten Allerh.  Cabinet-sschreihen»  vom  21.  Februar  1^37  in 
vorkoininendeii  riicksichtswiirdigi  n Fällen  angemessene  Hiieksicht  ge- 
uoinmcn,  namentlich  aber  deren  Kinrechnungstahigkeit  bei  Pensioni- 
rungen  Allerh.  Orts  zu  wiederholten  Malen  erwirkt. 

Ein  ähnlicher  Vorgang  wird  auch  unter  der  oberwähnten  Vor- 
aussetzung künftighin  beobachtet  und  so  dem  ....  gestellten  Anträge 
thnnlichst  entsprochen  werden. 

Die  .Aulstellung  einer  allgemein  geltenden  Norm  hierüber  er- 
scheint somit  vor  der  Uand  nicht  nothwendig,  aber  auch  vor  genauer 
Festsetzung  jener  Bedingungen,  bei  deren  Nachweisung  jene  Ein- 
rechnung anstandslos  wird  platzgreifen  können,  nicht  zulässig. 


308.  Ministerial-Erlass  vom  22.  April  1882,  Z.  4163, 

All  das  niodiciuischc  Professoreii-Collegiura  der  UniversilUtcn  in  Wien,  Prag, 
Krakau,  (Padua  und  an  die  ungarische  Hufkanzlei,) 

batraffand  dia  Zulattung  activar  Faldärzta  zur  Privatdooentur  an  ainar 
Univartität. 

Das  Kriegsrainisterium  hat  unterm  18.  April  1.  J.,  Z.  904, 
Abth.  14,  um  die  Verfügung  ersucht:  „dass  keinem  activen  Feld- 
arzle  die  Erlaubniss  ertheilt  werde,  sich  an  irgend  einer  Universität 
als  Privatdocent  zu  habilitiren,  wenn  sich  derselbe  nicht  vorher  mit 
der  vom  Kriegsministerium  hiezu  cingeholten  Bewilligung  ausweiset, 
weil  nur  dieses  zu  beurtheilen  vermag,  ob  die  Besorgung  einer  Do- 
centur  mit  den  Verhältnisseu  und  Pflichten  des  Betreffenden  ohne 


*)  Mit  der  citirten  Allerh.  Kntschliessiing  war  angeordnet  worden,  dass 
künftighin  die  bestehenden  Pensionsnormen  .streng  zu  beobachten  and  Anträge 
auf  eine  günstigere  Behandlung  niemals  von  Amtswegen,  sondern  nur  über 
eine  in  p'ällen  besonderer  Rückaichtswiirdigkeit  erlassene  Aufforderung  gestellt 
werden  dürfen. 
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Beeinträchtigung  Jos  Allerhöchsten  Dienstes  vereinbarlich  sei 
ojer  nicht“. 


309.  Auszug  aus  dem  Erlass  des  Staatsministeriums  für  Cultus 
und  Unterricht,  vom  31.  März  1866,  Z.  2743, 

eil  (las  moiüciiiiscbc  Prufefcsoreu-CoIIcgium  in  Wien,  an  die  .Statthalte-reieri  von 
Niedcröaterreieh,  Böhmen,  Steiermark  und  Statthalterei-Cominisaion  in  Krakau, 

betreffend  die  Ausdehnung  der  Pensionifähigkeit  mit  ganzem  Qehalt  nach 
BOjähriger  Dienstzeit  auch  auf  die  förmlich  angestellten  kiinischen  Hebammen. 

Seine  k.  k.  niiostolische  Majestät  haben  mit  Allerh.  Ent- 
schliessung  vom  24.  März  1.  J.  zu  gestatten  geruht,  dass  gleich  den 
Universitäts-Professoren  auch  die  klinischen  Hebammen  an  den  me- 
dieiuischen  Facultäten  im  Falle  der  Deficienz  schon  nach  dreissig 
zur  vollen  Zufriedenheit  zuriickgelegten  Dienstjahren  mit  dem  ganzen 
Activitätsgehnlte  als  Kuhegenuss  pensionirt  werden  können,  wenn  sie 
Ibnnlich  angestcllt  waren.  *) 


*)  In  der  Regel  ist  für  die  Krnonniiitg  oder  Pensionirung  solcher  !Sani- 
täts-lndividiieii,  die  Ailcrh.  Goiiidimigung  einztiholeu.  Ein  Austialimsfall  bestellt 
hinsiciitiich  der  klinischen  ilebamincn  des  Prager  Gebärhauses.  ^M.-E.  vom 
•26.  Mai  1870,  Z.  4115.) 
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b)  Vorschriften  generellerer  Art,  welche  sich  auf 
alle  oder  mehrere  Zweige  der  Heilkunde  beziehen. 


310.  Decret  der  vereinigten  Hofkanzlei  vom  17.  Februar 
1804,  Z.  2342, 

an  alle  Ländcrstcllen, 

mit  den  Vorschriften  in  Ansehung  des  Studiums  der  Arzneikunde,  Wundsrznei 

und  Pharmacie. 

„Die  unverliähnissmäsi-ig  grosse  Zahl  der  Candidaten,  welche  schon 
seit  mehreren  .I.aliren  der  Arziieikuiide  schaarenweiae  zulaufen  und 
zu  Doctoreii  befördert  werden,  ist  ein  allgemein  auffallendes,  dem 
Staate  und  der  Menschheit  keineswegs  gleichgiltiges  Gebrechen, 
welches  einer  zweckmässigen  Abhilfe  nothwendig  bedarf.  Um  diese 
Abhilfe  zu  verschaffen  und  die  bei  dem  Studium  der  Arzneikunde, 
Wundarzneikuiist  und  Pharuiaceutik  eiugeschlicheuen  Missbräuche  und 
Unordnungen  abzustellen,  haben  Seine  Majestät  den  beiliegenden 
Plan  herabgelangen  zu  lassen  geruht,  welcher  der  l.audesstelle  als 
eine  verbindende  Vorschrift  mit  dem  Heisatze  bekannt  gemacht  wird, 
dass  jenes,  was  zu  einer  sogleichen  Ausführung  geeignet  ist,  gleich, 
das  Uebrige  aber  mit  Anfang  des  nächsten  Schuljahres  in  Vollzug 
zu  t.ringeu  sei.“ 

M e d ici  n i 8 ch -ch  i rurgi  sch  er  Studienplaii  vom  Jahre  1S<I4. 

I.  Arzneikuiide  und  höhere  Wunilarzneikunst. 

A.  Aufnahme  der  Schiller. 
a(  Inländer. 

b|  Ausländer. 

B.  Studienerfolge. 

II.  Unterricht  für  Civil-  und  l.andwtindärzte. 

III.  Unterricht  für  Hebammen. 
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IV.  Unterricht  für  Schüler  der  Pharmacio  (Apotheker-Subjccte). 

V.  Allgemeine  Vorschriften. 

VI.  Pflichten  der  Professoren.  *1 

VII.  Strenge  Prüfungen. 

1 . Niemand  kann  zu  den  strengen  Prüfungen  zugelassen 
werden,  ausser  er  weist  sich  (mit  Attesten,  welche  alle  den  Cal- 
cul  der  ersten  Classc  haben  müssen)  aus.  alles  (oben)  Vorge- 
sebriebene  (in  der  bestimmten  Ordnung)  geleistet  zu  haben,  das 
ist,  den  ftir  das  Fach,  dem  er  sich  widmete,  vorgeschriebenen 
ganzen  Curs  vollendet  zu  haben.  **) 

2.  Dies  gilt  als  von  der  Arzneikunde,  Chirurgie  und  Ge- 
burtshilfe sowohl,  als  von  der  Pharmacie.  ***) 

3.  Der  Dccan  der  raedicinischen  Facultät  oder  wer  immer 
auf  jeder  Lehranstalt  die  Annahme  der  Candidaten  zu  den 
strengen  Prüfungen  zu  besorgen  hat,  muss  dafür  haften,  dass 
diese  Vorschrift  genau  beobachtet  werde,  f)  iFür  jeden  unrecht- 
mSssig  zugelassenen  Schüler  würde  er  im  Betretungsfalle  20  fl. 
ziim  Studien-  oder  Armenfonde  erlegen.) 

4.  Die  Examinatoren  haben  ihr  Votum  der  Zulassung, 
Suspension  oder  Verwerfung  des  Caudidaten  nicht  allein  nach 
dem,  was  er  jedem  Einzelnen  geantwortet  hat,  sondern  darnach 
einzuleiten,  was  sie  den  Candidaten  wahrend  der  ganzen  Dauer 
der  strengen  Prüfung  auf  alle  ihm  gemachten  Fragen  antworten 
hörten. 

.').  .Jeder  Examinator  wird  daher  der  ganzen  Prüfung  bei- 
wohnen, mit  der  alleinigen  Ausnahme  eines  Professors,  der  etwa 
während  der  Zeit  der  Prüfung  ein  Collegium  zu  lesen  hätte. 

6.  Jene  von  den  pr.aktischen  Aeizteu  des  Ortes,  tt)  welche 
zu  den  strengen  Prüfungen  als  Examinatoren  gezogen  zu  wer- 
den pflegen,  sollen  nach  einer  einmal  festgesetzten  Ordnung  in 


*1  Die  Bostiiiimuutreii  der  Abschnitte  I — VI  des  mediciniscli  - chirurgi- 
schen Btudieiiplaties  vom  Jahre  l.Stt4  sind  zum  grössten  Theüo  bereits  durch 
den  medicinisch-chirtirgisrhcn  Wudicnplan  vom  Jahre  IMS  wesentlich  abgeän- 
dert und  durch  die  neueren  btudieneiiirichtungen,  n.niientlich  durch  da,s  mit 
dem  M.-K.  vom  1.  Octoher  I8ö0,  K.-ü.-Bl.  iiiO  durchgetührte  Princip  der  Lelir- 
uiid  Lerutreiheit,  resp.  die  Nostrificationsvorschrift  vollständig  aufgehoben  wor- 
den. Die  Abschnitte  VII  und  VIII  des  medicinisch  - chirurgischen  StudLen- 
plnnes  vom  Jahre  1804  sind  jedoch  der  Hauptsache  nach  noch  heute  in  voller 
Geltnng. 

*•)  Vergl.  hiezu  die  Vorschrift  für  die  strengen  Prüfnngen  der  Heil- 
kunde vom  lü.  .läimer  1810.  Abschnitt  II,  A.  ai;  dann  den  Lehfplan  vom 
Jahre  1883,  das  St.-Il.-C.-D.  vom  23.  Mai  1844.  Z.  3472  und  die  §§.  3,  47  und 
49  der  8tud.-0.  vom  .lahre  1850. 

Hinsichtlich  der  Pharmacie  s.  M.-E.  vom  14.  Juni  1859,  R.-G.B1. 
Nr.  113  (sttb  \H,  f). 

■f)  Vergl.  M.-E.  vom  13.  Februar  1852,  Z.  12476  sub  VI,  ci. 

■ff)  Solche  praktische  Aerzte  des  Ortes  (nach  der  heutigen  Terminologie 
, Gastprüfer“  genannt)  werden  in  Wien  und  Prag,  wo  allein  noch  Doetoren- 
Collegien  bestehen,  als  Vertreter  derselben  beigezogen. 
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einer  ununterbrochenen  Wcchselfolfre  diesen  Prüfungen  beiwob- 
nen.  Erlaubt  irgend  Einem  seine  bäusliche  Praxis  nicht  so  viel 
Zeitaufwand,  als  die  strengen  Prüfungen  fordern,  so  lege  er  sein 
Amt  als  Examinator  nieder. 

7.  Da  die  strengen  Prüfungen  dazu  angeordnet  sind,  um 
von  dem  Candidateu  zu  erfahren  was  er  weiss,  so  haben 
sich  liie  Examinatoren  alles  unzeitigeu  Erkliirens  und  aller  Er- 
liiuterungen,  welche  in  die  Collegia  gehören,  zu  enthalten  und 
überhaupt  nicht  mehr  zu  sprechen,  als  ein  Fragender  sprechen 
muss.  Auf  die  Frage  muss  stets  die  ganze  Antwort  des  Schült^rs 
abgewartet  werden,  gleichviel  ob  selber  passend  oder  nicht  ant- 
worte. Nie  soll  der  Candidat  mitten  in  der  Antwort  unterbro- 
chen werden. 

S.  Hei  praktischen  Prüfungen  muss  jeder  Examinator  einen 
praktischen  Fall  setzen  und  selben  so,  wie  am  Krankenbette  be- 
handeln lassi'ii ; alle  Arzneivorschriften  müssen  ordentlich  formu- 
lirt  werden. 

II.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  Einstigen  oder  Zei- 
chengeben mittelst  des  Kopfnickens,  Kopfschüttelus  oder  Augen- 
winkens  hier  unter  die  unanständigsten  und  unzulässigsten 
Dinge  gehören,  die  bei  strengen  Prüfungen  niemals  stattfinden 
dürfen. 

Hl.  Wird  ein  Examinator  durch  Zufall  verhindert,  der 
strengen  Prüfung  beizuwohnen,  so  werden  die  übrigen  Examina- 
toren ihre  l’rüfung  um  so  viel  verlängern,  als  uötliig  ist,  damit 
die  für  die  strenge  Prüfung  bestimmte  Zeit  voll  werde. 

1 1 . Kein  Examinator  soll  die  Prüfung  über  die  jedem 
Einzelnen  vorgeschriebene  Zeit  verlängern. 

1 2.  Mitleidcn  ist  bei  den  strengen  Prütungen  am  un- 
rechten  Orte  und  diese  müssen  unnachlässig  und  in  der  That 
das  sein,  was  die  Worte  ausdrUcken.  Der  Studien-Director,  oder 
wer  sonst  bei  den  strengen  Prüfungen  den  Vorsitz  hat,  wird 
darüber  wmchen,  dass  dies  auf  die  vorgeschriebene  Art  stattfinde, 
und  dass  die  gegebenen  Vorschriften  beobachtet  werden. 

Er  wird  jene  Examinatoren,  welche  öfter  dagegen  handeln, 
entweder  von  diesen  Prüfungen  für  einige  Zeit  snspendiren,  oder, 
w'cnn  sie  keine  Professoren  sind,  sie  für  immer  davon  entfernen. 

13.  Ein  an  einer  crbländischen  Universität  in  einer  rigo- 
rosfu  Prüfung  reprobirter  Candidat  der  DoctorwUrde  ist  an 
einer  andern  erbländischen  Universität  zur  Hinterlegung  der 
strengen  Prüfungen  gar  nicht  zuzulassen;  zu  diesem  Ende  wird 
cs  jeder  Universität  zur  Pllieht  gemacht,  in  dem  Falle,  wenn 
ein  unbekannter  Schüler,  welcher  seinen  Ciirs  an  einer  andern 
inländischen  Universität  hinterlegt  hat.  zu  den  strengen  Prü- 
fungen zugelassen  zu  werden  verlangt,  sich  vorläufig  die  Ueber- 
zeugung  zu  versebaffeu,  dass  ein  solcher  Candidat  nicht  etwa 
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schon  an  einer  andern  üniversitSt,  an  welcher  er  zuvor  war, 
eine  strenge  Prüfung  mit  fehlgeschlagenem  Erfolge  unternommen 
habe.  *) 

VIII.  Rechte  der  Promovirten. 

1.  Alle  Universitäten  der  österreichischen  Monarchie  wer- 
den gleich  angesehen  ; auf  denselhen  jnomovirte  Doctoren,  exa- 
minirte  Chirurgen,  Gehurtshelfer,  Ilehanimcn,  Apotheker  ii.  s.  f. 
geniesson  daher  in  der  ganzen  Monarchie  gleiche  Rechte. 

2.  (Nur  in  Ansehung  der  Hauptstadt  Wien  ist  hier  eine 
Beschränkung  nöthig.  Es  werden  daher  auf  anderen  inländischen 
Universitäten  graduirte  Uoetoreu,  wenn  sie  iit  Wien  die  Praxis 
ausiihen  wollen,  vorher  die  zweite  oder  sogenannte,  praktische 
strenge  Prütung  wiederholen;  Chirurgen  unterziehen  sich  einer 
strengen  Prüfung,  wobei  der  Studien-Director,  Uecan  und  die 
zwei  Professoren  der  Chirurgie  gegenwärtig  sind;  Geburtshelfer 
wiederholen  die  erste  und  Apotheker  die  dritte  Prüfung.  Dafür 
erhalten  die  Wiedergeprüften  keine  neuen  Diplome,  sondern  von 
dem  Director,  Decan  und  ilem  ältesten  Prolessor  unterfertigte 
Zeugnisse  und  die  Doctoren  sind  fähig,  in  die  Wiener  Societät 
aufgenommen  zu  werden.)  **) 

3.  (Auf  Lyceen  examinirte  Chirurgen  und  Hebammen  er- 
langen einzig  das  Recht,  in  der  Provinz,  in  welcher  das  Lyceum 
besteht,  ihre  Kunst  au.szuüben.)  ***) 


311.  Hofkanzlei-Decret  vom  13.  März  1805, 

an  das  ('alizischc  Landcsgiibertüum, 

batreffend  das  Verbot  des  Privatstudiuma  der  Arznei*  und  Wundarzneikunde. 

Bei  der  mediciniseben  Facultät  ist  vermöge  des  neuen  mcdici- 
niscbeii  Planes  gar  keinem  Candidnten  der  Arznei-  und  Wundarznei- 
kundc  das  Pnvatstudiron  zu  gestatten,  f) 


*)  Verpl.  hiezu  das  St.-H.-C.-D.  vom  23.  Mai  1829.  Z.  2592,  und  M.-E. 
vom  31.  Jämier  186H,  Z.  12407  gub  lil,  e)  (Nr.  160  und  171  dieser  Sammlung). 

**)  Nr.  2 des  Absebn.  Vlll  des  Stndienplanes  vom  Jahre  1804  wurde 
durch  die  Allerh.  Entschliessnng  vom  30.  November  1869  (M.-E.  vom  15.  De- 
cember  1869,  Z.  11580)  aufgehoben. 

Vergl.  diesen  M.-E.  sub  VI  b). 

***)  Diese  Bestimmung  ist  nicht  mehr  in  Geltung.  (Hofkanzlei-D.  vom 
17.  März  1816,  Z.  268  und  M.-E.  vom  5.  October  1853,  Z.  9586,  sub  VI,  o). 

f)  Das  Verbot  des  Privatstudinms  der  Arziieikunde  und  Chirurgie,  um 
aus  demselben  der  Prüfung  an  einer  öffentlichen  Lehranstalt  zur  Erlangung 
eines  staatsgiltigcn  Zeiignifises  sich  unterziehen  zu  können,  wurde  mit  St.-H.-C.-D. 
vom  4.  April  1827,  Z 1640,  erneuert.  (Vergl.  8.  191  dieser  Sammlnng.) 
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312.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  19.  Jänner  1810, 

Z.  516,  521,  835  und  837  ex  1808, 

an  sfiinmtlichc  Liinderatallcn, 

mit  der  Vorschrift,  nach  welcher  die  strengen  Prüfungen  aus  allen  Zweigen 
der  Heilkunde  vorgenommen  und  die  Taxen  hiefiir  entrichtet  werden  müssen. 

In  dem  Anschlüsse  wird  dem  ünbemium  eine  allgemeine  gleich- 
Tormige  Vorschrift,  nach  welcher  die  strengen  Prüfungen  ans  den 
sämmtlichen  Zweigen  der  Heilkunde  vorgenoramen  und  die  Tax^n 
hiefür  entrichtet  werden  müssen,  zur  Wissenschaft  und  weiteren  Ver- 
fügung an  die  unterstehenden  Anstalten  mit  dem  Beisatze  zugesendet, 
dass  sich  nlsogleich  danach  zu  achten  sein  werde. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

1 . Aus  jedem  Zweige  der  Heilknnde  wdrd  von  dem  Ui- 
rcctor  des  Studiums  ein  eigenes  Protokoll  geführt,  in  welches 
die,  strenge  Ge]irüften  nach  dem  Anfangshuclistaheu  ihres  Na- 
niens  mit  Beisetzung  des  Alters,  Vaterlandes,  Gehurtsortes,  Prü- 
fungstages und  .Jahres  und  des  bei  Jeder  strengen  Prüfung  er- 
haltenen Calcula  eingetragen  werden. 

2.  Bei  Jeder  strengen  Prüfung  führt  der  Director  ein  Pro- 
tokoll, in  welclies  die  Examinatoren  eigenhändig  mit  ihrer  Na- 
mensnnterschrift  ihre  Ptimme  schreiben.  D.as  Concliisum  wird 
von  dem  Director  unterfertigt  und  das  Protokoll  mit  den  Ly- 
ceums-Acten  nufhewahrt.  **) 

.1.  Die  strengen  Prüfungen  sollen  (soviel  als  thunlich  i an 
solchen  Tagen  und  .Stunden  gehalten  werden,  ilass  sie  mit  den 
Vorlesungsstunden  der  Professoren  nicht  Zusammentreffen;  in 
keinem  Falle  aber  darf  wegen  einer  strengen  Prüfung  eine 
Vorlesung  unterbleiben. 

4.  Niemals  dürfen  zugleich  zwei  Oandidaten  oder  zwei  Can- 
didatinnen geprüft  werden. 

.5.  Bei  der  Stimmensammluiig  wird  von  dem  im  Range 
letzten  Examinator  angefangen. 


')  Zufolge  des  .St.-H,  C.-I).  vom  21.  Mai  IklS  an  die  niederKsterr.  Re- 
gierung und  das  böhmische  Gubernium  ist,  wenn  irgend  .lemand  wegen  Kr- 
langung  der  DnetorwOrde  ans  der  Medicin  oder  Chirurgie  sich  aus  einer  Pro- 
vinz in  eine  andere  begibt,  ein  solcher  ilaselbst  zur  Prüfung  nur  danu  zuzn- 
lassen,  wenn  derselbe  ein  von  dem  Deeane  oder  Präse.s  der  Faciiltät  unter  dem 
Siegel  des  literarischen  Instituts,  das  es  betrifft,  ausgestelltes  Zeugniss  über  die 
ordentliche  und  richtige  Beendigung  aller  voi',,L-schriebeuen  Lefirgegenstknde 
atifziiweiscn  hat.  Itieses  Document  wird  gegenwärtig  durch  das  Abgangszeuguiss 
ersetzt.  Vercl.  M.-E.  v.  10.  Mürz  1P50.  Z.  l.Wi,  R G.-B!.  117.  (Nr.  110  d.  S.) 

Ad  1 und  2.  Vergl.  M.-E.  vom  1,3.  T.  bruar  18Ö2,  Z.  12476  ex  1851 
(sub  VI,  c}  und  §.  -I  des  VII.  Absrbii.  des  Studienplanes  v.  J.  1804. 
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(j.  Die  Stimmen  sind  entweder  zur  Znlassunf;  Verwerfun»; 
oder  Suspension  des  Cnudidaten.  *| 

7.  Die  Calcnls  der  Zulassung  sind  nach  dem  Grade,  als 
der  Gandidat  Genüge  leistete,  siifficienter,  sat  liene,  bene,  valde 
bene. 

8.  Stimmen  zwei  Prüfer  zusammen  zur  Verwerfung,  so 
muss  der  Gandidat  die  Prüfung  wiederholen.  Die  Zeit,  nach 
welcher  diese  Wiederholung  zu  geschehen  hat,  wie  auch  die 
Vorlesungen,  **)  welche  der  Verworfene  inzwischen  zn  besu- 
chen bat,  und  über  deren  Besueb  er  vor  der  Ernenernng  der 
Prüfung  mit  Zeugnissen  der  Professoren  sich  ausweisen  muss, 
werden  gemeinschaftlich  von  den  Examinatoren  bestimmt. 

y.  Bei  einer  V'erwerfungsstimnie  oder  bei  zwei  Suspensions- 
stimmen muss  der  Gandidat  gewisse  Vorlesungen  durch  eine  wie 
vorher  zu  bestimmende  Zeit  besuchen,  und  nach  deren  Verlauf 
mit  Zeugnissen  der  Professoren  über  die  Erfüllung  des  erhalte- 
nen Auftrages  sich  ausweisen,  ehe  er  zu  den  weiteren  gelassen 
werden  kann. 

10.  Will  der  in  einer  Prüfung  verworfene  Gandidat  seihe 
nicht  wiederholen,  sondern  das  Studium  ganz  aiifgeben,  so  hat 
er  kein  Recht,  die  für  diese  Prüfung  bestimmte  Taxe  zurückzu- 
fordern,  sondern  sie  bleibt  dun  Examinatoren. 

11.  Die  Wiederholung  der  Prüfung  geschieht  zum 

ersten  Male  unentgeltlich,  und  hat  der  Gandidat  nichts  dafür  zu 
bezahlen ; wird  er  aber  noch  einmal  verworfen,  und  wiederholt 
also  dieselbe  Prüfung  zum  zweiten  Male,  so  ist  für  diese  zweite 
Wiederholung  die  bestimmte  Taxe  vorher  zu  erlegen. 

12.  Ein  Gandidat,  welcher  dreimal  in  derselben  strengen 
Prüfung  verworfen  wurde,  kann  aus  diesem  Studienzweige  in 

den  k.  k.  Erbstaaten  nie  mehr  zu  einer  strengeu  Prüfung  zu- 
gelassen  werden.  +j 

13.  Bei  der  vollen  Anzahl  der  Examinatoren  prüft  jeder 
Einzelne  durch  eine  Viertelstunde;  fehlt  aber  durch  Zufall  ein 
Examinator,  so  haben  die  übrigen  die  Prüfung  soviel  zu  ver- 
längern, dass  ilie  für  diese  strenge  Prüfung  bestimmte  Zeit  er- 
füllt werde. 

1 4.  Die  Diplome  der  Doctoren  werden  nach  der  bisher 
üblichen  Art  unterfertigt. 


Bezüglich  des  Unterschiedes  zwischen  ...Suspension^  und  „Reprobatiou'* 
siehe  §§.  y und  9. 

**}  Moditicirt  durch  M.-E.  vom  15.  Jänner  1851,  Z.  162,  sub  V'l  c). 

Vergl.  den  Lehrplan  v.  J.  1804,  Absehu.  VII,  §.  13  und  das  Stiid.- 
It.-C.-D.  vom  19.  April  1834,  Z.  6466. 

f/  äiebe  M.-E.  vom  31.  Jü.iner  1866,  sub  111,  e (Nr.  171  dieser  Samml). 
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15.  Die  Diplome  für  Ma<;istPr  der  Wundarzneikunst,  ftir 
bUrperliclie  Wundärzte,  Apotlieker,  Oculiston  , GeburLsIielter, 
Zabniirzte,  Hebammen  werden  an  I,yceen  vom  Director  und 
ältestem  Professor  unterfertig^.  *) 

Hi.  Die  Diplome  werden  auf  Per{;ament  mit  Kapsel  und 
Schnur  gefertigt  , und  jeder  Approbirte  muss  ein  Diplom 
nehmen.  **’/ 

17.  An  Jenen  Lehrinstituteii,  bei  welchen  über  dasselbe 
Lehrfach  in  zwei  Sprachen  von  verschiedenen  Professoren  Vor- 
lesungen gegeben  werden,  ist  zu  den  strengen  Prüfungen  Jener 
Professor  beizuziehen,  welcher  in  der  Sprache,  in  welcher  ge- 
prüft wird,  vorliest,  wenn  nicht  etwa  ohnehin  in  der  weiter 
unten  folg<'inle,n  Vorschrift  beide  dieser  Professoren  zu  denselben 
strengen  Prüfungen  bestimmt  sind. 

18.  llebrigens  bleiben  alle  rücksichtlich  der  strengen  Prü- 
fungen bestehenden  Vorschritten,  ***)  welche  hier  nicht  aus- 
drücklich genannt,  aufgehoben  oder  abgeändert  werden,  in  ihrer 
vollen  Wirkung. 

II.  Specielle  Bestimmungen. 

A.  Strenge  Prüfungen  an  Universitäten, 
a)  Für  Doctoren  der  Arzneikunde. 

Die  Annahme  der  Candiilatcn.  die  Uebernahme  und  Verthei- 
lung  der  PrUfungstaxen,  die  Bestimmung  des  Tages  und  der  Stunde 
der  Prüfung  und  die  Einladung  der  Examinatoren  geschieht  nach  der 
bisher  bestandenen  vorschriftsmässigen  Art.  Nur  muss  bei  der  Mel- 
dung zur  Annahme  der  t'andidat  ausser  dem,  was  der  Studienplan 
von  1804,  VII,  vorschreibt,  +)  auch  noch  zwei  von  ihm  verfasste 

*)  Vcrgl.  M.-K.  V.  20.  October  18.'i2,  Z.  ‘.»830  und  bezüglich  der  Phar- 
maceuten  s M.-E.  v.  14.  Juni  1853,  g.  2.8  (sub  VI,  f;. 

**)  Vcrgl.  Hofkanzlci-Docrct  vom  2G.  Mai  1807,  (sub  VI,  d)  und  vom 
12  Mai  178.8,  (sub  VI,  c). 

Mit  St.-H.-C.-D.  V.  20.  Juli  183‘J,  Z.  4481,  wurde,  ura  eine  Oleichfönuig- 
keit  für  Aunfertigung  der  Ilipiome  iin  iuedicitii.scli-cbirurgischen  Fache  zu  be- 
wirken, sämmtlicben  Eänderstellcn  aufgetragen,  die  Flinleituug  zu  treffeu,  dass 
nicht  allein  in  den  Diplomen  der  Doctoren  und  Magi.stiomm,  sondern  auch  in 
allen  übrigen  Diplomen  die  Qnalification  „Dominus'*  oder  „Herr**  uuil  bei 
den  Hebammen  „Frau“  beigesetzt  werde. 

***)  Abseb.  VII  und  8 111  des  Studienplancs  vom  Jahre  1804  (sub  VI, 
b)  Nr.  .810). 

t)  Vcrgl.  .Studienplan  vom  Jabrv^  1838  nnd  die  §§.  7,  47  nnd  43  iler 
St.-O.  vom  .1.  1850.  Dem  Lehrplan  vom  Jahre  1833  gemäss  mii.ss  der  Caudidat 
folgende  Collcgicn  (wenn  auch  in  beliebiger  Ordnung)  fre<incntirt  haben  : 
.Mineralogie,  Zoologie  nnd  liotanik  fjc  I Semester);  Cbcmio  (2  S.);  Anatomie 
und  jiraktischo  Sceii-I.'cbungeu  (2  .S.);  Physiologie  (2  S.J;  Pbarmacolngie  nnd 
Pbarmacognosie  und  allgemeine  Pathologie  und  Therapie  (je  1 .S.) ; medicini- 
sche  Klinik  (4  S.)  chimigische  Klinik  (2  S.);  Operationslehre  (1  S.);  geburta- 
hllBicbe  Klinik  (1  .S.  i 10  Sl.);  Augenheilkunde  (2  S.) ; .Slaats-Arzueikunde 
(2  8.);  Veterinärkunde  (1  S.).  ln  Krakau  auch  Frauen-  und  Kinderkranklicitcu 
(je  1 8.) 
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Krankongcfschichten  über  Kranke,  welche  er  unter  der  Aufsicht  des 
Professors  der  Klinik  und  in  Gegenwart  der  Schüler  desselben  ent- 
weder itn  fünften  Studienjahre  oder  spater  behandelte,  überreichen. 
Diese  Krankengeschichten  circuliren  unter  iillen  Professoren,  dem 
Decane  und  Präses  der  FacuUät.  Nach  dem  St.-II.-C.-D.  vom  S.  Märv- 
ISn,  Z.  3^51  ( 4)  haben  diese  Krankengeschichten  nur  unter  jenen 
Professoren  (gegenwärtig  nur  mehr  unter  den  Professoren  der 
Klinik)  zu  circuliren,  welche  an  den  strengen  Prüfungen  Theil  neh- 
men also  entwe<ler  der  ersten  oder  zweitmi  Prüfung  beisitzen,  und  erst, 
wenn  sie  von  Allen  gut  geheissen  und  mit  der  Namensfertigung  V>e- 
zeichnet  sind,  kann  der  Candidat  zu  der  ersten  strengen  Prüfung  zu- 
gelassen werden.  Würden  die  Krankengeschichten  von  zwei  Stimmen 
verworfen,  so  müsste  der  Candidat  aufs  Neue  z\v<‘i  Kranke  nach 
obiger  Art  hehamleln  und  die  gi'schriehone  Geschichte  davon  über- 
reichen, mit  ^velcher  nach  gleicher  Weise  vorgegangen  wird.  * **) ***)) 

Erste  strenge  Prüfung. 

Gegenstände. 

Ilxaminatnreu. 

Zweite  strenge  Prüfung. 

Gegenstände,  f) 

Examinatoren,  ff) 

(Hat  der  Candidat  in  beiden  strengen  Prüfungen  Genüge  ge- 
leistet, so  wird  er  angewiesen,  eine  Di.s8ertatiun  über  einen  ihm  be- 
liebigen Gegenstand  aus  dem  Gebiete  der  Heilkunde  oder  Hilfs- 
wissenschaften derselben  zu  schreiben,  welchen  einige  Sätze  aus  der 

*)  Di»*  Candidatoti  der  str»'ng«*n  Prüfiingim  für  das  Doctorat  der  Medicin 
habi‘u  schon  im  vierten  Jahrgang  den  rnterricht  Über  Augenklinik,  gericht- 
liclio  Ärziicikundc  und  inedicinische  Polizei  zu  nehmen  (Lehqdan  v.  J.  1.) 

und  können  nur  an  Univer.*sitäten,  .an  deiu'ii  das  ges.ammte  nieilieinisch-chirur- 
giachc  Studium  bestoht , zu  den  strengen  Prüfungen  zugelas.seii  werden. 
(St-H.-C.-1>.  vom  17.  Sept«*mber  18J.S,  Z.  ö:J10.) 

Vergl.  M.-E.  v.  lü.  Juni  18>1.  Z.  fi477  (sub  VI,  dk 

**)  Gcgj'nwärtig  wird  der  ('andidat  hei  dem  ersten  Rignrosnm  aus  P o- 
t a n i k,  Z o o I o g i e,  .M  i n e r a I o g i e,  Anatomie,  P h y s i o 1 o g i «*,  pa- 
t h o 1 o g i 8 c h e r A n a t o in  i e und  nllgemeinerl^athologio  (in  Krakau 
auch  au8  C'hemiet  geprüft,  i Uinsiehtlieh  der  Anfnahiiio  der  pathologischen  Ana- 
tomie vergl.  vom  iJ.  Mai  1844,  Z.  347*2  (sub  VI,  c). 

***)  Gegeuwättig  fiingireti  als  Examinatoren  ln*im  ersten  Higorosmn  die 
ordentlichen  Prof»*«»oren  der  bei  di  insi  lbeii  zu  prüfenden  Fächer,  dann  der  De- 
can  des  Professoreii-CoUegiuniK  n id  in  Wien  und  Prag  auch  jener  des  Docto- 
ren-Collegiums. 

D Dermalen  werden  beim  zweiten  iDediciniseheti  Rigorosum  Chemie, 
spcciellc  Pathologie  und  Therapie,  Augenheilkunde,  ge- 
richtliche Arznoikunde  und  IMi  a r in  a c o 1 o g i e und  Heceptir- 
k II  n d e (in  Krakau  auch  theoretiÄche  G'hiirtflhilfe  und  Veti*riiiärkunde)  geprüft. 

ff)  Als  Examinatoren  beim  zweiten  Rigorosum  fiingiren  gegenwärtig  die 
ordentlichen  Pnifessoren  der  dabei  vorkonimeiiden  Lehrlächer,  der  D»'can  des 
Professoren-Collcgium  und  in  Wien  und  Prag  auch  der  Dccau  des  Uoctoren- 
Collegiums  und  ein  Oasstprüfor. 
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Heilkunde  anj^eliiin^t  werden,  die  er  öffentlich  gejjen  vier  Opponent«*!!, 
welche  Doctoreu  sein  müssen,  vertheidigt.) 

Bei  der  Vertheitli^uiij'  sind  gegenwärtig:  der  'Präses  und)  De- 
cHii  der  Facultät  und  vier  Professoren,  wobei  die  sämratlichen  Pro- 
fessoren der  Arzneikunde  so  wechseln,  dass  jeder  gleich  otf  beigezo' 
gen  wird  oder  wegbleibt. 

(Wiilirend  der  V'^ertheidigung  wird  die  schriftliche  ^Dissertation 
unter  die  Anwesenden  vertheilt.) 

Taxe«.  **i 

b)  Für  Doetoren  der  Wundarzneikunde. 

cj  Für  Doetoren  der  Wundarzneikunst,  wenn  sie  auch  Doc- 
toren  der  Arzneikiinde  wenlen  wollen.  *^) 

dl  Für  Doetoren  der  Arznoikunde,  welche  Doetoren  der  Chi- 
rurgie werden  wollen,  f) 


*)  Zufolge  M.-K.  vom  Ui.  April  1H4Ö.  Z.  ö6,  M.  U.  (Wie«)  hat  e«  von 
der  Drucklegung  der  DlHscrtationuu  zur  Krlanirung  des  mcdiciuischen 
Doctorgrades  und  zufolge  M.-K.  vom  2.  August  1K4H  von  den  Disserta- 
lioneii  überliaiipt  abzukommeii. 

•*)  Hinsichtlich  der  Taxen  vind  die  Bostiinmiiugcii  der  Rigorosenordnung 
vom  Jahrv  1810  luclit  mehr  in  Uedtung;  das  Ausmass  der  Taxen  ist  an  den 
verschiedenen  i'aeultären  durch  Herkomtiicii  verschieden  bestimmt. 

ln  Wien  für  das  erste  Kigorosmu  4‘J  fl.  (2  Decane  und  6 I’rofcssoren 
Ä 6 fl.  25  kr.)  Fflr  da.<  zweite  Rigorosiim  06  fl.  15  kr.  (2  Decane  «nd  4 Pro- 
fessoren a 9 fl.  45  kr.  1 Professor  und  1 Uastprüfer  k 4 fl-  72, 'j  kr.) 

Promutiun  und  Diplom  72  fl  28  kr. 

ln  Prag  sind  die  Taxen  für  da-H  erste  und  zweite  Uigorosum  wie  in 
Wien  fixirt.  Die  Promotion  iui  grossen  Saal  ko.stet  90  fl.  57  kr.,  im  kleinen 
Saal  62  fl.  37*. j kr.  In  ürnz  und  Innsbruck  beträgt  sie  für  das  erste  Ri- 
gorosum  3.H  fl,  ll  kr.,  für  das  zweite  28  fl.  38  kr.  <der  Decan  und  jeder  Exa- 
minator ä 4 fl.  73  kr.);  l’roinotion  und  Diplom  57  fl  In  Krakau  für  beide 
Rigorosen  44  fl.  69  kr. 

***)  Nach  dem  8t.-H.-C.-D.  v.  8.  October  1S43  (sub  VI.  d)  können  mm- 
mehr  mir  Doetoren  der  Mediciii  zu  Doetoren  der  Chirurgie  promovirt 
werden  und  sind  sohin  die  Bestimmungen  der  Abschnitte  b)  und  c)  des 
Sl.-H.-C.-D.  vom  19.  Jauner  1810  nicht  mehr  von  praktischer  Heilcutung. 

f)  Um  das  Doctorat  der  Chirurgie  zu  erwerben,  zu  dem  nach  dem 
St.-H.-C-D.  vom  8.  October  1843  nur  mehr  Doetoren  der  Medicin  zugelasacn 
werden  können,  haben  die  Candidaten  vier  Semester  der  chinirgischen  Klinik, 
die  Collegien  über  Operationslehro.  Instnimenten-  und  Bandagenlehre  nachzu- 
weisen und  — zufolge  M.-E.  vom  10.  Juni  1851,  Z.  5477  (sub  VT,  d)  — zwei 
Krankengeschichten  vorziilcgcn. 

Die  strengen  Prüfungen  der  Chirurgie  müssen  an  ein  und  derselben 
Lehranstalt  abgelegt  w’erden.  (St.-II.  C.-D.  vom  19.  Juni  1830,  Z.  2866  und 
M.-E.  vom  23.  November  1862,  Z.  12103,  sub  VT.  d). 

Zur  besomicreu  Ausbildung  in  d«*r  Chiriirgii*  besteht  in  Wien  seit  1807 
das  cbiruvgischc  Operations-In.‘<titut . unter  der  Leitung  des  Professors  der 
Chirurgie.  Auf  «iescs  In.stitut  beziehen  sich  das  St.-H.-C.-D.  vom  23.  JÄiiner 
1848,  Z.  79  und  die  M.-E.  vom  29.  Jänner  1849,  Z.  663,  27.  Juni  1850, 
Z.  3774,  29.  Dccomber  I8ö3,  Z.  12815,  31.  März  1856,  Z.  5001  (sub  VI,  h). 
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Krste  st  reu  so  I’rüfung. 

Gegenstände:  Die  tlieorctisclie  und  praktische  Wnndarziieikunde. 

Examinatoren  sind  vier:  (der  Präses  und)  Decan  der  Facultät, 
die  Professoren  der  theoretischen  und  praktischen  Wundarxneikunst.  *) 

Zweite  strenge  Prüfung. 

„Hier  macht  der  Candidat  öffentlich  im  anatomischen  Hörsaale 
in  Gegenwart  der  Kunstverständigen,  welclie  beiwohnen  wollen,  und 
der  Schüler  der  Arznei-  und  Wundarzneikunst  zwei  chirurgische 
Operationen  am  Leichname.  Die  Operationen  werden  durch  das 
Loos  bestimmt,  nämlich  Zettelchen,  auf  welchen  clie  chirurgischen 
Operationen  (die  Äugenoperationeu  mit  eingeschlossen)  geschrieben 
sind,  werden  in  einen  Topf  geworfen,  aus  welchem  in  Gegenwart 
aller  Anwesenden  zwei  Zettelchen  herausgezogen  werden,  aus  wel- 
chen der  Director  die  aufgezeichneten  und  nun  zu  machenden  Ope- 
rationen laut  liest.  Der  Operation  selbst  wird  von  dem  Candidaten 
ein  Vortrag  über  das  Wissenschaftliche  derselben  vorausgeschickt, 
nämlich  er  berührt  kurz  die  Geschichte  dcrsolkeu,  erklärt  die  ver- 
schiedenen Arten,  nach  denen  sie  gemacht  wird,  zeigt  bei  jeder  die 
Vortheile  und  Nachtheile  an,  wählt  die  beste  Operationsmetbode, 
setzt  die  Anzeigen  und  Gegenanzeigen  auseinander,  bestimmt  und  be- 
reitet die  nöthigeu  Instrumente,  Bandagen  und  Gehilfen,  macht 
dann  die  Operation  mit  eben  der  Vorsicht,  wie  am  lebenden  Wesen 
und  legt  den  Verband  an.“ 

Gegenwärtig  sind  der  (Präses  und)  Decan  der  Facultät,  ••)  die 
Professoren  der  Anatomie,  der  theoretischen  und  praktischen  Chirurgie 
und  der  Augenkrankheiten. 

Eine  Doctors-P  ro  mo  ti  o n soll  bei  Jenen,  welche  schon  aus 
einem  Zweige  der  Heilkunde  an  einer  österreichischen  Universität 
promovirte  Doctoren  sind,  nicht  weiters  stattfinden. 

Taxen.  ) 


•)  Das  vom  1,  .Mai  1835,  Z.  ä30t,  erklärt,  dass  die  früher 

von  dem  Professor  der  tlieoretischen  Chirursie  bezogene  Taxe  bei  dem  ersten 
chirurgischen  liigorosiim  jetzt  weder  dem  Profe-ssor  der  praktischen  Chirurgie 
zuzufallen  hat,  noch  unter  die  Ulirigen  E.vaminatoren  zu  vertheilen,  sondern 
vom  Candidaten  künftig  niciit  mehr  zu  eutriciiten  ist.  Die  übrigen  Examinato- 
ren neben  dem  Professor  der  praktischen  Chirurgie  sind  dermalen  der  Decan 
des  medieiniseben  l'rofessoren  und  Docturen-Coiiegiums, 

**\  Dermalen  fungirt  der  Decan  des  Professoren-Collegiums  und  wo  ein 
solidles  besteht,  auch  der  Decan  des  Doctoren-Collegiums,  ferner  die  Profes- 
soren der  Anatomie,  der  praktischen  Chirurgie  und  der  Augenkrankheiten. 

***}  Die  Taxen  für  das  chirurgische  Doctorat  sind,  sowie  jene  für  das 
niedicinische  an  den  verschiedenen  österreichischen  Universitäten  durch  das 
Herkommen  in  verschiedener  Weise  festgestcllt : und  zwar  in  Wien  und 

Prag  1.  Rigorosum  14  fl.  19  kr.  (die  zwei  Decane  und  der  Professor  der 
chirurgischen  Klinik  ä 4 fl.  73  kr.);  2.  Rig.  47  fl.  25  kr  (jeder  der  fünf  Exa- 

miiiAtoren  ä 9 fl.  45  kr.) ; für  Sponsioii  des  Diploms  39  fl.  20  kr.  ln  Q r a z 

und  Innsbruck  für  das  1.  Rig.  14  fl.  19  kr.,  für  das  2.  Rig.  18  fl.  92  kr., 

für  Sponsiou  und  Diplom  30  fl.  SO'/j  kr.  ln  Krakau  für  beide  Rigorosen  zu- 

sammen 44  B.  75  kr.  ö.  W. 

Thaa.  Oeaterr.  lIutTersititigeieUs.  29 
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Solche  zweite  Diplome  werden  von  dein  Rector  der  Univer- 
sität, (dem  Präses)  Decan  und  Notar  der  Facultät  unterschrieben. 

e)  Für  das  Magisterium  der  Chirurgie. 

Magister  der  Chirurgie  können  nur  an  Universitäten  creirl 
werden.  *) 

Erste,  strenge  Prüfung. 

Gegenstände:  Anatomie,  theoretische  und  praktische  Wund- 
arzneikunst, gerichtliche  Arzneikunde,  theoretische  und  praktische 
Medicin,  insoweit  sie  Wundärzten  gelehrt  wird. 

Examinatoren  sind  sechs:  der  Präses  und  Decan  der  Fa- 
cultät, die  Professoren  der  Anatomie,  der  theoretischen  und  prakti- 
schen Chirurgie,  der  gerichtlichen  Arzneikunde. 

Zweite  strenge  Prüfung. 

Der  Candidat  macht  öffentlich  eine  ihm  vom  Director  zu  be- 
stimmende ISection  und  eine  chirurgische  Operation  am  Leichname, 
ganz  nach  der  oben  beim  Dnctorate  der  Chirurgie  vorgeschriebenen 
Weise. 

Gegenwärtig  sind  der  Präses  und  Decan  der  Facultät  die 
Professoren  der  Anatomie,  der  theoretischen  und  praktischen  Chirurgie. 

Taxen.  **) 

Auch  die  Magister  der  Cliirurgie  erlialten  aus  der  Wundarznei- 
kunst und  Geburtshilfe  nur  ein  Diplom,  *♦*)  daher  dafür  und  für  die 
Abnehmung  des  Eides  die  'I'axe  nur  einmal  zu  entrichten  ist. 

f)  Für  die  bürgerlichen  und  L a n d w u n d R r z t e.  +) 

•)  Ucbcr  die  Jfcdiiiguiigi  ii  der  Zidassuiig  7.11  den  strengen  l’rllfungeii 
fUr  das  Magistcrium  der  Chirurgie  vergl.  den  Lchqdan  vom  J.shre  lS:t3,  Ab- 
theilung U,  durch  welchen  den  bezüglichen  Hestimmungen  der  raedicinischen 
Kigorosen-Urdnung  vom  .lalin-  1810  derogirt  wurden  ist. 

Zufolge  der  Aufliehung  des  niederen  ehirnrgiselien  Studiums  an  den 
Universitäten  (M.-K.  vom  18.  Angnsi  1818,  suh  VI.  d)  kann  die  Creirung  von  Ma- 
gistern der  Chirurgie  höchstens  ausnahmsweise,  noch  vorkummen.  fVergl. 
M.-K.  vom  '.’O.  October  18ü8,  Z.  9330,  suh  VI,  b). 

**)  Auch  hinsichtlich  des  .Magisieriums  der  Chirurgie,  wo  dasselbe  noch 
verliehen  wird,  sind  di<*  mit  der  Rigorosen-tirdnuug  vom  .Jahre  1810  festgesetz 
ten  Taxen,  welche  in  .Summa  1Ü2  fl.  30  kr.  C.-M.  betrugen,  nicht  mehr  allge- 
mein in  Geltung,  ln  Graz  und  Innsbruck  betragen  dieselben  94  fl.  40  kr.  Oe.  \V. 

***)  Vergl.  llofkanzlei-üecrct  vom  96.  Mai  1807  (suh  VI.  d). 

■}■)  P.atroue  der  Chirurgie  werden  gegenwärtig  nicht  mehr  an  Universitäten, 
.sondern  nur  au  chirurgischen  Lehranstalten  lin  Lemberg,  Salzburg.  Olmiltz 
und  bis  incl.  znm  St  olicnjahre  1871  72  in  Innsbruck)  creirt. 

(Vergl.  M.-E.  vom  23.  .lännor  1800.  Z.  908,  snb  VI  dl. 

Siehe  daher  Uber  ilie  Erfordernisse  zur  Erwerbung  des  chirnrgiscln'ii 
Patronats  den  Abschnitt  U dieser  Kigorosen-Ordnung. 
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g)  Für  Geburtshelfer. 

Nach  VoUenclung  der  vorscliriftsmUssi|ren  Studien  und  darüber 
erhaltenen  Zeugnissen,  müssen  die  Candidaten,  wenn  sic  der  strengen 
Prüfung  aus  der  Geburtshilfe  sich  unterzi<*hen  wollen,  öffentlich  iu 
Gegenwart  der  Schüler  nach  Angabe  des  Professors  am  Phantome 
oder  am  Loicliname  Entbindungen  verrichten,  und  ihre  Geschicklich- 
keit rücksichtlich  der  erforderlichen  Handgriffe  bei  natürlichen  Ge- 
burten, im  Wendungsgeschafte  und  in  der  Anwendung  der  Instru- 
mente erweisen.  Thut  der  Candidat  Genüge,  so  erhält  er  vom  Pro- 
fessor ein  eigenes  Zeugniss  darüber,  und  kann  zu  den  strengen  Prü- 
fungen zugelassen  werden;  die  Nichtgenügeleistung  aber  zeigt  der 
Professor  dem  Studien-Director  an,  und  dieser  bestimmt  die  Zeit, 
während  welcher  der  Candidat  die  Vorlesungen  noch  zu  besuchen 
hat,  um  das  Mangelnde  nachzuholen  und  dann  zur  Wiederholung  der 
Prüfung  zugelasseii  zu  werden.  *) 

Strenge  P r ü f u n g. 

Gegenstände:  Die  gesammte  theoretische  und  praktische 
Geburtshilfe  und  gerichtliche  Geburts-Arzneikunde. 

Examinatoren  sind  drei:  der  Präses  und  der  Decan  der  Fa 
cultät  und  der  Professor  der  Geburtshilfe.  **) 


*)  In  den  älteren  VorHcIirifteu  (St.-H.-C.-D.  V(»m  10.  .Juni  18*20,  Z.  .3645, 
Lehrplan  vom  Jahre  1833,  Al>schn.  IV  und  Allerh.  EntscUliessnng  vom  18.  Dc- 
cember  183*2)  ist  verordnet  worden,  dass  zn  den  strengen  Pnlfuiigeii  über  Oe- 
hnrtshilfe  nur  jene  Mcdicincr  — und  Chirurgen  — zugelassen  werden  dürfen, 
welche  die  beiden  strengen  Prüfungen  aus  der  Heilkunde  — beziehungsweise 
ans  der  Wumlarzneikunst  — mit  Erfolg  bestanden  haben.  Mit  Kücksicht  auf 
das  St,-H.-C.-I).  vom  8.  Octobor  1843  k«>nnen  dermalen  nur  mehr  Doctoren 
der  Mcdicin  und  M.igisUT  der  Chirurgie  das  Magisterinm  der  Uehurtahilfe  er- 
werben. Die  im  Lehrplane  vom  Jahre  1833  für  Mediciuer  und  Hebammen 
gleichmäasig  getroffene  Hesliinmung,  d:iss  sie  erst  nach  erhaltenem  theoretischou 
und  praktischen  üiitorricht,  und  nach  voraiisg«'gaiigcnen  zweimonatlichen  Uebim- 
gen  am  Bette  der  Khidsheitennnen  sich  zn  den  strengen  Prüfungen  ineldcu 
können,  gilt  hinsiehtlieh  der  Mcdicincr  nicht  mehr,  da  diese  die  theoretUehen 
uud  praktischen  geburtshiltlichen  Studien  bereits  vor  Zuh'uisung  zu  den  medicini- 
sehen  Kigoruscii  iiacliwcisen  müssen.  Dagegen  sind  von  den  Candidaten  des 
Magialerium.-'  der  Geburtshilfe  schriftliche  Arbeiten  zn  liefern.  M.-E.  vom 
2.  November  1858,  Z.  18613  (sub  VI,  e). 

Die  Candidaten  des  Patn>nats  der  (-hirurgie  werden  nach  heÄtandenein 
ersten  Kigorosnm  znm  praktiselicii  Unterricht  in  der  Geburtshilfe  und  sodann 
znm  zweiten  Kigorosiim  (d.  i.  zur  strengen  Prüfung  über  Oebnrtshilfe)  zuge- 
iaasen.  Hat  der  Candidat  beide  strengen  Prüfungen  bestanden,  so  erhält  er  das 
Diplom  als  Wundarzt  (Patron  der  Chirurgie)  nnd  Geburtshelfer.  Vergl. 
M.-E.  vom  lö.  Jänner  1851,  Z.  16*2  (sub  VI,  o). 

**)  Vergl.  M.-E.  vom  7.  Februar  l8o2,  Z.  1)57,  sub  VI,  c). 


29* 
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Taxen: 

Jeder  der  Prüfer  6 fl.  = fl.  18. — 

Der  Facultütscasse fl.  3. — 

Dem  Decan fl.  4. — 

Dem  Notar  für  die  Abnahme  des  Eides  ....  fl.  4.30 

Diplome fl.  Kl. — 


fl.  39.30  *) 

Da  die  Wundärzte  nun  aus  der  Geburtshilfe  und  Wundar/.nei- 
kunst  nur  ein  Diplom  erhalten,  **)  so  haben  sie  dafür  und  tllr  die 
Ablegung  des  Eides  die  Taxen  nur  einmal  zu  entrichten,  und  zahlen 
daher  in  diesem  Falle  um  IS  fl.  30  kr.  weniger. 

h)  Für  Hebammen.  *•*) 

uHier  gilt  Alles,  was  erst  in  Hinsicht  der  Geburtshelfer  gesagt 
wurde,  mit  Ausnahme  der  Instrumentenlehre,  über  welche  Hebaiunien 


keinen  Unterricht  erhalten,  mithin  auch  aus  selber  nicht  geprüft 
werden. 

Taxen: 

Jeder  der  drei  Prüfer  fl.  4.30  C.  M.  . . fl.  13.30  C.  M. 

Der  Facultätscasse fl.  3. — „ « 

Dem  Decan fl.  4. — ns 

Dem  Notar  für  die  Abnahme  des  Eides  . fl.  4. — „ „ 

Diplom fl.  10. — s r 

fl.  34.30  n „ 


Hebammen,  welche  während  des  Studiums  ein  Stipendium  ge- 
niessen,  sei  es  vom  Aerarium  (vom  Dominium)  oder  von  einer  Ge- 
meinde, werden  unentgeltlich  geprüft.  Und  auch  ausserdem  werden 
Wundärzte  und  Hebammen  bei  erwiesenem  Unvermögen  nach  Uui- 


*)  Audi  bezüglich  üer  Taxe  für  das  Magisteriiiin  der  Gcburtsliilfc  ist 
durch  das  Herkommen  oiue  Vcrachicdeniicit  bei  den  üsterreicbischeii  Cniversi- 
täten  eingetreteu.  lu  Graz  und  Innsbruck  betragen  sic  zusammen 
fl.  57  kr.  ö.  W. 

*■*)  Vergl.  t>t.-H.-C.-D.  vom  26.  Mai  1W07  {sub  VI,  dj,  Gnb. -Verordnung 
flir  Iiiner-Oestcrreieh  vom  II.  Augu.st  1767  und  8t.-H.-C.-I).  vom  6.  Sejitember 
1811  an  das  mälirisch  - schlesisclio  Gubemium.  Nacli  der  Verordnung  vom 
11.  August  1787  wurde  bestimmt,  dass  in  jeder  Provinz  die  Zahl  der  Ex.imina- 
toren  für  die  Wundärzte  auf  6 und  für  die  Hebammen  auf  .8  festgesetzt  und 
.ledern  zu  seiner  Oelohnung  ein  Hiieateu  ausgemessen  werden  soll;  jedoch 
seien  die  Armen,  sowohl  Wnndärzte  als  Landhebamnien,  und  unter  Letzteren 
auch  diejenigen,  welche  vom  Aerar  eine  Beilage  erhalten  , stets  uuentgeltlich 
zn  prüfen.  Mit  tjt.-H.-C.-U.  vom  6.  September  1811  wurde  die  bis  dahin  den 
Hebammen  und  Wundärzten  für  den  Sanitätsfoml  bei  den  strengen  Prüfnugen 
.stets  abgenommene  Taxe  aufgehoben. 

Vergl.  noch  M.-E.  vom  7.  Mai  18öö,  Z.  5586  (sub  VI,  e), 

• Vergl.  das  8t.-H.-C.-0.  vom  15.  Mai  18:M,  Z.  2958  (sub  VI,  e), 
daun  die  Noten  zu  lit.  I.  fl  dieses  8t,-H.-C.-H.,  und  das  Hofd.  vom  12.  Mai 
1785,  sub  I.  a)  dieser  Vorschrift. 
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stiiiidpn  mn  Hie  halbe  Taxe  oder  unentpeltlich  geprüft.  Solche  unent- 
geltlich gepriil'te  Hebammen  müssen  sich  aber  reversiren,  ihre  Kunst 
ausserhalb  Her  Hau|>tstaHt  Hes  Landes  (wenn  sie  nicht  etwa  in  selber 
schon  ansässig  sind)  auszuüben,  •}  weil  es  in  dieser  ohnehin  immer 
einen  Ueberfluss  an  Hebammen  gibt,  Hie  am  Lande  dagegen  mangeln. 

i)  Für  Apotheker.  ** ***)) 
k)  Für  Ä n g e n ä r z t e.  •**) 

Erste  Prüfung. 

Gegenstände:  Die  theoretische  und  praktische  Ophthal- 

mologie ; 

Examinatoren  sind  drei,  der  (Präses  und)  Decan  der  Facul- 
tät  und  der  Professor  der  Ophthalmologie. 

Zweite  Prüfung. 

Der  Candidat  macht  in  Gegenwart  der  drei  Examinatoren  am 
Leichname  eine  oder  auch  mehrere  vom  Präses  zu  bestimmende 
Operationen  am  Auge. 

Taxen  für  die  beiden  Prüfungen. 


Jeder  Examinator  8 fl.  36 fl.  25.48 

Der  Facultätscasse fl.  3. — 

Dem  Notar fl.  4.3(1 

Decan  für  die  Abnahme  des  Eides  ....  fl.  4. — 

Diplom fl.  10. — 


fl.  47.18  t) 


•)  Diese  Bestimmimgen  sind  im  M.-E.  vom  7.  Mai  1866,  Z.  6636 
(siib  VI,  e)  ausdrücklich  als  noch  geltend  erklärt. 

**)  Den  Bestinimungen  der  mediciuischen  Rigoriiscii-Ordimng  vom  .Fahre 
18i6  bezügl  ich  der  Ajiotheker  Ut  durch  «pätcre  Anordnungen,  xuletzt  durch 
die  Studien-  und  Prüfungsordnung  für  da«  Magisti'rium  und  den  Doctorgrad 
«ler  Pharinacie  vom  14.  Juni  1MÖ9,  K.-G.-Bl.  43  vollntÄndig  derogirt. 

***)  Nach  dem  Lehrplan  vom  Jahre  18ä.H,  V,  können  zu  den  strengen 
Prilfangen  aus  <Ier  Augenlieilkuude  mir  Doctoren  der  Mediciii,  der  Chinirgie, 
oder  Magister  der  Chirurgie  zngelajssen  werdpii;  sie  können  aber  (St.-H,-C.- D. 
vom  17.  September  1833)  nur  au  Lehranstalten,  wo  der  gesammte  medicinisch- 
chimrgiache  Lehrcurs  besteht,  die  diesfKllige  strenge  Prüfung  machen. 

Nach  einem  St.-H.-C.-D.  vom  2.  Mai  1818  an  die  niederösterr.  und  böh- 
mische Landcsstclie  müssen  sich  Jene,  welche  sich  den  strengen  Prüfungen 
aus  der  Angcnheilknnde  unterziehen  und  das  Diplom  eines  Augenarztes  erwer- 
ben wollen,  Ausweisen,  zwei  Semestralcurseu  al.s  ordentliche  Schüler  bei?e- 
wuhnt,  und  eine  Operation  des  grauen  Siasrs  unter  der  Aufsicht  de»  Professors 
mit  Krfolg  gemacht  zu  haben.  (Das  Diplom  über  die  strenge  Prüfung  eines 
Angenarztes  unterliegt  nach  dom  Hfd.  vom  12.  Mat  1803  einem  Stempel 
von  2 fl.) 

f)  Auch  hinsichtlich  dieser  Taxe  hat  das  Herkommen  eine  Verschieden- 
heit bezüglich  der  österr.  Universitäten  herbeigeführt t in  Graz  und  Inns- 
bruck beträgt  die  Taxe  für  jeden  der  drei  Examinatoren  (Decan,  die 
Professoren  der  Chirurgie  und  Augenheilkunde)  je  9 fl.  46  kr., 
für  den  Decan  und  Notar  aus  Anlass  der  Eidesabnabme  A4  fl.  20  kr.*  für  das 
Diplom  8 fl.  30  kr.,  für  die  Facultätscasse  3 fl.  16  kr.,  zusammen  48  fl.  20  kr. 
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1)  Für  (1  ie  Zaii iiü r z t e.  *) 

Strenge  Prüfung. 

Gegenstände:  .\uatomie  des  Mundes,  Lelire  von  den  Krank- 
heiten und  von  der  Heilung  der  Krankheiten  der  Zähne  und  der  sn- 
liegendeu  Theile;  Kenntnis»  und  .\n wendungsart  der  zur  Zalinwund- 
arzneikuiist  erforderlichen  Instrumente. 

E X am  in  a t orc n sind  (vier):  der  (Präses  und)  Decan  der  Fa- 
cultät,  der  Profe.ssor  der  Anatomie  und  der  praktischen  Chirurgie. 

Tax  en. 

Jeder  Examinator  S fl.  36  kr fl.  34.24 

Der  Facultätsensse fl.  3. — 

Dom  Decan fl.  l. — 

Notar  für  die  Ahnehmnng  de»  Eide»  ...  fl.  1.30 

Diplom fl.  10. — 

fl.  35.54  •*) 

nU  r u ch  ä rzt  e sollen  nie  mehr  geprüft  und  aus  diesem  Zweige 
der  Heilkunde  ein  eigenes  Diplom  ertheilt  werden,  weil  Niemand  als 
der  wirkliche  .\rzt  oder  Wundarzt  Hrucharzt  sein  kann.“ 

li)  Strenge  J’rüfungen  an  Lyceen. 
iCtiirurg.  Lehranstalten.) 
a)  Für  bürgerl.  und  Landwundärzte. 

sUcher  das,  was  im  Studieuplane  vom  Jahre  1810  vorge- 
schrichen  ist,  hat  der  Candidat,  um  zu  der  strengen  Prülüng  zuge- 
lasscn  zu  werden,  noch  ein  Zeugniss  vom  Professor,  der  Instrumenten- 
nnd  Handagenlehre  heizuhringen,  das»  er  nach  gänzlich  vollendeten 
Studien  aus  dieser  Lehre  und  über  die  .Anwendung  und  Anlegung 
der  Instrumente  und  Uandagen  öftentlich  in  Gegenwart  der  Schüler 
geprüft  worden  und  bestanden  sei. 

Es  ist  wohl  zu  merken,  dass  dies  immer  eine  eigene  Prüfung 
»ein  müsse,  welche  mit  der  Semester-Prüfung  nicht  verwechselt  wer- 
den darf,  sonderu  erst  nach  der  letzten  Seinester-Prütüng  des  säramI 
liehen  chirurgischen  Studiums  auf  Verlangen  der  Candidaten  vorge- 
noininen  werden  kann.  Ist  der  Candidat  hierin  nicht  bestanden,  so 
meldet  es  der  Professor  dem  Director  und  dieser  bestimmt  die  Zeit, 


*)  Nach  dem  Lehrpläne  vom  .fatire  lö.'tä.  VI.  muss  der  t-andidar  der 
strengen  Prüfung  ans  der  Zahnheilknndc  wenigstens  Patron  der  Chirurgie  sein. 
Das  Diplom  über  die  strenge  Prüfung  eines  Zahnarztes  nnterliegt  nach  dem 
Hofd.  vom  I*J.  Mai  Ifto.*!  einem  Stempel  von  2 fl. 

**)  Die  Taxen  für  Zahnärzte  sind  ehentäiis  an  den  verschied*  neu  hster- 
roich'.schen  Universitäten  nicht  mehr  gleichmässig  nach  der  Kigorusen-Ordnnng 
vom  Jahre  IKK)  bemessen;  in  ffraz  und  Innsbruck  heiragi'ii  dieselben  für  jeden 
*ier  drei  Examinatoren  9 fl.  45  kr. , für  den  Eid  4 fl.  20,  für  das  Diplom 
a fl.  30,  für  die  Facultäl.seasse  3 fl.  1.5  kr.,  zusammen  14  ‘I.  ti  W. 
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hiniipii  welcher  der  Candidat  noch  Vorlesungen  zu  besuchen  hat  und 
nach  welcher  er  diese  Prütung  wiederholen  darf. 

Uebrigens  darf  an  Lyceen  niemals  der  M/gistergrad  aus  der 
Chirurgie  ertheilt  werden,  sondern  die  an  selben  promovirten  Wund- 
ärzte erhalten  blos  Diplome  eines  wohliTfahrenen  und  approbirten 
WuiidarzU'S  u.  s.  f.,  wie  die  bürgerlichen  und  Landwundärzte  an 
Universitäten.  *) 

Strenge  Prüfung. 

Gegenstände,  aus  denen  geprüft  wird:  Anatomie,  theoreti- 

sche und  praktische  Chirurgie,  theoretische  und  praktische  Medicin 
(insoweit  sie  den  (’hirurgen  gelehrt  wird)  und  gerichtliche  Arznei- 
künde. 

Examinatoren  : 

In  Lemberg:  der  Director,  die  Protessoren  der  Anatomie, 
der  Wundarzneikunst,  des  theoretisch  - mcdicinischcn  Unterrichts, 
der  praktischen  Heilkunde  und  der  Assistent  des  chirurgischen  Unter- 
richts. (Ist  dieser  aber  nicht  gepriifler  Wundarzt,  so  wird  statt  seiner 
ein  bürgerlicher  Wundarzt  als  Gast  zur  Prüfung  gezogen.) 

In  ()lmütz;der  Director,  die  Professoren  der  Anatomie,  der 
(.’hirurgie  und  der  Medicin.  Die  Professoren  der  Anatomie  und  der 
Chirurgie  haben  jeder  eine  halbe  Stunde  zu  prüfen,  damit  die  Prü- 
fungszeit von  sechs  Examinatoren  erfüllt  wird. 

In  Graz:  der  Director.  die  Px'ofessoren  der  Anatomie,  der 
Wundarzneikunst,  des  theoretischen  und  inediciiiischen  Unterrichts,  der 


*)  Nach  dem  Hufkaiizlei-DecrKl«  vom  17.  Marz  1815  haben  Sn,  Ma- 
jestät zu  be8chHe^^^ell  geniht.  dass,  da  nunmehr  da.s  mcdiciiii.Heli-cbinirgjschc 
Studium  an  allen  l.,yceen  gleicbmässig  und  vollstäudi^’’  organisirt  iat,  auch  den 
au  Lyceen  promuvirtcii  l^atroneii  der  Wnndarznciknnst  alle  jene  Hechte  cinzn- 
räumen  Heien,  welche  Patrone  der  Chirurgie  genirsHcu,  die  an  der  hierländi- 
sehen  l’inversitÄt  promovirt  werden.  Hiermit  war  der  Studienplan  vom  Jahre 
1804,  VIII,  3,  liiiisichtHch  der  Chirurgen  aufgeh*»ben.  Da  gegenwärtig,  wie  be- 
reits oben  erwähnt,  Patrone  der  Chirurgie  nur  mehr  au  «‘hinirgischen  Lehr- 
anstalten creirt  werden,  «o  hat  jenes  Hofdecret  keine  praktinche  Bedeutung 
mehr.  Nach  dem  Hofkanzlei-Ueerete  vom  23.  Februar  1805  sind  sulche  Diplome, 
welche  die  Josephs-Akademie  ertheilt,  den  IVtronats-Diplomeu  gleichzuhaiten. 
Der  Vorzug  der  Züglinge  des  Operations-Instituts  war  zuerst  mit  Hofknnzlei- 
Dccret  vom  20.  DecCmher  1810  ausgesprochen  worden. 

Der  Ausdruck,  „Patron  der  Chirurpic*  kommt  zunächst  in  dem 
Hofkanzlei-Decret  vom  2 und  28.  September  1789  vor,  wo  es  heisst:  Dio 

Wundärzte  werden,  der  Bestimmung  des  mcdicinisch  - chirurgiKchen  Studiums 
gemäss,  in  zwei  Classen  gethoilt:  a)  in  solche,  welche  sich  nicht  nur  auf  das 
niedere,  sondern  auch  auf  das  höhere  Fach  der  Wundarzuoikunst 
verlegen,  und  entweder  als  Magister  oder  Doctoron  derselben  geprüft 
werden;  b)  in  'olchc  welche  nur  „dasjenige  vollständig“  erlernen,  was  in  dem 
Lehrbuche  für  8tadt-  und  Landwundärzte  vorgeschrieben  und  für  ihre  Bestim- 
mung hinlänglich  ist,  und  die  als  patruni  chirurgine  approbirt  werden.  Das  Pa- 
tron at  ist  als  die  niedrigste  Facultät  und  nicht  etwa  ein  unterer 
erster  Grad  einer  höheren  Dignität,  wie  z.  B.  das  Baccalaureat. 
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praktischen  Heilkunde  und  der  Vorsteher  des  chirurgischen  Mittels 


als  Gast.  *) 

Taxen:  > 

Die  vier  (ersten)  Examinatoren,  jeder  4 fl.  30  kr fl.  IS 

(Die  zwei  JUngpsten  Professoren  oder  der  jüngste  Professor  und 

der  Gast  in  Lemberg  und  Graz  jeder  3 fl.  30  kr.)  . fl.  7 
Für  die.  Ahnehmung  des  Eides fl,  J 


Für  das  Diplom  in  vollkommenoin  Stande,  d.  i.  Pergament, 

Schreiberei,  Stempel,  Kapsel,  Schnur  und  Wachs  . . . fl.  10 

fl.  30 


b)  Für  Geburtshelfer. 
(Siche  II,  A,  g.) 


Strenge  P r ü f u n g. 

Gegenstände:  Die  gesainmte  theoretische  und  jiraktische 
Geburtshilfe  und  gerichtliche  Geburtsarzneikunde. 

Examinatoren: 

Für  licmberg:  der  Director,  die  Professoren  der  Geburtshilfe 
in  deutscher  und  polnischer  Sprache; 

für  Olinütz:  der  Director,  die  Professoren  der  Geburtshilfe 
in  deutscher  und  böhmischer  .Sprache; 

für  Graz:  der  Director,  der  Professor  der  Geburtshilfe  und 
ein  Geburtshelfer.  •**) 

Taxen: 

Jeder  der  drei  Examinatoren  4 fl.  .30  kr.  . . fl.  13.30 


Für  Ahnehmung  des  Eides fl.  4. — 

Diplom fl.  10. — 

fl.  27.30 


Da  die  Wundärzte  aus  der  Geburtshilfe  und  der  Wundarzuei- 
kunst  nur  ein  Diplom  erhalten,  so  haben  sie  dafür  und  für  die  Ab- 
nahme des  Eides  die  'raxen  nur  einmal  zu  entrichten,  und  zahlen 
darum  in  diesem  Falle  um  I 4 fl.  für  beide  strengen  Prütuiigen  weniger. 


c)  Für  Hebaminen. 
(Siche  II,  A,  h.) 

1’  a X e n : 

Jeder  Examinator  4 fl.  30  . 

Für  die  Abnahme  des  Eides 
Diplom 


fl.  13.30 
fl.  3.- 
fl.  I0.~ 
fl.  26.3(1 


*)  Seit  dem  Studienjahre  IHtjiV'il  besteht  in  (fraz  wieder  eine  medic. 
Facultät,  und  wurde  die  ehiiurg.  Lehranstalt  aiifgelassen. 

**)  Vcrgl.  noch  Stnd.-ll.-C.-l),  vom  19.  .\pril  18.'I4,  Z.  6466  (suh  VI,  b), 
und  den  Lehrplan  vom  Jahre  I83:t  (III i. 

***)  Vergl.  M.-K.  vom  7.  Februar  18ö'J,  Z.  957. 
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In  Linz;  Kxatninatorrn  sind  zwei,  der  Direetor  und  der  Pro- 
fessor der  Goburtsliilfe,  daher  wird  jeder  dorselhen  auderllialb  Viertel- 


stunden prüfen. 

Taxe  n ; 

Jeder  Kxaniinafor  4 fl.  .‘iO H.  0 

Für  die  .^hnehmnuj;  des  Eides fl.  J 

Diplom fl.  10 

fl.  22 


Ueber  unentgeltliche  Prüfungen  der  Hebammen  siebe  oben 
II,  A,  h).  *) 

(1)  Für  Zahnärzte.  **) 

Ueber  die  Gegenstände  und  Examinatoren  siehe  II,  A,  1). 
Taxen ; 

.leder  der  vier  Examinatoren  8 fl.  30  kr.  . fl.  31.24 

Für  die  Abnehmung  des  Eides tl.  1. — 

Diplom fl.  10.— 

fl.  4S.21 

Bruchärzte  siehe  oben  II.  A). 


313.  Studien-Eofcommissions-Decret  vom  12.  October  1810, 

Z.  1338, 

an  .Hämiiitliche  LändeMelluii, 

womit  ein  neuer  medicinitch-chirurgischer  Lehrplan  veröffentlicht  wurde. 

Beilage  1 . 

Vorschrift  zum  Lchrvortrage  au»  der  »ainnitlichen 
Heilkunde  au  den  Universitäten  von  Prag  und  Wien. 

A)  Studium  der  Arzneikunde  und  höheren  Wundarzneikuiist.'*^**) 
Bj  Chirurgisches  Studium  für  die  Civil-  und  LandwundSrzte.  t) 
Hiehei  ist  Folgendes  zu  bemerken  und  zu  befolgen : ff) 

1.  Die  Einleitung  in  das  medicinische  und  chirurgische 
Studium  hat  jener  der  Professoren  des  ersten  tfahrganges  zu 

*1  Vergl,  M.-E.  vom  7.  Mai  IH&ö,  Z.  öö36  (snb  VI.  ej. 

Ueber  die  Zula.MKiing  zu  den  biirgerliclien  strengen  Prüfungen  siehe 
Lehrplan  vom  Jahre  1833,  Ahth.  VI, 

**')  Die  im  mediciniseh-chirnrgl.Hchen  Studienplaiu*  vom  Jahre  1810  gege- 
bene Kintlieilung  der  Lehrfneher  nach  Jahrgängen  und  Semestern  Ut  mit  dem 
Lehrplane  vom  Jahre  1833,  weicher  noch  gegenwärtig  gilt,  rooditicirt  worden, 
f)  Im  Lehrpläne  vom  Jahre  1833  gi  äiidert. 
fi*)  Diese  ErlMutcningen  sind  zum  growien  Theile  durch  das  Priucip  der 
Lehr-  und  Lemfreiheit  au.Hscr  (teltung  gesetzt  worden;  zum  Theile  sind  die- 
selben indeas  noch  heute  von  praktischer  Hedentung. 
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übernehmen,  welchen  der  Stndien-Dircctor  dazu  bestimmen  wird. 
Dieselbe  kann  um  so  viel  kürzer  sein,  als  jeder  Professor  ohnehin 
verbunden  ist,  die  Literatur  seines  Lebrzweijjes  vorzutragen. 

"2.  Wöclientlieh  muss  über  jeden  l.elirzweig  der  .Mcdiein, 
Chirurgie  und  fJebnrtshüfe  durch  fünf  'J'age  und  täglich  durch 
eine  Stunde  gelesen  werden,  so  dass  blos  der  Sonnabend.  Sonn- 
tag und  Feiertage  bleiben. 

d.  Die  Professoren  der  chirurgischen  Kliuik  und  der  medi- 
cinischen  Klinik  flir  .\erzte  verwemlen  zu  ihrem  Unterrichte 
täglich  zwei  Stunden,  in  einer  werden  die  Vorlesungen  gehalten, 
in  der  anderen  die  Uobiingen  am  Krankenbette  gegeben. 

1.  Der  Professor  der  inaktischen  Chirurgie  übernimmt  auch 
die  chirurgische  Operationslebre,  ila  dieselbe  einen  wesentlichen 
Tbeil  der  praktischen  Chirurgie  aiismacht. 

,').  Die  Operationen  müssen  immer  an  Leichnamen  gezeigt 
werden,  .\ucli  soll  den  Schülern  die  (ielegenbeit  verschafft  wer- 
den, sich  an  Leichnamen  in  der  Operation  zu  üben,  wobei  sie 
ilie  Auslagen  wegen  Ueberkommung  der  (’adaver  selbst  zu  tra- 
gen haben.  *J 

<3.  In  der  Botanik  muss  das  Erklärte  immer  zugleich  prak- 
tisch gezeigt  werden.  Der  Unterricht  muss  auch  über  die  phar- 
maceulische  Botanik  hinausgehen  und  schliesslich  müssen  mit 
den  .‘Schülern  auch  einige  Excursionen  gem.aeht  werden. 

7.  In  der  Chemie  sollen  die  .Schüler  Gelegenheit  erhalten, 
einige  chemische  Arbeiten  im  Laboratorium  selbst  zu  verrichten. 

S.  Der  Unterricht  aus  der  theoretischen  Chirurgie  wird  auf 
zwei  .fahre  ausgedehnt,  damit  er  Vollständigkeit  erlange. 

!).  Den  Unterricht  aus  der  chirurgischen  Bandagen-  und  In- 
strumcntenlehre  ertheilt  der  Professor  der  theoretischen  Chirurgie 
in  einer  eigenen  Stunde  des  zweiten  Semesters,  vom  I.  .Juni  an- 
gefangen bis  zum  Ende  des  Schuljahres,  wobei 

10.  den  .Schülern  die  B.andagen  und  Instrumente  vorgezeigt 
werden  müssen. 

1 1 . Die  Physiologie  und  höhere  Anatomie  wird  durch 
beide  Semester  gelehrt,  ohne  dass  diesem  Lehrzweige  wegen  des 
Vortrages  über  die  Augenkrankheiten  etwas  entzogen  werde. 
Für  diesen  Vortrag  wird  daher 

12.  eine  eigene  Stunde  gewählt,  und  zwar  im  zweiten  Se- 
mester vom  1.  .Imii  angefangen. 

KI.  Das  Studien-Directorat  wird  Sorge  tragen,  damit  der 
Professor  der  Entbindungskunst  die  Schüler  und  Schülerinnen 
nicht  nur  am  Phantome,  sondern,  so  viel  es  möglich  ist,  an  Leich- 
namen von  Frauen  mit  todten  Kindern  üben,  was  unendlich 
lehrreicher  ist,  als  die  Hebungen  am  l’hantome. 


*)  Abgeändert  durch  da.«  Kegulaliv  vuui  Jahre  ISJfi  Uber  die  Secir- 
Uebungeu. 
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4.  Das  ^'tudien-Djrectorat  wird  also^leicli  die  nöthi(;o  Ein- 
leitung treffen,  dass  eine  anatomische  Secir-Anstalt,  wo  dieselbe 
nicht  schon  besteht,  hergestellt  werde,  in  welcher  die  Schüler 
der  Medicin  nnd  Chirurgie  unter  der  Aufsicht  des  Professors  der 
Anatomie  im  Zergliedern  sich  üben.  Die  Kosten  zur  Ueberkom- 
mung  der  Leichnmiie  müssen  die  sich  übenden  Schüler  tragen.*; 

15.  Alle  l.eichiiame  Derer,  welche  auf  clen  Kliniken  ster- 
ben, müssen  in  (iegenwart  des  Professors  und  der  Schüler  der 
Klinik  secirt  werden. 

1(1.  Sobald  in  jedem  Semester  der  Unterricht  ans  der  Ent- 
bindungskunst  tlir  die  Hebammen  vollendet  ist,  muss  die  Se- 
mestral  ■ Prüfung  für  dieselbe  vorgenoinmen,  und  müssen  sie 
sodann  in  das  Gebiirhaus  zu  dem  jiraktischeu  Unterrichte  ent- 
lassen werden,  damit  sie  nicht  länger,  als  schlechterdings  nöthig 
ist,  zurUckgehalten  werden.  Erst  nach  ihrer  Entlassung  fiingt 
der  UiiteiTicht  über  die  Instruineutalhilfe  für  die  Ueburts- 
hclfer  an. 

1 7.  Das  Studien-Directorat  bestimmt  die  Ordn\uig.  nach  welcher 
die  Hebammen  nnd  Geburtshelfer  zum  praktischen  Unterricht  in 
das  Gebärhaus  ztigtdassen  werden  müssen,  und  hiebei  ist  darauf 
zu  sehen,  dass  diejenigen,  welche  aus  entfernteren  Gegenden 
kommen  , oder  deren  Nachhausekunft  am  dringendsten  ist,  am 
ersten  zugelassen  werden,  und  jene  die  letzten  bleiben,  welche 
in  der  NUhe  der  Untervichtsanslalt  oder  in  dem  Orte  derselben 
zu  Hause  sind. 

18.  Die  Lehrlinge  der  bürgerlichen  Wnndiirzte,  welche  in 
den  Städten,  in  welchen  chirurgische  Lehranstalten  bestehen, 
verbunden  sind,  während  der  Lehrzeit  die  Anatomie  als  Vorbe- 
reitungsstudium zu  hören  und  die  Zt'Ugnissc  aus  derselben  bei 
der  Frei.sprcelmng  mitziibriiigen,  sollen  in  die  Verzeichnisse  nicht 
als  ordentliche  .“Ichüler  der  Wundarzneikunst  eingeschrieben, 
sondern  nach  diesen  in  die  Kataloge  mit  der  Bemerkung  einge- 
tragen werden,  dass  sie  Lehrlinge  seien. 

19.  Ebenso  muss  auch  es  in  den  Zeugnissen,  welche  sie  er- 
halten, ausdrücklich  angemerkt,  werden , dass  sie  dieselben  als 
Lehrlinge  erhielten. 

20.  Auch  muss  in  den  .Schülei^Katalogen  der  Wundärzte 

ausdrücklich  bemerkt  werden,  ob  dieselben  ordentlich  gelernte 
oder  nicht  gelernte  Wundärzte  seien.  Zu  die.sem  Ende  wird  bei 
jedem  Individuum  in  der  Anmerkung  beigefUgt:  ^gelernter 

Wundarzt“  oder  „nicht  gelernter  Wundarzt“. 

21.  Nach  der  Beendigung  der  Semestral-Prütungen  treten 
die  Professoren  desselben  Studienjahres  zusammen,  und  unter- 
suchen, ob  die  Schüler  aus  jedem  Lehrzweige  der  Prüfung  sich 


•)  Dic.se  Kestiinnmug  ist  im  Kegulativ  für  die  Seeir-.\ii8lalt  der  Wiener 
Hochschule,  SU-H.-C.-D.  vom  31.  Decnmher  183(1,  Z.  8307,  weggefallen. 
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unterzogen  halien.  Jenen,  welche  aus  einem  Lehrzweige  fehlen, 
darf  auch  aus  den  t'iichcrn,  über  welche  sie  der  Scmcstral-Prü- 
fung  sich  unterzogen  hahen,  kein  Zeugniss  verabfolgt  werden. 

22.  Die  Kinthciluiig  der  l.chrstundcu  bestimmt  das  Studien- 
Dircctorat.  Dabei  ist  darauf  zu  sehen,  dass  für  den  praktischen 
Unterricht  der  inneren  Heilkunde  und  filr  den  praktischen  Unter- 
richt aus  der  Wuudnrzneiknnst  solche  •Stunden  gewählt  werden, 
damit  die  .Schüler  der  Medicin,  für  welche  das  Studium  der 
praktischen  Chirurgie  (wenn  sie  nicht  zugleich  Doctoren  der 
Wundarzneikunst  werden  wollen)  zwar  kein  Zwangsenrs  ist,  *) 
doch  aus  freiem  Willen  auch  dem  Unterricht  aus  derselben  bei- 
wohnen können. 


Beilage  2. 

Vorschrift  zum  L e h rvo  r t rage  ans  dem  m c dici  n i sch  - chi- 
rurgischen Studium  an  den  I.yceen  zu  Ülraiitz,  üraz 
(Klagenfurt)  und  Lemberg.  ** ***)) 

Die  heigetligten  Bemerkungen  und  Krliiuterungon  entsprechen 
jenen  in  Beilage  1 mit  folgenden  Modificationen : 

Es  entfallen  Punkt  — 12.  an  deren  .Stelle  folgende  Bestim- 
nningen  treten. 

',i.  Während  der  chirurgischen  Operationslehre  müssen  die 
Operationen  selbst  immer  am  Leichname  gezeigt  werden.  Auch 
soll  den  Schülern  die  Oelegenheit  verschafl't  werden,  sich  am 
Leichname  in  der  Operation  zu  üben,  wobei  sic  die  Auslagen 
wegen  Ueberkommung  des  Cadavers  selbst  zu  tragen  haben.  •**) 
■1.  Der  Unterricht  aus  der  theoretischen  Chirurgie  wird  auf 
zwei  Semester  ausgedehnt,  damit  er  mehr  Vollständigkeit  er- 
lange, .Jedoch  muss  selber  im  zweiten  Semester  mit  Ende  Mai 
geschlossen  werden,  w’ornacli  unmittelbar  die  chirurgische  Ban- 
dagen- und  Instrumeutenlehre  beginnt  und  bis  zu  Ende  des 
Schuljahres  fortgefiihrt  wird.  Hiebei  müssen 

ft.  den  Schülern  die  Bandagen  und  Instrumente  vorgezeigt 
werden. 

6.  — U>.  Siehe  oben  UL — 22.  Der  Schlusssatz  des  §.  22 
entfällt  hier. 


*)  Veigl.  den  Lelirpfaii  vom  -lalire  1833, 

**)  .letzt  sind  die  mcdicinisch-chinirgiacheu  .Studien  an  allen  Lehranstal- 
ten gieiehmässig  orgatiisirt  und  gilt  aller  Orten  der  Lehrplan  vom  .Jahre  1833,111. 

***)  Abgeäudert  durch  da.s  Hegulativ  vom  Jahre  1836. 
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314.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  20.  April  1833, 

Z.  2062, 

an  <lie  Lilnderetcllen  von  Niederösterreicli,  OberSaterrcich,  Ufilimen,  Mähren, 
Schlesien,  Steiermark,  Galizien,  Tirol  und  Illyrien, 

womit  ein  neuer  Organitirungeplan  dee  medieinitch-chirurgttchen  Studiums 
veröffentlicht  wird. 

(Allcrh.  Eutschl.  vom  .Hl.  März  1833.) 

Der  neue  Orgaiiisationsplan  des  medicinisch-rhirurgiBchen  Stu- 
diums zert'iilU  in  zehn  Abtheilungen,  wovon  die  erBtc  das  liöhere 
m e dici  n isch- c h ir  urgi  seit  e Studium;  die  zweite  da»  Magi- 
Bterium;  die  dritte  das  Patronat;  die  vierte  die  Geburts- 
hilfe; die  fünfte  die  Augenheilkunde;  die  secliste  die 
Zabnh  e il  ku  n d c;  die  siebente  da»  .Studium  der  Ph  ü rmacie; 
die  achte  den  Doetorgrad  der  Chemie;  die  neunte  die 
Vorlesungen  über  Kettung  der  Sehe  i n t o d t e n ; die  zehnte 
die  strengen  Prüfungen  in  sich  begreift. 

I.  Höheres  m ed  ic  iuisc  h - ch  i ru  rg  i s c hes  Studinni. 

Zur  Vollendung  derselben  werden  fünf  Jahrgänge  anberaumt, 

I.  .Jahrgang, 

a)  Einleitung  in  da»  medicinisch-cbirurgische  Studium  und  spe- 
cielle  Naturgeschichte,  *)  täglich  I Stunde. 

bl  Anatomie  in  beiden  Semestern,  täglich  1 St.  **) 

c)  Botanik  im  zweiten  Semester,  täglich  1 St. 

II.  Jahrgang. 

a)  liöhere  Anatomie  und  Physiologie,  täglich  1 St. 

b)  Allgemeine  und  pharmaceutischo  Chemie,  täglich  2 St. 

III.  Jahrgang. 

a)  Allgemeine  Pathologie  und  Therapie,  täglich  2 St.  im 
1 . Semester. 

b)  Pharmacologie  und  pharmaceutische  Waarenkunde,  Receplir- 
kiinst  und  Diätetik,  täglich  2 St.  im  2.  Semester. 

cj  Theoretische  Geburtshilfe  im  Sommersemester,  täglich  1 St. 

d)  Die  Lehre  der  Krankheiten  und  .Seuchen  der  Haussäuge- 
thiere  im  Sommememester,  dreimal  die  Woche,  jederzeit  I St. 

*)  Zoologie  und  Mineralogie. 

•*1  Vergl.  §.  14  der  llcinerktingen  zu  dem  medicinisclieii  Lehrpläne  vom 
.Jahre  1810  («nb  VI,  1»  Nr.  313). 

Der  Prosector  der  anatumisehcii  Lcliran.stalt  ist  nach  der  mit  St.-H.-C.-L). 
vom  31.  März  181.3  hinausgegebeueii  Instruction  verpflichtet,  jene  Schäler, 
welche  sich  in  der  anatomisclien  Secir-Aiistnlt  pr.aktisch  äbeti,  zu  belehren  und 
ihnen  alle  nöthigeu  Handgriffe  zu  zeigen.  Vergl.  noch  St.-H.-C.-D.  vom  31.  De- 
cember  1836,  Z.  8307.  (Kegulatir  filr  die  Sccir-Aiistalt  der  Wiener  Huehscbule.) 
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IV.  JnhrgnnfT. 

a)  Mediciniscli-praktisolier  Unterricht  und  Uetiungen  am  Kranken- 
bette, täftlieh  1 St.  *) 

bi  Vorlesunpen  ülier  specielle  Pathohijfie  und  Tlierapie  der 
innerlichen  Krankheiten,  täglich  1 St. 

c)  Chirurginch-praktiächer  Untorricht  und  Ucbiingen  am  Kranken 
bette,  täglich  1 St. 

d)  Vorlesungen  über  chirurgische  Operalionslehre  mit  der  Oar- 
Stellung  derselben  am  Ijeichname,  im  Wintersemester  täglich  I St. 

e)  Vorlesungen  über  specielle  chirurgische  Uathologie  und  The- 
ra]>ie,  im  ,Sommersemest(^r  täglich  1 St. 

V.  .lahrgang. 

aj  Fortsetzung  des  vorigen  Jahrganges  a),  b),  c),  d),  e). 

b)  Vorlesungen  über  die  Augenkrankheiten,  täglich  1 St.,  so 
dass  in  jedem  Semester  ein  vollständiger  Kurs  über  die  Lehre  der 
Augenkrankheiten  gegeben  wird. 

c)  Klinischer  Unterricht  über  die  Augenkrankheiten  am  Kranken^ 
bette  täglich  1 St.  ***) 

d)  Vorlesungen  über  gerichtliche  Arzneikunde,  im  Winterseme- 
ster täglich  1 St. 

e)  Vorlesungen  über  die  raedicinische  I'olizei,  im  .Sommer- 
semester täglich  1 St. 

tj  (lerichtlicbe  Leichensectionen  mit  Heiziehung  einiger  Schüler, 
so  oft  dergleichen  vorgenommeii  werden,  wobei  die  Professoren 


*)  Mit  dem  M.-K.  vom  25.  .lämicr  1852,  Z,  707,  an  das  medicinische 
Professuren-Collcgium  in  Prag  wurde  der  Beschluss  dieses  Collegiums:  dass 
die  Aspiranten  des  klinischen  Unterrichts  den  Ausweis  über  den  Besuch  der 
Vorlesungen  aus  der  Anatomie,  l*hysi(dogie,  pathologischen  Anatomie,  Chemie 
und  rharmaeologic,  jene  der  Vorlesungen  ilher  .\ugenheilkunde  aber  dun  Aus- 
weis über  einen  einjährigen  Besuch  des  medicinisch-klinischen  Unterrichtes 
beizubringen  haben,  gonehraigt,  und  hievon  mit  M.-E.  vom  17.  Februar  1852, 
Z,  1155,  dem  medicini.sehen  Professoren  Collegium  in  Wien  zur  etwaigen  Ein- 
führung eines  ähnlichen  Vorganges  eine  Mittheiluiig  gemacht.  .letzt  bildet  auch 
pathologische  Anatomie  einen  (legcnstand  des  1.  .lahrgangcs. 

In  neuerer  Zeit  wurden  an  einzelnen  Universitäten  noch  besondere 
Kliniken  für  Specialkrankheiten  (für  Frauen  und  Kinderkrankheiten,  für 
Brnst-  und  Hautkrankheiten,  für  Syphilis  n,  s.  f.)  errichl<‘t.  Eine  medicinische, 
chintrgisehc,  geburtshilfliche  und  Augenklinik  l^08teht  an  allen  niedieinisehen 
Facultäteu. 

Die  specielle  chinirgischc  Pathologie  und  Therapie  wird  gegenwärtig 
vereint  mit  dem  chirurgi.seli-praktischcn  Unterrichte,  und  die  specielle  Patlio- 
logic  und  Thera[tie  der  innerlichen  Krankheiten  vereint  mit  dem  luediciiüseh- 
praktisehen  UnU*rricht  am  Krankenbette  ertiieill.  Vergl.  M.-E.  vom  19.  März 
1855,  Z.  3707  (siil.  VI,  d). 

*••)  Her  tlieoretlscli - praktische  Unterricht  der  Augenheilkunde  wird 
gegenwärtig  au  allen  Universitäten  iu  zwei  Stunden  täglicii  vereint  gegeben. 
i)en  Studirenden  ist  gestattet,  diese  Vorträge  als  ein  zehnstündiges  Collegium 
in  Einem  Semester,  oder  als  ein  fünfstündiges  in  zwei  Semestern  zu  hOren. 
(M.-E.  vom  6.  Juli  1867,  Z.  1732  nacli  Krakau.) 
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genau  an  die  Decrete  der  Studien-Hofcommission  vom  4.  October 
ISOS,  Z.  724,  *)  und  vom  31.  August  1811,  Z.  1468  sich  zu  halten 
haben. 

g)  Vorübungen  zu  den  gerichtlichen  Leichen -Sectiouen  an 
Leichnamen.  Diese  Vorübungen  hat  der  Assistent  des  Professors  der 
Staatsarzneikunde  unentgeltlich  nach  Anleitung  des  Studien  Directors 
(zu  Wien  de.»  Vice-Directors)  mit  den  Zöglingen  vorzunehmen. 

Schüler,  welche  nur  Doctoren  der  Mcdicin  werden  wollen, 
haben  iin  IV.  Jahrgänge  auch  den  Vorlesungen  und  dem  Unterrichte 
sub  c),  d),  e)  beizuwohnen,  wozu  sie  aber  im  V.  Jahrgange  nicht 
verpflichtet  sind. 

Schüler,  welche  Doctoren  der  ^ledicin  und  Chirurgie  w'erden 
wollen,  haben  dies  gleich  zu  Anfang  des  IV.  Jahrganges  dem  Vice- 
Director  und  dem  Professor  der  chirurgischen  Klinik  zu  melden, 
und  haben  den  Vorlesungen,  Uebungen  und  dem  Unterrichte  sub  c), 
d)  und  e)  im  IV.  und  V.  Jahrgänge  ununterbroclien  beizuw'obiien, 


*)  Zufolge  der  niif  einer  AilcM'h.  Kntschlirji.sung  beriihemleii  Verordnung 
v<tm  4.  October  1808,  Z,  724.  muss  der  Professor  der  gerichtlichen  Arzneiknnde 
mit  seinen  HehUlern  zu  allen  im  allgenicincu  Krankeuhause  vorzunebmenden 
gcrichtUchen  Lcichenbcschaueu  bcigczogeii  werden.  Und  mit  »St.-H.-C.-D.  vom 
.‘U.  August  1811,  Z.  1408,  an  die  iiiederflsterr.  Kegicning.  wurde  weiter  verord- 
net, da«s  es  rerm8ge  Allcrh.  KnUcIdiessnng  vom  lö.  .\ugtist  1811  bet  der  vor. 
erwÄlmten  Anordnung  mit  folgenden  Modificationeu  zu  bleiben  habe;  nKmlich. 

1.  Das.s  zwar  im  Allgemeinen  der  Professor  der  gerichtlichen  Arznei- 
kunde mit  »einen  .'‘cbülern  zu  .illeii  gerichtlichen  Loicbenbeschaueii,  welche  im 
RUgcineinen  Krankenbause  vorgeiiommen  wenlen,  zugezogen  werden  »olle, 
nur  müsse  es  in  (Viminaltalleii  hei  dem  Verdachte  eines  Mordes  di>r  ßeurthei- 
lung  und  Bestimmung  des  (Viiuinalgericlitsvorstehers  (nicht  de»  zur  gericht- 
lichen Beschau  abgescbickton  ('ommisskrs)  überlassen  bleiben,  ob  die  Schüler 
dieser  Beschau  beigezogen  werden  künncii  oder  wcgzubleihen  haben; 

2.  dass  aber  der  Pr<»fes.sor  der  gerichtlichen  Arzneikunde  jederzeit,  wenn 
er  in  Wien  anwesend  ist,  den  gericbtHchcn  l.eielienbeschaneii  beizuzieben, 
und  daher 

8.  in  KidespÜieht  zu  nehmen,  endlich 

4.  da.ss,  wenn  der  Pn»fe  sor  allenfalls  wegen  Verliindernng  zur  festge- 
setzten Stunde  nicht  erscheint,  die  Seclion  ohne  Weiteres,  jedoch  genau  nach 
den  Viirschriflen  dos  Gesetzes  vor  »ich  zu  gehen  habe. 

Mit  ilofknnzlci-Dccret  vom  6.  August  1812,  Z.  11.5Ü7,  wurde  noch  be- 
stimmt, das»  die  — gerichtliche  — Leicheiibe.schau  und  ücffimng,  so  viel  als 
möglich  in  jener  Stunde  geschehen  solle,  in  wclchur  der  Professor  der  gericht- 
lichen Arzneikumle  seine  Vorlesungen  hält,  damit  er  hei  derselben  mit  seinen 
.Schülern  beiwohnen  könne. 

Im  Falle  der  Uriminal  r-richUfvorsteher  die  Beizicliung  der  Schüler  zu 
den  bei  dem  Verdachte  eines  Morde»  oder  Todsclilages  vorzunehmenden  Leichen- 
öffnungen zulässig  Hiidot,  hnt  der  ProtVssor  der  gciiclitlicheii  Arzneikunde  den- 
selben die  streiigsU^  Verschwiegenheit  über  alle  ihre  Wahrnehmungen  nach- 
clrUckliclist  eiuzu-sehärfen.  (IIofk.-D.  vom  26.  März  1830,  Z.  21240.) 

Mit  St.  H.-C.-D.  vom  21.  Jänner  18.S7,  Z.  227,  wurde  für  den  Professor 
der  gerichtlichen  Arzneikunde  in  Absicht  auf  die  bei  gerichtlichen  Leichen- 
öfTiiungen  zu  befolgende  Ordnung  eine  eigene  Amtsinstrnetion  liinausgegeben. 
Die  bezügliche  V'erpflichtung  des  Assistenten  der  Suiatsarzneiknnde  ist  in  dessen 
Amtsinstruction  (.St.-H.-C.-D.  vorn  16.  März  1835,  Z.  1066)  entiialten, 
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iniUMii  auch  ein  jeder  im  f)iieiircn  die  eriordevlichc  Fertigkeit  sich 
heilegen  muss. 

ba  es  diesen  Individuen  hiernach  nicht  möglich  ist,  im  V.  Jahr- 
gange auch  dem  Unterrichte  über  die  Angenkriinkheiten  heiznwohnen, 
so  hahen  sie  dazu  einen  Semester  des  VI.  Jahrganges  zu  verwenden.*) 

11.  .M  ag  is  t e r i um  der  Chirurgie. 

Das  Magisterium  der  Chirurgie  kann  nur  an  Universitäten  er- 
iheilt  werden,  an  welchen  ein  höheres,  d.  i.  ein  vollständiges  medi- 
diciuisch-chirurgisches  Studium  besteht. 

Um  .Magister  der  Chirurgie  zu  werden,  muss  der  Schüler  sich 
ausweisen,  dass  er  als  ordentlicher  öll'entlicher  Schüler  die  sechs 
Cymnasialclassen  an  einer  inländischen  Lehranstalt  vorschriftsmässig 
sich  eigen  gemacht  (und  in  allen  Seme.stral-Prüfunge,n  die  erste  Fort- 
gangsclasse  erhalten)  habe.  Dann  muss  er  den  dritten  Jahrgang  des 
kleineren  medicinisch-chirurgischen  Studiums  au  einer  Universität,  an 
welcher  auch  das  höhere,  mithin  ein  vollständiges  medicinisch-chirur- 
gisches  Studium  sich  befindet,  durch  zwei  Jahre  als  ordentlicher 
Schüler  besuchen  **)  (stets  mit  dem  Fortgange  der  ersten  Classe). 
Undlich  hat  er  nach  vollendetem  Studium  öftentlich  einer  Prüfung 
ans  der  Instrumenten-  und  Bandagenlehre  sich  zu  unterziehen,  um 
von  dem  Professor  der  chirurgischen  Klinik  ein  Zeugniss  zu  erhalten, 
dass  er  .auch  in  dieser  Prüfung  (Jeiiüge  geleistet  habe. 

III.  M e d i c i n isch- eh  i r ur  gis  ch  es  Studium  zur  Bildung 
von  Civil-  und  L und  w u n dä  r zte  n.  ‘ 

Um  zu  diesem  Studium  zugela.ssen  zu  werden,  muss  ein  ludivi- 
duutn  sich  ausweisen,  dass  es  die  vier  Granimatikalschulen  mit  dem 
Fortgange  der  ersteti  Classe  an  einer  öffentlichen  Lehranstalt  vollen- 
det habe,  ***)  oder  ilass  es  an  einer  Ilaujitschule  die  drei  Normal- 


*)  Ueniialen  (in  Folge  des  Priucip»  der  Lehr*  und  Lcmficiheit)  nicht 
mehr  nothweiidig.  Fs  kommt  auch  nicht  loicht  melir  vor,  dass  ein  Studirender 
nicht  siimintliche,  bei  Anmetdung  zu  den  Rigorosen  auszuweisendeu  Fächer  in 
den  zehn  Semestern  des  Qninquenniums  gehört  liätte. 

Vergl.  Ilbrigens  .St.-H -C.-If.  vom  1.3.  November  1844,  Z.  74 10  (sub  VI,  h '. 

**)  Da  diese  liedingnng  in  Folge  der  Anfhchnng  des  niederen  mcdicini- 
schen  Htndiunis  an  den  iisterr.  L'nivcrsit.äten  (M.  F..  vom  13.  August  1848, 
•sul>  VI,  d)  nicht  mehr  erffUlt  werden  kann,  so  kann  nneh  die  Erwerbung  des 
Magisteriums  der  Chirurgie  Iiöchstens  ausnahmsweise  noch  statttindeu.  Auf 
solche  Ausnahmen  scheint  der  Ministerial-Krlass  v<im  20.  Oetober  18.72, 
Z.  9330,  sub  VI,  1 und  M.-E.  vom  7.  Februar  ISB.'j.  Z.  I>2y  (sub  VI,  d)  hinzn- 
weisen,  indem  derselbe  iiberliau(»t  noch  auf  die  Creimng  von  Magistern  der 
Chinirgie  Bezug  nimmt.  Der  M.-E.  vom  10.  August  Isöü,  Z.  Iltitltt,  womit  er- 
klä:t  wurde,  dass  ajiprobirte  Patrone  der  Chirurgie,  um  sieh  das  Magisterinm 
der  Chirurgie  zu  erwerben,  den  dafür  vorgeschriebene.n  strengen  Prüfungen  zu 
unterziehen  haben,  bezieht  sich  auf  die  in  Pest  allein  bestehende  Eiuriehtung, 
dass  d.as  niedere  ehinirgisehe  ätndium  neben  der  Universität  noch  fortdanerte, 
uu.l  hat  dadurch  für  die  übrigen  iisterr.  Universitäten  keine  Itedeutuug. 

***)  Vergl.  St.-H.  C.-D.  vom  19.  Ajiril  1834,  Z.  0400  und  M.-E.  vom 
12.  April  1864,  Z.  9101  (sub  VI,  b). 
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ciassen  mit  der  ersten  Fortgangsclasse  zurtickgelej^,  dann  bei  einem 
bürgerlichen  Wundarzte  durch  drei  Jahre  in  der  Lehre  gestanden, 
und  einen  ordentlichen  Lehrbrief*)  erhalten  habe, 

I.  Jahrgang. 

a)  Einleitung  in  das  Studium  der  Chirurgie. 

b)  Physik  im  Wintersemester,  täglich  1 St. 

c)  Allgemeine  und  pharmaceutische  Chemie  im  Sommerseraester, 
täglich  1 St. 

d)  Botanik  im  Soramersemc.ster,  täglich  1 St. 

e)  Anatomie  im  ganzen  .fahre,  täglich  1 St. 

f)  Secir-Uebung<m  ira  ganzen  .Jahre.  Physik,  Chemie  und  Bo- 
tanik werden  durch  einen  Professor  vorgetragen. 

II.  .Jahrgang. 

I.  Semester. 

a)  Physiologie  von  dem  Beginn  des  Schuljahres  anzufangen 
täglich  zwei  Stunden,  nach  der  V'ollendung  des  physiologischen 
Unterrichts. 

b)  Allgemeine  medicinisch-chirurgische  Pathologie  und  Therapie, 
täglich  2 St.  bis  zur  Beendigung  des  Semesters. 

II.  Semester. 

a)  Arzneimittellehre,  pharmaceutische  Waarenkunde,  Receptir- 
kunst  und  Diätetik,  täglich  2 St.  **) 

b)  Theoretische  Geburtshilfe,  nur  für  Mediciner  und  Chirurgen, 

täglich  1 St.  **•)  , 

c)  Veterinärkunde,  wöchentlich  dreimal,  jederzeit  1.  St. 

III.  Jahrgang. 

I.  Semester. 

a)  Mediciuisch- praktischer  Unterricht  am  Krankenbette,  täg- 
lich 1 St.  f) 

b)  Vorlesungen  Uber  specicllo  medicinische  Pathologie  und 
Therapie,  täglich  1 St. 

c)  Chirurgisch-praktischer  Unterricht,  täglich  1 St. 

d)  Vorlesungen  über  speciellc  chirurgische  Pathologie,  Therapie 
und  Operationslehre  nebst  Instrumenten  - und  Bandagcnlehre,  täg- 
lich 1 St. 


Vcrgl.  M.-E.  vom  18.  December  1866,  Z.  188'24  (siih  d). 

**)  Vergl.  M.-E.  vom  7.  Juli  1854,  Z.  748  (sub  VI,  f). 

***)  Den  praktischen  Unterricht  in  der  Gebiirtsliilfe  erhalten  die  Wund- 

ärzte in  dom  Gel>äriiause  nach  Ablegung  des  ersten  Kigorosums  für  das  Patro- 
nat der  Chirurgie,  worauf  erst  die  Zulassung  zu  der  strengen  Prüfung  ans  der 
Geburtshilfe  erfolgt  • 

f)  Vergl.  M.-K.  vom  10.  Mär/.  lO.I.'i.  Z,  .1707  (suh  VI.  di. 

Thas.  OesU-rr.  l’nlrer-iitlUzefci'Ue.  ;t0 
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li)  (Jperations-Uebungpn  am  Ca^avor  in  Gegenwart  dea  Pro- 
fessors, und  im  Verhinderungsfälle  oder  Abwesenheit  desselben  im 
Beisein  des  Assistenten. 

f)  Gerichtliche  Arzneikunde,  täglich  1 St.  *) 

II.  Semester. 

a)  Fortsetzung  von  a),  b),  c),  d),  e)  des  ersten  Semesters. 

b)  Uebungen  in  den  chirurgischen  Operationen  und  der  Anle- 
gung der  Bandagen  am  Cadaver. 

c)  Augenheilkunde,  täglich  1 St.  *•) 

Nach  der  vorschriftmässigen  Vollendung  des  III.  Studienjahr- 
ganges***) ist  der  Schüler  verpflichtet,  durch  einen  Monat  eine  Ab- 
theilung von  innerlichen,  und  durch  einen  anderen  Monat  eine  Ab- 
thcilung  von  äusserlichen  Krankheiten  in  dem  Spitale  fleissig  zu  be- 
suchen, den  Ordinationen  des  betreffenden  Spitalarztcs  oder  Wund- 
arztes beizuwohnen,  sich  zu  den  ihm  zugewiesenen  Verrichtungen  ver- 
wenden zu  lassen,  und  sich  den  Spitaldienst  eigen  zu  machen.  Zög- 
linge, welche  bei  keinem  bürgerlichen  Wundarzte  in  der  Lehre 
standen,  sondern  unmittelbar  aus  den  Gymnasialclassen  in  das  chirur- 
gische Studium  eintraten,  haben  statt  des  zweimonatlichen  Spital- 
besuches in  diesem  durch  3 Monate  unentgeltlich  chirurgische  Prakti- 
kantendienste zu  leisten,  f)  Nach  der  vollendeten  Dienstzeit  erhalten 
die  Zöglinge  beider  Classen  von  dem  betreffenden  Primarärzte  oder 
Wundarzte  über  ihren  Flciss,  ihre  Verwendung  und  Geschicklich- 
keit ein  Zeugniss,  ohne  welches  Zeugniss  mit  Aussprechung  eines  ge- 
nügenden Fleisses  und  einer  lobenswerthen  Verwendung  Niemand  zu 
den  strengen  Prüfungen  zugelassen  werden  darf? 

Der  Director  (in  Wien  der  Vice-Dircctor)  hat  bei  einer  grösse- 
ren Anzahl  von  Schülern  zu  bestimmen,  welche  Schüler  jedesmal  und 
in  welcher  Ordnung  sie  zu  diesem  Spitals-Besuch  und  Dienste  zuge- 
lassen  sein.  Mehr  als  zehn  Schüler  dürfen  niemals  gleichzeitig  in 


•i  Vergl.  M.-E.  vom  9.  .Septomher  1857,  Z.  1.8(1.37  (sub  VI,  d). 

Mit  lieni  8t.-H.-C.-D.  vom  2.  April  1809,  Z.  589,  an  die  LXndcrstellon 
von  Oalizien,  Mähren,  .Steiermark,  Kärnten,  Saliburg,  Krain  tind  Görz  geruhten 
Se.  Majestät,  um  die  Vorlesungen  über  die  gerirbtlirhe  Arzneikunde  für  die 
Wundärzte  iiaeh  der  Art,  wie  solche  als  Zwangsstudium  an  den  Universitäten 
in  Wien  und  Prag  bestehen,  auch  an  den  medicinischen  Lehranstalten  zu 
Krakau,  Lemberg,  Olmülz,  Graz,  KIag<‘nlürt,  Salzburg  und  Laibach  einzuführen, 
zu  bewilligen,  das.s  die  dieHfalligen  Professoren,  welche  sich  nebst  dem  ordent- 
lichen Lchramte  auch  noch  mit  diesen  Vorlesungen  zu  befassen  haben,  eine 
Remuneration  von  jährlich  300  H.  aus  dem  Studienfonde  zu  verleihen  sei. 

**)  Vergl.  M.-K.  vom  19.  März  1865,  Z.  3707  (sub  Va,  il). 

***)  Heim  niederen  chirurgischen  Studium  dauern  auch  die  Semestral- 
priUüiigeu  fort.  (M.-E.  vom  8.  October  1849,  Z.  6976  (sub  VI,  d). 

t)  Ueher  die  Frage,  wie  cs  während  dieser  dreimonatlichen  Spital- 
praxis hibsichtlicli  iler  .Stipendisten  zu  halten  sei,  vergleiche  8t.-H.-C.-D.  vom 
4.  Octobitr  18.34  (sub  VI,  h). 
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eine  Kranken -ALtlieilunp  zugelagsen  werden,  zum  Prakfiknnten- 
Dienste  aber  {gleichzeitig  auf  ein  Zimmer  nur  zwei.  *) 

IV.  Geburtshilfe. 

a)  Theoretischer  Unterricht  aus  der  Geburtshilfe  in  zwei 
•Semestern. 

Die  Weiber  erhalten  diesen  Unterricht,  zu  welchem  keinem 
Manne  der  Zutritt  zu  gestatten  ist,  in  dem  Wintersemester;  die  männ- 
lichen Zöglinge  im  Sommersemester  der  hezeichnelen  Studienjahre. 

b)  Praktischer  Unterricht  und  geburtshilfliche  Uebungen  im  Ge- 
bärhause, nämlich ; 

1.  Vorlesungen,  täglich  1 St. 

2.  Unterricht  und  Uebungen  am  Bette  der  Kreissenden  und 
Kindbetterinuen. 

Dieser  Unterricht  dauert  für  jedes  männliche  und  weibliche  In- 
dividuum durch  zwei  Monate:  **)  eine  massige  Anzahl  von  Schülern 
und  Schülerinnen  wird  gleichzeitig  nach  der  jedesmaligen  Bestimmung 
des  .Studiendirectors  (in  Wien  des  Vice-Uirectors)  zu  diesem  Unter- 
richte zugelassen,***)  und  zwar  die  Candidaten  der  Medicin  und 
Chirurgie  erst  dann,  wenn  sie  die  strengen  Prüfungen  aus  der  Medicin 
und  Chirurgie  entsprechend  überstanden  haben,  f) 

V.  Augenheilkunde. 

Zu  der  strengen  Prüfung  aus  der  Augenheilkunde  können  nur 
Doctoren  der  Medicin,  Doctoren  der  Chirurgie,  und  Magister  der 
Chirurgie  zugclassen  werden,  ff) 

VI.  Zahnheilkunde. 

Dm  zu  der  strengen  Prüfung  aus  diesem  Zweige  zugelassen  zu 
werden,  muss  ein  Individuum  wenigstens  Patron  der  Chirurgie  sein,  fff) 


*)  Die  approbirten  Zöglinge  diese.**  Studiums  heiHSen  im  (iegensatze  der 
Docttircs  und  Magistri  chirurgiae:  „Patroni  cbinirgiae“,  Patnme  der  Chirurgie 
werden  gegciiwänig  nur  mehr  an  den  chinirgisehen  Lehran.st.sllen  (in  Olmlltz, 
Lemberg,  Salzburg  und  bis  zum  Selilu.sse  iles  Studienjahre«  1870/72  in  Inns- 
bruck) ereirt. 

**/  Nach  den  neueren  Stndien-Kinrielitungi-u  iat  die  Zuweisung  der 
S t u d i r e n d e n der  Medicin  oder  C a u d i «1  a t e ii  der  m c <l  i c i n i s c li  e n 
Doetorwilrde  zu  dem  praktiscb-geburlshilfliclicn  C'iirse  nicht  inelir  niithwcu- 
dig,  weil  gegenwärtig  den  Medicinem  der  theorcthische  Unterricht  der  Geburts- 
hilfe, verbunden  mit  dem  praktischen  ertheilt,  unil  ein  xelinstUndige«  Colle- 
gium über  theoretisch-praktisebc  Geburtshilfe  scliun  bei  Zulassung  zum  Doclorate 
der  Medicin  naehgewiesen  werden  muss  (M.-K.  vom  2.  Nov.  18.Ö8,  Z.  18ßl4, 
auh  VI,  e).  Dagegen  sind  jetzt  vom  Candidaten  zwei  Krankengesi  hiehten  vor- 
zulegen. (M.-E.  vom  2.  November  tö.'iö,  Z.  18013,  sub  VI.  e). 

Moditicirt  mit  M.-E.  vom  6.  November  1857,  Z.  18687  (sub  VI,  e). 

+)  Moditicirt  mit  M.-E.  vom  7.  Jänner  1853,  Z.  13238  und  2.  November 
18.58,  Z.  18614  (VI,  e). 

Tf’)  Vergl.  8t.-H.-C.-D.  vom  17.  September  1833,  Z.  251#  (sub  VI,  b). 
•f-j-t)  Vergl.  St,-H.-C.-D.  vom  13.  üecemher  1845  (s*ib  VI),  *1. 

3l» 
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VII.  Stuilium  der  P h arm ac ie. 

VIII.  Uoctorgrrad  der  Chemie.*) 

IX.  Vorlesungen  iiher  die  Rettung  der  schointodten 
und  in  plötzliche  Lebensgefahr  geratheneii  Menschen. 

Diese  V’orlcsungeu  werden  au  allen  Universitüten  und  Lyceen 
jährlich  während  des  Winter-Studieucurses  an  Sonn-  und  Feiertagen 
von  dem  Professor  der  gerichtlichen  Heilkunde  in  einer  Vormittags- 
stunde für  Jedermann  abgehalten.**) 

X.  Strenge  Prüfungen. 

„Hier  bleibt  Alles,  wie  es  nun  besteht,  mit  der  Ausnahme, 

1.  dass  zu  den  streugeu  Prütuugen  der  Magistri  und  Patronen  der 
Chirurgie,  statt  des  Professors  der  theoretischen  Chirurgie,  welcher 
eingeht,  wechselweise  der  Professor  der  medicinischen  Klinik  und  der 
allgemeinen  mediciuisch-chirurgischeii  Pathologie  beizuzieheu  sei  und 

2.  bei  der  zweiten  streugeu  Prüfung  lür  das  Doctorat  der  Chemie 
der  Candidat  Jone  zwei  chemischen  Processe,  die  in  Gegenwart  des 
Prüfungspersonals  begonnen  wurden,  in  der  Folge  unter  der  Auf- 
sicht des  Professors  und  Beiwohnung  jener  Schüler,  welche  es  wün- 
schen, zu  vollenden  habe.  ***) 

Bei  dem  Lehrpersonale  ergibt  sich  nach  dem  neuen  Plane  nur 
folgende  V’eränderung: 

1.  Dass  der  Professor  der  theoretischen  Chirurgie  mit  seinem 
Assistenten  wegfjillt,  und  dass  statt  de.ssen  ein  Professor  der  Physik, 
Chemie  und  Botanik  eintritt,  und  für  den  Professor  der  Staatsarznei- 
kunde an  jenen  Universitäten,  welche  ein  höheres  mediciniscli-chirur- 
gisches  Studium  haben,  ein  Assistent  zuwächst,  welcher  aber  nie 
länger  als  zwei  .lalire  zu  bleiben  haben  wird;  weil  diese  Zeit  zur 
vollkommenen  Ausbildung  genügt,  und  mehrere  Individuen  die.  Ge- 
legenheit erhalten  sollen,  diese  vollkommene  .Ausbildung  sich  anzu- 
cigneu. 

Schüler,  welche  auch  nur  aus  einem  Lehrzweige  eines  Jahr- 
ganges eine  zweite  Fortgangsclasse  erhalten,  oder  der  Eudeprüfung 
sich  nicht  unterziehen,  müssen  das  ganze  Studienjahr  wiederholen. 

Erhält  ein  solcher  Schüler  auch  im  Wiederholuugsjahre  eine 
zweite  Fortgangsclasse,  oder  unterzieht  sich  der  Eudeprüfung  nicht. 


Die  Abscliuittc  VII  mul  V^III  des  uicdiciuisch  - chirurgischen  Lelir- 
pl.mcs  vom  .Inhic  IStlS  sind  durch  den  M.-K.  vom  11.  Jiiiii  lsö9,  H.-O.-Ul.  113, 
vollständig  aufgehoben. 

**i  Mit  M.-E.  vom  23.  Juli  IHü.'i,  Z.  58ö7  (nach  Krakaul  als  noch  in 
Kraft  stehend  bestätigt. 

**•)  Durch  die  Üt.  O.  für  Pharmaceuten  vom  14.  Juni  I8ö9,  K -G.-Hl.  113, 
bezüglich  des  Punktes  2 aufgehoben. 
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60  wird  er  an  allen  k.  k.  Lehranstalten  von  der  Fortsetzung^  dos 
Studiums  ausgeschlossen.  *) 

Zur  Reparirung  einer  erhaltenen  zweiten  Fortganj^classe  können 
nur  Sülche  Schüler  zu^elassen  werden,  welche  sich  ausweisen,  dass 
sie  durch  hüchst  widrige  VerhUltuisse.,  z.  B.  durch  eine  längere  an- 
dauernde Krankheit  verhindert  waren,  den  vürschriitsinässigen  Fort- 
gang in  den  Wissenschaften  zu  machen. 

Bezüglich  einer  Erkrankung  sind  aber  die  Scliüler  verpflichtet, 
dieselbe  gleicli  bei  dem  Beginnen  derselben  dem  betreffenden  Pro- 
fessor melden  zu  lassen.  Unterblieb  diese  Meldung,  so  ist  auf  später 
beigebrachtc  Krankheitszeugnisse  keine  Rücksicht  zu  iiehn»en. 

Es  steht  einem  Schüler  frei,  ein  Studienjahr  zu  wiederholen, 
und  also  auf  ein  Jahr  zwei  Jahre  zu  verwenden;  aber  er  ist  in 
einem  solchen  Falle  vorpfljehtet,  alle  Lehrfächer  des  Jahres  zu  be- 
suchen, und  aus  allen  sich  prüfen  zu  lassen. 

Alle  Anordnungen  und  Vorschriften,  welche  in  dem  neuen 
Studienplane  nicht  ausdrücklich  aufgehoben  oder  abgeUndert  wer- 
den, haben  in  ihrer  Wirksamkeit  zu  verbleiben. 

*)  Nach  dem  M.-E.  vom  5.  April  Z.  *J980,  int  bei  Ausschllessuiig 

von  Studireiulen  wegen  ungünstigen  StuiÜenfortgangs  stets  im  Sinne  des 
St.-II.-C.-D.  vom  20.  April  183^,  Z.  2002  vorzngchen.  tn*zHglich  der  Ans- 
Schliessung  f'clb.st  aber  eine  Anzeige  an  die  Stattliallerei  erforderlich. 

D.  8.  die  8tudienplänn  vom  Jahre  1M04  und  l8lo  und  die  Vorschrift 
über  die  stnuigen  PrÜfung«*n. 

Die  hier  gegebenen  Vors«*hrift<M  in  Betreff  des  Aufstelgcn.*:  der 
tSchnler  des  medicinisch-cbirurgischen  Studiums  in  hühere  Jahrgänge  sijid  bezüg- 
lieh  der  ehirurgisehoii  Studien  noch  in  voller  (»eltiing:  mit«T  den  iiu  Sehlus.s- 
«atze  erwähnten  älteren  Auorduungeii  und  Vor.sehriftca,  welche  auss  *rd*'m  uoeh 
in  Wirksamkeit  bleihon,  ist  Über  diesen  Gegenstand  das  beim  St.  H.-C.-D.  vom 
19.  April  1S34  (»ub  VI,  b)  in  der  Note  angeführte  Dceret  in.Hhesonderc  be- 
merkeiiHwerth.  Die  Prtlfungs- Vorschrift  vom  7.  September  1784,  welche 
betreffs  der  Chirurgen  ebenfalls  noch  in  Geltung  steht,  h.atte  in  §.  VIII  verord- 
ni?t:  Wer  in  irgend  einem  Obligatlehrgegensbinde,  .sei  es  im  1.  oder  2.  S'*mester 
die  dritte  Fortgangsrlnsse  erh.alten,  und  nieiit  durch  Wiederholung  der 
Früfuug  verbe.ssert  hat,  darf  weder  in  einen  höheren  Jahrgang,  noch  in  eine 
hbhert*  Studien-.Abtheiliing  vorrüeken.  Ein  solcher  Schüler  oder  Studirender 
darf  nur  daun  zur  blossen  Wiederholung  der  misslungenen  Prüfung  zugelasscn 
worden,  wenn  er  die  dritte  Fortgangsela-sse  im  1.  Semester  und  hei  der  Prü- 
fung aus  demselben  Lchrgegeiistande  im  2.  Semester  eine  bessere  Foitgangs- 
cHese  erhalt  n hätte,  oder  wenn  er  im  zweiten  Semester  erwiesener  Mas.sen 
nur  durch  Krankheit  oder  ähnliche  unverschuldete  Ursachen,  zu  weleliHij  aber 
^chwäehe  de«  Talentes  nicht  zu  zählen  ist,  an  der  erforderlichen  Vorbereitung 
gehind**rt  worden  wäre.  In  allen  übrigen  Fällen  und  in  der  Kegel  kann  einem 
Schüler  oder  Studircuden,  welcher  in  eine  dritte  Fortgangseiasse  verfallen  ist, 
nichts  Mehreres,  als  die  Wiederholung  des  ganzen  Jahrganges  gestattet,  und  es 
muss  derselbe,  wenn  er  auch  noeh  bei  der  Wi<*derholung  des  ganzen  Jahr- 
ganges in  eine  dritte  Fortgangsclasse  verfallen  wäre,  von  den  »Studien  ganz 
abgewieseii  werden.  In  dieser  Richtung  bestimmte  das  Hofk.-D.  vom  2vS.  De- 
cember  1804,  Z.  2342,  und  St.-H.-C.-l).  vom  30.  October  1810,  Z.  2218:  „Jene, 
welche  in  der  OsterprÜfiing  eine  dritte  Classe  erhalten  haben , können  im 
zweiten  Semester  ihre  Studien  forb^etzen ; nur  di«  in  der  Endprüfung  erhaltene 
dritte  Fortgaiigscl.a.s-e  sehlie^st  vom  f rncren  Studium  ans.“  Und  das  St.-H.-C.-D. 
vom  2ö.  September  1830,  Z.  4064,  erklärt:  sEiue  Ueborprüfuiig  zur  Koparation 
einer  in  der  Reparatur  erhaltenen  schlechten  Classe  darf  nicht  «tattliuden.** 
Ebenso  die  Instruction  für  dieStudien-Directoren. St.-H.-C.-D.  vom  28.  .Jäonerl809. 
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315.  Decret  der  k.  k.  Studien- Hofcommission  vom  17.  Sep- 
, tember  1833,  Z.  5210, 

an  dart  illyriKche  Gubmiiuin, 

batreffend  die  Einführung  des  Lehrplanes  vom  Jahre  1833- 

Seine  Majestät  haben  mit  Allerh.  Eiifschlies.sung  vom  6.  Sep. 
tember  1833  zu  bestimmen  geruht: 

(1.  dass  im  kommondeu  Schuljahre  1833/4  die  Einruhrung 
des  neuen  Planes  des  medicinisch-chirurgischeii  Studiums  in  den 
Provinzen  noch  nicht  stattzulinden  habe; 

2.  dass  au  jenen  Lehranstalten,  an  welchen  eine  Lehrkanzel 
der  Physik,  der  Chemie  und  ein  botanischer  Garten  schon  be- 
steht, die  Localitäten  und  Apparate  * derselben  auch  fUr  den 
Unterricht  der  Chirurgen  in  denselben  Zweigen  zu  dienen 
haben;  in  dieser  Hinsicht  also  keine  neuen  Auslagen  einzutreten 
haben ; 

3.  dass  an  jenen  Lyceen  und  Universitäten,  wo  tür  die 
Chemie  und  Botanik  erst  eine  Vorsorge  getroffen  werden  muss, 
mit  der  grössten  Sparsamkeit  vorzugehen,  und  nicht  mehr  herzu- 
riebteu  und  aiizuschaffen  sei,  als  der  sehr  beschränkte  Unterricht 
erfordern  wird ;) 

4.  dass  an  Universitäten  und  Lyceen,  an  wel- 
chen nur  das  kleine  m e dicinis ch -ch ir u rg isc he  Stu- 
dium zur  Bildung  von  L and  w u n d ärz  te  n besteht, 
keine  Professuren  der  Augenheilkunde  auzu stellen 
se  ien,  *)  weil  nach  dem  Studieuplanc  nur  Doctoren  der  Mcdicin 
oder  Chirurgie  und  Magister  der  Chirurgie,  welche  au  diesen 
Lehranstalten  nicht  gebildet  werden,  zu  Augenärzten  cre.irt  wer- 
den können ; endlich 

5.  (dass  hiernach  die  sämmtlichen  neuen  Auslagen  erat 
auszumitteln  seien,  um.  zu  derselben  Deckung  das  Erforderliche 
zu  erlassen.) 

310.  Studien-Hofcommissioiis-Decret  vom  19.  April  1834, 

Z.  6466, 

Hii  (laji  jiteiermHikitichc  Gubenumn, 

über  die  Wiederholung  der  tirengen  Prüfungen  der  Heilkunde. 

In  Erledigung  des  Berichte«  . . . mittelst  welchem  hinsichtlich 
des  Aufsteigens  einiger  chirurgischer  Schüler  in  eiueii  höheren  Jahr- 


*)  Vorlesungen  über  Augeuheilkuudo  werden  aber  auch  an  den  modici- 
uirich-chinirgiachen  Lehranstalten  z.  H.  in  Lemberg  und  OlniUtz  gehalten. 

Vergl.  übrigens  M.-K.  vom  l'J,  März  /.  370i,  sub  VI,  d). 
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gnng,  sowie  der  Zulassung  derselben  zu  den  strengen  Prüfungen  und 
Wiederholung  dieser  Prüfungen  nach  einem  längeren  Zeiträume  die 
Anfrage  gestellt  wurde,  findet  man  dem  Gubernium  Folgendes  zu 
erwidern. 

1.  Jene  Schüler  der  Chirurgie,  welche  einen  Jahrgang  be- 
reits zurückgelegt  haben,  und  dann  ihre  Studien  unterbrechen, 
können  in  den  höheren  Jahrgang  nur  dann  aufgenoinmen  wer- 
den, wenn  die  Unterbrecbuiig  nicht  länger  als  ein  Jahr  ge- 
dauert hat.  Nur  ausserordentliche  und  sehr  berücksiebtigungs- 
würdige  Umstände  können  eine  ausnahmsweise  Begünstigung 
rechtfertigen,  worüber  jedoch  von  Fall  zu  Fall  bei  der  Landes- 
stclle  einzusehreiten,  und  nach  genauer  Würdigung  aller  Ver- 
hältnisse zu  entscheiden,  oder  bei  vorhandenem  Zweifel  Bericht 
hieher  zu  erstatten  ist. 

2.  Ua  die  Candidaten  der  Chirurgie  sehr  oft  nicht  in  der 
Lage  sind,  nach  Vollendung  ihrer  Studien  sich  den  strengen 
Prüfungen  zu  unterziehen,  so  können  sie  aucli  hiezu  nicht  ver- 
halten werden ; jedoch  ist  ein  nicht  zu  Überschreitender  Termin 
von  längstens  drei  Jahren  festzusetzen,  nach  welchen  sie  zu  den 
Rigorosen  nicht  mehr  zuzulassen  sind. 

3.  Für  die  Wiederholung  der  strengen  Prüfungen  ist  jenen 
Schülern,  welche  das  erste  Mal  nicht  bestanden  sind,  von  dem 
Studien-Director  ein  Termin  zn  setzen,  binnen  welchem  sie  zu 
erscheinen  haben,  und  im  Falle  eines  bedeutenden  Ueberschrci- 
tens  dieses  Termines  ist  ihnen  die  Prüfungswiederholung  nur  in 
dom  Falle  zu  gestatten,  wenn  sie  die  Ueberschreituiig  auf  eine 
standbältige,  vollkommen  genügende  Weise  zu  rechtfertigen  ver- 
mögen. •) 


*)  Nach  dem  St.-H.-C.-D.  vom  19.  ÜeucmlnT  1829,  Z.  9510,  an  die 
ob  der  entisische  Refnerunp  machen  zweite  Clasaen  au»  mehreren  FSchern  des 
mcdicinisch-chiriii^Mcheii  Studiums,  aber  nur  das  erste  Mal,  die  Wiederho- 
lung: desselben  Jahri'angrs,  aber  nicht  der  PrÜfuu^  zulässig:,  cs  sei 
denn,  da-ss  der  Geprüfte  die  erhalteue  zweite  Clnsse  durch  ein  erwiesenes, 
rechtlich  befundene.»  Hinderniss  zu  (‘Dtschuldi^en  im  Stande  ist;  jedoch  sind 
jene  Schüler,  welche  aus  einem  Gegenstände  wiederholt  eine  schlechte  Classe 
erhalten,  von  den  weiteren  Studien  auszuschliessen.  Diese»  St.-U.-C.-I).  Uber  ‘ 
die  Folgen  zweiter  Fortgangsclassen  galt  nach  einer  späteren  Aufklärung  vom 
Anfänge  an  stets  mir  für  Schüler  der  Chirurgie.  Gegenwärtig  ist  es  sclbstver- 
stündlich,  dass  sämmtlichc  Bestimmungen,  welche  »ich  im  Lehrplane  vom  Jahre 
1833  und  iin  St-H.-C.-D.  vom  19.  April  1834  auf  das  Aufsteigen  der  Schüler 
des  roediciniseben  und  chirui^ischen  Studiums  beziehen,  nur  mehr  hczilglich 
des  niederen  chirurgischen  Studium»  Geltung  haben. 
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317  a.  Auszug  aus  dem  Studien-Hofcommissions-Decrete  vom 
7.  November  1835,  Z.  6790, 

an  die  Lniidnrstellen  von  BUhineii,  Miihren,  Galizien,  Nieder-  und  Obcröater. 
reieli,  Steierinaik.  Krain,  Tirol, 

beiraffend  du  Studium  der  Anaiomie,  inibeiondere  an  der  Seoiranitalt 

in  Wien. 

Hei  Jen  Keguliniii};siiiilrS{;en  — betreft'eiid  die  Seeiranstnlt  an 
der  Wiener  Univeraitlit  — liandelt  es  sich  vur  Allem  nm  die  Frage, 
ob  die  PUntrittstaxen  und  ilie  Heziiliinng  der  verschiedenen  Leichen- 
theile  von  .Seite  der  Schiller  noch  forthestelien  sollen  oder  nicht. 

Die  Pnntrittstaxe  beruht  aut’  keinem  Ge.setze,  ist  drückend  ttir 
die  Schüler  und  stellt  sich  überhaupt  als  unzweckmü.ssig  dar.  Eine 
Entschädigung  des  Lehrers  kann  hier  nicht  in  Frage  kommen, 
da  derselbe  hiefür  keinen  Rechtstitel  nachweisen  kann,  und  in  dem 
Anstellungs-Decrete  von  S'ilchen  Genüssen  nichts  enthalten  ist;  über- 
dies seit  der  Trennung  des  ladiramtes  der  Anatomie  von  dem  der 
Physiologie  und  in  F'olge  der  neueren  den  anatomisch-praktischen 
Unterricht  der  Schüler  hezielenden  Verordnungen  über  die  Ver- 
pflichtung des  Professors  der  Anatomie,  die  Schüler  praktisch  so  zu 
unterrichten,  dass  sie  hiedurch  die  Befähigung  zur  strengen  Prüfung 
erhalten,  wohl  kein  weiterer  Zweifel  obwalten  kann.  Die  Taxe  ist 
daher  abzuschaffen. 

Ebenso  sind  die  Leichentaxen  ebenfalls  abzustellen,  und  ist  in 
dieser  Rücksicht,  um  den  Anatomie-Dienern  eine  billige  Entschädi- 
gung zuzuwondun,  nach  vorläufigem  Einvernehmen  iles  medicinisch- 
chirurgischen  Studien- Vicedirectorates  ein  entsprechender  Antrag  wegen 
Erhöhung  ihrer  Gehalte  zu  erstatten. 

Die  durch  die  praktischen  Uebungen  in  der  Anatomie  verur- 
sachten Auslagen  sind  von  nun  au  aus  dem  Studienfonde  zu  bedecken, 
und  ist  diesfalls  ein  angemessener  Betrag  alljährlich  in  das  Studien- 
fonds-Präliminarc  aufzunehmen. 


317  b.  Studien-Hofcommissions-Lecret  vom  8.  Juli  1839, 

Z.  4501, 

an  sämmtliche  Länderstellen  mit  Ausnahme  des  Küstenlandes  und  Dalmatiens 
betreffend  die  Bestimmung  der  Zwischenräume  bei  den  strengen  Prüfungen  .-in 
allen  medicinisch-chirurgischen  Lehranstalten.*) 

In  Folge  einer  unterm  2.  Juli  18S9  herabgelangten  Allerh. 
Entschliessung  haben  in  Ansehung  der  Zwischenräume  bei  den  stren- 
gen Prüfungen  an  allen  medicinisch-chirurgischen  Lehranstalten  fol- 
gende Bestimmungen  zu  gelten : 

*)  Wesentlich  modificirt  durch  die  M.-E.  Nr.  Iü7,  170  und  319 
dieser  Sammlung. 


Digitized  by  Google 


473 


1.  Das  Minimum  fUr  die  erste  Prüfung  aus  jedem  Fache 
der  ürztlichen  und  wundärztlichen  Wissenschaft  ist  die  Ferien- 
zeit zwischen  dem  Ende  des  Schiilcnrses,  in  welchem  der  Can- 
didat  seine  Studien  vollendet  hat,  und  dem  nächstfolgenden,  in 
welchem  er  zur  Ahlegung  einer  strengen  Prüfung  zugelassen 
werden  kann. 

Hievon  findet  nur  an  der  Wiener  Universität  hinsichtlich 
der  Candidaten  des  Magisteriums  der  Pharmacie  eine  gesetz- 
liche Ausnahme  in  der  Art  statt,  dass  es  ihnen  erlaubt  ist, 
nachdem  sie  ihr  Mngisteiiiim  während  der  letzten  zwei  Monate 
des  zweijährigen  Schulcurses  mit  Bewilligung  des  Decans  vollen- 
det haben,  zu  Ende  des  Schuljahres  zu  den  strengen  Prüfungen 
zugelassen  zu  werden.*) 

2.  V’on  der  ersten  strengen  Prüfung  bis  zur  zweiten  zur 
Erlangung  der  Doctorswürde  aus  der  Medicin  oder  Chirurgie  ein 
Zeitraum  von  drei  Monaten.**) 

3.  Von  der  ersten  strengen  Prüfung  bis  zur  zweiten  für 
das  Doetorat  der  Chemie  zwei  Monate.***) 

4.  Für  die  graduirten  Poctores  der  Medicin  oder  der 
Chirurgie,  wenn  .Jene  das  Doetorat  der  Chirurgie,  Diese  auch  jenes 
der  Medicin  erlangen  wollen,  von  der  letzten  strengen  Prüfung 
des  erhaltenen  Grades  bis  zur  ersten  für  das  noch  zu  erlangende 
Doetorat,  ebenfalls  zwei  Monate,  f) 

Für  einen  Doctor  der  Medicin  oder  der  Chirurgie,  dann 
für  einen  Magister  oder  Patron  der  Chirurgie  von  der  letzten 
strengen  Prüfung  bis  zu  jener  zur  Erlangung  des  Grades  eines 
Magisters  der  Geburtshilfe  gleichfalls  zwei  Monate,  welche  ohne- 
hin zur  Uebung  in  der  praktischen  Geburtshilfe  vorgeschricben 
sind,  ft) 

6.  Für  einen  Doctor  der  Medicin,  oder  einen  Doctor  oder 
^tagistcr  der  Chirurgie  von  der  letzten  strengen  Prüfung  dieser 
Grade  bis  zur  strengen  Prüfung  für  den  Grad  eines  Augen- 
arztes einen  Monat. 


*!  Vergl.  M.'E.  vom  16.  ,Iitni  1S6Ü,  Z.  4öo8.  (Nr.  172  dieser  S;iiiniil.l 
Mit  St.-H -C.-ü.  vom  26.  October  1869.  Z.  6741,  wurde  ans  .4nlass 
dor  gestellten  .\nfragen  .a)  welcher  Zwiscii-nraiim  zwischen  der  ersten  und 
zweiten  Prüfnn;;  eines  Magisteriums  <!er  Chirurgie  stnttzuHnden  liabe  und 
b),  weicher  Zeitiaum  zwisclicn  «ler  ers*en  und  zweiten  strengen  Prüfung  für 
das  Doetorat  der  Me  licin  oder  der  Chirurgie  für  jene  Candidaten  eintrete, 
welche  bereits  ans  einem  dieser  beiden  Fächer  das  Doetorat  erhalten  haben, 
iin  Nacldiange  znm  ,8t.-H.-C.-D.  vom  8.  .Iiili  18.19  bedeutet,  dass  in  beiden 
Fällen  die  Zwischenzeit  drei  Monate  zu  betragen  habe. 

***)  Punkt  1 i.  f.  und  Punkt  .6  sind  liurch  die  neue  Stndienordnnng  für 
die  Pharmaceuieu  derogirt. 

+)  Der  in  Punkt  4 »orgesehene  Fall,  dass  Jemand  znm  Doctor  der 
Cbirnrgie  promovirt  wurde,  der  nielit  bereits  das  medicinische  Doetorat  erwor- 
ben bat,  kann  nach  der  gegenwärtig.-n  Einrichtung  nicht  mehr  Vorkommen. 

•ff)  Vergl.  .\nm  9 ,inf  S.  467. 
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7.  ZwUchon  den  strengen  Prüfungen  zur  Erlangung  eines 
Grades  als  Doctor  der  Medicin  oder  als  üoctor  oder  Magister 
der  Chirurgie  soll  kein  anderer  Act  einer  strengen  Prüfung  flir 
ein  anderes  Fach  der  Arzneiwissenschaft  eingeschoben  werden. 


318.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  23.  Jänner  1848, 

Z.  79, 

an  die  niederäeterreichische  Kegienmg,  an  das  steiemiärkisohe  und  Tiroler 

Oubemium, 

betreffend  das  Erfordemist  zur  Aufnahme  in  das  ohirurgitehe  Operations* 

Institut. 

Es  ist  die  Verfügung  getroffen  worden,  dass  in  Hinkunft  nur 
solche  Individuen  in  das  chirurgische  Operations-Institut  aufgenom- 
men werden,  welche  wenigstens  die  zur  Erlangung  des  Grades  eines 
Magisters  der  Cliirurgie  uüthige  Vorbildung  bi'sitzen.  *) 


319.  Ministeriäl-Erlass  vom  16.  April  1848,  Z.  58,  M.  U. 

an  die  inedicinisclie  Facultitt  der  Wiener  Univcrsititt, 

womit  angeordnet  wird,  dass  es  von  der  Drucklegung  der  Dissertationen  zur 
Erlangung  des  Doetorgrades  in  Hinkunft  abzukommen  hat.  **; 

Das  Ministerium  bewilliget  provisorisch,  dass  die  Uoctoran- 
den  dieser  Facultät  von  der  auch  für  andere  Facultäten  nicht  vorgeschrie- 
benen Drucklegung  der  Dissertation  zur  Erlangung  des  Doctor- 
grades  befreit  werden,  ***)  und  überlässt  dem  Ermessen  der  Facul- 
tätsvorstände,  die  vorgeschriebenen  Intervallen  zwischen  den  Rigorosen 
bei  Individuen,  welche  durch  mehr  Fleiss  und  Talent  ihr  Ziel  schneller 
zu  erreichen  im  Stande  sind,  abzukUrzen. 


*)  Vcrgl.  M.-E.  vom  U.  Juni  1860,  Z.  4697  u.  29.  Uec.  1853,  Z.  12.816 
(aub  VI,  b). 

**)  Vcrgl.  Seite  219  dic.ser  Sammlung. 

Dieser  Eila.ss  ist,  was  die  Dissertationen  aiibclangt,  durch  die  Ab- 
schaffung derselben  für  Wien  (M.-E.  vom  2.  August  1848,  Z.  4848  sub  VI, 
c)  behoben. 
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« 320.  Ministerial  - Verordnung  vom  17.  November  1848, 

Z.  7257,  *) 

an  die  LaudespriUidieu  in  Niederöstermch,  BUhiiien.  Mfthreii,  Galizien,  Tirol, 
Hteiennark,  Küstenland,  Ill/rion.  Dalmatien  und  an  die  Regierung  von  Oester- 
reich ob  der  Enns, 

In  Betreff  der  einzuiendenden  jdhrtichen  Zuttandiberlchfe  der  mediolniechen 

Lehranstalten. 

Durch  die  bei  den  b'ncu1tUtnstudieu  eingeführte  Lehr-  und  Lern- 
freiheit entfallt  die  Nothwondigkeit  der  Vorlegung  von  Klassen-Kata- 
logen  dnrch  die  medicinisch  - chirurgischen  Studien -Directorate. 

Die  jährlichen  Zu^tandsberichte  der  luedicinischen  Lehranstalten 
sind  von  den  Studien  - 1 >irectoren  mit  Zu/jehung  des  Lehrkörpers  in 
einer  überaichtlichen  Form  mit  Erörterung  der  mit  der  St.  H.-C.- 
Verordnung  vom 

(für  Wien,  Prag,  Brünn,  Lemberg,  Graz  und  Linz) 

7.  October  löl4,  Z.  1913  **) 

angedeuteten  sieben  Punkte  und  Beigabe  einer  tabellarischen  Haupt* 
Übersicht  zu  verfassen,  wobei  den  Studien  • Directorcu  die  Einbeglei* 
tung  mit  ihren  allfälligen  Bemerkungen  unbenommen  bleibt. 

Die  den  Landespräsidien  einzusendenden  Zustandsberichte  wer- 
den von  diesen  dem  Ministerium  des  öffentlichen  Unterrichtes  gut- 
ächtlicb  vorgelegt. 


*)  Siebe  St.  H.-C.-D.  vom  Üctober  18ÄH, 

**)  lu  dem  St.-H.-C.-D.  vom  7.  Octoher  1814,  Z.  1913,  sind  folgende 
sioben  Punkte  ang<*deiit»'t,  auf  welche  sich  die  Ausweise  hoziehen  sollen : 
1.  Der  Pcrsonalstand  mit  Einschluss  der  Assistenten  und  Adjuncten ; 2.  die 

Totalzahl  der  Studircnden,  wobei  aber  darauf  zu  sehen,  dass  nicht  etwa  ein 
und  derselbe  Studirendn  in  verschiedenen  Beziehungen  auf  einzelne  Lehrfächer 
mehrere  Male  in  die  Gesamintzahl  aitfgenummeii  werde,  und  die  Zahl  der 
öffentlichen  Schiller  von  jener  der  Privatisten  unterschieden  werden  soll ; 
3.  Darstellung  <les  Fort-  und  Rilckschrittes  mit  Angabe  der  allfällig  bestehen- 
den HinderuiHSc  und  mit  Vorschlägen  zu  ihrer  Beseitigung;  4.  verdienstliche 
Handlungen,  vorzügliche  Verwendung  und  neue  Schriften  u.  dgl.  von  Mitglie- 
dern des  Lelirpersonals;  ß.  Bclohnmigoii,  Beförderungen,  Gehaltserhöhungen, 
Ahndungen,  welche  denselben  zu  Theil  ^vurden;  6.  neue  Vcronlnnngen,  welche 
während  des  Studienjahres  erlassen  und  eingeleitct  wunlen;  7.  Vorschläge,  um 
den  Unterricht  noch  gemeinnütziger  zu  machen  und  auf  eine  höhere  Stufe  der 
Vollkommeuheit  zu  bringen. 

Mit  dem  8t.-H.-C.-D.  vom  28.  October  1838  wurde  ein  Formular  für  die 
Zustandsberichte  über  die  medtcinisch-chirnrgischeu,.  Studien  hinau.sgegebcn, 
welches  jedoch  nur  folgende  Rubnken  enthält:  Studienort,  Gesamratzabl  der 
Schüler,  bei  der  Medicin  die  Untcrabtlieilmig  in  ordentliche  und  ausseronlent-^ 
liehe.,  bei  der  Chinirgie  in  ordentliche,  ausserordentliche  und  Lehrlinge,  bei 
der  Geburtshilfe  in  Mediciuer,  Chirurgen  und  Hebammen,  bei  der  Thierartuei- 
imd  Seuchenlebre  in  ordentliche,  ausserordeotUcho  und  Gäste  , bei  der  Phar- 
inacie  und  Chemie  in  ordentliche  und  Gäste. 

Vergl.  noch  M.-E.  vom  10.  August  1857,  Z.  614,  betreffend  die  Nach- 
weise über  die  Rigorosen  für  die  verschiedenen  Magisterien  (suh  VI,  d)  und, 
M.-E.  vom  30.  Mai  1860,  Z.  7679  (sub  VI,  d). 
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321.  Ministörial-Erlass  vom  29.  Jänner  1840,  Z.  663, 

au  die  LKnderehefs  in  Niederöslerreich,  Oe»terreich  ob  der  Enni«.  Böhmen, 
MUhreii,  (iaiieieu,  Steiermark,  Illyricn,  Küstenland,  Tirol  und  io  Dalmatien, 

womit  der  Beginn  des  zweijihrigen  chirurgiechon  Operaliontcurtes  in  Wien 
Cvom  bisherigen  Termine:  8.  Februar)  auf  den  Anfang  des  Studienjahres  ver- 
legt (und  der  Stipendiengenuss  der  dermaligen  Operationszöglinge  bis  Ende 
des  Schuljahres  1849  verlingert)  wird. 

Zufolge  der  mit  Allcrb.  Entschlicssung  vom  24.  d.  M.  erlinltc- 
nen  Erraiichtigung  findet  da«  Ministerium  des  öffentlichen  Uuterrichts 
a)  den  Ueginn  des  Operationscurses  für  die  Zukunff  auf 
den  Anfang  des  Schuljahres,  somit  jenen  des  nächsten  Curses 
auf  den  1.  üctober  1849  zu  verlegen.*) 


322.  Ministerial-Erlass  vom  11.  Juni  1850,  Z.  4697, 

an  das  medicinisclie  Professoren-Collcpum  der  Wiener  Universität, 

wornach  die  Aufnahme  ausserordentlicher  Operationszöglinge  der  hierortigen 
Genehmigung  zu  unterziehen  ist. 

Da«  vorgelegte  Conferenzprotokoll  folgt  mit  der  Erinnerung 
zurück,  dass  die  Aufnahme  ausserordentlicher  Operationszöglinge  •*) 
ausserlialb  des  Wirkungakreises  des  medicinischcii  l’rofessoren-Colle- 
giums  liegt,  daher  ein  diesfälliger  Beschluss  de«  k k ....  der  Ge- 
nehmigung des  Ministeriums  zu  unterziehen  ist. 


323.  Miuisterial-Sohreiben  vom  27.  Juni  1850,  Z.  3774, 

an  den  Statthalter  von  Niederilstcrrcich, 

womit  den  ärarisch-stipendirten  Zöglingen  des  Wiener  Operations-Institutes 
mit  Bezug  des  fUr  sie  gezahlten  Miethzinses  ausserhalb  des  allgemeinen 
Krankenhauses  zu  wohnen  gestattet  und  deren  bisherige  Naturalwohnung 
zur  Aufbewahrung  der  chirurgischen  Instrumenten-  und  Bandagensammlung 

beatimmt  wird 

Uelier  ein  dieatiilliges  mir  von  dem  meJiciniseben  Professoren- 
Collegium  vorwörtlicli  unterlegtes  Gesuch  der  sechs  Operations- 

*t  Der  ührijfc  Inhalt  dieses  Miuistenal- Erlasses  war  paar,  transitf.ri- 
Bcher  Natur. 

**l  Uehcr  das  Erl'ordemis«  zur  Aufnahme  als  ordentlicher  Zöplinp  in 
das  ehirnrpisehe  O)ii‘ration«-lnstitut  verpl.  St.-H.-C.-D.  vom  2,^.  .Tiinner  IHtS 
isub  VT,  h,.  .Nr.  :tJ8  und  M.-K.  v.nn  2lt.  Üec.  IK-öti,  Z.  12.KI6  («uh  VI,  t»l. 
Nr.  .326. 
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Zöglinge  und  Aerarial-Stipendisten  gestatte  ieh  diesen  Operations- 
Zöglingen,  ausserhalb  des  allgemeinen  Krankenhauses  zu  wohnen  und 
bewillige  ich,  dass  der  bisher  vom  Studienl'onde  ftlr  die  Wohnung 
dieser  Zöglinge  im  allgemeinen  Krankenhause  an  den  Krankenhaus- 
tbnd  bezahlte  Mietbzina  jährlicher  147  fl.  30  kr.  zu  gleichen  Theilen 
an  diese  sechs  Zöglinge,  also  für  jeden  Zögling  der  Betrag  von  jähr- 
lichen 24  fl.  35  kr.  als  Quartiergeldbeitrag  vom  künftigen  Michaeli- 
Termine  an  gegen  di-m  verabfolgt  werde , dass  diese  Zöglinge  ihre 
Wohnungen  in  der  Nähe  des  allgemeinen  Krankenhauses  nehmen. 
Die  durch  diese  Verfügung  disponibel  gewordene.  Naturalwohnung 
der  Operateurs  im  allgemeinen  Krankenbause  wird  nach  dem  ge- 
stellten Anträge  zur  Aufbewahrung  der  chirurgischen  Instrumente 
und  Bandagensammlung  bestimmt. 

Hievon  werden  E.  . . , mit  dem  Ersuchen  in  Kenntniss  gesetzt, 
wegen  Flüssigmachung  des  Betrages  von  24  fl.  35  kr.  C.  M.  an 
jedem  der  genannten  sechs  Operateurszöglinge  vom  künftigen  Michaeli- 
Termine  an  das  Nöthige  veranlassen  und  von  dieser  Verfügung  das 
medicinisebe  Profcssoren-Collegium  verständigen  zu  wollen. 


324.  Ministerial-Erlass  vom  20.  October  1852,  Z.  9330. 

an  den  Rector  der  Wiener  Universität, 

womit  zur  Beseitigung  von  Differenzen  zwischen  dem  medieinisohen  Professo- 
ren- und  Doctoren-Collegium  nähere  Weisungen  in  Bezug  auf  die  Vornahme 
der  Beeidigung  der  Magister  der  Chirurgie  und  Pharmacie,  der  approbirten 
Wundärzte  und  der  geprüften  Hebammen,  sowie  in  Betreff  der  Aushändigung 
der  Diplome  an  dieselben  erthellt  werden. 

Betreffend  die  factische  Durchführung  der  hiermit  aufrecht  er- 
baltenen  Bestimmungen  der  hierortigen  Erlässe  vom  11.  Februar 
1852,  Z.  9187  und  vom  12.  Juni  1852,  Z.  2806*1,  insofern  sie 
«ich  auf  die  Beeidigung  der  Individuen  der  niederen  raedicinisch- 
chirurgischen  Grade  und  die  .■Vushändigung  der  Diplome  an  dieselben 
beziehen,  findet  das  Ministerium  tür  Gultiis  und  Unterricht  anzuord- 
nen,  dass 

a)  die  Beeidigung  der  Magister  der  Chirurgie  und  Phar- 
macie,  der  approbirten  Wundärzte  und  der  geprüften  Hebammen, 
dann  die  Aushändigung  der  Diplome  an  dieselben  vor  oder 
nach  den  Rigorosen  an,  von  den  Decanen  des  medieinisohen 
Professoren-  und  des  medicinischen  Doctoren- Collegiums  im 
gegenseitigen  Uebereinkommen  zu  bestimmenden  Tagen,  im 
Prüfungszimmer  des  luediciniscfaeii  Profcssoren-Collegiums  zu  ge- 
schehen , ferner 

Ötiö  li.  a),  Nr.  41  iinü  41n  dic.scr  SÄimnliing. 
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b)  *u  einem  Jeden  dieser  Acte,  mit  Angabe  der  Zeit,  diV 
Einladung,  wie  bisher  zu  den  einzelnen  Rigarosen,  an  die  Pro- 
fessoren und  den  Facultäts-Notar  zu  geschehen  hat. 

Hiervon  werden  Eure  ....  zur  weitern  Veranlassung  mit  dem 
Beisatze  in  Kenntniss  gesetzt,  bei  der  Durchführung  der  sich  auf 
diese  Angelegenheit  beziehenden  hierortigen  Anordnungen  mit  allem 
Nachdrucke  vorzugehen. 


325.  Ministerial-Erlass  vom  29.  December  1863,  Z.  12815, 

an  da«  medicinische  Priife.sHi>rcn-(!ollcgium  in  Wien, 

wornach  in  dar  Regel  nur  schon  graduirle  Doctoren  der  Medicin  in  das 
Operalaurs-lnstHut  aufgenommen  werden  sollen. 

Was  den  Antrag  des  k.  k.  medicinischcn  Professoren-Collegiums 
betrifft,  dass  nämlich  nur  schon  graduirte  Doctoren  der  Mcdicin  in 
das  Operateurs-Institut  aiifgenommen  werden  sollen,  so  wird  dieser 
um  so  mehr  genehmigt,  als  bisher  die  Zulassung  von  Individuen  zu 
dem  Operationscurse,  die  den  Doctorgrad  noch  nicht  erlangt  hatten, 
hierorts  ohnehin  nur  ausnahmsweise  über  Antrag  des  k.  k.  medicini- 
schen  Professoren-Collegiums  dann  geschah,  wenn  berücksichtigungs- 
wUrdige  Umstände  eintraten. 


326.  Mmisterial-Terordnung  vom  5.  Jänner  1854, 

Z.  12813  ex  1853, 

gütig  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiche«, 

womit  dia  Einsandung  von  pathoiogiaoh-anatomisohan  Präparaten  und  Miaa* 
gebürten  an  die  Landes-Universitätan  bestimmter  geregelt  wird. 

R -O.-Hl.  Jahrg.  I8.i4,  Nr.  9.  8.  12. 

Um  zu  vermeiden,  dass  der  Staatsschatz  bei  ungenauer  Erftil- 
lung  des  §.  7 der  in  der  politischen  Gesetzsammlung  Band  37, 
pag.  IfiO  enthaltenen  Studien  - Hofcomraissions  - Verordnung  vom 
18.  October  1811,  Z.  1818,  mit  Transportkosten  für  an  die  patho- 
logischen Museen  eingesendete,  entweder  zur  Bereicherung  derselben 
nicht  geeignete,  oder  weil  sie  schlecbt  conservirt  einlangen,  unbrauch- 
bare, daher  werthlose  pathologischnnatomische  Präparate  belastet 
werde,  findet  man  den  §.  7 obigen  Hofdecretes  dahin  abzuändern, 
dass  die  in  diesem  Paragraphe  angeftibrten  Aerzte  und  Wundärzte, 
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venn  sie  einem  pathologisclien  Museum  ein  pathologiscL-anatomisches 
Präparat  zuxusenden  gedenken,  den  V^orstand  der  betreffenden  An- 
stalt vorläuög  über  den  Gegenstand  schriftlich  in  Kenntniss  zu  setzen 
haben,  damit  dieser  das  Präparat,  falls  er  es  für  das  Museum  geeig- 
net hält,  requiriren  könne. 

Nur  in  diesem  Falle,  und  wenn  das  Präparat  nach  dem  £r- 
kenntniss  des  Vorstandes  des  pathologischen  Museums  in  einem  gut 
conservirten  Zustande  eingelangt  ist,  oder  wenn  das  etwa  einge- 
tretene Verderbniss  desselben  nicht  dem  Einsender  zur  Last  fallt,  hat 
dieser  auf  Ersatz  der  bezüglichen,  im  §.  7 der  gedachten  Verord- 
nung angedeuteten  Kosten  aus  dem  Studienfondo  Anspruch.  Hin- 
sichtlich der  Zusendung  von  Missgeburten  hat  es  bei  der  Anordnung 
des  §.  7 des  obeitirten  Studien-Hofconimissions-Decretes  sein  Ver- 
bleiben, und  werden  daher,  wenn  die  Einsendungen  gut  conservirt 
einlangen,  jedesmal  die  betreffenden  Kosten  ersetzt  werden. 


327.  Ministerial-Erlass  vom  12.  Juni  1864,  1.  9161, 

An  die  Statthalter  von  Nioderhsterreieh,  nahmen,  Mähroii,  Galizien,  Salzburg, 
Steiermark,  Tirol,  an  den  Lnndespräsidenten  von  Krakau  (den  Civil-  und 
Militär-Gouverneur  von  Siebenbürgen  und  den  General-Gouverneur  des  lonibar- 
disch-venetianlschen  Königreichs), 

womit  zu  dem  Behufs  des  Uebertrittes  in  das  chirurgische  oder  pharma- 
eeutische  Studium  der  Ausweis  mit  dem  letzten  Semestral-Zeugnisse  der 
hiezu  vorgesohriebenen  Qymnasialstudien  flir  ausreichend  anerkannt  wird. 

Da  es  in  der  Natur  der  neuen  Gymnasial-Eiurichtung  liegt, 
dass  ein  Schüler,  welcher  ein  gutes  Zengniss  ans  einer  höheren  Classe 
nachweist,  auch  in  dem  Besitze  der  gehörigen  Kenntnisse  aus  den 
früheren  Lehrstufen  sein  muss,  widrigenfalls  er  ausser  Stande  gewesen 
wäre,  den  Lehrstoff  der  höheren  Classe  mit  Erfolg  uufziifassen  und 
sich  anzueignen:  so  ist  in  Fällen,  wo  Gymnasialschüler  nur  eine 
höhere  Classe  öffentlich  absolrirt  haben  und  nur  ans  dieser  ein  Zeug- 
nies  nachweisen  können,  dieses  zu  dem  Behufe  des  Uebertrittes  in 
andere  das  Gymnasialstndium  voraussetzende  Berufsverhältnisse  genü- 
gend und  die  Nachweisung  der  Zeugnisse  über  die  früheren  Semester 
zn  diesem  Behufe  entbehrlich.  Daher  genügt,  wo  cs  sich  nm  die 
Aufnahme  von  Gymnasialschülcru  in  das  niedere  chirurgische 
oder  in  das  pharmaceutisch e Studium  handelt,  ein  gutes  Zengniss 
über  die  zurückgelegte  vierte  Gymnasialclasse.  *) 


*)  Vergl.  St-H.-C.-D.  vom  29.  Juni  1838  (sub  VI,  f.  Alim.). 
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DemgeniXsi*  hat  auch  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  (iher 
hierortiges  Ersuchen  mit  Erlass  vom  27.  Mte  il.  J.,  Z.  3863,  rück- 
sichtlich der  Aufnahme  von  Uyiiiuasiiilschülerii,  die  nur  eine  hiihere 
OlasSB  öffentlich  absolvirt  haben,  das  Entsprechende  vertUgt. 


328.  Ministerial-Erlass  vom.  24.  September  1854,  Z.  13567, 

AU  die  akademiMcheu  SeiuUo  der  UuiviTAitHteii  %u  Wien,  Pra>^,  (»miitz,  liui-v 
brmk,  Krakau,  (IVstj,  Graz,  Leiiiberj;, 

womit  autgeiprochen  wird,  dass  in  Hinkunft  die  juridiaohen  und  me  di* 
cinlechen  Doetordiplome  für  Ausländer  ohne  den  durch  Allerhttchate  Ent- 
tchiieuung  vom  19.  Jänner  1819  angeordneten  Beisatz,  dMt  das  Diplom  nicht 
zur  Ausübung  der  Praxis  in  den  k.  k.  Staaten  berechtige,  auszufertigen  seien. 

Die  Allerli.  Entscliliessuiig  vom  19.  Jiiimer  1819  (St.-H.-C.-D. 
vom  30.  Jänner  1819,  Z.  598j*.  setzte  fest,  dass  Ausländer,  welche 
au  einer  österreichischen  Lehranstalt  die  philosophischen  Studien 
nicht  absolvirten , an  allen  k.  k.  Universitäten  aus  den  Studien  der 
Kechtfiwissenscbalteu  und  der  Heilkunde  zu  den  strengen  Prüfungen 
zugelassen  werden,  und  ein  Doctordlplom  erlangen  dürfen,  jedoch  sei 
in  diese  Di]>lome  cinzuschalten,  dass  dieselben  dem  Besitzer  kein 
Hecht  erthcilcn,  in  den  Österreichischen  Staaten  sich  auzusiedclu,  um 
die  medicinische  Praxis  auszuübeu,  oder  die  Uebung  der  Advocatie 


*)  vom  30.  Jäiitufr  1819,  Z.  598,  iauUt: 

8u.  M^ostät  habcu  uiitcnu  19.  Jän  ior  1819  folgende  AUerh.  Entacldirs- 
sung  zu  crlasbcn  geruht: 

„Ausländer  welche  an  einer  österroichischen  Lobianstalt  sich  die  philo- 
sophischen Studien  nicht  eigen  machten,  können  an  allen  Universitäten  Meiner 
Staaten  aus  dem  Studium  der  Hechts-  und  Heilkunde  zu  den  strengen  Prüfnn- 
gen  Kugelasüeu  werden  und  ein  Doctorsdiplom  erlangen  unter  folgeuden  Be- 
dingungen: 

1.  dass  sie  sich  ausweison,  die  philosophischen  Studien  im  Auslande 
sich  eigen  gemacht  zu  haben, 

2.  da.Hs  sie  sich  bei  der  Besuchuug  und  Kigenmachiing  der  samuit- 
licbcn  Zweige  des  rechts-  und  heilkundigen  .Studiums  allen  Anorclnuu* 
gen  fügen,  welche  für  die  ordentlichen  Schüler  vorgeschrie- 
ben sind. 

ln  die  Diplome,  welche  auf  diese  Art  ertiieilt  we  den,  ist  aber  stets  ein- 
Euschaltcn,  dass  dieselben  dem  Besitzer  kein  Recht  e<tbeilen,  in  den  österrei- 
ebi-scheu  Staaten  sielt  niizusiedcln,  um  die  medicinische  Praxis  auszuUbcii,  oder 
die  Uebung  der  Advocatie  anzusprechen;  jedoch  muss  dieser  Ktuscbaltung 
immerhin  die  Ursache,  warum  dom  Besitzer  des  Diploms  das  erwähnte  Recht 
nicht  zustcho,  „weil  er  nämlich  sich  an  keiner  ösicrreichisclien  Lenranstalt  die 
philosophischen  Studien  eigen  machte-*,  aus  Iriieklich  bvigefdgt  werden. 

Ausländer,  welche  blcs  zu  ihrer  Ausbildung  die  incdiciuischcn  Vorlesun- 
gen besuchten,  ohuc  auf  eine  medicinische  Würde  Anspruch  zu  machon,  waren 
an  keine  Studienordnuog  gebunden.  (St.-H.-C.-D.  vom  *21.  April  18ÜÖ,  Z.  76*22.) 
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antusprechen,  and  zwar  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze,  ,,weil  er 
an  keiner  österreicbischeu  Lehranstalt  die  philosophischen  Studien 
sich  eigen  machte/* 

Nachdem  gegenwärtig  durch  die  Allerh.  sanctionirten  Studieu- 
ordnungen  vom  1.  und  S.  October  1S50  (R.-G.-Bl,,  Z.  :il  0 und  430)  die 
philosophischen  Jahrgänge,  wie  sic  früher  als  propädeutische  bestan- 
den, aufgehört  und  der  Eintritt  in  Facultätsstudien  von  anderen,  all- 
gemein giltigon  Bedingungen  abhängig  gemacht  worden  ist,  so  fällt 
die  Anwendung  jener  beschränkenden  Clauscl  zugleich  mit  der  er- 
wähnten Motivirung  hinweg.  Es  ergeht  demnach  nach  diesfalls  ge- 
pflogenem Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  und 
der  Justiz  an  den  etc.  der  Auftrag,  in  Hinkunft  die  juridi- 
schen oder  med ici n isch en  D octord i p lom  e für  Ausländer 
ohne  die  erwähnten  früher  vo rgeschri ob enen  Beisätze 
auszu fertigen,  doch  ist  an  solche  Ausländer,  welche  an 
österreichischen  Universitäten  zu  Doctoren  der  Medicin 
promovirt  werden,  das  Doctordiplom  nur  gegen  einen 
vorläufig  ausgestellten  Revers  auszu  folgen,  in  welchem 
sie  zu  erklären  haben,  dass  sie  die  Praxis  in  Oester- 
reich ohne  frühere  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bedin- 
gungen und  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern 
nicht  ausüben  werden.  *) 

*)  Das  St-H.-C.-D.  vom  11.  November  1837,  Z.  6970  (an  da«  steier- 
märkische Oubernium).  enthielt  hierüber  folgende  principielle  Bestimmungen: 

1.  Nur  solchen  Ausländern,  welche  sämmtliche  Vorstudien, 
und  zwar  von  den  Nnrmalclassen  angefangen,  in  den  Hnterreichischen 
Staaten  in  der  vorgeschriebenen  Ordnung  nud  Reihenfolge  znrückgelegt 
haben,  und  wenn  sie  gelernte  Wundärzte  sind,  auch  die  voilstreckten 
Lohxjahre  in  Qemässbeit  der  bestehenden  Vorschriften  uaebzuweUen  ver- 
mögen, ist  ein  fUr  das  Inland  geltendes  Patronatsdipl»in  zu  ertheilen. 
Allen  übrigen  ist  nach  vorher  eingeholter  und  erlangter  Bewilligung  der 
Studien-Hofeommissiou  zu  ihrer  Aufnahme  in  das  chirurgische  Studium, 
nach  Vollendung  desselben  und  nach  abgelegten  strengen  Prüfungen,  die 
Clausel  in  das  Diplom  einzuschalten,  dass  sie  hierdurch  kein 
Rocht  zur  Ausübung  der  Praxis  im  Inlande  erlangen. 

3.  Ausländer,  die  während  oder  nach  vollendeten  Studien  die  .Staats- 
bürgerschaft erlangt  haben,  gibt  die  Staatsbürgerschaft  hinsichtlich  der 
früher  als  ausserordentliche  Schüler  zuritckgelegteii  Studien  keine  grusseren 
Rechte,  als  sie  als  Ausländer  hatten 

Zufolge  vom  19.  Jänner  1839,  Z.  *210,  ist  in  Gemässheit  der 

Allerh.  Entscbliessung  vom  5.  Jänner  1839  Punkt  3 des  St.-H.-C.-n.  vom 
11.  November  1837  abgeändert  und  bestimmt  worden,  dass  jene  Ausländer, 
welche  ihre  Facultätsstudien  genau  ebenso,  wie  es  für  k.  k.  Unterthaneu  vor- 
geschrieben ist,  an  den  österreichischen  Lehranstalten  zurücklegen,  wenn  sie 
als  k.k.  Unter thanen  aufgenommenworden  sind,  in  ganz  gleiche 
Rechte  treten,  wie  sie  die  übrigen  k k.  Unterthanen  genicssen,  und  ihnen 
sonach  auch  gleiche  Diplome,  wie  den  übrigen  k.  k.  Unterthanen  auszu- 
fertigen sind. 

Noch  mit  Ministerial  - Erlass  vom  31.  October  1862,  Z.  10761,  an  den 
Statthalter  von  Mähren,  war  über  die  Anfrage,  ob  die  Studieu-Uofcouimissions- 
Verordnnng  vom  II.  November  1827,  Z.  6970,  gemäss  welcher  den  an  inländi- 
schen Lehranstalten  absolvirten  Ausländem  in  dem  Diplome  der  Zusatz : «dass 
sie  hierdurch  kein  Recht  tur  Prazübung  im  Inlande  erlangen  beisufUgen 
Tbaa.  Oestsrr.  irnlvsrsitäUgssett«.  31 
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329.  Ministerial-Erlass  vom  21.  September  1855,  Z.  13709, 

an  die  Uiiiveraitilcn  in  1.  Wien,  2.  Prag  (3.  Pestl,  4.  Krakau,  an  die  Direitu- 
rate  der  chirurgiaebeii  Lebraustaltuu  in  5.  ürar.,  6.  Lemberg,  7.  CHniüta,  8.  Sala- 
burg,  9.  Imiaiiruck  (10.  Klauaenbiirg), 

wornach  die  Diplome  fQr  Mitglieder  dei  Ordern  der  barmherzigen  Brüder 
dem  Ordent-Provinziale  auszufolgen  und  keine  Duplicate  davon  den  betreffen- 
den Mitgliedern  zu  ertheilen  sind. 

Dem  von  dem  Ordeiis-Provinziale  der  barmherzigen  üriider  in 
den  k.  k.  Staaten  bei  dem  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht 
eingebrucliten  Gesuche,  dass  für  die  Zukunft  keinem  der  .Mitglieder 
des  Ordens  der  barmherzigen  Brüder,  welche  an  den  k.  k.  Universi- 
täten ihre  Kigoroseu-Prüfungen  bereits  bestanden  haben,  und  hierüber 
aus  der  Medicin,  Chirurgie  oder  Pharmacie  diplomirt  worden  sind, 
ein  Duplicat  seines  Diplomes  oder  dahin  bezüglichen  Zeugnisses  e,r- 
lolgt  werde,  ferner  dass  Deiijeuigen,  welche  erst  zu  rigorosiren  haben, 
wenn  sie  Diplome  aus  obigen  Fächern  erwerben,  diese  nicht  zu  ihren 
Händen,  sondern  zu  denen  des  Ordens-Provinzials  erfolgt  werden 

sollen,  finde  ieh  zu  willfahren  und  setze  das  k.  k hievon  zu 

seiner  Richtschnur  bei  sich  ergebenden  dahin  bezüglichen  Fällen  in 
Kenutniss.  ♦) 

330.  Allerhöchste  Entschliessimg  vom  31.  März  1856, 

(luiter  Zahl  5001  im  Cultu.4-  uud  Untrrriehts-Mmbtoriuui  zn  den  Acten 

hiuterlc>ft), 

wodurch  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  ermächtigt  wird,  in  be- 
sonders rUcksichtswürdigen  Pillen  die  Nachsicht  des  verehelichten  Standes  bei 
der  Aufnahme  von  Zöglingen  In  das  Wiener  chirurgische  Operation  s* 
Institut  zu  ertheilen. 

Ich  genehmige  nachträglich  die  Aufnahme  clea  Dr,  N.  N.  als 
Ziigliug  des  Wiener  chirurgischen  Operations  liistitutcs,  mit  Nachsicht 
seiucs  verehelichten  Standes. 

ist,  n*>ch  in  Wirk>Ämkrit  die  Wcisniig  ertheilt  worden,  d.i.ss  eine  Au.-<- 

iiabmo  von  jener  V'cnirdnunp,  da  sie  noch  immer  in  Wirksamkeit  be- 
steht, nicht  zulässig  erscheint,  dass  es  dagegen  keinem  Anstande  unterliegen 
wird,  die  Allerhöchst**  Entschliessnng  vom  h.  Jämi<»r  1839,  intimirt  mit  Studien- 
nof-Commis.sions-Dccret  vom  19.  Jänner  1839,  Z.  :M0,  nach  welcher  jene  Aus- 
länder, welche  ihre  K.'icnltätsstiidien  g-.'iiau  ebenso,  wie  es  fUr  k.  k.  Unter- 
thanen  vorgeschrioben  ist,  an  den  ö.steri*eiehisrh«m  Lcbran.staltcn  zunlcklegeu, 
wenn  sic  als  k.  k.  Uiitcrthanen  nufgeuommen  wfirden  sind,  in  ganz  gleiche 
Re<‘hte  treten,  wie  sie  die  übrigen  k.  k.  Untertbanen  genies.-<en,  \ind  ihnen  so- 
nach auch  gleiche  Diplome  wie  den  übrigen  k.  k.  Unterthanen  au.**r.Mfertigen 
sind,  dann  anzuwenden,  wann  der  betreffendo  Candidat  nach  den  dcmtalcn  !».■- 
steh«  ndcit  AUerhöchst(*n  V'orschrifteu  über  Xationali.Hirung  der  Ausländer  nN 
k.  k.  IJnterthan  in  den  ö.stcrreichiselien  Staatsverband  aufg«mommcn  erscheint. 

Dieser  Krln«K  dürfte  durch  di<*  8taat8gnindgesctze  aufgehoben  sein. 
Vergl.^übrigens  noch  M.-E.  vom  2.  Mai  1856  u.  19.  Juni  1860,  Z.  8708  (sub  VI, 
d 357  u.  362). 
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Uebrigens  enuKcbtige  Ich  Sie,  in  Zukunft  ähnliche  Uispensen 
in  besonders  berUcksichtignngswilrdigen  Fällen  zu  ertheilen. 


331.  Ministerial-Erlass  vom  10.  August  1857,  Z.  614, 

sn  die  Statthalterei  von  Niederitaterreieh, 

• 

in  Betreff  der  speeletlen  Nschweiiungen  der  bei  d^  medicinischen  (und  philo- 
sophischen) Faoultät  rur  die  verschiedenen  Magisterlen  stattfindenden  Rigo- 
rosen in  den  statistischen  Uebersichtstabellen  der  Universitätsstudien. 

Das  Universitäts-Consistoriiim  ist  in  Betreff  der  für  die  Zukunft 
beantragten  speciellon  Xacliwei.sungeii  der  bei  der  medicinischen  und 
philosophischen  Facnität  tiir  die  verschiedenen  Magisterien  stattfindeu- 
den  Rigorosen  anzuweisen,  dass  zu  einer  Uehersicht  der  Facultäts- 
Rigorosen  die  Rigorosen  der  Pharmaceuten  nicht  gehfiren,  da  damit 
kein  Diplom  als  Doctor  eitier  Facultät  envorben  wird,  und  die  frag- 
lichen Ausweise  nur  die  Doctorate  und  Rigorosen  iin  engeren  Sinne 
betreffen.  Ktinftighin  werden  im  Einklänge  mit  den  für  die  Zuhlirer 
bestimmten  Rubriken  sowohl  die  Rigorosen  der  Pharmaceuten,  als 
auch  die  bei  der  medicinischen  Facultät  sonst  vorkomnienden  Magiste- 
rialpriitungen  abgesondert  von  den  eigentlichen  Rigorosen  und  unter 
der  obigen  Benennung  uachzuweisen  sein,  und  dies  (bis  hierftir  durch 
eine  eigene  Rubrik  der  Ausweise  gesorgt  sein  wird)  durch  eine  Thei- 
lung  der  Rubrik  „Rigorosen“  in  Rigoros(ui  und  Vlagisterialprüfnngen 
und  Beibehaltung  der  correlativen  Unterabtheilungen  ,,mit  Approba- 
tion“ und  ,,mit  Reprobation“  zu  geschehen  haben. 


332.  Ministerial-Erlass  vom  15.  Becember  1869,  Z.  11580, 

an  sKnimtlichc  Landesbehörden, 

betreffend  die  Aufhebung  des  im  Absätze  2 des  Art.  VIII  der  medicinischen 
Studienordnung  als  Bedingung  der  Zulassung  zur  Praxis  in  Wien  vorgeschrie- 
benen  Repetitionsaetes.  *) 

Se.  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  der  Allerh. 
Entschliessung  vom  30.  November  1S69  die  Aufhebung  der  im  Ab- 
sätze 2 des  Artikels  VIU  der  medicinischen  Studienordnuiig  vom 
Jahre  1804  enthaltenen  Vorschrift  allorgnädigst  zu  genehmigen  ge- 
ruht, nach  welcher  auf  anderen  inländischen  Universitäten  graduirte 


*)  Hiusichtlich  der  au  der  I’ragi’r  Universität  Gradiiirtcn  war  der  S-  2 
des  Abschnittes  VIII  des  8tu«Ucnplam‘S  vom  Jahre  1S04  bereits  mit  dem  M.-E. 
vom  15.  März  1849,  Z.  1863,  aiifgehohen  worden. 

31  * 
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Doctoren,  Chirurgen,  Geburtshelfer  und  Apotheker,  wenn  sie  in  Wien 
die  Praxis  ausUbeu  wollen,  sich  vorher  noch  einer  wiederholten  Prü* 
fung  zu  unterziehen  haben.  Hiebei  wird  jedoch  ausdrücklich  bemerkt, 
dass  hiedurch  an  der  Verpflichtung  der  nicht  in  Wien  graduirten 
Ductoren,  sich  in  das  Doctoren-Collegium  aufhehmen  zu  lassen,  nichts 
geändert  wird. 


Anfflerkangen. 

Mit  üfm  M.-£.  vum  30.  März  1H.50,  Z.  2662  wurde  bekannt  gegebeu, 
tiati»  8e.  MajeHtät  mit  Allerh.  Ent.HrhliesMUUg  vom  15.  M&rz  1850  Ober  ein  Ge- 
such der  Wltwensoeietät  der  medieiniKcben  Faeultät  au  der  Wiener  Universität 
zu  ge.Htatten  geriiiiet  haben,  dass  bei  Bemessung  von  Aerarial-  oder  Fonda- 
Peiisionen  für  Witwen  und  Waisen  der  im  Staatsdienste  augestellteu  Aerzte  die 
Bezüge  aus  der  Witwen-8oci(-tätseasse  der  genannten  Facultät  nicht  in  Abzug 
zu  bringen  seien.  Zufolge  des  Fin.-Min.-Erl.  v.  11.  September  1850, 
K.-G.-B.  350  wird  überhaupt  bei  Bemesaurig  der  Pensionen  das  Vcrniügen  der 
BetrefTendcn  nicht  mehr  berücksichtigt. 

Mit  Ciiltiis-  und  Unterr.-M.-E.  vom  6.  Jänner  1851,  H.-G.-BI.  V.  St  Nr.  18, 
wurden  die  Modalitäten  bestimmt,  unter  welchen  ausländische  Aerzte  in  die 
Collegieii  der  m e d ici n i s c h c n und  philosophischen  Facultät  der 
Wi«'ner  und  Pragt'r  Universität  aufzunehmen  sind.  (Sub  Ab.schnitt  VII  eiii- 
gereiht.) 

Zufolge  Ministerial-Erlasses  vom  24.  December  1852,  Z.  13376,  an  den 
roedieinisch-chinirgischeii  Lehrkörper  in  Lemberg,  ist  bei  Anstellung  desDienat- 
personales  an  einer  medicinisch-chirurgischen  Lehranstalt  die  Bestätigung  der 
StatthaltertM  einzuholen. 

Mit  Erlass  dos  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  an  die  Statthalterei 
in  Dalmatien  vom  21.  August  18ti0,  Z.  10819,  wurden  Stipendien  k 300  fl.  für 
Facultäts-studirondo  der  juridischen  und  medicinisehen  Abtheilung  begründet. 
(Vergl.  Abschn.  V.  a.) 

Mit  Ministerial-Erlass  vom  19.  April  1869,  Z.  3060,  an  den  Statthalter 
für  Timl  und  Vorarlberg,  wurde,  bekannt  gegeben,  dass  8e.  k.  und  k.  Aposto- 
lische Maje.stät  mit  Allerb.  Eutscbliessnng  vom  11.  April  1869  allergn.  zu  ge- 
nehmigen geruht  haben,  dass  an  der  Universität  zu  Innsbruck  vom  Studien- 
jahre 1860/70  angefangen,  eine  vollständige  medicinischc  Facultät  errichtet,  die 
dort  bestehende  chinii^ache  Lehranstalt  aber  aufgehoben  werde. 

Diese  letztere  wird  theilweise  noch  durch  zwei  Jahre  fortzubestehen 
haben,  um  den  Schülern  des  ersten  und  zweiten  Jahrganges  die  Möglichkeit  zu 
lassen,  ihre  Studien  dort  zu  vollenden.  Vom  Schuljahre  1869/70  an  findet  eine 
' Aufnahme  von  neuen  Schülern  der  Chirurgie  nicht  mehr  statt. 

Eben.'io  wird  die.  Hcbammenschule  aJU  Laste  bei  Trient  mit  Ende  de.*» 
laufenden  Studienjahres,  oder  nach  Umständen  längstens  mit  Schluss  des 
Wintersemesters  1869/70  gänzlich  aufznlas.«en  sein. 

Dem  Allerb.  Willen  Seiner  Majestät  gemäss  ist  die  neue  medicinischc 
Facultät  in  Innsbruck  schon  mit  Beginn  des  Studienjahres  1869/70  iu's  Leben 
getreten. 
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333.  Studien-Hofcommissions-Secret  vom  23.  Mai  1844, 

Z.  3472, 

nn  n».d«-röstorrfichi.sc!ie 

batrefTend  d)a  Einführung  dnt  Vorträge*  Uber  pathologitohe  Anatomie  al* 
eine*  obligaten  Lahrgegenitandes. 

Se.  Majestät  liaben  vorilerhaml  uml  bis  Uber  «len  Pinn  eines 
verbesserten  medicinisrh-chirurgiscben  Studiums  entschieden  sein  wird, 
mit  Allerb.  Entschliessung  vom  18.  Mai  1844  zu  bewilligen  geruht, 
(lass  der  Vortrag  Uber  die  patbologisclie  Anatomie  als  eines  obligaten 
Lebrgegenstandes  an  der  Wiener  Universität  eingefllhrt  werde. 

Dem  Professor  dieses  Lehrfaches  geruhten  Allerhocbstdiesclben 
einen  Gehalt  von  zweitausend  Gulden  zu  bewilligen. 

Se.  Majestät  genehmigen  ferner  die  Ertbeilung  dieses  Unter- 
richtes provisorisch  unter  nachstehenden  Modalitäten,  deren  definitive 
Festsetzung  mit  der  Ausdehnung  auf  die  Übrigen  Universitäten  ersten 
Ranges  dem  allgemeinen  medicinisch-chirurgischen  Studienplane  vor- 
zubchalten  ist: 

1.  Die  Vorträge  Uber  pathologische  Anatomie  sollen  einen 
ganzen  Jahrescurs  hindurch,  und  zwar  5mal  die  Woche  gehalten 
werden. 

2.  Die  einzelnen  Vorlesestunden  sollen  grösserentheils  dem 
geregelt  fortschreitenden  demonstrativen  Unterrichte,  nebstbei 
aber  auch  der  Demonstration  der  verschiedeneu  bei  den  täglichen 
pathologischen  und  gtirichtliclien  Sectionen  aufgefundenen  Ano- 
malien, gleichsam  einem  Practicum  gewidmet  sein. 

3.  Ausserdem  wird  den  Schülern  eine  Anleitung  zur  kunst- 
gemässen  Obduction,  zur  Stellung  der  Diagnose  ans  einem  Ge- 
sammtbefunde  und  zur  kunstgemässen  Zubereitung  und  Dar- 
stellung erkrankter  Gebilde  von  dem  Professor  nnter  Mitwirkung 
des  Assistenten  in  Abtheilungen,  und  zwar  jede  derselben  zwei 
Monate,  dreimal  in  der  Woche  zu  ertheilen  sein. 
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4.  Diese  Vortriigc  sind  in  dem  vierten  medicinischen  Jahr- 
gänge abzuhalten  und  den  obligaten  LchrgegenstAnden  dieses 
Jahrganges  einzuverleiben. 

.5.  Die  Bestimmung  der  Tagstunden  und  des  Locals  fllr 
diese  Vorträge  ist  den  Verhältnissen  gemäss  zu  treflen,  sowie 
als  Handbuch  bei  diesen  Vorträgen  das  von  Professor  Rokitansky 
in  Druck  gelegte  Handbuch  der  pathologischen  Anatomie  benützt 
werden  kann. 

Uebrigens  ist  in  Folge  derselben  Allerh.  Entschliessung 
dieser  Lehrgegenstand  in  die  Zahl  der  für  die  Kigorosen-Prüfun 
gen  bestimmten  einzureihen.  *) 


334.  Ministerial-Erlass  vom  2.  August  1848,  Z.  4848, 

an  das  UniversitÄts-Conaistorium  in  Wien, 

wornach  et  von  der  Abhaltung  öfTentllcher  Disputationen  und  der  Verfassung 
von  Dissertationen  zur  Erlangung  des  medicinischen  Doctorgrades  abzu- 

kommen  hat. 

V^oii  der  Ablmltuiig  der  öffeutliclior  Disputationon  und  dor  Ver- 
fassung von  Dissertationen  als  Tlieilo  der  strengen  Prüfungen  zur 
Erlangung  des  medicinischen  Doctorgrades  hat  es  vor  der  Hand  ab- 

*)  Mit  der  Allerh.  KiiUehlie.'tsmig  vom  2.  November  1844  (St.-H.-C.-D. 
vom  U.  Novoiiiher  1844,  Z.  7384,  wurde  ati«gf»[>ro<*heii,  das«  die  patholo  gi- 
sche Anatomie  in  die  Zn  ii  I der  für  dan  erste  m e di  ein  isch  e Ri  go- 
rosuin  bestimmten  OegenstUnde  einzureihen  und  die  Taxe  hiefflr 
mit  5 tJ.  C.-M.  zu  entrichten  sei. 

Mit  Deeret  der  vereinten  Hofkauzlei  vom  2.  Februar  1810  w.ir  an  s&nmit- 
liehe  EÄndin-.steUen  intimirt  worden,  da.ss  Sc  Majestät  naehstehende  Anträge 
allergu.  7.XI  genehmigen  geruhten;  1.  da.sH  alle  ProHeetoren  und  Lehrer  der 
Anatomie  au  den  k.  k.  erbländisehen  Universitäten  und  Lyceen  wieder  in  den 
Hang  der  Professoren  erhi»ben  werden  sollen;  2.  da.ss  der  Lehreurs  der  Ana- 
tomie wie  vummls  auf  zwei  Semester  ausgedehnt  werde;  3.  da.ss  an  d»ir  Uni- 
versität in  Wien  und  Pr.ng  den  Profe».Horeii  der  Ämitomie,  Proseetoren,  wie 
ehomalis  mit  einem  Gelialte  von  j.Hhrliehen  3<K)  fl.  belgegoben  wenlen,  ganz 
nach  den  Hedingnisst-ti,  naeh  weleheri  die  Assistenten  ix-i  dun  Kliniken  und  bei 
dom  Lehramte  der  Chemie  und  Botanik  bestehe.n;  4.  tlas.s  der  Professor  der 
Phy.siologie  und  der  hblieren  Anatomie  an  UiiiverHitäten  wie  bisher  fortan  zu 
qestc  hen  habe.  Welche  Allerh.  Ent.Hchlie.ssmig  mit  dem  Beisatze  bekannt  ge- 
macht wurde,  dass  .sieh  hei  der  Bestimmung  des  Prosectors  ebenso  zu  benehmen 
sei,  wie  es  für  die  Wahl  der  Assistenten  bei  den  Kliniken  und  bet  dem  Lehr- 
amte  der  Chemie  und  Botanik  vorgeschiiebeu  ist. 

Mit  St.-H.-C.-D.  vorn  18.  Oetoher  1811,  Z.  1818,  wurde  au  die  nieder- 
Bsterreiohiselie.  Regierung,  an  das  bfthmisehe,  mfihriseh  - .schle.sische,  galizisehe 
und  steicrmärkiseh-känitnerisehe  Gubernium  eine  Vorsrhrift  über  Eniehfung 
und  Erhaltung  anatomist'h-pathologi.Heher  Cabinete  hinausgegeben. 

Mit  den  M.-E.  vom  4.  September  1842,  Z.  6fK>4,  und  11.  September  1861, 
Z.  8967,  an  den  Landeschef  von  Böhmen  und  an  den  akademischen  Senat  in 
Krakau  wurde  bestimmt,  daa.s  die  pathrdogische  Anatomie  auch  an  den  medid- 
nischen  FHciiItäten  in  Prag  und  Krakau  in  derselben  Art  in  die  strengen  Prii 
fangen  aiifzunehmen  sei,  welche  mit  der  Allerh.  Entschliessung  vom  2.  Novem- 
ber 1844  für  die  Wiener  Hochschule  genehmigt  worden  war. 
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ziikommcn.  Dafre^en  wird  bei  diesen  Prüfnnj'en  die  Oeflentlichkeit 
in  der  Art  eingeiilhrt,  dass  nlleu  Facultätsmitgliedern  der  Zutritt  in 
das  Prüfungslocale  gestattet  ist.  *) 


336.  Miniaterial-Erlass  vom  15.  Jänner  1851,  Z.  162, 

an  das  Wiener  Univtrsitäts-Consisloriiim, 

wornach  1.  die  bei  den  Rigorosen  tuspendirien  oder  rejicirten  Candidaten 
der  Medicin  zum  neueren  Besuche  der  Vorlesungen  nicht  verhalten  werden 
dürfen,  2.  für  den  praktisch-geburtshilflichen  Curs  an  der  Wiener  medicini- 
schen  Lehranstalt  ein  Collegiengeld  von  4 fl.  C.-M.  zu  entrichten  Ist,  endlich 
3.  die  feldärztlichen  Zöglinge  sich  spätestens  bei  der  Anmeldung  zum  zweiten 
Rigorosum  Uber  den  zurUckgelegten  praktisch-geburtshilflichen  Curs  auszu- 
weisen haben.  **) 

1.  Die  bei  den  strengen  Prüfungen  su.spendirten  oder  rejicirten 
Candidaten  der  .Medicin  können  von  der  Piüfnngs  Coinmission  aller- 
dings dazu  verpfliclitet  werden,  sieb  aus  einem  oder  dem  andern 
Lchrgegenslande,  aus  welchem  sie  nicht  Genüge,  geleistet  haben, 
nach  einem  bestimmten  Zeitabschnitte  noch  einmal  einer  Prüfung  zu 
unterziehen;  da  sie  aber  die  für  den  betreffenden  Doctoisgrad  vor- 
geschriebene Universitätszeit  schon  vor  der  Zida.ssung  zu  der  strengen 
I’rüfiing  zurückgelegt  hatten,  so  kann  ihnen  ein  neuerer  Besuch  der 
Vorlesungen  nicht  aul'erlegt,  somlern  es  muss  ihrem  eigenen  Ermessen 
anheim  gestellt  werden,  in  welcher  Art  sie  die  ihnen  mangelnden 
Kenntnisse  zu  ergänzen  gedenken. 

2.  Von  den  Besuchern  der  geburt.shilllichen  Kliniken  ist  ein 
Collegiengeld  — und  zwar  für  den  zweimonatlichen  praktischen  Curs 
im  Betrage  von  4 fl.  C.-M.  — abzunehmen. 

3.  Die  Schüler  der  vormaligen  .Josephs- Akademie  sind  nach 
absolvirtem  fünften  .Jahre  zu  dem  praktischen  geburtshilflichen  Curse 
zuzulassen  nnd  haben  sich  spätestens  bei  der  Anmeldung  zur  zweiten 
strengen  Prüfung  Uber  den  zurückgelegten  Curs  auszuweisen. 

Hiervon  wird  das  Universitäts-Consistorium  zur  Verständigung 
des  medicinischen  I'rofessoren  Collegiums  in  Kenntniss  gesetzt. 

*)  Eiue  wesentlich  gleiehl.auteude  Veifäguug  wurde  unterm  2.  September 
1848,  Z.  61*14,  an  das  l.öhmisehe  Gubernium  erias.sen. 

Die  Oeffentlichkeit  der  medicinischen  Rigorosen  wurde  ncuerlieh  aiigc- 
ordnet  mit  dem  M.-K,  vom  12.  November  1860,  Z.  11)770  (.sah  VI.  e). 

,8ieho  da.  Normale  vom  15.  Juni  1851,  Z.  5424  (sub  VI,  o). 
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330.  Ministerial-Erlass  vom  13.  Februar  1852,  Z.  12470 
ex  1861, 

att  daa  Wiener  UniveraitÄts-Consistürium, 

womit  die  Zulaitung  der  Candidaten  lu  den  medicinischen  Rigorotan  dam 
Deoana  daa  mediolnitohan  Profaatoran-ColleglHmt  alngariumt  und  dar 
dlatfdlliga  Vorgang  niher  bazaiohnat  wird. 

Damit  den  Intereaaeu  des  mediciniaehen  Doctoreii-Collegiuma 
bei  der  Aimabme  der  Candidaten  zu  den  mediciniachen  Rigorosen 
Rechnung  getragen  werde,  so  wird  hierbei  kUuttig  in  folgender  Weise 
vorzugelien  sein. 

Die  Candidaten  reichen  ihre  an  die  medicin'ache  Faeultüt  ge- 
richteten, mit  den  nöthigen  Belegen  versehenen  Gesuche  um  die  Zu- 
lassung zur  medicinischen  Dortorsprüfung  bei  dem  Decane  des  me- 
diciuischen  Prol’esaoren-Collegiums  ein.  Dieser  Ubergibt  dieselben  dem 
Decane  des  medicinischen  Doctureu-Coliegiums  auf  kurzem  Wege  zu 
seiner  längatens  binnen  acht  Tagen  zu  erstattenden  Aeusseruug  und 
verfugt  auf  Grundlage  dieses  Gutachtens  in  anstandslosen  Fallen  die 
Zulassung.  In  zw'eifelhaften  Fallen  legt  er  den  Gegenstand  dem  me- 
dicinischen Professoren-Collegium  zur  Entscheidung  vor. 

Findet  dieses  eine  Abweichung  von  der  bestehenden  Norm  zu 
bevorworte.n,  so  hat  cs  hierüber  im  Wege  des  Universitats-Consisto- 
riums  an  das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  Bericht  zu  er- 
statten. 

Was  die  Führung  der  Protokolle  Uber  die  strengen  Prüfungen 
bei  der  mediciniachen  F.'.cultat  betrifil,  so  ist  das  Protokoll,  welches 
früher  der  incdicinischc  .Studien-Director  und  Präses  der  medicinischen 
Facultät  geführt  hat,  und  in  welchem  die  Geprüften  nach  den  An- 
fangsbuchstaben ihres  Namens  mit  Beisetzung  des  Alters,  Vaterlandes. 
Geburtsortes,  PrUfungstages  und  Jahres  und  des  bei  jeder  strengen 
Prüfung  erhaltenen  Calculs  eingetragen  wurden,  gegenwärtig  vom 
Decane  des  medicinischen  Professorcu-Collegiums  zu  führen. 

Das  zweite  Protokoll,  in  welches  die  Examinatoren  eigenhändig 
mit  ihrer  Namensunterschrifl  ihre  Stimmen  schreiben,  und  in  welchem 
vordem  das  Conclusum  von  dem  Vorsitzenden  Präses  unterfertigt 
wurde,  ist  nunmehr  von  dem  Decane  des  medicinischen  Professoren- 
Collegiums  zu  führen  und  aufzubewahren.  Dem  Decane  des  medicini- 
schen Doctoren-Collegiums  steht  es  jedoch  frei,  ein  zweites  Pare  zu 
seinem  Amtsgebranche  zu  fuhren,  dessen  Uebereinstimmung  mit  dem 
Originale  vom  Decane  des  medicinischen  Professoren-Collegiums  zu 
bestätigen  sein  wird. 
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337.  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht 
vom  3L  Juli  1863,  Z.  3295, 

wirkaain  fUr  alle  KronlKndcr, 

womit  dl«  B«dingung«n  fastgMetzt  w«rd«n,  unter  welchen  vom  Studienjahre 
1833/54  an,  approbirta  Wundirzta  und  Magietar  der  Chirurgie  den  medioinl- 
eehan  Doctoregrad  erlangen  können. 

R.-G.-BI.  Jahrg.  1863,  Nr.  154,  S.  96C. 

Approbirte  Wundärzte  oder  Magister  der  Chirurgie,  welche  den 
roedicinisehen  Doctoragrad  erlangen  wollen,  haben  sich  vom  Beginne 
des  Studienjahres  18ii3,54  an,  wieder  Uber  dieselben  Aufnahms-Er- 
fordernisse in  das  medicinische  Studium  auszuweisen,  dann  dieselben 
FacultUtsstudien  zurUckzulegen,  wie  die  übrigen  ordentlichen  Hörer 
der  Medicin.  Die  approbirten  Wundärzte  werden  daher  diesen  Facul- 
tätsstndien  zehn  Semester  zu  widmen  haben,  und  nur  bei  den  Magi- 
stern der  Chirurgie  findet  die  Erleichterung  statt,  dass  sie  die  Faciil- 
tätsstudien  in  sechs  Semestern  nbsolviren  dürfen  und  nur  zu  einem 
einjährigen  Besuche  der  medicinischen  und  chinirgischen  Klinik  ver- 
pflichtet sind,  welcher  innerhalb  der  obbezeichneten  Studiendauer 
stattfinden  kann. 

Den  strengen  Prüfungen  für  den  akademischen  Grad  werden 
sich  die  Sanitäts-Individuen  der  genannten  beiden  Kategorien  nach 
den  bestehenden  Vorschriften  zu  unterziehen  haben. 

Hiermit  werden  die  Ministerial-Erlässe  vom  16.  August  l$49, 
Z.  1448  (R.-G.-Bl.  vom  Jahre  1?>49,  Nr.  363)  und  vom  23.  October 
1850,  Z.  8900  (R.-G.-Bl.  vom  .Jahre  1850,  Nr.  438)  rücksichtlich 
aller  approbirten  Wundärzte  oder  Magister  der  Chirurgie,  welche 
nicht  schon  unter  den  in  jenen  Ministerial-Erlässen  (vom  16.  August 
1849  und  vom  23.  Oetdber  1850)  festgesetzten  Bedingungen  an  einer 
medicinischen  Facultät  ordnungsmässig  immatriculirt  sind,  und  welche 
das  in  dem  Erlasse  vom  16.  August  1849  angeordnete  medicinische 
Ergänzungsstudium  nicht  bereits  vorsebriftsmässig  begonnen  haben, 
und  auf  welche  daher  diese  Verordnung  keine  rückwirkende  Kraft 
äussern  soll,  ausser  Wirksamkeit  gesetzt.  ' 


338.  Mlnisterial-Erlass  vom  26.  Februar  1861,  Z.  1836, 

an  das  Wiener  medicinische  Professoren-Cullcgium, 

womit  demsalbsn  di«  Instruction  für  di«  Dtensr  d«r  Wiansr  pathologisoh- 
anatomischan  Anstalt  mitgsthsilt  wird. 

Bei  der  bezüglich  der  verschiedenen  Operationsübungen  und 
der  hiebei  nöthigen  Hilfsleistungen  anderweitig  getroflenen  Vorsorge 
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wird  kein  Anstaml  genommen,  die  fiir  die  Diener  der  Wiener  patbo* 
logiBcIi-anatomischeii  Anstalt  entworfene  Instruction  nach  ihrem 
ganzen  Inhalte  zu  geiiehraigeu  und  ein  Pare  derselben  mit  der  hier- 
ortigen  Bestiitigungsclnusel  versehen  mit  Beziehung  auf  den  Bericht 

InstractioD  für  die  Diener  der  patbologiseh-aBatomischen  Lehranstalt 

§.  I.  Pie  beldt'ii  Diener  der  pnthologisrh-niiatoiinflilicii  LchrAnntriU  sind 
y^iinHcbst  dem  PnUVssor  der  pAtholoyiiifhen  Anatomie  und  Pro,««ector  des  k,  k. 
allgemeinen  Krankenhauses  imd  smlann  dem  Deeanate  des  k.  k.  PiNdeasoren- 
l'ollegiiims  untergeurdiiet ; iiebstdein  sind  sie  den  sümmtiiehen  mit  der  patholo 
giscii>anat<>miscl)en  Anstalt  im  Verkehr  stehenden  klinisehcn  Profipsaoren,  sowie 
dem  Dlreetor  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses  und  den  PrimarHrzten  die 
geziemende  Achtung  schnldig. 

§.  2.  Sie  haben  ahwecbaclnd  bei  der  durch  den  PiNifensor  oder  semcii 
AsHiatenten  vorzuiichnu  nden  Vertheilung  der  Leichen  an  die  verschiedenen  An- 
sUltcu : physiologische  Anatomie,  Physiologie,  Cliinirgic  und  Operationsenrse, 
Ociilistik  und  GcburL'<hiire  gegenwärtig  zu  sein  und  auf  die  der  hiebei  getroffe- 
nen Zuweisung  gemäss  geschehende  üohemahme  der  Leichen  und  Leiehen- 
theile  ein  wacltsamcs  Auge  zu  halten.  Ks  ist  ihnen  untersagt,  eigenmächtig 
derlei  nn  Jemanden  zu  verabfolgen. 

3.  Sie  haben  nach  den  an  den  Professor  oiiigegaiigen  Hinladuugcn 
die  zur  öeetion  bestimmten  Leichen  in  der  Leichenkainmer  hervorzusuchen  und 
selbe  zur  Ueberbringuug  in  den  Sectionssaal  nach  der  ans  den  Kinlndtingen 
horTOrkrehenden  Zeitordnung  bereit  zu  halten. 

§.  4.  Eine  bei  dieser  Uurchsicht  wnhrgcuuimuene  Anomalie  an  nicht  zur 
Seetion  l»estimuiten  Leichen  haben  sie  alsbald  dem  Professor  oder  dem  Assisten- 
ten zu  melden. 

§.  5.  Sie  haben  vor  Allem  bei  den  Seetioucn  dom  obdueireuden  Professor 
(»der  Assistenten  Hilfe  /u  leisten,  nachdem  sic  vor  liegiuii  derselben  alle  dazu 
nbthigen  Instrumente  und  Geräthsehafteu  herbeigeschafft  und  in  Stand  gesetzt, 
die  n5thige  Wäsche  zubereitet  und  im  Winter  filr  gt  wärmtes  Wasser  gesorgt 
haben. 

§.  ö.  DemnUehst  haben  sie  in  gleicher  Weise  bei  den  {»raktisohen  Uebun- 
gen  der  Stiidireiiden,  d.  i.  hei  den  pathologiscdje»  und  geriehtliehea  Seetions- 
Hebungeii  die  nütbige  Hilfe  zu  leisten. 

§ 7.  Bei  den  Vorträgen  über  pathologische  Anatomie  haben  sie  abwech- 
selnd zugegi-n  zu  sein,  die  zur  Demonstration  bestimmten  Präparate  vom  Mu- 
seum und  frische  Leiehcntheile  sammt  den  hiezu  nbthigen  Instrumenten  und  Oe- 
räths(*haft(  n heizubringeii  und  darnach  die  erstcren  in  das  Museum  zurfiekzu- 
schaffeu  und  die  letzteren  nach  der  Hestinimnng  des  Professors  in  die  Leiehen- 
k.'tmmor  nbzngebeii  oder  behufs  einer  .nuderweitigen  Benützung  n(»eh  aufzu- 
bewahren. 

§.  8.  Sic  haben  dem  Professor  und  dem  Assistenten  nicht  nur  bei  deren 
Arbeiten  für  das  k.  k.  pathologische  Museum  behilfiieh  zu  sein,  und  auf  An- 
ordnung selbst  und  zwar  nach  Anweisung  zu  präparueu,  sondern  auch  bei  den 
Arbeiten  iiu  Museum  und  bei  den  wisscnsehaftliehen  Arbeiten  den  Cienannten 
überliaupt  hilfreiche  Hand  zu  bieten. 

§.  9.  Sie  iinben  die  Keinigung,  die  Beleuchtung  und  die  gehörige  Lüf- 
tung, im  Winter  die  Heienng  in  6eii  tSccir-L(»calitäton,  im  Ilörsaalc,  in  den 
Arbeitszimincrii  des  Pn»fcsM»rs  der  patholugisehen  Anatomie  und  seiner  Assisten- 
ten, des  Pn»fos«or8  der  gerichtlichen  Medicin,  ferner  im  Museum  zu  besorgen. 

In  dem  letzteren  haben  sie  überdies  sowohl  auf  besondere  Anorduung, 
wie  aus  eigenem  Antriebe  durch  genauere  Kingicht  in  die  Küsten  zur  Krhaltung 
der  Präpar.ate  beizutragen,  indem  sie  hier  auf  jede  Verunreinigung  der  Kästen 
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vom  12.  Fobniar  dieses  Jahres,  Z.  240,  zur  weiteren  Veranlassung 
zurttckzustellen. 


339.  Minlsterial-Erlass  vom  27.  November  1861,  Z.  11599, 

an  das  Doctoren-Cullcgium  der  medicinischen  Facultüt  in  Wien, 

womit  der  Antrag  wegen  Bestimmung  der  sbsoiuten  Stimmenmehrheit  bei 
Erwbhiung  des  Decans  des  Wiener  medicinischen  Doctoren-Collegiums  ge- 
nehmigt wird. 

Den  anher  pestellteii  Anträgen  des  riihnltes; 

1.  Zur  Erlangung  der  Decanswilrde  ist  die  absolute  .Ma- 
jorität der  Stimmenden  uotbwendig. 

2.  Sollte  hei  der  ersten  Wald  keine  absolute  Majoritiil 
erzielt  werden,  so  wird  die  engere  Wahl  cingelcitet,  bei  der 
nur  von  den  bei  der  ersten  Wahl  betbeiligten  Wäldern  und 
unter  den  mit  den  meisten  Stimmen  versehenen  zwei  Candidaten 
gewählt  wird. 

3.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos, 
wird  hiermit  die  angesuchte  (lenehmignng  ertheil;. 


340.  Ministerial-Erlass  vom  12.  November  1869,  Z.  10770, 

an  daa  Professoren -Collegium  der  mcdicinUcbcn  FaeiiltJit  in  Wien, 

betreffand  die  Anforderungen  an  die  Candidaten  der  medieinischen  Doctors* 
würde  beim  RIgorosum  aus  der  Botanik  und  die  Einführung  der  Oeffenttich* 
keit  der  RigoroMn.  *) 

Um  die  Gleicbmässi^^keit  in  den  an  die  Candidaten  der  medici- 
niflchen  iJoctorswilrde  bei  der  Prüfung  aus  der  Botanik  zu  stellenden 


und  Pr&parnte  mit  ?5t;iub  und  d»is  Vorhandt*iisei»4  vtm  Kcliftdliebüii  InwtM  ten,  .Tiif 
mangelhafte  FiiUiing  der  Gläser,  inanpelliafteii  Versehluss  der  Kästen  und 
Gläser,  mangelhaften  Finiis.sanstrich  der  troekenen  Präparate,  jede  Bcsehlidi- 
giing  an  den  Präparaten,  den  GläHern,  Kästen,  suu.Htigeii  Möbeln  und  Gerhtii- 
sehaften  sehen  und  solche  alsttgleich  Anzeigen. 

§.  10.  Wie  die  gedaehteu  Loenlirälen  und  die  in  ihnen  vorfindigeii  Ge- 
genstände, so  haben  sie  aueh  im  Besondern  die  sKmniUicheii  (tcräthschaften, 
Wäsche,  Instrumente  und  Materialien  zu  übcrvraeheii,  rein  und  in  brauchbarem 
Stande  zu  erhalten,  und  jede  Beschädigung,  jedes  Unbrauehbarwerden  derselben 
rechtzeitig  zu  melden. 

§.  11.  Sie  haben  sich  eines  ge.Hitteteu  und  uüchteruen  Lebenswandels  zu 
befleisseii,  und  sieh  vor  jedem  Untursehleife  in  der  Gcliahruiig  mit  Leichen  und 
Leichentheilcn,  Geräthschaften,  Instrumenten,  Materialien  zu  verfahren. 

§.  12.  Die  Kichtbcaebtung  dieser  Vorsch'iften,  insbesondere  aber  eine 
Verschuldung  gegen  die  im  §.  11  gegebenen  Vorschriften,  wird  nach  awei- 

maliger  Verwarnung  die  Dienstesentlassung  und  poliseiUchc  Bestrafung  zur 
Folge  haben. 

*)  Mit  Ministerial-Erlass  vom  5.  Februar  1870,  Z.  762,  an  den  akademi- 
schen Senat  der  UniTersität  in  Krakau  wurde  auch  das  Krakauer  medicini- 
Bcbc  Professoren-Collegium  ermächtigt.  Aerzten  und  Studirenden  der  Medicin, 
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Anfordernngen  auf  siclierp  Grundlagen  zu  stellen,  finde  ich  im  Sinne 
der  vom  medicinischen  Professoren-Collegium  diesbezüglich  gestellten 
Anträge  anzuordnen: 

Die  Anforderungen  an  den  Oandidateu  der  medicinischen  Doc- 
turswUrde  in  BetrefT  des  Rignrosums  aus  der  Botanik  sind  auf  die 
Kenntniss  der  Morphologie  und  Systematik  der  Pflanzen,  sowie  ant 
die  Kenntniss  der  einheimischen  Gift-  und  der  einheimisrhen  von 
der  Landes-Pharmakopöe  begehrten  Medicinalpflanzen  zu  beschränken. 
Die  Prüfung  hat  an  frischen  Pflanzen  und  in  Knnanglung  derselben 
an  guten,  mit  einer  Analyse  versehenen  Abbildungen,  nie  an  ge- 
trockneten Pflanzen  eines  Herbariums  und  auch  nicht  ohne  Pflanzen 
oder  deren  Abbildungen  vorgenommen  zu  werden.  Der  Candidat  hat 
die  Diagnose  der  Pflanzen,  welche  ihm  vorgelegt  werden,  genau  zu 
geben,  die  Stelle,  welche  dieselben  im  natürlichen  Systeme  einneh- 
men, zu  bezeichnen,  dieselben  genau  nach  ihren  Merkmalen,  soweit 
dieselben  durch  das  bewaffnete  Auge  erkannt  werden  können,  zu  be- 
schreiben und  die  Difl'erential-Diagnose  von  verwandten  Pflanzen  bei-, 
zufUgeii,  wenn  es  verlangt  wird.  Phytochemie,  mikroskopische  Ana- 
tomie und  Physiologie  der  Pflanzen  sind  kein  Gegenstand  der  Prü- 
fung. Nur  in  dem  Falle,  als  der  Candidat  eine  Prtifung  über  Ana- 
tomie und  Physiologie  der  Pflanzen  wünschen  sollte,  kann  seinem 
Wunsche  willfahrt  werden,  falls  er  in  Gegenwart  des  Decanes  dem 
Examinator  vor  dem  Rigoro.sum  diesen  Wunsch  zu  erkennen  gege- 
ben hat. 

Zugleich  genehmige  ich,  dass  die  bereits  mit  dem  Ministerial- 
Erlasse  vom  2.  August  1848,  Z.  4848,  angeordnete  Oeffentlichkeit 
der  Rigorosen  unter  den  vom  l’rofessoreu  Collegium  in  Antrag  ge- 
brachten Modalitäten,  d.  h.  unter  dem  Zutritte  von  Aerzten  und  Me- 
dicinern,  und  zwar  des  beschränkten  Raumes  wegen  gegen  Eintritts- 
karten, eingeführt  werde. 


soweit  es  der  Kaum  in  den  Prllfung»:<älen  erlaubt,  freien  SCntritt  zu  den  medi- 
cinischen  Rigorosen  zu  gestatten. 

Mit  M.-E.  vom  12.  April  1870,  Z.  2761,  an  das  Prufesssorcn-Colleginm 
der  medicinischen  Kacnltät  in  Prag,  wurde  dessen  Anzeige  von  dem  einstimmig 
gefassten  Bcschlnsae,  dass  wegen  des  kaum  20  Zuhörer  fassenden  Raumes  im 
Prager  Priifuiigssaale  Aerzte  oder  Mediciner  nur  gegen  Eintrittskarten,  welche 
vom  Profc.isoren-Decane  auszufolgen  sind,  den  Zutritt  zu  den  theoretischen 
Rigorosen  erhallen  sollen,  genehmigt,  nnd  zur  Kenntniss  genommen,  dass  diese 
Besehränknng  nicht  auch  für  das  zweite  chinirgische  Rigorosum  zu  gelten 
habe,  indem  diese  im  pathologi.srh-anatomisehen  Hörsaale  ahgehaltene  Prüfting 
in  Prag  bisher  stets  öffentlich  abgeh.alten  wurde  und  Aerzten  und  Medicinem 
unbeschränkt  und  ohne  vorherige  Anmeldung  der  Zutritt  hiezu  gestattet  war. 
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Anmerkungen. 

Diu  Studitm-HofcoromUHions-Decret  vum  4.  OctoberlSll«  Z.  1721,  welchem 
nuf  der  Allerh.  Entochliessnng  v<im  36.  .Septemlier  1811  beruht  und  die  au»- 
uahmsweinn  Beibehaltung  der  modicinischen  Stipendien  wNhrend  deii  Rigorvmon* 
Jahres  betrifft,  ist  unter  der  Rubrik  .,Mcdicinisches  Stipeudienwesen**  VI,  h)  ein- 
gereiht. 

Der  Ministerial'Nute  vom  4.  Juli  1849,  Z.  4686,  in  welcher  bostimmt 
wurde,  inwiefenie  die  «an  einer  deutschen,  nicht  österrciehischon  IJniversitJit 
ausgestellten  Fr^qucMtationszeugnisHe  in  OcMterreieh  Giltigkeit  haben,  sowohl  bezQg- 
lich  der  Staatsprüfung  aU  auch  der  Erlangung  dos  Doctorgrades  ist  durch  die 
ehischligige  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  1.  October  1850,  §.  48,  und 
2.  October  18Ö6,  sowie  durcli  das  Nostrificationsgesotx  vom  6.  Juni  1850 
«lerogirt 

Der  M.-E.  vom  24.  September  1854,  Z.  13567,  womit  ausgesprochen 
wurde,  dass  in  Zukunft  die  juridischen  und  medi  c inischen  Doetors- 
diplome  für  Ausländer  ohne  den  durch  Allerh.  Entschliessung  vom  19.  Jänm-r 
1819  angeordneten  Beisatz,  „dass  das  Diplom  nicht  zur  Ausübung  der  Praxis 
in  den  k.  k.  Österreichischen  Staaten  berochtige**,  auszustellen  seien,  ist  sub  V,  e) 
Nr.  .S28  anfgenommen  worden. 
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341.  Studien-Hofcommissions-Lecret  vom  2.  Mai  1818, 

Z.  60, 

*n  die  niederdsterreicluRche  und  l.dhmisrlie  Landesstclle, 

bezüglich  der  Rogulirung  dee  Studiume  der  Augenheilkunde. 

Se.  Majestät  haben  zur  Regulirung  des  Studiums  der  Augen- 
heilkunde Folgendes  f'estzusetzen  betunden,  was  an  den  Universitäten, 
nu  «eichen  ordentliche  Professoren  dieses  Z«’eiges  bereits  bestehen, 
wie.  auch  zu  Wien  mit  dem  Anfänge  des  nächsten  Schuljahres,  an 
den  übrigen  Universitäten  aber  sogleich,  wie  ein  ordentlicher  Pro- 
fessor der  Augenheilkunde,  ernannt  sein  wird,  in  Ausführung  gebracht 
werden  muss. 

1 . Ueber  die  Augenheilkunde  ist  in  jedem  halben  Jahre 
ein  vollständiger  theoretischer  und  praktischer  Curs  zu  geben, 
so  dass  in  jedem  Schuljahre  zwei  ganze  Curse  stattfindeu. 

2.  Für  die  Schüler  der  Medicin  des  fünften  Studienjahres 
ist  ein  Semestralcurs  aus  der  Augenheilkunde,  ein  Zwangs- 
studium. *) 

3.  Uie.  Schüler  der  kleinen  Chirurgie  sind  nicht  verbunden, 
diesen  Zweig  sich  eigen  zu  machen;  jedoch  ist  es  ihnen  erlaubt, 
die  Vorlesungen  und  Ordinationen  freiwillig  zu  besuchen.  ♦*) 

4.  Den  Vorlesungen  ist  täglich  eine  Stunde  durch  fünf 
Tage  der  Woche  zu  widmen. 

5.  Welche  sich  den  strengen  Prüfungen  aus  der  Augen- 
heilkunde unterziehen  und  das  Diplom  eines  Augenarztes  erhal- 
ten wollen,  müssen  sich  ausweisen,  zwei  Semestral-Ciirsen  als 

*)  Vergl.  Lehrplan  vom  Jahre  ISS.'t  sub  VI  , b)  und  St.-H.-C.-l).  vom 
8.  August  1835,  Z.  4802,  wornavh  die  Studirenden  der  Medicin  und  Chirurgie 
erst  im  sechsten  Jahre  zum  halbjährigen  Curse  der  Augenheilkunde  zugelassen 
werden  können. 

**l  Die  Schüler  dos  inedicinisch-chirurgischen  Studiums  für  Civil-  und 
Landwundärzte  haben  diese  Vorlesungen  im  zweiten  Semester  des  dritten  Jahr- 
ganges zu  hören. 
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urdentllclui  Scliüler  beigowohnt  und  eine  Operatiun  des  grauen 
Staarcs  unter  der  Aufsicht  des  Professors  mit  Erfolg  gemacht 
zu  haben. 

6.  Die  Schüler  der  kleinen  Cliirurgie  köuneii  zu  diesen 
zwei  Cursen  aus  der  Augenheilkunde  erst  dann  zugeiaasen  wer- 
den, wenn  sie  das  chirurgische  Studium  vorschriftsmiiasig  ganz 
vollendet  haben.  * ) 

7.  Die  Vorlesungen  werden  über  diesen  Zw'eig  der  Heil- 
kunde in  der  Laudesspracbo  gehalten. 

S.  Für  die  Augeubeilkuiide  muss  an  jeder  Universität  ein 
klinisches  Institut,  wie  solches  schon  für  die  Medicin  und  Chi- 
rurgie besteht,  in  dem  Kraiikcnhause  hergeriehtet  werden,  in 
welches  während  des  ganzen  Schuljahres  Augeukranke  aufge- 
nommen werden  und  in  dessen  Nähe  auch  die  Vorlesungen  zn 
geben  sind.  **J 


342.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  1.  Februar  1834, 

Z.  23, 

an  säuimtlirhe  LUnäerstpIK  ii  (mit  Ausnahme  von  Kltstcnlanil  und  Dalmatien, i 

betrefTend  die  Bestimmung  des  Zeitpunktes  für  die  Voriesungen  Ober  die 
Physik,  ailgemeine  und  pharmaeeutische  Chemie  und  Botanik  für  die 

Chirurgen. 

Der  Landesstelle  wird  bedeutet,  dass  hinsiebtlicb  der  von  dom 
Professor  der  Hilfswissenschaften  für  die  Chirurgen  diesen  Vorlesun- 
gen zu  bestimmenden  Zeit,  unterm  20.  November  lSil?>  folgende 
höchste  Entschliessung  berabgelangt  sei:  „Einem  jeden  der  drei  Lehr- 
zweige,  nämlich  der  Physik , der  allgemeinen  und  pharmueeutischen 
Chemie  und  der  Botanik  hat  der  Professor  nach  der  im  neuen 
Btudienplanc  bezeichneten  Art  fünf  Monate  zu  widmen,  daher  in  den 
fünf  Monaten  des  zweiten  t'cmesters  täglich  zwei  Lehrstunden  zu 
geben,  eine  ilir  die  allgemeine  und  pb.annaeeuliseho,  Chemie,  und  die 
zweite  fUr  die  Botanik.  Nach  der  Beendigung  des  Vortrages  aus  der 


*)  Ad  § 5 uuJ  (i.  Nach  dem  Lehrplane  vom  Jahre  und  Ht.-H.-C.-D. 
vom  1.  October  1848  mUssen  sich  die  Candidateii  zu  den  strengen  Prüfungen 
der  Angenhcilknndc  eutweder  über  da.s  Ductorat  der  Medicin,  oder  doch 
lies  M agis  tcriiim  s der  Chirurgie  nuswci.^cii. 

**)  Mit  der  Allerh.  Eiitsehlies.sung  vom  ,4.  .\ugust  1818  fSt.-H.- C.-D. 
vom  13,  August  1818,  Z.  1Ü8S>  wurde  aiigeorduet,  daj.s  der  bisher  an  der 
Universität  zu  Wien  als  ausserordentlich  bestandene  Unterricht  aus  der 
Augenheilkunde  zu  einem  ordentlichen  öffentlichen  Unterrichte  erhoben 
werde  und  vom  Studienjuhrc  1818  19  beginne. 

Vergl.  M.-E.  vom  19.  März  1855,  Z.  3707. 
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Physik,  sind  sogleich  die  Prüfungen  aus  diesem  wissenschaftlichen 
Zweige  vorzunehmen,  Jedoch  ohne  dass  die  Vorlesungen  ans  der 
Chemie  oder  Botanik  im  geringsten  dadurch  beeinträchtigt  werden. 
Diese  höchste  Entschliessung  wird  der  Landesstelle  zur  Wissenschaft 
weiterer  Verfügung  und  Nachachtung  eröffnet.  *) 


343.  Studien-Hofcommissioiis-Secret  vom  8.  October  1843, 

Z.  8606, 

an  sämmtliche  deutsche  Länderstellon  mit  Ausnahme  von  Triest, 

womach  nur  Doetoran  dar  Madiein  zum  Ooctorata  dar  Chirurgia  zuzu- 

iassan  sind. 

In  Folge  Allerh.  Entschlics.suug  vom  3.  October  1843  ist  für 
die  Zukunft  nur  Jenen,  die  sich  schon  den  medicinischeii  Doctorgrad 
erworben  haben,  die  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen  für  das 
Doctorat  in  der  Chirurgie  zu  gestatten.  **) 


344.  Studien-Hofcommisffioiis-Decret  vom  13.  Becembei  1846, 

Z.  8765, 

&n  tJünintlicbe  LünderstelleDf 

womit  dio  Befiignitt  zur  Ausübung  dor  zihnirztliehon  Praxis  nur  gowisson 
Patronon  dar  Chirurgie  zuerkannt  wird.  ***) 

Da  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  dass  bei  Ausübung  der  aabn- 
ärztlichen  Praxis  häufig  Uebergrifle  in  die  Gerechtsame  der  eine 


*)  Vergl.  M.-V'.  vom  11.  Uccember  IW8,  Z.  7768  (sub  VI,  d^. 

**)  Durch  das  vom  8.  October  1843  ist  jenes  vom  26.  August 

1826,  darnach  nur  itolche  Doctoren  der  Chirurgie,  welche  auch  appru* 
blrte  Geburtshelfer  sind  (abgesehen  vom  Lehramto),  Anstellungen  erhalten 
dürfen,  für  die  Folge  gegenstandslos  geworden. 

Vergl.  M.-E.  vom  10.  October  1849,  Z.  6896  (siib  VI,  d). 

Mit  M.-E.  vom  28.  Juli  1865,  Z 6746  (nach  Krakau),  wnrdc  bemerkt, 
dass  zur  Zulassung  znm  Ooctorate  der  Chiruigie  der  Ausweis  von  vier  Seme- 
stern chimrgische  Klinik  und  von  zwei  Semei^tern  Operationslehre  erforderlich 
sei.  Ein  Collegium  Uber  theoretische  Chirurgie  sei  nicht  nachzuweisen,  weil 
eine  Lehrkanzel  hiefUr  nicht  besteht.  Der  Candidnt  der  medicinischen  Doctors- 
würde  braucht  nur  zwei  Semester  eines  zehnstündigen  Collegiums  Über  chirur- 
gische Klinik  und  einen  Semester  mit  dreistündigem  Collegium  über  Opera- 
tionslehro  auszuweisen.  Vergl.  noch  H.  - E.  vom  10.  Juni  1861,  Z.  5477 
isub  VI,  d). 

**«)  Hierdurch  wurde  der  Lehrplan  vom  Jahre  1833,  Abschn.  VI, 
tnodi6cirt. 
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OflTicni  besitzenden  bürf^erlicbcn  Wundürzte,  dann  der  Ductoren  der 
Medicin  und  Ohirurgio  stnttfinden,  so  wird  im  Kinvernehmen  mit  der 
k.  k.  vereini}'ten  Hot'kanzlei  festgesetzt,  dass  von  nun  an  die  Befuo- 
niss  zur  Ausübung  der  zabnSrztlielien  Praxis  nur  auf  diejenigen  Pa- 
trone der  Chirurgie  zu  beschränken  ist,  welche  nebst  dem  Diplome 
als  /CahnUrzfe  auch  ein  chirurgisches  Gewerbe  besitzen,  oder  eine 
ofleiitliche  Anstellung  geniessen. 


345.  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  öffentlichen  Unter- 
richts vom  13.  August  1848,  Z.  4875, 

an  sHiiimtlielie  I.iimlcratellen, 

womit  das  niedere  Studium  der  Heilkunde  für  Wundärzte  aufgehoben  wird. 

Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  das  niedere  Studium  der  Heil- 
kunde. den  gegenwärtigen  Zeitverhällnissen  nicht  mehr  entspricht, 

D.as  Ministerium  des  öflcntliehen  Unterrichtes  findet  daher  die 
Aufhebung  des  niederen  Studiums  der  Heilkunde  im  Grundsätze  ans- 
zusprechen,  *) 


346.  Ministerial- Verordnung  vom  11.  December  1848, 

Z.  7758, 

nn  das  LandospräHidiiitn  in  Stoiormark.  Oeetorreich  ob  der  Enns,  Mähren 
sammt  «Schlemcn,  Galicien,  Tiro!  nnd  Vorarlbcrfr, 

wornach  die  Studirenden  der  Chirurgie  zur  Ablegung  von  SemeitralprUfungen 
aut  den  Qegenttünden  der  Physik,  Chemie  und  Botanik  zu  verhallen  sind. 

R.-G.-Bl.  Jahr^.  1H48.  Nr.  4,  S.  4. 

Da  einorsoits  <lie  chirurgischen  Vorbereitimp?  • Wissenschaften 
(Pljysik,  (Jhernie  und  Hotanik  ) hei  den  strenjren  Prüfungen  der  Wund- 

*>  Verpi.  M -E.  vom  17.  Octobor  1849,  Z.  7133.  (Stipendien  für  slove- 
nisrhe  Wundär?to.) 

Das  niedere  chirurp^iMebe  Studium  in  Imi.^hruek  i.*4t  mit  M.-E.  vom  19.  April 
1869,  Z.  .3060  (vom  Studienjahre  187L'7*2  ab)  aufgehoben  worden,  womach  der 
M.-E  vom  27.  November  1849.  Z.  8479,  betreffend  die  Anwendbarkeit  der 
Studieiiordnnng  vom  1.  OcUiber^l850  anf  jene  .Anstalt,  dermal  gegenätand.iloH 
erscheint. 

Durch  dio  Aufhebung  des  niederen  chirurgischen  Stu- 
diums an  den  Universitäten  hat  die  Creirung  von  Magistern 
der  Chirurgie,  einzelne  Ausnahmsrälle  etwa  abgerechnet  (vergl.  die  Anmer- 
kung zum  Lehrpläne  vom  Jahre  1833,  Ab.sch.  II),  aufgehört,  und  cs  hat 
damit  auch  das  St-H.-C.-D.  vom  26.  Mai  1807,  wonmeh  die  M.agister  der 
Chirurgie  stets  auch  die  strenge  Prüfung  aus  der  Geburt.sbilfe  mit  Erfolg  ab- 
gelegt haben  mussten,  und  über  beide  Zweige  der  Heilkunde  nur  Ein  Diplom 
erhielten,  zum  grössten  Theilc  seine  Bedeutung  verloren. 

rtiaa.  OeHterr.  Uiuver)«>tiU<tKeKCUe.  32 
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iirzte  nicht  vertreten  sind,  andererseits  die  Hörer  der  (’hirurgle  über- 
liiiupt  nicht  mit  jenen  Vorbedingungen  in  das  Studium  treten,  die 
bei  den  übrigen  Studireiiden  an  der  Universität  gefordert  werden,  so 
findet  das  Ministerium  des  öffeiitliclien  Unterrichtes  anzuordnen,  dass 
die  Hörer  der  ('hirurgie  zur  Ablegung  von  Semi'stralprüfungen  aus 
diesen  Lehrgegenständen  zu  verhalten  seien.  *) 


347.  Ministerial-Erlass  vom  8.  October  1849,  Z.  6976, 

nn  den  Landesclief  von  Steiermark,  Tirol,  Mähren  und  Schlesien,  Galizien, 
Krtiin,  Salzburg,  Krakau, 

womit  bei  dem  niederen  chirurgischen  Studium  die  Semestral-PrUfungen 
wieder  eingefUhrt  werden.  **) 

Da  die  Schüler  des  chirurgischen  Studiums  nicht  jene  wissen- 
schaftliche Vorbildung  besitzen,  welche  zur  gedeihlichen  Benützung 
der  Lornfreiheit  für  die  Wissenschaft  und  das  I.eben  erforderlich  ist, 
und  da  das  niedere  chirurgische  Studium  nicht  dem  höheren  medici- 
nischen  Facultätsstudium  gleichgestellt  werden  kann,  so  findet  das 
Ministerium  des  Cultiis  und  öffentlichen  Unterrichtes  anzuordnen, 
dass  bei  dem  niederen  chirurgischen  Studium  die  Semestral-Priifungcn 
wicfler  eingefUhrt  werden. 


348.  Ministerial-Erlass  vom  10.  October  1849,  Z.  6895, 

au  deti  Lanihischcf  von  Galizien, 

womit  die  Allerh.  Vonchrift  vom  3.  October  1843,  betreffend  die  Zulaeiung 
zu  den  strengen  Prüfungen  Tür  das  Doctorat  der  Chirurgie,  auch  auf  das 
Krakauer  Gebiet  ausgedehnt  wird. 

Die  Allerh.  Vorschrift  vom  3.  October  1S43,  wornach  nur 
.Jenen,  die  sich  schon  den  mediciniseben  Doctorsgrad  erworben  haben, 
die  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen  für  das  Doctorat  der  Chi- 
rurgie zu  gestatten  ist,  hat  auch  in  dem  Kronlande  Krakau  in  Wirk- 
samkeit zu  treten. 

•Jene,  Doctoren  der  Chirurgie,  welche  diesen  akademischen  Grad 
auf  Grundlage  der  Statuten  der  Universi^t  zu  Krakau  vom  .Jahre 
1833  erlangt  haben,  sind  mit  dem  hiedurch  erlangten  Befugnisse  auf 
das  Gebiet  von  Krakau  zu  beschränken,  und  für  den  Fall,  dass  sie  hievon 

•)  Vergl.  ,St.-H.-C.-D.  vom  1.  Februar  1834  (sub  VI,  dl  Nr.  .342). 

*•)  Vergl  M.-F,  vom  23.  November  1852,  Z.  12103  (»ob  VI,  d 352). 

»*»)  Vergl.  das  St.-H.  C.  D.  vom  8.  October  1843,  Z.  8G06  («ub  VT,  d 
Nr.  343). 
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niicli  in  den  übrigen  Kronliindcrn  der  Monarcliic  Gebrauch  machen 
wollten,  zu  verbinden,  die  in  diesen  Kronliindern  diesfalls  bestebeuden 
Vorschriften  zu  erfüllen. 


349.  Ministerial-Sclireiben  vom  11.  März  1851,  Z.  2234, 

an  den  Stattli.altcr  von  Steiermark, 

beiraffend  die  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen  für  das  Patronat  der 
Chirurgie  auf  Grundlage  von  blossen  Freq  uentation  s-Zeugnissen  aus  dem 
niederen  medicinisch-ohirurgischen  Lehrcurse. 

Ich  ersuche  E . . . den  chirurgischen  Lehrkörper  in  Graz  im 
Wege  des  betreffenden  Studien-Üirectorates  in  Kenntniss  setzen  zu 
lassen,  dass  Gesuchen  um  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen  für 
das  Patronat  der  Chirurgie  au  der  Universität  zu  Graz  auf  Grund- 
lage der  in  Wien  erhaltenen  Frequentations-Zeugnisse  mit  Rücksicht 
auf  die  bis  jetzt  gci,flogcnc  Uebung,  vermöge  welcher  von  den  Civil- 
schülcrn  des  niederen  medicinisch-chirurgischen  Lehrcurscs  in  Wien 
keine  .Sernestral-Prüfungen  gefordert  wurden  und  ihnen  gestattet 
war,  Frequentations-Zeugnisse  zu  beheben,  unter  der  Bedingung  Folge 
gegeben  werde,  dass  die  Gesuchstcller  alle  zur  Erlangung  des  ebirur- 
giseben  Patronates  vorgeschriebenen  Vorlesungen  gehörig  frequentirt 
haben  und  ihrer  Zulassung  zu  den  betreffenden  Prüfungen  ausser  dem 
Mangel  der  Semcstral-Prüfungs-Zeugnisse  kein  .anderweitiges  Hinder- 
nias  entgegenstche.  *) 


350.  Ministerial-Erlass  vom  10.  Juni  1851,  Z.  5477, 

an  das  Wiener  Universitäts-CunslBtoriam, 

in  Betreff  der  Verpflichtung  der  Candidaten  des  chirurgischen  Doctorgrades, 
vor  der  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen  zwei  Krankheitsgeschichten  über 
zwei  von  ihnen  behandelte  Kranke  einzuliefem. 

Dem  Anträge  des  mcdicinischon  Professoren-Collegiums,  dass 
die  Candidaten  des  cliirurgischen  Doctorgrades  verpflichtet  werden 
sollen,  vor  der  Zulassung  zu  den  strengen  Prilfungen  zwei  Krank- 
beitsgeschiebten  über  zwei  von  ihnen  an  einer  chirurgischen  Klinik 
beh.andelte  Kranke  einzuliefern,  finde  ich  um  so  mehr  Folge  zu 
geben,  als  auch  zur  Zeit,  da  der  Besitz  des  medicinischen  Doctor- 
grades noch  nicht  Bedingung  zur  Erhangung  des  Doctorates  der  Chi- 
rurgie war,  die  Candidaten  des  letzteren  jedesmal  zur  Einlieferung 


*)  Zufolge  der  .an  die  steicrmürkLschc  istattlialfcrci  ergangenen  Unter- 
richls-Ministerial-Verordnung  vom  6.  Novcmlier  1SÖ2,  Z.  11327,  sollen  ähnliehe 
FÄlIo  klinftigliin  jedesmal  der  miiiUteriellen  Kntscheidung  unterzogen  werden. 

32* 
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zweier  Geschichten  über  an  der  chirurgischen  Klinik  behandelte 
Kranke  verbunden  waren,  w'enn  sie  zu  den  strengen  IVüInngen  zuge- 
lassen werden  wollten. 

Dass  die  Zuweisung  der  zn  behandelnden  Kranken  dem  be- 
treffenden Professor  zustehe,  unterliegt  keinem  Zweifel. 


351.  Ministerial-Erlass  vom  7.  November  1852,  Z.  11123, 

an  d.as  mcrlicinisclie  Professoren-Cellcginm  der  Wiener  Unirersitjit, 

womit  den  beiden  Professoren  der  praktischen  Chirurgie  an  der  Wiener  Uni- 
versität gestattet  wird,  die  ihnen  obliegenden  Vorträge  Uber  chirurgische 
Operationslehre  durch  ihre  Assistenten  abhalten  zu  lassen,  nebst  Weisungen 
in  Betreff  der  Ankündigung  und  Abhaltung  dieser  Vorträge. 

Um  den  Professoren  der  praktischen  Chirurgie,  welche  nebst 
dom  vorgeschriebenen  chirurgisch-klinischen  Unterrichte  gegenwärtig 
auch  noch  durch  drei  .''tunden  wöchentlich  allen  Hörern  der  Chi- 
rurgie zugängliche  öffentliche  Vorträge  über  chirurgische  Operations- 
lehre zu  geben  und  den  Unterricht  der  Zöglinge  des  Operations- 
Institutes  zu  besorgen  haben,  eine  Erleichterung  in  diesen  ihren  sehr 
anstrengenden  Aintsobliegenbeiten  zu  verschaffen,  wird  über  ein  vom 
k.  k.  Professoren-Collegium  unterstütztes  Ansuchen  jener  Professoren 
bewilliget,  obige  zusammenhängende  Vorträge  Uber  chirurgische  Ope- 
rntionslelirc  durch  drei  Stunden  wöchentlich  von  ihren  Assistenten, 
wenn  sie  sich  als  Privatdocenten  babilitirt  haben,  und  insoferne  sie 
sich  dazu  willfährig  zeigen,  halten  zu  las.sen. 

Die  Assistenten  werden  aber  dabei  nur  als  Stellvertreter  ihrer 
Professoren  erscheinen  und  die  fraglichen  Vorträge  ganz  nach  den 
von  ihren  Professoren  vorzuzeichnenden  Grundsätzen  zu  halten  haben, 
und  die  Professoren  werden  die  Vorträge  derselben  zu  überwachen 
und  für  deren  Inhalt  einzusteben  haben.  Da  demnach  die  Assistenten 
hinsichtlich  dieser  Vorträge  nicht  als  selbstständige  Docenten  zu  be- 
trachten sind,  und  auf  das  den  Privatdocenten  sonst  znkomraende 
Hecht,  ihren  Zuhörern  die  eigenen  Ansichten  mitzutheilen , insofern 
diese  Ansichten  von  denen  ihrer  Professoren  ahweichen  sollten,  hier- 
bei keinen  .-Vnspruch  haben,  so  sind  diese  Vorträge  auch  bei  der 
Qunstur  hinsichtlich  der  Collegiengelder  noch  fernerhin  als  Vorträge 
der  Professoren  zu  behandeln,  und  die  Ausgleichung  hinsichtlich  des 
Honorars  für  die  Assistenten  ist  lediglich  dem  Uebereinkommen  der- 
selben mit  deu  Professoren  anheinigestellt.  In  den  Lectionskatalogen 
werden  dieaielbcn  seinerzeit  als  ,, unter  der  Leitung  des  Professors 
gehalten  von  dem  Assistenten“  anzukündigen  sein. 

Der  Unterricht  und  die  Einübung  der  Zöglinge  des  Operations- 
Institutes  in  die  operative  Technik  haben  die  Professoren  selbst  zu 
besorgen.  Die  Wahl  der  Zeit  hiezu  bleibt  ihnen  selbst  überlassen. 

Aber  auch  die  übrigen  Hörer  der  Chirurgie,  insbesondere  die 
Zöglinge  des  feldärztlichen  Institutes  sind  an  der  Leiche  in  den  chi- 
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rurgisclieii  (Operationen  eiiizuiiben  nnd  die  Assistenten  der  chirurgi- 
schen Kliniken  sind  vermöge  ihrer  Arats-Iiistruction  verpflichtet,  ihnen 
hiebei  belehrend  an  die  Hand  zu  gehen.  •) 


352.  Ministerial-Erlass  vom  23.  November  1852,  Z.  12103, 

an  das  Oirectorat  der  medicinisch-chinirgiscbcn  Studien  in  l.cinöcrg, 

in  Betreff  der  auenahmeweisen  Wiederholung  der  an  einer  chirurgischen 
Lehranstalt  erfolglos  abgelegten  Prüfung  an  einer  anderen  derlei  Anstalt. 

Das  Directorat  liat  den  (inindsatz  festzuhalten,  dass  schlechte 
OlnsBon  nur  an  der  Anstalt  durch  neuerliche  Prüfungen  reparirt 
werden  können,  an  welcher  die  erste  Prüfung  abgtdegt  wurde,  und 
auf  Ausnahmen  hiervon  nur  in  solchen  Fällen  anzutragen  ist,  wo 
diese  Anstalt  nicht  mehr  besteht,  oder  andere  besondere.  Umstände 
die  Wiederholung  der  Prüfung  au  derselben  kaum  möglich  erscheinen 
lassen,  und  auch  sonst  kein  Grund  zu  dem  Verdachte  vorliegt,  dass 
dem  Gesuche  ein  Bestreben  des  Bittstellers  zu  Grunde  liegt,  sich 
dem  ordnungsmässigen  V'organge  zu  entziehen.  '**) 


353.  Ministerial-Erlass  vom  14.  Februar  1853,  Z.  1200, 

All  die  iStattbaltcrekin  von  Böhmen,  Niederösterreicb,  Tirol,  Mahren,  »Steier- 
mark und  Ungarn,  an  das  Landesprftstdium  von  Salzburg  und  vim  Galizien, 
an  die  Gubemial-Commission  in  Krakau  (und  an  das  Civil*  und  Militär-Gou- 
vernement von  Siebenbürgen), 

betreffend  die  Wiederaufnahme  der  aus  dem  felddrztlichen  ZÖglingsverbande 
der  k.  k.  medicinisch-chirurgitchen  Josephsakademie  wegen  schlechten  Studien* 
fortganges  entlassenen  Schüler  des  dortigen  chirurgischen  Lehrcurses  in  eine 
Civil-Lehranstalt. 

Da«  vom  k.  k.  Kriegaministerium  aiilier  mitgotlieilte  Vcrzcich- 
ni88  jener  tcldärztlichen  Zöglinge  des  zweiten  chirurgischen  Jahr- 

*)  M.-E.  vom  8.  August  1H53,  Z.  (snb  VI,  a Z.  3M3). 

••)  V'ergl.  St.-H.-C.-Ü.  vom  19.  Juni  1830,  Z.  *2806  (aiib  VI,  b Aiim.) 
und  den  M.-E.  vom  H.  November  1853,  Z.  11325,  nach  welchem  Gesuche  um 
Wiederholung  der  an  einer  ehirurgischen  Lehranstalt  nicht  bestandenen  Prü- 
fung an  einer  andern  derlei  Anstalt  der  Entscheidung  des  Unterrichtsministe- 
riurns  zu  unterziehen  sind. 

In  diesem  letzteren  M.-K  wurde  übrigens  gleichzeitig  bemerkt,  dass  als 
Regel  die  Norm  des  M.-E.  vom  2.  Februar  1849,  Z.  048,  u(»eh  fortdauere, 
womach  die  Bewilligung  von  NachtraL'S-  und  Wiederholungsprüfungen,  soweit 
solche  iin  Facultätastiidiuin  überhaupt  Vorkommen,  unter  Voraussetzung  der 
Ketbringung  legaler  FrequentAtions-Zeugnisse  oder  dos  Nachweises  der  erfüll- 
ten Bedingung,  n des  Privatstudiums,  bi.s  nnf  Weiteres  den  botrefTendeu  Lehr- 
körpern i'iiigeriiumt  wird. 
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ganges,  welche  wegen  sclilecliten  Stiulien-Fortganges  in  einen  höheren 
Jalirgang  zur  Vollendung  des  chirurgisclien  Studiums  aut'zuateigeu 
nicht  geeignet  sind  und  deshalb  aus  dem  l'eldärztlichen  Zögliugs- 
verbaude  entlassen  wurden , wird  der  (deinj  etc.  zur  weiteren  Verlii- 
gung  mit  dem  Bedeuten  übermittelt,  dass  die  Wiederaufnahme  dieser 
Schüler  in  eine  Civil-Lehranstalt  nur  mit  besonderer  Bowilli- 
gnng  des  Unterrichtsministeriums  geschehen  kann. 


354.  Mioisterial-Erlass  vom  23.  September  1853,  Z.  9243, 

an  das  iiicdicinisch-cliirurgisclio  Sludieii-Directorat  in  Gra«, 

womit  ein  chirurgisches  Diplomsformulare  für  einen  Ausländer  vorge- 
schrieben wird. 

In  Zukunft  wird  allen  uicht-nationalisirten  Auslündcrn,  wenn 
sie  sich  den  strengen  Prüfungen  für’s  Patronat  der  Chirurgie  unter- 
ziehen, ein  Diplom  nach  dem  hier  mitfolgenden  Formulare  *)  auszu- 
folgeu  sein. 


355.  Ministerial-Erlass  vom  19.  März  1855,  Z.  3707, 

an  das  mcdicinlsch-chinir^schc  fStudiuu  Diroctorat  in  Orajc, 

womit  a)  in  Betreff  der  Abänderung  der  Kataloge  für  den  dritten  Jahrgang 
des  chirurgischen  Studiums  und  b)  hinsichtlich  des  Unterrichts  in  der  Augen- 
heilkunde Anordnungen  getroffen  werden. 

In  Erledigunj^  des  Berichtes,  womit  das  etc eine  Auflage 

abgeünderter  Kataloge  für  den  dritten  Jahrgang  des  chirurgischen 
Studiums  beantragt,  wird  demselhcn  bedeutet,  dass  die  Vcrsciuuel- 
zung  der  im  alten  Kataloge  bestehenden  beiden  Rubriken:  Prak- 


•)  Chirurgisches  Diploms- Formulare  für  einen  Ausländer. 

„Wir  Director  und erklären  hiermit  öffentlich,  dass  Herr  . . . , 

gebürtig,  nach  vorschriftsiDR.ssig  zurückgelcgttiu  Studieu  den  Allcrh.  bestinimtou 
strengen  Prüfungen  aus  der  Wuiidarzncikunde  und  Geburtshilfe  sich  unterzo- 
gen und  hierbei  solche  Beweise  von  erworbener  Geschiekiiehkeit  und  Kennt- 
iiiss  gegeben  hat,  dass  alle  Prüfer  ihre  volikommeno  Zufriedenheit  darüber 
ausgesprochen  haben.  Wir  erklären  und  he.stätigeii  iitn  also  kraft  der  uns 
Allerb.  crthcilteii  Macht  hU  einen  tauglichen  und  wohlerfahrenen  Wundarzt 
und  Geburtshelfer,  jedoch  rück.siclitlich  des.spii,  dass  er  ein  Ausländer  ist,  der 
die  östcrrciehische  Staatsbürgerschaft  nicht  erlangt  hat,  mit  dem  Beisatze,  da.ss 
dieses  l>i])lom  ihm  nur  zur  Beglauhigmig  seiner  erworbenen  Wissenschaft  und 
Kunst  dienen  kann,  iltm  durch  dasselbe  aber  kein  Hecht  erwächst,  seine  Kunst 
im  Inlandc  misziiühen.^ 

Gleichzeitig  wurde  dieses  Formulaio  den  mediciiiisch-chirnrgiseheu  8tii. 
dicu-Directoraten  in  Ohnütz  und  Salzburg  mit  der  Weisung  raitgetheiit,  dar- 
nach künftighin  die  betreffenden  Diplome  dann  auszufe rügen,  wenn  in  den  bis- 
her üblichen  Diplomen  dto  beschränkende  Clausel  in  Betreff  der  Ausübung  der 
Praxis  nicht  enthalten  wäre. 
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tische  Modiciii  und  in ed icinisch  e Klinik  in  Eine,  uüuilich; 
Praktische  Medicin,  dann  die  Verschmelzung  der  Kubrikon: 
Chirurgie  und  chirurgische  Klinik  in  Eine,  nHmlich:  Chi- 
rurgie zweckmässig  erscheine. 

Was  die  Augenheilkunde  betriflFt,  so  ist  eine  eigene  Rubrik  für 
selbe  aal'zuiichmen.  Denn  wenn  auch  mit  der  Allerh.  Entscbliessung 
vom  fi.  September  1833  (Studien-Hot'commissions-Decret  vom  17.  Sep- 
tember 1833,  Z.  5210  *)  angeordiict  wurde,  dass  an  Universitäten 
und  Lyceen,  an  welchen  nur  das  kleine  medicinisch-chinr.-gischo  Stu- 
dium zur  Rildung  von  Landwundärzten  besteht,  keine  Prcl'essoreu  der 
Augenheilkunde  anzustcllcn  seien,  weil  nach  dem  Studienplane  nur 
Eoctoren  der  Medicin  oder  Chirurgie  und  Magister  der  Chirurgie, 
welche  an  diesen  Lehranstalten  nicht  gebildet  werden,  zu  Augen- 
ärzten creirt  werden  können,  und  wenn  auch  mit  dem  Stuilien-Hof- 
commissions-Decrctc  vom  19.  October  1831,  Z.  0393,  in  Folge  Allerh. 
Entscbliessung  vom  11.  October  1834  dem  ate.iermärkischen  Guber- 
nium  bekannt  gegeben  wurde,  dass  von  der  Erhebung  des  Unter- 
richtes der  Augenheilkunde  zu  einem  Lehramtc  keine  Rede  sein 
könne,  sondern  die  Lehre  von  der  Augenheilkunde  theils  in  den 
Unterricht  über  Chinirgie,  theils  in  jenen  der  praktischen  .Medicin 
aufzunehmen  sei  **)  u.  s.  w.,  so  ist  doch  in  dem  Lehrj)lane  zur 
Bildung  von  Civil-  und  Landwundärzten  vom  .Jahre  1S33,  ***)  der 
noch  in  Uebung  besteht,  im  Sommersemester  des  dritten  Jahrganges 
eine  Stunde  täglich  tJir  abgesonderten  Unterricht  in  der  Augenheil- 
kunde aufgenommen.  Demgemäss  wird  an  den  übrigen  chirurgischen 
Lehranstalten  ein  derlei  abgesonderter  Unterricht  in  der  Augenheil- 
kunde entweder  vom  Professor  der  Chirurgie,  wie  in  Innsbruck  und 
Olmütz,  oder  von  einem  anderen  hiezu  befähigten  Professor,  wie  in 
Lemberg,  ertheilt.  Nur  in  Graz  wurde  bisher  dieser  Unterricht  in 
Verbindung  mit  dem  medicinisch- klinischen  und  nicht  in  einer  abge- 
sonderten Stunde  gegeben,  was  künftig  in  Uebereinstimmung  mit  der 
an  den  übrigen  chirurgisclien  Lehranstalten  bestehendeu  Einrichtung 
um  so  mehr  abzuändern  ist,  als  der  Unterricht  in  der  Augenheil- 
kunde für  die  Landwundärzte,  wenn  sie  auch  den  Grad  eines  Ma- 
gisters der  Augenheilkunde  nicht  erlangen  können,  doch  von  grosser 
Wichtigkeit  ist.  Sohin  wird  auch  aus  der  Augeuheilkunde  semestra- 
liter  zu  prüfen  sein,  und  deshalb  ist  eine  Rubrik  für  diesen  Gegen- 
stand in  den  Katalog  aufzunehmen.  ln  den  Zeugnissen  wird  dann  der 
diesen  Unterricht  ertheilende  Professor  der  praktischen  Medicin  oder 


*)  Sub  VI,  b)  Nr.  .315. 

**)  Diesti  Krklänin^  des  St.-JI.-C.-D.  vom  10.  October  1834,  K.  f»303, 
war  mir  für  Grax  berechnet,  wie  «ich  au«  der  Motivimnp  ergibt:  „K«  kfmno 
von  der  Krhebiing  des  Unterrichts  der  AtigenheÜkunde  zu  einem  Lelirnnite  um 
so  weniger  die  Rede  sein,  als  in  Graz  nur  Patrone  der  Chirurgie  gebildet  wor- 
den, welche  zu  den  strengen  Prüfungen  aus  der  Augeiihcilkimde  nicht  zuge- 
lassen  werden  künnen.“ 

.Sub  VI,  b)  Nr.  314. 
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der  praktischen  Chirurgie  nebst  seinetn  llauplt'ache  auch  der  Augen- 
heilkunde zu  erwähnen  und  nach  Erforderniss  für  selbe  auch  einen 
hesondern  Calcul  anzusetzen  haben. 


358.  Ministerial-Erlass  vom  18.  December  1855,  Z.  18824, 

an  die  Stattlialtcrei  von  (iali/.ien. 

womit  eine  mehrjährige  Verwendung  als  feldärztlicher  Gehilfe  einem  erwor- 
benen Lehrbriefe  zum  Behufe  des  Eintrittes  in  den  chirurgischen  Studiencurs 
gleichgestellt  wird. 

Im  Einvcmehmcu  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  ist 
daliin  entschieden  worden,  dass  eine  mehrjährige  Verwendung  als 
l'eldärztlicher  Gehilfe  einem  erworbenen  Lehrbriefe  zum  Behufe  des 
Eintrittes  in  den  cliirurgisclien  Studiencurs  gleichzuachten  ist. 


357.  Erlass  der  Ministerien  des  Innern  und  jenes  für  Cultus 
und  öffentlichen  Unterricht  vom  2.  Mai  1856,  Z.  71, 

gütig  für  alle  Kroiiläiider, 

betretfend  die  Nichtberechiigung  der  Uber  Chirurgie  approbirten  barmher- 
zigen Ordensbruder  zur  Ausübung  der  chirurgischen  Praxis  im  weltlichen 

Stande. 

K.-O.-Ül.  Jahrg.  IH5ß,  Nr.  71,  pag.  274. 

Die  als  Chirurgen  approbirten  barmherzigen  Ordensbrüder  sind 
nach  ibrein  Austritte  aus  dem  Orden,  im  weltlichen  ißtande  nicht  be- 
rechtiget, die  chirurgische  Praxis  auszitUben,  daher  bei  dem  Austritte 
eines  Jeden  derlei  Bruders  aus  dem  Orden  sein  Diplom  durch  die 
betreffende  Behörde  an  die  Körperschaft,  welche  es  ausgefertiget  hat, 
zurückzustcllen  ist.  *1 


358.  Ministerial-Erlass  vom  9.  September  1857,  Z.  13037, 

an  die  Stattlialterei  von  Steiei-niark,  Mähren,  Galizien  (.Siehenlilirgen),  Tirol  und 
an  die  Landesregierung  von  Salzburg, 

betreffend  die  Abhaltung  eigener  Lehrvorträge  für  Chirurgen  Uber  die  ihre 
Benifsthätigkeit  berührenden  Medicinalverordnungen. 

Bei  dem  Unterrichte  der  Chirurgen  in  der  gerichtlichen  Me- 
dicin  erscheint  eine  gedrängtere  Behandlung  einzelner  Abschnitte  und 
Capitol  dieser  Di.sciplin  zulässig  und  ohne  Gefährdung  des  Zwecke.s 
dieser  Vorträge  für  die  ebenerwähnte  Classe  der  Sanitäts-Individuen 
auch  gestattlich. 

•)  Vcrgl.  M.-E.  vom  21.  Septb.  1855,  Z.  l.SfO!»  und  19.  Juni  I8ß»,  Z.  8708 
(Bub  VI,  d Nr.  329  u.  3B2). 
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Nach  §.  85  der  Strafprocess-Ordniing  vom  20.  Juli  1S53  sind 
zu  den  Erforschungen  und  Erliebnngen  lür  Ocrichtszwecko,  welche 
medicinischo  Kenntnisse  voraussetzen,  in  der  Regel  Aerzte,  nach 
diesem  Paragraphe  und  nach  §.  91  zu  Untersuchungen  der  Gifte 
Chemiker  beizuziehen,  sowie  ferner  n.aeh  der  ausdrücklichen  Bestim- 
mung des  95  bei  Zweifeln  über  das  Vorhandensein  von  Geistes- 
oder  Gemüthskrankheiton,  dann  über  die  An-  oder  Abwesenheit  der 
Bedingungen  der  Zurechnungsfähigkeit  die  Untersuchung  der  Beschul- 
digten in  der  Kegel  durch  zwei  -Aerzte  zu  veranlassen.  Nach  dem 
Wortlaute  dos  §.  SS  kann  jedoch  bei  Leichenschauen  und  Leichen- 
öffnungen, welche  in  der  Kegel  ebenfalls  von  zwei  Aerzten  vorzu- 
nehmen  sind,  statt  des  einen  Arztes  auch  blos  ein  Wundarzt  zu 
dieser  Vornahme  re(|uirirt  werden. 

Bei  den  gerichtlich-racdicinischen  Vorträgen  tür  (Chirurgen  kann 
ebendeshalb  nicht  von  den  gerichtlich-mediciniscben  Untersuchungen 
an  Leichen  und  an  Verletzten,  widil  aber  von  der  Erörterung  der 
psychischen  Krankheiten,  der  damit  verwandten  Zustände,  sowie  der 
Bedingungen  der  Zurechnungsfähigkeit,  ferner  von  den  Kegeln  für 
die  chemische  Ausmittlung  einer  geschehenen  Vergiftung,  wo  nicht 
ganz,  doch  grossentheils  Umgang  genommen,  ebenso  auch  vou  den 
Untersuchungen  zweifelhafter  Gesumlheitsbeschädigung  und  Tödtung 
durch  angebliche  Kunstfehlcr  der  Sanitäts-Individuen  abgesehen  wer- 
den, nachdem  letztere  meist  in's  Gebiet  der  Medicin  fallen  und  zur 
Entscheidung  der  höheren  medicinisehen  Instanzen,  gewöhnlich  der 
medicinischen  Facultäten  kommen. 

Nach  tj.  94  der  bezogenen  Strafprocess-Ordnung  sollen  mit  der 
körperlichen  Besichtigung  der  Frauenspersonen  und  mit  der  Beant- 
wortung der  Fragen,  die  nur  in  diesem  Wege  zu  lösen  sind,  Geburts- 
helfer, oder  in  minder  wichtigen  Fällen  Geburtshelferinnen  statt  der 
Aerzte  oder  Wundärzte  beauftragt  werden. 

Eine  genaue  Kenntniss  der  hierauf  Bezug  nehmenden  I>ehren 
und  Grundsätze  ist  daher  dem  AVundarzte  unerlässlich  nothwendig, 
da  Falle,  in  denen  derlei  Untersuchungen  angeordnet  werden,  eben 
nicht  selten  Vorkommen. 

Fast  alle  diese  Lehren  und  Grundsätze  bilden  aber  einen  integri- 
renden  Bestandtheil  der  geburtshilflichen  Vorträge,  Namentlich  gilt 
dies  von  der  Lehre  über  das  weibliche  Zeugungsvermögen,  über  die 
Jungfranschaft,  die  Schwangerschaft,  deren  Kennzeichen  und  Dauer, 
dann  Uber  die  Geburt,  ln  die  ebenerwähnten  Vorträge  wird  auch 
Manches  aufgenommen,  was  die  Leibesfriiehte  betrifft  und  bei  gericht- 
lich-medicinischen  Untersuchungen  in  Betracht  uml  Anwendung  kom- 
men muss. 

Eine  umständlichere  Auseinandersetzung  dieser  I, ehren  zeigt 
sich  daher  hei  dem  gorichtlich-medicinischcn  Unterrichte  entbehrlich, 
und  eine  Hinweisung  auf  die  bei  den  geburtshilflichen  Vorträgen  be- 
reits gelieferte  Darstellung  genügend. 

Bei  einer  derartigen  Behandlung  der  gerichtlichen  Medicin  wer- 
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(k-n  den  CliirurKen  alle  jene  KonntniaBc  aus  der  Natur-  und  Heil- 
kunile,  welche  dicaolhen  tlir  die  ihrer  Iterufsapliärc  anheimfallenden 
«rericlitüeh-nicdicinischeii  Aulpaben  und  deren  entsprecliende  Lösung 
hedürton,  in  vcrhiilfnissinässig  kürzerer  Zeit  beigehracht,  der  hieraus 
herviirgehende  Zeitgewinn  aber  wird  dann,  besonders  wenn  das  rich- 
tige Maas  eingelialten  wird,  nicht  nur  anstandslos  für  die  Ertheilung 
eines  mit  der  Stellung  der  Chirurgen  im  Einklänge  stehenden  Unter- 
richtes aus  dem  Gebiete  der  Medicinalgesetzkunde  verwendet  werden 
können,  sondern  auch  bei  dieser  Abgrenzung  dem  llcdürfnisse  dieser 
Classe  der  Sanitäts-Individuen  durch  einen  derlei  Unterricht  genügend 
entsprochen  werden. 

Damit  jedoch  dieser  Zweck  verlässlich  erreicht  werde,  wird  das 
Augenmerk  strenge  darauf  zu  richten  sein,  dass  jene  Vorschriften, 
welche  auf  einzelne  Theilgebiete  der  Medicin  Bezug  nehmen,  auch 
bei  den  Vorträgen  Uber  diese  Doctrinen  nicht  ausser  Anschlag  ge- 
lassen werden. 

So  wird  der  ohnehin  bestehenden  Vorschrift  gemäss  bei  den 
Vorträgen  über  die  Keceptirkunde  auf  die  Norm  flir  die  Arzne.i- 
flrdinationen  auf  öffentliche  Kosten,  bei  den  Collcgien  über  Veterinär- 
Polizei  und  Seuchcnlehre  auf  den  gesetzlichen  Seuche.nunterricht,  bei 
dem  Unterrichte  über  die  Kuhpockenimpfung  auf  die  bestehende  Impf- 
vorschrift und  Impfordnung  u.  s.  w.  die  gebührende  Rücksicht  von 
den  betrefi’enden  I'rofess<iren  zu  nehmen,  daher  auch  diese  Vorschrif- 
ten bei  den  Vorlesungen  über  die  den  Chirurgen  wisseuswürdigen 
Medicinal- Verordnungen  zu  übergehen  sein. 

Die  Ertheilung  dieses  Unterrichtes  ist  ohne  Anspruch  auf  eine 
besondere  Entlohnung  jenen  Professoren  zur  Pflicht  zu  machen,  denen 
bisher  die  Abhaltung  der  Vorträge  über  gerichtliche  Medicin  oblag, 
und  zu  des.sen  Einholung  sämmtliche  Hörer  des  dritten  chirurgischen 
Jahrganges  zu  verhalten,  da  bei  der  genauen  Einhaltung  der  für  die 
Collegicn  über  gerichtliche  Medicin  und  Medicinalgesetzkunde  eben 
vorgezeichncten  Grenzen  weder  von  den  zu  ihrer  Vertretung  hcstell- 
ten  Lehrern,  noch  von  den  zu  ihrem  Besuche  verpflichteten  Höreni 
der  Chirurgie  ein  besonderer  Aufwand  an  Zeit  und  Mühe  in  Anspruch 
genommen  werden  wird. 

Die  Voi'trägc  über  die  die  Chirurgen  und  deren  Pflichtkreis  zu- 
nächst berührenden  Mediciualgesetze  sind,  da  sich  dieselben  an  jene 
über  gerichtliche  .Medicin  anzuschliesscu  haben,  wie  die  letzteren  im 
Wintersemester  des  dritten  chirurgischen  .lahrgaugos  zu  geben  und 
unter  die  Prüfungsgegenstände  dieses  Jahrganges,  sowie  unter  die 
Übjecte  des  abzulegeuden  chirurgischen  Rigorosums  aufzunehmen. 

Diesen  Collegicn  kann  entweder  Dr.  Machers  Handbuch  sämmt- 
licher  im  Sauitätswesen  erflossenen  Verordnungen,  oder  aber  die 
Darstellung  der  Medicinaiverfassung  Oesterreichs  des  k.  k.  Regie- 
rungsrathes  Dr.  Kiiolz,  jedoch  unter  genauer  Beachtung  der  vor- 
stehenden Andeutungen,  zum  Grunde  gelegt  und  als  Leitfaden  hierbei 
benützt  werden. 
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359.  Ministerial-Erlass  vom  23.  Jänner  1860,  Z.  908, 

.tii  <I.i»  iiifdicinisflie  I’nifesaoren-Collopiiim  diT  l’nivcrsitÄt  Wien, 

Uber  das  von  demselben  gestellte  Ansuchen  um  die  Ermbchtigung  zur  Abhal- 
tung der  strengen  Prüfungen  für  das  chirurgische  Patronat. 

liu  Hinblicke  auf  die  bestellenden  Vurscbril’ten  kann  diu  mit 

•lern  Berichte  vom angesuebte  Ermächtigung  zur 

Abhaltung  der  strengen  Prüfungen  für  da.s  ehirurgischo  l’atronat  dem 
k.  k.  I’rot'essoren-Collegium  und  zwar  um  so  weniger  ertlieilt  wer- 
den, als  die  vordem  in  Wien  bestandene  niedere  chirurgische  Lehr- 
anstalt bereits  seit  Jahren  aufgelassen  ist. 

Dagegen  unterliegt  es  keinem  Anstaude,  dass  bis  auf  weitere 
Weisung  der  PrUfungs  llepetitionsact,  welcher  für  die  an  den  eben- 
erwähnten  Lehranstalten  njiprobirten  Wundärzte,  wenn  diese  ein 
chirurgisches  Gewerbe  in  Wien  autreten  wollen,  vorgeschrieben  i.st,  *) 
von  demselben  noch  in  der  bisher  üblichen  Weise  vorgenommen 
werde. 


360.  Ministerial-Erlass  vom  10.  März  1860,  Z.  3533, 

an  das  ini'diciniseh-chinirgische  .Studicii-Direeturat  in  Gras, 
womit  demtelben  bedeutet  wird,  daat  der  hierortige  an  den  akademitehen 
Senat  der  Univeraitüt  in  Graz  gerichtete  Erlaat  Nr.  1630  vom  Jahre  1860,  **) 
betreffend  die  Bestellung  von  Assistenten,  auf  die  dortige  medicinisch- 
chirurgische  Lehranstalt  keine  Anwendung  habe. 

Der  hierortige,  an  die  k.  k.  stciennärkischc  Statthnlterei  und 
den  akademischen  .Senat  der  Grazer  Universität  gerichtete  Erlass  vom 
13.  Februar  lSGO,  Z.  1630  — 7t,  hat  auf  die  dortige  inediciniscli- 
chirnrgische  Lehranstalt  keine  Anwendung,  weshalb  bezüglich  der 
Dicnstverlängernng  des  beim  Lehramte  der  praktischen  Medicin  ver- 
wendeten Assistenten,  zufolge  des  Studien-JIofcominissions-Dceretes 
vom  20.  .September  1811,  Z.  723,  das  Studien-Directorat  der  ge- 
nannten Anstalt  die  Genehmigung  der  Vorgesetzten  politischen  Laudes- 
stello  wie  bisher  hätte  erwirken  sollen. 

361.  Ministerial-Erlass  vom  30.  Mai  1860,  Z.  7679, 

an  die  Stattlialterei  von  Steiermark, 

womit  für  das  Studien-Directorat  der  chirurgischen  Lehranstalt  in  Graz  Wei- 
sungen in  Betreff  der  Abfassung  der  Zustandsberichte  gegeben  werden. 

Das  Studien-Directorat  der  chirurgischen  Lehranstalt  ist  im 
Hinblicke  auf  die  bestehenden  Vorschriften  zur  Verliütung  aller  Über- 
flüssigen Schreibereien  und  zur  Erzielung  einer  leichteren  Ueber- 
sicht  auzuweisen,  künftighin  im  ersten  Abschnitte  der  Zustands. 


•)  Vergl.  hiezu  M.-E.  v.  15.  Uecember  181)11,  Z.  11580  (sub  VI  b,  Nr.  352). 

—)  Sub  11,  D.  Nr.  106. 
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berichte  lilos  die  im  Laute  des  Studienjahres  bei  dem  Lehrpersonalc 
vorgekomraenen  Veränderungen  aut'zufiihren,  im  zweiten  Abschnitte 
selbst  die  Zahl  der  Hörer  nach  den  einzelnen  Jahrgängen  nebst  den 
PrUfungserfolgen,  sowie  Jene  der  vorgenommenen  strengen  Prüfungen 
und  deren  Ergebniss  tabellarisch  ersichtlich  zu  machen  und  im  Rück- 
blicke auf  das  letztverflossene  Studienjahr  die  Mfthr-  oder  Minder- 
zahl der  inscribirten  Hörer  summarisch  anzugeben,  ferner  in  der 
dritten  Abtheilung  den  Zustanii  des  Unterrichtes  im  Allgemeinen  und 
nach  den  einzelnen  Lehrzweigen  in  bündiger  Kürze,  mit  Uebergehung 
aller  bereits  in  früheren  Berichten  gelieferten  Unten,  zu  schildern, 
im  vierten  Abschnitte  aber  blos  die  den  einzelnen  Lehrmittelsamm- 
lungen während  des  Studienjalires  gewordene  Vermehrung,  insofeme 
dieser  letzteren  nicht  schon  in  der  früheren  Abtheilung  Erwähnung 
geschah,  summarisch  anzugeben;  endlich  bei  der  Nachweisung  der  im 
Studienjahre  herabgelangten  Verordnungen  sich  blos  auf  jene  zu 
l)cschränken,  die  für  die  chirurgischen  Lehranstalten  überhaupt  und 
die  Grazer  insbesonders  in  Absicht  auf  den  Unterricht  als  mass- 
gebend anzusehen  sind. 

Bei  der  Abfassung  dieser  Berichte  sind  ührigens  auch  für  die 
Folge  die  Specialeingaben  der  betreffenden  Professoren  zur  Grund- 
lage zu  ncbinen,  diese  aber  dem  Uirectoratsberichte  nicht  zuzulegeu, 
wohl  aber  in  Nachachtung  des  hierortigen  Erlasses  vom  18.  Mai 
1850,  Z.  7745,  *)  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Avissenschaftlichen  Be- 
richte der  einzelnen  Professoren  wenigstens  nach  den  allgemeinsten 
L^mrissen  und  den  interessantesten  Ergebnissen  in  angemessenen 
Weg  en  veröffentlicht  werden.  **) 

362.  Ministerial-Erlasa  vom  19.  Juni  1860,  Z.  870  8, 

«n  (li<*  nicdkmisclicn  Profosiioren-Colleffipn  in  Wien,  Prag  (Pest),  Krakau  (und 
Paduai  m»<l  ai»  die  Statthalteroiou  von  Galizien,  MUhruii,  Stoiennark,  Tirol 
(Siebenbürgen)  und  Oberb»terr»*ich, 

betreffend  die  Diploms-  und  Angelobungtformeln  fUr  die  den  niedern  chirur- 
gischen Lehrcurs  en  der  Josephsakedemie  absolvirenden  Mitglieder  des  barm- 
herzigen Bruder-Ordens 

Nacli  einer  Allerli.  Eutschliessung  vom  10.  Mai  IbÜO  sollen 
jene  Mitglieder  des  Ordens  der  bannhenti-i^en  Urüder,  welche  den 

*)  Der  obpii  rilirtc  Erlas»  vom  18.  Mai  1859  an  die  8tattbalterci  von 
Slt'Uirmaik  lautet:  Das  Studie.n-Dirpctorat  der  chinirgi.sche.u  Lehranntalt  ist  an- 
zttweisen,  in  Hinkunft  statt  der  8pecial*Katab»pre  bbis  eine  Muinmari.sebe  Ueber- 
sirht  der  Hörer  der  verseliiedeiien  Jahrgänge  luid  der  denselben  ertheilten 
Sitten-,  Fleiss-  und  Fortgangsnoten  .anher  vorziilegen,  sowie,  die  Einleitung  zu 
treffen,  dass  die  interessanteren  klinUchen  Ergebnisse  im  Interesse  der  Wissen- 
Bciiaft  in  angemes.sener  Weise  zur  Veröffentlichung  gelangen  mögen. 

**)  Wiewohl  mit  dem  Studtemjahre  1863,64  in  Graz  wieder  eine  loedi- 
cinisebe  Facultiit  errichtet  und  die  clürnrgischc  Lehran.stait  aiifgela-sseii  wurde, 
schien  die  Aufnahme  dieser  Verordnung  in  die  vorliegend«*  Hammlung  wegen 
ihre.H  principiellen  Cli.arakters  doch  rathsain. 
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niedeni  chirurgisclien  Studieiicurs  an  der  k.  k.  mediciniHch-chirurgi- 
8chen  Joseplisakademie  absolviron,  iiacli  hefriadigt-nd  abgolcgteu  stren- 
gen Prüfungen  zwar  unter  den  vom  Arniee-Über-Commaudo,  dann 
dem  Ministerium  des  luncrii  niid  des  Unterricbts  vereiul>arten  Mo- 
dalitäten mit  einem  Diplome  betheilet,  jedoch  nicht  beeidet,  sondern 
als  Religiösen  blos  zu  einer  Angelobung  verhalten  werden. 

Nach  den  eben  erwähnten  Modalitäten  ist  sowohl  in  der  Di- 
ploms- als  in  der  Angelobungsformel  von  dem  Unterrichte  in  der 
praktischen  Geburtshilfe  und  von  der  Ausübung  derselben,  als  einer 
bei  Religiösen  Jedenfalls  Aergerniss  gehenden  Unzukiimmlichkeit  ab- 
zusehen, übrigens  auch  von  dem  Rechte  der  Praxisausübnng  ausser 
den  ürdensspitälern , als  den  bestehenden  Vorschriften  widerstreitend, 
ganz  Umgang  zu  nehmen.  *) 


363.  Auszug  aus  dem  Erlasse  des  Staatsministeriums  Ab- 
theilung für  Cultus  und  Unterricht  vom  7.  Februar  1865, 

Z.  629, 

nn  da-s  mcdicinirtcht^  Profossoren-Collc^um  in  Graz, 

über  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Ertheilung  der  Nachsicht  zweier  stren- 
ger Prüfungen  (I.  und  3.)  bei  Erwerbung  des  Magisteriums  der  Chirurgie. 

Ueber  Gesuche  um  Nachsicht  zweier  strengen  Prüfungen 
zur  Erwerbung  des  Magisteriums  des  Chirurgie  steht  lediglich  dem 
Ministerium  die  Entscheidung  zu. 


Anmerkungeu. 

Das  St.-H.-O.-D.  v«m  9.  Mai  1832,  Z.  I94U,  basiit  auf  Allerh.  Ent- 
scbliesHun^  vom  28.  April  1832,  in  Betreff  der  aiisnahmnweisen  Beibehaltuiiff 
der  chinirifi.Hchen  Stipendien  während  de«  Rigoro.scn- Jahres,  ist  sub  VI,  Itj 
eingereiht. 

In  Bezug  auf  die  Gehalte  der  Profe.HÄnren  an  den  chirurgisehen  Lehr- 
anstalten vcrgl.  <lie  kalserl.  V\»r'»rdnung  vom  19.  Marz  1861,  Z.  2300  (sub  II.,  b) 
Nr  76  dieser  Sammlung. 


*)  Vergl.  M.-K.  vom  2t.  September  1855,  Z.  13709  (sub  VI,  b)  Nr.  329) 
und  vom  2,  Mai  1866,  R.-G.-Bl.  71  (sub  VI,  d)  Nr.  .367). 

Bei  diesem  Anlässe  i.st  noch  darauf  hinzuweison , dass  nach  einem 
St.-H.-C.-D.  vom  8.  November  18.33,  Z.  6.361,  jene  barmherzigen  Brüder,  welche 
an  der  ebirnrgiseheu  Vorbereitnugsschule  des  Klosterspitals  in  Keldsberg  durch 
Volle  zwei  Jahre  gehörig  unterrichtet  werden,  bei  dem  Eintritte  iu  ein  Öffent- 
liches DiedtcinUch-clnnirgisches  Studium  den  Candidateu  der  Chirurgie,  welche 
mit  vorHchriftamAssigeti  Lehrbriefen  versehen  sind,  gleich  gestellt  werden. 
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e)  lieber  das  geburtshilfliche  Studium  und 
Magisterium. 

364.  Ministerial- Erlass  vom  22.  Jänner  1849,  Z.  505, 

an  die  Liiiiderchcfs  vcni  Niederflirterreich,  Steiermark,  OiwtoiTeich  oh  der  Enns, 
Milhnm  samint  .Schlesien,  (inlizien,  Tirol  und  Vorarlber;',  Dahnntien , Hilhmcn, 

Krakau, 

wornach  Schülerinnen  des  Hebammenkurset  zur  Ablegung  von  Seniettral- 
prUfungen  verbunden  sind. 

Aus  mir  vorgelcgtpii  .Talircsliericlilen  von  Ilebammenlelir.anstalten 
pro  ISIS  liabo  ich  ersolipn , dass  der  liivrortigo  Erlass  vom  6.  April 
V.  .T„  Z.  22*)  aueb  auf  die  Hörerinucn  des  llebammencurscs  bezogen 
«erden  «ill. 

Icli  ersuebe  E der  Direetion  der  inediciniscb-cbirurgiscben 

und  der  Ilebamiuonlebranstalt  (resp.  dein  inediciniscb  - chirurgischen 
Lebrktirper)  bedeuten  zu  lassen,  diuss  eine  solche  Ansdebnung  keines- 
«•pgs  im  Sinne  der  den  böberen  Studienabtbeilungen  zugestandenen 
Lernfreiheit  gelegen  sei , daher  der  obige  Ministerial-Erlass  auf  die 
Sebiilerinneu  des  Hebammen enrses  keine  Anwendung  finde  und  diese 
wie.  früher  zur  Ablegung  von  Semcstralpriifungen  verbunden  sind. 


365.  Verordnung  des  Ministers  des  Cultus  und  ünterriclits 
vom  3.  September  1850,  Z.  2039, 

an  ilie  Herren  Statth.alter  von  ^führen  nml  Schlc-sicii. 

mit  welcher  im  Einverständnitte  mit  dem  Ministerium  des  Innern  die  Hof- 
kanzlei-Verordnung  vom  27.  Juli  1826,  Z.  21,173  (Mähr.-schles.  pol.  Qesetz- 
lammlung,  VIII.  Bd.,  S.  188),  durch  welche  den  jüdischen  Hebammen  nur 
unter  gewissen  Beschränkungen  die  geburtshilfliche  Dienstleistung  bei  christ- 
lichen Frauen  gestattet  wurde,  TJr  aufgehoben  erklärt  wird. 

K.-G.-B1.  1850  , Nr.  S48.  S.  1579. 

Im  Sinne  her  Reiebsverfassung,  welche  die  Gleichberechtigung 
der  Slaalsbürger  ohne  Rücksicht  auf  das  Glaubcnsbekenntniss  der  In- 
dividuen ausspriclit,  kann  den  jüdischen  Hebammen,  die  gleich  den 

*)  Mit  dem  M.-E.  v.  fi.  April  1S48,  Z.  22,  wurde  „zim.'lchtt  für  die  phi- 
lo'iiphisrhe,  nicdicini.iche , chlrurgUche  und  juridiache  Stiidieiialilheilmie  der 


Digitized  by  Coogic 


r)ii 

christliclif’n  ilire  Befiihigung,  diese  Hilfe  ztj  leisten,  dnrgetliaii  Imben, 
nicht  verwehrt  werden,  wenn  sie  von  einer  gebärenden  Christin  zn 
Hilfe  gerufen  werden,  ihr  diese  zu  leisten. 

Die  Hebamme  jüdischer  Religion  ist  jedoch  hei  der  Entbindung 
einer  Christin  verpflichtet,  sobald  sie  eine  nahe  Todesgefahr  für  das 
Kind  oder  die  Gebührende  wahrnimmt,  die  Angehörigen  hievon  hei 
Zeiten  in  Kenntniss  zu  setzen , damit  die  Nothtaufe  oder  die  Ver- 
leihung der  Sterbesacraineute  nicht  versäumt  werde.  Die  Unterlassung 
dieser  Mitthoilung  wird  mit  der  verdienten  Strafe  geahndet  werden. 

Die  jüdische  Religion  kann  ferner  kein  Hinderniss  sein,  die- 
selbe Zeugenschaft  als  Hebamme  abzulegen,  wie  sie  die  christliche 
Hebamme  ablegt. 

Die  Hofkaiizlei-Verordnung  vom  27.  Juli  1826,  Z.  21173,  durch 
welche  den  jüdischen  Hebammen  nur  unter  gewissen  Heschränkungen 
die  geburtshilfliche  Dienstleistung  bei  christlichen  Frauen  gestattet 
wurde,  wird  demnach  für  aufgehoben  erklärt. 


366.  Ministerial-Erlass  vom  15.  Juli  1851,  Z.  5424, 

an  il.as  mediciiiischc  Profosaercn-Colleginm  in  Prag, 

beirefTend  das  Collegiengetd  für  den  praktischen  Curt  der  Geburtshilfe. 

Was  das  Collegicngeld  für  den  praktisch-geburtshilflichen  Curs 
betriflft,  so  wurde  zu  Folge  Ministerial-Erlass  vom  15.  .Jänner  1851 
Z.  102*)  dasselbe  an  der  Wiener  medicinischen  Lehranstalt  für  den 
zweimonatlichen  practischen  Curs  bei  zwei  clinischeu  Stunden  fünfmal 
die  Woche  im  Betrage  von  4 fl.  C.  M.  festgesetzt.  Diese  Anordnnng 
hat  nunmehr  auch  für  die  geburtshilfliche  I.ehranstalt  in  Prag  An- 
wendung zu  finden,  und  haben  sich  die  Schüler  des  praktisch-geburts- 
hilflichen Curses  bei  der  Quästur  inscribiren  zu  lassen.  Im  Falle  der 
Ausdehnung  des  Curses  auf  ein  halbes  .Jahr  wird  sich  das  Collegien- 
geld  im  Verhältniss  zur  Verlängerung  des  Curses  und  zur  Zahl  der 
Vorlesestunden,  jedoch  immer  nur  im  Sinne  der  Ministerial-Verordnung 
vom  12.  .Juli  1850,  Reichsgesczblatt  CI.  Stük  de  1850,  Nr.  130,  er- 
höhen ; eine  Abweichung  von  dieser  ist  nicht  zulässig. 


Wiener  Universität  die  Verfügung  getroffen,  dass  den  Hürern  dieser  Studien  die 
Ablegung  tler  Semestral-  oder  AiinualprUtüugeu  vor  der  Hand  im  laufenden 
.Scliuljabrc  nicht  zur  Pflicht  zu  machen,  sondern  in  ihre  freie  Wahl  zu  stellen 
sei  und  dass  allen  denjenigen,  welche  sich  einer  Prüfung  nicht  unterziehen,  am 
Schlüsse  des  2.  Semesters  Frequentationszengnisse  anszustellen  sein  werden, 
w'elche  sie  zum  weiteren  Fortschreiten  in  ihren  Studien  hefiihigen,“  und  es 
wurde  die  unmittelbare  Leitung  jeder  einzelnen  Lehranstalt,  sow'ohl  bei  den 
sogenannten  vier  Facultiit.sstiidieii  , als  aucli  bei  den  tcehniselien  Loliranstalten 
und  allen  Gymnasien  dem  Lchrkürper  dcssullien  üln'rtragcn. 

*)  Der  M,-E.  v,  15.  .Tänner  1851,  Z.  lüZ,  suh  VI,  c,)  eingi^reiht;  nimmt  im 
Punkte  2 u.  3 auf  das  gcimrtshilfliclie  Studium  Itezug. 
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367.  Ministerial-Erlass  vom  23.  Jänner  1852,  Z.  658, 

All  'l<Mi  LrhrkrtrjnT  /1er  ineJieini‘/eh-cliinire'i//eli/Mi  l.clir«iij.tfllt  in  (Jraz, 

wornach  Candidatinnen  dei  Hebammencurse«  von  der  Theilnahme  an  dem- 
telben  auf  den  nachgewieienen  Qrund  hin,  dais  sie  der  Eriernung  und  Aus- 
übung der  Hebammenkunst  hinderliche  Gebrechen  an  sich  haben,  auszu- 

schliessen  sind. 

Das  vorgclcf'te  Sit/.uiigsprotocoll  foljrt  mit  dem  Hemerkon  zurück, 
/lass  das  Gesetz , welches  die  Aut'nahmo  der  Schülerinnen  in  den 
Hehammenenrs  auf  ein  Alter  unter  50  Jahren  beschränkt,  sich  auf  die 
Anforderung  gründet,  dass  die  Aufzunehmenden  die  zur  Erlernung 
und  künftigen  Ausübung  der  llehammeiikunst  erforderliche  physische 
(körperliche)  und  geistige  Befähigung  besitzen  müssen.  Es  kann  .also 
nicht  zugegeben  werden,  dass  körperliche  Gebrechen,  wenn  sie  nämlich 
der  Erlernung  und  Ausübung  der  Hebammenkunst  hinderlich  sein 
können,  üherlmn]it  die  Verweigerung  der  Aufnahme  in  den  Hebammen- 
curs  oder  die  Aus.schliessnng  von  d/unselben  nicht  begründen  können. 


368.  Ministerial-Schreiben  vom  7.  Februar  1852,  Z.  937, 

an  den  .^mttiialter  v/>n  Steiermark, 

in  Betreff  der  Bestellung  des  dritten  Examinators  bei  den  geburtshilflichen 
Rigorosen  an  chirurgischen  Lehranstalten,  dann  wegen  des  Rechtes  zur  Aus- 
fertigung der  Diplome  und  zur  Einhebung  der  Rigorosentaxen  daselbst. 

Ans  der  mit  Studien-IIofcommissions-Decrct  vom  19.  .Jänner  1810 
Z.  837*)  erlassenen  Vorschrift  für  die  strengen  Prüfungen  aus  allen 
Zweigen  der  Heilkunde  geht  hervor,  dass  bei  der  Bestimmung  des 
dritten  Examinators  für  die  g/dnirtshilllichen  Rigorosen  an  den  chirur- 
gischen Lehranstalten  nicht  auf  das  Senium  iler  Prot/‘ssoren  Rücksicht 
genommen,  sondern  der  Grundsatz  festgehalten  wurde,  den  zweiten 
Fachprofessor,  oder  wo  kein  solcher  vorhanden  war,  den  Professor  des 
der  Geburtshilfe  nächst  verwandten  Fuchos,  nämlich  den  Professor  der 
praktischen  Chirurgie  als  dritten  Examinator  zu  den  fraglichen  Rigo- 
rosen beizuzieheu.  , 

Der  von  E . . . unterstützte  Vorschlag  des  medieinisch-chirnr- 
gischen  Lehrkörpers  in  Graz  auf  Beiziehung  des  Professors  der  prak- 
tischen Chirurgie  als  dritter  Examinator  bei  den  geburtshilflichen  Ri- 
gorosen in  Graz,  stimmt  ganz  mit  diesiun  Grundsätze  überein.  Ich 
finde  daher  diesem  Vorschläge  meine  Genehmigung  zu  ertheilcn. 

Was  die  Ausfertigung  der  Diplome  und  die  Einhebung  der  Ri- 
gorosentaxen betrifl't,  so  steht  diese  der  Lehran.stalt  zu,  und  der  medi- 
cinisch-chirurgische  Lehrkörper  in  Graz  wird  diesfalls  zu  verfügen 
haben.**) 


*)  (.Sub  VI.  b.  Nr.  .112  eitigercibt.) 

**)  Durch  die  seither  erfolgte  Aiittassung  der  chir.  L/'liranstalt  in  Graz 
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369.  Ministerial-ETlass  vom  7.  Jänner  1853,  Z.  13238  ex  1852, 

ÄU  daw  nifdirinäflphc  Pr^tfertai>rcn-r<illf^iuiii  in  Prag.  *» 

womit  inlinditchen  Candidaten  der  Medicin  , die  durch  je  zwei  Semeater 
eine  medicinische  und  die  chirurgische  Klinik  besucht  haben,  gestattet  wird, 
vor  Ablegung  der  Rigorosen  den  praktischen  Curs  Uber  Geburtshilfe  in  den 
Ferienmonaten  zu  frequentiren. 

UebcT  den  vom  etc.  . . . unterstützten  Antrag  des  dortigen  Pro- 
fessors der  Geburtshilfe,  dass  den  Iiilundern  gestattet  werde,  auch  noch 
vor  Ablegung  der  niediciuisehen  1 loctoi'sprüfungen  den  (iraktischen 
geburtshilflichen  Curs  zu  besuchen,  wird  bewilliget,  dass  Candidaten 
der  Medicin,  welche  sich  ausweisen  können,  schon  durch  zwei  Semester 
die,  chirurgische  Klinik  freijuentirt  zu  haben,  in  den  Perieinnonaten 
auch  noch  vor  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  den  zweiuionat 
liehen  praktischen  (hirs  über  Geburtshilfe  frecjuentiren  dürfen.  Bei  der 
diestalligcn  Aufnahme  ist  aber  immer  jenen  Candidaten  der  Vortritl 
einzuräuiiien.  die  schon  eine  .strenge  Prüfung  mit  Erfolg  zurückgelegt 
haben 


370.  Ministerial-Erlass  vom  19.  August  1853,  Z.  8077, 

HU  den  SUitthHhfr  von  Tirol, 

wornach  eine  Abänderung  der  die  Hebammen*PrUfungstaxen  normirenden 
Bestimmungen  dermai  unzulässig  ist. 

Das  Ministerium  für  Cultus  und  UiiU*rricht  findet  eine  Abän- 
derung der  rücksiclitlicli  der  Entrichtung  von  Prüfungstaxen  von 
Seite  der  Hebammen  in  den  Studien  - IIofoommissiouB  * Verordnungen 
vom  19.  Jänner  18 ' Z.  8*17^  und  vom  *-?l.  Oetober  1818^  Z.  26190,*^) 
enthaltenen  Bestimmungen  niclit  zulässig. 

Hievon  werden  Eure zur  Verständigung  des  medicinisch- 

chiiurgischen  Studiendireeti»rates  in  Innsbruck  in  Kenntnis«  gesetzt. 


und  Erriclituiip  einer  medieinisehoi  Facultät  dasclüft,  hat  dieser  l>las»  zwar  für 
Gras»  wohin  er  zunächst  g-richlet  war,  seine  Bedeiilimg  verloren;  wegen  seiner 
Ällsrcrneincii  Geltung  für  ••himrgi^ehe  Tiehraiistahcii  ülierhAiipt  schien  die  Auf- 
nahme dcs-iclbcn  in  die  v<*rliogendc  Sammlung  dennoch  gerechrfertigf. 

*)  Ganz  dieselbe  Bestimmung  wurde  mit  M.-E.  vom  7.  Dcceiiiber  1S57, 
Z.  20.872,  au  da.<  medicin.  Profcssoren-Collegiuin  in  Wien  hinausgegobon.  Zu 
den  strengen  P r ü f n ii  g e n der  G c b u r t .s  h i 1 f c können  die  Schüler 
der  Medicin  oder  Chirurgie  aber  jedenfalls  erst  dann  zugelasAon  werden,  wenn 
sie  die  beiden  atrongeii  Prüfungen  ans  der  Heilkunde,  resp.  Chirurgie  mit  Ert'olg 
bestandi-n  haben.  (Slud.-II.-(\-l>,  vom  tO.Xov.  1820,  Z.  3645,  Eohrj  lan  v.  J.  1833, 
IV;  und  Allerh.  Entschli<*.'*.'?ung  vom  18.  Derember  1832). 

**)  8ub  VI  b.  Nr.  312. 

Mit  dem  8rud.-H.-C.-l),  vom  21.  Oetober  1818,  Z.  2G190,  au  das 
Tiroler  Guberniuin  wurde  bemerkt,  dass  *an  allen  Lycoen,  wo  ein  vollständiges 
ebimrglsches  Studium  und  nicht  Idos  ein  Hobammeninstitut  besteht,  drei  Kxa- 
Tl  SA.  0«*i«:rr.  UnivprviUr^ytvctj'.c.  33 
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371.  Ministerial-Erlass  vom  5.  October  1853,  Z.  9586, 

HD  sSmmtliche  StatfhaltPr,  Gouverneure  und  I.andeapräsiilenten  (an  den  Banua 
von  Croatien,  sowie  au  die  Stattlialterei-Abtlicilnngeii  in  Pressbiirg,  Kaschau, 
Pest-Ofen,  (Jodeuburg  und  Grosswardein),, 

woduroh  im  Einveratündniaae  mit  dam  Miniaterium  des  Innern  eine  Norm 
bexUgiioh  dar  Auaatellung  der  Dipiome  für  Hebammen  ertheilt  wird*). 

(R.-G.-B.  Jahrg.  18Ö3,  Nr.  199,  S.  1073.) 

Die  Freizügigkeit  lier  llebaranien  überhaupt  ist  nicht  blos  im- 
plicite  durch  das  Hofkaiizlei-Decret  vom  17.  März  1815,  Z.  268,  son- 
dern ausdrücklicli  auch  durch  das  Hof'knnzlei-Decret  vom  21,  April  1827, 
Z.  11810  anerkannt  und  ausgesprochen,  somit  die  Beschränkung, 
welche  durch  das  Hot'kanzlei-Decret  vom  17.  Februar  1804  festgesetzt 
worden  war,  wieder  aufgehoben  worden.**) 

Es  ist  daher  künftig  in  den  Diplomen  der  Hebammen , sie 
mögen  auf  Universitäten  oder  auf  Lyceen  gebildet  werden,  statt  einer 
Beschränkung  ihrer  Praxis  auf  ein  gewisses  Kronland,  eine  Formel 
aufzunehmen,  durch  welche  ihre  Befugniss  zur  Ausübung  der  Heb- 
ammenkunst in  allen  Krunländern  des  österreichischen 
K B i sers t aa tes  ausgedrückt  werde. 


372.  Ministerial-Erlass  vom  7.  Mai  1855,  Z.  5536, 

an  die  Statthaltcroi  von  Tirol, 

womit  Uber  Anfrage  die  in  Betreff  der  Befreiung  von  der  Entrichtung  der 
Prilfungstaxen  noch  in  Wirkaamkeit  bettehenden  Vorachriften  in  Erinnerung 
gebracht  werden. 

Zu  Folge  der  mit  Studicn-Hofcommißsions-Docrct  vom  19.  Jän- 
ner 1810*^)  hinausgogebenen  allgemeinen  gleicbformigen  Vorscbrit’t, 
nach  welcher  die  strengen  Prüfungen  aus  allen  Zweigen  der  Heil- 
kunde an  den  deutsch -erbländischen  Universitäten  und  Lyceen  vor- 
zunehmen, sowie  die  Taxen  dafür  zu  entrichten  sind,  werden  Heb- 


minatoren  bei  den  ntrengen  Prüfungen  der  Geburtshilfe  festgesetzt  aind,**  die 
Examinatoren  aus  dem  .Studiendirector,  dem  Professor  der  Geburtshilfe  und 
jenem  der  praktischen  Chirurgie  zu  bestehen  haben  und  dafür  in  Gemäsahoit 
der  Studienordnung  vom  J.  1810  ftlr  jeden  Examinator  fl.  C.  M.  und  für  den 
Eid  3 fl.  C.  M.  zu  erheben , für  das  Diplom  aber  ein  mit  dem  Preise  des 
Pergaments  und  d»*n  übrigen  Reqiiisiton  verhältni.sÄmKssige  Taxen  auszumitteln 
und  der  Stud.-H.-C.  anzuzoigen  sei.  Bei  hergestelltcm  Beweise  der  Armuth 
sollten  die  Candidaten  indess  selbst  dann  unentgeltlich  geprüft  werden,  wenn 
«io  keine  Stipendistinnen  sind;  gegen  die  Abnahme  des  Eides  durch  den  Notar 
sei  nicht«  zu  erinnern. 

*)  Vergl.  M.-E.  vom  9.  October  1860,  Z.  14694  (sub  VI  e Nr.  379). 

«*)  (Sub  VI  b Nr.  310  VIII  i.  f)- 

***)  (Sub  VI  b Nr.  312  cingereiht.)  Dieselbe  Anordnung  war  betreff 
der  auf  Kosten  de.s  Acrars  unterrichteten  TIehammen  schon  in  älterer  Zeit  mit 
einem  Hofdccret  vom  12.  Mai  1785  getroffen  und  bemerkt  worden,  dass  ihnen 
auch  da«  Diplom  ohne  Stempel  gegen  die  blosse  Schreibgchülir  auszu fertigen  «ei. 
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ammen,  welche  während  de»  Studiums  ein  Stipendium  geniessen , »ei 
es  vom  Aerarium,  vom  Dominium  oder  von  einer  Gemeinde , unent- 
geltlich geprüft. 

Auch  ausserdem  werden  Hebammen  hei  erwiesener  Vermögens- 
losigkeit nach  Umständen  um  die  halbe  Taxe  oder  unentgeltlich  ge- 
prüft. Solche  unentgeltlich  geprüfte  Hebammen  müssen  sich  aber 
reversiren,  ihre  Kunst  ausser  der  Hauptstadt  des  Landes  (wenn  sie 
nicht  etwa  in  selber  schon  ansässig  sind)  auszuüben,  weil  es  in  dieser 
ohnehin  immer  einen  Ueberfluss  an  Hebammen  gibt,  während  es  am 
Lande  an  ihnen  mangelt. 

Diese  Verordnung  besteht  noch  in  Wirksamkeit  und  erleidet 
dadurch , dass  Stipendisten , welche  an  Universitäten  anderen  medi- 
cinisch-chirurgischen  Lehrzweigen  oder  auch  der  Geburtshilfe  »ich 
widmen,  sich  gegenwärtig  einer  ähnlichen  Ausnahme  nicht  erfreuen, 
keine  Abänderung. 


373.  Ministerial-Erlass  vom  6.  Juni  1857,  Z.  9114, 

an  das  medicinischc  ProfesHoren-CuUegium  zu  Wien  und  nn  die  Statthalterei 
von  Xieder-Oesterreich, 

womit  die  Aufnahme  eines  Zusatzes  in  die  Instruction  der  geburtshilflich 
klinischen  Professoren  und  Assistenten  zur  Hintanhaltung  der  ferneren  Ausser- 
achtlassung  der  bezüglich  der  Gebär-  und  Findelanstall  bestehenden  Directiven 
angeordnet  wird. 

Znr  thunlichsten  Hintanhaltung  der  Ausserachtlassung  der  be- 
züglich der  Gebär-  und  Findelanstalt  bestehenden  und  künftig  etwa  zu 
erlassenden  Directiven  von  Seite  der  geburtshilflich-klinischen  Pro- 
fessoren und  Assistenten,  sowie  zur  Sicherung  der  genauen  Befolgung 
dieser  Vorschriften  ftlr  die  Folge,  erscheint  es  allerdings  nothwendig 
und  zweckmässig,  dass  den  bezüglichen  Instructionen  noch  nach- 
stehender Zusatz  beigeftigt  werde: 

, Endlich  machen  es  die  besonderen  Verhältnisse  des  Gehär- 
hauscs  und  dessen  innige  Verbindung  mit  der  Findelanstalt  unerlässlich 
nothwendig,  dass  die  bezüglich  dieser  Anstalten,  namentlich  aber  die 
auf  die  Aufnahme  und  Entlassung  der  Schwangeren  und  Wöchnerinnen, 
dann  der  Kinder  erlassenen  Vorschriften  genau  vor  Augen  gehalten 
und  ftir' deren  gehörige  Beobachtung  Sorge  getragen,  eben  deshalb 
sich  auch  in  steter  Kenntniss  denselben  erhalten  werde.  Zu  diesem 
Bchufe  werden  auch  dieselben  von  der  Gebär-  und  Findelhaus-Direction 
stets  mitgetheilt  werden,  und  in  allen  zweifelhaften , den  Unterricht 
jedoch  nicht  berührenden  Fällen  die  nöthigen  Aufklärungen  von  dieser 
einzuholen  sein.“ 

Die  Statthaitorei  wird  aufgefordert,  wegen  der  Mittheilung  der 
erwähnten  Vorschriften  und  sonst  etwa  gewünschten  Aufschlüsse  an 
die  jeweiligen  Vorstände  der  geburtshilflichen  Kliniken  das  Geeignete 

33* 
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«n  liie  eheii  genannt«  Direction  zu  erlassen,  dagegen  das  lue.dicinisclie 
Professoren-Collegiuni  angewiesen,  die  Einsclialtung  des  vorstehenden 
Zusatzes  in  die  betreffenden  Instructionen  zu  veranlassen,  sowie  die 
genaue  Befolgung  der  diestiilligen  Anordnung  angemessen  zu  über- 
wachen. 


374.  Ministerial-Erlass  vom  15.  Juni  1857,  Z.  9700, 

an  <iie  S^tHllhalterci  von  Nied«r-Oe8t«*rroich,  Obcr-Oeatoneiob,  IKihmuiij  Mähren. 
Galizien.  Tirol  und  Vorarlberg,  Tnost,  Dalmatien,  an  die  Landesregierungen 
von  Salzbui^.  Kärnten,  Kraiii,  Scbleaicii  und  Krakau. 

betrofTend  die  Zulsttung  lediger  Frauenzimmer  zum  Hebammenunterrichte. 

Den  Antrag  wegen  Aufhebung  der  Zulassung  lediger  Frauens- 
personen zuin  Unterrichte  in  der  Gehurtshilfe  hat  das  Ministerium  für 
Cultus  und  Unterricht  in  Uebereiustimmung  mit  dem  k.  k.  Ministerium 
des  Innern  nicht  zu  genehmigen  , *)  sondern  zu  bewilligen  befunden, 
dass  auch  künftig  ledige,  jedoch  moralisch  ganz  tadellose  Frauen- 
zimmer, wenn  dieselben  das  24.  Lebensjahr  erreicht  haben  und  sich 
über  die  anderweitigen  Erfordernisse  zur  Aufnalimo  in  den  Heb- 
ammenlehrcurs  auszuweisen  vermögen,  zum  Hebummen-Unterrichte  zu- 
gelnssen  werden  können.**) 


*)  Die  Aulünhme  lediger  FrauoiuiperMJUcu  in  den  llebammeiicurs  wurde 
zuerst  mit  M.-K.  vom  1,  October  Z.  bewilligt,  in  welchem  das  Älter 

vou  2ü  Jahren  als  Minimalalter  zur  .Vtifnahine  in  den  Hebammencurs  festgesetzt 
worden  war. 

'"*)  Nach  deu  ältereu  V'orschril'fen , (Hofkauy.lei-V'crordnuug  vom  26.  De.- 
cemher  1819.  Z.  fi85Ö;  :tO.  Octuber  1820.  Z.  Ö74H;  2G.  Juli  1828,  Z.  3728, 
steierra.  Gub.-Yeii>rdiiung  vom  5.  Navoiiiher  1^32,  Z.  17208  u.  s.  f.,  nmsstcii  die 
Hebammen  verheiratet  oder  Witwen  sein,  und  das  50.  Lebensjahr  nicht  Ober- 
hchritte.n  hnben  und  demselben  auch  nicht  schon  zu  nahe  stehen; 
ausserdem  wird  gefordert,  dass  die  Caiididatiunün  des  Lesens  und  Schreibens 
kundig  sein  und  die  nöthige  k(>q)erlicho  und  geistige.  Hefähigung  haben  mCUsen. 
Frauen,  welche  des  Lesens  und  Schreibens  nicht  kundig  sind,  sollten  zum 
Lehrcurse  der  Geburtshilfe  mir  insolango  ziige!a.HseD  werden,  als  eine  hinrei- 
chende Anzahl  geei;>neter  Schnieritinen  fehlt.  Nach  jidem  Lelnv.urse  sind  jene 
Schülerinnen,  welche  in  der  FiiialprÜfuug  genügende  Kenntnisse  nachweisen, 
gute  Fortgangsclasseii  verdienen  und  bei  den  Gebärenden  die  erfuiderlicho  Ge- 
schicklichkeit zeigen.  zu  den  strengen  Pnlfungon  zuzulassen;  Sehülcriimeu  aber, 
welche  diesen  Bedingungen  nicht  entsprocliPii , zu  Wiederholung  des  Lehr- 
curses  zu  verhalten.  St.»ll,*C\-D.  vom  15.  Mai  1834.  Z.  2958  an  das  dalmat. 
Gubemium. 

Mit  Krlass  des  StaAt.siuiinstcriums,  Ablli.  für  (hdtus  und  Unterricht  vom 
14.  Fcbniar  1862.  Z.  1732.  wurde  ein  vom  Professor  der  Hebamiiienklmik, 
Dr.  .Späth,  verfasster  Entwurf  der  bei  Erthcüuiig  des  combiiiirten  theoretisch- 
praktischen  Ucbammciiunternchtcs  zu  beobachtenden  ModaUtä.ttMi,  den  das  Pro- 
fe.sHoren-Collegiuin  eingtiiiiinig  zur  Annahme  bevorwortet  hatte,  zur  versuchs- 
weisen Durchführung  und  mir  dimi  Erl.  vom  4.  October  1864.  Z.  7844  in  detiiii- 
liver  Weise  genehmigt.  Die  gleiclizeltig  heantrag!*»  zeitweise  Aufstclluug  von 
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375.  Ministerial- Erlass  vom  6.  November  1857,  Z.  18687, 

an  die  ätatthalterei  von  Ober-Ouaterreieli , Tirol.  MBiirou.  Oalisieii,  (Mailand. 
Venedig  SiebenliUrgen,  an  die  Sbattlialterei  Abtlieiluiig  an  Ofen)  und  an  die 
l.andearegiemng  von  Salabiirg.  KBniten,  Krain,  Krakan  und  in  der  Bukowina, 

betreffend  die  Erthellung  dee  theoretitohen  Unterrichtea  in  der  Qeburtshilfe 
fUr  HebemmenschUlerinnsn  unter  gleichzeitiger  Benutzung  des  Qebdr-  und 
Wochenbettei  für  die  nttthigen  Oemonatrationen. 

An  mehreren  golmrtsliilflieheu  Lelir.anstnlteu  für  Hebammen 
wurde  in  den  letzten  .lahreii  der  tlieoretisclie  Unterricht  unter  gleich- 
zeitiger Benützung  des  Gebär-  und  Wochenbettes  für  die  nöthigen 
Demonstrationen,  sowie  für  die  praktische  Anleitung  und  Hebung  der 
Hebainmenschülorinuen  mit  sehr  günstigem  Krfolge  erthdlt. 

Wünschenswerth  erscheint  es,  dass  die  Vortheilo,  welche  diese 
Unterrichtsmethode  nach  den  bisher  gemachten  Erfahrungen  gewährt, 
eine  allgemeinere  Verbreitung  und  Anwendung  erhalten. 

Die  k.  k.  etc wird  daher  aufgefordert,  die  Einleitung 

zu  treffen,  dass  künftig  auch  im  dortigen  Kronlande  ein  derlei  ver- 
einigter theoretischer  und  praktischer  geburtshilflicher  Unterricht  den 
Hebammencandidatinnen  gegeben  werde. 

Dieser  Unterricht  wird  jedoch  wenigstens  fünf  volle  Monate  zu 
dauern  haben  und  erst  nach  Ablauf  derselben  mit  den  strengen  Prü- 
fungen dieser  Scliülerinuen  zu  beginnen  sein. 

Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  auch  bei  diesem  Ver- 
fahren der  theoretische  Unterricht  nicht  ausschliessend  am  Gebär-  und 
Wochenbette  zu  ertheilen,  sondern  das  letztere  nur  tür  die  nöthigen 
Demonstrationen  und  Uebungen  in  Anspruch  zu  nehmen  sei,  sowie 
bei  einer  grösseren  Zahl  von  Schülerinnen  diese  in  der  Kegel  blos 
gruppenweise  zum  Gebär-  und  Wochenbette  zuzulassen  sein  werden. 

Hiernach  ist  das  Geeignete  zu  veranlassen  und  das  Ergebniss 
dieses  Uiiterweisungsvertahrens  mit  den  gewöhnlichen  .Jahresberichten 
zur  hierortigen  Kenntniss  zu  bringen,  die  etwa  obwaltenden  Hinder- 
nisse und  Bedenken  aber  unverweilt  anzuzeigen. 


370.  Ministerial-Erlass  vom  2.  November  1858,*)  Z.  18614, 

an  da»  PrütV^soren-CoUegrlum  der  medieiiUMchen  Fnuultät  der  Wieuvr  UniversitKf, 

betreffend  die  Zuweisung  von  Studirenden  oder  Candldeten  des  mediclnischen 
Doctorgrades  zum  praktisch-geburtshilflichen  UnterrioMe. 

Der  mit  dem  Berichte  vom gestellte 

Antrag,  das»  die  bis  nmi  bestandene  Anordnung,  dass  die  ZuweisiiHir 

sechs  AnshUfshclmminun  wurde  mit  M.-K-  vom  1.  August  Z.  70  6 

gfnehmipt. 

*)  Mit  einem  M.-E.  vom  gloielieii  Datum.  Z.  18612,  vvurde  da«  vom  Pro- 
t'csHor  der  Geburtshilfe,  Ur.  Biauu.  verfasste  Kegulativ  für  die  Hörer  der  Geburts- 
liilfe  als  zweckmässig  gutgeheis^eii. 
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zum  praktisch-geburtsliilflichen  Unterrichte  durch  den  Decan  zu  ge- 
schehen haho,  auf  jene  Studirenden  oder  (Jandidaten  des  medi- 
einischen  iJoetorgrades  und  auf  die  schon  promovirten  Acrzte  heschrünkt 
werde,  welche  früher  den  theoretisch-geburtshilflichen  Unterricht  ge- 
nossen haben  und  sich  zu  dem  zweimonatlichen  praktischen  Studicn- 
cursc  melden,  weil  gegenwärtig  der  theoretische  Unterricht  in  der 
Geburtshilfe  mit  dem  praktischen  combinirt  ist  und  die  Hörer  sich 
daher  für  diesen  combinirteii,  einen  ganzen  Semester  dauernden  Unter- 
richt eben  so,  wie  für  andere.  Kliniken  zu  inscribiren  haben  — erhält 
die  hierotige  Genehmigung. 


377.  Ministerial- Erlass  vom  2.  November  1858,  Z.  18613, 

au  das  PrnfcssDrcn-Collcgium  der  medicinischeu  Facultät  der  Wiener  Universität, 

womit  der  Antrag  genehmigt  wird,  von  den  Candidaten  des  Magiiteriumt 
der  Geburtshilfe  die  Vorlage  nur  einer  Qeburtsgeschlchte  und  einer  gynäko- 
logischen Krankengeschichte  statt  zweier  Qeburtsgeschiehten  zu  fordern. 

Nach  dem  vom  k.  k.  Profossoren-Collcgium  bevorworteteu  An- 
träge des  Professors  der  Geburtshilfe  für  Aerzte  wird  bis  zum  Er- 
scheinen der  neuen  Rigorosenordnung  gestattet,  dass  von  den  Candi- 
daten  des  Magisteriums  der  (ieburtshilfe  kUntlig  statt  zweier  Geburts- 
geschichten  eine  Geburtsgesehichte  und  statt  der  zweiten  die  Geschichte 
eines  auf  der  gynäkologischen  Klinik  beobachteten  Krankheitsfalles 
vorgclegt  werden  dürfe. 


378.  Ministerial-Erlass  vom  20.  März  1860,  Z.  3141, 

an  die  St.attlialterei  von  Nieder-Oesterreich, 

womit  angeordnet  wird,  dass  behufs  der  Erzielung  eines  entsprechenden  prak- 
tischen Unterrichtes  der  Geburtshelfer  der  für  dieselben  bestimmten  Klinik 
der  grössere  Theil  der  fUr  die  Gratisgebäranitalt  und  für  die  Aufnahme  in 
derselben  sich  meldenden  Schwangeren  und  Gebärenden  zugewendet  werde. 

Bei  den  vom  Professor  der  Geburtshilfe  für  Aerzte  und  vom 
medicinischen  Proiessorencollegium  geltend  gemachten  Verhältnissen 
dringt  sich  die  Ueborzeugung  auf,  dass  behufs  der  Erzielung  eines 
entsprechenden  praktischen  Unterrichtes  der  Geburtshelfer  der  für  die- 
selben bestimmten  Klinik  der  grössere  Theil  der  ftir  die  Gratisgebär- 
anstalt und  für  die  Aufnahme  in  derselben  sich  meldenden  Schwan- 
geren und  Gebärenden  zugewendet,  aus  diesem  Grunde  auf  den  früher 
in  dieser  Beziehung  beobachteten  V'organg  zurückgegangen  werden 
müsse. 

Es  ist  daher  die  Einleitung  zu  treflTen,  dass,  wie  ehedem,  so 
auch  künftighin  von  den  eben  genannten  .Schwangeren  und  Gebären- 
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den  vier  Siebentheile  der  Geburtshelfer-,  dagegen  die  Ubei-restlichen 
drei  Siebentheile  der  Uebammenklinik  zur  Bcniltzung  beim  prak- 
tischen Unterrichte  zukommen. 

Für  diesen  Zweck  müssen  entweder  jede  Woche  vier  Tage  zur 
Aufnahme  der  Versorgten  auf  der  Klinik  für  Geburtshelfer  und  die 
verbleibenden  drei  Wochentage  zur  Unterbringung  der  Versorgten  auf 
der  Hebammenklinik  bestimmt,  oder  aber  von  den  jeweilig  ankom- 
menden  Schwangeren  oder  Gebärenden  stets  vier  der  erstem,  die 
nachfolgenden  drei  dagegen  der  Hebammenklinik  künftig  zugewiesen 
werden. 

Die  Bestimmung  der  gedachten  Aufnahmstage  ist  dem  freiwilli- 
gen wechselseitigen  Einverständnisse  der  beiden  Professoren  der 
Geburtshilfe  unter  Gutheissung  des  medicinischen  Professor encollegiums 
für  den  Fall  zu  überlassen,  als  die  erstere  Aufnahmsmoi:aIität  vorge- 
zogen werden  sollte. 

Indess  dürfte  sich  die  letztere  Modalität  mehr  empfehlen,  weil 
hiedurch  alleu  zufälligen  Eventimütäten  sicherer  begegnet,  ein  zahl- 
reicheres Materiale  der  Klinik  für  Geburtshelfer  verlässlicher  gesichert, 
so  der  beabsichtigte  Zweck  vollkommener  erreicht  werden  würde.  Auch 
wird  deren  Durchführung  kaum  auf  be.sondere  tschwierigkeiten  stossen 
können,  da  diese  Modalität  ohnehin  bezüglich  der  nicht  Kreissonden 
beantragt  wird,  und  kein  Grund  abzusehen  ist,  warum  dieselbe  nicht 
auch  hinsichtlich  der  Kreissenden  in  Anwendung  kommen  köunte. 

Bei  einer  genauen  Handhabung  dieser  Anordnungen  wird  der 
Klinik  für  Geburtshelfer  abermal  das  nöthige  zahlreichere  Materiale 
zu  Theil  werden,  die  Hebammenklinik  jedoch  eine  Verminderung 
desselben  erleiden.  Auf  der  letzteren  werden  sonach  einige  Locali- 
täten  und  Betten  entbehrlich  und  für  die  erstere  disponibel  werden. 
Ohne  Anspruchnahme  neuer  Räume  und  ohne  Vermehrung  der  bisher 
auf  den  beiden  Kliniken  befindlichen  Betten  wird  daher  die  nöthige 
Vorsorge  für  die  auf  der  Klinik  für  Geburtshelfer  neuerlich  zu  unter- 
bringende grössere  Zahl  von  .Schwangeren  und  Gebärenden  getroffen 
werden  können. 

Wegen  einer  zweckmässigeren  Vertheilung  der  den  beiden  Kli- 
niken jetzt  schon  zugewiesenen  Räume  und  Betten  ist  unter  Inter- 
venirung  des  medicinischen  Professorencollegiums  und  der  Direction 
des  Gebärhauses  die  geeignete  Verhandlung  pflegen  zu  lassen. 

Schliesslich  sieht  man  sich  bestimmt,  das  Augenmerk  der  Statt- 
halterei  behufs  der  gleichfalls  nöthigen  Abhilfe  auch  auf  den  Umstand 
zu  leiten,  dass  Bettstätten  in  den  klinischen  Zimmern  für  neugeborne 
Kinder  ganz  zu  fehlen  scheinen.  Deren  Beschaffung  dürfte,  wenn  auch 
nicht  sogleich  für  alle  klinischen  Zimmer,  zur  thunlichsten  Schonung 
des  Zahlungsfondes,  doch  nach  und  nach  in  möglichst  kürzester  Frist 
zu  bewerkstelligen  sein.  Nur  im  Falle  der  Beistellung  eigener  Scblaf- 
stätten  für  die  Neugebomen  wird  das  in  mehreren  Kronländera  er- 
lassene Verbot,  Kinder  zu  sich  in’s  Bett  zu  nehmen,  auch  in  der 
Wiener  Gebäranstalt  gehörig  gehandhabt,  den  aus  dieser  gefährlichen 
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Gewohnheit  zu  bfsorj'cnden  nachtlieiligen  Folgen  verlässlich  begegnet 
und  der  Vorwurf  hintangehalten  werden  können,  dass  in  dieser  Anstalt 
ein  Uebelstand  geduldet  werde,  für  dessen  Fernhaltung  in  der  Findol- 
anstalt  die  daselbst  bestellte  Aufseherin  durch  den  §.  .’IO  ihrer  Instruc- 
tion verantwortlich  getüncht  wird,  und  der  in  mehreren  Kronländern, 
für  Niederösterreich  durch  das  in  Folge  der  Allerhöchsten  Entschliessiing 
vom  2.  riopteinber  1784  erlassene  Hofdecret  vom  (i.  September  1784, 
’L.  3156,  ausdrücklich  verboten  ist.*) 


379.  Ministerial-Erlass  vom  9.  October  1860,  Z.  14694, 

*n  die  Landesregierung  von  Krain, 

womit  derselben  die  Eides-  und  Diplomsformel,  sowie  die  im  Jahre  1855  mit 
dem  Ministerium  des  Innern  vereinbarte  Instruction  für  Hebammen  zur 
Betheilung  der  dortigen  geburtshilflichen  Schule  übersendet  werden. 

Iin  Anschlüsse  erhalt  die  k.  k die  Eides-  und 

Diplomsformel,  sowie  die  iui  .Jahre  1855  mit  dem  k.  k.  Ministerium 
des  Innern  vereinbarte  Instruction  für  Hebammen  zu  Uetheilung  der 
k.  k.  Direction  der  Laihacher  geburtshilflichen  Schule. 

A.  Eidesformel  für  Ilebammeu. 

Ich  N.  N.  schwöre  und  gelobe  zu  Gott  dem  Allmächtigen,  dass 
ich  meine  Pflichten  bei  allen  Geburtstallen  gewissenhaft  und  sorgfältig 
verrichten,  ohne  alle  Nebenabsichten  handeln  und  Niemandem  vor- 
sätzlich nachtheilig  sein  will;  vielmehr  gelobe  ich,  durch  meinen  Bei- 
stand den  Gebärenden  alle  mögriiclie  Hilfe  zu  leisten  und  der  mir 
vorgeschriebenen  Instruction  nach  meinem  besten  Wissen  und 
Gewissen  getreulich  nachzukommen. 

Auch  gelobe  ich  ferner,  die  Seelsorger  als  Führer  der  Geburts- 
bücher, wenn  ich  von  ihnen  befragt  werden  sollte,  was  mir  von  dem 
Namen  der  Kindesmutter  und  ihrer  Verehelichung  oder  Nichtverelie- 
lichung  bekannt  ist,  mit  der  strengsten  Gewissenhaftigkeit  zu  unter- 
richten, wie  nicht  minder  den  Annen  als  den  Reichen  gleich  will- 
fährig lu'izustehen  und  dieselben  nicht  zu  verlassen  oder  zu  ver- 
säumen. 


B.  1)  i pl  oin  sformel  für  Hebammen. 

Wir  Director  und  Professor  der  N.  N.  (Bezeichnung  der  geburts- 
hilflichen Schule  oder  Anstalt)  urkunden  und  bekennen  hiemit  vor 


*)  Der  Inhalt  des  vurstehciidcn  Kriaasen  wurde  gleichzeitig  dem  mcdici- 
nisclicii  ProfcBSoren-f'nllegium  bekannt  gegeben. 
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.ledermami,  dass  Vorzeigerin  dieses.  Krau  N.  N„  geliüitig  von  .... 
in  . . . .,  uns  geziemend  gebeten  babe.  derselben  Uber  ihre  in  der 
Geburwliilte  erworbene  Fähigkeit  ein  öffentliches  Zeiiguiss  zu  ertheileii. 

Um  uns  von  ihrer  Fähigkeit  und  Kunst  zu  überzeugen,  ist  die- 
selbe. im  .lahre  ....  voii  den  hiezu  bestellten  Kxaminatoren  strenge 
geiirUft  worden;  und  als  sie  in  dieser  Prüfung  sattsame  Proben  ihrer 
in  der  Geburtshilfe  erworbenen  Fähigkeit  gegeben,  baben  wir  keinen 
Anstand  genommen,  sie  als  eine  taugliche  Hebamme  zu  erklären,  zu 
dem  gewöhnlichen  Eide  zuzulassen  und  ihr  die  Erlaubniss  zu  cr- 
theilen,  ihre  Knust  ungehindert  aus  zu  üben.  Ihre,  unverbrüchliche 
Pflicht  ist:,  die  ihr  m i t geth  e i 1 te  Instruction  genau  zu  beobachten, 
und  die  Seelsorger  als  Führer  der  Geburtsbücher,  wenn  sie  von  ihnen 
befragt  werden  sollte,  ob  ihr  etwas  von  dem  Namen  der  Kindesmutter, 
von  ihrer  Verehelichung  oder  Nichtverehelichung  bekannt  ist,  mit  der 
strengsten  Gewissenhaftigkeit  zu  unterrichten.  Urkund  dessen  baben 
wir  uns  eigeiihänd'g  unterschrieben  tind  das  Insiegel  beigedruckt. 

( Ort),  im  Jahre  18  . . N.  N. 

G.  Instruction  für  die  Hebammen. 

5).  1.  Die  Hebammen  sind  den  Kreis-,  Bezirks-  utid  Polizei- 
Behörden  unmittelbar  untergeordnet. 

§.  2.  Nur  Jene  sind  befugt,  die  Hebamineukuiist  in  <1  e ii  öster- 
reichischen Staaten  auszuüben,  welche  mit  einem  Diplome  hiefür 
von  einer  k.  k.  Universität  oder  sonstigen  inländischen  öffentlichen 
Hebammen-Lebranstalt  versehen  sind. 

S.  3 Die  VVolmungen  der  Hebammen  sind  mittelst  eines  an 
dem  Hause  angebraebten  .Schildes  zu  bezeichnen. 

§.  4 Die  Hel.'ammen  baben  sich  eiue.s  idirbaren,  reehtschatl'enen, 
nüchternen  1, ebenswandeis  zu  befleissen  und  den  Gebärenden  ihre 
Hilfe  bei  Tag  und  Nacht  mit  aller  Bereitwilligkeit  und  grösstem  Fleisse 
zu  leisten. 

§.  5.  Bei  schweren  getährlichen  Geburtsfällen  und  wo  eine  In- 
strumentalhilfe erforderlich  sein  kann,  sind  die  Hebammen  bei  Ver- 
antwortung verbunden,  noch  zur  rechten  Zeit  einen  Geburtshelfer 
rufen  zu  lassen. 

S.  6.  Ist  das  liOben  eines  Kindes,  welches  von  einer  christlichen 
.Mutter  geboren  wird , in  Gefahr,  so  dürfen  die  Hebammen  es  nicht 
unterlassen,  demselben  die  Nothtaufe  zu  e.rtheilen. 

t}.  7.  Bei  todtschoinenden  Kindern,  welche  reif  und  ohne  offen- 
bare Zeichen  der  Fäulniss  sind,  baben  die  Hebammen  mit  Fleiss  und 
durch  eine  gehörig  lange  Zeit  alle  erforderlichen  Mittel  zu  versuchen, 
dieselben  zum  Leben  zu  bringen. 

§.  8.  Die  Hebammen  dürfen  nach  der  Geburt  die  Kindbetterin 
nicht  früher  verlassen,  als  bis  diese  vor  einem  leicht  möglichen  Blut- 
sturz gesichert  ist;  sie  dürfen  keiner  ungeprüften  Helferin  die  Geburt 
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anvertrauen,  dem  Kinde  die  Zunge  nicht  lösen,  sondern  mllsaen,  wenn 
dies  nöthig  ist,  hiezu  immer  einen  Wundarzt  rufen. 

§.  9.  Es  ist  die  Pflicht  der  Hebammen,  bei  der  Taufe  der  Kinder 
gegenwärtig  zu  sein  und  dem  Seelsorger  auf  dessen  Verlangen  mit 
strengster  Gewissenhaftigkeit  und  Wahrheit  über  den  ihnen  bekannten 
verehelichten  oder  unverehelichten  Stand  der  Kindesmutter  Aufschluss 
zn  geben. 

§.  10.  Es  ist  den  Hebammen  unter  Strafe  verboten , Schwan- 
geren, Frauen  und  Kindern  ausser  der  höchsten  Noth  Arzneien  zu 
reichen  oder  zu  verordnen,  überhaupt  Curon  an  denselben  zu  ver- 
suchen oder  Aderlässe  anzuordnen,  und  bei  Augenleiden  der  Neuge- 
bomen ärztlichen  Hath  zu  ertheilen.  Sie  haben  sich  hiebei  nur  auf 
das  zu  beschränken,  was  zur  Wartung  und  Pflege  gehört. 

Die  Hebammen  dürfen  sich  über  Aerzte . Geburtshelfer  oder 
andere  Hebammen  absprechende,  ehrenrührige  Urtheile  nicht  erlauben 
eben  so  wenig  dürfen  sie  derlei  Gerüchte  verbreiten. 

Es  ist  denselben  auch  verboten,  nachtheiligen  Gebräuchen  für 
Mutter  und  Kinder  das  Wort  zu  reden,  worunter  insbesondere  ge- 
hören : das  Abrathen  von  dem  Stillen  der  Kinder  au  der  Mutterbrust, 
die.  Ernährung  der  Kinder  durch  Thee-Absude  statt  Milch,  der  Gebrauch 
der  Zuzeln  und  der  Mehlköche,  ohne  dass  cs  bestimmte  Umstände 
dringend  erfordern. 

tj.  11.  Wird  eine  Hebamme  berufen,  einer  ledigen  Frauensperson 
wegeit  Schmerzen  oder  Beschwerden  im  Unterleibe  durch  Klystiere 
oder  sonstige  Mittel  Hilfe  zu  leisten,  so  hat  sie  den  l^iiterleib  genau 
zu  untersuchen,  und  wenn  sie  hiebei  muthmassliche  oder  wirkliche 
Kennzeichen  einer  Schwangorachaft  finilet,  dies  mit  aller  Klugheit  und 
V'orsicht  der  Person  selbst  oder  thunlichcn  Falles  der  Mutter  der- 
selben mitzutheilcn,  überhaupt  aber  Sorge  zu  tragen , dass  dem  Ge- 
deihen der  Leibesfrucht  nicht  geschadet  werde. 

Findet  die  Hebamme,  dass  die  Person,  zu  welcher  sie  berufen 
wurde,  bereits  dem  Gebären  nahe  ist,  so  darf  sie  dieselbe  nicht  ver- 
la.ssen,  sondern  hat  ihr  den  nöthigen  Beistand  zu  leisten. 

§.  12.  Die  Abtreibung  der  Leibesfrucht,  sowie  die  Hilfeleistung 
hiebei,  wird  nach  dem  Strafgesetze  geahndet. 

Frauenspersonen,  welche  den  Hebammen  Zumuthuiigen  zu  einem 
solchen  Zwecke  machen  und  einen  Kath  oder  .Mittel  verlangen,  welche 
zur  Abtreibung  der  Leibesfrucht  dienen , sind  von  den  Hebammen 
den  Behörden  anzuzeigen. 

§.  13.  .Jene  Hebammen,  welche  von  einer  Behörde  zu  einer 
Untersuchung  verwendet  werden,  haben  derselben  die  erforderlichen 
Auskünfte  imeh  ihrem  Wissen  und  dem  Befunde  gemäss  genau  und 
richtig  zu  geben. 
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380.  Erlass  des  Staatsministeriims  für  Cultus  und  Unter- 
richt vom  2.  Jänner  1863,  Z.  14100, 

an  die  1)  k.  k.  uied.-ftHterr.  fStatthalterei  und  *2)  da»  Wiener  mcdicinische 
Professuren-CoUegiuin, 

in  Betreff  des  Aufnahmstermines  fUr  den  Hebammenours. 

Der  vom  mediciniflchen  Profeesoreu-Collegium  bevorwortotc  An- 
trag des  Professors  der  Geburtshilfe  5iir  Hebammen  Dr.  N.  N.,  woruach 
bei  der  kurzen  Dauer  des  Hebammen-Dehrcurses  der  Aufnahinstermin  ftir 
den  letztem  im  Wintersemester  blos  auf  die  ersten  acht  Tage  des 
Monates  October  und  fHr  den  Sommercurs  blos  aut  die  ersten  acht 
Tage  des  Monates  März  beschränkt  und  nacli  Ablauf  dieser  achttägigen 
Frist  keine  Schülerin  mehr  zum  Unterrichte  zugelassen  werden  mochte, 
erhält  bei  seiner  unverkennbaren  Zweckmässigkeit  die  h.  o.  Geneh- 
migung. 


Anmerknng  zu  Absclmitt  VI  e). 

Auch  nach  dem  neuen  SanitätsgeRotze  vom  30.  April  I.  J.,  R.-G.-B.  08, 
Btcht  die  Oberaufsicht  über  das  gesammte  Sanitätswesen,  mithin  auch  Ober  alle 
Gebär-,  Findel-  und  Ammen- Anstalten  etc.  der  Staatsverwaltung  zu. 

In  dem  neuen  Statute  der  ehemals  unter  Leitung  des  Staates  gestandenen 
Findelanstalt  in  Wien,  welche  im  Sinne  do.s  Reiebsgesetzes  vom  29.  Februar  1808 
als  Landesin.stitut  erklärt  und  aN  nied.  äst.  Lnndes-Gebär-  und  Findulaiistnit 
reorganisirt  wurde,  i.st  in  §.  22  ausdrücklich  bemerkt,  dass  die  Beaufsichtigung 
der  Anstalt  in  Bezug  der  wissenschaftlichen  und  Untcrrichtszweekc  dem  medi- 
cinlschen  Lehrkörper  Vorbehalten  ist,  der  unmittelbar  dem  Unterrichtsministerium 
untersteht,  dass  der  praktische  Unterricht  nach  den  vom  Untcrrichtaministerium 
erlassenen  Verordnungen  und  Regulativen  ertheiU  wird,  und  .Vbanderungen  von 
diesem  nach  Vernehmung  des  Profe.ssoreu-UoUcginras  und  Vereinbarung  mit 
dem  Landesausschusse  erfolgen. 


Digitized  by  Google 


f)  Pharmaccutisches  Studium,  Magisterium  und 

Doctorat. 


381.  Ministerial-Erlass  vom  24.  Mai  1850,  Z.  7, 

an  da...  Conai8t.>rium  d.T  UniveraitUt  in  Wien,  an  den  akademi.sclien  ü^enat  zu 
Prag  und  Krakau, 

womit  die  Dauer  des  pharmaceutischen  Lehrcurtes  festgesetzt  und  den  Stu- 
direnden  der  Pharmacie,  ungeachtet  sie  nicht  immatriculirte  Facultdtshörer 
sind,  die  Ablegung  von  SemestralprUfungen  erlassen  wird. 

iR.-«.-».  1840,  Z.  289,  S.  974.) 

Das  Studium  d«>r  Phannacio  oignot  aicli  sowohl  wogen  der  Menge 
als  wegen  des  Umtaiiges  der  Lehrgegenstiindo,  welche  es  umfasst,  und 
der  mit  dem  Studium  derselhen,  vorzugsweise  mit  dem  der  Chemie 
verbuiidcnoii,  viele  Zeit  in  Anspruch  nehmenden  praktischen  Uebungeii 
nicht  zur  Zusammenziehuiig  in  ein  .lahr.  Rs  muss  daher  von  den 
Aspiranten  des  Magisteriums  der  Pharmacie  gefordert  werden , dass 
sie,  wenn  sie  zu  der  strengen  Prüfung  zugelassen  werden  wollen, 
sieh  ausweisen,  dem  Rachstudium  durch  zwei  .Jahre  »hgelegen  zu  sein, 
wie.  dies  auch  in  dem  mediciiiisch -chirurgischen  S^tndieiiplane  vom 
.lahre  1833  vorgeschrieben  ist. 

Ebenso  können  die  Ilörer  der  Pharmacie  wegen  Mangel  der 
zum  Eintritte  in  ein  Facultätsstudium  erforderlichen  Vorbildung  nicht 
als  ordentliche  Ilörer  der  philosophischen  Racultüt  im- 
inatriculirt  werden,  und  es  sind  ihnen  die  GegenstSnde , welche  sic 
zu  hören  haben,  vorgeschriehen. 

Da  aber  der  pharmaeeutische  Lehrcurs  nur  ein  zweijähriger  ist, 
den  Candidaten  der  Pharmacie  im  letzten  Semester  dieses  Curses  die 
pharmaccutisehen  Präparate  pro  niagisterio  zu  bereiten  obliegt,  und 
sie  dann  soghüch  zu  der  strengen  I’rüfung  zugelasscn  werden,  so  sind 
sie  zur  Ablegung  von  Semestral-  und  An  n ual  p r üfu  n gen 
nicht  verpflichtet. 


Digitized  by  Google 


525 

382.  Ministerial-Terordnung  vom  15,  Juni  1850,  Z.  4333, 

an  (iin  Statthalter  vnn  Nifdcr-Oesterrciuh,  Onatnrreich  ob  der  Kiins,  Salihurg, 
Tirol,  Steiermark.  Kärnten,  Krain.  Kitatenland.  Mähren,  Sehle»ien,  Bbhnien,  an 
den  l.aude8|,riiaidiuniav'erwerier  in  Dalmatien,  den  Landefichef  von  Galizien,  den 
Vorsteher  der  Gubeniial-Commission  in  Krakau  und  den  Kreishauptmanu  in  der 

Bukowina, 

wodurch  beatimmt  wird,  dau  solchen  Schülern  des  Unter-Qymnasiums,  welche 
Pharmaceuten  werden  wollen , die  Dispens  vom  Erlernen  des  Qriechiachen 
nicht  zugestanden  werden  könne. 

In  Gemässlieit  des  ij.  I9  des  Entwurles,  betreftond  die  Organi- 
sation der  Gymnasien,  wurden  die  l.andeasclmlbeliörden  flnstruction 
für  die  Lande8.schulbeliiirde  19)  evmiiehtigef , solche  Schüler  dos 
Untergj-innasiums,  welche  nicht  in  das  Ohergymnasiuni  übertreten,  für 
die  dritte  und  vierte  ülassc  des  Untergymnasiuuis  auf  besonderes  An- 
hauchen, über  welches  die  Lehrerversaiumlung  mit  Rücksicht  auf  die 
Disciplin  der  Schule,  sich  auszusprechen  hat,  vom  Erlernen  des  Grie- 
chUclien  zu  entheben. 

Eine  solche  Oispeiis  kann  jedoch  künftigen  Pharmaceuten , ob- 
gleich sie  nur  das  Unter-Gymnasium  zu  absolviren  haben , aus  dom 
Grunde  nicht  zugestanden  werden,  weil  die  Terminologie,  die  sich  der 
Phamiaceut  aneignen  muss,  eine.  Menge  von  griechischen  Wörtern 
enthält,  welche  er  richtig  aussprechen  und  verstehen  soll. 


383.  Auszug  aus  dem  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Cultus 
und  Unterrichtes  vom  27.  November  1853,  Z.  11788, 

an:  1.  das  Wifner  Univwrhitäta-Consistoriuni  2.  den  akadein  S^nat  in  Prag, 
(3.  den  akadeni.  Senat  in  Pest,)  4.  den  akadein.  Senat  in  Krakau,  5.  den  Statt» 
haltiT  für  Steiermark.  ♦>.  den  »Statthalter  für  Tirol,  7.  den  Statthalter 
rtlr  Galizien, 

womit  ein  anderer  Lehrplan  für  das  Magisterium  der  Pharmacie  veröffentlicht 
und  das  pharmaceutische  Studium  an  den  Universitäten  in  Qraz,  Innsbruck 
und  Lemberg  eingeführt  wurde. 

Seine  k.  k.  Majestät  haben  mit  Allerh.  Entschliessung  vom 
8.  d.  M.  einen  neuen  Lehrplan  Glr  das  Magisterium  der  Phar* 
macie,*;  und  die  Einführting  «les  pharmaceutiscli  en  Stu. 

*)  Der  Lehrplan  fflr  da«  Studium  der  Pharmacie  vom  2".  Novemb.  1853, 
Z.  11788  (R.-G.-U.  Nr.  252,  S.  1287),  Ist  zwar  aclioit  durcli  M.-E.  vom  7.  Juli  1854 
Z.  748  inodificirt  und  durch  die  neue  Studien-  und  Pritfungsordimug  für  da** 
Magisterium  und  das  Doclorat  der  l*harmacic  vom  14.  Juni  1869  iR.-O.-B.  113. 

8 263)  ganz  aufgehobeif  Wf^rdm?  die  Bemerkungen,  mit  denen  derselbe  einge- 
führt wurde,  ideten  jedoch,  zumal  sehr  viele  Bestimmungen  des  orstereu  Erlasse.i 
in  diese  definitive  Studien-  und  PrUfungsordnuDg  Ubergegangen  sind,  ein  blei 
hendes  Interesse,  und  mussten  daher  hier  aufgeuomnien  werden. 
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diums  au  den  Universitäten  Graz.  Innsbruck  und  Lem- 
berg, letztere  aber  nur  unter  der  Bedingung  allergnädigst  zu  geneb- 
migen  geriilit,  wenn  an  den  betreffenden  drei  Lehranstalten  die  voll- 
kommen zureichenden  Lehrmittel  vorhanden  sind  und  für  einen  ganz 
entsprechenden  Unterricht  in  allen  Lehrgegenständen  Sorge  getragen  ist. 

1.  Für  die  Hörer  des  zweiten  phannaceutisclien  .1 ahrganges  ist  ein 
Curs  über  Pharmakognosie  an  der  medicinischen  Facultät  zu  geben. 

Zu  diesem  Ende  ist  der  Professor  der  Pharmakologie,  (der  theo- 
retischen Medicin)  anzuweisen,  seine  Vorträge  über  Pharmakologie, 
welche  im  Wintersemester  wöchentlich  durch  .3  Stunden  zu  halten  sind, 
so  einzuriebten,  dass  die  Pharmakognosie  von  der  Pharmakodynamik 
getrennt  gelehrt  und  dieser  vorangeschickt  wird. 

2.  Nebst  der  allgemeinen  anorganischen  und  organischen,  dann 
der  analytischen  Chemie  soll  ferner  den  Hörern  des  zweiten  phariua- 
ceutischon  Jahrganges  auch  pharraaceutische  Chemie  gelehrt  werden. 

Der  Professor  der  Chemie  an  der  philosophischen  Facultät  ist 
daher  aufzufordem,  die  Vorträge  Uber  letzteren  Gegenstand  im  Winter- 
semester abgesondert  zu  halten  und  die  Schüler  in  der  Verfertigung 
pharmaceutischer  Präparate  mit  Einschlu.sa  der  galeiiischen  üben  zu 
lassen. 

3.  Die  Aufnahme  der  .‘schüler  in  das  pharmaceutische  Studium 
hat  an  der  philosophischen  Facultät  zu  geschehen. 

4.  Ueber  Apotheker-Medicinal-Verordnungen  bestehen  keine  Vor- 
lesungen. Da  aber  Uber  selbe  bei  dem  dritten  Rigorosum  geprüft  wird, 
so  sind  die  Schüler  anzuweisen,  sich  die  Kenntniss  derselben  durch 
PrivatlectUrc  der  bestehenden  Apotheker-Ordnung  und  der  in  den 
Gesetzsammlungen  angeführten,  auf  das  Apothekerwesen  Bezug  haben- 
den Mediciual-Verordnungen  eigen  zu  machen. 

5.  Semestral-  oder  .lahresprüfungcn  finden  bei  den  Pharmaceuten 
nicht  statt. 


384.  Ministerial-Erlass  vom  15.  April  1854,  Z.  3695, 

an  die  philosophischen  Profeasorcn-Collegieii  der  Universitäten  zu  Wien.  Prag 
(Pest),  Krakan,  Oraz,  Innsbnick.  Leinberj;;  an  die  .Statthalter  fUr  Nieder-Oeater- 
reich,  Böhmen,  Oalizicn,  Tirol,  .Steiermark,  (und  die  h k.  .Statthalterci-Abthcilung 

zu  Ofen  1, 

die  Regelung  des  Befugniiset  zur  Erlheilung  der  Naehsichl  ungünstiger  Fori- 
gangsclasten  im  Gymnailalstudlum  oder  eines  Theiles  der  Conditionsjahre 
behufs  der  Aufnahme  in  das  pharmaceutische  Studium  betreffend. 

Da  nunmehr,  in  Folge  der  mit  dem  Ministerial-Erlasse  vom 
27.  November  1853,  Z.  11788*)  bekannt  gegebenen  Allerhöchsten  Ent- 
schliessung  vom  8.  November  v.  J.  die  Aufnahme  in  das  pharma- 
ceuti.sche  Studium  an  der  philosophischen  Facultät  geschieht,  so  wird 

•)  Nr.  .S88  dieser  Bammlnug. 
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den  philosophischen  Professoren-Collepion  das  Recht  ein- 
geräumt, von  der  mit  dem  Ministerial-Erlasse  vom  25.  December  lötH*) 
(R.-Ct.-H.  Nr.  5.1 1 bislier  der  medicinischen  Facultät  zugestandenen 
Ermächtigung  zur  Ertheilung  der  Naclisicht  ungünstiger  Fortgangs- 
classen  im  Grammaticalstudium  behufs  der  Anfnalimc  in  den  phnnna- 
ceutischen  Lelircurs,  jedoch  nur  unter  der  Beschränkung  Gebrauch  zu 
machen,  dass  eine  Nachsicht  ungünstiger  Classen  im  Grammatical-' 
Studium  von  nun  an  nur  bei  solchen  Individuen  stattfindon  darf,  welche 
die  vorgeschriebenen  vier  Grararaaticalclasscn  noch  nach  dem  alten 
Studienpiano  zurüekgelegt  haben. 

Insoferne  cs  sich  um  die  Ertheilung  einer  solchen  Nachsicht, 
jedoch  unter  der  gleichen  Beschränkung,  behufs  der  Aufnahme  in  die 
Apothekerlehre  handelt,  so  ist  die  den  Landespräsidien  vorgezeichnete 
vorläufige  Einvernehmung  von  nun  an  nicht  mehr  mit  der  medici- 
nischen  Facultät,  sondern  ebenfalls  mit  dem  philosophischen  Pro- 
fessoren-Collegium  zu  pflegen. 

Ingleichen  geht  nunmehr  auch  die  zu  Folge  Ministcrial-Erlasses 
vom  10.  Mai  1850  (R.-G.-B.  Nr.  191)  bisher  den  medicinischen 
Professoren -Uollegien  zugestandene  Ermächtigung,  solche  Apotheker- 
Gehilten  , welche  sich  über  eine  noch  unter  der  Wirksamkeit  der 
früheren  Vorschriften,  die  eine  vierjährige  Conditionszeit  zur  Bedingung 
stellten,  mit  guter  Verwendung  zurückgelegte  zweijährige  Conditions- 
zeit auszuweisen  vermögen,  mit  Nachsicht  der  anderen  zwei  .lahre  der 
früher  vorgeschriebonen  vierjährigen  Conditionszeit  zu  dem  pharma- 
ceutischen  Lehrcurs  an  der  Universität  zuzulassen , ebenfalls  an  die 
philosophischen  Professoren-Collegicn  jener  Universitäten 
über,  an  welchen  sich  ein  pharmaceutisches  Studium  befindet. 

Eine  Dispens  von  einem  Theile  der  nach  dem  neuen  pharmaceu- 
tischen  Studienplane  vom  27.  November  1853,  §.  1 vorgeschriebenen 
mindestens  zwei  Conditionsjahre  darf  jedoch  nicht  stattfinden. 

Nur  dem  Ministerium  bleibt  es  Vorbehalten,  in  einzelnen  be- 
sonders rUcksichtswürdigen  Fällen  über  Gesuche  um  Nachsicht  der 
nunmehr  vorgeschriebenen  zwei  Conditionsjahre  oder  um  Nachsicht 
ungünstiger  Fortgangsclassen  im  Gymnasialstudium,  wenn  solches  nach 
dem  neuen  Lehrplane  zurüekgelegt  worden  ist,  zu  entscheiden. 

Gesuche  dieser  letzteren  Art.  wenn  sie  aut  die  Erwirkung 
einer  solchen  Nachsicht  zum  Bchufe  der  Aufnahme  in  den  pharma- 
ceutischen  Lehrcurs  abzielcn,  welchen  Gesuchen  aber  nur  bei  besonders 
rücksichtswUrdigen  Verhältnissen  ausnahmsweise  willfahrt  w'erden  kann, 
müssen  jedoch  bei  dem  bezüglichen  philosophischen  Professoren- Colle- 


*)  Mit  dem  Ministerial  - Firlaw  vom  25.  Decembor  18A8,  Z.  8.S92,  war 
die  Ertheilnng  der  Nachsicht  ungünstiger  FnrtgangsclasscD  a)  hchufs  der  Auf- 
nahme in  dio  Apolhckerlehre  den  LandeBprä.sidie.n,  nach  Kinvernchmung 
des  betreffenden  Apotheker-Gremiums,  und  wo  eine  solche  heateht,  der  medici- 
nischen Facultät;  h)  behufs  der  Auhiahme  in  den  phannaceutischen  Lehrcurs 
den  betreffenden  m edicin i sc h -chiru rgiseben  Lehrkörpern  übertragen 
worden. 
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acbten  an  die  bezügliche  Statthalterei,  und  diese  mit  der  grundhäl- 
tigen  Angabe  über  die  Besehatfenheit  des  moralischen  und  politischen 
Verhaltens  des  Nachsichtwerbers  au  das  Ministerium  zu  leiten  hat. 


385.  Ministerial-Erlass  vom  7.  Juli  1854,  Z.  748, 

an  das  k.  k.  I.aiidcHj.riisidiuni  in  O.iHzieii  und  an  die  niedieiiiiscli-cliimr^ischen 
Stndiendireetorate  in  (Jraz  und  Inn.sln-utrk  aut  dem  Wejje  der  Statt  iialtereieu, 

womit  Modificationen  im  Organitationiplane  des  medicinisch  • chirurgischen 
Studiums  für  die  einzeinen  unter  dem  Titei  der  theoretischen  Mediein  be- 
griffenen Lehrgegenstände  angeordnet  werden. 

Mit  dem  .Ministtuial-Erlasse  vom  27.  November  v.  .1.,  Z. 
wurde  bisttimmt.  dass  die  Vorträge  über  l'harmakognosie  für  die  Hörer 
des  zweiten  pharmaceutischen  .Jahrganges  dem  Professor  der  theore- 
tischen Mediein  zuzuweisen  seien,  dass  dieser  die  Pharmakognosie  von 
der  Phartnakodynainik  getrennt  zu  lehren  und  ihr  voranzuschicken 
habe,  dass  bei  5 Vorlesestunden  wöchentlich  drei  .Monate  des  Winter- 
semesters diesen  Vorträgen  zu  widmen  seien  Durch  iliese  Bestim- 
mungen wurde  beabsichtiget,  es  dem  Professor  der  thcoreti.scheu  Me- 
diciu  zu  «ermöglichen,  auch  ohne  mit  einer  grösseren  Zahl  von  Vor- 
lesungen belastet  zu  werden,  dem  Bedürfnisse  der  Pharmaceuten  zu 
genügen,  ferni'r  im  Hinblicke  darauf,  dass  Lamlwundärzte  oft  in  die 
l.age  kommen,  Hausapotheken  halten  zu  müssen,  den  Hörern  des 
zweiten  medieinisch-chirurgischen  Stmlienjahrgangea  die  Gelegenheit 
zu  geben , ohne  Vermehrung  ihrer  Gtdiegienstudien  vollständigere 
Vorträge  über  Pharmakognosie  zu  hören.  Hierdurch  wird  cs  aber 
vulikommcn  überflüssig,  den  Wundärzten  .die  Pharmakognosie  im 
tiommersemester.  als  iutegriremlen  Theil  der  Phamiakologi«*,  abermals 
vorzutragiMi.  Es  bat  daher  bezüglich  der  Vorträge  über  theoretische 
Mediein  folgende  .\enderung  bezüglich  der  im  Organisationsplane  des 
mcdicinisch-cbirurgischen  Htudiums  für  die  einzelnen,  unter  d«mi  Titel 
der  theoretischen  .Mediein  hegrifl'enen  Lehrgegenstämlt«  «dnzutn'ten. 

Vom  Beginne  des  .Sludieujahres  bis  Ende  November  ist  in  beiilen 
täglichen  (d.  i.  woclientlicli  fttiifnialigeu)  Vorb'ai-.stundi  n Physiologie 
vorzutragen.  Vom  Monate  December  an  bis  zu  Ende  des  Winter- 
semesters ist  täglich  durch  eine  Stunde  über  Pharmakognosie  zu  lesen, 
in  der  andern  Stunde  ist  noch  Physiologie  (für  den  Kall  iiämlieb.  als 
dieser  Gegenstand  in  den  ersten  zwei  Monaten  nicht  sollte  beendet 
worden  sein),  sonst  aber  allgemeine  Pathologie  vorz«itragen.  Letztere 
Vorträge  siiid  in  beiden  täglichen  Vorl«>sestunden  im  Sommersemester 
fortzusi'tzen  und  selbe  sammt  den  ihnen  zunäelistfolgeiiden  übi-r  all- 
gemeine Therapie  bis  Ende  April  zu  beendigen.  Von  dieser  Zeit  an 
bis  zum  Schlüsse  des  Semesters  ist  in  beiden  täglichen  Vorlesestunden 
Pbannakudynamik  und  Keceptirkiinde  zu  lehren. 
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388.  Ministerial-Erlass  vom  27.  December  1865,  Z.  19631, 

All  die  Statthaltcrci  a).in«Wieii.  b)  in  Pra,;,  c)  in  Lemberg,  (d)  die  Statthalterei- 
Abtheilnng  in  Ofen.)  e)  die  StattliaUerei  in  Graz,  f)  in  Innsbrnek,  g)  die 
Landearegiemng  in  Krakau. 

womit  sngeordnst  wird,  dass  alle  zu  graduirenden  Magister  der  Pharmacie 
auf  die  Apotheker-Instruction  nach  der  vorgeschriebenen  Eidesformel 
zu  beeiden  sind. 

Das  k.  k.  Ministerium  fiir  Cultus  und  Unterricht  findet  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  anzuordnen,  dass 
künftighin  alle  zu  graduirenden  Magister  der  Pharmacie  auf  die  je- 
weilig bestehende  Instruction  für  Apotheker  nacli  der  mitfolgenden 
Eidesformel*)  beeidet  werden;  dass  es  ferner  Demjenigen,  welcher  den 
Eid  abniiiimt,  zur  Pflicht  gemacht  werde,  vor  der  Eidesabnahrae  dem 
zu  Beeidigenden  die  Wichtigkeit  und  den  Ernst  der  Handlung,  die 
er  vornimmt,  in  Erinnerung  zu  bringen. 


387.  Ministerial-Erlass  vom  30.  Juni  1856,  Z.  8956, 

an  (las  philosophische  Profe.s.Horeii-ColIcgium  der  Universität  zu  Graz, 

womit  dasselbe  ermächtigt  wird,  auch  bei  nur  einmaliger  Wiederholung  der 
Prüfung  zur  Erlangung  des  Magisteriums  der  Pharmacie  vom  Candidaten 
die  ganze  Taxe  entrichten  zu  lassen. 

Das  k.  k.  Professoren-Collegium  wird  ermächtigt,  bei  Wieder- 
holungsprüfungen zur  Erlangung  des  pharmacoutischen  Magisteriums, 
selbst  auch  nur  aus  einem  oder  mehreren  Gegenständen,  die  ganze 
Taxe  vom  bezüglichen  Candidaten  neuerdings  entrichten  zu  la.ssen. 

Da  nämlicii  zu  Folge  des  unterm  27.  November  1853,  Z.  11788, 
hinausgegebenen  neuen  Studienplanes  für  das  Magislerium  der  Phar- 
macie im  §.  20,  und  zwar  über  besondere  Allerhöchste  Bestimmung, 
die  zw'eito  VV'iederholung  einer  strengen  Prüfung  zur  Erlangung  des 
pharraaceutischen  Magisteriums  nun  nicht  mehr  stattfiuden  darf,  so  ist 
es  ganz  folgerichtig,  dass  die  nach  den  früheren  Vorschriften  bestan- 
dene neuerliche  Einzahlung  der  Taxe  bei  zweiten  Wiederholungs- 
Prüfungen  nunmehr  auf  die  jetzt  allein  statthafte  erste  Wieder 
holungsprUfütig  überwiesen  wird  **). 

*)  Eidesformel 

für  die  zu  graduirenden  Magister  der  Pharmacie. 

Sie  werden  einen  Eid  zu  Gott  dcoi  Allmächtigen  schwüren,  dass  8ie  die 
in  der  vorgeschriebenen  Apotheker-Instruction  oder  in  besonderen  Gesetzen  und 
Vorschriften  der  Vorgesetzten  Behürden  enthaltenen,  auf  die  Ausfibting  Ihres 
Berufsgesehäftes  bezüglichen  Gebote  und  Verbote  jederzeit  inlnktlich  und  ge- 
wissenhaft beobachten  werden,  und  sich  von  dieser  Ihrer  Pflicht  durch  keine 
wie  immer  gestalteten  Kticksichten  jemals  abwendig  niachon  lassen  wollen. 

♦*l  Vcrgl.  .M.  E.  vom  20.  Jänner  1S70,  Z.  Ulf.»  ex  IVflK  in  Betreff  der  Ent- 
riehtnug  der  Taxe  bei  Wiedcrliolnngspiürnngen  zur  Erlangung  des  Doeloratcs 
der  Pharmacie. 

Tbaa  Oesterr.  t^niv«r«itiu^e««‘tze.  34 
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388.  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom 
14.  Juni  1859,  Z.  8759,  . 

wodurch,  in  Folge  Allerhdcheter  Entichlieuung  vom  29.  Mai  1859,  eine  eaua 
Studien-  und  Prilfunge-Ordnung  fUr  det  Magiiterium  und  den  Dootorgrad  der 
Pharmacie  an  allen  pharmaceutiechen  Lehranatalien  daa  Kaiiarataaiae  ein- 

geführt  wird. 

(K.-U.-B1.  185(1.  Nr.  113,  S.  263.) 

Seine  k.  k.  Apostolisclie  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schliessung  vom  29.  Mai  1859  die  nachstehende  Studien-  und  Prüfungs- 
Ordnung  für  das  Magisterium  und  den  Doctorgrad  der  Pharmacie 
tür  alle  Universitäten  des  Kaiserstaates  Allcrgnädigst  zu  genehmigen 
geruht.*; 

1.  Studien-  und  Prfifungs-Urdnnng  für  da.s  Magisterinin  der 

Pharmacie. 

§.  1.  Wer  an  einer  österreichischen  Universität  zum  pharma- 
ceutischen  Studium  zugelassen  werden,  und  das  Diplom  als  Magister 
der  Pliarmacie  erlangen  will,  muss  vorerst  die  Lehrgegenstände  des 
Untergymnasiums  sich  eigen  gemacht  haben,  sieb  hierüber  mit  einem 
von  einem  Gymnasium  ausgestellten  staatsgiltigen  Zeugnisse  über  die 
mit  Erfolg  zurückgelegte  vierte  Grammaticalschule  ausweiseu,  **)  über« 
dies  die  Pharmacie  nach  der  bestehenden  Gremialordnung  erlernt, 
und  nach  erhaltenem  Lehrbriefe  wenigstens  durch  zwei  Jahre  in  einer 
öffentlichen  Apotheke  des  Inlandes  als  Gehilfe  gedient  haben.  *•*) 

§.  2.  Der  Studiencurs  dauert  durch  zwei  Jahre. 

Die  obligaten  Lebrgegenstände  sind: 

Im  ersten  Jahre. 

Elementarphysik  und  Mineralogie  im  Wintersemester,  Zoologie 
und  Botanik  im  Sommercurse,  ferner  allgemeine  anorganische  und 

*)  Mit  dem  Brlassc  des  Ministers  für  Cultus  und  Uuterriciit  vom  27.  No- 
vember 1853,  Z.  11788  war  in  Folge  A.  Bntschliessuiig  vom  8,  Nuv.  1853,  proviso- 
risch bis  zur  detiuitiven  Oiganisining  der  F'acultäteu  ein  neuer  Lehrplan  für 
das  5Iagisteriiim  der  ritarmacie  au  den  ITuiversitäten  in  Wien,  Prag,  (I'cst)  und 
Krakau  festgestellt  und  nach  eben  diesem  Lehrplan  das  pharmaceutischc  Stu- 
dium an  den  Universitäten  in  Graz,  Inushruck  und  Lemberg  eingeführt  worden. 
Aus  jener  provisorischen  Verfügung  sind  zahlreiche  Bestimmuu,;en  in  den  Er- 
lass vom  14.  Juni  1859  herüber  genommen  worden. 

**)  Nach  dem  St.-H.-C.-D.  vom  29.  Juni  1838,  Z.  4033,  sollten  zum  Ein- 
tritte in  das  chirurgische  und  phamiacemische  Studium  Zeugnisse  über  ein  Privat- 
studium der  grammaticsiischen  Classen  dann  gütig  sein,  wenn  dieses  Studium 
nach  den  für  die  deutschen  Provinzen  bestehenden  Vorschriften  stattge- 
funüen  hat. 

***)  Nach  dem  Studien-PIane  vom  Jahre  1833  musste  der  Candidat 
4 Jahre  in  einer  Apotheke  gedient  haben  und  wurde  mit  M.-E.  vom  10.  Mai  1850, 
Z.  3275,  zuerst  den  medicinischeu  Professoren-Collcgicn,  dan  mit  M.-E.  vom  15. 
April  1854,  Z.  3695,  den  phllos.  Professoreii-Collegien  die  Ermächtigung  erlheilt, 
.twsi  Jahre  dieser  Uonditionszeit  nacbznseheu. 
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organiiche  Chemie  in  beiden  Semestern;  alle  diese  Oe^eiistände  wö- 
chentlich durch  je  fünf  Stunden,  die  Botanik  jedoch,  bei  kürzerer 
Dauer  des  Sommersemeaters,  dureb  fünf  bis  tt  Stunden. 

Im  zweiten  Jahre. 

Pbarmaceutische  Chemie  und  Pharmakognosie  im  Winter;  er- 
stere  durch  fünf,  letztere  durch  drei  Stunden  wöchentlich ; daun  wäh- 
rend der  beiden  Semester  praktische  Uebungeu  im  chemischen  Labo 
ratorium  wöchentlich  wenigstens  durch  10  Stunden. 

§.  .3.  Zur  Erlangung  iles  Diploms  haben  die  Candidaten  blos 
strenge  Prüfungen  zu  bestehen,  *)  deren  drei  sind,  nämlich  zwei  theo- 
retische und  eine  praktische. 

Gegenstände  der  ersten  theoretischen  strengen  Prüfung  sind: 

a)  Elementarphysik, 

b)  Zoologie, 

c)  Botanik  und 

d)  Mineralogie; 

bei  der  zweiten,  nämlich  bei  der  praktischen  strengen  Prüfung: 

a)  die  Bereitung  zweier  pharmaceutischen  Präparate,  und 

b)  die  Vornahme  einer  chemischen  Analyse; 
endlich  bei  der  dritten: 

a)  Pharmakognosie, 

b)  allgemeine  anorganische  und  organische  Chemie,  dann 

c)  phannaecutische  Chemie,  und 

d)  Apotheker-Medicinal-Verordnuiigen. 

§.  4.  Die  erste  strenge  Prüfung  wird  an  der  philosophischen, 
die  zweite  und  dritte  werden  an  der  medicinischen  Pacultät,  und 
wenn  sich  an  der  Universität  keine  medicinische  F acultät  befindet, 
vor  einer  hierzu  unter  dem  Vorsitze  des  Directors  der  chirurgischen 
Lehranstalt  eigens  zusammengesetzten  Prüfungscommission  abgelegt. 

5.  Die  Anmeldung  zur  ersten  strengen  Prüfung  geschieht 
daher  bei  dem  Vorstande  des  philosophischen,  zu  den  zwei  anderen 
Prüfungen  bei  jenem  des  mcdicinisclicn  Lehrkörpers  (Decan  oder 
Studicndircctor)  oder  bei  dem  Director  der  chirurgischen  Lehranstalt. 

§.  6.  Für  die  erste  und  dritte  strenge  Prüfung  ist  eine  Dauer 
von  anderthalb  tstunden  festgesetzt,  welche  der  Vorsitzende  ange- 
messen unter  die  Prüfer  in  der  Art  zu  vertheilen  hat,  dass  jedem 
Prüfungsgegeustande  ungefähr  gleiche  Zeit  zum  Prüfen  zugemessen 
werde.  Eine  Abkürzung  dieser  Prüfungszeit  kann  über  gemeinschaft- 
lichen Beschluss  aller  Prüfer  nur  dann  stattfinden,  wenn  sich  früher 
schon  das  Unzureichende  der  Kenntnisse  der  Candidaten.  daher  die 
Nothwendigkeit  seiner  Reprobation  in  entschiedener  Weise  heraus- 
gestellt haben  sollte.  Die  Dauer  der  zweiten,  nämlich  der  praktischen 


Die  Atdegiing  von  .Sem  estr  a 1 - I*  r ii  fu  n g e n wurden  den  Candidaten 
der  l^harmaeie  bereits  früher  erlassen.  (M.-K.  vom  24.  Mai  1Ö50,  Z.  7;. 

34» 
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strengen  Prüfung,  bängt  von  der  Beschaffenheit  der  Präparate  ah 
welche  der  Examinand  zu  bereiten  hat. 

§.  7.  Bei  der  ersten  strengen  Prüfung  muss  die  Botanik  so 
viel  wie  möglich  au  frischen,  sonst  an  getrockneten  Pflanzen,  die 
Mineralogie  aber  am  Objecte  geprüft  werden. 

§.  8.  Die  praktische  strenge  Prüfung  findet  im  chemischen  La- 
boratorium unter  Aufsicht  des  Professors  der  Chemiei,  und  unter  zeit- 
weiliger Nachsichtspflego  von  Seite  der  übrigen  Mitglieder  der  Prü- 
fungscommission (§.  15),  dann  in  Gegenwart  jener  Schüler,  weiche  dem 
Prüfungsacte  beiwohnen  wollen,  statt. 

Die  dabei  vorzunehmende  chemische  Analyse  ist  eine  qualita- 
tive, und  riieksichtlich  des  einen  oder  des  andern,  im  zu  analysirenden 
Körper  eutlialtenen  Bcstandtheiles,  nach  Anordnung  des  Vorsitzenden 
auch  eine  <)uantitative.  Den  Vorgang  bei  den  betreffenden  chemi- 
schen Operationen  und  das  Resultat  derselben  hat  der  Candidat  in 
Form  einer  schriftlichen  Abhandlung  zusammenzufassen  und  der  Prtt- 
fuugscommission  g.  15)  vorzulegeu. 

§.  9.  Bei  der  dritten  strengen  Prüfung  wird  die  Phamiakogno- 
sio  an  einer  Waarensammlung  geprüft  Der  Candidat  hat  die  ein- 
zelnen Droguen  zu  nennen,  die  Kennzeichen  ihrer  Güte,  die  gewöhn- 
lichen Verwechslungen,  Verunreinigungen  und  Verfälschungen  der- 
selben mit  anderen  Körpern,  und  wie  diese  entdeckt  werden,  anzu- 
geben. 

10.  Die  erste  strenge  Prüfung  kann  schon  am  Schlüsse  des 
ersten  Jahrganges  abgelegt  werden. 

Bei  der  Anmeldung  zu  derselben  muss  der  Candidat  sich 

a)  über  den  Besitz  aller  im  1 bezeichneten  Erfordernisse  zur 
Aufnahme  in  das  pbarmaceutische  Studium,  und 

b)  über  die  Frequentation  der  (’ollegieii  des  ersten  pharmaceuti- 
schen  .Jahrganges  .lusweisen. 

ij.  11.  Die  zweite  ])raktische  strenge  Prüfung  kann  im  letzten 
Monate  des  zweiten  pharmaceutischen  Jahrganges  bestanden  werden. 
Bei  der  Anmeldung  zu  derselben  ist  der  Beweis  zu  führeu : 

a)  über  die  mit  gutem  Erfolge  abgelegte  ersti-  strenge  Prüfung, 

b)  über  den  Besuch  der  Collegien,  dann 

CI  über  die  lieissige  Beiheiligung  an  den  praktischen  Uebungen 
im  chemischen  Laboratorium  vom  Beginne  des  ersten  Semesters 
des  zweiten  .Tahres  bis  zum  Zeitpunkte  der  Ablegung  der 
zweiten  praktischen  strengen  Prüfung.  Hierauf  werden  ihm 
vom  Vorsitzenden,  nach  Einvernehmung  des  für  die  Pharma- 
ceuteii  bestellten  Professors  der  Chemie,  die  pharmaceutischen 
und  analytischen  Operationen  augedeutet,  die  er  auszuführen  hat. 
§.  12.  Die  drilte  strenge  Prüfung  kann  gleich  nach  dem  Schlüsse 
des  zweiten  Studienjahres  abgelegt  werden. 

Bei  der  Anmeldung  muss  das  Zeuguiss 

al  über  die  gut  bestaiulene  praktische  strenge  Prüfung,  dann 
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b)  über  die  Frequentation  aller  Collegien  dos  zweiten  pharma- 
ceutiscben  Jahrgangea,  sowie 

c)  über  die  eifrig  vorgenoramenen  praktischen  Uebungen  im  che- 
mischen Laboratorium  beigebracbt  werden. 

Die  vom  Candidaten  verfertigten  pliarmaceutiHchen  Präparate, 
sowie  die  hierüber  und  Uber  die  chemische  Analyse  verfasste  schrift- 
liche Abhandlung  haben  bei  der  dritten  strengen  Prüfung  vor- 
zuliegen. 

§.  13.  Alle  drei  strengen  Prüfungen  müssen  an  einer  und  der- 
selben Lehranstalt  abgelegt  werden. 

§.  14.  Die  Prüfungscommission  best(-ht  bei  der  ersten  strengen 
Prüfung  aus  dem  Vorstande  des  philosophischen  Lehrkörpers,  wenn 
er  zugleich  Professor  eines  der  Prüfungsfächer  ist,  sonst  aus  dem 
Dienstältesten  nnter  den  Professoren  dieser  Fächer,  als  Delegaten  des 
Vorstandes  dieses  Lehrkörpers;  dann  aus  den  ftir  Physik,  Botanik, 
Zoologie  und  Mineralogie  bestellten  ordentlichen  Professoren,  die  bei 
einer  mehrfachen  Vertretung  einer  und  derselben  Lehrkanzel  mit 
einander  zu  alterniren  haben. 

§.  15.  Die  Prüfungscoinmission  bei  der  zweiten  praktischen 

strengen  Prüfung  hat  zu  bestehen ; 

an  vollständigen  Universitäten,  an  welchen  sich  eine  medici- 
nische  Facultät  befindet,  aus  dem  Vorstände  des  inediciniseben 
Lehrkörpers  als  Vorsitzendem,  ferner  aus  dem  ftir  Pharmaceuten 
bestellten  Professor  der  Chemie  und  einem  eigens  hiefiir  er- 
nannten Apotheker;  dagegen 

b)  an  Universitäten,  an  welchen  keine  medicinische  Facultät. 
sondern  bloss  eine  chirurgische  Lehranstalt  sich  befindet,  aus 
dem  titudiendircctor  der  letzteren,  als  Vorsitzenden,  dann  aus 
den  eben  genannten  zwei  PrUfungscommissären. 

In  Prag  und  Wien  hat  jedoch  statt  des  Giistprüfers  auch  fernerhin, 
wie  bisher,  der  Doctorendecan  bei  dieser  Prüfung  zu  interveniren. 

§.  16.  Bei  der  dritten  strengen  Prüfung  hat  nebst  den  im 
§.  15  a)  nnd  h)  bezeichnefen  Vorsitzenden,  der  Professor  der  Chemie 
für  Apotheker,  und  jener  Professor,  dem  die  Abhaltung  der  Lehr- 
vorträge über  Pharmakognosie  obliegt,  dann  ein  eigens  hiefür  be- 
stimmter Apotheker  als  Prtifer  zugegen  zu  sein. 

In  Prag  nnd  Wien  ist  nelrstbei  aber  noch  der  Decan  des  me- 
dicinischen  Doctorencollegiiims  als  Prüfungscommisslir  zur  dritten  stren- 
gen Apotbekerprüfung  beizuzieben.  . 

§.  17.  Prüft  der  Vorsitzende  als  Fachprofessor,  so  hat  der  im 
Dienstalter  dem  ersteren  näcbststehende  Priifungscommissär  bei  der 
zweiten  und  dritten  Prüfung  allenfalls  auch  der  sonstige  Stellvertre- 
ter des  medicinischen  Studienvorstandes  für  die  PrUfüngsdauer  den 
Vorsitz  zu  übernehmen.  Ist  der  Vorsitzende  kein  Fachprofessor  der 
zu  prüfenden  Oegenstände,  so  bleibt  es  demselben  in  Prag  und  Wien 
selbst  bei  der  dritten  Prüfung  überlassen,  ob  und  in  wieferne  er  sich 
am  Prüfen  betlieiligen  will.  An  den  anderen  Lehranstalten  aber  hat 
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er,  sowie  in  Prag  und  Wien  der  medicinisclie  Doctorendecaii,  bei  der 
dritten  Prtlfuiig  aus  den  Apotbeker-Medicinalverordnnngen  zu  piUfen. 
Die  Fachprofessoren  haben  aber  blosa  aus  ihren  Noininalfiieliern  die 
Prüfung  vorzunehmeii. 

Sj.  18.  Die  Cnlciils  bei  diesen  drei  strengen  Prüfungen  sind: 
«betiiliigt“,  „mit  Auazeielinung  belahigt“,  .nicht  befühigt-*. 

Von  allen  Mitgliedern  der  Priifungsciiinraission  wird  nacb  vor- 
läufig gepflogener  Berathung  schriftlich  darüber  abgestiinint,  ob  der 
Oandidat  nacb  dem  Ergebnisse  der  Prüfung  in  allen  FSchern,  oder 
in  einigen  und  welchen  seine  Kenntnisse  in  der  Art  an  den  Tag  ge- 
legt hab(‘,  dass  er  als  beliihigt  oder  wohl  gar  als  ausgezeichnet  be- 
fähigt angesehen  werden,  somit  seine  Approbation  anstandslos  erfolgen 
kann,  oder  aber  diese  bezüglich  aller  Fächer,  oder  bloss  einiger  und 
welcher  verweigert  werden  muss. 

Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem  Fachprofessor  und 
den  übrigen  Prüfungscommissären  hinsichtlich  der  Approbation  des  Oan- 
didaten  hat  bei  der  Formulirung  des  Eudbeschlusses  die  Stimme  des 
ersteren  als  massgebend  zu  gelten,  bei  gleichen  Stimmen  die  strengere 
Meinung  den  Ausschlag  zu  geben.*i 

ly.  Hat  ein  Candidat  bei  einer  oder  der  anderen  theoretischen 
Prüfung  aus  einem  Gegenstände  nicht  (renüge  geleistet,  so  hat  er  die 
Prüfung  aus  demselben  nach  einem  von  der  Prüfungscommission  zu 
bestimmenden  Zeiträume,  aber  nie  vor  Ablauf  von  drei  Monaten  zu 
wiederholen. 

Leistete  er  dagegen  aus  zwei  oder  mehreren  Gegenständen  nicht 
Genüge,  so  hat  er  <lic  ganze  strenge  Prüfung,  jedoch  nicht  vor  Ab- 
lauf von  sechs  Monaten  zu  wiederholen. 

Entsprach  der  (Kandidat  bei  der  praktischen  strengen  Prüfung  nicht, 
so  ist  derselbe  nach  dem  Ermessen  der  Prüfungscommission  zu  verpflichten, 
diese  Prfifung  zum  Theile  durch  Anfertigung  des  einen  oder  des  audereu 
pharmaccutischeu  Präparates,  oder  durch  neuerliche  Ausführung  einer 
chemischen  Analyse  nach  dreimonatlicher  Verwendung  im  chemischen 
Laboratorium,  oder  die  ganze  praktische  strenge  Prüfung  nach  einer 
secbsmonatlicben  Verwendung  in  diesem  Laboratorium  zu  wiederholen. 

§.  20.  Die  Wiederholung  einer  strengen  Prüfung  darf  nur  Ein- 
,mal  stattfinden,  wenn  der  Candidat  aus  zwei  oder  mehreren  Gegen- 
ständen nicht  Genüge  leistete.  Dagegen  ist  eine  zweimalige  Prüfungs- 
wiederholung dann  gestattlich , wenn  der  Candidat  bei  einer  der 


*/  In  dem  M.-K.  vom  4.  August  1859,  Z.  11690,  wurde  bemerkt,  dass  die 
Anordnung  des  § 18  der  neuen  pharmaccutischeu  Studien-  und  Prüfungsordnung 
selbstverständlich  einzig  und  allein  den  Zweck  habe,  Approbationen  hinsicht- 
lich einzelner  Prüfnngsgegenstände  hintauzubalten,  wenn  der  rorzugsweiae  kom- 
petente Facliprofe-ssor  «lieselbe  verweigern  zu  sollen  erachtet;  nicht  minder 
aber  auch  Approbationen  hinsichtlich  einzelner  Prüfungsobjeeto,  sowie  des  Oe- 
sammtrigorosums  zu  verhindern,  wenn  sich  im  ersteren  Falle,  abgeaehen  vom 
Faehprofessor,  die  Hälfte  der  übrigen  Prüfer  und  im  letzteren  Falle  die  Hälfte 
der  Examinatoren  überhaupt  dagegen  ausspricht.  Eine  andere  und  grKssere 
Tragweite  habe  diese  Bestimmung  nicht. 
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theoretisclieu  Prüfungen  bloss  mis  Einem  Gegenstände  nieht  entspro- 
chen haben  sollte. 

Im  ersten  Falle  hat  die  Wiederbolungsj)rüfung  in  Gegenwart 
der  für  die  betreffende  Erstprüfung  bestimmten  Commissionsglieder,  im 
zweiten  dagegen  in  Anwesenheit  des  Fachexaminators  und  des  be- 
treffenden Vorsitzenden  stattzufinden.  *) 

§.  31.  Wurde  der  Candidat  bei  allen  drei  strengen  Prüfungen 
als  befähigt  erkannt,  so  wird  er  beeidet  und  erhält  das  Diplom  als 
Magister  der  Pharmacie. 

§.  22.  Die  Beeirlung  geschieht  nach  der,  mit  dem  Ministerial- 
Erlasse  vom  27.  Decembcr  1855,  **)  Z.  19631,  voigezeichneten 
Eidesformel  an  Universitäten  mit  einer  mcdicinischen  Facultät  von 
dem  Vorstande  des  mediciniseben  Studiums  in  Gegenwart  des  Facul- 
tätsnotsrs  oder  des  seine  Stelle  vertretenden  Univcrsitiltskanzlei-Be- 
amten;  an  Lehranstalten,  bei  welchen  sich  keine  medicinische  Facul- 
tät befindet,  wird  dagegen  die  Beeidigung  von  den  beiden,  bei  den 
strengen  Prüfungen  der  Apotheker,  Vorsitzenden;  in  Prag  und  Wien 
endlich  von  dem  mcdicinischen  Uoctorendeeane  vorgenommeu. 

§.  23.  Das  Diplom  wird  an  vollständigen,  mit  einer  medicinischen 
Facultät  versehenen  Universitäten,  sowie  an  den  pharmaceutischen  Lehr- 
anstalten, wo  keine  derlei  Facultät  besteht,  von  den  eben  erwähnten 
zwei  Vorsitzenden,  und  im  ersten  Falle  noch  von  dem  bemerkten 
Notare  oder  dessen  Stellvertreter,  in  Prag  und  Wien  überdies  von 
dem  medicinischen  Doctorendccane  unterfertiget. 

§.  24.  Ueber  die  strengen  Prüfungen  der  Pharmneeuten  wird 
von  den  hiebei  Vorsitzenden  ein  Protokoll  geführt,  in  welchem 

a)  der  Vor-  und  Zuname, 

b)  das  Alter, 

c)  die  Religion  des  zu  Prüfenden, 

dj  die  Lehranstalt,  an  der  er  seine  Studien  zurückgelegt, 

c)  der  Calcül,  den  er  hei  jeder  strengen  Prüfung  erhalten  bat; 
endlich  in  dem  Protokolle  über  die  letzte  strenge  Prüfung 
von  dem  Vorsitzenden 

f)  auch  der  Tag,  an  welchem  das  Diplom  ausgefertiget,  und 
der  Tag,  an  welchem  der  Eid  abgenommen  wurde,  aufzu- 
zeichnen sind. 

§.  25.  Für  die  strengen  Prüfungen,  dann  für  die  Beeidigung  und 
Ansfertigung  des  Diploms,  ist,  wie  bisher  eine  Taxe  im  Gesammtbe- 
trage  von  84  fl.  .30  kr.,  und  zwar  in  österreichischer  Währung  zu 
entrichten. 

An  vollständigen  Universitäten  mit  einer  medicinischen  Facul- 
tät entfallen  hievon  ftlr  die  Gasse  dieser  Facultät  3 fl.,  für  die 
Eidesablegung  auf  den  mediciniseben  Studienvorstand  4 fl.,  auf 
den  Notar  oder  dessen  Stellvertreter  4 fl.  30  k.,  für  das  Diplom 
8 fl.  30  kr. 

•)  Vergl.  M.-E.  vom  8.  Febniar  1869,  Z.  669  (sub.  VI  f Nr.  390). 

*•)  sub.  VI  f.  .386  dieser  ,'tammlung. 
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ln  Prag  und  Wien  fallt  dagegen  die  Eidesabnalimstaxe  von 
4 fl.  dem  medicinisclien  Doctorendecane  zu.  In  den  Rest  von  64  fl. 
70  kr.  tlieileu  sicli  die  sämmtlichon  Voraitzenden  und  Prüfunescom- 
missUre  zu  gloielicn  Theilen,  mit  Ausnahme  jener  Cnmmissionsglieder, 
welche  hei  den  strengen  Apütliekerptiifungen  in  doppelter  oder  gar 
in  mehrfacher  Eigenschaft  eintreteu,  somit  auch  die  doppelt  oder  die 
dreifache,  auf  jeden  einzelnen  Prüfungseommissar  entfallende  Taxe  zu 
erhalten  haben. 

§.  26.  An  den  Universitäten,  an  welchen  keine  medicinischon 
Faciillätcu  bestehen  , wird  die  ftir  die  Facultatscasse  bestimmte 
Taxe  von  3 fl.  zur  Bildung  eines  Universitätskanzlei-Fondes  ver- 
wendet. 

Die  Beeidigungstaxe  hat  dagegen  der  Stndiendirector  der  chi- 
rurgischen Lehranstalt,  jene  von  4 fl.  der  bei  der  ersten  strengen 
Apothekeriiriifung  Vorsitzende  zu  beziehen. 

Für  die  Diplomsausfertigung  hat  an  den  bei  derlei  Hochschulen 
bestehenden  pharmaceutischen  Lehranstalten  der  eben  genannte  Di- 
rector  zu  sorgen,  und  den  nach  Herstellung  dos  Diploms  von  der 
Taxe  pr.  8 fl.  30  kr.  verbleibenden  Ueherschuss  zur  Bildung  eines 
Kanzleilondes  der  chirurgischen  Lehranstalt  verrechnen  zu  lassen. 

§.  27.  Bei  Wiederholungen  der  ganzen  Prüfung  wird  der  für 
dieselbe  entfallende  Taxbetrag  unverkürzt  neuerlich  zu  erlegen  sein. 
Dagegen  ist  bei  der  Wiederholung  der  Prüfung  bloss  aus  einem  Ge- 
genstände nur  die  auf  den  V'orsitzenden  und  den  Fachexaminator  ent- 
fallende Taxe  zu  entrichten. 

§.  28.  Insoferne  die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Para- 
graphe  mit  der  dermaligeu  Organisirung  der  akademischen  Behörden 
der  Universitäten  im  Zusammenhänge  stehen,  werden  sie  im  Falle 
einer  Veränderung  derselben  durch  die  noch  bevorstehende  Organi- 
sirung mit  dieser  in  Einklang  zu  bringen  sein. 


II.  Stadien-  und  Prilfnngs-Urdnung  für  den  Doctorsgrad  der 
Pharniarie.  *) 

§.  29.  Individuen,  welche  den  Doctorsgrad  zu  erlangen  wün- 
schen, haben  den  Beweis  herzirstellen,  das  sie  die  früher  bestande- 
nen sechs  Oymnasialschulen  und  philosophischen  Studien  als  ordent- 


•)  Die  Bestimmungen  über  dm  Doctorat  der  Pharinaeie  (gewöhnlich  — 
Doi  torat  der  Chemie  — genannt;  wurzeln  in  dem  St.-H  -C.-D.  vom  17.  Juli 
1812.  Z.  l.löö  womit  die  Creirung  von  Doctoreu  der  Chemie  zuerst  genehmigt 
wunde.  Durch  den  .Abschnitt  II  der  neuen  .Stndieiiordnuiig  sind  nicht  nur  jenes 
Hofdecret  nnd  alle  Nachtrngsv-crordnungen,  sondern  .Mich  die  betreffenden  Be- 
stimmungen des  M.-E.  vom  27.  Xovember  18,53,  und  ebenso  der  M.-E.  vom 
7.  Juli  1854,  Z.  748  und  5.  Jänner  18,56,  Z.  18422  ex  1854,  womit  provisorische 
Bestimmungen  über  dieses  Doctorat  getroffen  worden  waren,  ausser  Wirksam- 
keit gesetzt  worden. 
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liehe  Schüler  an  einer  nScntlichen  Lehranstalt  nach  den  bestandenen 
Vorschriften  mit  Erfolg  (Eminenz  oder  erste  Classe)  zurückgelegt, 
oder  aber  die  nun  vorgeschriehene  Maturitätsprüfung  mit  gutem  Er- 
folge bestanden  haben,  alle  sonst  ftlr  Phnrniaccuten  bezüglich  der 
Lehr-  und  Servirzeit  vorgescliriebenou  Erfordernisse  besitzen,  durch 
zwei  Jahre  die  für  das  Magisterium  vorgezeiebneten  Lehrgegenstände 
gehört,  und  in  einem  <lritten  Jahre  die  Collegien  über  allgemeine 
anorganische  und  organische,  dann  über  analytische  und  pharmaceu- 
tische  Chemie  bei  dem  für  die  Pharmaceuten  bestimmten  Professor 
wiederholt  besucht,  und  sich  auch  an  den  praktischen  Uebuugen  öeissig 
betheiligt  haben. 

§.  30.  Die  strengen  Prüfungen  haben  diese  Bewerber  nacli  den 
im  Abschnitt  1 festgesetzten  neuen  Normen  zurückzulegen,  sich  hier- 
über und  über  die  erlangte.  Note  n Ausgezeichnet“  in  allen  drei  Prü- 
fungen auszuweisen,  öffentlich  zwei  durch  das  Los  zu  bestimmende 
chemische  Operationen  vorzunehmen,  darüber  zugleich  einen  münd- 
lichen Vortrag  zu  halten,  während  dieser  Priifnng  eine  Dissertation 
über  irgend  einen  chemischen  oder  verwandten  Gegenstand  verth  ei- 
len zu  lassen,  uud  da  wo  es  bisher  üblich  war,  einige  Slrcitsätze  zu 
vertheidigen.  Die  vorzunehmenden  chemischen  Processe  hat  übrigens 
der  Candidat  in  Gegenwart  des  sämratliclien  Prüfungspersonales  zu  be 
ginnen ; in  der  Folge  aber  unter  Aufsicht  des  Professors  uud  Bei- 
wohnung jener  Individuen,  welche  cs  wünschen,  zu  vollenden.* ) 

31.  Als  Prüfungscommissäre  haben  dieser  öffentlichen  Prü- 
fung alle  bei  den  drei  strengen  Prüfungen  der  .\potheker  interveni- 
renden  Fachprofesaoren,  liiit  Ausnahme  jenes  der  Pharmakognosie  und 
des  Ga.stprüfers  beizuwohnen,  und  jeder  erhält  hiefflr  eine  Taxe  von 
9 fl.  österreichische  Währung.  Hinsichtlich  der  Promotion,  der  Be- 
eidigung und  der  Diplomsauslertigung,  dann  der  hiefür  zu  entrich- 
tenden Gebühren,  ist  sich  nach  den  diesfalls  für  die  medicinischo  Fa- 
cultät  geltenden  Normen  zu  benehmen. 

§.  3’2.  Nach  Ablauf  des  Studienjahres  1858-59  haben  dagegen 
die  Vorschriften  der  vorstehenden  Prüfungs-Ordnung  hinsichtlich  der 
zurückzulegcnden  drei,  beziehungsweise  vier  strengen  Prüfungen  nicht 
bloss  flir  die  im  Studienjahre  1859-60  neu  inscribirten  Hörer  der 
Pharmacie,  sondern  auch  für  alle  jene  Hörer,  welche  an  den  italieni- 
schen Universitäten  im  obgenannten  Studienjahre  ihre  Studien  vollen- 
den werden,  eben  so  zur  Geltung  zu  kommen,  wie  dies  bei  den  an- 
deren Universitäten  bis  nun  der  Fall  war. 


*)  Vergl.  M.-E.  vom  50.  .fänncr  1870,  Z.  11  IBS  ex  18B9,  Nr.  391  dieser 
Sammlung. 
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389.  Auszug  aus  dem  Erlass  des  Staatsmiuisteriums  Ab- 
theilung  für  Cultus  uud  Unterricht,  vom  0.  März  1804, 

Z.  7905  ei  1803, 

■n  da«  L'nivcr«iUit«-Rcctorat  in  IniulTuck, 

Uber  die  Competenz  hiniiohtlieh  der  Intervention  bei  der  Eideeleietung  der 
Phermeceuten  und  bei  der  Oipiome-Unterfertigung. 

Bei  der  Diploms-Unterschrift  und  bei  der  Beeidiguug  der  Phar- 
maccuten  hat  von  Seite  der  philosophischen  Facultät  Derjenige  zu 
interveniren , welcher  bei  dem  ersten  Rigorosura  des  Pharmaceuteii, 
um  dessen  Graduirung  es  sich  handelt,  factisch  als  Vorsitzender 
fungirte. 

390.  Ministerial-Erlass  vom  8.  Februar  1809,  Z.  009, 

an  die  Staltliallerei  für  Steiermark, 

betrafTend  die  Wiederholung  der  strengen  PrUfüngen  für  das  Magistarium  der 

Pharmacia. 

Der  Prül'ungscoramission  t’tlr  das  erste  pharmaceutische  Rigo- 
roBum  in  Graz  ist  auf  ihre  Anfrage,  ob  N.  N. , welcher  bei  der 
wiederholten  ersten  strengen  Prüfung  für  das  Magisterium  der  Phar- 
macie  abermals,  und  zwar  aus  der  Physik  reprobirt  wurde,  nochmals 
zu  einer  Nachprüfung  aus  diesem  Gegenstände  zugebissen  werden 
dürfe,  zu  eröffnen,  dass  n.aeh  dem  Sinne  uud  Wortlaute  des  5j.  20 
der  Allerhöchst  sanctionirteii  Studien-  und  Prüfungsordnung  ftir  das 
Magisterium  der  Pharmacie  i K.-G.-Bl.  v.  .J.  18f)9,  Nr.  113),*)  zumal 
wenn  der  zweite  Absatz  dieses  Paragrapbes  näher  in  Betracht  gezogen 
wird,  dem  benannten  Candidaten  die  nochmalige  Wiederholung  der 
strengen  Priilüng,  und  zwar  mit  Einschränkung  derselben  auf  die 
Physik  — nach  einem  von  der  Prüfungscommission  zu  bestiinraendeii 
Zeiträume  — gestattet  werden  könne. 


391.  Ministerial-Erlass  vom  20.  Jänner  1870,  Z.  1L108 
ex  1809, 

an  die  medicinischeii  und  philosophischen  Professoren-Oollcgien  der  Universitäten 
Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck  und  Krakau, 

botreffend  dlo  Vorbeiscning  pharmaeeutiicher  Rigoroson,  bahufa  Erlangung 
des  Doctorgrades. 

Die  mit  Allerhöchster  Entscbliessung  vom  29.  Mai  1859  ge- 
nehmigte Prüfungsordnung  für  den  Doctorgrad  der  Pharmacie  schreibt 
im  §.  .30  vor,  dass  die  (Kandidaten  sich  über  die  in  allen  drei  Prü- 
fungen erlangte  Note  „Ausgezeichnet“  auszuweisen  haben.  Dafür, 

*)  «uh  VI,  f)  Nr.  388  dieser  Sammlung. 
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(lass  von  dieser  Forderung  in  einzelnen  Fällen  abgegangen  werden 
könne,  bietet  nicht  nur  der  Wortlaut  der  Prüfungsordnung  keinen 
Anhaltspunkt,  sondern  ich  kann  dies  auch  nicht  als  im  Ueiste  der- 
selben liegend  anscheu,  da  der  Unterschied  zwischen  dem  Magisterium 
und  dem  Doctorat  der  Pharmacie  hauptsächlich  auf  dem  durch  diu 
erwähnte  Note  bezciehneten  Prüfungserfolge  beruht. 

Dagegen  erscheint  es  nicht  als  unzulässig,  dass  eine  ftlr  den  er- 
wähnten Zweck  nicht  genügende  Prüfung  wiederholt  werde.  Ich  finde 
daher  anzuordneii,  dass  solche  Candidateu,  welche  nicht  aus  allen 
Fachern  eines  Rigorosums  die  Note  v ausgezeichnet“  erlangten,  von 
dem  betreffenden  Professoren-tatllegium  zur  Wiederliolung  der  Prüfung 
zugelassen  werden,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Oandidaten  seither 
schon  zur  Ablegung  anderer  Rigorosen  ge.sehritten  sind. 

In  dem  Falle,  wo  der  Candidat  nur  bei  einem  Rigorosum  eine 
Note  zu  verbessern  hat,  genügt  es,  dass  er  die  Prüfung  au.s  dem  be- 
treffenden Fache  wiederhole,  wofür  er  keine.  Taxe  zu  entrichten  hat. 

Handelt  es  sich  dagegen  um  die  Verbes.serung  mehr  als  einer 
Note,  sei  es  bei  einem,  sei  es  bei  mehreren  Rigorosen,  so  ist  jedes 
Rigorosum,  bei  welchem  der  Candidat  nicht  aus  allen  Fächern  die 
Note  „ausgezeichnet“  erlangte,  vollständig  gegen  Entrichtung  der  ganzen 
Taxe  zu  wiederholen. 

Eine  zweimalige  Wiederholung  , sei  es  einer  einzelnen  Prüfung 
oder  des  ganzen  Rigorosums,  ist  nicht  zulässig.*.) 


*)  Vergl,  M.  E.  v.  30,  Juni  1850.  Z 8050  in  Betreff  de.s  Entrichtung  der 
Taxe  bei  Wiederholungsiirüfungen  lur  Erlangung  des  MagisteriuniB  der 
f'harmacin.  itinb  VI  f Nr.  .387  dieser  Sammlung.) 

Atuoerkojig  zttin  Absclmitt  TI  f. 

Nach  dem  .Stud.-Hofeomm.  Decret  v.  1.  October  184Ü,  Z.  8284  (an  sämmt- 
liche  Läiiderstellen  mit  Ausnahme  von  KIKstenland  nnd  Dabnatien)  können  zu 
Assistenten  der  Lehrkanzel  der  Chemie  in  Emiauglung  von  Doctoren  der.Medicin 
anch  Doctoren  der.  Chemie  und  in  Ermanglung  solcher  zufolge  St.-H.-C.-D.  vom 
14.  Dezember  1842  auch  Magister  der  Pharmacie  in  Vorschlag  gebracht  werden. 

Mit  M.-E.  vom  31.  März  1866,  Z.  2499  wurde  erklärt,  dass  gegen  Phar- 
macenten,  weil  sie  zu  den  nicht  immatrikuliiien  ansserordcntiiclien  Hörem  ge- 
hören, im  Sinne  dea  §.  13  der  prov  Discipl.-Ordnung  vom  13.  October  1849 
tNr.  121  dieser  Sammlung)  mit  der  Strafe  der  Relegirung  nicht  vorgegangen 
werden  könne. 


I 


Digitized  by  Google 


g)  Thieriirztliches  Studium. 


302.  Hofkanzleidecret  vom  17.  August  1815, 

an  die  niedcr-öaterreichiaehe  Kegierun)^, 

betreffend  die  Beetellung  dar  Mitglieder  dei  Lehrpereonalei  der  Thierarznei- 
tchule  zu  Wien  alt  Kunitveritdndiga  bei  Streitigkeiten. 

t?r.  .Majestiit  höchsten  Entsclilicssung  vom  4.  il.  .M.  gemäss  sind 
die  Mitglieder  des  Lchrpersonales  an  der  Thierarzneischule  von  den 
Gerichten  innerhalb  der  Linien  als  beständige  Kunstverständige  zu 
bestellen  und  ist  in  vorkommenden  Streitigkeiten  vorzugsweise  von 
ihnen  Gebrauch  zu  machen. 

Hierbei  versteht  es  sieh  von  selbst,  dass  den  Parteien  unbe- 
nommen bleibt,  in  einzelnen  Fällen  nach  dem  tj.  191  der  Gerichts- 
ordnung gegen  die  benannten  Individuen  Einwendungen  zu  machen, 
oder  sich  auf  andere  einzuverstehen,  und  dass  der  Augenschein  nach 
den  übrigen  Vorsehritten  der  Gerichtsordnung  nur  mit  Zuziehung  des 
Gerichtes  und  der  Parteien  vorgenommeu  werden  könne,  bei  welchen 
die  gewählten  Mitglieder  des  'i'hierarznei  - Institutes  nicht  als  ein 
Körper,  sondern  als  einzelne  Kunstverständige  d.as  Gutachten  und 
den  Befund  abzugeben  haben*). 


393.  Studienhofcommissionsdecret  vom  26.  November  1825, 

Z.  7848, 

an  HSmmtlu’he  I.HndprMcIlen, 

Uber  die  Bedingniese  zur  Erlangung  eines  Lehramtes  aus  der 
Thierarzneikunde 

JSe.  Majestät  haben  mit  höchster  Enlschlicssung  vom  18.  Novem- 
ber 1825  als  Vorschrift  allgemein  bekannt  zu  machen  befohlen,  dass 


*)  VcrjcL  Hofkanzleidecret  vorn  2.  Deceinbcr  1812,  (siib  VI  a).  Nach  dem 
Allcrh.  Jlandsch'eihpii  vom  11.  April  1813  macht  das  Thierarznei-Inirtitut  einen 
Zweig  der  Wiener  UnivorsitJit  ans  und  gehört  folglich  zu  den  höheren  Unter- 
richte-Anstalten.  tllol kanzlcidecrct  vom  10.  Juni  1813  an  die  nied.-ÖMterr.  Kegic- 
rung.)  Gegenwärtig  untersteht  das  Wiener  Thierarznei-Institut  in  admiiiiMrativer 
Beziehung  völlig  dem  k.  k.  Heichskrietrsministerhrm,  welche»  im  lauferulcn  Jahre 
im  Einvemchmcn  mit  dem  MiniMorimn  für  C’ultu»  und  Unterricht  neue  J>tatuten 
für  die  Keisrgauisirung  diener  Anstalt  ausgearbeitet  hat. 

Vergi.  Studienhof kanzlcidecret  vom  1.  März  1839  (»ub  VI.  ai. 
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ttir  die  Zukunft  ein  jeder  Competent  um  ein  Lehramt  aua  der  Thier- 
arzneikunde sich  mit  einem  Diplom  aua  derselben,  wie  dies  ftir  alle 
Zweige  der  Heilkunde  vorgeschrieben  ist,  vorlSufig  auszuweisen  habe. 


394.  Hofkanzleidecret  vom  10.  März  1840,  Z.  7034, 

an  sHnimtliche  Lüiidcrstellen, 

wegen  vorzugsweiier  Berücksichtigung  ehemaiiger  braver  Pensionäre  des 
Thierarznei-Institutes  bei  öfTentlichen  Anstellungen  in  Sanitätsämtern. 

Se.  k.  k.  Majestät  haben  mittelst  Allerh.  Entschliessung  vom 
25.  Jänner  1840  den  Behiirden  zur  Pflicht  zu  machen  geruht,  beson- 
deren Bedacht  darauf  zu  nehmen,  dass  ehemalige  brave  Pensionäre 
des  Thierarznei-Institutes  bei  öflfentlicben  Anstellungen  in  Sanitäts- 
ämtern caeteris  paribus  vorzugsweise  bertieksiebtigt  werden. 

Hievon  wird  die  Landesstelle  mit  Beziehung  auf  die  in  dieser 
Rflcksicht  unterm  7.  Jänner  1830  erlassenen  Verordnung  zur  Nach- 
achtung verständigt. 


395.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  4.  October  1841,  Z.  6430, 

an  die  nicdor-dstcrreiehischo  Regierung, 

die  Erthailung  von  Diplomen  als  Magister  dor  Thierarzneikunde  betreffend. 

Be.  k.  k.  Apost.  Majestät  haben  mit  Allerh.  Eutschliessnng  vom 
28.  September  1841  zu  gestatten  geruht,  dass  den  aus  der  Thier- 
arzneikunde strenge  Geprüften  der  Titel  eines  Magisters  der  Thier- 
heilkunde in  dem  Diplome  ertheilt  werde. 


396.  Auszug  aus  dem  Studien-Hofcommissions-Decrete  vom 
31.  Jänner  1844,  Z.  11, 

an  die  nied.-8sterr.  Regii  i-uiig  (und  das  Mailänder  Giibernium). 

betreffend  die  Bestimmung  des  Ranges  und  der  Diätenclasse  für  das  Lehr- 
personale an  dem  Thierarznei-Institute  in  Wien  (und  Mailand). 

In  Geinässheit  der  wegen  Bestimmung  des  Ranges  und  der 
Diäten  des  Lehrpersonales  an  dem  Thierarznci-Institute  zu  Wien  (und 
zu  Mailand)  unteim  27.  December  1845  herabgelaugten  Allerh.  Ent- 
schliessung gebühren  den  Professoren  an  beiden  Instituten  die 
Diäten  nach  der  7.  Olasse  und  den  Correpetitoren , dann  den  Lehr- 
schmieden  die  9.  Olasse. 

Für  N i e der-0  es  t orre  ich:  Die  Pensionäre  des  hiesigen 
Thierarznei-Institutes  gehören  nach  dem  Wortlaute  der  — der  Regie- 
rung unterm  20.  Mai  18.84  eröffneten  — Allerh.  Entschliessung  vom 
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17.  Mai  1834  in  die  Claue  der  Adjuncten  und  Assistenten  Und  sind 
daher  bei  Diäteiibemessiingen  diesen  gleiclizuhalten.  Sie  Iiaben  somit 
die  10.  Diätenclasse;  wenn  aber  die  Pensionäre  als  bereits  diplomirte 
Magister  der  Thierheilkunde  im  .Sinne  des  §.  51  des  Allerh.  Organi- 
sii-ungsplanes,  wo  sic  als  Gehilfen  der  Correpititoren  bei  Inspections- 
reisen  bezeichnet  werden,  anstatt  eines  Oorrepetitors  die  Behandlung 
einer  Thierseuche  fortzusetzen  haben,  so  gebühren  ihnen  die  für  den 
supplirten  Correpetitor-Posten  bemessenen  Diäten. 

Für  die  Reisen  der  Lehramts-Individuen  des  'rhicrarznei-Insti- 
tutes  in  Viehsouchtällen  haben  Se.  Majestät  die  Verwendung  und  Auf- 
rechnung gedungener  Fuhren  in  der  Art  zu  genehmigen  geruht,  dass 
den  Professoren  und  Correpetitoren  bei  den  gedachten  Geschäfts- 
reisen bis  auf  eine  Entfernung  von  zwei  Meilen  von  Wien  die  Auf- 
rechnung eines  gedungenen  Wagens  nach  den  jeweiligen  bei  der  Landes- 
regierung bestehenden  (Jantschky 'sehen  Contractspreisen),  hei  grösseren 
Entfernungen  aber  die  Postgebühren  zu  gestatten  seien. 

Einem  Pensionär,  welcher  statt  eines  Correpetitors  die  Reise  zu 
machen  hat,  ist  dieselbe  Vergütung  zu  bewilligen;  bei  einem  solchen 
hingegen,  welcher  zu  seiner  praktischen  Ausbildung  mit  dem  Professor 
oder  Correpetitor  reist,  entfällt  ein  Anspruch  auf  Reisekosten-Vergü- 
tung von  selbst. 


397.  Auszug  aus  dem  Ministeiial-Erlass  vom  80.  Juli  18ö7, 

Z.  12007, 

au  die  ^^tatthaltereieu  a)  vou  HAhmeii,  b)  Mähren,  c)  Galizien,  d)  Nieder« 
Oeaterreich,  e)  Ühcr-Oesterraich,  0 Tirol,  g)  Steiermark,  h)  Croatieu,  i)  Sieben- 
bürgen, k)  für  diu  Hcrbische  Wojwodschaft  und  das  Temeseher  Banat;  (an  di« 
Statthaiterci-Abtheilung  1)  in  Ofen),  an  die  Statthalterei  m)  für  da.*«  Küstfnland, 
n)  für  Dalmatien,  o)  für  die  Lombardier  p)  für  Venedig);  an  die  Landesregie- 
rungen q)  vou  Kärnten,  r)  Krain,  s)  Krakau,  t)  Schlesien  und  ii)  in  der 
Bukowina. 

womit  in  Folg«  AHorh.  Enttohllotsung  vom  I6.  Juli  1857  ein  neuer  Lehrplan 
für  das  thiarärztliehe  Studium  eingefUhrt  wird.*) 

(R.-G.-B1.  Jahrgang  1858,  Nr.  36,  S.  233) 

Seine  k.  k.  Apost,  Majestät  haben  mit  der  Allerh.  Kut^chliessung 
vom  16.  Juli  d.  J.  den  im  Anschlüsse  mitt’olgenden,  mit  dem  k.  k. 
Ministerium  des  Innern,  der  k.  k.  Militär  • Central  • Kanzlei  und  dem 
k.  k.  Armec-Ober-Commando  vereinbarten  allgemeinen  thierärztlichen 
Studicuplan  und  die  Einrichtung  der  thierUrztlichen  Lehranstalten  auf 


*}  Durch  diesen  neuen  Lehrplan  für  das  thicrärztlicbe  Studium  erscheint 
die  Verordnung  des  MinNteriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom  14.  Juli  1860, 
Z.  5539,  betre6fend  die  Befälii^ruug  der  Thierärzte,  welche  nicht  Magister  der 
Thierhailkunde  werden,  als  aufgehoben. 
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Urundlage  deaselbcii,  sowie  den  Furtbestand  der  am  Wiener  Thier- 
arznei-Iustitute  bis  nun  sistemisirten  vier  Pensionärstellen  mit  dem 
Jabresstipendium  von  drei  hundert  Gulden  C.-M.  gegen  Einziehung 
derselben  nach  Massgabe  ihrer  Entbehrlichkeit  allergnädigst  zu  geneh- 
migen geruhet. 


Plan  für  die  thierärztlichen  Studien. 

A)  Lehrplan  für  Thierärzte. 

§.  I.  An  den  in  den  k.  k.  Thierarznei-Instituten  befindlichen 
thierärztlichen  Schulen  wird  künftighin  nur  Eine  Classe  thierürztlichen 
Personales,  nämlich  die  in  der  gesammten  theoretischen  und  practischen 
Veterinärkunde  gründlich  unterrichteter  rationeller  Thierärzte  gebildet. 

t}.  2.  Wer  in  den  thierärztlichen  Lehrcurs  aufgenommen  werden 
will,  hat  sich  über  die,  wenigstens  mit  Erhalt  der  ersten  Fortgangs- 
classe  stattgefundene  Absolvirung  des  Unter -Gymnasiums  oder  der 
Unter-Realschule  auszuweisen.  *) 

§.  3.  Das  zur  Aufnahme  in  den  thierärztlichcn  Lehrcurs  vor- 
geschriebeue  Alter  ist  das  vollendete  17-.  bis  incliujive  24.  Lebensjahr. 

Nur  jenen  Individuen,  welche  sich  fortwährend  mit  wissenschaft- 
lichen Studien  heschnffiget  haben,  kann  eine  Nachsicht  des  über- 
schrittenen Alters  gewährt  werden,  wie  Aerzten,  Oeconomen  etc. 

§.  4.  Der  Studiencurs  für  Thierärzte  dauert  in  der  Regel  drei 
Jahre  oder  sechs  Semester.  Diplomirte  Aerzte  und  Wundärzte  können 
aber  diesen  Curs  in  zwei  Jahren  oder  vier  Semestern  absolviren. 

§.  5.  Obligate  Lehrgegenstände. 

I.  Jahr. 

I.  Semester. 

A)  Einleitung  in  das  thierärztliche  Studium  durch  ungefähr  8 
bis  14  Tage;  wöchentlich  5 Stunden;  • 

b)  Zootomie  sämnitlicher  Hausthiergattuiigen  durch  wöchentlich 
5 Stunden;*) 

c)  Physik  in  ihrer  Anwendung  auf  Veterinärmedicin,  dann  all- 
gemeine und  thicrärztliche  Chemie  durch  wöchentlich  5 Stunden; 

d)  Naturgeschichte,  Diätetik  und  Racenlehre  säramtlichcr  Haus- 
thiergattungeii  durch  3 Stunden  wöchentlich  (nach  Beendigung  der 
Einleitung  zu  beginnen); 

c)  Theorie  des  Huf-  und  Klauenbescblages  durch  wöchentlich 
2 Stunden; 

f)  Uebungen  auf  der  Bcschlagbrücke  und  zwar  im  Niederwdrken 
und  Herrichten  todter  Hufe  zum  Beschläge,  und 

g)  Sccirübungen,  beide  in  durch  die  Stundeneintbeilung  zu  fixi- 
renden  vorlesungsfreien  Stunden. 

•i  Vcrgl.  M.-E.  vom  23.  Juli  1861,  Z.  6728  (aub  VI  gj. 
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2.  Semester. 

a)  Zootoinic*),  dann  Zoophisiologie*)  wie  im  1.  Semester; 

I>)  tbierärztliclie  Chemie  wie  ini  1.  Semester; 

c)  Naturgeschichte,  Diätetik  und  Kacenlehre  wie  im  1.  Semester; 

d)  thierärztliche  Botanik,  mit  Hücksiehtnahme  auf  landwirth- 
schaftliche  Botanik  und  die  Lehre  vom  Futterbaue  durch  wöchentlich 
5 Stunden; 

e)  Uebungen  auf  der  Beschlagbrücke,  und 

f)  im  Seciren,  wie  im  1.  Semester. 

II.  .lahr. 

.l.  .Semester. 

a)  Allgemeine  Pathologie  und  pathologische  Zootomie  durch 
5 Stunden  wöchentlich; 

h)  topographische  und  chirurgische  Zootomie*)  durch  2 Stunden 
wöchentlich ; 

c)  Pharmakognosie,  Arzneimittellehre  und  Keceptirkunde  durch 
!)  Stunden  wöchentlich; 

d)  Besuch  der  medicinischen  Klinik  als  Freijuentant; 

e!  Landwirthschafislehre  ausserhalh  des  Institutes; 

f)  Besuch  der  pathologischen  Sectionen; 

g)  Uehungen  auf  der  Beschlaglirücke  und  zwar  in  dem  Auf- 
richten und  so  viel  es  thunlich  ist,  in  dem  Verfertigen  von  Hufeisen 
und  im  Anpassen  an  fodte  Hufe. 

4.  Semester. 

aj  Zuchtkunde  und  Exterieur  der  Hausthiere  durch  5 Stunden 
wöchentlich ; 

h)  Besuch  der  medicini.schen  Klinik,  und 

e)  Besuch  der  chirurgischen  Klinik  als  Frequentant,  ohne  noch 
kranke  Tliiere  uufzunehmen; 

d)  Instrumenten-  und  Verhandlehre  mit  Einschluss  der  Zäumung 
und  Beschirrung  durch  .l  Stunden  wöchentlich; 

ej  Ijandwirthschaftslohre,  und 

fj  Uehungen  auf  der  Beschlaglirücke,  dann 

g)  Besuch  der  pathologischen  Sectionen  wie  im  d.  Semester. 

III  .lahr. 

5.  Semester. 

aj  Specielle  medicinischc  Pathologie  und  Therapie  sainmt  Klinik 
durch  wenigstens  1*/, Stunden  täglich; 

b)  specielle  chirurgische  Pathologie  und  Therapie  sammt  Klinik 
durch  weuigstens  l'/j  Stunden  täglich; 

*)  lieber  die  Heliandlung  der  V'urträge  über  topographisclie  und  chirur- 
gische Zontomii*  und  über  Z<K>|)liisiologio  wurde  mit  M.-E.  vom  *29.  Märr  18G0, 
X.  Iti*20,  eine  veränderte  Uestiniiuung  getroffen. 
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c)  Ojusrationslelire  mit  Eiiiscliluss  dw  gcburtshilfliclicii  Tcth- 
iiicisnu'ii  sammt  praktischen  Ucbungen  durch  3 Stunden  wöchentlich  ; 

d)  gerichtliche  Veleriniirkiinde  sammt  Ucbungen  in  schriftlichen 
Berichten  durch  2 Stunden  wöchentlich; 

e)  Ucbungen  auf  der  Beschlagbrückc  wie  in  den  früheren  Se- 
mestern, dann  in  dem  Beschlagen  lebender  Pferde. 

r»,  Semester. 

a)  Hpecielle  medicinische  j Pathologie,  Therapie  und  Klinik  wie 

h)  8|ieciellc  chirurgische  ' oben; 

c I Ope.rationslehre.  wie  oben  ; 

d)  Seuchenlehre  und  Veteriuärpolizei  mit  Benützung  des  Spitals 
zu  Demonstrationen  durch  5 Stunden  wöchentlich ; 

e)  Gescliichte  und  Literatur  der  Thierheilkunde  durch  1 Stunde 

wöchentlich ; ' 

f)  Uebuiigen  auf  der  Beschlagbrücke  wie  oben. 

Während  des  .5.  und  (i.  Semesters  sind  auch  die  Nachmittags- 
Drdinationeti  zu  besuchen.  Kbenso  werden  in  diesem  Semester  die 
Schüler  abwechselnd  zur  Seuchenbehandlung  beigezogeii  und  es  wird 
zu  diesem  Zwecke  ji'dem  'riiierarznei. Institute  ein  Rayon  zugewiesen, 
in  welchem  die  Behandlung  auftretender  Tliierseuchcn  den  Lchr- 
Individuen  der  Anstalt  unter  gewissen  Modalitäten  zugewiesen  wird. 

§.  (1.  Aerzte  und  Wundärzte  können  diesen  Lehrcurs  iunerhalb 
2 .fahren  in  der  Art  absolviren,  dass  für  sie  die  Vorträge  über  thier- 
ärztliche Physik  und  Chemie,  dann  die  im  3.  und  4.  Semester  oben 
vorgeschricbenc  b're(|uentation  der  Kliniken  hinwegfallen,  und  dass 
sie  die  Vorträge  über  Arzueimittellehrc  schon  im  1.  .Jahre,  jene  über 
Instrumenten-  und  VTrbandlehre  im  2.  Semester  des  1 . .Jahres  oder 
mit  den  Vorträgen,  die  oben  für  das  3.  Jahr  vorgeschrieben  sind,  im 
2.  Jahre  hören;  daher  sich  der  Lehrplan  für  Aerzte  und  Wundärzte, 
welche  das  Diplom  als  Thierärzte  erlangen  wollen,  folgendermasseu 
herausstellt; 


Lehrgegenstä  nde. 

I.  Jahr. 

1.  Semester. 

a)  Einleitung  in  das  thierärztliche  Studium ; 

b)  Zootomie; 

c)  Naturgeschichte,  Diätetik  und  Racenlehre; 

d)  Theorie  des  Huf-  und  Klauenbeschlages; 

ej  Ptiarmakognosie,  Aizneimittellehrc  und  Receptirkunst ; 

f)  Jmndwirlhschaftslchre; 

g)  Uebungen  im  Secirsale,  und 

h)  auf  der  Boschlagbrücke. 

•2.  Semester. 

a)  Zootomie  und  Zoophisiologio; 
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b)  thierärztlicho  ßutaiiik ; 

c)  NftturgCNchichte,  Diätetik  uiiil  Kaceiiiolire ; 
<1)  Zuchtkundo  und  Exterieur; 

c)  Instrumenten-  und  Verbandlelire ; 

1)  liandwirtlischaftslelire; 
g)  Uebungeii  im  Secirsale,  miil 
bj  auf  der  Be.schlagbrüeke. 

II.  Jahr. 


I . Semester. 


a)  Allgemeine  Pathologie  und  pathologische  Zootomie; 

b)  Topographische  Anatomie; 

c)  jpccielle  medicini.sche  I „ , . „„  . , 

^ , ! Pathologie,  Iherapio  und 

d)  spccielle  chirurgische  i * 

e)  Operationslehre  mit  Einschluss  der  geburtshilflichen 


cismen ; 


Klinik; 

Techni- 


{)  gerichtliche  V'eterinärkunde  samint  Uebuiigen  in  schriftlichen 
Berichten. 

g)  Besuch  der  pathologischen  Sectionen ; 

h)  Uebungeii  auf  der  BeschlagbrUckc. 


4.  ISenieHter. 


a)  Spccielle  mcdiciniscbe  I ,,  , , . „„  . i i-i.  -i 

, , ^ ..  . , 1 Pathologie,  1 berapie  und  Klinik; 

bJ  speciellc  chirurgiscbe  I ® * ’ 

c)  Operationslehre ; 

d)  Seuchenlehre  und  Vcterinarpolizci ; 

e)  Geschichte  und  Idteratur  der  Thierheilkuiide ; 

f)  Besuch  der  pathologischen  Sectionen  und 

g)  Uebungeii  auf  der  Beschlagbrückc. 

Während  des  3.  und  4.  Semesters  sind  auch  die  Nachmittags- 
Ordinationen  zu  besuchen.  Die  Beiziehung  zu  Seuchenbehandlungen 
geschieht  wie  bei  den  anderen  Schülern  des  thierärztlichen  Uurses, 
mit  welchen  sie  auch  alle  obigen  Vorlesungen  gemeinschaftlich  besuchen. 

§.  7.  Ciirschmiede,  w'clche  nach  dem  bisherigen  Studienplane 
den  zweijährigen  Uehrcurs  zuriickgelegt  haben,  müssen,  ivenn  sic  das 
Diplom  als  Thierärzte  erlangen  wollen,  einen  durch  2 ,lahre  dauern- 
den Cnrsus  besuchen,  und  dürfen  nur  dann  zur  Aufnahme  zngelasseii 
werden,  wenn  sie  sich  mit  einem  Zeugnisse  über  das  entsprechend 
zurückgelegte  Untergymnasium  oder  die  Unterrealschiilc  auszttweisen 
vermögen  und  da.s  36.  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten  haben. 
Es  gilt  für  sie  nachstehender  Lehrplan  : 


I.  Jahr. 

1.  Semester. 

a)  Einleitung  in  das  thierärztliche  Studium ; 

b)  Zootomie; 

c)  thierärztliche  Physik  und  Chemie; 

d)  Naturgeschichte,  Diätetik  und  Racenlehre; 
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PliaimaUogiKisic,  Arzucimittpllphrp  und  Kpceptirkunst; 
fl  Landwirtlischaf'tslplirc. 

2.  S e m p t B r. 


ai  Zootoinip  mul  Zoopliysiologic; 

1>)  tliiprärztliche  Botanik  ; 

c)  thierärztliciip  (dieraie; 

il)  Naturgoscliichtp,  Diätetik  und  Itacenlehre ; 
Pi  Zuchtkundc  und  Exterieur; 

Il  Instrumenten-  und  Verbandlchre; 
g)  Lanilwirthscliaftslolire. 

Diireh  beide  Seincster  Ueliungen  iiii  Seeireii. 

II.  Jahr. 

H.  S r ino  H t e r. 


a)  Allgemeine  l’atliologie  und  patbologisrdie  Zootomie; 
bi  topograpliisehe  Anatomie; 

cl  »peciellc  medicini.sche  I i • j iri-  -i 

, * . „ , . . , I’atliologie,  I lierapie  und  Klinik 

(1 ) specielle  cliirurgisehe  1 

e)  gerielitliclie  Vcterinarkniide ; 

Il  Opera! ionslelire  mit  Einschluss  der  geburtshilflichen  Techni- 
cisineii. 

■I.  Senie  stör. 


Pathologie,,  Therapie  und  Klinik; 


ai  Specielle  medirinische  ) 

b)  specielle  chirurgische  ( 

c)  Operationalehre ; 

d)  Souchenlehre ; 

e)  Geschichte  und  Literatur  der  Thierhcilkmidc; 

Durcli  beide  Semester  Besuch  der  pathologischen  Scctionen. 
Auch  diese  Schüler  werden  gleich  den  übrigen,  mit  welchen  sie 
gemeinschaftlich  die  Vorträge  besuchen,  zu  Scuchenhehandlungen  bei- 


gezogeii. 

P r ü f u 11  g s - .M  o d a 1 i t ä t e 11 . 

§.  8.  Die  Piüfungen  über  säiniiitliche,  während  eines  Jahrganges 
vorgetragenen  Gegenstände  werden  erst  am  Schlnssc  eines  jeden 
Schuljahres  abgehalten. 

Den  Prüflingen  aus  den  einschlägigen  (tege.nstäiiden  haben  sich 
die  Schüler  jeder  Kategorie,  zu  unterziehen.  Das  Resultat  dieser  Prü- 
fungen wird  durch  die  Calcüls:  „Erste  Glasse  mit  Vorzug",  „Erste 

CTaasc"  und  »Zweite  Classe"  in  den  Zeugnissen  bi  zeichnet.  Ueber  die, 
mit  dem  Erfolge  von  wenigstens  der  „Ersten  Cla.sse"  abgele,gten  Prü- 
fungen werden  Zeugnisse  ausgestellt,  in  welchen  säramtliche  Gegen- 
stände. eines  Jahrganges  verzeichnet  sind. 

§.  fl.  ll.at  ein  Schüler  nur  Eine  zweite  Fortgaiigsclasse  erhalten, 
so  kann  ihm  die  Wiederholung  der  betreffenden  Prüfung  von  dem 
Lehrkörper  gestattet  werden.  Schüler,  welche  aus  zwei  oder  mehreren 
Gegenständen  die  zweite  Fortgangsclasse  erhalten  haben , sind  zur 
Wiederholung  des  gauzen  .fahrgaiigcs  zu  verhalten. 
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§.  10.  Zur  Errorsduiiig  «Icr  wissciischaftliclicu  Forlscliritte  der 
Schüler  sind  die  Professoren  ver|ifliclitet,  wiihri-nd  des  Schuljahres  in 
den  Vorlesesttinden  häufige  Prüfungen  ahzuhalten  und  die  Resultate 
derselben  hei  der  Hestiimnung  des  (^alcüls  am  Schlüsse  des  Schul- 
jahres zu  berücksichtigen. 

Strenge  Prüfungen. 

§.11.  Diejenigen,  welche  nach  Absolviriing  dej)  dreijährigen,  oder 
Aerzte,  Wundärzte  und  absolvirtc  Curschniiede,  die  nach  Absolvirung 
des  zweijährigen  ihierärztlichen  Lehrcurses  das  Patent  als  Thier- 
ärzte erhalten  wollen,  haben  sieh  zur  Ablegung  lier  strengen  Prüfungen 
bei  dein  Director  des  Thierarznei-Institutes  zu  melden,  und  hiebei  die 
sämmtlichen  Studienzeugnisse,  eine  medieinische  und  eine  chirurgische 
von  dem  betrefl'enden  Professor  ajiprobirte  Krankengeschichte  und 
eine  schriftliche  Ausarbeitung  über  einen  gerichtlichen  oder  Seuchen- 
fall, welche  von  dem  betrefl'enden  Professor  gegeben  und  censurirt 
worden  ist,  zu  überreichen. 

§.  12.  Der  strengen  Prüfungen  sind  zwei,  nämlich  eine,  theo- 
retische und  eine  praktische.  Heide  müssi-n  an  einer  und  derselben 
Lehranstalt  abgelegt  werden. 

Erste  Oller  theo  ret  i.sclie  strenge  rriifiing. 

Für  diese  ist  eine  Dauer  von  zwei  Stunden  festgesetzt;  bei  der- 
selben wird  der  (Kandidat  aus  sämmtlichen  Gegenständen  des  drei- 
jährigen Lehrcurses  mit  Ausnahme  der  Latidwirtlischaftslehrc  , dann  der 
speciellen  mediciuischeii  und  chirurgischen  Pathologie  und  Therapie 
und  der  Operationslehre  geprüft. 

Zweite  oder  praktisebe  strenge  Früfnng. 

Hei  dieser  wird  der  Candidat  aus  der  theoretischen  speciellen 
Pathologie  und  Therapie  geprüft,  dann  hat  er  einen  vorgefülirten 
medicinischen  oder  chirurgischen  Krankheitsfall  zu  exponiren  und 
eine  chirurgische  (tperation  am  lebenden  Thiere  oder  am  Cadaver 
vorzuiiehmen.  Die  Dauer  dieser  Prüfung  ist  nach  der  Heschaffenheit 
des  zu  exponirenden  Krankheitsfalles  und  der  vorzunehmenden  Operation 
verschieden. 

Die  erste  strenge  Priifung  kann  unmittelbar  nach  absolvirtem 
Lehrciir.se  abgelegt  werden.  Ebenso  nacb  der  mit  Erfolg  bestandenen 
ersten  strengen  Prüfung  auch  die  zweite. 

§.  13.  Die  Prüflings-Commission  besteht  aus  dem  Director  der 
Anstalt,  sämmtlichen  Professoren  der  Lehranstalt,  und  für  die  Hörer 
des  thierärztlichen  liehrcurses  vom  Civile  aus  einem  Gastprüfer, 
welcher  von  dem  k.  k.  .Ministerium  für  Cnltns  und  T’nterricht  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  [nnern  ernannt  wird. 

§.  I 1.  Die  Calcüls  bei  den  strengen  Prüfungen  sind:  „Genügend" 
— n”'**  Auszeichnung”  — „nicht  genügend". 

§.  1.').  Von  allen  Mitgliedern  der  Prüflings  Commission  wird 
darüber  abgestimtnt. 
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n)  ob  <ii>r  Caiiilbiat  in  jodoiii  eiuzvliieii  Faclii*  Oeiiügo  geleistet 
bat  oder  nicht; 

b)  oll  er , wenn  er  au«  allen  Gegenständen  (Jenilge  geleistet 
hat.  einen  ausgezeichneten  Galcül  ans  einem,  mehreren  oder  allen 
Prtifungsgegenständen  verdiene. 

Das  Resultat  wird  in  beiden  Fragen  durch  die  absolute  Majorität 
aller  Votanten  bestimmt. 

Rei  sieh  ergebender  .Slininiengleiehheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Kxaminators  iles  Faches. 

Nach  der  Majorität  der  erhaltenen  EinzelcalcUls  wird  ein  Ge- 
sammtcalciil  tilr  jede  strenge  I'rüfinig  bestimmt  und  in  dem  Diplom 
bemerkt. 

§.  l(i.  Hat  der  Caudidat  bei  der  theoretischen  strengen  Prüfung 
aus  einem  oder  dem  anderen  Gegenstände  nicht  Genüge  geleistet,  so 
hat  er  die  Prüfung  aus  demselben  nach  einem  von  der  l'rüfungs- 
Gomniission  zu  bestimmenden  Zeitraum,  aber  nie  vor  Ablauf  von 
t?  Monaten  vor  der  ganzen  Prüfungs-Commission  zu  wiederholen. 

Hat  er  hingegen  aus  zwei  oder  mehreren  Gegenständen  nicht 
(ienüge  geleistet,  so  hat  er  die  ganze  strenge  Prüfung  frühestens  nach 
Ablauf  von  C Monaten  zu  wiederholen.  Hat  der  Caudidat  hei  der 
praktischen  Prüfung  nicht  Genüge  gelei.stet,  so  hat  er  nach  dem  Er- 
messen der  Prüfungs-fkiinmission  entweder  blos  einen  'l'heil  nach  drei- 
monatlicher Verwendung  auf  den  Kliniken  oder  die  ganze  praktische 
Prüfung  nach  einer  sechsmonatlichen  Verwendung  auf  den  Kliniken 
zu  wiederholen. 

Sj.  17.  Die  Wiederholung  einer  strengen  Prüfung  darf  nur  ein- 
mal stattlinden. 

5?.  IS.  Hat  der  Examinand  bei  beiden  strengen  Prüfungen  Gc- 
nüge  geleistet,  so  wird  er  beeidigt  und  erhält  das  Dijilom  als  Thierarzt. 

4}.  19.  Die  Heeidigung  geschieht  vom  Director  der  Anstalt  auf 
die  vom  k.  k.  Ministerium  des  Innern  .sanctionirtc  Instruction  eines 
Thierarztes. 

Sie  geschieht  unentgeltlich. 

20.  Das  Diplom  wird  von  der  Direction  der  Anstalt  aus- 
gestellt nnil  nebstdem  von  dom  ältesten  Professor  unterschrieben. 

F orm  ul  are. 

Von  Seite  der  Direction  des  k.  k.  Thierarznei-Institutes  in  . . . 
wird  hiermit  öffentlich  bezeuget,  dass  Herr  X.  N.  aus  ....  in  ...  . 
gebürtig,  nach  vorschriftmässig  zurUckgelegten  Studien  den  zur  Er- 
langung des  Diplomes  eines  Thierarztes  Allerhöchst  vorgeschriebenen 
strengen  Prüfungen  aus  der  Thierheilkunde  sich  unterzogen  und  Be- 
weise sich  eigen  gemachter  ausgezeichneter  (genügenderj  Kenntnisse 
dieses  Faches  gegeben  habe.  Derselbe  wird  daher  nach  der,  dem 
k.  k.  Thierarznei-Institute  Allerhöchst  erthoilten  Vollmacht  als  ein 
befähigter  Thierarzt  erklärt,  und  ist  somit  berechtiget,  in  sämmtlichen 
Kronländern  des  österreichischen  Kaiserstaates  die  Thierheilkunde  in 
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ilireiii  ganzen  Umfange,  an  den  säinintllchen  llaiistliiercn  frei  aiis- 
zuübeu  und  rcclitHgiltige  thierärztlielie  Zengnisse  auszustellen,  wobei 
er  sieb  immer  nacli  dem,  auf  seine  Inslrnetion  abgelegten  Kide  zn 
verhalten  haben  wird. 

Zur  Bestätigung  des  (iesagten  haben  wir  dem  Herrn  N. 
<liese8  mit  dem  Institutssiegel  versehene  und  mit  unserer  eigenhändigen 
Unterschrift  gefertigte  Diplom  ausgefolgt. 

§.  21.  Ueber  die  strengen  Prilfiingen  tler  Thierärzte  wird  von 
dem  Director  der  Anstalt  ein  I’rotocoll  geführt,  in  welchem 

1.  der  Vor-  und  Zuname, 

2.  das  Alter, 

3.  die  Religion  des  Kxaminanden, 

•1.  die  Uehranstalt,  an  welcher  er  die  Studien  vollendet, 

5.  der  Ualciil,  welchen  er  aus  jedem  (iegenstanile , und  <ler 
fiesaramtcalctil , den  er  bei  jeder  strengen  Prüfung  erhalten  hat, 
endlich 

(1.  der  'l'ag,  an  welchem  ihm  das  Diplom  an.sgefertigt , und  der 
Tag,  an  welchem  er  beeidigt  wurde,  verzeichnet  wird. 

tj.  22.  Für  die  strengen  l’rüfungen , dann  für  die  Ausfertigung 
des  Diploms  hat  der  Examinand  eine  'Paxe  von  ,5  | fl.  M.  zu  ent- 
richten. Von  diesen  entfallen  21  fl.  für  jede  di-r  strengen  l’rüfnngen 
zu  gleichen  'Pheileu  unter  die  Examinatoren  und  G fl.  für  die  Aus- 
fertigung des  auf  Pergament  geschri«d)enen  Diplomes. 

5j.  23.  Ausländern  ist,  falls  sie  die  entsprechenden  .Vufnahms- 
Bedingungeu  besitzen,  der  Besuch  der  Vorlesungen  als  ordentliche 
Hörer  und  die  Ablegung  der  .\nnual'  und  strengen  Prüfungen  gestattet, 
jedoch  erwächst  ihnen  hierdurch,  so  lange  sie  nicht  nntioualisirt  sind, 
kein  Recht  zur  .Vusübung  der  Praxis  in  den  k.  k.  österreichischen 
Staaten. 

4j.  24.  Der  Besuch  einzelner  Vorb'sungen  ist  .sowohl  Inlämleni, 
nämlich  Hippologen,  Oekoiiomen  uinl  anderen  Idfddiabern,  als  Aus- 
ländern, welche  bereits  im  Auslände  Thierarzneikundo  studirt  haben, 
gestattet. 

Sie  erhalten  hierüber  Frequentationszeugni.ssc,  aus  welchen  ihnen 
jedoch  keine  Rechte  bezüglich  der  Ausübung  der  thicrärztliehen  Praxis 
erwachsen. 


A usserord  en  tl  ich  e Vorlesungen. 

§.  25.  So  lange  eine  hinreichende  Zahl  von  Thierärzten  nicht  vor- 
handen ist,  um  das  Geschäft  der  Vieh  und  Fleischbeschau  ausschliesslich 
nur  Thierärzten  übertragen  zu  können , wird  an  den  Thierarznei- 
Instituten  auch  ein  Unterricht  in  der  Vieh-  und  Fleischbeschau  er- 
the.ilt;  zu  diesem  aber  werden  nur  gelernte  Fleischer  zugclassen 
werden. 

H,  Lehrplan  für  Rnfbeschlagschmiede. 

§.  1.  Hufbeschlagschmiede  werden  entweder  aut  besonderen  oder 
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auf  fl(>n,  ileii  Tliierarziifi  - Tiiatitiitcn  aggrejfirti'ii  IIiil  In"iclilagsl(!lir- 
anstaltfii  gebildet. 

2.  '/a\t  AutiiaLme  in  den  Hut'brsclilagscurs  wird  das  Zeugniss 
der  mit  gutem  Brlblge  nbsolvirten  Trivialsehule , der  Lehrbrief  Uber 
das  ordnungsmässig  erlernte  Schmiedehandwerk  und  der  Ausweis  Uber 
eine  wenigstens  zweijährige  Gesellenzeit  erfordert. 

tj.  d.  Der  Curs  für  ITufbescblagschmiede  dauert  durch  6 Monate 
und  wird  alljährlich  zweim.al  abgehalten. 

Der  erste  beginnt  mit  1.  .Jänner  und  scbliesst  mit  letztem  Juni 
während  der  zweite  mit  1.  .Juli  seinen  Anfang  nimmt  und  mit  De- 
cember  beendet  wird. 

In  diesem  Curse  haben  die  Schüler 

a)  die  Vorlesungen  Uber  die  Theorie  des  Huf-  und  Klauen- 
bescblages  zu  besuchen, 

b)  sich  auf  der  Besclilagbrücke  in  der  Verfertigung  von  Huf- 
eisen für  gesunde  und  kranke  Hufe  zu  üben, 

c)  die  chirurgische  Klinik  zu  besuchen,  wo  sie  mit  den  gewöhn- 
lichsten Krankheiten  der  Hufe  und  ihrer  Heilung  bekannt  gemacht 
werden. 

NB.  Der  I'unkt  c)  kann  nur  an  Hufbeschlagslehranstalten  znr 
Brfiillung  kommen,  welche  sich  an  Thierarznei- Instituten  befinden,  da 
an  derartigen  [..ehranstalten , die  in  Hauptstädten  der  Kronläuder 
errichtet  werden  wollen,  wo  sich  keine  derlei  Institute  befinden , die 
Gelegenheit  hierzu  fehlt. 


P r ob  el  e ist  un  g und  (}  ere  cjitsam  e der  Hufbeschlag- 
schmiede. 

§.  4.  Die  Hörer  des  Hufbeschlagcui'ses  erhalten  nach  Ablegung 
der  Prüfung  aus  der  Theorie  des  Huf-  und  Klauenbcschlages,  und  nach- 
dem sie  ein  entsprechendes  Probebeschlöge  geleistet  und  die  Fähigkeit, 
vollkommene  Hufeisen  zu  verfertigen,  nachgewiesen  haben , gegen 
Krlag  von  30  kr.  C.-M.  ein  auf  einem  15  kr.  Stempel  ausgefertigtes 
Zeugniss,  in  welchem  sie  als  „befähiget“  („vollkommen  befähiget“) 
erklärt  werden,  in  jedem  Orte  des  österreichischen  Kaiserstaates  ein 
Hnfschmiedgewerbc  selbstständig  anzutreten. 

Formulare. 

Von  Seite  der  Hufbeschlagslehranstalt  zu wird  hiermit 

dem  N.  N.  von in gebürtig,  das  öffentliche  Zeugniss 

crtheilt,  dass  er  an  der  hiesigen  Hufbeschlaglehranstalt  im  Jahre  18  . . 
den  für  Hufbeschlagschmiedc  vorgeschriebenen  halbjährigen  Lehrcura 
mit  „gutem”  („sehr  gutem”)  Erfolge  absolvirt,  im  Verfertigen  und 
Auflegen  der  Hufeisen  sich  eine  „gute”  („sehr  gute“)  Fertigkeit  er 
worben  habe,  und  somit  für  „tauglich”  („besonders  tauglich")  erklärt 
wird,  ein  Schmiedgewerbe  anzntreten. 

Von  der  Direction  der  Hufbeschlaglehranstalt  in 

den IS  . . 
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Anmerkung.  , 

Dor  vorstohemle  Stuclionplan  wurde  tinlrr  Klnem  dom  Ministerium  des 
limem,  der  k.  k.  Mllitär-Central-Kanzlei  und  dem  k.  k.  Armee-ObercoraniÄudo 
mitgetlieilt.  *) 

398.  Ministerial-Erlass  vom  10.  März  1860,  Z.  3146, 

an  die  Dircction  de«  k.  k.  Mililär-Tliiemraiiei-In.titiiti  H, 

womit  dieaelba  angewiasen  wird , von  dam  fraiwilligan  Auatritta  odar  dar 
Auatchliataung  alnat  jadan  dam  Civila  angahörigan  Hörari  dar  Polizai- 
Diraetion  «ogiaich  Mitthailung  zu  machan. 

Nach  einer  Anzeige  des  k.  k.  nied.-östorr.  Stattlialtoreipriisidiums 
hat  es  sich  herausgestellt,  dass  sich  hierorts  mehrere  junge  Leute  auf- 
halten, welche  zwar  einmal  als  Hörer  für  Vorlesungen  dieser  oder 
jener  Studienahtheilung  sich  gemeldet  hatten,  und  auch  als  solche 
eingeschriohen  worden  sind,  später  aber  wieder  ihren  Austritt  an- 
gezeigt haben , oder  wegen  schlechter  l''ret|uenz  oder  ans  sonstigen 
Ursachen  aus  den  Catalogeii  gestrichen  wurden,  und  nunmehr  ganz 
hestinimungslos  hierorts  ver\veilen,  und  sowohl  fllr  ihre  eheinaligen 
Stndiencollegen  als  auch  überhaupt  gefährlich  werden  können. 

Mit  Kiieksicht  auf  die  gegenwärtigen  Zeitverhältnisse  hat  sich 
dieses  Präsidium  bestimmt  gefunden,  das  Ansuchen  zu  stellen,  womit 
von  Seite  der  k.  k.  Direction  jeder  freiwillige.  Austritt,  sowie  jede 
Ausschliessuug  dortiger  Civilsehüler  der  k.  k.  Polizeidirection  uiiver- 
weilt  zur  Kenntniss  gebraclit  werde. 

Die  k.  k.  Direction  wird  anfgefordert,  nicht  nur  diesem  Aii- 
siniicn  zu  entsprechen,  sondern  auch  in  Nachachlung  der  Allerb. 
EiitschliessAiiig  vom  23.  September  1S37**)  ilie  Ausschlicssung  der 
dortigen  Civilsehüler,  sie  möge  in  Folge  eines  Disciplinarvcrgehens 
oder  wegen  schlechten  Fortganges  verhängt  worden  sein  , unter  Namhaft- 
machung des  Vor-  und  Zunamens,  des  Alters  und  Geburtsortes  des 


*)  In  Folge  einer  Allerli.  EntschUe.ssung  vom  20.  M.«i  1870,  betreffend 
eine  neue  Organisation  de.s  k.  k.  Wiener  Militär-Thiernrznei-lnstitutes  . befindet 
sich  gegenwärtig  ein  neuer  Plan  für  deu  mi  1 i tür  • tli iur ä rz  tlich  eii  Dienst 
im  Zuge  der  Verhandlung.  Mittlerweile  ist  jedoch  iin  Zusammenhänge  mit  diesen 
Grundsätzen,  welche  die  Trennung  des  eigentlich  vetcrinär-Iiygienischcn  und 
kurativen  Dienstes  von  der  Leistung  des  Hnfbeschlagc  s prineipiell  ausaprechen, 
mit  Erlass  des  Reiehskriegsministeriums  vom  4.  Juni  1.  J.,  Z.  1474,  ein  verein- 
fachter ätndicnplan  für  Ausbildung  der  Militäi  kiirschmiede,  welcher  mit  dem 
Stiidien-.Iahr  1870  71  ins  Leben  tritt  und  eine  theilweise  abgesonderte  .\hhaltiiiig 
der  Vorträge  und  Besuch  der  Kliniken  für  Knrsclimiede  und  Thierärzte  anord- 
net, sowie  unter  Einem  eine  Vorschrift  über  die  Anfnaliine  von  Militärschüierii 
in  den  halhjälirigen  Hnfhe.schlagscours  bereits  vcrüffentliciit  worden. 

**)  Nach  dem  .Stnd.-IL-C.-D.  vom  6.  Oetolior  1827  an  sämmtliche  Länder- 
stcllen,  ist  die  Aussehlies.sung  eines  Seliülers  an  einer  Lehranstalt,  sie  möge 
aus  einer  Sittenlosigkeit  oder  aus  schlechten  Foitgangsclasscu  herrflhreii,  deu 
betreffenden  Lehranstalten  der  österr.  Monarchie  und  somit  auch  der  medicinisch- 
chirurgischen  Josefs-Ak  uiemic  bekannt  zu  machen. 
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AiisgesclilosapiicMi , He»  .faiirgniige»,  in  Hem  er  »ich  bet'aiiH,  Hann  Her 
Ursache  Her  Au»Bchlieasnn«r  Hen  fihrigen  l^eliranstalten  Her  öste,r- 
rcicliischen  Monarchie,  beziehungsweise  Hen  politischen  Uandesstellen, 
in  deren  Verwaltnngsgebieten  sich  zumal  meHicinische,  chirurgische 
oder  thierärztlicho  Lehranstalten  befinden,  somit  auch  Her  k.  k.  medi- 
cinisch-chirnrgiscben  .Josetsakademie  in  Wien  zur  genauen  Nachachtung 
bekannt  zu  geben. 

399.  Ifote  des  Annee-Obercommando  vom  29.  März  1860,  Z.1620, 

betrafTand  aina  Modifioirung  des  thiarärztliohan  Studlanplinei. 

(Wurde  im  Cnltiis-  und  Uiiterriclit.s-Miiiisleriiim  sub  Nr.  4‘)74  lSGO  zur  K^mitiiis» 

geiKinuneii.) 

Se.  k.  k.  Apost.  Majestät  haben  mit  Her  Allerh.  Entscbliessung 
vom  25.  März  1 SHO  Hie  .MoHificirung  des  ibierärztlichen  Stndien- 
I’l.iues  in  Her  Art  zu  genehmigen  geruht,  Hass  künftighin  Hie  Vor- 
träge Uber  Hie  topographische  und  chirurgische  Zootomie  mit  jenen  ^ 
über  Hie  clescriptive  Zootomie  vereinigt  und  nebst  einer  kurzen 
physiologischen  Uebersicht  über  Hie  wichtigsten  Verrichtungen  des 
fhierischen  Organismus  im  1.  und  2.  Hemester  des  1.  .Jahrganges  .ab- 
zuh.alten  sind,  dagegen  Her  Vortrag  über  Hie  Zoophysiologie  im  1.  Se- 
mester des  2.  .I.ahrgauges  stattzufiiiHen  hat.  *j 

400.  Erlass  des  Staatsministeriums  vom  23.  Juli  1861,  Z.  6728, 

au  die.  Direction  des  Militär-Thieramiei  Jiistitutes  in  Wien, 

rUcktichillch  der  in  beachtenswarthen  Fällen  zuläsiignn  Ditpeni  fflr  Candi- 
daten  des  thierärztlichen  Studiums  von  Nachweitung  der  vollständigen  Abtol- 
virung  des  Untergymnasiums.  **) 

Se.  k.  k.  Apost.  Majestät  haben  mit  Her  .Mlerh.  Entscbliessung 
vom  19.  .Juli  H.  .1.  die  Aufnahme  des  absolvirten  Zöglings  Her  Grazer 
Hufbeschlags-Lehranstalt,  A . . . W . . .,  in  das  Wiener  k.  k.  Militär- 
Thierarzenei-Institul  als  Civilschülcr  mit  Nachsicht  von  Her  Nach- 
weisung  der  vollständigen  Absolvirung  des  Untergymnasiums  Aller- 
gnädigst zu  genehmigen,  hierdurch  die  Verleihung  des  einen  erledigten 
steiermärkischen  thierärztlichen  Stipendiums  an  demselben  dem  steier- 
märkischen I..andeanus8chus8e  zu  ermöglichet!,  für  künftige  derartige, 
gleich  beachtenswerthe  Fälle  aber  auch  zur  Ertheilung  ähnlicher 
Dispensen  für  Oandidaten  des  thierärztlichen  Studiums  Allergnädigst 
zu  ermächtigen  geruht. 

•)  Hiermit  wurde  §.  5 des  mit  M.-K.  vom  50.  Juli  IS.’iT,  Z.  12007,  hin- 
ausgegeberien  Lehr]>lanes  für  die  thierärzilichen  Studien  mnditicirt. 

Hiermit  hat  §.  2 des  M.-E.  vom  30.  Juli  1SÖ7,  Z.  12007,  hinausge- 
gebeiien  Lchrpl.ancs  für  die  thiei ärztlichen  Studien  eine  Modiücation  erfuhren. 
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40L  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  14.  December  1810, 

Z.  1875, 

nii  iIam  Uiiljeriiiiiiii, 

die  Begründung  von  Stipendien  für  Gilizianer  zum  Behufe  dei  Studiumz  der 
Medicin  beirefTend.  *; 

Zur  IjiiterstUtzunp  mittelloser  Scliiiler  in  (ializieii , welche  aus 
ilein  Studium  der  Piiilusopliie  (jetzt  des  Oymnnsiiunsi  treten,  und  sich 
dem  Studium  der  Arzneikunde  zu  widmen  wilnsclien , sind  folgende 
von  Sr.  .Majestiit  genelimigte  Antriige  gestellt  worden ; 

1.  Fünf  mittellose  austretende  Schüler  der  Philosophie,  welche 
sich  dem  Studium  der  Heilkunde  widmen  wollen,  . . . erhalten  jälirlich 
Stipendien  aus  dem  galizisciien  Studienl'ond. 

2.  Diese  Stipendien  bestehen  jährlich  in  Ittt.»  (1.,  dann  in  150  fl. 
zur  Rei.se  nach  Prag  oder  nach  Wien  und  in  150  fl.  zur  Rückreise 
von  Prag  oder  Wien  nach  erhaltener  Doctorswürde.  **) 

11.  Die  Eltern  der  .''tipendisten  müssen  in  dem  jetzigen  Cializien 
ansässig  sein. 

•I.  Die  Stipendisten  machen  sich  verbindlich,  nach  erhaltener 
Doctorswürde  in  das  k.  k.  Galizien  zurückzukehren  und  dort  ihre 
Kunst  auszuUlien. 

(.5.  Die  .Stipendisten  müssen , da  in  Lemberg  kündig  ein  3jäh- 
riger  philo80))hischer  Cnr.s  bestehen  wird , den  bestehenden  Vorschriften 
gemäss  das  dritte  philosophische  Studienjahr  hinterlegt  haben,  um  zu 
den  Studien  der  Heilkunde  zugelasseii  zu  werden.) 

6.  Die  Verabfolgung  des  Stipendiums  dauert  für  jeden  Stipen- 
disten bis  zu  dem  Tage,  an  dem  sein  Doctorsdiplom  gefertiget  ist; 
jedoch  muss  er  dieses  letztere  bestimmt  in  dem  Schuljahre,  welches 
unmittelbar  auf  das  5,  Studienjahr  folgt,  sich  erwerben  und  es  darf 


*)  Vcrgl.  iiocli  8t.-H.-(.'.-ü.  vom  17.  August  1S39,  Z.  ülUü(Biib  VI  h)  Nr.  40li. 

•*)  Dermalen  besu  hen  diese  Stipendien  in  168  fl.  und  die  Reisevergtitnng 
aus  63  fl.  5.  W. 

Da.s  Ministerium  hat  auch  .schon  in  einzelnen  Ausnahmsfällen  (M.-E.  vom 
6.  Februar  1860,  Z.  1,554,  30.  März  1869,  Z.  1986)  bewilligt,  dass  derlei  Stip.-u- 
lüsten  ihre  Studien  an  der  Krakauer  Fniveraität  fortselzen  durften,  mir  wurden 
in  die-en  Fällen  keine  Kilse-Entscbädigungen  bewilligt. 
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über  iliuiic»  Jalir,  «oIcIh-h  au  d<T  Erlangimpr  des  fitipeiidiimis  das 
sechste  ist.  keine  weitere.  Flrtlienmig  desselben  stattlinden. 

7.  Diese  Stipendien  unterliegen  rilcksicbtlich  der  Fortdauer  des 
Stipendiums  während  der  Studienzeit  den  allgemeinen  Vorschriften, 
welche  für  alle  Stipendien  bestehen. 

8.  Diese  Allerh.  (Tiiade  wird  jährlich  den  Schülern  des  H.  philo- 
sophischen Studienjahres  ölTentlich  bekannt  gemacht,  mit  der  Weisung, 
dass  Jene,  welche  zu  dem  Studium  der  Heilkunde  Neigung  haben, 
sich  nach  geendigtem  Schuljahre  wegen  Erlangung  eines  Stipendiums 
dieser  Art  an  das  Giibernium  zu  wenden  und  zugleich  zu  Uussern 
haben,  ob  sie  in  Wien  oder  aber  in  Prag  dem  Studium  der  Heil- 
kunde zu  obliegen  wiln.schen. 

9.  Das  tiubernium  wählt  aus  den  Bittstellern  Diejenigen,  welche 
in  dem  jihilosupliischen  Studium  den  besten  Fortgang  gemacht  haben, 
und  sendet  nacli  getrotl'ener  Bestimmung  das  V'erzeichniss  derselben 
zugleicb  mit  dem  Verzeichnisse  aller  Bittsteller  und  mit  Beifügung 
der  Gründe,  welche  es  in  seiner  Wahl  leiteten,  an  diese  Hofcom- 
mission. ■*) 


402.  Studienhofcomraissions-Decret  vom  4.  October  1811, 

Z.  1721, 

au  ilie  nieitcr-it-.ti  rii  ii  liisclie  Uigiennig  iiml  da-  linimilsclie  Oulicmiiim, 

betreffend  die  Beibehaltung  der  Stipendien  während  einet  weiteren  (6.)  Jahrei 
nach  Vollendung  der  medicinitchen  Studien. 

Se.  k.  k.  A|)ost.  Majestät  haben  mit  Allerh.  Entschlüsse  vom 
2t).  September  1811  bei  den  besoinleren  Umständen,  die  bei  den 
>Ieilicin-Studirenden  obwalten,  und  in  der  Hinsicht,  dass  das  6.  .Jahr 
von  selben  auch  zur  Vorbereitung  zu  ihren  Berufspflichten  und  respec- 
tive  zum  Studiren  verwendet  wird,  .allerguädigst  zu  gestatten  geruht, 
dass  ihnen  solche  Stipendien  beibelassen  werden,  deren  Beibelassung 
der  Eigenschaft  des  Stipendiums  oder  der  klaren  Vorschrift  der 
Stiftung,  zu  welcher  die  Stipendien  gehören,  nicht  zuwiderläuft.  **) 


*)  Mit  M.-K.  vom  7.  März  1870.  Z.  1847,  wurde  der  .Statthaltcrci  für 
kllul'tige  Erledigungen  der  Stipendien  dieser  Categurie  das  volle  Verleihungs- 
recht gegen  die  dem  Ministerium  zu  erstattende  .\nzeige  von  dem  Verleihungs- 
heschlus.se  und  dessen  (Irilnden  eingeränmt. 

•*)  Die.se  Anordnung  wurde  mit  dem  8t.-H.-C.-D,  vom  21.  Mai  ISl.'i, 
Z.  1081  wörtlieh  erneuert. 

Nach  dem  St.-H.-C.-D.  vom  1.8.  November  1844,  Z.  7440  (VI  h)  können 
den  Doctoranden  der  Medicin  ihre  Stipendien  eventuell  aueh  noeh  im  7.  Studien- 
jahre beibelassen  werden. 
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iiissc  auszufrrf igpii  siiul,  als  Verlän^Tcrunf;  d<T  «Studienzeit  anzuseheii 
aeij  in  welclier  die  Sli|ieiidieii  bezofjeii  werden  dnrlen?  Ijat  man  cs 
der  Tendenz  dieser  Voraelirift  entsjireelieinl  {gefunden,  dass  die  «Stipcn- 
disteii  ihre  (ienüssc  für  diese  Zi'it  loitlielialten;  die  Studien-Direetorate 
liaben  jeduili  dafür  zu  sorgen,  «lass  die  Stipendisten  dieser  Spitalprazis 
unverzögert  zngewiesen  werden.  *) 


406.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  17.  August  1839, 

Z.  5105, 

an  saninitlic'lie  liUuderatelleii, 

betreffend  die  Behandlung  der  mit  medicinitchen  Stipendien  betheilten  Studi- 
renden  der  Provinz  Qalizien  hinsichtlich  der  Ausübung  der  Arzneipraxis  nach 
vollendeten  Studien. 

Da  die.  Kri'alirung  gelehrt  hat,  dass  die  mit  niediciiiisehcii  Sti- 
pendien hetheilten  galizischeii  .Jünglinge  naeli  zurüekgelegteu  Studien 
und  erlangten  akademischen  (iradeii  niclit  immer  der  .Mlerh.  Absicht 
hei  «Sisteniisirnng  <liener  Stipendien  gemäss**)  in  ilir  Vaterland  zuriiek- 
kehreu  um  dort  wenigstens  durch  10  .Jahre  die  Praxis  auszuiihen,***) 
so  genehmiget  man,  dass  die  erlölgte  Promotion  solcher  Stipendisten, 
unter  Andeutung  der  von  ihnen  eingegangenen  Verhindlichkeit  der 
Kljührigen  Praxis- .\usiihmig  in  Galizien,  zu  dem  Behüte  den  Länder- 
atellen aller  i’rovinzen  hekannt  gemacht  werde,  damit  hei  der  von 
Doetoren  iler  Medicin  heahsiclitigten  Ktahlirung  in  den  verschie- 
denen Provinzen,  sowie  hei  Krtheilnng  von  Pässen  zu  Reisen  in  das 
Ausland  auf  ilie  vorausgegangene  Krfiillung  jener  Verbindlichkeit 
gehörig  Kücksiclit  geuoinmen  werde. 


407.  Studien-Hofcommissions-Decret  vom  13.  November  1844, 

Z.  7440, 

H!i  die  deiitsrlK^ii  Lätiderstellon  in  Nieder-  und  Ohcr-OeHlerreirh,  Brtlimen, 
^^ihreu,  Galizien,  Steiermark,  Illyririi,  Küsteniand,  Tirol  und  an  die  Laiidcs- 
cliefc  v«»n  (Mailand,  Venedigi,  Zara. 

l>a  nach  flem  lelzloii  medic.  • chirurg.  Studicnplanc  vom  Jahre 
1833  jene  Schüler,  welclic  Doctoreii  der  Medtciii  und  Chirurgie  werden 
wollen,  zu  dem  Unterrichte  über  die  Augenkrankheiten  einen  Semester 
<Ies  VI.  Jahrganges  zu  verwenden  haben,  weil  es  ihnen  nicht  möglich 
ist,  diesem  Unterriclite  im  V.  Jahrgange  heizuwohnon,  so  haben 

Vcrgl.  Ab.-schnitt  IIT,  ^Chinirgisrhe»  Studium  dor  Civil-  und  Land- 
Wundärzte“  im  medir.-chinirp.  Studicnplane  vom  Jahre  I83'i. 

Die  Oründunp  die.ser  Stipendien  erfolgte  mit  dem  St.-H.-C.-D.  vom 
ll.  Dvicmber  1810,  Z.  187A  (sub  VI  li  Nr  -IOIl 

***)  Dies  war  zuerfit  mit  Allerh.  Ent.^chlies.snng  vom  9.  October  1827 
< t -H.-C.-D.  vom  20.  October  1827)  vr*rge»chricbcn  worden. 
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Se.  MajcstÄt  mit  Allerli.  KiitsclilicsKiuig  vom  5.  1.  M.  *.  g.  zu  goiieli- 
luigcn  geruht,  dass  in  sulchen  Füllen  die  medieinisehen  Stipendisten 
ihr  Stipendium  auch  das  siehenfe  .lahr,  welches  nun  das  eigentliche 
Vorhereitnngajahr  ist,  ibrtbeziehen.*) 


408.  Auszug  aus  dem  Ministerial-Schreiben  vom 
17.  October  1849,  Z.  7133, 

an  d»'n  Landes-Clipf  von  Kraiii, 

womit  anlätslich  der  mit  Unterrichts'Ministerial  Erlass  vom  13.  August  1848, 
Z.  4875,  verfügten  Auflassung  des  niederen  chirurgischen  Lehrcurses  in  Laibach 
acht  Stipendien  a 120  fl.  C.-M.  für  der  slovenischen  Sprache  kundige  Indivi- 
duen behufs  des  Besuches  des  niederen  chirurgischen  Studiums  an  der  Uni« 
versitüt  zu  Qraz  bewilliget  werden. 

Um  lU'iii  imchthfiligen  EinÜu»se  zu  l»e{;rf^iion , d<*n  die  Aufliebunp; 
des  iiiederou  chirurjcisclien  Utdircunsos  zu  Unibacii  auf  die  Hevdlkeruu^ 
Kraiiis  dadurch  üben  würde*  dass  in  diesem  Kruiilandc  ein  Mangel 
an  der  slovenischen  Sprache  kundigen  WundHizten  entstünde,  bewillige 
ich  lÜr  die  Zeit  des  Bedarfes  die  Errichtung  vuii  S Handstipendien. — 
jedes  zu  l’iO  fl.  C.-M.*  — aus  dem  SUidienlond  für  Individuen,  w(debc 
der  slovenisclien  Sprache  kundig,  nach  absolvirtem  l’ntergyinuasium 
sich  clein  niedern  Studium  an  der  UniverßiUU  zu  Uraz  widmen  wollen.*’*'*) 

*)  Vergl.  Si.  H.-C.l).  vom  4.  October  18U,  Z.  I7J1  Uiih  \'I  h)  und 
M.-K.  vom  '2’2.  Derember  1854,  Z.  1H47-5. 

In  dem  M.-K  vom  2'2.  Deceinber  1H54,  Z.  18175,  — an  den  Statthalter  von 
Nieder-Oftsterreich  wurde  in  Folge  einer  i;e.^le!lteu  Auflage  die  noch  fortdau- 
ernde AnweiidbarkeU  der  AMerh.  EutschUe,>sung  vom  5.  Ntivember  1844  mittelst 
der  dort  getroffemn  Ktitsrhcidiiiig  anerkannt;  die  principiellc  Festsetzung 
der  Cautelen  aber,  mit  welchen  die  Belassiing  des  Stipendiums  für  da.s 
Hichentc  Jahr  zu  verbinden  wÄre,  aus  dem  Grunde  unterla.^J.-^en,  «weil,  abjeschen 
davon,  da^.H  eine  solche  Nurinirung  auch  rÜcksichtUch  der  mit  Allerh.  Ent- 
scli)ici.sung  vom  26.  September  1811  gestatteten  ersten  V^' rlÄugerung  nicht 
erfolgt  ist.  die  Berechtigung  der  Hehhrde,  die  Flüssigerhaltiing  des  Stipendium« 
mit  derartigen  Vorsichten  zu  verknüpfen,  auch  keiner  allgemeinen  und  aus- 
drücklichen Erraächtipuig  bedürfe,  sondern  nur  und  allein  von  der  Würdigung 
des  spccielleii  Falles  und  der  Ueherzengung  ahhatigen  kann,  da.-s  man  sich 
unter  den  obwaltenden  besonderen  Verhkltiiissen  mit  d«  r BÜrg.'Chaft  nicht  be- 
gnügen dürfe,  welche  die  im  h.  o.  KrUss  vom  20.  Mkrr  18‘>2,  Z,  10381,  vor* 
ge-»chriebcne  doppelte  Vidimng  der  Stipendienquittungen  unter  gewiihnlichcn 
Cm.sUndcn  gegen  Mii^^brauch  des  Stipendiums  ün  vollen  Masse  zu  gewähren 
geeignet  ist.’ 

■**)  Mit  dem  M.-E,  vom  0.  Januar  1852,  Z.  200,  wurde  auf  Grundlage 
der  .411erh.  Kntachlies.Ming  vom  5.  Januar  18.52,  die  Zahlung  der  Stipendien  ftlr 
Krainer  Jiingiinge,  dig  sich  dom  Studium  der  C’hirurglo  an  <|er  Grazer  Fni- 
versilht  widmen  wollen,  von  8 auf  12  erhftht. 
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409.  Ministerial-Erlass  vom  25.  August  1861,  Z.  8283, 

an  drn  Statthalter  von  Nieder-Oesterreieli  und  an  daa  mediciniache  Profeasoren- 
C'ollcgium  der  Wiener  IJuiveraität, 

betreffend  die  Uinwandlung  der  biaher  für  einen  der  beiden  Protektoren 
(Auietenten)  der  Anatomie  an  der  Wiener  UnivaraiUi  eyitemieirten  Bezüge 
(Adjutum  eammt  Quarliergeld)  in  vier  Stipendien  für  Studirende,  Rigoroeanten 
oder  Doctoren  der  Medicin  behuft  ihrer  weiteren  Autbildung  in  der  Anatomie. 

Icli  fjt'.willigf , dass  |irobewfisc.  der  Hotrnj;  jülirlicliiT  4S0  fl., 
dor  bisher  als  Stiiieiidium  (Adjutum)  des  AsBisteiilcii  der  Anatomie 
systeinisirt  war,  zur  Bildung  von  d fätipendien  zu  l'dü  fl.  für  Studi- 
rende  der  Medicin,  Kigorosanten  oder  iJoctoren,  die  sich  vorzugswei.“C 
mit  der  Anatomie  beschäftiget  und  in  dieser  noch  ferner  ausbilden 
wollen,  verwendet  werde. 

Der  üenUHS  dieser  Stipemlien  soll  auf  2 Jahre  beselirankl  sein. 

Wahrend  der  Dauer  desselben  sollen  diese  Stipendisten  ver- 
pflichtet sein,  bei  den  Sectionslibungen  im  Zergliederuiigssaale  gegen- 
wärtig zn  sein  und  den  Anfängern  die  notiiigen  Handgriffe  und  prak- 
tischen Sectionsmethoden  zu  zeigen. 

Diese  -1  Stipendisten  sollen  daher  den  Titel  „Demonstratoren“ 
führen. 

Sie  werden  durch  ihre  zweijährige.  Dienstleistung  Gelegenheit 
erhalten,  sich  einen  vorzugsweisen  Anspruch  auf  Erlangung  solcher 
Stellen  zu  erwerben,  bei  denen  praktisch-anatomische  Kenntnisse  von 
besonderem  Belange  sind,  z.  B.  Stellen  im  chirurgischen  Operations- 
Institute. 

Die  V'erleihung  dieser  Stipendien  soll  vorläufig  über  einen  im 
Einvernehmen  mit  den  Professoren  der  Chirurgie  und  Vorstehern  der 
Operations-Institute  vom  Professor  dor  Anatomie  erstatteten  Vorschlag 
vom  medicinischen  Profcssoren-Collcgium  geschehen. 

V’on  der  geschehenen  Verleihung  ist  die  Anzeige  an  das  Mini- 
sterium des  Cultus  und  Unterrichtes  zu  machen  und  die  Flnssig- 
machung  der  .Stipendien  bei  der  niederösterrcichischen  Statthalterei  zu 
erwirken. 

410.  Ministerial-Schreiben  vom  22.  November  1851,  Z.  11472, 

an  den  LandcsprUsidiiinisveiwe-er  in  Dalmatien, 
wornach  die  dalmatinischen  ursprünglich  für  Candidaten  des  niederen  chirur- 
gischen Studiums  in  Wien  bestimmten  Stipendien  ä 300  fl.  C.-M.  künftig 
an  dalmatinische  Jünglinge,  welche  sich  in  Wien  dem  Studium  für’s  Doctorat 
der  Medicin  und  Chirurgie  widmen,  verliehen  werden  dürfen. 

Se.  k.  k.  Majestät  haben  mit  Allerh.  Entschlies.stiDg  vom  17.  No- 
vember 1.  .1.  allergnädigst  zu  bewilligen  geruht,  dass  die  mit  Allerh. 
Entschliessung  vom  .3.  Februar  1S22  creirten  4 dalmatinischen  Sti- 
pendien künftig  an  solche  in  Dalmatien  geborene  .Jünglinge  verliehen 
werden  dürfen,  welche  sich  in  Wien  dem  Studium  für's  Doctorat  der 
Medicin  und  Chirurgie  widmen. 
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411.  Ministerial-Erlass  vom  20.  October  1853,  Z.  10499, 

1.  Mii  dc‘ii  Bami..  von  Croation,  2.  an  das  nirdinintsvlio  Professoren -ColIcp.ium 
der  Wiener  Universität, 

betreffend  die  Creirung  von  Stipendien  für  aui  Croatien  und  Slavonien 
gebürtige  Studirende  der  mediciniich  chirurgitchen  und  geburiihilflichen 

Fächer. 

Se.  k.  k.  Apost.  Majestät  haben,  um  dein  fühlbaren  Mangel  an 
ärztlichem  Personale  in  Croatien  und  Slavonien  ahzuhelfen , mit 
Allerhöchster  Knt.schliessung  vom  S.  d.  M.  allgemein  zu  bewilligen 
geruhet,  dass : 

I.  Für  Eingeborene  dieses  Kronlandes,  welche  sich  dem  .Studium 
der  Mediein,  der  Chirurgie,  der  (iebuitshilfe  oder  di^r  'riiierarznei- 
kunde  au  ihnen  anzudeutenden  inländischen,  öffentlichen  Lehranstalten 
widmen  wollen,  l'olgende  Stipendien  crcirt  werden : 

a)  Prci  Stipendien  zu  dOO  fl.  lür  Candidaten  des  mediciniscben 
Doctorgrades. 

b)  Ein  Stipendium  von  ‘.JOU  fl.  (ür  einen  approbirten  Wundarzt 
oder  Doetor  der  .Mediein,  der  sich  dem  vollen  Veterinärenrae  unter- 
ziehen will. 

c)  Sechs  Stipendien  von  je  SO  fl.  für  angehende  Hebammen 
nebst  den  proportionirten  Heisepauschalicn,  bis  zur  Einführung  einer 
Uebammenschulo  in  Agram. 

d)  Vier  chirurgische  Stipendien  ä 150  fl.  für  Doctoreii  oder  in 
Ermanglung  für  Magister  der  flhirurgie. 

‘2.  Die  mit  einem  derlei  Stipendium  Betheiligten  sollen  aut  eine 
Reise -Vergütung  Anspruch  haben,  welclie  nach  der  mit  dem  Hof- 
kaiizleidecrele  vom  b.  Juni  18211,  Z.  180112,  gegebenen  Norm  zu  be- 
messen ist. 

3.  Der  Genuss  dieser  Stipendien  soll  bei  Candidaten  für  den 
medicitiisehen  und  chirurgischen  Doctorgrad  sechs,  und  wenn  sie 
sich  zu  Operateurs  bilden,  acht;  bei  Candidaten  für  den  chirurgischen 
Magistergrad  fünf  und  bei  Veterinärs  drei  .Jahre  dauern. 

4.  Diese  Stipendien  und  Reisekostenvergütungeu  sollen  nur  einst- 
weilen, bis  der  I.andesfond  zu  Kräften  kommt  — und  zwar  höchstens 
auf  die  Dauer  von  sechs  .Jahren,  auf  den  Staatsschatz  übernommen 
werden. 

.5.  Bedingung  zur  Erlangung  solcher  Stipendien  soll  sein,  der 
Nachwei.s  a)  über  die  vollständige  Vorbildung  für  das  Studium , für 
welches  das  Stipendium  verliehen  wird;  b)  über  die  Kenntniss  der 
Landessprache  und  jener  Sprache,  in  welcher  an  der  zu  besuchenden 
Jjehranslalt  der  l’nterricht  ertheilt  wird;  c)  über  die  Mittellosigkeit 
des  Bewerbers. 

6.  Diese  Stipendisten  sollen  sich  verpflichten,  dass  sic  nach  Er- 
langung des  bezüglichen  Grades  oder  nach  erhaltener  Approbation 
zehn  Jahre  im  vaterländi.schen  Kronlande  ihre  Kunst  nusüben  wollen. 
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Eine  Aiiüiiahiui-  liievoii  soll  nur  iin  Fall«  «iiier  Bctordorunj;  im  Staata- 
(lieiiate  Htattfliicloii. 

7.  Die  Verlcilmiig  dieser  Hti|K)iidieii  soll  uIkt  Vorschlag  der 
Landrsrcgicnmg  vom  Ministerium  für  (lultus  und  Unterriclit  geschehen, 
welches  auch  die  Lehranstalt  z.u  bestimmen  hahen  wird , an  welcher 
der  Betheiligte  das  Studium  zuriickzulegen  hat. 

S.  Von  den  vorhamleuen  sechs  Stipendien  für  Zöglinge  des 
Wiener  Opcrations-lustitutea  sollen  für  den  Zeitraum  von  sechs  Jahren 
oder  drei  Cursen  zwei  an  Aerzte  aus  Oroatien  und  Slnvonien.  welche 
die.  Kigenschaften  hiezu  besitzen,  verliehen  werden. 

Ferner  hahen  Se.  k.  k.  Apost.  Majestät  mit  derselben  Allerh. 
Eutschlir.ssung  allergnädigst  zu  befelilcn  geruht,  es  sei  dafür  Sorge 
zu  tragen,  dass  eine  Hehammenschule  in  Agi-am  sobald  als  möglich 
zu  Stande  gebracht  werde,  mit  deren  Errichtung  dann  die,  für  Heb- 
ammen bestimmten  Stipendien,  die  nur  bis  dahin  zu  bewilligen  sind, 
e.inzHziehen  sein  werden. 

Hievon 

(ad  n 

werden  Kure  ....  in  Erledigung  des  Berichtes  vom  18.  Januar  18.52, 
Z.  11827,  mit  dem  Beisatze  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  die  Ausschi  ei- 
buiig  dieser  Sti|iendien  für  sidche  Individuen  aus  Croatien  und  Sla- 
vonien , welche  sich  im  laufenden  Studienjahre  1858, 4 schon  dem 
.Studium  für  s Doc.toral  der  Medicin,  iler  Chirurgie  oder  für  s Magisterium 
der  Chirurgie  widmen,  an  den  l'niversitäten  in  Wien  oder  Prag  auch 
noch  für  das  laufende  .Studienjahr,  die  Ausschreibung  von  Stipendien 
für  Hebammen  für  den  Sommersemester  dieses  .Jahres,  die  Aus.schrei- 
bung  des  .Stipendiums  für  einen  V'ctorinär  oder  der  nicdicinischen 
und  chirurgischen  Stipendien  für  solche  IndiTidiien,  die  den  betreffenden 
Sludiencurs  noch  nicht  angetreten  haben,  erst  im  künftigen  .Jahre 
geschehen  kann.  Der  Concurrenztermin  wird  auf  längstens  ti  Wochen 
zu  beschränken  und  sohin  der  Besetzungsvorschlag  mit  möglicher  Be- 
schleunigung vorzulegeu  sein. 

Wegen  Flüssigmachung  der  hetreflenden  Stipendien  wird  sich 
.sohin  an  das  k.  k.  Finanz-Ministerium,  welches  von  obiger  Allerh. 
Kntscliliessung  unter  Einem  in  Kenntniss  gesetzt  wird , gewendet 
werden. 

(ad  2) 

wird  das  k.  k.  Professoreu-Collegiuin  mit  dem  Bedeuten  in  Kenntniss 
gesetzt,  dass  schon  hei  der  gegenwärtig  stattfindenden  Besetzung  der 
6 Aerarial-Stiftungsplütze  für  Zöglinge,  des  Wiener  Operatenr-Institutes 
auf  Bewerber  aus  Ivreatien  oder  Slavonien  die  Allerh.  anhefohleue 
Rücksicht  zu  nehmen  und  dieser  Allerh.  Befehl  nicht  nur  schleunigst 
am  schwarzen  Brette,  sondern  auch  in  der  Wiener  Zeitung  sowohl 
dermalen,  als  hei  künftigen  Besetzungen  der  Aerarial-Stipendien  für 
Zöglinge  des  Wiener  Ojieratcur-Institutea  innerhalb  des  Termines  von 
0 .Jahren  zur  allgemeinen  Kenntniss  zu  bringen  sein  wird. 

Vhaa.  Oesterr.  CaiveniUlUigeicue.  ,S6 
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412.  Ministerial-Erlass  vom  21.  Februar  1855,  Z.  1828, 

an  f!«n  Statthalter  vmi  Niedertwterrnh-h, 

womit  dar  Vorgang  bei  der  Vidirung  der  Behebungiquittungen  der  mit  einem 
dalmatinlechen  Stipendium  aut  der  Dotation  des  Wiener  Stadt  - Convictei 
Betheilten  angedeutet  wird. 

Dom  niodiciiiiHclien  l’rotVsäoren-C’olIogium  ist  ini  Hiublick  auf 
<](iii  Vorgang  bei  Vidirung  der  Beliebungsquittungen  der  mit  einem 
dalmatinischen  .Stipendium  aus  der  Dotation  des  Wiener  Sttdtcon- 
victes  Betheilten  zu  bedeuten,  dass  in  derlei  Fällen  die  Nachweisung 
der  regelmä-ssigen  Vollendung  der  Studien  und  der  erwirkten  Bei- 
behaltung des  Stipendiums  schon  iiaeh  dem  Wortlaut,  noch  mehr  aber 
nach  dem  Zwecke  der  Allerh.  Kntsehliessung  vom  26.  .September  1611 
und  28.  April  18:S2  *)  und  ganz  entschieden  nach  dem  Inhalte  des 
hierortigen  Krlasses  vom  20.  Mürz  18.52,  Z.  I0d81  **■)  als  ein  Krfor- 
dernis.s  der  ordnungsmiissigen  Vidirung  der  Behebungsquittungen  an- 
zuschen,  und  sich  für  künftige  Fälle  um  so  mehr  clarnach  zu  richten 
sei,  da  die  Bewerber  schon  nach  dem  Inhalte  und  der  Kichtnng  ihres 
Begehrens  verbunden  sind,  diese  Nachweisung  zu  liefern,  und  der 
Umstand,  da..«s  in  den  Allerh.  Kntscbliessmigen  die  F r fo  Igl  assu  ng 
des  Stipendiums  an  solche  BewerbiT  von  keiner  besonderen  Cautel 
abhängig  gemacht  wird,  an  obiger  Verpflichtung  schon  deshalb  nichts 
ändert,  weil  letztere  keinesw'egs  eine  besondere  Cautel  der  Krfolg- 
lasfiung,  sondern  lediglich  die  Folge  lier  allgemeinen  gesetzlichen 
Nothwendigkeit  der  Begründung  jedes  Anspruches  hier  also  des 
Rechtes  auf  den  Forthezug  des  Stipendiums  ist,  und  cs  sieh  erst  aus 
dem  Inhalte  der  betrelfeiideu  Bewilligung  ergeben  wird,  ob  hiebei, 
wde  es  nacli  der  Allerli.  Entscbliessuiig  in  der  Regel  gestattet  ist, 
von  der  Aufstellung  besonderer  Bedingungen  der  Erfolglassiing  Um- 
gang genommen,  oder  ob  die  .ViiHzalilung  von  der  berufenen  Behörde 
in  der  Ausübung  ihrer , namentlich  aneh  im  liierortigeii  Erlasse 
22.  December  v.  .1.,  Z.  1HI7.'»  ***)  anerkannten  Berechtigung,  wegen 
speeieller  Verhältnisse  au  besondere  Vorau.ssetzungen  geknüpit  worden 
sei,  die  dann  auch  hei  der  Vidiruiig  der  Behebungsqnittungeii  wahi- 
genommen  werden  müssten. 

413.  Ministerial-Erlass  vom  18.  April  1856,  Z.  5107, 

an  die  .Statthallcrei  von  .Steiermark, 

womit  zur  Hintanhaltung  dar  Möglichkeit  ungebührlichen  Bezuges  des  Stipen- 
dienbetreges  im  Laufe  des  den  Candidtien  der  Medicin  und  Chirurgie  ein- 
geräumten Rigorosen -Jahres  Weisungen  ertheili  werden. 

Man  sieht  sich  veranlasst,  der  k.  k.  Statthalterei  zur  künftigen 
Beachtung  den  Inhalt  der  hierortigen  Erlässe  an  die  Statthalterei  für 

*1  8uh  VI  h Nr.  402  und  404  cinzcrcihl. 

•')  Sub  111  c Nr.  14.5  eingereiht 

***)  Sub  VI  h Nr.  407  (.\iiin.). 
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Nicder-Üi'storreieli  vom  22.  Docomber  Z.  18475,  und  21.  Fe- 

bruar 1855,  Z.  1828*),  bekannt  zu  gelien,  welche  bestimmt  sind, 
der  Möglichkeit  ungebührlichen  Bezuges  des  Stiftungs-  oder  des 
iStipendiumsbetrages  im  Laufe  des  den  C'audidaten  der  Medicin  und  der 
Chirurgie  eingeräumten  BegUustigungs-  (liigorosen-)  Jahres  vorzubeugen, 
und  die  Geltendmachung  der  Kegressrechte  des  Fondes  gegen  die 
Schuldtragenden  ausser  Zweifel  zu  stellen.  Mit  dem  ersteren  wurde 
nämlich  anerkannt,  dass  obgleich  die  Allcrh.  hintschliessungen  vom 
26.  September  1811  und  5.  November  1814**)  tlir  die  Behebung 
der  Stipendien  während  der  obgedachten  l'eriode  — verschieden  von 
der  auf  juridische  Ductoranden  sieh  beziehenden  Allerh.  Kiit-schliessung 
vom  5.  August  1 837  ***)  keine  besonderen  Cautclen  vorschreiben , die 
Berechtigung  der  Behörden,  die  Flüssigerhaltung  der  Stipendien  mit 
bestimmten  Bedingungen  zu  verknüpfen,  doch  nicht  minder  aus  ihrem 
Wirkungskreis  folge,  und  keineswegs  von  einer  speciellen  höheren 
Ermächtigung,  sondern  lediglich  von  der  eigenen  Würdigung  des  ein- 
zelnen Falles  und  der  Ueber/.eugung  abhänge,  dass  die  im  hierortigen 
Erlasse  vom  20.  März  1852,  Z.  10.38]  f)  vorgeschricbene  doppelte 
Vidirung  der  Bcliebungsquittungen  unter  den  obwaltenden  besonderen 
V^^rllältniasen  keine  hinreichende  Bürgschaft  gegen  die  Möglichkeit 
eines  Missbrauches  gewähre.  Mit  dem  späteren  Erlasse  wurde  bestimmt, 
da.ss  die  Vidirung  der  Behebungs(iuittungen  in  den  hier  in  Betracht 
kommenden  Fällen  der  Verlängi'rung  des  Stipendiums-Genusses  schon 
nach  dem  Wortlaut,  noch  mehr  aber  nach  dem  Zwecke  der  Allerh.  Ent- 
schliessungen  vom  26. September  181 1 und  28.  April  1832,  und  ganz  ent- 
schieden nach  der  hierortigen  Verordnung  vom  20.  März  1852,  Z.  10.381 
durch  die  vorläufige  Nachweisung  der  regelmässigen  Vollendung  der 
.Studien,  und  der  erwirkten  Beihehaltung  des  Stipendiums  bedingt, 
uinl  sich  für  künftige  Fälle  genau  hiernach  zu  benehmen  sei,  zumal 
nur  der  Inhalt  der  bezüglichen  Bewilligung  Aufschluss  dariil)er  geben 
kann,  ob  die  Behebung  und  resp.  die  Vidirung  der  bezüglichen  Quit- 
tungen mit  alleiniger  Beobachtung  der  .illgemeinen  tlaiitelen,  oder 
etwa  Tiur  gegen  Erfülluiig  jener  besonderen  Bedingungen  und  Modali- 
läh'ii , welche  die  competente  Behörde  für  den  speciellen  Fall  zu 
statniren  befunden  hat,  Platz  greifen  könne. 

*1  Sah  VI  h Nr.  4u7  (Amn.)  und  41g. 

**)  .Sah  VI  h Nr.  40-g  und  4<>.">  ciiigcrcilit. 

•**)  Sah  V c Nr.  -»57. 

+)  Sah  III  c Nr.  I4.'i  ciiigcrcilit. 
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D)  PMlosopMsclie  Pacultäten. 


a)  Philosophische  Studien  nnd  Doctorat. 

b)  Stipendienwesen  in  der  philosophischen  Facultät. 

c)  Wissenschaftliche  Sammlungen  und  Institute. 

d)  Universitäts-Bibliotheken. 


Digitized  by  Google 


VII. 

a)  Ph  ilosoiihisclic  Studien  und  Doctorat. 

414.  Auszug  aus  dem  Studien-Hof-Commissions-Decrete  vom 
7.  Januar  1809,  Z.  391, 

an  dip  nipdor-ö.^tprreichiache  UeijiHriinir, 

womit  die  besondere  Amtsinstruction  fUr  den  Director  des  philosophischen 
Studiums  an  der  Wiener  Universität  hinausgegeben  wurde.  *) 

D*'r  flipsor  Instruction  lautet: 

Dicjeiiigeu,  wnlche  die  philosophische  Doclorwunle  zu  erhalten 
wOiiäcliei),  njft.ssen  sich  bei  dem  Director  inoldon,  welcher  zu  unter- 
suchen hat,  ob  sie  mit  den  erforderlichen  Zeugnissen  zur  Zulnasung 
zu  den  strengen  Prüfungen  versehen  sind,  **)  Er  bestimmt  Tag  und 
Stunde  zur  Zulassung  zu  den  vorge.schriebenen  drei  Prüfungen : 1)  aus 
der  theoretischen  und  praktischen  Philosophie;  ans  der  Mathematik 
und  Physik;  aus  der  allgemeinen  Weltgeschichte,  welche  der  Vor- 
, Schrift  gemäss  nach  und  nach  zu  haltfui  sind;  er  hat  dabei  den  Vor- 
sitz und  sorget,  dass  alle  Vorschriften  beobachtet  werden,  die 

bei  der  Facultat  über  die  Promotion  zur  Doctorwürde  bestehen,  f) 

Dem  Oandidaten  des  philosophischen  Doctorgrades  ist  die  zwei- 
malige W^iederholuiig  eines  Rigorosums  ge.stattet,  tt) 

*)  Dur  §.  4 der  mit  dem  C.-D.  vom  28.  Januar  1809  für  die  Dircc- 

toreii  der  philosophiscIicQ  Studien  in  den  Provinzen  bekannt  srcmachten  beson- 
deren Amtsinstruction  enthielt  die  gleiche  Ue.^tirnmung. 

Die  §§.  3,  47  und  67  der  allgem.  Stmlieu-Oi  dnung  vom  1.  October  1850 
(Nr.  1 dieser  Sammlung)  enthalten  die  gegenwärtigen  Erfordernisse  der  Zu- 
lassung zu  den  strengen  l^rüfungen. 

**^)  Die  in  der  obigen  Instructiun  erwähnten  Verpflichtungen  und  der 
Vorsitz  bei  strengen  Prüfungen  sind  nach  den  neuen  Einrichtungen  auf 
den  jevxciligen.Dccan  d‘*s  philosophischen  Profesoreu-Coll  egiu  ms  über- 
gegangeii.  Vergl.  M -E.  vom  17  März  18.56,  Z.  1743  (Sub.  VII  a Kr.  419). 

f)  Die  Taxen  sind  .*uich  hin.sichtlich  des  phiiosophisciten  Doetorates  an 
der  Osterreichisclieu  PniverAität  durch  Uebiing  in  ganz  verschiedenem  Atisinasse 
festgestcllt;  sie  betragen  in  Wien:  für  jode.s  Kigorosum  7 fl.,  für  Promotion  und 
Diplom  54  fl.  43  kr.;  in  Prag  für  jedes  Rig.  30  fl.  4.5  kr.,  für  Promotion  ohne 
Diplom  im  kleinen  .S.aale  46  fl.  90  kr.,  im  grossen  Saale  113  fl.  47  kr.,  in  Krakau 
für  jede.s  Rig.  12  fl.  50  kr.,  für  IVumotiori  (für  die  Dienerschaft)  C fl.  in  Lem- 
berg für  jedes  Rig.  16  fl.  27',^  kr.,  für  Promotion  und  Diplom  62  fl.  47*  2 
in  Graz  für  jede»  Uig.  IC  fl.  8o  kr.,  für  Promotion  und  Diplom  48  fl.  82V2  kr., 
in  In  nsbru  ck  für  jedes  Rig.  15  fl.  21  kr.,  für  Promotion  und  Diplom  53  fl.  50  kr., 
tt)  Vergl.  M.-E.  vom  19.  März  1853,  Z.  12.008  (sub.  VII  a.  Nv.  418). 
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415.  Studien-Hof-Commissions-Decret  vom  9.  März  1839,  Z.1551, 

Än  die  I.Andef«..,telleii  in  Wien.  Prag,  Bremen,  I,*'miierg,  (Jraz,  I.iny,,  Innabruek, 

I..*iibaeb,  Tricül, 

betreffend  die  Frage,  ob  der  philosophische  Doctorgrad  als  Vorbedingung 
eines  bezüglichen  Lehramtes  zu  betrachten  sei.  *i 

f>e.  k.  k.  Apost.  Miij.  Iialieii  mit  iler  Allerliöelisleii  Kntselilissuug 
vom  26.  Februar  zur  OompeteiizlSliigkeit  der  rielirkanzeln  der  philo- 
sophisdicii  Stuilieii  iiberhaiijit  den  Hesitz  de»  Doetorgrades  als  Be- 
dingung ui  eilt  festzusetzeu  befiimlcu,  wohl  aber  vor/URchreiben  ge- 
ruht , dass  bei  Vorsehlägeu  zur  Besetzung  von  derlei  Lehrämtern 
caetcris  paribus  auf  diejenigen , welche  diesen  (irad  besitzen,  beson- 
ders Bedacht  genommen  werden  soll,  und  ferner,  dass  die  Professoren 
an  Universitäten  aus  jenen  Lehrbiiebern,  aus  welchen  strenge  Prüfungen 
pro  doetoratu  pbilo.sophiae  gehalten  werden,  verpflichtet  sein  sollen, 
ehe  sie  die  ile.finitive  Bestätigung  in  ihren  Lebramte  erhaltem,  sich 
das  IJoctor.'it  zu  erwerben. 


416.  Ministerial-Schreiben  vom  27.  Becember  1849,  Z.  8432, 

Äii  <Ue  8tattliÄltci-  von  Nicdf-röstvricicli,  üe-terreich  ob  der  Enns,  .SalKburg 
Bbhnien,  KdstenUud,  Mähren,  Schlesien,  Kärnten,  Kraiii,  Tirol  und  Vontrlburg, 
den  Landes-Chef  von  (talizien,  den  LandeHprä-sidiumS“ Verweser  von  Dalmatien, 
den  Vorstand  der  Krakauer  GubcniiabCommiSKion  und  an  da«  Kroisaint  r.ii 

Cy.ernowify., 

womit  eine  Verordnung  in  Betreff  der  an  öffentlichen  Lehranetatten  atait-  * 
findenden  Prüfungen  aui  den  lebenden  Sprachen  bekannt  gemacht  wird. 

(R.-D.-ni.  iHötb,  z.  I.»,  s.  no.) 

Da  ^^ejjjeuwärtig  liir  viele  junge  Miimier  cIbh  Bedürtniss  vor* 
hancien  ist,  sich  mit  der  Kenntniss  irgend  einer  lebenden  Sprache 


*)  Dieae  mit  den  ebemniigon  CoucurdvorHchrifton  zu.Hanjmonhängendc, 
/.unäehst  auf  die  pliiln«ophi.suhcti  Studien  in  jener  Einrichtung,  wie  sie  vor 
dem  .lahro  1848  bestand,  bezugnehmende  Verordnung  hat  hentzntago  wohl  nur 
mehr  he.sehränkte  Geltung.  Ini  Zusammenhänge  mit  der  Voi-achrift  vom  gleichem 
Datum,  Z.  1550,  vvomach  von  den  Conipetenten  jener  Lehrkanzfdn  des  jnr.  poHt. 
Studium«,  au«  deren  Lchrgegenatänden  strenge  Prüfungen  für  den  jnristivschen 
Doctorgrad  slattfinden,  der  BesiU  dies«  « Doetorgrades  in  di*r  U''ge!  zu  fordern 
ist,  dann  der  Normalvorschrift  für  die  medic.  Fächer  von  deinHelbcn  Tage,  Z.  154Ü 
(sub.  VI  a Nr.  298)  und  der  analogen,  im  M.-E.  vom  29.  März  1858  («ub. 
IV.  a Nr.  177)  erneuerten  Bestimmung  hinsichtlich  der  theologischen  I.elirkaiizeln, 
liegt  ihr  indes«  doch  unzweifelhaft  eine  principielle  Bedeutung  zu  Grund«*. 

Mit  M.-E.  v««m  1,  März  1850  Z.  698,  {an  »Hinmtliche  irniversitÄtcn) 
wurde  ge«tattet,  dass  ausnahmswei««.*  auch  antn  der  höheren  Krzicbungsknnde  und 
der  Landwirthschaftslchre,  wo  diese  an  einer  Universität  gelehrt  wird.  Privat* 
prilfnngcn  in  jener  Art  abgehaiten  werden  dürfen,  welche  durch  den  M.-E.  vom 
27  Deceraber  1849  in  Ansehung  der  lebenden  Sprache  angeordnet  wurden, 
vorausge.vetzt,  da.ss  nicht  d»*ra  Bedürfnisse  eines  Ausweises  über  derlei  Gegen- 
stände durch  eine  an  einer  .anderen  Lehranstalt  derselben  Ötadt  abzulcgende 
Prüfung  genügt  werden  kann. 
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durvli  r-iu  ('Inubwiiriii^es  /eiigniKs  auszuwcisHn,  s»  wird  Fulgciidcs 
angi’ordnet; 

1.  Alle  vom  Staate  bestellten  Lehrer  lebeniler  Spraeliea  an 
UniverBitfiten,  welche  nach  il  de»  provisorischen  (iesetzes  über 
Organisinmg  der  akademischen  nehiirden  in  die  (.'lasse  der  Lehrer 
im  engeren  Sinne  gehören,  — sie  mögen  vom  Staate  be.soblet  sein 
oder  nicht,  sowie  die  vom  Staate  bestellten  Lehrer  an  technischen 
Instituten  sind  ermiiehtigf,  F^riitnngen  über  ihr  Fach  mit  .ledern,  der 
sich  dazu  meldet,  vorznmdimen,  und  nicht  Idos  Privatzeugnisse  son- 
dern auch  ötfentlich  beglaubigte  Zeugnisse  ausznstclien. 

2.  Wer  ein  öHentlich  beglaubigtes  Zeiigiiiss  zu  erhalten  wünscht, 
hat  sich  beim  Uecan  der  philosophischen  Facnltät  oder  heim  üirector 
des  technischen  Institute»  zu  melden,  in  dessen  Gegenwart  die  Prüfung 
abgelegt  wird,  und  der  auch  das  darüber  ausgestellte  Zeiigniss  raitzu- 
fertigen  hat. 

;L  Das  Zeiigniss  hat  nicht,  wie  bisher,  ilie  Kenntnisse  des  Ge- 
prüften durch  eine  sogenannte  C'lasse  zu  bezeichnen,  sondern  mit  be- 
stimmten Worten,  Art  und  Grad  der  Befähigung  des  Geprüften,  seine 
Gedanken  mündlich  und  sclirifllich  in  der  fraglichen  Sprache  auszu- 
drücken, zu  bezeichnen. 

4.  Für  jede  solche  Prüluug  erhalten  der  l^ehrer  und  der  Decan 
oder  Director  eine  Priitungstaxe  von  je  zwei  Gulden  Conv.-Münze. 
Diese  PrUfungstaxe  haben  an  Universitäten  künftig  auch  die  öffent- 
lichen Hörer  der  l'r.aglichen  Sprache,  welche  ein  solches  Zeiigniss  zu 
erlangen  wünschen,  zu  erlegen. 

5.  An  Orten,  wo  sich  keine  Universität  und  kein  technisches 
Institut,  aber  ein  Gymnasium  oder  eine  Ober-Realschule  befindet, 
sind  auch  die  wirklich  angestellten  Lehrer  oder  Nebenlehrer  lebender 
Sprachen  an  selben  ermächtigt,  mit  Nicht-Gymnasiasten  Prüfungen  im 
Beisein  des  Directors  unter  den  sub.  2 — 4 angeführten  Modalitäten 
vorzunehinen  nnd  Zeugnisse  auszustellen. 


417.  Erlass  des  Ministers  des  Cultus  und  Unterrichts  vom 
6.  Januar  1851, 

).  an  da»  medicinische,  2.  an  das  [iliil(«s(i|ihischc  Professoren-Collcgimn  in  Wien, 
3.  an  da»  medicini.schc,  4.  an  das  philosophische  Professorcn-Collegimn  in  Prag, 

wodurch  die  Modalitäten  bettimint  werdon,  unter  wolohen  autländiaohe  Aerzta 
in  die  Colloglen  der  philosophlachen  und  medielnlschan  Faoultät  an  der 
Wiener  und  Prager  Universität  eufiunehmen  sind. 

(R.-0.  und  K.-H.  1851,  Nr.  18,  S.  91.) 

Da  bekanntlich  al^ährlich  zahlreiche  ausländische  Aerzte  die 
Universitäten  zu  Wien  und  Prag  besuchen,  um  sich  da  theils  in  den 
naturhistorischen,  theils  in  den  eigentlich  medicinischeii  Wissenschaften 
zu  vervollkommnen,  diese  Aerzte  aber  sowohl  rücksichtlich  des  zu 
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iViilisiiTiidcn  Zweckes,  als  der  ilineii  dieslalls  zu  (iebote  stehenden 
Zeit  in  die  luige  {tesetzt  weiden  sollen,  zu  jeder  Zeit  in  die  t^cniestral- 
Collegien  aut'genoinnien  werden,  und  selbe  durch  eine  ihnen  beliebige 
Zeit  t'requentiren  zu  können,  so  werden  bezüglich  der  Aufnahme  dieser 
Aerzte  folgende  Modalitäten  festgesetzt: 

1.  Selbe  sind  als  ausserordentliche  Hörer  zu  betrachten. 

S.  Ihre  Aufuahnie  findet  durch  den  Deean  des  betrettenden 
Professori'n-Colleginuis  zu  jeder  Zeit  des  Semesters  statt. 

3.  Ihre  Kinsehreibuug  in  die  Vorlesungen  geschieht  bei  <ler 
C^uästur  und  bei  den  liefreHeudeii  Doceuten,  wie  bei  den  ausser- 
ordentlichen Studirenden. 

4.  Sie  haben,  gleichviel  durch  wie  lauge  Zeit  im  Semeslei'  sie 
die  Vorlesungen  besuchen,  jeilenfalls  das  < ’ollegieugeld  für  einen  ganzen 
Semester  im  Vorhinein  zu  entrichten. 

ö.  Ihre  Aufnahme  liir  besondere  (hirse,  sowie  die  Hestimmung 
des  für  diese  zu  entrichtenden  Honorars  und  die  Einhebung  des 
letzteren  bleibt  dem  Cursgeber  und  seinem  alllalligen  l'rivatüberein- 
koinmeii  mit  der  tjuilstur  vorbehalteti. 

ti.  Denselben  werden  auf  ihr  Verlangen  Zeugnisse  Uber  den 
atattgefundenen  Collegienbesiich  ausgestellt,  in  welchen  die  Zeit  des 
Hesuches  genau  ersichtlich  gemacht  ist. 


418.  Mmisterial-Erla.ss  vom  19.  März  1853,  Z.  12008,  ex  1852, 

an  (las  Wiener  UniversiÜttsconaismriniii, 

mit  der  Erläuterung,  dass  auch  Candidaten  des  philosophischen  Doctorats  die 
zweimalige  Wiederholung  eines  Rigorosums  vorläufig  gestattet  ist. 

Dem  k.  k.  Univer8itiit.scousistürimn  wird  F'olgende.s  bedeutet: 
Bis  zum  Erscheinen  einer  neuen  Rigorosen-Ordniing  verbleiben 
die,  diesen  (Jegenstand  für  die  einzelnen  Faciiltiiten  bisher  regelnden 
Vorschriften  in  voller  Wirksamkeit. 

Nun  ist  nach  der  vom  k.  k.  Universitätsconsistoriuui  berutenen 
mit  Directorialvoisichrift  vom  11.  August  17.52  *)  herabgel.ingten  In- 
struction tur  den  Director  des  phi  I oso  p h isch  e u Studiums  im  S.  Ab- 
sätze ausdrücklich  festgesetzt,  dass  eine  strenge  Prüfung  zur  Erlangung 
de-s  ( philoBophischen)  Doeforgrades  zum  zweiten  oder  dritten 
Male,  jedoch  in  keineiii  Falle  öfter  wiederholt  werden  dürfe. 

Ferner  nimmt  die  von  der  bestandenen  Studienhofeommission 
unterm  23.  .Mai  1823,  Z.  2.532,  bekannt  gegebene  Allerhöchste  Ent- 
schliessung  vom  7.  .Mai  1829,  **)  womit  vejrordiiet  wurde,  da.ss  fiir 
den  Fall,  als  ein  Oaudidat  zur  Erlangung  des  Doctorgrades  gänzlich 

*1  Mit  dum  oitirleii  De.crutu  »uriieii  Idi'  das  tlieolog.  und  pliUos.  .Studium 
Uircutoien  und  Kxauiiiiatorcn  bestellt  mid  Iiislructioiicii,  .sowie  Eidesformeln  für 
dieselben  hiuatisgegei.eii : die  ol.en  bemeikte  Be.stin.muug  kommt  fllirigens  darin 
nicht  vor. 

•*)  Sub.  III  c Nr.  160. 
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vcrworlen  mul  für  miliiliig  zum  Doftovjriad  urkiiiiiit  wimle.  allen  |in- 
Iftndischeii)  Universitiitcu  sugleieli  bekannt  zu  geben  iiit,  daris  der  ti'iig- 
liclie  Candidat  l'iir  immer  von  der  Krlangung  des  Doctorgradcs  ausge- 
schlossen, und  an  keiner  Universität  zu  einer  strengen  Prüfung  zuzu 
lassen  sei  — ausdriicklieli  nut  die  Frage  der  Krlangung  iles  Doctor- 
grades  sowohl  der  '1' heolo gie  und  Reehtsgelehrsamkeit,  als  aneh 
der  Philosu]ihie  Bezug. 

Wovon  das  k.  k.  Uidversitätseonsistorium  mit  dem  Hedeuten 
zur  Naehaehtuug  in  die  Keniitidss  gesetzt  wird,  dass  i-s  sieh  wohl 
von  selbst  vei-steht,  die  Verständigung  der  übrigen  Universitäten  von 
der  gänzliehen  üeprobimng  eines  solchen  Camlidateu  dürfe  erst  dann 
veranlasst  werden,  wenn  der  Kandidat  eine  und  dieselbe  Prüfung 
dreimal  abgelegt  hat,  ohne  für  befähiget  erkannt  worden  zu  sein. 


419.  Ministerial-Erlass  vom  17.  März  1866,  Z,  1743, 

.in  d.is  jitülosnphiscle'  Piofc.'.soren-Collegium  der  Tinislinuiker  Uiüversilät, 

womit  bedeutet  wird,  da»  nach  den  bestehenden  Vorschriften  der  Decan  des 
philosophischen  Professorencollegiums,  auch  wenn  er  selbst  nicht  Doctor  ist, 
bei  den  strengen  Prüfungen  zur  Erlangung  des  philosophischen  Doctorgrades 
den  Vorsitz  zu  fuhren  hat. 

Nach  den  dermal  bestehenden  Vorschrillen  kann  e.s  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  der  vom  philosophischen  Protessoren-Colleginm 
gewählte  und  vom  Ministerium  bestätigte  jeweilige  Decan  auch  dann 
berufen  sei,  den  Vorsitz  bei  den  strengen  Prüfungen  zur  Erlangung 
des  philosophischen  Doctorgrades  zu  führen,  wenn  er  selbst  nicht 
gradnirter  oder  Ehren-Doctor  ist. 


420.  Erlass  des  Staatsministeriums  Abtheüung  für  Cultus  und 
Unterricht  vom  28.  Octoher  1866,  Z.  5636, 

an  da.s  |)hil<>s»|ihischc  Prufessomi  Collcgiiini  der  Kmk.4uer  ITniversität, 

in  Betreff  des  zur  Erlangung  des  philosophischen  Doctorgrades  erforderlichen 
Universitätsbeeuchas. 

ln  Erledigung  <les  Einschreitens  vom wird  dem  . . . eröffnet, 

daae  im  Sinne  des  §.  47  des  Unterrichts-Ministerial-Erlasses  vom  1.  Octo- 
ber  1850  (R.-G.-B.  p.  1864)  zur  Erlangung  des  philosophischen 
Doctorgrades  der  Nachweis  eines  dreijälirigen  Uni versitätshesuches  im 
allgemeinen,  gleichviel  in  welcher  Facultät  der  Candidat  immatri- 
cnlirt  gewesen,  vollkommen  hinreiche.  *) 


*)  Vergl.  noch  den  iiHchfoIgcndeii  M -K.  vom  24.  November  1867,  Z.  9595. 
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421.  Erlass  des  UnteiTichts-Ministeriums  ddo.  22.  Eovem- 
ber  1867,  Z.  9714, 

■•411  die  Stattlüiltcrci  vun  Kiihmen, 

betreffend  die  Frage,  ob  die  Lehrer  der  lebenden  Sprachen  an  den  Univani- 

tüten  auf  Entiohnung  aut  öffentlichen  Fonden  Antprueh  haben 

ln  Erli-dif'unp;  des  Bciiclitct  . . . mit  wclclieiii  die  k.  k 

den  Aiitraj;  des  pliilusojihiscbcu  Professoren-Collegiums  der  Prager 
Universitiit  auf  Ertlieilnng  jiilirliclier,  gleiidi  grosser  Remunerationen 
an  die  Indirer  iler  italicnisclieii,  fraiizösisclien  und  englischen  Sprache 
bevorworteiid  liielier  vergelegt  liat,  wird  der  k.  k Nachstehen- 

des eröffnet; 

Das  Ministerium  für  Oultiis  und  Unterricht  hat  jederzeit  und 
allen  Universitäten  gegenüber  an  «lern,  der  Natur  der  den  Hoch- 
scbiilen  gestellten  Aufgaben  entspreidienden  Grundsätze  festgehallcii, 
dass  die  Lehrer  der  lebenden  Sprachen  keine  Entlohnung  aus  einem 
öffentlichen  Fondc  zu  beziehen  haben,  sondern  lediglich  an  das  Honorar 
ihrer  Schüler  zu  weisen  sind. 

Eine  Ausnahme  vou  dieser  Regel  besteht  nur  zu  Gunsten  der 
Landessprachen  Oesterreichs  aus  Gründen,  welche  nicht  erst  erörtert 
zu  werden  brauchen 

Von  diesem  Grundsätze  abzugehen  liegt  um  so  weniger  ein  An- 
lass vor,  als  die  bisherige  Erfahrung  gezeigt  hat,  dass  es  nicht  der 
Zusicherung  einer  Entlohnung  aus  öffentlichen  Mitteln  bedarf,  um  den 
Universitäten  tüchtige  Lehrer  der  modernen  Sprachen  zuzuführen. 

Wenn  vom  Profossoren-Collegiuni,  wie  von  Seite  der  k.  k 

Itir  die  beantragte  Verfügung  insbesondere  geltend  gemacht  wird,  dass 
es  sich  hiebei  auch  darum  handle,  für  die  Heranbildung  der  Sprach- 
lehrer an  den  Mittelschulen  zu  sorgen,  so  muss  dagegen  bemerkt 
werden,  dass  dieser  Zweck  durch  die  Lehrer  lebender  Sprachen,  wie 
sie  dermalen  an  den  Hochschulen  bestehen,  niemals  in  wünschens- 
werthem  Masse  zu  erreichen  sein  wird,  weil  die  Forderungen,  w'elche 
an  die  Lehrer  der  Mittelschulen  gestellt  werden  müssen,  weit  über 
jenes  Mass  von  Kenntnissen  hinausgehen,  welches  durch  den  lediglich 
für  den  praktischen  Gebrauch  einer  Sprache  bestimmten  Unterricht, 
um  den  es  sich  hier  handelt,  vermittelt  wird. 

Dem  vorerwähnten  Bedürfnisse  wird  auf  anderem  Wege,  sei  es 
durch  Errichtung  von  Seminarien,  sei  es  durch  Sistemisirung  eigener 
Lehrkanzeln  zu  begegnen  sein  und  das  Ministerium  tür  Cultus  und 
Unterricht,  welches  diese  Frage  bereits  in  Erwägung  gezogen  hat, 
wird  seinen  Intentionen  um  so  rascher  Folge  zu  geben  in  der  Lage 
sein,  wenn,  wie  dies  hinsichtlich  der  Universität  in  Prag  der  Fall  ist, 
wenigstens  ein  Theil  der  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  nothwendigen 
Geldmittel  zur  Verfügung  steht.  Dem  Gesagten  zu  Folge  kanu  daher 
auf  die  Ertheilung  von  Remunerationen  an  die  Lehrer  der  französischen 
nnd  englischen  Sprache  nicht  eingegangen  werden.  Dagegen  steht  das 
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Miuistcrium  für  CultUh  und  Uiili'iriclil  iiiclit  au,  dem  zu  liuHtellcndeu 
Lehrer  der  italieiiiHelieii  Sprache  eine  liemiineratiuii  in  jenem  Betrage, 
iu  welchem  sie  für  den  Lector  der  polnischen  Sprache  in  dem  h.  o. 
Erlasse  vom  10.  August  d.  .1.,  Z.  52-lS  *)  festgesetzt  wurde,  zu  be- 
willigen, welche  nach  erfolgter  Bestätigung  des  in  Vorschlag  Ge- 
brachteii  flüssig  gemacht  werden  wird. 


422.  Ministerial-Erlass  vom  24.  November  1867,  Z.  9595, 

an  das  philosupliisclie  Professoren-Collcgiuiu  der  k.  k.  l'iiiveritSt  in  Prag. 

in  Betreff  des  zur  Erlangung  des  philosophischen  Dootorgrades  erforderliehen 
Universitütsbesuches. 

Mit  dem  Berichte  vom hat  das  k.  k das  An- 

suchen hieher  gerichtet,  es  möge  durch  eine  nachti’ägliche  Verordnung 
festgestellt  werden,  dass  in  Hinkunft  der  Candidat  des  philosophischen 
Doctorgrades  (sowie,  des  Oymnaslallchramtcs)  sich  auszuw'eiscn  habe, 
dass  er  von  der  vorgeschriehenen  dreijährigen  Universitätszeit  min- 
destens durch  4 Semester  au  der  philosophischen  Facultät  studirt  habe, 
Uas  Ministerium  verkennt  nicht,  ilass  diesem  Ansuchen  eine  wohl- 
begründete  Rücksicht  auf  den  Bildungsgang  der  betreflenden  C'andi- 
daten  der  philosophischen  Doctorswürde  (und  des  Gymnasiallehraintes) 
zu  Grunde  liege  und  dass  mit  Erlassung  der  in  Anspruch  genom- 
menen Nachtragh-Verordnnug  für  einzelne  Fälle  gewissen  Unregel- 
mässigkeiten vorgeheugt  werden  könnte,  die,  wenn  auch  in  unter- 
geordneter Weise,  bis  nuu  sich  fühlbar  gemacht  haben. 

Allein  derlei  persönliche  Rücksichten  müssen  unter  allen  Ver- 
hältnissen dem  höheren  an  den  österreichischen  Hochschulen  zum 
Principe  erhobenen  Grundsätze  der  Lern-  und  Lehrfreiheit,  so  weit 
dies  nur  immer  auslührbar  ist,  untergeordnet  und  dürfen  nicht  zum 
Ansgangspunkte  von  Beschränkungen  dieses Principes  genommen  werden. 

Der  Begriff  der  Lexnfreiheit  schliesst  nämlich  ein,  dass  dem 
durch  die  Ablegung  der  Maturitätsprüfung  für  reif  erklärten  Univer- 
sitätshörer die  Wahl  der  von  ihm  zu  hörenden  Collegien,  sowie  der 
von  ihm  zu  besuchenden  Docenten  vollständig  freigestellt  und  die  Ver- 
antwortung über  den  von  dieser  Befugniss  gemachten  Gebrauch  ledig- 
lich ihm  selbst  überlassen  werde. 

Es  würde  aber  damit  im  Widerspruche  stehen,  die  Wahl  der 
Docenten  und  Collegien  ihm  frei  zu  stellen,  hingegen  ihn  an  die 
Facultät,  in  welcher  er  immatriculirt  werden  solle,  gesetzlich  zu  bin- 
den. Wenn  das  letztere  bei  den  Candidaten  der  juridischen  und  inedi- 
ciniseben  Doctorswürde  insoweit  ge.schieht,  dass  von  den  Ersteren 
gefordert  wird,  sie  sollen  drei,  von  den  Letzteren  sie  sollen  vier  Jahre 
ihres  gesetzlichen  Univcrsitätshesuches  in  der  juridischen  und  be- 
ziehungsweise medicinischen  Facultät  immatriculirt  gewesen  sein,  so 
liegt  dieser  Anordnung  die  Erwägung  zu  Grunde,  dass  der  Natur  der 

A i.  im  Betrage  von  400  fl,  ö.  \V, 
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iSache  nach  an  den  ohbcnamitcn  Facultäten  keine  unbeschränkte,,  suiideru 
nur  eine  besciiränkte  Lehrfreiheit  herrsche  und  der  Studierende  schon 
an  der  Universität  durcli  gesctzliclie  Bestimmungen  an  den  bestimmten 
Beruf  gewfihnt  werden  solle,  dem  er  durcli  seine  Studien  zugebildet 
werden  soll. 

Ua  aber  die  philosophische  Facultät  nicht  die  Aufgabe  hat,  eine 
bestimmte  Berufbildung  zu  geben,  ihr  vielmehr  die  Pflege  der  wissen- 
schaftlichen Bildung  um  ihrer  selbst  willen  zufällt,  so  liegt  fiir  den 
(,’andidateji  der  philosopfaischcu  Doctor.swürde  kein  Grund  vor,  eine 
Beschränkung  seiner  Wahlfreiheit  in  Betrefl'  der  Facultät,  in  welcher 
er  seine  gesetzliche  Universitätszeit  zuhringen  wolle,  eintreten  zu 
lassen,  und  dies  um  so  weniger,  als  dem  Immatriculirten  jeder  Facul- 
tät freisteht,  auch  V'orlesuiigen  an  der  philosophischen  Facultät  zu 
besuchen. 

Ein  gesetzlicher  /iwang  zum  Be.suche.  der  philosophischen  Facul- 
tät während  eines  gewissen  Zeitraums  fiir  die  Candidaten  der  philo- 
sophischen Doetorswiirde  oder  die  Uandid.aten  des  Gyntnasiallehramtes, 
dessen  Berechtigung  doch  nur  aus  Ullcksichten  tlir  einen  geregelten 
Bildungsgang  derselben  anfgestellt  werden  konnte,  würde  aber  in 
seiner  Allgemeiniieit  dem  beabsiebtigten  Zwecke  nicht  entsi)reclien, 
vielmehr  müsste  einerseits  mit  Bezieimng  auf  die  bei  den  Kigorosen 
zur  Prüfung  kommenden  Gegenstände,  anderseits  mit  Kücksiclit  auf 
die  von  den  Lelnamfs-Uandidaten  gewählte  Faeligrnppe  auch  auf  die 
Bezeichnung  jener  Wissenszweige  eingegaiigen  werden,  welche  das  an 
der  philost)plnsclien  Facultät  zugehrachte  Trienninm  zu  umfassen  hätte, 
indem  nur  liiedurch  die  Sicherheit  einer  dem  anzHstreheiiden  Ziele 
eutsprechendeii  Vorhildung  gewonnen  würde.  Uiedurcli  würde  aber 
eine  weitere  Beschränkung  der  Ijernfreibeit  eintreten  müssen,  welche 
herbeizufülireti  gewiss  nielit  in  der  Ahsiehl  des  Professomi-Collegiums 
gelegen  ist. 

Bei  dieser  Sachlage  und  hei  dem  Umslanile,  als  dem  vorliegeu- 
den  Ansuehen  ghdehlaiitende  Wünsche  der  übrigen  philosophischen 
Facultäten  der  iisterreiehischen  Universitäten  nicht  zur  Seite  stehen, 
hält  es  das  .Ministerium  für  (Uiltus  und  Unterricht  niclit  für  rälhlieh,  auf 
eine  Moditication  der  bestehenden  Anordnungen  im  Sinne  des  von 
dem  Prof'easoren-flollegium  gestellten  Antrages  einzngehen. 
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b)  Stipendien-Angelegenheiten  der  philosophischen 

Facultät. 

423.  Auszug  aus  dem  Mmisterial-Schreiben  vom  9.  August 

1852,  Z.  7538, 

ait  Sutthaltfi-  von  Nicdor-üe*»torreicli. 

betreffend  die  Wiederbesetzung  zweier  Stipendien  fUr  höhere  Mathematik  an 
der  Wiener  UniversiStt. 

Die  WiedcrlHSftzu.i;^  der  zwei  erledigten  Stipemliou  für  höhere 
Mathematik  von  jo  WO  fl.  W.  W.  oder  1’20  fl.  (.onv.-M.  jährlich  *) 
unterliegt  keinem  Anstande  u}id  i.-t  für  dieaelhen  der  Ooncurs  ordmuigs- 
mäasig  auszuRchreihen. 

Statt  der  bisher  geforderten  philosophischen  Ohligatstu- 
dien  haben  die  Hewerber  die  mit  gutem  Erfolge  abgelegte 
Ma t u ri tut  ap  rü  f ung  nacbzuwtdseii. 

Die  Vevleibung  dic-scr  Stipendien  selbst  hat  in  der  Art  zu  ge- 
scliehen,  wie  sie  im  Studien-Hof-Comuiiäsious-I)t‘crete  vom  11.  \o- 
veniber  ISlfl,  Z.  0501  vorgezeichuet  ist.  und  sind  zumal  solclie 
Scbül^r  zu  bcrückslelitigeu,  welche  sich  mit  einem  ausgezeicbnetcui 
Fortgang  in  dem  Studium  der  Mathematik  au.szuweisen  venuügon, 

*\  Mit  M.-K.  vom  3.  .\pril  iHüt.  Z.  wuid»*n  die  ai»  der  Wiener 

lTnirer*itÄt  für  Züjrliiure  der  hßherrii  Mathematik  l^e^leh«*nd^•ll  zwei  Sti|ien- 
dien  anf  üriind  eines  AUerii.  KntsHihisse«  vom  28.  Mär/.  iHrtt  — auf  30U  fl. 
H,  W.  erhöht 

**)  Das  eltirtc  Stndicn-Hof-roiniiii.ssion^-Dci-rct  lautet:  Fiiteim  5.  Novem- 
ber 181(>  haben  Sc.  Majestät  zur  Beförderung  der  niatheniatiselu’ii  nn«l  astro- 
nomiseheii  Wissenschaften  in  Höcli.stdero  Staaten  zu  hcwiMigervgernlil,  dass  zwei 
Zöglinge  für  die  höhere  Mathematik  mit  Slipetidion  von  jährlichen  fl.  und 
zwei  für  die  Astronomie  mit  Stipoiidicn  von  jährlich  4UO  fl.  aus  dem  Studten- 
fondc  hctlieilt  werden,  und  /war  hahcii  geiiiä'«»  diT«elheu  Ailerli.  Eiitaclilicss.  l)  dio 
zwei  Eleven  der  höheren  Math  'iiatik  ihre  Stipendien  pr.  fl<M>  fl.,  jeder  auf  H.lahre 
nach  dem  Sjährigen  ('ursei  dieses  Studiums  zu  geiiiess*-«;  zu  den  2 Eleven 
tllr  Astronomie,  jeder  mit  4utt  fl.,  sind  at  nur  Molelie  zu  wählen,  welche  schon 
mit  der  Keimtnis.s  der  höheren  Mathematik  an.igerü*tet  sind,  oder  von  diesem 
Studium,  wenn  keine  bereits  da  sind,  seiner  Zeit  zu  jenem  der  A-stronnmic 
hinUbertreten  b)  diese  haben  ihr  Stipendium  fortwärts  bis  zur  Anstellung  im 
astronoinischeti  Fache  zu  geniesseit,  und  h<d  gutem  Zeugnisse  über  ihren  Fleiss 
und  Fortgang  von  dem  Aslnmom,  welchem  sie  untergeordnet  sind,  können  ihre 
Süpeudieii  auf  tVäi  (!.  erhöht  werden.  Heide  Art  Zöglinge  müssen  die  vor- 
geschriehenen  philn.siiphischen  Studien  schon  zuri'lekgelegt  halien,  oder  jene  für 
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Mit  Dccrc-t  der  iiiederüuterrcicli.  Slattlialterel  vom  17.  April  1864, 
Z.  14.723,  wurden  folgende  vom  l'rüfessuren-Cullegium  der  ]ikilo- 
Mopliisclien  Fnenltät  in  Wien  beantragte  Hedinguiigen  liinaielitlicb  der 
Verleihungen  von  Stipendien  für  mathematische  .Studien  genehmigt: 

1.  Die  Stipendien  der  höheren  Matlieinatik  werden  von  Jahr 
zu  Jahr  ausgeschrieben,  wenn  der  Decan  sich  nicht  bestimmt  findet, 
auf  das  allfallige  Gesuch  eines  hisherigen  .Stipendisten  um  Fortgenuss 
der  Unterstützung  sofort  cinzugehen  und  dasselbe  vor  das  Professoren- 
Oollegium  zu  bringen. 

2.  Ein  damit  betheilter  Hörer  kann  das  Stipendium  im  Ganzen 
liöclisteus  durch  6 .Semester  gcnicssen,  wobei  es  gleichgiltig,  wie  viele 
Semester  mit  oder  ohne  sonstige  Unlei'sützung  er  ausserdem  an  der 
Universität  zugebraclit  hat. 

3.  Diejenigen  Studierenden,  welche  um  Verleihung  eines  solchen 
Citipendiums  ansuchen,  müssen  weiiigslens  ein  Semester  als  ordentliche 
Universitätshörer  mathematische  Collegien  bereits  besucht  und  ihre 

; rühmliche  Verwendung  im  Fache  bewiesen  haben,  können  aber  bei 
besonderer  Würdigkeit  auch  nachträglich  für  dieses  bereits  absolvirte 
Semester  die  Unterstützung  erhalten,  wenn  das  Stipendium  zu  jener 
Zeit  schon  erledigt  war. 

4.  Zum  F’ortgenusse  des  Stipendiums  gehört  Semester  fiir  Se- 
mester der  Nachweis  ausgezeiebueten  Erfolges  in  den  hauptsächlichsten 
luathematisclicn  Gegenständen,  für  welche  der  Stipendist  inscribirt  ist. 

5.  Der  Stipendist  hat  wenigstens  sechs  Stunden  wöchentlich 
Uollegien  Uber  reine  oder  angewandte  höhere  Mathematik  zu  besuchen, 
wobei  auch  wiederholt  von  ihm  frequentirte  Collegien  unter  der  Be- 
dingung mitzählen,  dass  ein  entschiedener  weiterer  Fortschritt  des  Pe- 
tenten in  den  betreffenden  Materien  naebgewiesen  wird. 

6.  Die  Zubaltung  der  Punkte  4 und  5 überwacht  der  Stipendicu- 
Rcferent,  und  bezeugt  entweder  deren  Erfüllung  durch  seine  Unter- 
schrift aut  den  bezüglichen  bjuittungen , oder  verweigert  diese  im 
Gegenfalle  und  zeigt  dies  dom  Dccane  an. 

7.  Der  durch  die  k.  k.  n.-ö.  Stattlialterei  zu  bestätigende  Vor- 
schlag erfolgt  vom  Decane  im  Einverständnisse  mit  den  betreffenden, 
d.  li.  denjenigen  Professoren  und  Privatdocenten  iiiatbematischer 
F'ächer,  deren  Vorträge  der  Petent  im  bereits  abgelaufcnen  Semester 
besucht  hat,  sowie  derjenigen  Docenten,  deren  mathematische  Collegien 
er  etwa  zur  Zeit  seines  Gesuches  froquentirt. 

8.  Obige  Bestimmungen  sind  von  Fall  zu  Fall  am  schwarzen 
Brote  den  Studirenden  bekannt  zu  geben. 

die  höhere  Matlii'tiiatiU  bereit»  dem  3.  4)ahr^An^e  der  |)hil(i(iu|dii»eheii 

Studien  obliepcii.  Der  VoröchUp  zu  diesen  beiden  (’lR.’S.scn  der  Stipendien  int 
von  dem  k.  k.  philosupliischen  Studieiidirectorftle.  mit  Kinverständiiiss  de»  Pr<»fessorR 
der  höheren  Mathematik  und  bezUplidi  jener  für  die  Astrononiie  mit  Einvor- 
»tündnis»  des  hicsipen  k.  k.  Astronomen  7.u  machen.  Die  Repieriinp  hestfitipt 
und  hat  die  zum  Geimsse  der  besagten  Süpeiidion  pcwälilteii  Individuen  vorher 
namhaft  zu  macheu  und  jedesmal  anzuzeigen,  weiui  Einer  oder  der  Andere  aus- 
tritt  oder  sonst  eine  diesfMilige  Veränderung  mit  ihm  vorgehen  sollte. 
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424.  Ministerial-Erlass  vom  8.  Mai  1856,  Z.  5520, 

.111  die  philo.Hupliincheii  Pn)f.\ssnreii(’nlle(ficii  in  a)  Wien,  t»)  Pra»*:,  c)  [Pe-Ht], 
djfJraa,  e>  Inniliriu-k,  fj  I.emWr^r,  (:)  Krakau  und  li — 1>  an  di.’  bi  tn  ffi  nden  Statt- 

haUcreien, 

die  Errichtung  von  Vorbareitungi-  und  Reiiestipendien  tpeciell  für  daa  Studium 
der  Chemie  betreffend. 

k.  k.  A|)ost.  Majestät  haben  mit  Allerli.  Kntsrhluss  vom 
7.  April  1856  a.  >r.  zu  bewilligen  geruht,  dass  unter  den  nachstehen- 
den Bedingungen  und  Beschränkungen,  vom  Beginne  des  Studien- 
•Jahres  1S56/57  ab,  auf  die  Dauer  von  10  .Jahren,  an  der  Wiener, 
Prager  (und  Peste.r)  Uiiiveraität,  wo  bereits  medicinische  Facultäten 
bestehen,  zur  praetischen  Ausbildung  in  der  Chemie  je  2 Stipendien 
mit  jährlich  400  creirt  und  dem  bezüglichen  Laboratorium  für  jeden 
solchen  Stipendisten  ein  Dotationszuschuss  von  jährlich  2(M)  fl.  zn- 
gestanden  werde. 

Es  wurde  zugleich  a.  g.  gestattet,  dass  unter  den  im  'weiteren 
Verlaufe  angedeuteten  Bedingungen  auch  Stipendien  in  grfisaerem  Be- 
trage zum  Behufe  auswärtiger  Laboratorien  zuerkannt  werden  dürfen ; 
zu  d-  o endlich,  dass  auch  die  Universität  zu  (Graz,  Innsbruck,  Lem- 
berg. Krakau)  unter  der  Vorau.ssetznng  eines  zweckmässig  einge- 
richteten Laboratoriums  ermächtigt  sei,  von  Fall  zu  Fall  betahigte 
Candidaten,  wenn  sich  eben  ein  solcher  vortindet,  zur  Betheilung  mit 
ilerartigen  Stipendien  im  Betrage  jährlicher  300  fl.  — unter  nachzn- 
weisende.n  Verhältnissen  auch  mit  jährlichen  100  fl.  — dem  Mini.sterium 
in  Vorschlag  zu  bringen,  wobei  dem  bezüglichen  Laboratorium  für 
jeden  solchen  Stipendisten  ebenfalls  ein  Dotationszuschuss  von  jährl. 
200  fl.  zugestanden  ist. 

Für  den  Fall,  als  von  dieser  Universität  einer  odei  der  andere  beson- 
ders befähigte  Candidatim  Laufe  des  gedachten  Dcccnniums  zurBetlieilung 
mit  einem  solchen  Stipendium  in  Vorschlag  gebracht  werden  sollte, 
werden  derselben  die  für  die  erwähnten  (drei)  Ilochscliulen  ausge- 
setzten und  in  solchen  Fällen  auch  von  dieser  Universität  einzuhaltcn- 
den  Grundsätze  und  Bedingungen  der  Verleihung  zur  geraden  Richt- 
schnur bekannt  gegeben. 

(Zu  b 1.  D.agegen  sind  die  mit  Allcrh.  Entschluss  vom  19.  No- 
vember 18.54  für  die  Prager  Universität  bewilligten  2 Btipeudien  von 
je  300  (1.  nach  dem  Austritte  der  gegenwärtig  im  Genüsse  derselben 
befindlichen  Stipendiaten  cinzuzicliim.) 

Der  Genitss  eines  der  neiiceirten  Stipendien  wird  einem  ein- 
zelnen Candidaten  auf  die  Dauer  von  2 .Jahren  zugestanden  und  es 
ist  bei  Verleihung  derselben  wo  möglich  in  solcher  Art  vorzugehen, 
dass  alle  .Jahre  eines  der  2 systemisirten  Stipendien  verliehen  werden 
kann. 

Als  Bedingung  zur  Erlangung  eines  solchen  Stipendiums  hat 
vor  Allem  eine  bereits  erprobte  Befähigung  des  Candidaten  für  prac- 
tische  Chemie  zu  gelten,  wenn  nebstdem  zugleich  die  erforderliche 
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Hllpcmoinc  lülduiig  und  die  vnllif^  Tadelloaij'kcit  des  moralischen  und 
politischen  V'erhaltens  des  ('andidaten  gehörig  ausgewiesen  werden  kann. 

Der  Vorschlag  zur  Verleihung  solcher  Stipendien  hat  zuniichst 
von  dem  Universitäts-Professor  der  Chemie,  der  die  hmncrkte  erprobte 
Betähigung  des  CHiididaten  für  praetischo  Cliemie  zu  verbürgen  im 
Stande  ist,  auszugehen  und  ist,  mit  den  erforderlichen  Nachweisungen 
über  die  Erfüllung  der  obigen  Bedingungen  ausgestattet,  im  Wege 
der  bezüglichen  akademischen  Behörden  zur  Cenehmigung  an  das 
Cultus-  und  Unterrichts-Ministerium  zu  leiten.  Die  politische  Eandes- 
behörde  hat  in  Betreff  der  Beschaffenheit  des  moralischen  und  staats- 
bürgerlichen Verhaltens  der  in  Vorschlag  gebrachten  Candidaten  Aus- 
kunft zu  ertheilen.  Dem  mit  einem  solchen  Stipendium  Betlieilten 
steht  für  die  Dauer  des  ihm  zuerkannten  Stipendiums  die  Wahl  eines 
anderen  chemischen  Laboratoriums  als  jenes,  an  dem  er  das  Stipendium 
geniesst,  nicht  zu. 

Zur  Betheilung  mit  Kei  sc  st  i pe  n d i e n bis  zum  Betrage 
jährlicher  1(M)U  d.  oder  ausnahmsweise  unter  besonders  rücksichts- 
würdige.n  Umständen  in  einem  — jedoch  den  besonderen  Allerh.  Genehmi- 
gung vorhehaltcnen  — ^ höheren  Betrage,  um  zur  völligen  Ausbildung 
in  der  Chemie  den  Besuch  auswärtiger  Universitäten  von  gegründetem 
Rufe  im  Gebiete  der  Chemie  zu  ermöglichen,  dürfen  auf  dem  ange- 
deuteten Wege  nur  besonders  ausgezeichnete,  bereits  durch 
2 .Jahre  im  Genüsse  eines  inländischen  .Stipendiums  gestandene  Caiidi- 
daten  von  besonderer  Befähigung  in  Vorschlag  gebracht  werden  ; der 
erste  Vorschl.ag  hiezu  hat  zunächst  vom  Fachprofessor  auszugeheu, 
in  dessen  Laboratorium  der  mit  einem  solchen  Keisestipendium  zu 
Betheilende  bisher  mit  dem  Genüsse  eines  Stipendiums  arbeitete.  Der 
in  den  Genuss  eines  solchen  Reisestipendiums  Gesetzte  hat  die  Ver- 
pflichtung, während  seines  Aufenthaltes  im  Auslande  eben  diesem 
Professor  über  die  Art  seines  Studienganges  und  die  gewonnenen  Er- 
folge von  Zeit  zu  Zeit  die  Anzeige  zu  erstatten.  Dem  bezüglichen 
Professor  selbst,  der  durch  seinen  Vorschlag  ohnehin  für  die  frucht- 
bare Verwendung  eines  solchen  Reisestipcndiunis  zunächst  verantwort- 
lich ist,  liegt  dagegen  oh,  von  den  wesentlichsten  Ergebnissen  der 
Studien  eines  solchen  Stipendisten  des  Ministerium  in  die  Kenntniss 
zu  setzen. 

Die  politische  I.andesstelle  hat  diese  gedachten  Stipendien,  sowie 
den  für  jeden  solchen  Stipendisten  bewilligten  Dotationszuschuss  von 
jährlich  200  fl.  Uber  besondere  Weisung  des  Ministeriums  aus  dem 
Studien-Fonde  flüssig  zu  machen. 

Bezüglich  auf  die  bemerkten  Vorbereitungs- (n  icht  auch 
R e i s e- Stipendien)  hat  der  betreffende  Professor  der  Cliemie  die  Quit- 
tungen über  die  einzelnen  Stipendiumsraten  als  Zeichen,  dass  der 
Candidat  durch  den  Erfolg  seiner  Betheiligung  an  chemischen  Arbeiten 
des  Stipendiums-Genusses  würdig  sei,  mit  stdner  Unterschrift,  zu  ver- 
sehen. ohne  welche  eine  solche  Rate,  mit  Ausnahme  der  Ferienmonate, 
wo  eine  solche  Legalisirung  nicht  erforderlich  ist,  nicht  ausgezahlt 
werden  darf. 
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Dt-r  Antrag  auf  etwaige  Entziolmiig  eines  sulcbeu  bereits  ver- 
liehenen Stipendiums  ist  auf  demselben  Wege  hiermit  einzubringen, 
auf  welchem  die  Verleihung  stattfand.  *) 

Anmerkimg. 

Uer  Miiiinterial-Erlass  %om  19.  Juni  1H5S,  Z.  39211,  betreflFi'iid  die  D.suitr 
dos  Stipondiongonussos  in  der  philosnphischon  (und  modicinischon)  F.-ionttät,  be- 
findet sieb  in  dein  Abschnitt  111  r dieser  Sammlung  unter  Nr.  146  tpag.  196) 
abgedruckt. 


425.  Staats-Miiiisterial-Erlass  vom  4.  März  1866,  Z.  83, 

an  die  Statthalterci  in  Wien,  Prag,  Inn.sbmek,  Lemberg,  Krakau, 

wegen  Belattung  von  Studirenden  der  phllotophitchen  Facultät  im  Qenutte 
einet  Stipendiumt  wdhrend  det  Vli.  und  Vili.  Semettert. 

Man  findet  »ich  bestimmt,  der  ....  die  Entscheidnnp  über  An- 
suchen wegen  Belassung  von  Studirenden  der  philosophischen  Facultät 
im  Genüsse  eine»  Stipendiums  auf  die  Dauer  des  VII.  und  VIII.  Se- 
mesters in  dem  Falle  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  überlassen,  wenn 
diese  Belassung  weder  der  Eigenschaft  des  StipendiuinK,  noch  der 
klaren  Absicht  der  Stiftung  zuwieder  ist. 

Du‘  UbrigtMi  Be.Htimmim^cn  dic5os  Krla8se.H  sind  nur  transitorischer 

Natur. 

Mit  der  Allerhöchsten  Entachliesiunj?  vom  19.  September  1800  (Ministerial- 
Krlass  vom  24.  September  1860.  Z.  7630)  wurde  j^esUttet,  dass  di«  mit  Aller* 
höchstem  Entschluss  vom  7.  April  1866  an  der  Universität  in  Wien  und  Prn>r 
für  practische  Ausbildung  in  der  Chemie  gegründeten  je  zwei  Stipendien  vom 
Studieii-Jaliro  1866/67  auf  die  Dauer  weiterer  10  Jahre  unter  den  in  dieser  Ent- 
Bcliliessiing  ausgesprochenen  Bedingungen  und  Beschränkungen  im  Betrage  von 
jährlich  400  fl.  verliehen;  für  die  Universität  Graz.  Innsbruck,  Lemberg  und 
Krakau  unter  denselben  Modalitäten  und  auf  dieselbe  Zeitdauer  je  ein  cliemi.sches 
Stipendium  jährlicher  300  fl.  creirf  und  den  bezüglichen  Laboratorien  der  ge- 
nannten 6 Hochschulen  für  jeden  Sti)>endisteu  ein  Dotationszusclmss  von  200  fl. 
zngc.standen  werde. 

**)  Der  Inhalt  dieses  ErlassoN  wurde  unter  Einem  dem  Statthalter  von 
Steiermark  erÖÖFnct. 
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c)  Wissenschaftliche  Sammlungen  und  Institute.  *) 


426.  Ministerial-Erlass  vom  11.  November  1854,  Z.  16363, 

an  den  8tatt)ia]t(*r  für  Nicder-Op^terrfich, 

womit  in  Folg»  der  Allerhöchsten  Entschliessjog  vom  20.  October  1854  die 
QrUndung  einer  Schule  fUr  österreichische  Geschichtsforschung  an  der  Wiener 
Universitit  eingeleitet  wird. 

Seine  k.  k.  Apostulische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Ent- 
schlicssung  vom  *20.  October  1.  J.  die  Gründung  einer  Schule  für 
österreichische  Gt'schichtsforschung  an  der  Wiener  Universität  unter 
der  Leitung  des  Professors  der  östcrreicluscben  Geschichte  an  (lerselbeo 

Hochschule, allergnädigst  zu  genehmigen,  und  zur 

Ausbildung  der  Zöglinge  dieser  .Schule  den  Betrag  jährlicher  Drei 
Tausend  Gulden  zu  bewilligen  geruht,  damit  liiervon  sechs  ordentliche 
Stipendien,  jedes  zu  4(K)  fl.,  und  zwei  aussermdentliclie  Stipendien,  jedes 
zu  300  fl^  erfolgt  werden  können. 

Der  Hauptzweck  dieser  Schule  i.st  die  Heranbildung  junger 
Männer  zur  tieferen  Erforschung  der  österreichischen  Geschichte  durch 

*)  ln  diesen  Abschnitt  plaiihte  der  IlcraiiHgehur  nur  jene  Erlässe  auf- 
nchmon  zu  sollen,  welche  die  Errichtung  einzelner  wissenschaftlicher  Institute, 
wie  z.  H.  jene  des  liistoriHclicu  Seminars  in  Wien,  hegloitcton  oder  welche  nach- 
träglich mit  llezug  auf  diese  Institute  erflosseii  sind.  Die  Statute  die.ser  An- 
stalten sind  keine  NormuÜeii  im  engem  Sinne  des  Wuitca,  d.  h.  keine  zur  analogen 
Anwendung  in  ähnlichen  Fällen  eii^neton  Vtuachrifteii  und  wurden  daher  »clion 
aus  diesem  Grunde,  dann  aber  auch  wegen  dts  hodeutenden  Unifunges  der 
hetreffenden  Dnick.schrifteii  hier  nicht  mit  einbezogen. 

Solche  Statuten  bestehen: 

1)  Für  da«  Institut  für  östeir.  Geschichtsforschuiig  in  Wien  (Alhrh  Eut- 
schlicssutig  V,  20.  October  1854),  genehmigt  mitM.-E.  vom  10.  und  19.  October  I8öö, 
Z.  31.S0.  2)  Für  das  phihd.>gi«ch-historische  Seminar  in  Wien,  genehmigt 

mit  M -E.  Tom  H.  October  1850,  Z.  8331.  3)  Für  die  meteorologische  Keicha- 
Anstalt,  genehmigt  mit  M.-E.  vom  8.  August  1S51,  Z.  7104.  4)  Für  das  physika- 
lische Institut  in  Wien,  genehmigt  mit  M.-H.  vom  21.  Jänner  18’»<h  Z.  514.  5)  Für 
da«  histori.schc  Seminar  in  Graz,  genelwuigt  mit  M.  K.  vom  11.  April  1866,  Z.  12  483. 
6)  Für  das  philologisclie  Seminar  in  Graz,  genehmigt  mit  M.-E.  vom  31,  Augii-st 
1864,  Z.  4277.  7)  Für  da»  philoh>gi«cbe  Seminar  in  Iiin.sbruck,  genehmigt  mit 
M.-E.  vom  20.  Mai  1865,  Z.  779.  8)  Für  das  philologisch-historische  Seminaj*  in 
Lemberg,  genehmigt  mit  M.  E.  vom  23.  September  1852,  Z.  7122.  9)  Für  da» 
historische  Seminar  in  Krakau,  genehmigt  mit  M.-E.  vom  6,  Scpt4*mher  1801, 
Z.6117.  10)  Für  da^  philologische  Seminar  in  Krakau,  genehmigt  mit  M -E.  v^jm 
29.  März  1851,  Z.  2575. 
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AiiUiituiig  Kum  ViM-atändnisso  uud  zur  Heiiützung  der  historiKclit-u 
Quellen. 

Iimoferne  diese  Seliule  eine,  nur  nacli  dom  Masse  uud  Grade 
der  an  die  Zöglinge  zu  stellenden  .Anforderungen  verschiedene,  zwei- 
fache Aufgabe  zu  lösen,  niimlieh  junge  .Männer  mit  dem  ((uellen- 
sicheren  hi.storischen  Stoffe  und  den  zum  Verständnisse  desselben 
nöthigen  Hilfswissenschalten  bekannt  zu  machen,  im  weiteren  Ver- 
folge aber  mit  den  Grundsätzen  und  der  .Methode  der  wissenschaft- 
lichen Geschichtsforschung  vertrant  zu  machen  und  selbe  anzuleiten 
hat,  diese  Bahn  mit  Sicherheit  und  Krfolg  durch  wissenschaftliche 
Bearbeitung  des  aus  den  Quellen  geschöpften  .''toffes  zur  Gewinnung 
neuer  Ergebnisse  selbstständig  zu  verfolgen,  wird  durch  diese  Schule 
zugleich  die  entsprechende  Vorbildung  zu  Anstellungen  an  Archiven, 
Bibliotheken  und  archäologischen  Museen  u.  s.  w.,  in  streng  wissen- 
schaftlicher Ausbildung  aber  die  Eignung  für  eine  Professur  hezielt, 
und  die  Bahn  zur  Geschichtsschreibung  eröffnet. 


427.  Ministerial-Erlass  vom  26.  Mal  1869,  Z.  1020  ex  1858, 

an  die  k.  k.  8tattUaltereicii  von  Niedcr-Oesterreich,  Böhmen,  (der  Lombardii*  und 
Venedig,  an  die  k.  k.  Staithalterei-Abtheiluiig  in  Ofen)  und  an  die  k.  k.  Landes- 
regierung von  Krakau, 

womit  Anordnungon  goiroffen  werden,  um  bei  sich  ergebenden  Veränderungen 
in  der  Person  des  Oirectors  oder  Vorstandes,  dann  des  ämiliohan  Personales 
einer  Sternwarte  oder  einer  derartigen  Anstalt  die  der  letzteren  zukommen- 
den wiasenachafilichen  Arbeiten,  Manuscripte  etc.  im  Qeiate  des  im  §.  53  des 
Qeaetzea  Uber  das  gerichtliche  Verfahren  ausser  Streitsachen  (R.-Q.-Bl.  1854, 
Z.  208)  ausgesprochenen  Qrundaatzea  zu  wahren. 

Um  bei  sich  ergebenden  Veränderungen  in  der  Person  des  L)i- 
rectors  oder  Vorstandes,  dann  des  ämtlichen  Personales  einer  Stern- 
warte oder  einer  derartigen  Anstalt  die  der  letzteren  zukommenden 
wissenschaftlichen  Arbeiten,  Manuscripte  etc.  im  Geiste  des  im  §.  5S 
des  Gesetzes  über  das  gerichtliche  Verfahren  ausser  Streitsachen 
fR-  G.-ß.  1854,  Z.  208)  ausgesprochenen  Grundsatzes  zu  wahren, 
wird  Folgendes  angeordnet : 

Alle  Originalbeobachtungen,  welche  der  Director  oder  Vorstand, 
sowie  das  amtliche  Personale  als  solche  machen,  ferner  die  von  ihnen 
in  wissenschaftlichen  oder  anderweitigen  Angelegenheiten  der  Anstalt 
mit  Behörden,  Amtsgenossen  oder  anderen  Männern  vom  Fache  ge- 
führte Correspondenz.  endlich  alle  Untersuchungen  und  Berichte,  die 
im  Aufträge  öffentlicher  Aemter  und  Behörden  von  der  Anstalt  unter- 
nommen werden,  sind  nicht  als  Privateigenthum,  sondern  als  Amts- 
schriften zu  betrachten,  haben  daher  an  der  Anstalt  zu  verbleiben 
und  sind  daselbst  aufzuhewahren,  den  Fall  ausgenommen,  wenn  das 
betreffende  Individuum  die  ausdrückliche  Bewilligung  erhalten  hat, 
diese  Manuscripte  zur  Fortsetzung  seiner  Forschungen  auf  den  neuen 
Bestimmungsort  mitzunehmen. 
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Die  k.  k.  etc.  hat  zur  gueigueten  Notilicirung  und  genauen 
Durchführung  dieser  Vorschrift  das  Krforderliche  zu  verfügen.  *) 


428.  Ministerial-Erlass  vom  22.  Februar  1868,  Z.  984, 

an  den  Direelor  de.s  pliysikali.schen  Institutes  in  Wien, 
betreffend  die  Trennung  dei  theoretischen  Unterrichtet  von  dem  praktischen. 

Das  Ministeriuin  genehmigt,  dass  in  Hinkunft  de.r  am  physi- 
kalischen Institute  zu  crtheilenile  Untemcht  in  zwei  Abtheilungen  zer- 
falle, wovon  die  erste  in  wöchentlich  vier  .'stunden  zur  Erklfirung 
der  Apparate,  Vorführung  <ler  Experimente  und  zur  theoretischen 
Entwicklung  derselhen,  die  zweite  hingegen  ausschliesslich  zur  prak- 
tischen Einühiing  in  den  Experimenten  in  wöchentlich  sechs  Stunden 
zu  verwenden  ist.  Für  die  erste  Ahtheilung  dieser  Vorlesungen  kom- 
men die  allgemeinen,  für  die  übrigen  an  der  philosophiachen  Fncultät 
gelesenen  llaiiptcollegien  geltenden  Bestimmungen  zur  Anwendung 
mit  der  Ausnahme  jedoch,  dass  die  ordentlichen  Zöglinge  des  Insti- 
tutes, welche  an  diesen  Vorlesungen  Theil  nehmen,  durch  ihre  Eigen- 
schaft als  ordentliche  Zöglingt^  von  der  Entrichtung  des  Collegien- 
geldes  befreit  sind. 

Die  zweite  .\btheilung  der  Vorlesungen  ist  ausschliesslich  für 
die  Institutszöglinge  bestimmt  und  es  haben  auf  dieselben  die  im 
Statute  tür  das  physikalische  Institut-  enthaltenen  Bestimmungen  An- 
wendnng. 

*)  Eine  Abschrift  des  Vfirstohenden  Erlas.scs  wurde  unter  Einem  dem 
JustizminiStorinni  mitgcihcilt. 
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d)  Universitäts-Bibliotheken. 


429.  Ministerial-Erlass  vom  20.  December  1849,  Z.  6244, 

an  die  Herren  Statthalter  von  Niederttstcrreich,  Oesterreich  ob  der  Euns,  Salz- 
burg, Bbhmen,  Mähren,  Steiermark,  IDyrien,  KHriithen,  Tirol  und  Triest,  daun 
an  den  Herrn  Lande.«chef  von  Galizien,  *) 

womit  die  Vonchrift  über  das  Ausleihen  der  BUcher  aus  Universitiits-  und 
Lyceal-Bibliothoken  mitgetheilt  wird.  **) 

K.-Ü.-BI.  1850,  Z 30,  8.  4*22. 

Yorschrift  über  das  Ausleihen  der  Bücher  ans  Umyersitäts- 
und  Lyceal-Bibliotheken. 

§.  1.  Es  hat  sich  die  Nothwendigkeit  herausgestellt,  die  Uni- 
versitäts-  und  eheraaligon  Lyceal-Bibliotheken,  welche  bisher  schon 
als  öffentliche  gegolten  haben,  dadurch  nutzbarer  zu  machen,  dass 
die  Entlehnung  von  Büchen  für  den  häuslichen  Gebrauch  erleichtert 
wird.  Da  diese  Bibliotheken  zwar  Niemandem  verschlossen  sein  sollen, 
— 1 

*)  Mit  M.'E.  vom  12.  November  1852,  Z.  11454,  wurde  dieser  Erlass  auch 
auf  die  Lembcrger  Universität,  und  mit  M.-E.  vom  7.  Juli  1856,  Z.  5820  auch 
auf  Krakau  (Ungarn  und  8iebonbürgi-ii)  ausgedehnt. 

Im  M.-E.  vom  12.  November  1852,  Z.  11454,  wurde  insbesondere  bem»*rkt: 
Da  es  wUnsehenswerth  ist,  die  BibliothekH-Beamten  mit  den  hiebei  vorkommen- 
den Geldgeschäften  nicht  zu  belasten,  so  hat  auch  zu  Lemberg,  wie  es  ander- 
wärts der  Fall  ist,  die  Einrichtung  Platz  zu  greifen,  dass  die  Cautionen  bei 
jenem  Beamten  zu  beheben  sind,  welcher  die  Cassageschäfte  der  Bibliothek 
besorgt. 

Das  Hinausgeben  der  Bücher  an  die  Studierenden  ohne  Caution  kann 
nicht  stattfinden;  aus  Rücksicht  auf  die  Local  Verhältnisse  wird  jedoch  als  Mi- 
nimum der  Caution  nicht  15,  sondern  nur  zehn  Gulden  C.-M.  festgesetzt. 

Was  die  Behandlung  der  in  dem  Ministerial-Erlass  vom  1.  April  1848, 
Z.  2284  bezeichneton  BUcher  anbelangt,  so  sind  sie  ebensowenig  geeignet  ansge* 
liehen,  als  im  Lesesaale  ausgelegt  zu  werden. 

Die  Beurtheilung,  welche  BUcher  in  diese  Kategorie  gebörou,  sowie 
die  Einleitungen,  welche  zu  treffen  sind,  um  eine  verderblicho  Benützung  der- 
selben zu  verhüten,  glaubt  das  Ministerium  im  Allgemeinen  den  RibÜotheks- 
Vorstehern  überlassen  zu  künnen  (vergl.  die  Anmerk,  auf  8.  588). 

*•)  Vergl.  M.-E.  vom  9.  Februar  1854,  Z.  985.3  ex  1853;  M.-K  vom 
8.  Juni  1856,  Z.  5217  ex  1855;  und  M.-E.  vom  22.  Mai  1868,  Z.  2562. 
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zunfielist  aller  doili  fiiir  (He  Leliraiintalt.  von  der  eie  den  Namen 
haben,  beatimint  sind,  so  sind  kiinftij;  folgende  Personen  berechtigt, 
aus  ihnen  Bücher  zu  entlehnen,  um  dieselben  zu  Hause  zu  benützen: 

I.  An  Universitäten  und  höheren  Studienanstalten  die  Profes- 
soren, Privatdocenten  und  Tjehrer,  ferner  die  Assistenten,  Adjuiicten 
und  Supplenten; 

II.  an  (iyinimsieii  und  Kealschulen  sowohl  die  ordentlichen 
Lehrer  als  die  Hills-  und  Nehenlehrer;  *) 

III.  die  iimnntriculirten  Studenten  der  Universitäten**  ; 

IV.  die  Mitglieder  der  Uoctorencollegien  an  den  Universitäten 
von  Wien  und  Prag. 

§.  ‘i.  Ausserdem  haben  noch  dieses  liecht: 

I.  Ministerien  und  öffentliche  Behörden  zuui  Amtsgebrauche 
gegen  Emptnngshestätigiingcn,  die  mit  der  Unterschrift  eines  Ober- 
beamten und  dein  Amlssiegel  der  betreffenden  Behörde  versehen 
sind;  ***) 

II.  die  .Mitglieder  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissenschaften; 

III.  die  Vorsteher  derjenigen  gelehrten  Gesellschaften,  denen 
über  Ansuchen  beim  Landeschef  dieses  Recht  ausdrücklich  zugestanden 
ist,  für  sich  und  die  .Mitglieder  der  (iespllschaft,  jedoch  jederzeit  unter 
der  Haftung  des  Vorstehers  ; 

IV.  die  Bibliotheksbeaiuten  ; 

Anderen  Personen  steht  das  Recht,  Bücher  zu  entlehnen,  in 
der  Regel  nicht  zu.  doch  kann  es  ihnen  von  dem  Landeschef  nach 
Einvernehmung  des  Bibliotheksvorstandes  ausnahmsweise  zugestanden 
werden. 

!}.  S.  Hie  Jj.  1,  III  bezeichneten  Studenten,  sowie  die  unter 
I und  II  bezeichneten  Glieder  der  Lehrkörper,  welche  keine  bleibenden 
oder  zeitweiligen  Bezüge  aus  (*iner  öffentlichen  CVsse  geniessen,  end- 
lich die  Mitglieder  der  Hoctorciicollegien  an  den  Universitäten  von 
Wien  und  Prag  könnt'ii  von  dem  Rechte,  Bücher  nach  Hause  zu 
entlehnen,  nur  unter  der  Bedingung  Gebrauch  machen,  dass  sie  eine 
angemessene  Oaution  erlegen.  Zum  Erläge  der  Caution  können 
nach  Umständen  auch  diejenigen  Personen  verpflichtet  werden,  welche 
von  dem  Landeschef  das  Recht,  Bücher  zu  entlehnen,  ausnahmsweise 
erhalten.  Her  Betrag  der  Caution  darf  an  den  grösseren  und  besuch- 
teren Bibliotheken  nicht  unter  15  fl.,  au  den  minder  besuchten  nicht 
unter  10  fl.  Conv.  Münze  sein ; es  kann  jedoch  auch  ein  grösserer 
Betrag  erlegt  werden. 

Her  Erlag  der  Caution  gibt  das  Recht  der  Entlehnung  für  so 
lange,  als  die  Caution  erliegt.  Hie  Caution  zurückzuziehen  ist  jeder- 
zeit gestattet,  doch  kann  in  einem  solchen  Falle  in  demselben  Seme- 
ster des  Studienjahres  eine  neuerliche  Cautionirung  nicht  mehr  stattfinden. 

♦)  Hiezu  vcrgl.  iiwbosondcre  M.-E.  vom  22.  Mai  1868.  Z.  2562. 

**)  Elicuso  Doctorandeii.  M.-E.  v.  9,  Fclir.  18.i4.  Z.  9833  n.  1853  (Nr.  -tSOi. 

***)  Vcrgl.  iiiiisichtlich  des  Unterrichts-MinUteriums  iusbesondere  M.-E.  vom 

19.  August  1857,  Z.  14184  und  hiusichtlicb  anderer  Bebörden  M.-E.  vom 

20.  October  1865,  Z.  8224. 


Digitized  by  Google 


685 


§.  4.  Die  Cautiom'ii  sind  nicht  zu  Händen  der  Bibliotheksvor- 
steher. sondern  bei  jenem  Beamten  zu  orlegeu,  welcher  die  Cassa 
geschalte  der  Leliranstnlt,  zu  welcher  die  Bibliothek  gehört,  besorgt. 

lieber  diese  Cautionen  sind  iiintliche  Hrlagscheine  auszulcrtigen, 
welche  mit  fortlaufenden  Nummern  zu  bezeichnen  sind.  Beim  Knt- 
lehnen  der  Bücher  werden  die  Erlagscheine  hei  dem  Vorsteher  der 
Bibliothek  hinterlegt  und  beziehungsweise  gi’gen  die  vom  Bibliotheks- 
Vorstände  einzuhändigenden  Bibliolheksscheine  (§.  eingewechselt. 

§.  5.  In  allen  vorgedachten  Fällen  wird  vorausgesetzt,  dass  die 
Entlehner  in  der  Stadt,  wo  sich  die  öft'entliche,  Bibliothek  befindet, 
oder  doch  nahe  an  derselben,  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  haben, 
indem  an  Auswärtige  in  der  Kogel  keine  Bücher  verabfolgt  werden. 

Ausnahmen  von  dieser  Kegel  können  in  besonderen  Fällen  von 
den  Landeschefs  nach  Einvernehmung  der  Bihliotheksvorstände  ge- 
stattet werden. 

§.  (i.  Wer  ein  Buch  entlehnen  will,  hat  das  erstemal  sein 
Recht  dazu  nachzuweisen. 

Diejenigen,  welchen  das  Recht  zur  Entlehnung  von  Büchern 
ohne  Cantionsleistung  zustchl,  haben  sich  durch  einen  dem  Bibliotheks- 
vorsteher bekannten  Mann  vorstellen  zu  lassen. 

Die  Entlehner  gegen  Oaution  legitimiren  sich  mit  den  Erlag- 
scheinen. 

Die  Einen  wie  die  Andern  erhalten  nach  vorläufiger  Angabe 
ihrer  Wohnung  von  dem  Bibliotheksvorsteher  Karten  (Bibliotheks- 
scheine), worauf  der  Name  und  Stand  des  Berechtigten,  so  wie  der 
Empfang  des  Erlagscheines  über  die  erlegte  Caution  anzumerken  ist. 

Um  ein  Buch  wirklich  nuszulcihen,  hat  der  Entlehner  in  der 
Regel  einen  Tag  früher  oder  mindestens  bei  Zeiten  an  demselben 
Tage  bei  der  Bibliothek  einen  Begehrzettel  abzugeben,  welcher  den 
Titel  des  zu  entlehnenden  Buches  genau  zu  enthalten  hat  und  mit 
seiner  Namensfertigung  versehen  sein  muss.  Zur  Erleichterung  der 
Manipulation  kann  bei  jenen  Bibliotbeken,  bei  denen  der  Andrang 
der  Geschäfte  solches  wünschenswert!]  macht,  an  einem  passenden 
Orte,  allenfalls  neben  oder  vor  dem  Eingänge  des  Bibliothekssaales, 
ein  gehörig  verwahrter  Schalter  angebracht  werden,  in  welchen  die 
Begehrzettel  hineinzuwerfen  sind.  Am  folgenden  Tage,  oder,  dafem 
der  Dienst  dies  möglich  macht,  zu  einer  späteren  Stunde  desselben 
Tages,  werden  die  Bücher  Jenen,  die  sich  mit  den  Karten  ausweisen, 
ausgefolgt. 

Die  Begehrzettei  werden  als  Recepisse  zurUckbehalten. 

Da  jeder  Ueberbringer  der  Karte  als  Bevollmächtigter  desjeni- 
gen betrachtet  wird,  auf  dessen  Namen  sie  lautet,  so  wird  die  sorg- 
fältigste Verwahrung  derselben  empfohlen.  Im  Falle  des  Verlustes 
würde,  um  jedem  Missbrauche  vorzubengen,  die  unvcrweilte  An 
zeige  an  den  Vorsteher  der  Bibliothek  im  eigenen  Interes.se  der  Ent- 
lehner angezeigt  sein. 


*)  Ver^l.  hierüber  M.-£.  vom  22.  Mai  1868. 
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Jj.  7.  Difi  Bücher  werdeu  in  iler  Ee*jel  mif  die  Dauer  eines 
Monates  hiniuisgelieben.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  kann,  wenn  sich 
inzwischen  kein  Anderer  um  das  Buch  gemeldet  hat,  eine  neuerliche 
Frist  erthcilt  werden. 

§.  8.  Wer  nach  abgclaufener  Frist  das  entlehnte  Buch  nicht 
zurückstellt,  ist  schriftlich  zu  mahnen,  und  hat  dem  Diener,  welcher 
den  Mahnzettel  überhringt,  der  aber  weder  zum  Empfange  des  Buches, 
noch  zur  Zurückstellung  des  Recepis.ses  ermiichtigt  werden  darf,  einen 
Botenlohn  zu  entrichten,  welcher  für  Wien  aul  zwölf,  und  filr  die 
anderen  StJtdfe  auf  sechs  Kreuzer  Conv.  Münze  festgesetzt  wird. 

Bleibt  die  Mahnung  ohne  den  beabsichtigten  Erfolg,  so  ist  nach 
Verlauf  von  acht  Tagen  eine  zweite  Mahnung  gegen  Bezahlung  des 
doppelten  Botenlohnes  zu  erlassen.  Ist  auch  diese  nach  weiteren  acht 
Tagen  ohne  Erfolg,  so  wird  der  Vorsteher  der  Bibliothek  hievon  die 
Anzeige  an  den  Landeschef  erstatten,  welcher  die  Eintreibung  des 
Buches  einleiten  wird. 

Es  ist  den  Bibliotheksvorstehern  ausdrücklich  untersagt,  von 
diesen  Weisungen  aus  Rücksicht  auf  die  Person  des  Entlehners  oder 
anderer  Umstände  halber  T’mgang  zu  nehmen.  *) 

§.  9.  Wer  ein  Buch  beschädigt  oder  verliert,  hat  den  vollstän- 
digen, von  dem  Bibliotheksvorsteher  zu  bestimmenden  Ersatz  zu  leisten. 

Rücksichtlich  der  Beschädigung  eines  Buches  hat  jeder  Entleh- 
ner  sein  Interesse  selbst  zu  wahren,  und  sogleich  beim  Empfange 
einen  alltalligen  Defect  zn  erheben  und  anzuzeigen.  Die  nachträg- 
liche Angabe,  das  Buch  sei  schon  beim  Empfange  beschädigt  gewesen, 
kann  nicht  berücksichtigt  werden. 

§.  10.  Wenn  der  zum  Ersätze  Verpflichtete  der  Aufforderung 
dazu  nicht  nachkommt,  so  hat 

1)  im  Falle  ein  Bürge  vorhanden  ist.  derselbe  sogleich  die 
volle  Entschädigung  zu  leisten.  Der  Regress  an  .lenen,  für  den  er 
sich  verbürgt  hat,  bleibt  ihm  selbst  überlassen. 

2)  Falls  der  Entlehner  eine  Caution  erlegt  hat,  erhebt  dieselbe 
der  Bibliothekar  gegen  Ausfolgiing  des  Erlagscheines,  leistet  damit 
den  Ersatz  und  deponirt  den  allfillligen  Oeldrest  wieder  bei  der 
Casse. 

Die  Bibliothekare  werden  solche  Vorgänge  in  Evidenz  halten 
und  Sorge  tragen,  damit  bei  einem  weiteren  Entlehnen  darauf  Rück- 
sicht genommen  werde,  dass  die  Caution  verringert  worden  ist. 

.3.  Bezieht  der  Entlehner  aus  einer  öffentlichen  Casse  einen 
Gehalt  oder  eine  Gebühr,  so  vertritt  diese  die  Stelle  der  Caution  und 
es  ist  das  Erforderliche  bei  der  Casse,  aus  welcher  der  Gehalt  erhoben 
wird,  einznleiten. 

§.  11.  Wer  für  längere  Zeit  als  für  acht  Tage  verreiset,  hat 
die  entlehnten  Bücher  zurückzuweisen. 

§.  12.  Wer  seine  Wohnung  verändert,  hat  hievon  dem  Vorsteher 


*)  Bezüglich  des  IhiiversitätvS-Professoren  und  Oncenten  durch  M.-E.  vom 
3.  März  1870,  Z.  195-8  derogirt. 
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der  Bibliothek  die  Mittheiliiiig  zu  nmelicti  und  ihm  die  neue  Woh- 
nung anzuzeigen.  Wer  ea  unterlässt,  liat  filr  den  Fall,  dass  an  ihn 
eine  Mahnung  zu  erlassen  wäre,  das  Doppelte  des  mit  8 testgesetzten 
Botenlohnes  zu  entrichten. 

§.  1.1.  *)  Vor  Eintritt  der  Herhstferien  der  Bibliothek  sind 
alle  entlehnten  Bücher  zurttckzusfellen.  Doch  können  sie,  in  soferne 
die  vorzunehmende  Revision  des  ganzen  Büchorstandes  solches  ge- 
stattet, für  die  Dauer  der  Ferien  neuerdings  hinausgegeben  werdöu. 

g.  14.  In  den  seltenen  Fällen,  wenn  hinausgeliehene  Bücher 
nachmals  ib’ingend  benöthigt  werden,  sind  sie  über  eine  vom  Biblio- 
theksvorsteher zu  erlassende  schriftliche  Einladung,  wofür  kein  Boten- 
lohn zu  entrichten  ist,  auch  vor  Ablauf  der  Frist  zurückzustellcn. 

§.  15.  Handschriften,  besonders  kostbare.  Bücher,  Bücher,  die 
zum  Bibliotheksdienste  und  zum  beständigen  Gebrauche  im  Lesesaale 
nöthig  sind,  insbesondere  Wörterbücher,  ferner  Nachschlagwerkc,  wie 
Zeitschriften,  Jabresberichte  und  alphabetisch-geordnete  Werke,  end- 
lich belletristische  Werke,  die  man  sich  leicht  auf  anderem  Wege 
verschaffen  kann,  werden  in  der  Regel  nicht  ausgelichen. 

16.  In  Betvefi'  der  laufenden  Zeitschriften,  sowie  anderer  im 
Erscheinen  begriflener  Werke  ist,  um  einerseits  deren  Benützung  im 
Lesesaalc  nicht  zu  lange  aufzuhalten,  andererseits  deren  Abnützung 
im  ungebundenen  Zustande  zu  verhüten,  nach  Thiinlichkeit  daftir 
Sorge  zu  tragen,  dass  sie  heftweise  oder  sonst  nach  gewissen  Partien 
cartonirt  werden  und  so  noch  vor  dem  ordentlichen  Einbinden  dem 
Lesepublikum  in  die  Hände  gegeben  werden  können. 

Auch  ist,  wo  möglich,  eine  Einrichtung  zu  treffen,  wodurch 
Zeitschriften  unmittelbar  nach  ihrem  Erscheinen  in  einem  von  dem 
allgemeinen  Lesesaale  abgesonderten  Ix>calc  der  Bibliothek  aufgelegt, 
und  wenigstens  den  Mitgliedern  der  Lehrkörper  und  der  im  §.  2 
genannten  Gesellschaften  die  sogleich«'  Einsicht  und  Durchsicht  der- 
selben möglich  gemacht  werde. 

§.  17.  Die  Bestimmung  der  Zahl  der  Bände,  welche  jedem 
einzelnen  Entlehncr  zugleich  hinausgegeben  werden  kann,  ist  dem 
Ermessen  des  Bibliothek-svorstandes  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse 
anderer  Entlehner  und  die  Höhe,  der  etwa  erlegten  Caution  anheim- 
gestellt. 

§.  18.  Neu  angeschafftc  Bücher  müssen  durch  zwei  Monate  zum 
Gebrauche  im  Lesesaale  zurückbehalten  werden. 

Eine  Ausnahme  hiervon  kann  nur  in  Betreff  derjenigen  Perso- 
nen gemacht  werden,  welche  die  Anschaffung  eines  bestimmten  Buches 
selbst  veranlasst  haben. 

§.  19.  *•)  Wenn  Professoren  oder  andere  Männer,  die  mit  einer 
wissenschaftlichen  Arbeit  beschäftiget  sind,  zu  deren  Vollendung  sie 

•)  Vergl.  «iie  Anmerkung  zu  §.  8. 

**)  Mit  Ministerial-Erlass  vom  11.  April  1863,  Z.  2968,  wurde  aus  Anlass 
eines  vurgekommenen  Zweifels  über  die  Anwendung  de.s  §.  19  des  Erlasses  des 
Ministeriums  für  Cnltus  und  Unterricht  vom  20.  December  1849,  Z.  6244.  dieser 
Paragraph  in  der  Weise  erläutert,  dass  die  darin  geforderte  Ministerialbewilli- 
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besondere  literariselie  Nachfurschuiigeii  austclleii  wollen,  fiir  den  ge- 
dachten Zweck  das  Kocht  der  Benützung  der  inneren  Biblio- 
thek, das  ist  das  Ucclit,  die  in  der  Bibliothek  aufgestellten  Bücher 
und  die  Bücherverzeichnisse  der  Bibliothek  persönlich  und  unmittel- 
bar durcbzusehen,  zu  erlangen  wünschen,  so  müssen  sie  darum  durch 
den  Lnndeschef,  der  diesfalls  den  Bibliotheksvorsteher  einzuvernehmen 
hat,  beim  Ministerium  des  Unterrichts  einkommcn. 

§.  '.JO.  Die  Herren  Landeschefs  werden  Sorge  tragen,  dass  diesen 
Vorschriften  genau  nnchgekommen,  und  dass  allfSlligen  Beschwerden 
über  Nichtbeobachtung  derselben  unverzüglich  abgeholfen  werde. 

Anmerkung. 

Mit  Ministcrial'Ei'lns.s  vom  1.  April  1848,  Z.  2'.*84.  an  die  Landesslcllen 
zu  l.iiiz,  Prag,  Krümi,  Lembi-rg,  Graz,  Laibach,  Triest  und  Iimsbnick  wurde 
bemerkt,  dass  kUtiitighin  mir  mehr  unsittliche,  irreligiöse  oder  zur  Nichtbeob- 
achtung der  Gesetze  aufreizende  Bücher  in  die  l.eses^e  der  öffentlichen  Biblio- 
theken nicht  verabfolgt  werden  dürfen. 


430.  MiDisterial-Erlass  vom  9.  Februar  1854,  Z.  9853'  ei  1853, 

au  die  Statthalter  für  Nieder^Oesterreich,  Ober-Oeaterreich«  Böhmen,  Mähren, 
Galizien,  Steiermark,  Krain,  Kämthen,  Triest,  Tyrol  und  an  den  Landespräsi* 
denten  vun  Salzburg, 

womit  die  im  XIX.  StUck  des  Reiohigesetzblattes  vom  Jahre  1850  Nr  30  ent- 
haltene Vorschrift  über  das  Ausleihen  der  Bücher  aus  Universitits-  und  Lyceal- 
Bibliotheken  thellweise  ergänzt  und  modificirt  wird.  *) 

R.  G.-ßl.  Jahrgang  1854,  Nr,  144,  S.  548. 

§.  1.  Das  im  §.  1 der  Vorschrift  vom  20.  December  1849  be- 
zetchnete  Recht,  aus  den  Universität^-  und  Lyceal-Bibliotheken  Bücher 
zu  entlehnen,  um  dieselben  zu  Hause  zu  benützen,  wird  auch  auf  Doc- 
toranden  ausgedehnt,  für  welciie  daher  die  Nothwendigkeit  aus- 
nahmsweiser Ermäcliligung  durch  den  Landeschef  zu  entfallen  hat. 

§.  2.  **)  Die  unter  I und  II  des  §.  1 der  obeitirten  Vorschrift 
genannten  Glieder  der  Lehrkörper,  welche  keine  bleibenden  oder  zeit- 
weiligen Bezüge  aus  öffentlichen  Gassen  geniessen,  ferner  die  Mit- 
glieder der  Doctoren-Collegien  an  den  Universitäten  in  Wien  und 


g^ng  nur  dann  nöthig  ist,  wenn  die  bezügliche  Perhon  eine  »och  weiter  gehende 
Benützung  der  Kataloge  in  Anspruch  nehmen  sollte,  als  durch  den  §.  99  der 
Instruction  für  Bibliotheken  vom  Juli  1826,  Z.  29HO, ohnehin  ^chnn  gestattet  ist. 
Hierbei  wird  bemerkt,  dass  der  alphabetische  und  wissenschaftHche  Katalog  in 
vorzüglicher  Weise  zu  jenen  Katalogen  gehören,  deren  Einsicht  den  im  99 
erwähnten  I'eisoiieii  nicht  zu  versagen  ist,  und  das.’«  unter  den  hievon  ausgenom- 
menen  Katalogen  nur  jene  Katalf*ge  gemeint  sein  können,  welche  *.  B.  I.ocal- 
repertorien,  Ix>cjilzettelkatnloge,  den  Gelehrten,  welche  literarische  Nachweise 
suchen,  zu  keinem  Gebrauche  dienen  können. 

*)  Vergl.  M.-E.  vom  8.  Juni  1856,  Z.  5217  und  22.  Mai  1868,  Z.  2662. 

**)  Theilweiso  we.sentlich  modiöcirt  durch  M.-E.  22.  Mai  1868,  Z.  2662. 
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Prag,  eiidlirli  die  iminatriculirten  Studirenden  der  Universitäten  und 
die  Doetoranden  können  von  dem  iLnen  eingeriiumten  Heelite  nur 
dann  Gelirauch  niaclien,  wenn  sie  die  vorgeselirieliene  Cautimi  (i{.  4) 
erlegt  lialien. 

Die  ('aiition  ist  nach  Umstünden  aucb  von  Personen  zu  erlegen, 
welchen  ilas  Keelit,  Bücher  zu  entlehnen,  ausnahmsweise  von  dem 
I^andeschef  zugestanden  wurde. 

§.  3.  Von  dem  Erläge  der  (hiutiou  sind  ausser  den  im  Er- 
la.sse  vom  '30.  I'eeemher  IH49  in  dieser  Beziehung  ausdrücklich  Be- 
günstigten auch  noch  heft-eit: 

a)  Studirende  , welche  die  Maturitätsprüfung  oder  eine  der 
theoretischen  Staatsprüfungen  mit  Auszeichnung  ahgelegl  hahen,  für  die 
regelmässige  Dauer  der  Universitäts-Studien ; 

h)  Doetoranden,  w<dche  in  einer  stiengen  Prüfung  mitStimmen- 
Einhelligkeit  approbirt  wurden,  tiir  das  dahr,  in  welchem  sie  das 
nächste  Rigornsum  zu  bestehen  in  der  Lage  sind,  so  ferne  sie  die 
Empfehlung  eines  ihrer  Professoren,  welche  in  der  Mitfertigung  des 
ersten  Bcgehrzettels  bestehen  kann,  beihringen  und  von  dieser  Be- 
günstigung nach  dem  Ermessen  des  Bibliothekars  keinen  tadelns- 
werthen  Gebrauch  machen; 

cj  .Studirende  , die  zwar  in  die  Kategorie  a)  nicht  gehören, 
jedoch  in  Ansehung  ihrer  wissenschattlicheu  Strebsamkeit  und  ihres 
soliden  Charakters  von  einem  der  Uni versitäts- Professoren  dem  Biblio- 
theksvorstand besonders  empfohlen  und  vom  Letztem  dieser  Begünsti- 
gung würdig  erachtet  werden. 

4?.  4.  L)ie  ( -autioiueinlage  hat  in  der  Kegel  bei  sUmmtlichen 
Bibliotheken  gleichmassig  zehn  Gulden  Conv.-Münze  zu  betragen, 
kann  jedoch  nach  Beschaffenheit  der  Umstände  mit  Rücksicht  auf  die 
Menge  oder  den  Werth  der  begehrten  Bücher  von  dem  Vorstand  der 
Bibliothek  auch  höher  bemessen  werden,  wo  dann  der  höhere  Erlag 
als  Bedingung  der  Ausleihung  zu  gelten  hat. 

tj.  5.  Wie  das  Zurückziehen  der  haftungsfreien  Caution,  so  ist 
auch  die  neuerliche  Cautiouirung  jederzeit  gestattet. 

Immatriculirte  Studirende  der  Universitäten  und  Doetoranden 
sind  jedoch  zur  Erneuerung  der  Caution  im  Laufe  des  Studienjahres, 
in  welchem  die  Zurückziohung  derselben  stattgefunden,  nur  dann  be- 
rechtiget, wenn  der  Bibliotheksvorstand  sich  hiemit  einverstanden  er- 
klärt und  die  unmittelbar  vorangegangene  Erhebung  der  Caution 
für  gerechtfertiget  hält. 

§.  6.  Die  durch  g'  genwärtigen  Erlass  nicht  berührten  Bestim- 
mungen der  Vorschrift  vom  20.  December  1849  bleiben  aufrecht. 
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431.  Ministerial-Erlass  vom  8.  Juni  1856,  Z.  6217  ex  1856, 

an  die  Stattlialtcreien  in  Triest,  Olier  Oesterreieli,  Miiliren,  die  I.audijtrogieruu,' 
in  Kraiii,  KXrntlieii,  Salzburg,  *) 

womit  di«  im  Miniilerial-Erla»«  vom  9.  Februar  1854,  Z.  9853  **)  «rtheilta 
VoraohrifI  über  dai  Auilaihen  der  Bücher  aua  bfTentlichan  Bibliotheken  zum 
hiudiohen  Qebrauch«  nther  ergbnzt  wird. 

Man  fimlct  die  mit  Erla.ss  vom  9.  Februar  1854,  Z.  9853  ge- 
gebene Vorselirilt  über  das  Ansicilien  von  Büchern  zum  bäuslicben 
Gebrauche  aus  Universitäts-  unil  Lyeealbibliotbeken  folgenderiiiassen 
zu  ergänzen ; 

1.  An  Orten,  wo  sieb  eine  k.  k.  öffenlliclie  Studien-  (Lyceal-) 
Bibliothek  und  -zwar  zugleich  keine  Universität  aber  eine  theologische  oder 
k.  k.  mediciniscb-cbirurgisclie  Studicnanstalt,  o<ier  ein  Obergymuasium, 
oder  aber  eine  Oberreal.schule,  oder  sonst  eine  hiibere  Spccial-Leliran- 
stalt  befindet,  wird  die  Het'ugniss.  Bücher  aus  der  genannten  Biblio- 
tliek  zu  entlehnen,  um  dieselben  zn  Hause  zu  benützen,  auch  den 
Zöglingen  dieser  Leliransfalten  jedoch  mit  Auscliln.ssder  Untergymnasial- 
und  Unterrealscliüler  zugestanden. 

2.  Die  Befreiung  vom  Krlage  der  Oaution  kommt  auch  diesen 
Zöglingen  zu  statten,  wenn  sie  von  dem  Vor.steher  der  Leliraiislalt, 
an  welcher  sie  eingescbriebeTi  sind  und  ihren  Studien  obliegen,  in 
Ansehung  ihrer  Strebsamkeit  und  ihres  soliden  Charakters  dem  Biblio- 
theksvorstand besonders  empfohlen  und  vom  Letzterem  dieser  Begünsti- 
gung würdig  erachtet  werden.  ***) 


432.  Ministerial-Erlass  vom  18.  Mai  1860,  Z.  7461, 

an  die  Stattiialter<rien,  StAtthaltereiabtlieiinngen  und  Lamlo»regieningen  von 
Nieder-Oostorrcicl«,  Ober-Ocaterreicb,  Wnetlip,  Hdliinen,  Krakan  (Ofeni,  MÜhrcUf 
Tirol,  .Steiermark,  Galizien,  Kiaiii,  Klirntheu,  Kroatien,  Küsttnland,  (Biebeii* 
bilrKfii,  Kaschan,  FresHburg,  Gronawardeiii).  +) 

womit  Walzungen  behufs  einer  gleichmüssigen  Behandlung  der  statistischen 
Daten  in  den  jährlichen  Zustandsberichten  der  k.  k.  Bibliotheken  gegeben 

werden,  ff) 

Zuw  Bchuft^  einer  gleichmlitislgen  Bebaiuilung  der  stAtistischen 
Daten  in  den  jährlichen  Zui$tandsberichten  der  k.  k.  Bibliotheken 
wird  Nachstehendes  verordnet: 

*)  Mit  M.-E.  vom  7.  Juli  IHöb,  Z.  682<>  wurde  dieser  Erlass  auch  auf 
Krakau  ausgedehnt. 

••)  Sub  (VII  d Nr.  430). 

Vergl.  M.-E.  vom  22.  Mai  1868,  Z.  2662  (sub  VII  d) 
f)  Nach  dem  St.-H.-C.-D.  vom  7.  Mai  1833,  Z,  1888  solltun.  die  Landes- 
stellen  bei  Vorlage  der  Zustandsbcrichte  bber  die  Bibliotheken  auch  ihr  eigenes 
rrthoil  über  den  .Stand  ders>elben  und  über  den  Kloia«  und  die  Leistungen  der 
Itibliutlieks-Hearotcn  beifügen.  Letzteres  fällt  nach  dem  Ministeriahf^l.ass  vom 
19.  Februar  1868,  Z.  963  jetzt  weg. 

ff)  Üceret  der  8t.-H.*C.  vom  20.  Februar  1829,  Z.  1068.  Dem  Zustands- 
berichte  ist  ein  kurzgefaaste^«,  aber  vollständiges  Verzeichuiss  der  zugewachsenen , 
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1.  Dur  GesammtbesUnd  der  Bibliothek  ist  stet»  nacli  der  Zahl 
der  Bände  zu  bestimmen,  hierbei  jedoch  die  Biindezald  der  Druck- 
scbriflen  von  jener  der  Haudschril'ten  abgesondert  anzuführcn.  Unter 
den  Druckschriften  sind  sowohl  die  Incunabeln  wie  auch  BrochUren, 
welche  selbstständig  aiifgestellt  werden,  zu  vei-stehen.  Die  Beibändo 
der  Druck-  und  llandschrifVen  sind  nicht  besonders  zu  zählen,  son- 
dern der  Collectivhand;  dasselbe  gilt  von  Brochiiren  und  Flugschriften 
u.  dgl.,  wenn  mehrere  derselben  zusammengebunden  sind. 

In  Bibliotheken,  welche  eine  bedeutende  Anzahl  von  Brochürcn 
und  Flugschriften  (Upusculi)  besitzen,  und  wo  diese  abgesondert,  d.  i. 
nicht  zugleich  mit  den  andern  selbstständigen  Druckschriften  numerirt 
und  aufgestellt  sind,  ist  der  Gesanimtstaud  derselben  neben  dem  Ge- 
sammtstande  der  Druckschriften  und  Handschriften  abgesondert  anzu- 
fiihren. 

Der  Gesammtstand  der  übrigen  mit  der  Bibliothek  verbundenen 
Sammlungen,  z.  B.  geographischer  Karten  und  Atlanten,  Tabellen; 
dann  von  Kupferstichen,  Münzen,  Gemälden  n.  dgl.  ist  nach  der 
Zahl  der  Stücke  zu  bestimmen. 

2.  Der  jälirliche  Zuwachs  ist  mit  Kficksichl  auf  die  sub  1 be- 
zeicbucten  Gruppen  des  Gesammtstandes  anzutühren. 

3.  ln  der  Rubrik  über  die  Benützung  der  Bibliothek  ist  die 
Zahl  der  Leser  im  Lesesaale  der  Bibliothek,  d.  i.  eigentlich  der  Be- 
nützungsfälle, von  der  Zahl  derjenigen  Fersonen,  welche  Werke  zur 
häuslichen  Benützung  aus  der  Bibliothek  entlehnen,  streng  zu  scheiden. 
In  Bibliotheken,  wo  über  die  den  Lesesaal  besuchenden  Personen 
keine  genaue  Vormerkung  geführt  wird,  ist  die  Zahl  derselben  an- 
näherungsweise zu  bestimmen. 


433.  Ministerial-Erlass  vom  4.  August  1860,  Z.  10274, 

au  die  Stattbalterei  in  Galizien, 

betrelfand  die  Vertretung  des  Bibliotheksvoratandes  in  Fitlen  seiner  Beur- 
laubung oder  aonatigen  Verhinderung. 

Kine  zeitweilige  Verhinderung  oder  Beurlaubung  des  Bibliotheks- 
Vorstandes  ist  der  im  §.  136  der  Bibliotheks-Instruction  gedachten  Er- 
manglung des  Bibliothekars  nicht  gleichzuhalten  und  in  diesen  Fällen 
daher  die  eventuelle  Vertretung  des  Bibliothekars  durch  einen  Pro- 
fessor in  der  Regel  nicht  nöthig. 

besonder»  aber  der  an^rekaufon  Werke  beizulegen,  wovon  eine  Au.snabme  nur 
hl  dem  dermal  ohnehin  böch:»!  seltenen  Falle  zu  maclien  wäre,  wenn  eine  ganze 
BQcbersammlnng  zuwtU  bsc. 

Decret  der  St.-H.C.  vom  12.  August  1826,  Z.  .H716.  ln  der  Rubrik  2 
(Zuatand  der  Anstalt)  des  Jahresberichtes  ist  eine  suiumarische  Uebersicht  der 
jährlichen  Verwendung  mit  folgenden  Daten  zu  geben;  1.  Uoberscbuiis  vom 
vorigen  Verwaltnngsjahre.  2.  Dotation  für  das  nächst  vergangen»-  Vcrwaltungs- 
jabr.  3.  Andere  ZuBUssc.  4 Einnahme  im  Ganzen.  &.  HUchcransebaBung.  6.  Ein- 
bandkosten.  7.  Kanzleiauslagen.  8.  Rcinigung.sauslagen.  \K  Ausgaben  im  Ganzen. 
10.  Der  auf  die  künftige  Jabresrochnung  zu  übertragende  Rest. 
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In  liat  illirigi'iis  als  Regel  zu  gelten,  ilass  der  Biblio- 

tlieksvorstaiid  durch  «inen  Bihlintlieksbeaintcn  vertreten  werde,  luid 
nur  in  dem  Fall«,  «1h  ein  hiezu  geeigneter  Bihliothekshcaiuter  nicht 
vorhanden  wäre,  oder  sonst  besondere  Umstände  die  Anwendung  der 
gewöhnlichen  Vorschrift  nicht  angemessen  erscheinen  liesson,  ist  einem 
Professor  die  interimistische  Leitung  der  Bibliothek  übertragen. 

Ferner  ist  der  Unterschied  zwi.schen  scientifischen  und  Kanzlei- 
Individuen  iin  Sinne  des  121  der  bestehenden  Bibliotheksinstruction 
um  so  weniger  zu  berücksichtigen,  als  seit  längerer  Zeit  dieser  IJnter- 
•schied  nicht  mehr  in  Uebung  ist  und  man  selbst  bei  Verleihungen 
von  Amanueiisisstellcn  nur  solche  Bewerber  berücksichtigt,  welche  einen 
höheren  Grad  wissenschattlicher  Bildung  ausweisen,  namentlich  in 
Gcmässheit  der  Vorschrift  vom  21.  Juli  1H56  befähigt  sind,  sich  zur 
Oandidatenprüiüng  des  Gymnasial-Lehramles  zu  melden,  oder  dieselbe 
mit  Erfolg  abgelegt  haben. 


434.  Ministerial-Erlass  vom  14.  Februar  1861,  Z.  1555,  *) 

an  die  .Stalthallvreicn  von  t.  ffieder-Oesterreicli,  2.  Ober-Oesterreich,  3 Tirol, 
4.  Kteiennark,  5 Triest,  ö.  Böhnicii,  7.  Mahren,  8.  Galizien  {9.  lombardisch- 
venctianisebea  KSnigreich,) 

Ober  die  Vorsichtsmassrogeln,  welche  zu  beobachten  sind,  wenn  Profeeeoran 
an  Hcchschuten  und  Lehrern  an  Mittelschulen  die  Benützung  öffentlicher 
Bibliotheken  bewilligt  wird,  welche  sich  ausserhalb  ihres  Aufenthaltsortes  be- 
finden. •*) 

Um  nicht  in  Jedem  einzelnen  Falle,  wo  den  Professoren  an 
llochschulcn  und  Lehrern  an  Mittelschulen  die  Benützung  einer  oder 
mehrerer  ausserhalb  ihres  Aufenthaltsortes  befindlichen  k.  k.  öffent- 
lichen Bibliotheken  vom  Staatsministeriuin  über  deren  besonderes  An- 
suchen mit  oder  ohne  Be.schr«ukung  auf  eine  bestimmte  Zeitdauer 
gestattet  wird,  die  diesfalls  zu  beobachtenden  Vorsichtsmassregeln 
wiederholen  zu  müssen,  findet  man  zur  Dariiachachtnng  der  Vorsteher 
der  k.  k.  öfi'entlicheu  Bibliotheken  Nachstehendes  zu  erlassen: 

1.  Die  Benützung  der  Werke  ist  auf  die  Verfolgung  des  wissen- 
schaftlichen Zieles  oder  des  Fachgebietes,  für  welches  der  Gesuchs- 
werber die  ministerielle  Bewilligung  erhalten,  und  auf  verwandte 
Lchrzweige  zu  bescliräuken. 

2.  Sie  hat  mittelst  amtlicher  Correspondenz  zwischen  dem  Bi- 
bliothekar derjenigen  Unterrichtsanstalt,  bei  welcher  der  benützende 
Professor  oder  Lehrer  in  Verwendung  ist,  und  sollte,  sich  daselbst 
keine  Bibliothek  befinden,  zwischen  der  Dire.ction  und  dem  V’orsteher 
der  Bibliothek,  aus  welcher  die  gewünschten  Werke  entlehnt  werden, 
und  zwar  in  der  Weise  zu  geschehen,  dass  der  Entlehner  dem  Biblio- 

*)  Mit  M.-K.  vom  4.  December  1862,  Z.  12977,  wurde  aiigeordiu-t,  das.s 
von  dem  Inhalte  des  M.-E.  vom  14.  Februar  1861,  Z.  1655  da»  l.ehrpersonale 
der  Mittelscbulen  in  Kenntnis»  zn  »etzen  »ei. 

**)  Theilwcuie  mudificirt  durch  M.-E.  vom  22  Mai  1868,  Z.  2662  (»ub.  VII,  d.) 
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tliekar  odor  der  Dircction  seiner  Anstalt  diejenigen  Werke  naiuliaft 
macht,  welelie  er  auf  Gntnd  der  ihm  ertheilteii  ministprielleii  Bewilli- 
gung (1)  in  seinem  Aufenthaltsorte  zu  benützen  wünscht.  Der  Biblio- 
thekar oder  die  Direction  vermittelt  sofort  die  Entlehnung  und  erfolgt 
die  eingelangten  Werke  gegen  Empfangsbestätigung  dem  Entlehner. 
In  gleicher  Weise  geschieht  die  Biieksendiing  der  benützten  Werke. 

Oh  ein  Work  überhaupt  und  wie  viele  Werke  zugleich  einer 
bestimmten  Bibliothek  .abgegeben  werden  können,  hat  der  betreftcnde 
Bibliotheksvorsteher  zu  beurtheilen,  welcher  vor  Allem  die  Bedürf- 
nisse seines  Lesekreises  b<‘rürksichtigen  muss. 

1.  Die  Bibliothekare  und  Directiomm,  durch  deren  Verinittlnng 
die  Hin-  und  ltnck.sendnng  der  entlehnten  Werke  zu  erfolgen  hat, 
sind  gehalten  darüber  zu  wachen,  dass  die  Werke  nnbescliKdigt  und 
rechtzeitig  an  den  jeweiligen  Bi‘.stimmnngsort  gelangen. 

.5.  Im  Uebrigen  haben  in  dieser  Ht^ziehnng  dieselben  Vorsichten 
und  Vorschriften  zu  gelten,  welche  über  die  Entlehnung  der  Werke 
aus  den  k.  k.  öflentlichen  Bibliotheken  überhaupt  bestidien.  * I 


435.  Ministerial-Erlass  vom  12.  August  1862,  Z.  7392, 

au  die  Landcslit-fiördeii  von;  l.  Nicder-Ocsterrcicli,  ti.  llölim.-n  (ü.  \'oncdig, 
4.  .Steiermark,  ."i.  Tirol,  6.  Mähe  ii.  7.  Olier-Ucsterrcii  li,  ><.  Halzluirg,  9.  Krain, 
tO.  Kärntlu-ii.  1 1.  («alizieii. 

womit  der  §.  68  dar  Blbliotheken-Instruclion  vom  23.  Juli  1825  für  gütig  er- 
klärt wird 

Die  bestandene  Stndien  llofcoinmission  hat  mit  Deeret  vom 
•JH.  .luli  ld"’,5.  Z.  2!bt0,  die  noch  gütige  Bibliotheken-Instrnction  vor- 
geschrieben,  davon  jedoch  den  § US  mit  dom  Beisätze  ausgenommen, 
dass  dieser  l’.iragraph  cr.st  nach  erfolgter  Allerli.  Denehmignng  in 
Wirksamkeit  zu  treten  habe. 

Dieser  Paragraph  lautet  wörtlich;  ,llm  damit  der  Büchercin- 
kauf,  als  eine  für  die  Bibliotheken  zuvörib  rst  wichtige  Sache,  nicht 
ganz  (1er  individuellen  Ansicht  eines  Einzidnen  auf  eine  Keihe  von 
.lahren  überlassen  bleibe,  ohne  andererseits  durch  die  in  derlei  .Sachen 
sehr  verschiedene  .Ansicht  und  oft  widersprechenden  AVünsche  meh- 
rerer P(;r.soncu  alle  Eiidieit  und  Planniässigkeit  zu  verbannen,  hat  die 
Bibliothek  im  November  j(*den  .Jahres  ein  knrzgefasstes  Verzeich- 
niss  aller  im  I.anfe  des  nächstabgewichenen  Verwaltungsjahres 
angekauften  Werke,  mit  der  -Angabe  des  Weges,  auf  welchem 
es  bezogen  wurde,  des  Ankantspreises  und  bei  neu  augeschallten 

*)  I.)en  Schül'Tii  der  Gymnasien  und  nherreHlsclinlon  sidleu  die  l.'nivcr.si- 
täts  Ifildiotln'kcii  -zufolge  'M.-E.  vom  *J9.  -\pril  IH."»t  , /.  (»7.Ö1,  in  der  Art  zu- 
gänglich gemacht  werden,  dass  ihnen  ihre  Lehrer  die  für  die  .lugend  geniess- 
haren  und  nnvertangliehen  Erseheinnngen  der  einschlägigen  Eäeher,  welche 
sieh  in  der  hetretfendeii  Itihli.ithek  vorlimh-n,  Iiezeichnen;  die  Henützung  solcher 
Werke  ist  aneli  den  G,vmna.sial-Schillern,  uameiitlieh  solchen,  hei  denen  schon  ein 
mehr  wissensehatlliches  Streben  vorausgesetzt  werden  muss,  nicht  zu  versehlicssen. 

Thas  Oesterr.  UniversltäUgesetze.  3t* 
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Werken  aucli  der  Einbamikosteii,  an  IJn  i vers  i til  f eii  dem  akadc- 
iniHrlien  Senate,  an  J^veeen  dein  Keetor  des  Eveomiis  vorzulc<ren, 
welche,  das  Verzeicliniss  den  Vorstehern  aller  Studienzweige  der  Uni- 
versität oder  des  [>yceums  zur  Einsicht  geben.  Findet  sich  bei  dieser 
Einsiclitsnahiiie  entweder  hinsichtlich  der  Auswahl  oder  hinsichtlich 
der  Kosten  ein  Anstand  oder  ein  Wunsch  zu  äusscrn,  so  wird  dieser 
der  Hihliotheksverwaltung  niitge.theilt.  nllentalls  dieselbe  um  ihre  Aus- 
kunft angcganfrcn.  Nur  erst  iiii  Falle,  wo  mau  sich  mit  den  erhalte- 
nen Auskünften  nicht  beruhigen  zu  können  giaiihen  sollte,  wäre  die 
»Sache  hei  der  Laiidesstelle  anzuhringen.“ 

Da  nach  dem  Wirkungskreise  der  Ministerien  die  Festsetzung  • 
von  Dienstesinstructionen  zum  eigenen  Wirkungskreise  des  bezüglichen 
Ministeriums  gehört  und  (»s  angezeigt  erscheint,  den  erwähnten  Jj.  GH 

in  Wirksamkeit  zu  setzen,  so  wird  die  k.  k beauftragt, 

diesen  GH  von  nun  an  als  gütig  zu  erklären,  wornach  die  bezüg- 
liche Uihliotheksvorstehiing  und  die  bezüglichen  Ötudienanstalten  im 
November  1.  »I.  und  so  fort  in  jedem  daraiil  folgenden  .lalire  zu  den 
vorgeschrielunen  Amtshandlungen  licrufeii  sein  werden. 

Wo  eine  Universität  besteht,  i“t  das  Verzi'iclinis.s  nur  dieser, 
bezüglich  dem  akademischen  Senate  oilcr  rlcni  Uni vcrsitätsdoiisistorium 
mitzutheilen.  Die  Art  und  Weise  der  Zustandehringung  iler  Antwort 
der  Universität  Ideilit  ganz  dieser  selbst  überlassen,  uonnch  es  in 
ihrer  eigenen  Wahl  liegt,  zur  Prüfung  der  AiiSidialVuug  und  Formu- 
lirung  der  Wünsche  ans  ihrer  Mitte  eiin'ii  stäudigmi  oiler  nicht  stän- 
digen Ausschuss  zu  hestiiniinni  oder  In  anderer  ihr  zweckdienlich 
scheinenden  Weise  dieses  Ziel  zu  erreichen. 

Da  die  Uiiivcrsitätshehörde  nninittclhar  dem  .Mini.stcrium  unter 
geordnet  ist,  so  sind  jene  Fälle,  in  welchen  idn  Einverständniss  mit 
der  Hihliothek  nicht  erzielt  werden  kann,  in  dem  allgemein  vorge- 
schriehenen  Wege  von  der  Universitätsln  hörde  anstatt  der  Lnndes- 
stelle  dem  Miiiisteriuni  zur  Ent.scheiduug  vorzniegen.  *) 


436.  Ministerial-Erlass  vom  11.  November  1802,  Z.  11285, 

an  f!i«‘  IsäiMlfr!*toI!un  in:  !.  \Viun.  '2.  I’ra;,.  Iiiiisbnu'k.  1.  Oraz.  T». 

I».  KrAk.'iii  (7.  V'  iipdi"  . x.  Linz,  V.  Snl/.hiirjr,  10  T.aihacli,  11.  Kl.’jjjfjiftnt. 

womit  eine  Controle  rUcksichtlich  der  bei  den  Universitäten  und  sonstigen  öffent* 
liehen  Unterrichtsansialten  bestehenden  BUchersammlungen  eingeruhii  wird.  **) 

Für  die  Uaivorsitiils  - Hüiliotliek  in  Krakau  wurde  üinn* 
dercH  Aiulringeii  des  akadcMuischeii  S(*nat(*s  tnit  Ministerial-Erlass  vom 
17.  Mai  18ß?5.  Z.  EUiO,  die  Heizieliunj?  < iiies  f*rotessors  zu  diesen 

•)  Kine  Ab.schrift  diu^ur  \VrDrdmiiijr  vom  12.  Anp'Jst  1802  wurde  anoh  der 
Statthalterei-Coiiuins.Moii  für  Krakau  mit  dem  Aullra;:»*  mitp  tliejll , sie  fflr  die 
Fniversitiit.^-iliMiothek  in  Kiakau  in  Kraft  /.u  stützen. 

Mit  Erlas.'^  de.s  Stauismiiiistniums.  AOtli.  für  und  V.,  v«»m  21.  KehriiÄr 
1864,  /.  Il0d8,  an  die  f;:nlizi.sohe  Statthnlterei  wurde  iieiierlieli  l)ttout,  dass  die 
Controle  libei  die  mit  M.-K.  v.  11.  Nov<*mb.  1862,  Z.  11285,  angeordncle  jähr- 
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Sconti'iruiigi-ii  bewilligt;  diuli  soll  derselbe  ein  für  allemal  bezeichnet 
werden,  um  sieb  zum  Zwecke  unverrnutheter  Scontrirungen  unmittelbar 
an  ihn  wenden  zu  können,  und  diese  Kevisiou  sollte  sich  dort  bis 
zur  Vollendung  des  Xeubaues  der  Hibliotbek  und  der  damit  zusam- 
nienhiingenden  örtlielien  Einstellung  auf  die  mit  der  dabresdutation 
neu  angescbartten  und  jene  alleren  Werke  bescbränken,  deren  neue 
Localsignatur  in  den  (irundkatalog  bereits  eingetragen  ist. 

Im  Nachträge  zuin  .Ministerialdecret  vom  Id.  August  ItSGd,  *)Z. 
7:i9d,  wird  bezüglicb  der  .Sicherung  des  Uibliotbckbestaudes  die  k.  k. 

beauftragt,  alljälirlich  durch  einen  ihrer  Ifeamtcn  mit 

Zuziehung  der  iiöthigen  Anzahl  von  Ituehhaltungsbeainten  an  einem 
unverinulhelen  'l’age  eine  conimissionelle  Revision  der  dortigen  Uni- 
versitats-  (.Studien- j Bibliothek  mittelst  stich  weiser  Auswahl  besonders 
der  neu  angi  schalTteu  Werke,  ohne  jedoch  bei  diesen  Stichproben  die 
iilteren,  nauieutlich  ilie  kosts|)ieligeren  Werke,  auszuschliessen,  vor- 
nehmen und  sich  über  das  Hrgehni.ss  einen  Bericht  unter  Anscblu.ss 
eines  Verzeichnisses  der  rcvidirteu  Werke  vorlegen  zu  lassen,  wogegen 
die  dort  übliche  Intervention  di-r  Kacultäts  - Decane,  in  sofcrne  der 
akademische  .Senat  nicht  dagc'.ren  eine  hielier  vorziilegende  Hingabe 
richten  sollte,  aufzuhören  bat. 

437.  Ministerial-Erlass  vom  18.  November  1862,  Z.  12303, 

an  die  Sl.ntllialterei  liii  * Icstcrreieh  miter  der  Kims, 
wegen  Zuläftigkeit  der  Betheilung  von  Bibliolhek.-Amanuenten  mit  Aushilfen. 

Der  k.  k.  niederöslerreichisclieu  Statthalterei  wird  unter  Beziehung 
auf  das  Ministerialdecret  vom  tjl.  Mai  IHti-’,  Z.  4969,  bedeutet,  dass 
Amanueiisen  von  der  Betheilung  mit  .Vusbilfen  nicht  ausgeschlossen  sind. 

438.  Erlass  des  Staatsministeriuias,  Abth.  für  C.  u.  U.,  vom 
21.  Jänner  1865,  Z.  12352,  ex  1864, 

nn  tlu*  SuitlliAltcreii'it  v*»n  iUilimcii.  Mnlirrn,  (r.ili/.ii  is.  Nieder-  mid 
Tii'd.  Stfi<N  mark.  Kilhtfidaiid.  dir  Laiidi;.sbriiöi(lru  in  Salzimr^.  K.Mrntlirii  und 
Kraiii  und  SlaUliaiU'U'i*Ci*iimimio  in  Krakau. 

betreffend  die  Einsendung  der  Jahresberichte  der  Bibliothekare  am  Schlüsse 

des  Soiarjahres. 

I>ir  uuuimlir  u;u*h  firm  statt  iiacli  dum  Militärjahri*  statt- 

fiiulemlr  Urchnuii'^slrtfunjr  marlit  i*s  nothwriidip;,  dass  die*  Jahros- 
lierirlitf  ilrr  Vorständr  <lm-  öH’rnllirluMi  HUjliotheki5n,  zwar  in  Absicht 

liehe  1ii>di«»tlii'k.H-Krvisiond<*m  WirkunKskreUr  der  SUittlialtcrci  anj^rlifirt,  und  die.st* 
daher  hcrul'eii  isi,  ilas  Ki"rl*iüss  drr  J^rontrirunjf  zu  prüfen  und  iin  ei|;eueu  Wir- 
kuiipHkrriM'  dir  dienlich  erschciiiendeii  Wei.sunp'on  oder  V'crfn^nnpen  zu  tretfeii. 
An  dttA  Ministerium  Ut  nur  daun  zu  linichten,  wenn  sich  ans  den  .'^contrirun^s- 
rcHiiltateii  nach  der  Kcnrtheilnn^  der  Stattlialterci  die  NotliwendiRkcit  von  Ver- 
tilgungen heran.ssicllte,  welche  über  d«'n  ihr  ziikomniendeii  Wirkniigskrcia  hin- 
aus g i e n g c u. 

*)  äub  VII.  d)  Nr.  485. 

38  * 
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auf  die  Schilderung  des  Zustandes,  der  Benützung,  der  Thätigkeit 
de.s  Personals  u.  dergl.,  noch  iniiner  nach  den  1 taten  und  Ergebnissen  ' 
der  Studienjahre  verfasst,  doch  nicht  mehr,  wie  es  der  §.  1 19  der 
Bibliotheks - Instruction  vom  .lahre  1H25  *)  anordnet,  ini  November, 

sondern  erst  im  Jiinner  jeden  .jalireg  im  Wege  der  k.  k hieher 

vorgelegt  werden.  **) 

Dieser  Termin  wird  es  zulässig  machen,  dass  die  Dotation  mit 
allen  Empfangs-  und  Ausgabs-Nachweisungen,  sonach  der  rechmings- 
mässige  Theil  dieses  Berichtes,  nach  den  Ergebnissen  des  .lahres- 
schlusses  dargcstellt  werden  könne. 

Hievon  ist  der  Vorstand  der  unterstehenden  Universitäts-  oder 
Stiidien-Bihliothek  zur  Nachachtung  in  Kenntniss  zu  setzeu. 


439.  Erlass  des  Staatsniinisteriums,  Abth.  für  C.  u.  U.,  vom 
4.  Juli  1867,  Z.  470, 

an  die  Statllialtcrcien  von  Nicder-Ocstcrrcieli,  llKliinen,  (talizicn,  Steiermark, 
Tirol,  Küstenland,  MHliren,  Ober-Oestorreieh,  Salzburg,  Krain,  Kämtben, 
wegen  der  Aufnahme  der  Preise  in  die  Ausweise  Uber  die  Anschaffungen  der 
Studienbibliotheken  und  der  Gliederung  dieser  Ausweise  nach  Fächern, 

Um  die  Zweckmässigkeit  der  Anschatfung  der  Werke  für  die 
Bibliotheken  in  ihrem  Verhältnisse  zu  den  dafür  aufgewendeten  Ko- 
sten beurtheilen  zu  können,  und  zur  leichteren  Gewinnung  einer  ver- 
gleichenden licbersicht,  wie  sich  die  llotation  auf  die  einzelucu  Ge- 
biete der  Literatur  vertheile,  sind  alljährlich,  gelegentlich  der  Er- 
stattung der  Zustandsberichto  der  Bibliotheken,  in  dem  vorzulegenden 
Zuwachsverzeichnisse  die  Anschafl'ungen,  welche,  bisher  in  denselben 
von  den  meisten  Bililiotheken  nach  der  zulalligcn  Zeitfolgc  der  Acces- 
sion  oder  nach  dion  Alphabete  verzeichnet  erscheinen,  in  Zukunft 
nach  einzelnen  Haujitgebieten  der  WisBenschaflen  und  .Materien  zu 
ordnen,  und  ist  zugleich  in  einer  besonderen  Kubrik  bei  jedem  eiii- 
zelnen  Werke  der  Anschaffungspreis  anzusetzen. 

Die  Durchführung  dieser  Modalität  hat  wo  möglich  bereits  mit  dem 
.lahresbcrichtc  pro  1867,  jedenfalls  mit  dem  .lahresberichtc  jtro  1868 
angefangen  und  sofort  stattzulinilen.  Die  Kntwerlüng  des  hiebei  einzu- 
haltendeu  .Materien-Scliema'a  bleilit  ilein  Ermessen  des  Bibliotheks- 
Vorstandes  mit  Kücksicht  auf  die  Verhältnisse  der  seiner  Leitung  au- 
vertrauten  Bibliothek  anheimgestellt. 

*)  und  St.-H.-C.-lt.  vom  4.  Kebniar  ls:44.  /.  ,5701,  cx  IHHö. 

**]  In  ticin  M.-K.  vom  7.  Kebniar  lSt.5,  /.  Itl.ötl,  mit  welcliein  die  Frist 
für  die  Eiiisendaiig  des  ,laltreHboriclites  der  Krakauer  L'iiiversilül.s-Itibiiutliek  pro 
1864  erstreckt  worden  ist.  wurde  unter  Einern  die  genaue  Einhaltung  des  ini 
Erlass  vorn  *21.  Februar  186.5  festgesetzten  'rerinins  für  die  F.dge  mit  dem  lle- 
merken  eingesehärft,  dass  im  Laufe  tlcs  .lalires  nielit  nur  die  Daten  liir  den 
Hanptbi  richt  ge.snmmeit.  .sondern  arrchallinälig  znsaimnetrgcslellt  weiden  können, 
lind  die  Anfertigung  der  dritten  ('ojiio  des  Zuwac.b.s- Verzeieliiiisses  dadtireli  i*iii- 
belirlich  wird,  dass  das  dein  iMiiiisteriiim  vorgelegte  E.\i‘mplar  der  Hibliolliek  als 
lleleg  der  Jahresreehnnng  znriickgestellt  werden  w ird. 
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440.  Ministeiial-Erlass  vom  19.  Februar  1888,  Z.  903, 

an  ilio  Statthaltercit'ri  für  Nipiler-Oe^lprrnich,  Blilimen,  (ixliziril,  Steiermark, 
Tirul,  Ober-Oestcrrcich,  Mühreii,  Küstenlanil,  an  ilie  Lanilesbehfirdeii  für  Kärn- 
tlieii,  Krain  ninl  Sil/.bnr;.'. 

betrefTend  die  Abitellung  der  jährlichen  Vorlage  der  tabellarischen  Ausweise 
Uber  den  Stand  und  die  Befähigung  des  Bibliotheks-Personales. 

Das  Miiiistcrinm  für  Cnltus  und  L’iiterriclit  fiudet  sieh  bestimmt, 
cs  in  Hinkunft  von  der  durch  die  Instruction  für  Bibliotheken  vom 
•2.1.  Juli  7,.  'i'.ISO,  nngeordnelen  und  durch  die  .Ministerial-Er- 

lässe  vom  l.  Mni  1H')7,  Z.  7.')H(J,  und  24.  Februar  18.58,  Z.  3262,* **)) 
niiher  geregelten  alljährlichen  Vorlage  der  tabellarisch  en 
A u «weise  ü b e r d e n S t a ii  d und  d i e B e fä  h i g u n g des  Biblio- 
theks-Personals abkoinnii  n zu  lassen,  dagegen  sind  wie  bisher 
in  dem  Jahresberichte  in  den  Kubriken  l,  4 und  ä die,  das  Biblio- 
theks-Personale  betreffenden  Daten  mit  voller  Genauigkeit  aufzufUh- 
ren,  wie  auch  das  Ministerium  sich  vorbehält,  in  angemessenen 
Zeitabschnitten  die  Vorlage  von  Ausweisen  über  die  Verwen- 
dung, Beruhigung  und  amtliche  Haltung  des  Bibliotheks  - Personales 
anzuordnen. 

Hievon  wird  die  k.  k.  Landesregierung  zur  eigenen  Darnach- 
aehtung  wie  zum  Zwecke  der  Verständigung  der  betreffenden  Biblio- 
theks-Vorstände in  Kenntniss  gesetzt. 


441.  Ministerial-Erlass  vom  22.  Mai  1868,  Z.  2562, 

.Hl  .alle  politiscbcii  l.änücrstellcn, 

betrefTend  das  Ausleihen  von  Büchern  aus  öfTentlichen  Bibliotheken  an  ausser 
dem  Sitze  der  Bibliothek  wohnhafte  Gelehrte. 

Um  die  wissenschaftliche  Thäligkeit  au  den  höheren  und  mitt- 
leren Lehranstalten  zu  heben  und  insbesondere  den  Mitgliedern  de« 
Lehrkörpers  derselben  die  für  ihre  wisseuschalflichen  Studien  und 
Arbeiten  uötliigen  Behelfe  leichter  zugänglich  zu  machen,  ündet  das 
Ministerium  lür  Cultus  und  Unterricht  rücksichtlich  der  Entlehnung 
von  Werken  au«  öff'eutliclieu  Bibliotheken  ausserhalb  des  Stand- 
ortes derselben  nachstehende  Wrorduung  zu  erlassen,  durch  welche 
die  Bestimmungeii  des  Erlasses  des  bestandenen  Sta.atsministcriums 
vom  14.  Februar  1861,  Z.  155.5,  eine  theilweise  Modification  er- 
leiden. 

*)  Nach  ileii  M.-K.  vom  Z7.  Se|ttember  Z,  1Ü.194,  und  1.  Mai  1857, 

Z.  7586,  sollte,  inshesondere  hei  dem  untergeordneten  Personale,  auf  die  Kubriken 
Ver  Wendung,  llefähigong  und  äintliclie  llnltnng  besoiidera  üewieht  ge- 
legt lind  bei  Individuen  böberer  Kategorien  hervorgebnhen  werden,  ob  sie  die 
Befähigung  zur  selbstständigen  1.,-ilnng  einer  Bibliothek  besitzen,  lin  M.-E. 
vom  24.  Kebrnar  1858,  Z.  8262,  war  bereits  bestimmt  worden,  das.s  die.se 
Rubriken  iiie.bt  nutliwendig  alljährlieh,  sondern  mir,  wie  es  dem  Bildio- 
theksvorstande  wiinseheiiswerth  erseheint,  ausgefiillt  weiden  .sollten. 

**)  8nb  Vll,  d>  Nr.  4H4. 
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tj.  1.  Di'ti  Mitglu'tlcni  ilos  I,(“lukiiriu'rH  an  den  Hoch-  und 
Mittelschulen  (Prolessoren,  Lehrern.  Docenten,  Asaistenleu  und  Sujj- 
plenten),  fenier  Lehrnintseandidaten  und  solchen  Pachschril'tstellern, 
welche  an  dem  Sitze  der  hezeichneten  l’nterrichtsanstalten  sich  hefin- 
den  , steht  das  Hecht  zu,  nicht  nur  aus  der  in  ihrem  Wohnorte  he- 
findlichen,  sondern  auch  ans  anderen  inländischen  üihliotheken  die 
t'ür  ihre  wissenschaftlichen  Studien  und  Arbeiten  nöthigen  Bücher  zu 
entlehnen. 

Dieses  Hecht  erstreckt  sich  jedoch  nur  auf  die  zu  streng  wisseu- 
schaftlichen  Zwecken  healisichtigte  Entlehnung  solcher  Werke,  welche 
mit  dem  Fache,  das  der  Entlelmer  an  der  hetrefienden  Lehranstalt 
vertritt  oder  sonst  mit  Erfolg  hetreiht,  in  näherer  Beziehung  stehen. 

‘2.  Die  Vermittlung  <ler  gewünschten  Werke  hat  mittelst 
amtlicher  (lorres|iondenz  zwischen  dem  Bihliothekar  ilerjenigen  Uuter- 
richtsanstalt,  bei  welcher  der  benützende  Profes.sor  oder  Lehrer  in 
Verwendung  steht,  und  sollte  sich  daselh.sl  keine  iiirentliche  Biblio- 
thek befinden,  zwischen  der  Diri^ction  der  I.ehranstalt  und  dem  Vor- 
sttdier  der  Bibliotln^k,  aus  wcIcIkt  die  gewünschten  Werke  entlehnt 
werden,  und  zwar  in  der  Weise  geschehen,  d.ass  der  Entlelmer  dem 
Bibliothekar  oder  der  Direction  seiner  Anstalt  diejenigen  Werke 
namhaft  macht,  welche  er  in  seinem  .\ufenthaltsorte  zu  henützen 
wünscht. 

In  gleicher  Weise  bedient  sich  der  Fachscliriftsteller  der  Inter- 
vention der  Vorstellung  der  in  seinem  Wohnorte  befindlichen  Biblio- 
thek oder  Lehranstalt.  Der  Bihliothekar  oder  die  Direction  übergibt 
die  eingelangten  Werke,  gegen  Empfangsbestätigung  dem  Entlehner. 

vj.  .V.  Ob  ein  Werk  üherhaniit  entlehnt  werden  kann  und  wie 
viele  Werke  zugleich  ausgeliehen  werden  können,  hat  der  V^orstaml 
der  um  ilas  Ausleihen  ersuchten  Bibliothek  mit  Hücksicht  auf  die 
Bedürfnisse  ihres  Leserkreises  zu  bestinnnen. 

§.  d.  Die  Bibliothekare  und  Directionen,  durch  deren  Vermitte- 
lung die  Hin-  und  Hücksendung  diT  entlehnten  Werke  erfolgt,  haben 
dafür  «Sorge  zu  tragen,  dass  diese  Werke  unbeschädigt  und  rechtzei- 
tig an  den  jeweiligen  Bestimmungsort  gelangen. 

ij.  .1.  In  Betrefl’  der  Dauer  und  des  Umfanges  der  Benützung, 
wie  auch  in  allen  hier  nicht  näher  angeführten  Beziehungen  haben 
jene  Vorsichten  und  V^orschriften  zu  gelten,  welche  über  die  Entleh- 
nung der  Werke  aus  ötl'entlichen  Bibliotheken  überhaupt  bestehen. 
I Ministerial-Erlass  vom  20.  December  1849,  H.  (4.  B.  18.50,  Z.  90.*) 
§.  6.  Hegen  die  Weigerung  der  Ausfolgung  eines  verlangten 
Werkes  kann  hei  der  betreft'enden  Landesstelle  Beschwerde  getührt 
werden. 

Die  Mitwirkung  des  .Ministeriums  für  Unitns  und  Unterricht  hat 
in  jenen  Fällen  oinzutrefen,  wenn  der  Entlehner  ein  .Vnslnnder  ist. 

*)  .Sul)  VII.  dl  Nr.  42‘.l.  Vcrgl.  die  Nachtragsbe.stinimuiiKeii  vom  9.  Februar 
tbö4,  Z.  9H.Ö.4  (sab  VII.  d)  \r.  4Ü0)  und  vom  8,  ,Funi  t8.5ll,  Z.  6217  (sah  t'll,  di 
Nr.  4.41). 
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odt‘1-  «onii  i'iii  Iiiliimlor  uiii  Wpik  aus  einer  HiUliothek  cles  Auslandes 
zu  i-rlialten  wnnselit. 


442.Yerordnuiig  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  Tcm 
1.  März  1870,  Z.  7330,  ex  1869, 

betreffend  den  Wirkungskreis  der  akademischen  Senate  in  Angelegenheiten  der 
Universitäts-Bibliotheken. 

Wenn^leieli  die  l’nivei-sitiits  l'iUiotlieken  naeli  5J.  18  der  prov. 
Hibliotlicks-Iiistrnction  die  };eineinseliafllielien  Hnclier.sainnilunfjcn  aller 
k.  k.  Hlldnn^s.uistallen  de.ssellien  Ortes  sind,  so  erselieint  es  doch 
bei  dem  (Iberw  ief;enden  Kiidlu.--.-.e,  »eichen  die  Ifuclisehulcn  auf  die 
»•issenscliaftlielie  Tliiitif'keit  zu  üben  berufen  sind,  nngezeigt,  den 
Organen  iler  b^tzteren  eine  «eiter  gehende  Ingerenz  einzuräunien, 
als  jene  ist,  »eiche  ilnien  ziil'idge  der  bezüglichen  Ueslimmungeri  jener 
lustrnction  (tJSj-  CI,  G8.  71.  9-'<,  l'^ti  und  lOH)  und  des  Ministerial- 
Krlasses  vnni  J i.  August  1862,  Z.  7.192.  bis  mm  zugestanden  wurde. 

Ich  fmdl'  mich  demnach  bestimmt,  den  Wirkungskreis  des  Uni- 
vcrsIt.'its-( 'unsisturiums  (akademischen  8enatesl  diesbezüglich  in  nach- 
folgender Weise  zu  erweitern,  und  z»ar: 

1.  Der  .1  ahr  e s her  i c li  t über  den  Zustand  der  Hiblio- 
thek  (ij.  1 19  der  llibliotheks-lnslruction)  ist  auf  dem  Wege  des  TJni- 
versitiits-t ’onsisloriimis  ( akademischen  SenatesJ  zu  erstatten,  welchem 
hiedurch  die  (ielegenheit  geboten  »ird,  seine  Wahrnehmungen  über 
die  Anstalt  zur  Kenntniss  des  rnferriehlsministers  zu  bringen  und  im 
Interesse  der  Bibliothek  allfällige  Wünsche  auszns|irechen. 

2.  Bei  Besetzung  von  B eam  t c nst  el  len  steht  dem  Univer- 
sitiits-Consistorinm  (akademischen  Senate)  das  Hecht  zu,  auf  dem  Wege 
der  Statthalterei  einen  Vorschlag  an  den  Ihilerriehlsministcr  zu  er- 
statten, welchem  bei  allen  Stellen,  mit  Ausnalime  jener  des  Bibliotlieks- 
Vorstandeg , der  vom  Bibliothekare  gestellte  Antrag  zu  (iruiide  zu 
legen  ist. 

3.  l)eni  llniversitäts -( Joiisistorimn  (akademischen  Senate)  steht 
das  Recht  zu.  A b lind  eruii  gen  bestehender,  auf  das  Bi- 
bliothekswesen Bezug  nehmender  Vorschriften,  sowie 
die  Erlassung  neuer  Verordnungen  heim  l'nterrichtsminister 
in  Antrag  zu  bringen.  Solche  vom  Bihliotheksvorstande  ausgehende 
•Antrüge  sind  in  jedem  Kalle  dem  liniversitiits-Oonsistorium  (akademi- 
schen Senate)  vorznlegeii. 

l.  Itas  ITniversitütsConsistorimn  ( akademisclicr  .Senat)  hat  nach 
Einvernehmung  der  l’rofessoren-Collegien  die  Form  festzusetzen,  in 
welcher  diese  ihre  Wünsche  r ü c k si  c h tl  ich  der  Auswahl  der 
an  z n k an  fe. n de  II  Werke  dem  Bihliotheks-Vorstande  kundgeben 
wollen.  Insofern  Letzterer  nicht  in  der  Lage  ist.  den  ihm  auf  diesem 
Wege  zur  Kenntniss  gebrachten  Wünschen  zu  entsprechen,  hat  er  die 
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Griindi;  liiclilr  dem  Uiiiven>itäts-C<msistoriuiii  ( akadcinisclifii  Senate) 
bekannt  zn  {tebeii,  wodnreli  eine  tlieilweise  MudiKcation  des  tj.  64 
der  Bibliotheks-Instruction  eiiitritt. 

lin  UebriKcn  bleiben  die  bisherigen,  das  Verhiiltniss  der  Landes- 
stellcn  zu  den  Univeraitäts  - Bibliotheken  regelnden  Bestiininungeu 
autreclit. 


443.  Verordnung  des  Ministers  für  Cultus  und  üntenicht 
vom  3.  März  1870.  Z.  1958, 

betrefTend  eir  ige  Abänderungen  des  UnterricMs-Minitterialerlasset  vom  20.  De 
zember  (849,  Z.  6244,  über  das  Ausleihen  der  BUcher  aus  den  Univeraitäts- 
und  Studienbibliotheken  zu  Gunsten  der  Universilätsprofessoren  und  Privat- 

docenten. 

Um  den  Brot'essoren  und  Doeeiiten  an  ilen  Universitäten  die 
möglichst  freie  Benützung  der  Universitätsbibliotheken  einzuräumen, 
finde  ich  für  dieselben  die  bisherigen  Bestimmungen  der  Sj§.  7,  S, 
13  und  19  des  Unterrichts- Ministerialerlasses  vom  20.  llecemhcr  1 B49, 
Z.  6244,  über  das  .Vusleilien  iler  BUcher  aus  den  llniversitiits-  und 
Studienbibli,)theken  ausse'r  Kraft  zu  setzen  und  an  deren  Stelle  nach- 
folgende Anordnungen  zu  tri'flen: 

§.  7.  Die  h'rist  für  Kntlehnung  eines  Werkes  verlängert  sich 
für  Professoren  und  Docenten  stillschweigend  von  einem  Monate  zum 
andern,  wtum  sich  inzwischen  kein  anderer  Bezugsberechtigter  um 
dasselbe  gemeldet  hat. 

§.  8.  Wenn  nach  Ablauf  eines  .Monates  Bücher,  welche  Profes- 
soren und  Docenten  entlehnt  haben,  von  einem  andern  Bezugsberech- 
tigten dringend  gewünscht  werden,  so  sind  die  Kntlehner  durch  ein 
Schreiben  des  Bibliotheksvorstandes  zur  Rückstellung  autzufordern. 
Im  Falle  diese  Auti'orderung  ohne  Krfolg  bleibt,  hat  der  Bibliotheks- 
Vorstan<l  nach  Ablauf  von  acht  Tagen  dem  betreffenden  Decanate 
Anzeige  zu  erstatten,  welches  dann  die  ihm  geeignet  scheinenden 
Schritte  behufs  Keclamation  der  entlehnten  Werke  zu  veranlassen  hat. 

5j.  13.  Professoren  und  Docenten  sind  berechtigt,  auch  während 
der  Herbstferien  die  von  ihnen  entlehnten  Werke  zn  benützen,  und 
nur  in  dem  Falle,  als  diese  für  die  Vornahme,  der  Bibliotheksrevision 
dringend  benötliiget  werden,  zur  Rückstellung  auf  deren  Dauer  zu 
verhalten. 

t;.  19.  Professoren  und  Docenten  haben  das  Recht,  mit  Zustim- 
mung des  Bibliotheksvorstandes  die  in  der  Bibliothek  auHiegenden 
Kataloge  persönlich  und  unmittelbar,  die  in  derselben  aufgestelltcn 
Bücher  jedoch  nur  unter  Intervenirung  eines  Bihliotheks  - Beamten 
durchznsehen. 
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444.  Ministerial-Erlass  vom  2.  December  1869,  Z.  11015, 

an  ilaa  LTnivermtütHCoiisistonnm  in  Wien  uiitl  die  akadeiniselien  Senate  in  l*ra/. 

Leiiilierg,  Krakau,  üra*  und  limsbrnck. 

betreffend  die  von  den  Profeiioren-Collegien  zu  eretaltenden  Auaweite  Uber 
die  an  einer  biterreichiachen  UniveraitUt  atudirendan  ungariachan,  aieben- 
bürgiachen  und  croatiachen  Stipendiaten. 

Naclitriiglicli  zu  meinem  Erlasse  vom  “0.  Juli  d.  ,J.,  Z.  S.’rJö.  **) 
nacli  weleliem  die  in  der  Verordnung  vom  20.  März  1H.')2,  Z.  10.1S1, 
vorgezeielinete  Vorlage  von  lialbjälirigeii  Ausweisen  über  siimintlicbe 
au  einer  Facultät  immatriculirte  Stiftlinge  und  Stipendisten  f’ertierbin 
niebt  mehr  stattznfinden  bat,  sebe  icb  micb  veranlasst,  Folgendes  zu 
eröffnen. 

Hei  dem  Umstande,  als  der  königl.  ung.  Minister  für  C'nllus  und 
Unterricht,  welcbem  icb  von  dem  lubalte  des  ersterwäbnten  Erlasses 
Mittbeilung  geniaobt  habe,  mir  die  Notbwendigkeit  dargelegt  bat,  dass 
binsicbtlieb  der  nngariseben,  siebenbilrgisclien  und  croatiseben  Stipen- 
disten, welche  au  einer  österr.  Universität  ihre  Studien  fortsetzen, 
eine,  Ausnabuie  im  Sinne  der  IViihereu  Vorschrift  eintrete,  finde  icb 
anzuordnen , dass  über  die  Stipendisten  der  bezeiclineten  Kategorie 
nach  dem  Sebiusse  des  Sfudienjabres,  und  zwar  längstens  bis  Ende 
des  Monates  October,  genau  nach  der  bisberigen  Uebung  ausgefüllte 
Tabellen  au  den  königl.  Ungar.  Minister  für  Cultiis  und  Unterricht 
unmittelbar  eingeseudet,  ausserdem  aber  dann,  wenn  es  sieb  um 
anssergewöbidicbe  Sistiriing  oder  Entziehung  eines  Stipendiums  han- 
deln wird,  nach  Massgabe  der  mit  dem  Erlasse  vom  JO.  .luli  d. 

Z.  65.J5,  getroffenen  Anordnungen  demselben  die  entsprechenden  Vor- 
lagen gemacht  werden.  Hievon  wolle  den  Professoren-Collegien  die 
geeignete  Mittbeilung  gemacht  werden. 


*)  Wäliri-ml  der  Uriicklcgnug  der  Univcrsitäts  Normalicn  sind  die  oben 
autgefiüirtcn  Vorschriften  erschienen,  die  nicht  mehr  an  passender  Stelle  «ingc- 
reiht  werden  konnten  und  deshalb  in  diese  Rubrik  aufgenommen  wurden. 

Suh  III,  c)  Nr.  152  dieser  .Sammlung. 
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445.  Ministeiial-Erlass  vom  22.  Februar  1870,  Z.  949, 

an  das  k,  k.  I*ri'fr!*s(irnii-('oIli*ciniii  der  thcolopiaehnn  Farnitiit  in  Wien, 
betreffend  die  Oeffentüchkeit  der  theologischen  Rigorosen. 

!>ip  Pistnttctn  .Viizfipe  ülicr  ilcii  vom  k.  k.  Profi-s.sürcn-Collcgimn 
fretassten  Hosrliluss.  (las.s  der  Zutritt  zu  (len  tlieolujrischen  Itif'oroseii 
mifli  .Mas.s^iibe  des  llaumes  allen  Professoren,  Jtoctoren  und  iJoctoran- 
den  der  Tlieolooie  freistelien  solle  und  vom  Präses  des  Ki{;orosiiins 
auch  anderen  Personen  ;;estattet  werden  diiife,  deren  Anwesenlieit  er 
erspriesslieli  findet,  — wird  oenelimifjend  zur  Kenntniss  genommen. 


446.  Müiisterial-Erlass  vom  22,  Februar  1870,  Z.  1253, 

an  d.as  recht.s-  nnd  staat.swi.ssenseliat’tlielic  Professoren-f*Mn  ‘friinn  der  k.  k.  l.'ni- 

ver^itSt  in  (Jm/., 

betiePend  den  Fortbestand  der  Vorträge  über  die  Staatsrechnungswissenschifi 
an  der  Universität  in  Qraz. 

Se.  k.  nnd  k.  Apost.  Majestät  lialien  not  Allerli.  Kntscidiessnn" 
vom  0.  Felirnar  d.  J.  allergnädigst  zu  gestatten  geruht,  dass  die  Staat.s- 
reehnnngswissenschnft  an  der  (irazer  Universität  auch  künftighin  regel- 
mässig dureil  einen  fachgehildeten  Docenten  vertreten  werde. 

447.  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom 
4.  März  1870,  Z.  7453,  ex  1869, 

an  «las  Oecar.at  des  |>lnloee|iliiselieii  l’rotessiueii-t.'ollegiiiin.H  in  firar. 

(aus  Anlass  eines  sjieeiellen  Fallest, 

betreffend  die  Berechtigung  der  Privatdocenten,  Vertreter  in  das  Professoren- 
Collegium  zu  wählen. 

Uücksichtlich  der  gestellten  Anfrage,  oh  das  Kmht  der  Privat- 
docenten, ihre  Vertreter  zn  wähUm,  auch  als  Pflicht  aufzufassen  sei, 
bemerke  ich,  dass,  so  wiiiischenswerth  und  im  Sinne  des  proviaoriacben 
Gesetzes  vom  SO.  Septemher  1819  Uber  die  Organisation  der  akade- 
mischen Hehörden  geh'gen  die  Itetheiligung  der  Privatdocenten  au 
der  Wahl  ihrer  Vertreter  in  die  IjchrkUrper  erscheint,  doch  von  einer 
amtlichen  Verpflichtung  hiezn,  wie  dies  hei  den  l'rofessoreii  bezüglich 
der  llecanata-  und  Rectoratswahlen  der  Fall  ist,  mit  Kücksicht  auf 
die  Natur  ihrer  Stellung  (§.  S des  oben  citirten  Gesetzeai  nicht  wohl 
die  Ifeile  sein  ka.in. 

Selbstverständlich  kann  jedoch  kein  Privatdoceiit  an  der  Aus- 
übnng  seines  Wahlrecht(*s  dadurch  gehindert  werden,  dass  .Andere, 
nnd  wäre  es  seli.st  die  Mehrzahl  der  Privatdocenten,  von  diesem  Rechte 
keinen  (Jehraiich  machen. 
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448.  Ministerial-Erlass  vom  25.  März  1870,  Z.  1974, 

betrefTend  den  Vorgang  bei  der  Immatriculation  von  Inländern  auf  Qrund  des 
Abgangszeugnisses  einer  auswärtigen  Universität. 

Durcli  vorgckommcnf  Fälle  seh«  ich  mich  veranlasst,  den  aka- 
demischen Hehiirden  (iher  die  Anwendung  der  Verordnung  vom 
Marz  It'üy,  K.-G.-Ul.  Nr.  iU  *t  tVerord.  111.  ttir  den  Diensthercich 
des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  v.  1869,  Nr.  38),  unil 
der  lit.  b)  des  §.  9 der  istud.-Ord.  vom  1.  Octoher  1850,  H.-G.-Hl. 
Nr.  ‘170,  Folgeniles  zu  eröfthen: 

Im  9 der  i'tud.  Ord.  vom  1.  Octoher  1850  sind  zwar  als 
hinreichende  llelege  der  Universitätsreife  nehen  den  Maturitätszeug- 
nissen auch  Tidversitätszeugnisse  über  den  Abgang  von  einer  Universi- 
tät anerkannt.  .Vllein  diese  Ilestininmng.  hei  welcher  man  zunächst 
Jene  vor  Augen  hatte,  welche  bereits  vor  Finlulirung  der  Maturitäts- 
prüfungen an  eine  Universität  aufgenommen  waren,  kann  und  darf 
nicht  so  ausgelegt  werden,  dass  sie  die  llingehuug  der  für  die  Maturi- 
tätsprüfungen der  lidänder  erlassenen  Vorschriften  möglich  macht. 
Dass  übrigens  das  Ahgaugszeugniss  einer  Universität  nicht  unbedingt 
die  Immatriculation  ermögliche,  gtdit  schon  ilaraus  hervor,  dass  im 
5;.  II,  Stiid.-Ord.,  seihst  von  den  .Angeliörigen  fremder  Staaten  ein 
^genügendes  Universitätszeugnisss  gefordert  wird. 

Die,  Tiecane  der  Professoren-( 'ollegien  werden  daher  angewiesen, 
in  allen  jenen  Fällen,  wo  Inländer  aul  (.rund  des  Abgangszeugnisses 
einer  auswärtigen  Universität  die  Immatriculation  nachsuchen,  dieselbe 
nur  dann  zu  gewähren,  w'enn  sie  sich  davon  überzeugt  haben,  dass 
der  Studirende  die  Maturitätsprüfung  in  gütiger  Weise  iM.-K.  vom 
8.  März  1869)  abgelegt  habe. 


449.  Gresetz  vom  9.  April  1870, 

betreffend  die  Qehalte  der  Professoren  an  den  weltlichen  Facultäten  der 
Universitäten  und  das  Quartiergeld  der  Facultäts-Professoren  in  Wien. 

K.-O.-Iil  1870,  Nr.  4.7,  8.75. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  linde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

§.  1.  Die  systeiiimii.ssige  erste  (ichaltsstufe  der  ordentlichen 
Professoren  an  den  weltlichen  Facultäten  wird  ttir  Wien  mit  2200  fl., 
für  Prag  mit  2000  H und  Ilir  alle  übrigen  Orte  mit  1800  H.  festgesetzt. 

tj.  2.  Dieser  systemmässige  Gehalt  eines  je.den  der  im  1 er- 
wähnten Professoren  wird  nach  je  fünf  .Jahren,  die  derselbe  als 
ordentlicher  Professor  an  österreiehischen  Universitäten  zugebracht 
hat,  bis  einschliesslich  zum  tünfundzw-anzigslen  Jahre  dieser  Dienst- 
leistung, um  je  200  fl.  i Quinquennalzulageni  erhöht. 


*)  8iil)  Ul,  Hl  Nr.  1 18  ilicser  Veronliimijr.  ' 
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Eine  Dienstzeit,  welche  diesen  Beiliiiffungen  nicht  entspricht, 
kommt  hiehei  nur  dann  in  Betracht,  wenn  sie  dnreh  eine  ausdrück- 
liche Erklilrnnj'  als  znni  Behüte  der  Vorrücknnft  in  höhere  Gehalts- 
stufen anreelienhar  anerkannt  wurde. 

(J.  ö.  Nach  Eafre  nnil  Ertörderniss  der  Verhältnisse  können  ein- 
zelnen Professoren  auch  höhere,  al.s  die  systemmässij'eii  Bezüge  und 
andere  Begünstigungen  zugestanden  werden. 

§.  1.  Die  ini  §.  1 erwiihnteii  Professoren  treten  in  den  Genuss 
des  Gehaltes  am  1.  Mai  lK7t)  und  in  din  der  ersten  der  im  S?.  2 
bezeichneteu  (^uim|nennalzulagen  am  1.  Mai  187.').  Diejenigen,  welche 
eine  zehnjUhrige  Dienstzeit  von  der  im  2 hezeichneten  Beschaffen- 
heit bereits  am  I.  Mai  D<70  zurückgelegt  haben  oder  innerhalb  der 
nächsten  fünf  .Jahre  vollimdeii,  treten  ini  ersten  Falle  an  Jenem  Tage, 
im  zweiten  nach  Vollendung  des  zehnten  Dienstjabres  in  den  Genuss 
der  ersten  Quiiujiiennalznlage.  Diejenigen,  welche  eine  sulche  zwan- 
zigjährige Dienstzeit  vor  dem  1.  .Mai  1K7Ö  zurücklegen,  treten  mit 
dem  vollendeten  zwanzigsten  Dienstjidire  in  den  Genuss  der  zweiten 
Qtiiniinennalznlage. 

§.  ft.  Hat  ein  Professor  schon  vor  Beginn  der  Wirksamkeit 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  einen  .\ns|iruch  darauf,  in  irgend  einer 
Beziehung  günstiger  bidiandelt  zu  werden,  als  diess  in  den  1,  2 
und  4 vorgezeichnet  ist,  so  linden  diese  Bestimmungen  nur  insoferue 
Anwemlung  auf  ihn,  als  er  selbst  verlangt,  in  jeder  Beziehung  nach 
denselben  behandelt  zu  werden. 

Ein  solches  Verlangen  kann  er  zu  jeder  Zeit  stellen,  so  lange 
er  sich  noch  in  activer  Dienstleistung  befindet. 

§.  6.  Bi'i  Durchführung  der  aus  den  8S-  ii  und  .')  entspringen- 
den Verhandlungen  werden  Pcrsonalzulagen,  den  bestehenden  Normen 
g(unäss,  bei  .Vnweisung  eines  höheren  Gehaltes  oder  der  Vorrückung 
in  eine  hidiere  Gehaltsstufe  verliMltnissmässig  redneirt  oder  ganz  ein- 
gezogen. 

Keniunerationen  oihw  Gehaltszulagen  aber,  welche  ein  ordent- 
licher Professor  für  eine  ihm  Übertrageno,  seine  ursprüngliche  lehr- 
äintliche  Verpflichtung  übersteigende  .Mehrleistnng  bezieht,  bleiben  von 
dieser  Beschränkung  nnberlihrt. 

S.  7.  Die  ausserordentlichen  Professoren  werden  entweder  ohne 
Gehalt  oder  mit  von  Fall  zu  Fall  zu  bestimmenden  fixen  (Gehalten 
angestellt. 

Die  ausserordentlichen  Professoren  haben  als  solche  kein  Recht 
auf  Vorrückung  in  höhere  Gehaltss  ufen. 

4}.  8.  Das  Quartiergeld  tür  die  ordentlichen  Prolessoren  aller 
Facultäten  in  Wien,  welche  sich  nicht  vermöge  ihres  Amtes  im  (4e- 
nusse  einer  Naturalwohming  befinden,  ceird  vom  1.  April  1870  auf 
400  fl.  erhöht,  ln  gleicher  W'eise  w'ird  für  die  mit  Gehalt  angestell- 
teii  ausserordentlichen  Professoren  der  Wiener  Universität  das  Quar- 
tiergeld im  Betrage  von  SOOfl.  bestimmt.  Dieses  kommt  vom  1.  April  1870 
weiterhin  auch  den  bereits  mit  Gehalt,  aber  ohne  Quartiergeld  oder 
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mit  uinciii  Kcriiifforen  Qiiar(iei":el(lc  aiigestellten  ausserordciitnchen 
I'roh'ssoreii  zu. 

§.  9.  Die,  onlentlidieii  Uiiiversitütsiirofessoren  stehen  in  der  VI. 
und  die  ausserordentlichen  in  der  VII.  DiSfenclasse. 

§.  10.  Der  Unterrichtsininister  ist  mit  der  Ausführung  dieses 
Gesetzes  henuftragt. 


450.  Gesetz  vom  9.  April  1870. 

Uber  die  Peniionabehandlung  des  Lehrpersonalt  der  vom  Staate  erhaltenen 

Lehranstalten. 

K.  ti.-Bl.  1870,  Nr.  47,  .S.  78 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Keiehsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

tj.  1.  Für  die  Feiisioiishehandluiig  des  Lehrjiersonals  der  vom 
Staate  erhaltenen  l.ohran>-talten,  mit  Einschluss  der  bei  solchen  nn- 
gestellten  Orde.nsgeistlicben  und  mit  Ausschluss  der  Prpfe.s.soren  der 
theologischen  Facultät  zu  Krakau  ist  die  Pensionsvorschrift  vom  9.  De- 
cember  1866,  K.-G.-151.  Nr.  1.57,  massgebend. 

Dabei  ist  jedoch  die  an  den  .Staatslohranstalten,  mit  Ausnahme 
der  mit  den  Lehrerbildungsanstalten  verbundenen  Uebung.sschuleii  oder 
anderen  Volksschulen,  zugebraehte  Zeit  in  der  Weise  zu  berechnen, 
dass  je  drei  in  dieser  Dienstleistung  vollständig  zurückgelegte  Jahre 
für  vier  gezählt  werden , und  zwar  auch  dann,  wenn  ein  Uebertritt 
aus  einer  anderen  .Staatsanstellung  in  ein  solches  Lehramt  oder  um- 
gekehrt stattgefunden  hat. 

g.  2.  Für  die  Witw.'u  der  ordentlichen  Universitäts-  und  Facul- 
tätbprofessoren,  der  ordentlichen  Professoren  der  neuorganisirteu,  unter 
der  unmittelbaren  Leitung  der  Uegiernng  stehenden  technischen  Insti- 
tute und  der  k.  k.  Akademie  der  bildenden  Künste  in  Wien  wird 
hiemit  unter  Voraussetzung  der  Ertülbing  der  sonstigen  normalmässi- 
gen  Hedingungen  eines  Pensionsgennsses  eine,  charaktermässige  Pen- 
sion von  lünthundert  Guldi'ii  festgesetzt. 

Eine  charaktermässige  Pension  erlialleii  ferner  noch  die  Witwen 
der  ausserordentlichen  Professoren  an  den  genannten  Lehranstalten 
und  der  Directoren  an  Staats-Mittelschulen  im  Betrage  von  lUÜ  II., 
sowie  der  Professoren  an  tstaats-M ittelschulen  im  Betrage  von  .'150  H. 

S.  9.  .Jeder  Profes->oi',  welcher  das  70.  Lebensjahr  zurückgelegt 
hat,  ist  von  Amtswegen  mit  seinem  ganzen,  zuletzt  genossenen  Ge- 
halte und  mit  Beibehaltung  einer  ihm  etwa  ziikommeuden  Per.sonal- 
zuluge  in  den  Uidiestaud  zu  versetzen. 

Er  hehält  jedoch,  ungeachtet  er  aufhbrt  Mitglied  des  betrett'en- 
den  Professorencollegiums  zu  sein,  nicht  nur  die  passive  Wahltahig- 
keit  zu  den  akademischen  Würden,  sumlern  auch  da.s  Kecht,  als  Ho- 
uorärprofessor  Uber  seine  NomiuaKacher  an  der  Universität  unter  den 
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von  doiii  Uiiterriclitniniiiistei'iuiii  festziistellendeii  Modalitäten  Vorle- 
Rungcii  allzukündigen  und  zu  lialleii. 

Soweit  es  das  Interesse  des  tiiillaut'enden  Unterrichtes  erfordert, 
Ideiht  es  dein  Minister  des  llnterriclites  vorbelialteii,  den  definitiven 
Eintritt  eines  solchen  I’rolessors  in  den  Ruhestand  erst  mit  dem  Amts- 
antritte seines  Nachfolgers  spätesteiis  am  Schlüsse  des  nächstfolgenden 
Schuljahres  in  Wirksamkeit  zu  setzen. 

§.  1.  Alle  Professoren  können,  sobald  sie  das  öf).  Lebensjahr 
zuriickgelegt  haben',  ebenfalls  in  der  im  §.  11  bezeichneten  Art  in  den 
Ruhestand  versetzt  werden. 

g.  5.  Der  Unterrichtaminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Ge- 
setzes beauftragt. 


451.  Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom 
27.  Aprü  1870,  Z.  3414, 

betreffend  die  Uber  die  Studienerfolge  der  Militärstipendiiten  an  Civil-Lehr- 
anstalten  zu  erstattenden  Auiweise. 

Zufolge  einer  Mittlieiliing  des  k.  k.  Reichs  - Kriegsministeriums 
gelangen  an  dasselbe  seitens  der  Generalrommanden  theilweise  statt 
der  Schulzeugnisse  der  Militärstipendisten  die  mit  der  bierortigen 
Verordnung  vom  P*.  .luli  I H69,  Z.  6\!9it.  *l  eiiigefülirten  Sclinl- 
naeliriclitiui.  die  allerdings  für  die  Zweeke  des  Kcidis  Kriegsiiiiniste- 
rliiins  genügen,  wenn  daraus  aueb  die  (jlassification  in  den  Lebrge- 
genstäiiden  zu  ersebeu  ist;  einzelne  •Sebulnaehricbteii  enthalten  aber 
blos  dii'  Rezeichniiiig  in  Sitten.  Fb  iss  und  Fortgang,  lii  diesen  Fällen 
ist  cs  dem  Reichs-Krlegsministeriiim  sehr  erwünsclit,  wenigstens  die 
Glassifieatioii  der  Militärsti|iendisten  in  jenen  (iegeiistämleu  kennen  zu 
lernen,  in  welclicn  sieb  die  Ibireli'iuidcn  keine  günstige  Note  erwor- 
ben liabeii. 

Der  k k.  Laudesscbiilratli  « ird  Euere  ....  werden)  dem- 
naeli  mit  Itezicliimg  mif  die  b.  o.  Erl.ässe  vom  1ö.  .lämier  1669  **} 
und  \om  '.i.'i.  .\|iril  1H69  i Veiordiiungsblatt  des  Ministeriums  für  Cultiis 
und  Liileiriclit  Nr.  I'2  und  ^7.  .lahrgaug  1S69).  womit  die  Ueber- 
wacbniig  ib  r Stiidieiierfolge  der  Militäi-sti|iendisteii  eiogelcitet  wurde, 
ersnclit,  liie  Veraulassmig  zu  treft'eii.  dass  zu  dem  eben  angedeiitetcii 
Zwecke  die  Scliiiliiacbricliteii  über  die  eine  Volksscbule  besiicliendcn 
Militarstipendistcn.  im  Falle  die  Glassifieotion  derselbiui  niciit  näher 
bezeiclmet  ist,  im  idiigeii  Siiiiie.  vervollständigt  werden. 

•)  K.utbaltcii  iiii  K.-fl.  Hl.  v an  .Jahre  ISliO,  Nr.  130,  und  Im  Minislcriiil- 
Vernrdmmes'Hlatte  Nr.  Itt. 

^1  Siih  111.  c)  Nr.  tön  dieser  Satnmhiiig. 
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452.  Erlass  des  Leiters  des  Ministeriums  für  Cultus  und 
Unterricht  vorn  14.  Mai  1870,  Z.  4034, 

an  lieh  l.i  iler  <1it  Slatlhaltfr,  i für  Oalizüii  uiiil  Krakau, 
betreffend  die  Vervollefänciigung  der  polnischer.  Vorträge  an  der  Universität 

in  Krakau. 

Sciiio  k.  mnl  k.  Apnstolisclio  Miijn.st.ät  liiilpiii  mit  Allcrhödistpr 
Kntschliesstnig  vom  .SO.  April  il.  .1.  alleigiiSdigst  zu  griicliiiiigen  ge- 
ruht, dass  vom  WiutersnuesUr  1^70  71  aiigcCaugcn,  soweit  tliuulich 
aber  auch  schon  wiilirend  des  .''ommciscmcstcrs  1870,  für  alle  Vor- 
träge der  ordeiitliclieii  und  aMS.serordeiitlicIieu  l’mlVssoreu  au  den 
weltliclicii  F.acultäteii  der  Krakauer  Hochschule  die  polnische  Sprache 
in  Anwemliing  zti  kommen  habe,  mit  alleiidger  Ausnahme  der  auch 
künftig  in  deutscher  Sprache  ahzuhaltenden  Vorträge  über  deutsche 
Sprache  iinil  I.iteratur. 


453.  Erlas, s des  Miniolers  füi’  Cultus  und  Unterricht  vom 
2.  Juli  1870,  Z.  5738, 

an  sänimtlieln  !.i,ntl,-rcin*fs,  l>,v.i,‘liungswcise  l.ainle.sbchuirjithe. 

betreffend  die  Vorkehrung  zur  militärischen  Ausbildung  jener  Personen  des 
Civilstaades  welche  zu  Landwehr-Officieron  werden  ernannt  worden.  *) 

Der  Herr  Minister  für  Landesvcrthi'idig'ung  hat  anher  eriitliiel, 
dass  das  i't  ach  (Sj.  27  des  1 .andwehrgescizes  mit  der  l.cilung  der  mili- 
tärischen Ausldldiiiig  der  k.  k.  I.andwchr  Ipclraulc)  l.andw ehr  ■ Ober- 
commando  beabsichtige,  jene  Personen  <les  Civilslanile.s,  weiche  zu 
Landwchr-Ufticicreu  werden  ernannt  wenlen.  aufzufordern,  sich  — so- 
weit ihre  Verhältnisse  es  überhau[»t  miiglich  machen  — 
behufs  ihrer  enisprechenden  militärischen  .-Vusbildiing  freiwillig  zur 
zeitweiligen  Dienstleislung  beim  stehentlen  Heere,  evenltiell  zur  Inter- 
vention bei  der  nächlfolgeiiden  I.andwchr  - Keci-uleii  - Ausbildung  zu 
melden. 

In  Folge  dieser  .Miltheilung  und  des  daran  geknüpften  Krsucheus 

«•rgeht  an  Euer (den  k.  k.  I.amlesschulrath)  der  Auftrag,  falls 

jetzt  oder  späterhin  au.-*  jenem  Kreise,  auf  welchen  sich  die  dortige  ' 
l)isci|dinargewalt  erstreckt,  l.aiidwehr-Officicre  entnommen  werden  soll- 
ten, auf  die  HctrcHenden  crlbrihprlichen  Falles  in  dem  augedeuteten 
Sinne  einzuwirken,  und  ihnen  den  zu  einer  solchen  temporären  Dienst- 
leistung erforderlichen  Urlaub  auf  ihr  Einscbreilen  selbst  zu  ertlieilen, 
bezieliuiigsweise  wegen  Ertlieiliiiig  desselben  auber  den  Antrag  zu 
richten. 

*1  Kill  gleicher  Krh-i.s«  wurde  an  die  akademischen  B«-h>‘rden  und  das  Kec- 
torat  de*  |mlvteclmiselieii  luslitntcs  in  Wien  geriidilct. 
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454.  Allerhöchstes  Handschreiben  an  den  Minister  für  Cultus 
und  Unterricht  vom  30.  Juli  1870, 

die  Aufhebung  dei  Concordate»  betreffend. 

Se.  k.  um]  k.  Aiiostolisclic  Majestät  haben  imciistehemles  Aller- 
hiiclistc  Hamlsdircibtii  allcrj'iiädij'st  zu  erlassen  {jeruht: 

Lieber  Minister  von  StreinayrI 

Naebdem  das  mit  Meinem  Patente  vom  5.  November  1855, 
Z.  195  K.-G.,  kundgemaehte,  mit  Sr.  lleilifrkeit  Papst  Pius  IX.  am 
18.  August  185.5  zu  Wien  ab;;eHcblossene  Pebereinkommen  i'Concor- 
dat)  *)  durcli  die  neueste  lOrkbiruug  des  heiligen  Stuhles  über  die 
Machtvollkommenbeit  des  fiberbauptes  der  katholiscben  Kirebe  hin- 
fiillig  geworden  ist  und  dem  zufolge  Mejn  Minister  des  Aeusseru  die 
erfordcrlicben  Schritte  eingelcitel  hat,  um  die  formelle  Aufliebiing  die- 
ses Uebereinkommeus  dem  piipstlicben  Stuhle  zu  notifieiren,  so  fordere 
ich  Sie  auf,  die  entsi)rcchenden  Verfügungen  zu  treflen  \ind  insbeson- 
dere diejenigen  Gesetzesvorlagen  für  den  Keiebsrath  vorzubereiteu, 
welche  sich  als  nothweudig  darstcllen,  um  die  noch  geltenden  Vor- 
schriften Meines  Patentes  vom  5.  November  1855  zur  Regelung  der 
Angelegenheiten  der  katholischen  Kirche  in  Meinem  Reiche  nach  .Mass- 
gabe  der  Staatsgrundgesetze  und  mit  Rücksicht  auf  die  historisch  ge- 
gebenen Verhältnisse  abzuändern. 

Wien,  den  80.  .Inli  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Stremayr  m.  p. 


455.  Erlass  des  Ministers  für  Cultus  und  Unterricht  vom 
16.  August  1870,  Z.  7434, 

an  ücn  Statllialtcr  für  Tirol  iiint  Vorarlberg, 
betreffend  die  Beurlaubungen  zur  Ausbildung  von  Landwehr-Officieren. 

Im  Nacbbange  zu  dem  Ministerial-Erlasse  vom  2.  Juli  1870, 
Z.  57:1G  ( Verord.-Hlatt  des  Minist.  tÜr  Oultus  und  ünterr.,  Stück  XIV. 
Nr.  100),  **)  wird  mit  Rücksicht  auf  den  vorgesehenen  Fall,  dass  l’ni- 
versitätsstudin  nde  zu  Laiidwehr-Üllicieren  ernannt  werden  sollten,  die 
Anfrage,  ob  sieb  sodann  der  akademische  Senat  für  ermächtigt  halten 
dürfe,  solchen  .8tudirendeti , wenn  sie  zur  militärischen  Verwendung 
aufgefordert  werden,  im  eigenen  Namen  für  die  Dauer  dieser  Verwen- 
dung die  PHicht  zum  Hesuche  der  Vorlesungen  nachzuseben.  in  nach- 
folgender Weise  beantwortet: 

Die  Zusdirifl  des  k.  k.  Ministeriums  für  Landesvertheidigung, 
deren  Inbalt  Eurer  ....  mit  dem  Eingangs  citirten  Erlasse  bekannt 

Nr.  175  «liescr  Sammlung. 

*»)  Nr.  45:i  „ 
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gpgpbpn  'nrurtie,  deutet  selbst  schon  daraot'  bin,  dass  das  Laiidwehr- 
(^bercommando  bezüglich  der  an  die  Landwehr-Üfficiere  zu  richtenden 
Aiifl'orderung  zur  zeitweiligen  Dienstleistiing  bei  dem  stehenden  Heere 
oder  zur  Intervention  hei  der  Landwehr-Recrufen-Ausbildung  — auf 
die  individuellen  Lebensverhälfnisse  der  Betreffenden  entsprechende 
Kücksicht  zu  nehmen  bereit  ist. 

Hieraus  allein  darf  schon  geschlossen  werden,  ilass  die  Einberu- 
fung der  Universitütsstudirenden , falls  solche  zu  Landwchr-Officieren 
emaniit  werden  sollten,  der  Regel  nach  in  einem  solchen  Zeitpunkte 
stattfinden  wird,  dass  die  wirkliche  militiirisclie  V’erwendiing  der  Be- 
treffenden vorzugsweise  in  die  grossen  Ferien  zu  fallen  bStte.  Dieser 
Zeitraum  kann,  nachdem  es  zufolge  §.  3'2  der  allgemeinen  Studien- 
Urdnung  vom  1.  October  1850  den  akademischen  Behörden  überlassen 
ist,  die  Immatriculation  und  Inscriptinn  von  Btudirenden  noch  in  der 
dritten  Woche  des  beginnenden  Studienjahres  zu  bewilligen,  und  nach 
56  derselben  Verordnung  die  Bestätigung  des  Besuches  hinnen  der 
letzten  drei  Wochen  des  Semesters  zu  ertlieilen,  nach  dem  Ermessen 
der  akademischen  Behörden  bis  zu  einer  Gesammtausdehnung  von  mehr 
als  14  Wochen  verlängert  werden,  womit  wolil  dem  Bedürfnisse  der 
militärischen  Ausbildung  der  Betreffenden  im  Allgemeinen  Genüge  ge- 
leistet sein  dürfli^. 

Die  Ertheilung  einer  Ermächtigung  an  die  akademischen  Behör- 
den, während  des  iStudicnJahres  einzelnen  Studirenden  die  Pflicht 
zum  Besuche  der  Vorlesungen  tiachzusehen,  erscheint  dagegen,  zumal 
es  sich  hier  um  längere  Unterbrechungen  handeln  würde,  mit  den 
österreichischen  Studiengesetzen  ganz  unvereinbar,  und  es  wäre  daher 
für  den  Ausnah  msfall  der  Einberufung  eines  als  Landwehr-Offi- 
cier  ernannten  Universitätsstudircudcii  während  des  Studienjahres  das 
bezügliche  Einschreiten  desselben  um  die  Bewilligung  zur  Unterbre- 
chung dos  Vorlesungsbesuelips  anher  zur  Entscheidung  vorzulegen. 


456.  Yerordnung  des  Ministers  fttr  Cultus  und  Unterricht  vom 
13.  September  1870,  Z.  8825, 

befraflead  dU  Einfllhruag  dar  antieipativan  Zahlung  dar  Collagiangaldar  an  dan 
Univarsitttan  zu  Wian,  Prag,  Krakau,  Lambarg,  Qraz  und  Innsbruck  vom  Ba- 
ginna  das  Studienjahres  1871/72  an. 

Se.  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  der  Allerhöchsten 
Entschliessung  vom  2.  September  1870  zu  genehmigen  geruht,  dass 
die  mit  dem  Minist.-Erlasse  vom  27.  Februar  1853  (R.-G.-B.  Nr.  37)*) 
bezüglich  der  ausserordentlichen  Hörer  aiigeordnete  semestrale  Vomus- 
zahliing  der  Collegiengelder  vom  Studienjahre  1871/72  an  mit  Auf- 
hebung der  Bestimmungen  des  §.  35  der  provisorischen  Vorschrift  vom 
12.  .Juli  1850  CR.  G.  B.  Nr.  310)  auf  alle  Studirenden  der  Univer- 

» 

*)  Snb  I,  c)  Nr.  16  dieser  Ssmmimig 
Ttias.  Oraterr.  UniTorpitStszeaeU«  39 
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sitäten  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  aus- 
gedehnt werde. 

Es  werden  daher  vom  Beginne  des  Studienjahres  1S71/72  an 
alle  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Hiirer,  welche,  nicht  schon  bei 
der  Inscription  sich  über  die  vorher  erwirkte  Befreiung  oder  Uber  den 
ihnen  nach  §.  14  der  citirten  provisorischen  Vorschrift,  zukommendcii 
gesetzlichen  Anspruch  auf  gänzliche  Befreiung  von  Zahlung  des  Colle- 
giengeldes  auswcisen  können,  aufmerksam  gemacht,  dass  sie  ilas  Col- 
legicngeld  für  alle  von  ihnen  angemeldetcn  Collegieu  sogleich  bei 
der  Inscription  für  das  betretende  Semester  anticipative  zu  entrichten 
haben. 


457.  Erlass  des  Ministers  f&r  Cultus  und  Unterriclit  vom 
21.  September  1870,  Z.  9124, 

an  den  Statthalter  für  Niedcröiterreich.  Böhmen,  M.Hhren,  .Steiermark.  Tirol  und 

Galizien. 

mit  welchem  angeordnet  wird,  dass  die  zu  ordentlichen  Professoren  ernann- 
ten ausserordentlichen  FaoulUts- Professoren  oder  ausserordentlichen  Pro- 
fessoren einer  technischrn  Hochschule  lediglich  an  den  bereits  abgelegten 
Eid  zu  erinnern  sind. 

Ueber  die  gestellte  Anfrage,  ob  im  Falle  der  Ernennung  eines 
ausserordentlichen  Professors  einer  Hochschule  zura  ordentlitjien 
Professor  eine  neuerliche  Beeidigung  desselben  stattzuhnden  habe, 
wird  zur  Erzielung  eines  gleichförmigen  Vorganges  hiemit  angeordnet, 
dass  in  Zuknnft  in  allen  Füllen , in  welchen  ein  ausserordentlicher 
Facultäts-Professor  oder  ein  ausserordentlicher  Professor  einer  techni- 
schen Hochschule  zum  ordentlichen  Professor  ernannt  wird,  keine 
neuerliche  förmliche  Beeidigung  desselben,  sondern  bei  seiner  Meldung 
zum  Dienstantritte  lediglich  eine  Erinnerung  an  seinen  bereits  abge- 
legten Eid  einzutreten  habe,  und  ist  der  Tag  der  Vornahme  die.ser 
Erinnerung  auf  seinem  Anstellungsdeerete  anzumerken. 


468.  Yerordnung  des  Reichs-Kriegsministeriums  vom  28.  Sep- 
tember 1870,  Z.  4088,  Abth.  n, 

an  alle  k.  k.  General-  iinil  Militärrommanclcn  der  im  Rcichsratlie  vertretenen 
Königreiche  und  Länder, 

betreffend  die  Dauer  des  Präaenzdienatea  der  atudirenden  einjährig  Freiwilligen. 

Nachdem  die  Reform  der  Studien-Ordnung  an  den  höheren  ün- 
terrichtsanstalten  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Liin 
der  im  legislativen  Wege  cingetretener  Verhältnisse  wegen  bisher  noch 
nicht  erfolgen  konnte,  io  hat  sich  das  Reichs-Kriegsministerium , aut 
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Grundlftge  der  in  dun  bisherigen  Priisenzpcriodcn  gemachten  naehthei- 
- ligen  Krfahrungen,  mit  dem  k.  k.  Ministerium  fKr  Cultus  und  Unter- 
richt erneuert  in  das  Einvernehmen  gesetzt,  um  ein  Auskunftsmittel 
zu  Kchnfien,  damit  die  Dauer  des  Präsenzdienstes  der  studirenden  ein- 
jährig Freiwilligen  tlir  den  militärischen  Dienst  besser  aiisgenützt  wer- 
den könne,  als  es  in  den  ersten  beiden  Präsenzperioden  der  l'all  war, 
ohne  mit  der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  zu  collidiren. 

Vorläufig  wurde  Itir  den  Wintersemester  des  Schuljahres  1870/71 
vereinbart,  dass  den  studirenden  einjährig  Freiwilligen  lediglich  die 
Zeit  Vormittags  von  9 bis  1 Uhr  an  Wochentagen  zum  Besuche  der 
Unturrichtsanstalten  anheimgeatellt  werde,  während  die  übrigen  Tages- 
stunden, dann  die  Sonn-  und  Feiertage  und  die  Schulferien,  nach  den 
mit  dem  Rescripte  vom  1.  April  1869,  Abth.  2 ad  Nr.  1923*)  ver- 
lautbarten Bestimmungen,  den  Truppen  zur  militärischen  Ausbildung 
dieser  einjährig  Freiwilligen  übttrlassen  bleiben. 

Es  wird  deu  Truppen- Commandanteu  zur  Pflicht  gemacht,  die 
hiernach  für  die  militärische  Ausbildung  verfügbare  Zeit  mit  Eifer  und 
Umsicht  auszunützen  und  die  für  die  Fortsetzung  der  Studien  anbe- 
raumten  Stunden  wirklich  nur  jenen  einjährig  Freiwilligen  zu  überlas- 
sen, welche  ihre  Studien  thatsächlich  fortsetzen  und  sich  hier- 
über mit  der  Inscriptiou  auszuweisen  vermögen. 

Bezüglich  der  Zeiteintheilung  während  des  .Sommorsemesters,  wo 
cs  sich  hauptsächlich  um  die  Gewinnung  von  Morgenstunden  ftlr  ■ die 
praktischen  militärischen  Uobungen  handelt,  werden  die  Weisungen 
rechtzeitig  erfolgen.  **) 

V'on  dieser  Verordnung  sind  die  unterstehenden,  znr  Aufnahme 
einjährig  Freiwilliger  berechtigten  Truppen  und  Heeresanstalten  in 
Kenntniss  zu  setzen. 


Ergänzung.  ***) 

Terordnung  der  n.  ö.  Landesregierung  vom  5.  December 
1833,  Z.  64450, 

all  die  Wiener  niedicinieche  Facnltät, 

betreffend  dte  Auistelfung  von  Diplomt-Duplicatefl. 

(Zu  171  a.) 

Da  Araortisirungen  blog  bei  jenen  Urkunden  Üblich  sind»  welche 
übertragbare  Rechte  begründen  und  durch  deren  üebergang  an  eine 

*)  8nb  III,  d)  Nr.  155  dieser  SamniUnij?. 

**)  ln  dieser  Uielitnng  hat  sich  das  Reiehs-KriegHministeriuni  mit  dem  Mlnl- 
slcriuin  für  Cultus  und  UnU*rricht  in  da»  Einvemelimon  ^reseUt,  ura  wahrend  des 
.SoiTuner.sciucatorH  wenif^stena  die  Stunden  bis  ln  Uhr  V’oriii  ittag«  an 
aüpn  Woehcntajfen  für  die  praktisch-müitilriuche  Ausbildung  xur  Verfilpuiig  »u 
erhalten,  wopojjen  es  bereit  ist.  an  allen  diesen  Tajren  zwei  Nachmittags- 
stunden»  welche  da»  Ministerium  selbst  bestimmen  wolle,  für  den  Besuch  der 
UnterrirhtsanstAlten  zu  verwenden. 

**♦)  Die  naehfolg’endcn  Verordnmi;jeii  sind  de.m  Herausgt'ber  erst  während 
des  Erscheinen»  de»  Werkes  und  nachdem  die  betroffemlen  Abschnitte,  in  welche 

39* 
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zweite  Person  der  Eigenthümer  derselben  beeinträchtigt  werden  könnte, 
wie  dies  bei  Privat-  und  öffentlichen  Obligationen  der  Fall  ist,  von 
einem  in  Verlust  geratheneii  Diplom  aber  nicht  leicht  in  Bezug  auf 
die  Privatrechte  des  Kigenthttmers  ein  Missbrauch  gemacht  werden 
kann,  dieser  aber,  wenn  er  gemacht  werden  sollte,  durch  die  erfolgte 
Amortisirung  nicht  immer  verhindert  werden  kann,  und  der  dabei  Be- 
tretene ohnehin  den  gesetzlichen  Strafen  unterliegt,  da  ferner  auch  bei 
Khnlichen  Urkunden,  wie  bei  in  Verlust  gerathcnen  Tauf-,  Trau-  und 
Todtenscheinen,  Pässen,  Adelsdiplomen,  die  Atnortisirnng  zur  Erhal- 
tung eines  Duplicates  nicht  notliwendig  ist.  so  ist  zur  Ausstellung 
eines  Diploms-D  uplicates  keine  vor  I äu  fige  Am  or  ti  si  run  g 
des  in  Verlust  gerathenen  Diploms  im  Allgemeinen  n o tb- 
wendig.  Sollte  jedoch  in  einzelnen  besonderen  Fällen  nach  dem  Da- 
flirhalten  des  Universitats-Consistoriuius  oder  einer  einzelnen  Facultät 
diese  Umsicht  erforderlich  und  somit  denselben  daran  besonders  gele- 
gen sein,  die  vermeintliche  Amortisirung  des  in  Verlust  gerathenen 
Diploms  einzuleiten,  so  kann  diese  bisherige  Uebiing  auch  fer- 
nerhin gegen  ilcm  beobachtet  werden,  dass  statt  des  Wortes  „Amor- 
tisirung“  die  Ueberschrift  „Ungilligkeits-Erklärung“  zu  wählen  ist. 

(Mit  Staatsministerial-Verordnung  vom  22.  .Juni  186G.  Z.  B.371 
C.  U.,  wurde  diese  Verordnung  aus  Anlass  eines  speciellen  Falles  dem 
akademischen  fienate  in  Krakau  zur  Damachachtung  mitgetheilt.) 


Verordnung  des  Justizministeriums  vom  27.  Februar  1855, 
ß.  &.  B.  1855,  Br.  39,  S.  323, 

wirksam  für  alle  Kroiiländer,  mit  Ausnahme  der  Militärgrenzc, 

betraffend  die  Verständigung  von  den  gegen  Studirende  eingeiaitetan  strafge- 
riehtliehen  Unfenuchungen  und  gefälitan  Sirafurtheilan. 

(Zu  124  a.) 

Um  die  für  einige  öffentliche  Lehranstalten  bereits  bestehenden 
V'orschriften  über  die  Disciplinarbehandlung  solcher  Btudirender,  die 
in  eine  strafgerichtliche  Untersuchung  verfallen , oder  von  einem  Straf- 
gerichte von  einer  ihnen  angeschuldigten  strafbaren  Handlung  nicht 
gänzlich  schuldlos  gesprochen  werden,  künftig  allgemein  in  Anwen- 
dung bringen  zu  können,  verordnet  das  Justizministerium  ira  Einver- 
nehmen mit  dem  Ministerium  für  Cultus  und  öffentlichen  Unterricht, 
wie  folgt: 

So  oft  wider  einen  Studirenden  oder  Schüler  was  immer  für 
einer  öffentlichen  Lehranstalt  wegen  eines  Verbrechens,  Vergehens 


sie  eigentlich  cinzureihen  wären,  bereits  in  Druck  gelegt  waren,  l)ekaiint  gewnr- 
den.  Der  Ort,  wo  dieseihen  nacti  dem  .Systeme  dieses  Werkes  einzusehalten  sind, 
wurde  dureh  die  Iteifügung  derjenigen  Nummer  dieser  Sammlung  bezeichnet,  an 
welche  die  betreffende  Verordnung  sieb  zunächst  anznroilien  liätte. 
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oder  einer  Uebertretuog  die  Specialuntereuchung  eingeleitet  wird 
(§§.  415  und  416  der  neuen  St.  P.  O.),  so  ist  dies  von  dem  Un- 
tersucliungsgerichte  dem  Vorstande  der  Lehranstalt , an  welch«T  der 
Studirende  oder  Schüler  als  solcher  eingetreten  ist.  zur  Keuntnisa  zu 
bringen.  Diesem  Vorstande  haben  die  Strafgerichte  auch  jedes  wider 
einen  Studirenden  oder  Schüler  einer  dflentlichen  Lehranstalt  wegen 
eines  Verbrechens  oder  Vergehens  oder  wegen  einer  Uebertretung  er- 
gangene Euderkeiintniss,  sobald  dasselbe  in  Rechtskraft  erwachsen  ist 
(§§.  '383,  287,  289  und  116  der  St.  P.  O.) , unter  Anschluss  einer 
beglaubigten  Abschrift  des  Erkenntnisses  sammt  Entscheidungsgründen, 
bekannt  zu  geben,  ohne  dass  übrigens  deshalb  der  Vollzug  eines  wi- 
der einen  Studirenden  etwa  ergangenen  Strafurtheils  aufgeschoben  wer- 
den darf. 

» ft 

ft 

Dns  hei  poHT^eilichen  V'erhartiingen  der  Studirenden  zn  boobach- 
t»'jide  Verfahren  wurde  mit  dem  an  die  PoHzeidirectionen  gerichteten  Circular 
des  bestandenen  Pnlizeiminiatcriumtt  vom  13.  Jnli  1881,  /.  427.5,  und  dem  an 
die  UniverHiUiteu  gerichteten  Erla^^se  des  bestandenen  Staatsministeriums,  Abthei- 
lung für  ('ultus  und  Unterricht,  vom  10.  Augu-st  1861,  Z.  6610.  geregelt,  nael» 
welchem  l'*t7.tereii  von  jeder  Verhaftung  eines  Studirenden  längstens  binnen  48 
Stunden  di«  akademischen  Behörden  zu  verstündigen  nind,  und  dem  Rector,  dem 
Decaii  des  betretTciulcii  Proiessoreii-Coilfgiums  oder  einem  von  diesem  delegir- 
ten  Professor  im  Falle  der  Verhaftung  eines  Studoiitcu  das  Reicht  znsteht,  Aus- 
kunft von  der  Bchürdc  zu  erbitten,  sowie  jene  UiiistMudc,  welche  ihnen  aus 
dem  berufsmässigen  Verkehre  mit  Studirenden  etwa  bekannt  geworden,  /.xir  ge- 
eigneten  Berücksichtigung  zu  empfehlen.  Die  verhafteten  Studirenden  sind 
ferner  anständig  zu  behandeln  und  n.acli  aller  Tlmiilichkeit  von  gcwöhiiliclien 
Arrestanten  aus  der  untern  Volksclasse  abgcsondei*t  zn  halten  und  tn  allen  jenen 
Fällen  auf  freiem  Fiiits«  zu  untersuclien , in  welchen  auch  andere,  nicht  den 
untersten  VnlkscUsscn  angehttrend«  Personen  unter  gleichen  Umständen  und  in 
gleichen  Fällcu  auf  eine  solche  Begünstigung  gesetzlichen  Anspruch  haben. 
Hiebei  hat  das  PolizeiminiRterium  in  dem  oben  citirten  Erlasse  die  Polizeidiree- 
tionen  aufmerksam  gemacht,  dass  die  akademischen  Senate  iiml  Professoren-Cnl- 
leglen  als  wirkliche  Behörden  anzuschen  und  ihre  Vorstände  daher  mit  ämtlicher 
Autorität  ausgerüstet  sind,  dass  snhiu  der  oben  erwähnte  Verkclir  der  Rectoren. 
Professorendeesne  oder  von  ihnen  ad  actum  deiegirten  Professoreu  ein  ämtlicher 
sei,  bei  welchem  cs  nur  im  Interesse  der  wihiscbcuswertbcn  Beschleunigung  lie- 
gen könne,  wenn  nach  Zul.ass  der  Umstände  statt  eines  schriftliche»  Verkclu-s 
ein  mündliches  Eiiivemchinen  gepflogen  wird.  Anderseits  wurde  mit  dem  erwähn- 
ten 8taatsmiuisterial-ErIns.se  den  akademischen  Senaten  empfohien.  im  Falle  eines 
derartigen  Einschreitens  zu  Guiistcu  eines  verhafteten  Studirenden  mit  Umsicht 
und  strengster  Gewissenhaftigkeit  vorzitgeheu,  von  dieser  Bc  eehtigung  Überhaupt 
nicht  zu  häutig  oder  unter  dem  Impulse  zu  weit  gehender  Nachsicht  und  Milde 
zu  Omiston  unwürdiger  .Studireiider  Gebrauch  zu  machen  und  zu  berücksichti- 
geii,  dass  dieses  Einschreiten  aN  ein  amtliches  anziischen  ist,  und  daher  die  bei 
demselben  gegebenen  Auskünfte  und  die  geltend  gemachten  Motive  derVerweu- 
düng  als  Angaben  in  einer  Amtssache  zu  betrachten  sind. 
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Erlass  des  k.  k.  Finanzministeriuins  vom  29.  September  1856, 

Z.  42976, 

bstrtlTend  die  Bemeiiung  dei  Einkommen!  der  Univereititt-Profsnoren. 

(Zu  ÖO 

Se.  k.  k.  Apostol.  Majestät  haben  mit  der  Allerhöchsten  Ent- 
schliessung  vom  9.  September  185.’>  allergnädigst  zu  genehmigen  ge- 
ruht, dass  die  Bezüge  an  Collegiengelderii  und  Rigorosums-Taxen  den 
Professoren  der  Wiener  Rechtsfacultät  für  jedes  .Jahr  decursive,  und 
zwar  mit  Schluss  eines  jeden  Studienjahres,  nach  dem  wirklichen  Er- 
trage der  letztem  zur  Einkommensteuer  gezogen  werden,  und  dass 
zum  Behufe  der  Besteuerung  diese  Bezüge  ....  ohne  weitere  An- 
forderung specieller  Bekenntnisse  seitens  der  Professoren  durch  die 
Universitätskanzlei  und  Quästur  mit  Schluss  des  Studienjahres  mittelst 
einer  für  jede  Facultät  eigens  zu  liefernden  und  von  dem  Facultäts- 
decane  mitzuiertigenden  individuellen  Nachweisung  bei  der  k.  k.  Steuer- 
administration  zur  Anmeldung  gebracht  und  von  dieser  letztem  die 
Steuerbemessung  mit  Rücksicht  auf  die  anderweitigen  Bezüge  der  zwei- 
ten Classe,  sowie  die  Vorschreibung  der  Steuer  und  die  Ausfertigung 
der  betreffenden  ZahlungsauRräge  vorgenommen  werde;  endlich  dass 
diese  ausnahmsweise  Begünstigung  auch  auf  die  Professoren  der  übri- 
gen Facultäten  der  Wiener  Universität,  sowie  aller  anderen  Univer- 
sitäten ausgedehnt  werde. 


Erlass  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom 
29.  September  1856,  Z.  14709. 

wirksam  für  alle  Kronläntler, 

womit  di«  Baitimmungen  der  Allerfa.  Eatschlieuung  vom  17.  Sept.  1856, 
betreffend  die  Zulassung  von  Individuen,  die  bei  einer  öffentliohen  Bahbrde  in 
Verwendung  stehen  oder  praktioiren,  zur  Aufhahma  als  ordentliche  oder  ausser- 
ordentliche Hörer  öffentlicher  Vorlesungen  Uber  rechts-  und  staalswissenschafl- 
Hohe,  sowie  auch  Uber  technische  Gegenstände,  kundgamacht  werden. 

(Zu  1244  a.) 

Se.  k.  k.  Apostol.  Majestät  haben  mit  der  Allerhöchsten  Ent- 
sohliessung  vom  17.  September  18.56,  unter  Aufhebung  der  diesfalls 
bestehenden  älteren  Vorschriften,  allergiiädigst  zu  bestimmen  geruht, 
dass  alle  bei  was  immer  ftlr  einer  öffentlichen  Behörde  bleibend  oder 
provisorisch,  mit  oder  ohne  Gehalt  angestelltc  und  in  Verwendung 
befindliche  Beamte  und  prakticirende  Individuen  zur  Aufnahme  als 
ordentliche  oder  ausserordentliche  Hörer  und  sohin  zum  Besuche  der 
Vorlesungen  über  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Studien  auf  Uni- 
versitäten und  Rechtsakademien,  sowie  auch  über  technische  Studien 
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an  Obprrealnchulen  imd  höheren  technischen  Lehranstalten  zuzulassen 
sind,  in  so  ferne  sie  nach  den  durch  die  allgemeinen  Studiengesetze 
diesfalls  vorgezeichneten  Vorhedingungen  hiezu  geeignet  erscheinen, 
und  nicht  die  Pflichten  ihrer  amtlichen  Stellung  durch  den  Besuch  der 
Vorlesungen  eine  Uecintröchtigung  erleiden. 

In  letzterer  Beziehung  werden  sie  hei  ihrer  Meldung  zur  Imma- 
ti'iculation  oder  Inscription  die  amtliche  Bewilligung  des  Chefs  der 
hetreffenden  Landeshehörde,  in  den  Fällen  aber,  wenn  ein  Bewilli- 
gungswerber iin  Gremium  einer  Centralstelle  angestellt  ist,  verwendet 
wird  oder  prakticirt,  des  Chefs  der  bezüglichen  Centralstelle  beizu- 
bringen haben. 

Diese  Bewilligungen  liaben  stets  zunächst  nur  auf  ein  Studien- 
jahr zu  laiitun. 

Nach  Erforderniss  des  Dienstes  wird  die  ertbcilte  Bewilligung 
jederzeit  wieder  zurüekgenoninien  werden  können. 

Sollte  die  Immatriculation,  Inscription  oder  ein  Studienzeugniss 
ohne  die  gedachte  äratliche  Bewilligung  erlangt  werden , so  sind  die- 
selben für  null  und  nichtig  anziischen. 

Die  Vorsteher  der  betreffenden  Lehranstalten  oder  Lehrabthei- 
lungen, sowie  die  Docenten,  haben  die  bezüglichen  Daten  in  ihren 
Registern  oder  Katalogen  genau  anzumerken. 


V v\ 

•N-t, 
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Directoriiil’Vorachrift  vom  H.Atig.  17n2,  i 

— 8.  224  u.  Sm  5 

Hofintim*tiop«idecret  vom  BO.Ang.  1777,  i 

Z.  IM  — 8.  2IS,  I 

Studienhofcommimiion^dccrrt  v.  L 8e)»t. 
17g4,  _ s.  Mfi. 

Hofdccrct  V.  ü April  1786,  Z.  323 
— Ö.  217.  I 

HofkAnsleid.  v.  LL  Mai  1785  — 8.  514. 
A.  b.  HofentscbUe.ssuDg  vom  A,  Juli 
1785  — 8.  lÄh 

Studienhofcommisaionadocrft  vom  4.  Juli  ; 

1786,  Z.  Aüfi  — 8.  2Ia  ii.  lillL 
Gnbcniialverurdiiiing  v.  1_L  Aug.  1787, 

— 8.  452. 

Hofkanzlcidecret  vom  2.  und  2L.  8ept. 
17H9  — 8.  ALL. 

Studienhofcoinmissioiis-V'erordnung  v.  i 
23.  Oc(.  178»,  — 8.  2M1.  ' 

Hofkanzlfidecrct  v.8.  M*i  17iM) — 8. 1«i7. 
Hiifrescript  v.  4.  Juli  1790  — 8.  228 
Hofdocret  Vüin  13.  Mür*  1795,  Z.  1371 

— 8.  19». 

Hiifdecrcl  v.  3».  Juni  1802,  Z.  24149  — 
8.  165. 

Hl'kld.v.2t.8npt  18<I-’,Z.  1045  — 8. 168. 
Hllild.  V.  12.  Mai  180.1  — 8.  453  u.  454.  i 
Hfkid.  vom  IL  Februar  1804,  Z.  2342 

— 8.  4411  11.  514. 

Hfkid.  vom  24.  MKn  1804  — 8.  55JL 
Hfd.  vom  30.  M&r*  1804  — 8.  151. 
Studienbofcommissionsderret v.  23..Vn^.  I 
1804,  Z.  14854  — 8.  254  u.  250,  ' 

Hfkd.  vom  28.  Dec.  1804  — 8.  469. 

8t.  H.  C.  D.  v.  23.  Kebr  1806,  ~ 8.  455. 
Hfkid.  vom  13.  MÄr»  1805  — 8.  443. 
Hfkid.  vom  28.  Jänner  1806  — 8.  1 1 8. 
Hfd.  v.  Ifi.  Mai  1807,  Z.  8807  — 8.  276. 
Hfkd.  vom  26.  Mai  1807  — 8.  497. 

St.  H.  C.  D.  V.  2S.  Mai  1807,  Z.  10174 

— 8.  166. 

•8t.  H.  C.  D.  V.  16,  Juni  1807  — 8.  132. 
St.  H.  C.  D.  vom  4.  October  1808, 
Z.  724  — 8.  463. 


St.  H.  C.  U.  V.  I.  und  28.  Jänner  1809, 
Z.  391  — 8.  2^  2^  279,  280,  419. 
469  u.  567. 

St.  IL  C.  D.  V.  2.  April  1809,  — 8.  466. 
8t.  H.  C.  D.  vom  liL  Jänner  1810, 
Z.  51^  5^  635  u.  837  ex  1808  — 
8.  4^  224  n.  614. 

Hfkid.  vom  2,  Februar  1810  — 8.  486. 
St.  H.  C.  D.  v.  LSept.  1810,  Z.  1106 

— 8.  42L 

8t,  U.  C.  I).  vom  12.  Octobi  r 1810, 
Z.  13.38  — 8.  45L 

.St.  IL  C.  I>.  v.  21.  Oct.  1810,  Z.  1488 

— 8.  2UL 

.St.  H.  C.  D.  vom  14.  Dooember  1810. 
Z.  1875  — 8.  554, 

St.  H.  C.  n.  V,  a.  Fcbr.  1811  — 8.  228, 
8t.  H.  C.  D.  V.  16,  Aug.  1811,  Z.  1407 

— 8.  231L 

St.  H.  C.  I).  V.  3L  Aug.  IMl,  Z.  1168 

— 8.  16M 

8t.  U.  U.  D.  V.  6.  Sept.  1811  — 8.  452. 
.St.  H.  C.  I).  V.  20.  .Sept.  1811,  Z.  1641 

— 8,  13L 

St.  H.  C.  U.  V.  21.  Sept.  1811,  Z.  1654 

— 8.  yiT,  139  ii.  245, 

.St.  H.  C.  U.  V.  L Oct.  1811.  Z.  1721 
— S.  565.  166.  493  u.  558. 

St.  IL  C.  D.  V.  18.  Oct.  1811,  Z.  1818 

— 8.  41a  11.  486. 

Hfkmd.  V.  24  Ol  t 181 1,  Z.  29760  — .S.  HIL 
St.  H,  C.  D.  V 11,  Juli  1812.  Z.  1.353 

— 8.  536, 

Hfkid.  V.  6.  Aiiz.  1812,  Z.  11561  — S.463. 
Hfkid.  V.  2.  Oec.  1812  — 8.  431  u.  510, 
St.  H.  C.  D.  V.  3L  Dec.  1812,  Z.  2720 

— 8.  153  u.  218, 

Hfkmd.  V.  20,  Mai  181.3,  Z.  13393  — 
8.  lOL 

8t.  H,  C.  D.  V.  2L  Mai  1813,  Z.  1081 

— 8.  414  n.  655, 

Hfkd.  V.  10.  Juni  1813  — 8.  54L 
St  H.  C.  D.  V.  la,  Jtinl  1813,  Z.  1.319 

— 8.  230, 
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•St.  U.  C.  \).  T.  l,  Jiimi<  r IS14,  Z.  2771 
— S.  2fil- 

St.  H.  C.  I).  V.  2L  Juli  1S14,  Z.  M1N9 
— S.  2hl>. 

AIIerht>c1iste  Kiitschlietumng  v.  IL  Aug. 
1814  — 8.  2LL 

8t.  iL  C.  I).  V.  L Oct.  1814,  Z.  191» 

— 8.  47n. 

Hfkti.  vom  ü M«ns  181fi,  Z.  2tl8  — 
8.  41»^  IM  II.  ALL 

8t.  IL  C.  1).  V.  iL  Mär/.  181.1,  Z.  ü«» 

— 8.  1Ü2  II.  lÜL 

8L  IL  C.  U.  V.  ü Mär/.  1815,  Z.  739 

— 8.  133  II.  43fL 

Hfkmil.  V.  U Mai  1815,  Z.  13747  — 8.  Öl, 
St.  H,  C.  D.  V.  3!L  .Iiiiii  1--<1.').  Z.  1U69 

— 8.  215. 
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St.  H.  c.  U.  V.  23.  Aiig.  1817,  Z.  199.1 

— 8.  213  II.  433, 

St.  IL  C.  D.  V.  2.  Mai  1818,  z.  63  — 
8.  453  u.  42L 

St.  IL  C.  D.  V.  13.  Aiig.  1818,  Z.  1988 
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— 8.  432, 

,8t.  R C.  D.  V.  iL  Oct.  1818,  Z.  26190 

— S.  513. 

8t.  R C.  U.  V.  30.  Jännor  1819.  Z.  52« 

— 8.  422  II.  4S<L 

8t.  IL  0.  U.  V.  ß.  Nov.  1819,  Z.  7021 

— 8.  254  11.  2filL 

81.  IL  (M).  V.  9.  Deo.  1819,  Z.  8627  — 8. 62. 
Hfkld.  V.  25  Dec.  1819.  Z.685«  — S.nTlL 
St.  H.  C I).  V.  2L  Doo.  1819,  Z.  8.364 

— 8.  214  u.  310. 

Hfkd.  V.  22.  Doc.  1819,  Z.  11  — 8.  288, 
8t.  H.  C.  1).  V,  llL  Juni  1820,  Z.  3645 

— 8.  45L 

8t.  R C.  n.  V.  14.  Oct.  1820,  Z.  143 

— 8.  282, 

Hfkd.  V.  8.  Juli  1820,  Z.  20091  — 8.  278. 
Hoflraniilei-Voronlniing  v.  30,  Oct.  1820, 
Z.5748  — 8.516. 

Hfkld.  V.  L Not.  1820,  Z.  33118  — .8;  133. 
SU  H.  C.  D.  V.  10.  Nov.  1820,  Z.  3646 
— S.  513. 

SU  H,  C.  D.  V.  fi.  Jänner  1821,  Z.  9140 
— 8.  132, 


8t.  R C.  D.  V.  3,  Kebr.  1821,  Z.  522 
— S.  281. 

8t.  R C.  1).  V.  25.  Mär/.  1821,  Z.  2122 

— 8.  55!L 

St.  R C’.  I).  V.  L Ang.  1821,  Z.  .1327 

— 8.  27.1. 

St.  R C.  I).  V.  25.  Mai  1822  — S.  19L 
SU  R C.  ü.  V.  IL  Scpt.  1823,  Z.  635.1 

— 8.  231L 

St.  R C.  D.  V.  M.  Doc.  1823,  Z.  8.149 

— 8.  289. 

8t,  R C.  1).  V,  2iL  Juli  1824,  Z.  4779 

— 8.  138. 

lintind.v.lO.Xov.  1 824.  Z. 43875  — 8033. 
Hfkld.  V.  6.  Uoc.  1824  — 8.  U«. 

8u  R C.  U.  V.  2.  April  182.1,  Z.  2174 

— 8.  112, 

St.  R C.  0.  V.  25.  Aiig.  1825,  Z.  5629 

— 8.  496. 

8t.  H.  C.  1).  V.  2Ü.  Nov.  1826,  Z.  78  4H 

— 8.  513, 

St.  RC.  1).  V.  2L  Juni  1826,  Z.  3072 

— 8.  323. 

•St.  R C.  I).  V.  XL  Juli  1826,  Z.  21173 

— 8.  511. 

8t.  R C.  I).  V.  12.  Aiig.  1826,  Z.  3716 

— 8.  .521. 

•St.  RC.  0.  V.  I3.S011I  1826.  Z.  4412 

— 8.  120. 

St.  R C.  U.  V.  LL  März  1827.  Z.  1172 

— 8.  140, 

8t.  R C.  D.  V.  L April  1827,  Z.  1640 

— 8.  m 11.  143. 

Hfkd.  V.  24.  April  1827,  Z.  11840  — 8. 21L 
.st.R  C.  U.  r.  15,  Juni  1827,  Z.  1084 

— 8.  143  n.  215. 

St.R  C.  1).  V.  IL  Scpl.  1827,  Z.  4798 

— 8.  105, 

St.  R C.  II.  V.  !L  Oct.  1827,  Z.  5157 

— 8.  154  !L  .1.12. 

St.  R C.  n.  V.  23,  Oct.  1827,  Z.  643,1 

— 8.  55L 

St.  R C.  I).  V.  5,  April  1828,  Z.  1829 

— 8 123. 

Hofk.'Verord.  v.  22.  .fnli  1828,  Z.  3728 

— 8.  516, 

St.  R C.  U.  v.  29.  Dec.  1828,  Z.  6729 

— 8.  215. 

Sl.  R C.  D.  vom  23.  Kcbniar  1829, 
Z.  1068  — 8.  523. 

St.  R C,  D.  V.  23.  Mai  1829,  Z.  2592 

— 8.  212  II.  233. 

.St.  R C.  D.  V.  IL  Juni  1«29,  Z.  2892 

— 8.  141. 

8t.  R C.  ü.  V.  23.  Oct.  1829.  Z.  6510 

— 8.  135. 

St.  R C.  1).  V.  19.  Ücc.  1829,  Z.  9510 

— 8.  4IL 

8t.  R C.  D.  V.  13.  Kebr.  1830,  Z.  688 

— 8.  22i 
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Hfkd.  v.i6  MärxlSai).  Z.  21 J40—  S.4ii:i. 
St,  11  C.  D.  V.  2Ä.  Apr.  1830,  Z.  2132 

— 8.  2KiL 

St.  IL  C.  n.  V.  ü Mai  1830.  Z.  2320 
— S.  231L 

St.  IL  C.  D.  V.  la.  Juni  1830,  Z.  28(16 
— S.  448  u.  üfiL 

SL  ILC.  D.  V.  2Ü.  Sept  1830,  Z.  4(164 
— S.  46S. 

Hfkl.1.  r.  17  F..|.r.l831,Z.2il63  — S.277. 
St.  11  C.  U.  V.  ü Mai  1832,  Z.  1!I40 
— S.  5üa  u.  im 

HfVtiid. V.  21.KVI)c.  1 833, Z.7585  — S.l(17. 
St,  H.  C.  U V.  2H  M*r/.  1833.  Z.  1248 
— S.  Ulfi. 

SiL  H.  C.  U.  V.  12*  April  1833.  Z.  fi84  i 

— 8.  143  11*  1311* 

St.  H*  (-'.  I).  V.  20*  April  1883,  Z.  2062  , 
— S.  401  11,  402, 

St.  U*  C.  I).  V.  L Mai  18.33,  Z.  1888 
— S.  020. 

St.  H C.  D.  V.  11.  Sppt.  18.33,  Z.  5210 

— 8.  4I1L 

St  H.  C.  n.  V.  ij*  Nov.  18,33,  Z.  6.361 

— 8.  r»(iit 

Rpgianingal'dg.  V.  ö*D»*i(.  1833,  Z.  64450 

— 8.  Oll* 

Sl  H.  C.  1).  V.  20.  jÄnnt-r  1834,  Z 7651t 
rx  18.33  — 8.  2111* 

St. U. ('.  I). V.  l.lVhr.  1 834, Z. 23  — S.49.5. 
St.  H*  C.  D.  V.  12.  Fehr.  1834,  Z.  1004 

— 8.  02* 

8t.  H.  C.  D.  V.  12.  Apr.  1834,  Z.  6466 

— 8.  410. 

.St.  H*  C.  D.  V.  10*  Mai  1834,  Z.  29.58 

— 8.  010. 

8t.  IL  C.  D.  V.  2U  .Mai  1834,  Z.  3132 

— 8.  143. 

8t.  H.  C.  n.  V.  4.  Ocf.  1884,  Z.  5468 

— 8.  .556. 

St.  H.  (.:  D.  V.  12.  UeL  1834,  Z.  6393 

— 8.  50.3 

St.  IL  V.  1).  V.  12*  OcOib.  18.34,  Z.  6023 

— 8.  221L 

Hfkmd.v.aLOct.  1834.Z.  42.398  — .S.1([6. 
SLH.C.  1).  V.  10.  Febr.  18.3.5,  Z.  668 

— 8.  220* 

8t-  H.  C.  1).  V.  10.  Mürz  1830,  Z.  1066 

— 8.  403* 

St.  H.  C.  n.  V.  2L  Apr.  18,33,  Z.  7622 

— 8.  400. 

8t.  H.  C.  1).  V.  L Mai  1830,  Z.  2.304 

— 8.  442. 

Alltrh. Entachl.  v.  16..1iili  1835  — 8.123. 
8t.  IL  C.  D.  T.  8.  Ang.  1835,  Z.  4802 

— 8.  424. 

St.  H.  C.  U.  V.  12.  SepL  1836,  Z.  4975 

— 8.  248. 

8t.  H.  C.  D.  V.  I.  Nov.  1836,  Z.  6790 

— 8.  412. 


Hfkmd.  V.  20.  Nov.  1835.  Z.  4.52.3.3  — 8.67. 
8L  IL  C.  D.  V.  IL  .März  1836,  Z.  1115 

— 8.  248. 

8t.  E,  C.  D.  V.  LL  April  18.36.  Z.  18((4 

— 8,  m* 

St.  H.C.  D.  V.  UL  Oct.  1836,  Z.  6129 

— 8.  242, 

8t.  H.  C.  D.  V.  LL  Nov.  1836,  Z.  6247 

— 8.  202. 

St  H.  C 0.  V.  12.  IJ(>c.  1836.  Z.  7734 

— 8.  HO. 

8t.  IL  D.  V.  3L  Dpp.  18.36,  Z 8.307 

— 8.  402  11.  101* 

8t.  IL  1’.  I>.  V.  21*  .läiiiiipr  1837,  Z.  227 

— 8.  403. 

8t.  IL  V.  U.  V.  2L  Fcbr.  18.37,  Z.  887 

— 8.  248. 

St.  IL  C I).  V.  10,  Aug.  1837.  Z.  4293 

— 8.  3Ü8  II.  106, 

St,  H,  C.  I).  V.  LL  Nov.  1837,  Z.  6970 

— 8.  48L 

8t.  H.  C.  I).  V.  21L  Juni  18.38.  Z.  4033 

— 8.  Ü30, 

St.  IL  C.  D.  V.  10.  Sopt,  18.38,  Z.  5718 

— 8.  lOL 

St.  IL  C.  l).  V 28.  Oct.  1838,  Z.  6664 

— 8.  410. 

8t.  IL  C.  D.  V.  12.  .läiincr  1839,  Z.  210 

— 8.  48L 

8t.  H,  C.  II.  vom  L März  1889,  Z.  1549 

— 8.  102  n.  432. 

St.  H.  C.  D.  V.  a.  März  1839,  Z.  1550 

— 8.  608. 

St.  H.  C.  D.  V,  2.  März  1839,  Z.  1551 
— 8.  008, 

Subat.  Norm.  v.  3,  Juni  1839  — 8.  144. 

8t.  H,  C.  I)  V,  8.  Juli  1839,  Z.  4501 

— 8.  112. 

St.  U.  C.  I).  V.  20.  Juli  1839.  Z.  4181 

— 8.  440* 

8t.  H C.  U.  V.  LL  Ang.  18.39.  Z.  5105 

— 8.  .5.57.  * 

St.  IL  1».  V.  20  OcL  183».  Z.  6741 

— 8.  413, 

8t.  IL  C U.  V.  10*  März  1840,  Z.  7034 

— 8.  04L 

St.  IL  C.  ü.  V.  LL  April  1840,  Z.  2199 

— 8.  433. 

SL  H,  C.  D.  V.  12.  Juni  1841,  Z.  3564 

— 8.  220* 

8t.  H.  C I).  V.  10*  SnpL  1841,  Z.  .5969 

— 8.  lüL 

8t.  H*  C.  Ü.  V.  2L  Sept.  1841,  Z.  6242 

— 8.  432* 

8t.  H.  C.  U.  V.  4.  OcL  1841,  Z.  6430 

— 8.  541* 

81.  H.  C.  1).  V.  8.  Not.  1841,  Z.  7557 

— 8.  108. 

St.  H.  C.  D.  V.  13.  Juni  1842,  Z.  .3671 
— 8.  158. 
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SL IL  C.  D.  V.  L Ort.  1 842,  Z.8284  - S.  ä3SL 
St.  IL  C.  I>.  V.  la.  JUr2  1843,  Z.  2012 
— S.  228. 

St.  IL  C.  U.  V.  2!L  l ehr.  1843,  Z.  142fi 

— 8.  2LL 

St.  H.  C.  I).  V.  21.  Mai  181.3,  Z.  3707 

— 8.  213. 

St.  H.  C.  D.  V.  8.  Oct.  1843,  Z.  8606 
— H.  496.*448  11.  l.'il. 

8t.  IL  C.  11.  vom  23  Kehr.  1844  — 

8.  132. 

Hfkid.  V.  211.  Märal844.Z. 0201  — S.276. 
St.  IL  C.  D.  V.  23.  Mai  1844,  Z.  3472 

— 8.  480. 

St.  H.  C.  11.  V.  SL  Nov.  1844,  Z.  7384 

— 8.  486. 

St.  H.  C.  n.  V.  13.  Nov.  1.844,  Z 7440 
w~  8.  .357. 

St.  H,  C.  4).  v.18.Mar7. 1845,  Z.  3297  — 

8.  IM. 

8t,  H.  C.  U.  V.  6.  .luiii  1845,  Z.  4038 

— 8.  25111. 

8t  H.  C.  D.  V.  liL  llee.  1846,  Z.  8765 

— 8.  406. 

St.  H.  C.  11.  V.  lü  JÄmier  1846,  Z.  346 
— S.  218. 

St.  JL  C.  41.  V.  3L  .IMmier  1846,  Z.  11 
— S.  ML 

St.  H,  O.  D.  V.  23.  .4|iril  1846,  Z.  3144 

— 8.  220. 

8t.  H.  C.  11.  V.  2L  Nov.  1846,  Z.  8712 

— 8.  lua. 

8t.  IL  C.  11.  V.  23.  Jiinner  1848,  Z.  751 

— 8.  114  u.  448. 

M.  E.  vom  L April  1848.  Z.  2284  — 

8.  583  u ufia. 

M.E.  V.  S.  April  1848,  Z.  22  — 8.  311L 
M.  E.  V.  llL  April  1848 , Z.  311  — .S  474. 

M.  E.  V.  2.  Aug.  1848,  Z.  4818  — 8.  4>üL  ' 
M.  Sehr,  vom  18.  Aug.  1848,  Z.  4875  ' 

— 8.  497j  43Ü  u.  4Ü4.  ; 

'M.V.  v.  17.  Aug,  1848,  7.  5087  — ,S.17.S,  | 
M.E.  V.  31.Ang.  1848,  Z.55G0  — ,S.  174.  1 
M.  E.  V.  2.  Sept  1848,  Z.  5164  — 8. 13L  I 
M.V.  V.  6.  Sept  1848,  Z.5709  — 8. 133.  | 
M.  E.  V.  12.  Sept  1848,  Z.  5723  — S.  33.  ; 
M.E.  V.  2fLSept.l848,  Z.6306  --  S.175. 
M.E.  V.  23. Sept  1848,  Z.6354  — S.  131L  i 
M.  E.  V.  30. Sept.  1848,  Z.6188  — S.31L  I 
.M.  E.  vom  L Oet  1848,  Z.  6.392  — ' 

8.  495  n.  516. 

M.  E.  v.  4.  Oct  1848,  Z.  6902  — 8.  215L  ‘ 
M.E.  V.  la.  Ort.  1848,  Z.6932  — 8,  Ult  ' 
M.E.  V.  21  .Ort.  1848,  Z.  7018  — 8. 13L  I 
M.E.  V.  2.  Not.  1848,  Z.  5164  — 8.  211L 
Fin.  M.  E.  v.  16.  Nov.  1848,  Z.  28618 

— 8.  IfiL 

M.V.  V.  LL  Nov.  1848,  Z.7257  — S.47S. 
M.E.  V.  L Dec.  1848,  Z.  7737  — S.  181. 
M.E.  V.  11. nee.  1848,  Z.  8.309  — S.  109. 


M.  E.  V.  11.  llee.  1848,  Z.  7758  — 8.497. 
M.E.  v.  IIL  Oec.  1848,  Z.8175  — 8.122. 
M.E.  V.  23.  llee.  1848,  Z.  8178  — 8.219. 
M.E.  V.  25. llee.  1818,  Z.  8392  — 8.321. 
M.  E.  V.  2.  .liin.  1849,  Z.  12405  — 8.  55L 
M.  E.  V.  3.  JÄH.  1849,  Z.  7703  — 8. 162. 
•M.  E.  V.  5.  .lÄii.  1849,  Z.  lüS  — 8.  132. 
M.  E.  V.  IIL  Jäu.  1849.  Z.  12  — 8.  212. 
M.  E.  V.  13.  .Tiln.  1849,  Z.  333  — S.  UL 
M.  E.  V.  22.  .Ihn.  1849,  Z.  3U3  — 8.  31Ü. 
M.  E.  V.  2L  .lÄii.  1849,  Z.  IM  — 8. 13L 
M E.  V.  29,  .lau.  1849,  Z.  663  — 8.  476. 
M.  E.  V.  2.  Kehr.  1849,  Z.  613  — 8.  6UL 
,M.  E.  V.  3.  Kehr.  1849,  Z.  944  — 8.  19. 
M.  E.  V.  L Kehr.  1849,  Z.  695  — 8.  12. 
M.  Sclir.  V.  IL  Kehr.  1849,  Z.  917  — 
8.  6SL 

M.  E.  V.  U.  Kebniar  1849,  Z.  46  — 
8.  1111  n.  362. 

M.  E.  vom  L MÄrz  1849,  Z.  1395  — 
8.  133  u.  121. 

M.  Sehr.  v.  SL  März.  1849,  Z.  1031  — 
S.  m. 

M.  E.  vom  13.  MÄrr,  1819,  Z.  1867 
— .8.  m. 

M.  E.  V.  13.  März  1819.  Z.  1863  — 
8.  133. 

M.  E.  V.  L April  1819,  Z.  2.301  — S.  127. 

M.  E.  V.  L Apr.  1819,  Z.  1778  — 8. 113, 

M.  E.  V.  6.  Apr.  1819,  Z.  2586  — 8.  22U. 

M.E.  V.  n. Apr.  1.849,  Z.  >793  — S.  LiL 

M.  E.  V.  12.  April  1849,  Z.  2542  — S.259. 
M.  E.  V.  20.  April  1849,  Z.2815  — S.433, 
M.  E.  V.  L Juni  1849,  Z.  4059  — 8. 133. 
M.  E.  V.  i Juli  1849,  Z.  4686  — 8.  493. 
.M.  E.  V.  16.  Aug.  1849,  Z.  1848  — S.  489. 
M.  E.  V.  20.  Aug.  1849,  Z.5.38,8,  — S.  HL 
M.  E.  V.  L Sept  1849,  Z.  5964  — S.486. 
.M.  E.  30.  Supt  1819,  Z.  6798  — S.  62. 
M.  E.  V.  a.  Oct  1849,  Z.  6976  — S.  123. 
M.  E.  V.  Hl.Oe.t  1849,  Z.  6895  — S.  498. 
M.E.  V.  13. Oct  1849,  Z.  7215  — 8.13L 
M.  E.  V.  IL  Oct.  1849,  Z.  7133  — 8.333. 
M.  E.  V.  13,  Oct.  1849,  Z.719«;  — 8.131. 
M.  E.  vom  28.  Oct.  1849,  Z.  7657  — 
8.  UL  232  n.  236. 

M.  E.  V.  12.  Nov.  1849,  Z.  7650  — 8. 13. 
M.E.  V.  13. Nov.  1849,  Z.8102  — 8.133. 
M.  Sehr.  v.  IL  N.iv.  1849,  Z.  8023  — 
8.  13L 

M.Vilg.  V.  2LNov.  1849,Z.8606  — 8. 12. 
M.  Sehr.  V,  2L  Nov,  1819,  Z.  8479 
— S.  lüL 

M.E.  V.  15.  Oee.  1849,  Z.8892  — S.133. 
M.  E.  V.  2Ü.DCC.  1849,  Z.  6244  — S.  333. 
M.  E.  V.  2L  Oec.  1849,  Z.  8886  — 
8.  217  II.  420. 

M.  Sehr.  v.  2L  Dec.  1849,  Z.  8432 — 8. 368, 
M.  Vdg.  T.  M.  Jhnner  1860,  Z.  8952 
ei  1849  — S.  313. 
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M.  K.  V.  UL  .1*11.  18Ü0.  Z.  Mi  — S.  IJälL 
M.  K.  V.  2<L  .I«n.  IS.W,  Z.  ailli  — S.  ÜIL 
M.  K.  V.  ‘LL.JÄn.  l'-äO.  Z.  ili  — S.  51ML 
SI.  K.  .lUu.  1''50,  Z.  ÜM  — S-  Ul. 
•M.  K.  V.  2B.  .Jiln.  1860,  Z.  HÄ  — .<».112. 
-M.  K.  V.  IL  Febr.  1850,  Z.  730  — .8.  U_L 
M.  K.  V.  2,  Ffbr.  1850,  Z.  803  — ,S.  iU 
M.  E.  V.  UL  Febr.  1850.  Z.  8018  ex 
1840  — .8.  au 

M.  E.  V.  UL  Febr.  1S,5(1.  Z.  0:12K  t>x 
1840  — S.  22U 

M.  K.  V.  L Man;  1850,  Z.  G08  — S.  ilÄ. 
M.  E.  vom  UL  .MÄn:  1850,  Z.  15v5 

— .S.  145. 

M.  E.  V.  22.  .MSra  1850,Z.2iil4  — .8.  3:10. 
-M.E.  T.  .30.  M*rz  1S.50,  Z.2I152—  8.484. 
.U.  E.  V.  U April  1850,  Z.  2704  — S.  253. 
KaiH.  Viljr.  V.  21L  Apr.  1850,  R}rb.  157 

— 8.  23Ü. 

M.E.  V.  23.  April  1850,  Z. 32f.fi  — S.  423. 
-M,  E.  V.  20.  April  18.50,  Z.  270fi  — 8. 114, 
.M.E.  V.  27.  April  1850,  Z.2071  — 8.134. 
.M.E.  V.  UL  .Mai  1850,  Z.  3275  — 8.530. 
.M.  E.  V.  15.  Mai  1850,  Z.  38fi3  — 8.  21. 
M.  E.  V.  24,  Mai  1850,  Z.  I — 8.  524 
n.  531. 

M.  E.  V.  24.  Mai  1850,  Z.  78fi  — 8.  115 
.M.  E.  V.  2.  Jiiiii  1850,  Z.  461 1 — 8.  32«. 
M.  E.  V.  fi.  Juni  1850,  Z.  4513  — S.  filL 
.M.  E.  V.  ll..Tiini  1850.  Z.4607  — 8. 47fi. 
M.V.  V.  15..1iini  1850,  Z.  4333  — 8.525. 
M.  Sehr.  V.  27.,lmii  18.50,  Z.  3774  — 8. 4UL 
■M.  E.  V.  30,  Juni  1850,  Z.  5432  — 8.  20. 
.M.  E.  V.  3(L  Jnni  1850,  Z.  .3573  — 
8.  227  u.  28L 

.M.  E.  V.  UL  .Juli  1850,  Z.  5607  — .8.  4U 
.M.E.  V.  14.  Juli  18.50,  Z,  55.30  — 8. .542. 
.M.E.  V.  .30. Juli  1850,  Z.6241  — 8.  403, 
M.  E.  V.  4.  Aug.  1850,  Z.  6424  — 8.  45. 
M.E.  V.  7.  Aug.  18.50,  Z.  6382  — 8,  IM. 
M.E.  V.  .30.Ang.  1860,  Z.7123  — 8. 130. 
M.VJg.  V,  .3..Scpt. 1850. Z. 2030  — 8.510. 
F.  M.  E.  V.  U.  .Sept.  1850,  ROb.  3511 

— 8.  4M, 

•M.  E.  V.  21L  8ept.  1850,  Z.  8256  — 8.  118. 
M.  E.  vfim  L Oct*»ber  1850.  RGlt.  .370. 
Z.  8214  — 8.  3. 

M.  E.  V.  3.  Oct.  1850,  Z.  8.331  — 8.  580. 
M.  E.  V.  4.  Oct.  1850,  Z.  748.3  — S.  134. 
M.E.  V.  L Oct.  1850,  Z.  841«  — S.  l**. 
M.  E.  V.  8,  Oct.  1850,  Z.  8425  — S.  200. 
M.  E.  V.  UL  Oct.  1850.  Z.  8718  — 8.  82. 
M.E.  r.  16. Oct.  1850,  Z 8.308  — S. 385. 
M.E.  V.  23, Oct.  1860,  Z.80(Ki  — 8.  481L 
M.E.  V.  22.0CC.  1850.Z.  10827  — .8.148. 
M.  E.  V.  6.  JKnncr  1851  , Rgb.  Nr.  18 

— 8.  5Sa  u.  484. 

M.E.  V.  15.  J#I1.  1851,  Z.  152  — 8.  481. 
M.  E.  V.  UL  Jfinner  1851,  Z.  10.0;50 
ex  18.50  — 8.  26Ü  u.  323. 
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■M.  E V.  18.  Jän.  1851,  Z.  341  — 8. 121. 
M.  E.  V.  «8.  J*u.  1851,  Z.  818  — S.  408, 
.M.  E.  V.  3.  Febr.  1851,  Z.  1147  — 8.25. 
M.  E.  V.  28.Fclir.  1851,  Z.  0.3.30  — .8.223. 
.M.  E.  V.  3.  MKr*  1851,  Z.  1505  — 8.  21. 
.M.  E.  V.  10.MKr7.1851.  Z.  1754  — 8.214. 
.\I.  8cbr.  V.  lU  MKrr.  1851,  Z.  2234 

— 8.  400. 

Kai.H.  Vdg.  V,  UL  .MKr*  1851,  Z.  26(K) 
— S.  116. 

■M.E.  V.  17.  April  1851,  Z.3608  — 8.  332. 
•M.E.  V.  la. April  1851,  Z..3.545  — 8.337. 
.M.  E.  V.  20.  Apr.  1851 , Z.  2696  — 

— 8.  115. 

M.  E.  V.  24.  April  1851,  Z.  2876  — 8. 158. 
M.  E.  V.  25.  Apr.  1851.  Z.  6739  — 
8.  181  11.  U!L 

.M.E.  V.  20.  April  1851.  Z.207G  — ,8.217. 
M.  E.  V.  26,  Mai  1851.  Z.  512.3  — .8.233. 
M.E.  V.  10.  Juni  1851.  Z.5477  — 8. 400. 
■M.  E.  V.  15.  Juni  1851.  Z.  5399  — .8.  28. 
M.  E.  vom  15.  .Juni  1851  . Z.  5424  — 
■8.  181  u.  51 1 

M.  E.  vnm  UL  Juni  1851 , Z.  5126  ox 
1850  — 8.  158  u.  154. 

■M.  E.  V.  17..1iini  1851,  Z,  6013  — 8.2.34. 
■M.  E.  V.  4.  Juli  1851,  Z.  2004  — 8.  .14.3. 
M.  E.  vom  5.  tluli  1851  , Z.  r..l85  — 
8.  2S  u.  142. 

M.  E.  V.  8.  .Juli  1851,  Z.  4252  — 8. 187. 
.M.  E.  V.  11,  .luli  1851.  Z.  0.357  — S.  UU 
M.  E.  V.  11.  Juli  1851,  Z.  66.32  — 8.  83, 
.M.E.  V.  21.  Juli  1851,  Z. 6.382  — 8. 115. 
M.  K.  ILA  Aug.  1851,  Z.  7104  — S.581. 
M.  E.  V.  2U  Aug.  1851,  Z.  6804  — 8.  36. 
.M.E.  V.  2,'... Aug.  1851,  Z. 828.3  — .8.5.50. 
M.E.  V.  26. Aug.  1851,  Z. 83.58  — 8.110. 
M.  E.  V.  21L  Aug.  1851,  Z.  70(i8  — S.  154. 
M.  PL  vom  3.  8cpt.  1851,  Z.  llol  ex 

1860  — 8.  lUL 

M.E.  V.  ll.Sept.  1851,  Z.8067—  .S.486. 
M.E.  V.  1.5. 8cpt.  1851,  Z.0037  — 8.251. 
M.E.  V.  lfi..8ppL18öl,  Z.6165  — 8.232. 
M.  E.  V.  L Oct.  1861,  Z.  0608  — 8,  84. 
M.E.  V.  22.Xov.lS51,  Z.  11 472  — .8, 550. 
M.  E.  V.  10.  Ucc.  1851,  Z.  12.324  — 8. 42U 
M.  E.  V.  9.  ,1*11.  1852,  Z.  113  — 8.  4L 
M.  E.  V.  9.  J*n.  1852.  Z.  220  — 8.  558, 
M.  E.  V.  13.  JSnner  1852,  Z.  11435 
ex  1851  — 8.  148. 

,M.  E.  V.  15.  Jümior  1852,  Z.  12740 
ex  1851  — 8.  143. 

M.  E.  V.  23.  J*n.  1852,  Z.  658  — 8.  512, 
M.  E.  V.  25.  .l.Hii.  1852,  Z.  707  — 8.  482. 
,M.  E.  V.  L Febr.  1852.  Z.  137.3  — 
8.  122  11.  125, 

M.  Sehr.  V.  7.  Febr.  1852,  Z.  957  — 
8.  512. 

M.  E.  V.  LL  Febr.  1852,  Z.  0187  ex 

1861  — 8.  84. 
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M.  K.  T.  LL  Felir.  I«ü2,  Z.  12476  ei 

1H51  — s.  1ha. 

M.  E.  V.  28.EFl>r.  18S2,  Z.  1922  — S.87. 
M.  E.  V.  28.Febr.  18Ü2,  Z.  1260  — .S.  üülL 
M.  E.  V.  20.Miiri!l8f.2.  Z.  10381  — S.  lüh. 
M.E.  V.  5.  April  1852,  Z.  2980  — Z.46!l. 
M.  E.  V.  17,  April  1862,  Z.  2565  — S.  ütjl. 
M.  Vd(r.  V.  1,  Mai  1852,  Z.  4142  — 

8.  aea  n.  aim. 

M.  E.  V.  4.  Mai  1852,  Z.  3697  — 8.  23 4. 
M. Cinul.  V.  7.Mai  1852, Z.  4387  — 8, 121. 
M,  E.  vom  li  .Juni  18.52,  Z.  2800  — 
S.  87j  84  H.  217, 

M.  E.  vom  UL  Juni  1852,  Z.  3920  — 
H.  196,  um  u.  579. 

M.  Cirail.  V.  24.  Juni  1862,  Z.  6080, 

— ,S.  121. 

M.E.  V.  26.  .Juni  1852,  Z.Ü140  — S.  360. 
M.  E.  V.  .lO.Juiii  1862.  Z.6273  — 8.  252. 
M.  E.  V.  UL  Juli  1852,  Z.  6756  — 8. 304. 
M.E.  V.  UL  Juli  1852,  Z.  6229  — S.  222. 
M.  E.  V.  a,  Aug.  1852,  Z.  7538  — S.575. 
M.E.  V.  2.  St'pt.  1852,  Z.  8736  — S.322. 
M.  Vilg.  vom  11,  Sept.  1852,  Z.  9044 
— S.  422. 

M.E.  V.  18.  Sept.  1862,  Z.  8527  — S.90. 
-M.E.  V.  23.Sept.  18.52.  Z.  7122  — ,S.  .580. 
M.  E.  V.  9.  Oct.  1852,  Z.  10121  — 8.2113. 
•M.  E.  vom  21L  Oi  t.  18,52.  Z.  9.3.30  — 
8.  477,  4511  u.  484. 

M.  E.V..30.  Oct.  1852 , Z.  1 1 122  — 8.  284. 
M.  E.  V.  30.  Oct.  1852 , Z.  1 1 1 1 4 — 8.  434. 
M.E.v.  31.0ct.  1852.  Z.  10761  — 8.  481. 
■M.  E.  V.  5.  Nov.  1852,  Z.  11.327  — 8.499 
M.  E.  V.  L Nov.  1852,  Z.  1 1 1 23  — 8.  .5011. 
.M.  E.  V.  12,  Nov.  1852,  Z.  11454  — 
8.  5ha. 

M.  E.  V.  21  Nov.  1852 , Z.  6089  — 8.  424. 
M.  E.  vom  28.  Nov.  18.52.  Z.  12.103 

— 8.  501 

,M.  E.  V.  1.  Di  e.  1852,  Z.  12395  — 8. 14L 
M.  E.  V.  L Oec.  1852,  Z.  6113  — S.  91. 
M.  E.  V.  L Der.  1852,  L.  6715  — 8.  UlL 
M.  E.  T.  24.  Oec.  1852,  Z.  13376  — 
8.  4114. 

M.  E.  V.  1.  Jänner  l“-63,  Z.  1.32.38  ex 
1852  — 8.  513. 

Erlass  dea  Miniatcriiiiua  ilca  Innern  vom 
UL  Jänner  18.53  — 8.  124, 

M.E.  V.  14.Febr.  185.3,  Z.  1200  — 8.  ÖUL 
.M.E.v.Ui.Eebr.  1853.  Z.  1679  — 8.  3114. 
M. E.  V.  lÄ.  Febr.  1853,  Z.  676  — 8.  425. 
M.  E.  V.  UL  Febr.  18.53,  Z.338  — 8.  9U 
M.  E.  V.  21.  Febr.  1853,  Z.  637  — 8.  51L 
M.  E.V.28.  Felir.1853,  Z.  1201  — .S.  435. 
M.  E.  V.  19.  Mär*  185.3.  Z.  12.1818  e.x 
1852  — 8.  670, 

M,  E.  V.  UL  Apr.  1863,  Z.  563  — 8.  92. 
M.  E.  V.  4.  .Mai  1863,  Z.  3371  — 8.  150. 
M.Nntp  V.6.  .Mai  1853 , Z.  1 743  — 8.  364, 


M.  E.  V.  24.  Mai  1858,  Z.  6018  — .8.161. 
M.  E.  vom  2h.  Mai  185.3,  Z.  .3287  — 
8.  3U4  u.  296. 

M.  E.  V.  2h.  Mai  185.3,  Z.  5062  — ,8.  364. 
M.  E.  vom  14.  .Inii  1853,  Z,  3457  ex 

1852  — 8.  265. 

F.  M.  E.  V.  21L  Juli  1853  — 8.  141, 
M.  E.  V.  21,.Jnli  1858,  Z.  6624  — 8.  92, 
M.  K.  V.  aiL  Juli  185.3,  Z.  6150—  8.219. 
M.  E.  V.  3U  Juli  18.5.3,  Z.  3295  — 8.489. 
M.  E.  V.  h,  Aug.  186.3.  Z.  7432  — 8.  485. 
■M.E.v.  19.  Aug.  1853 . Z.  8077  — 8.  5UL 
M.  E.  V.3L  Aug.  1853,  Z.  9056  — 8. 149. 
M.  E.  V.  23.  .Sept.  1853.  Z.  9243  — 8.  .502. 
.M.  E.  V.  29.  .Sept.  1863,  Z.  341.3  — 8. 144. 
M.  E.  V.  6.  Oct.  1853,  Z.  9586  — 8.  514. 
M.  E.  V.  15,  Ort.  1853,  Z.  9281  — 8.  221. 
.M.  E.  V.  20.Oet.  185.3 , Z.  10499  — 8.  660. 
M.E.  V. 3. Nov.  18.5.3,  Z.  11325  — 8.  6Ö1. 
■M.E.  V.7.N0V.  1853.  Z.  11326  — 8.  435. 
•M.  E.  V.  21,  Nov.  186.3,  Z.  11.788  — 
8.  525  II.  530. 

■M.  E.  V.  13.  Uee.  1863,  Z.  9087—  8.  91. 
•M.  E.  V.  19.  Der.  1863,  Z.  6665-8.260. 
•M.  E.v.2Q.Oec.  185.3, Z.  1.31(8)  — ,S.  2hlL 
.M.E.  v.29.0ee.  18.5.3,  Z.  12815  — 8.  41h, 
M.  Vdg.  V.  5.  Jänner  1854,  Z.  12813 
ex  1853  — 8.  4IM, 

-M.  E.  V.  4.  Febr.  1854,  Z.  13713  ex 

1853  — 8.  5U 

M.  E.  vom  9.  Febr.  1854,  Z.  985.3  ex 
1853  — 8.  ühh.  . 

•M.  E.  V.  8.  März  1864,  Z.  3119  — 8.  92. 
M.  E.  V.  11,  März  1854,  Z.  267.3  — .8. 121, 
,M.  E.  V.  12. März  1854,  Z.  3168  — S.4,37. 
,M.  E.  V.  21.  März  1854,  /..  13.257  ex 
1853  — 8.  au 

, M.  E.  V.  27.  März  18.54 , Z.  3886  — 8.  122, 
,M.  E.  V.  4.  April  1854,  Z.  5379  — 8,  307. 
M.E.  v.7.Aprill854.Z.  11.448  — 8.  222. 
■M.  E.  V.  1 2.  April  1864. Z. 9161  — 8.  4Ü4. 
M.  E.  vom  15.  Apr,  1864 , Z.  3695  — 8. 52h. 
M.  E.  V.  28.  April  1854,  Z.  5454  — 8.29IL 
M.E. V.29.  April  1854,  Z.6751  — 8.  593. 
M.  E.  V.  12.  Mai  1854,  Z.  7214-8.284. 
M.E.vomll-Mai  1854,  Z.  7743-8. 405. 
■M.  E.  V.  23.  .Mai  1854,  Z.  3468  — 
8.  93  u.  61. 

.M.  E.  V.  26.  Mai  1854 , Z.  6039  — 8.  62. 
M.  E.v.l.  Juni  1854,  Z.  6081  — S.  .324. 
M.  E.  V.  12.  Juni  18.54,  Z.9I61  — 8.  47». 
M.  E.  V.  4.  Juli  1854,  Z.  10155  — 8.3116. 
M.  E.  V.  I.  Juli  1854,  Z.  748  — 8.  528. 
M.  E.  V.  23.  Juli  18.54 , Z.  7349  — 8.172. 
M.  E.  vom  Ifi.  Aug.  1854,  Z.  12791 
— 8.  123. 

M.  E.  v.  29.  Aug.  1864,  Z.  1.3958  — 
8.  141. 

M.  E.  V.  10,  8ept.  1864,  Z.  11022  — 
8.  324, 
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M.K.  V.  liLS«pt.l«54,Z.lS748— S.Uiä,  ^ 
M.  K.  T.  IS.Sppt.  1H54.  Z.  1033  — S.  314.  i 
M.  E.  v.24.8iM.t.lHfi4.  Z.  13Ö67  — S.4Ü 
M.  K.  vnm  21.  8.‘pt.  1864 . Z.  13394  ' 

— 8.  337. 

M.K.  V.  21kOLt.l8r)4,  Z.  15023  — 8.  U2. 

•M.  K.  V.  2«,  Oct.  1854,  Z.  «883—  8.  II. 
M.K.  V.  ll.Xov.  18o4,Z.  1R303  — 8.580.  I 
M.  E.  V.  10.  Xm-.  1854,  Z.  10790  — 8.  113.  , 
.M.  K.  vom  22.  Hit.  1854,  Z.  18  475  ‘ 

— 8.  558  n.  503. 

M.  E.  V,  5.  .lanner  1855,  Z.  18422  e,v  1 
1854  — 8.  530- 

.M.E.v.l4.JSnniTl855,Z.  2M— 8.42^  , 
X.  d.  ü.  Polizeibell.  v.  3.  Febr,  1855,  . 

Z.  1058  — 8.  013.  I 

.M.  E.  V.  8.  Ecbr.  1855.  Z.  1.S.37  — 8.  217. 

M.  E.  V.  21.  Kehr.  1855.Z.  1828— ,8. .502. 
.\b.  Ilaudnehreibeii  v.  24.  Kehr.  1855  * 

— 8.  123  II.  108. 

•Iiiatiz  Min.  Vdpr.  v.  21.  Eelir.  18.75  — | 
8.  012. 

M.  E.  V.  HL  MHrzlOSS.Z.  3707  — ,S.  ÜÜ2. 
.M.K.  V.  17.  April  1855,  Z.  5170  — 8.  3iilL  ! 
M.  K.  V.  L Mai  1866,  Z.  5630  — 8.  014. 

M.  E.  V.  2L  -liini  1855,  Z.  8017  — 8.  138,  i 
M.E.  V.  23.  Juli  1855,  Z.  10400  — 8.  21ISL 
M.  E.  V.  lO.Aag.  1 855 . Z.  1 1000  — 8.  434. 

M.  E.  V.  21.8epL  1 855,  Z.  13709 — S.  482.  ; 
E.  M.  K.  V.  21L  8ept.  18.66,  Z.  12970  - 
,S.  314. 

Vereinbarung  v,  20.8epL  1855  — 8.  238. 

M.  E.  V 2.  Oct.  1855.  Z.  15102  — 8.321.  ' 
M.  E.  V.  2.  Oct.  1856,  Z.  15219  — 8. 330. 
.M.  E.  V.  10.  OcL  186.6,  Z.  3130  — 8.580. 
.M.  E.v.  20.  Oct  18.65,  Z.  8224  — 8. 584. 
Patent  vom  6.  Nov.  1865  (Concordal)  | 
Art  3 u.  n — 8.  238.  , j 

M.E.v.  lßJiui.1856,  Z.MiMil  —8.353. 
■M.  E.  V.  5.1)ec.  1866.  Z.  18401  — 8.  IM. 
M.E.  V.  14.1)bc-  1856,  Z.  19014  — 8.  31.  | 
M.E.  V.  ia.Dcc.1856,  Z.  1S821  — 8.  504,  ! 
M.  E.  V.  27. Der.  1855,  Z.  19031  — 8. 529. 
M.  E.  V.  23.  Jüniier  1850,  Z.  1371  ex  ; 
1865  — 8.  23S. 

.M.  E.  V.  L Kehr.  1850,  Z.  2018  — 8.  334.  * 
M.  E.  vom  a.  Eebr.  18.60,  Z.  2017  — 

8.  333  n.  312. 

M.  E.  V.  HL  Marz  1850,  Z.  952  —,8.304.  ' 
M.  K.  vom  II.  Mürz  1856.  Z.  1743  — ^ 
8.  671  !L  6SL 

.M.E.  V. 20. .Mürz  18.60.  Z.4518  - 8.  307. 
.\h.  Entieh.  v.  31.  März  1856,  Z.  5001  1 

— 8.  4B2.  I 

M.  E.  V.  2.  Apr.  1856,  Z.  4443  — .8.  233.  ! 
M.  K.  V.  3.  Apr.  1866,  Z.  5169—  8.  337. 
M.  E.  vom  12.  .April  1856,  Z.  5727  — ■ 

8,  3UL 

M.  E.  vom  13.  April  1850,  Z.  5877  — 
8.  312.  I 


.61.  E.  T.  18,  Apr.  1850,  Z.  6107  — 8.  532. 
■M.  E.  V.  2,  Mai  1850,  Z.  II  — 8.  M!4. 
M.  E.  V.  8,  .Mai  1850,  Z.  .6520  — 8.  Mi. 
M.  E.  vom  HL  Mai  1850.  Z.  70.62  — 
.8.  382  11.  403. 

M.  E.  V.  23.  Mai  1850,  Z.  7874—  8. 383. 
.M.  K.  vom  tL  Juni  18.60,  Z.  5217  — 
.8.  Ü20  11.  588. 

M,  E.  V.  20.  Juni  1850,  Z.  9570  — 8.  383. 
.M.  E.  V.  25.  Juni  1850,  Z.  8934  — 8.  141. 
.61.  E.  V.  23.  Juni  1850,  Z.  9850  — 8.378. 
M.  E.  T.  31L  Juni  1850,  Z.  8950 — 8. 529. 
M.  E.  vom  L Juli  1850,  Z.  9657  — 
8.  38. 

M.  E.  vom  I.  Juli  1850,  Z.  5820  — 
S.  583 11.  590, 

.M.  E.  V.  23.Si.pl.  18.66,  Z.  14872  — 8.  HllL 
M.  E.  v.  21L8epL  1850,  Z.  14709  — 8.  314. 
M.  E.  V,  22.  Oct.  1850,  Z.  10413  — 
8 143  11.  211. 

M.  E.  V.  29.XOV.  1850,  Z.  18563  — 8.  4UH 
M.  K.  V.  13.  Dec.  1850,  Z.  18287  — 8. 12. 
M.  E.  V.  23.  Dec.  1860,  Z.  18450  — S..353. 
M.  E.  V.  3.  .länn.  r 18.67,  Z.  20115  ex 
1850  — H.  811. 

M.E.v.lo.JÄiinerl857.  Z.  23.425  8.199. 
M.E.v.lI.Fcbr.  1857,Z.2o70—  8. 253. 
M.E.v. 20.  Fcbr.  1857,  Z.  2085  — 8. 340. 
M.  E.  v.  14.  März  1857,  Z.  4030  — .8,401. 
M.  K.  vom  HL  April  1857,  Z.  0307  — 
8.  39  u.  303. 

M.  E.  V.  15.  Apr.  1857,  Z.  4102  — 8.341. 
M.  K.  v.  L Mai  18.67 . Z.  7580—  8.  591. 
•VI.  E,  V.  9.  .Mai  1857,  Z.  7081  — 8.  41L 
M.  K.  v.  0..liiiii  18.67,  Z.  9114  — 8.  515. 
M.  E.  v.  16.  Juni  1857,  Z.  97fP.I  — .8.516. 
M.E.  v.  19.  Juni  1867,  Z.820O  — 8. 254. 
.M.  E.  v.  26.Jiilil.857.  Z.  12501  — 8.303. 
,M.  E.  v.  .30.311111857.  Z.  12007  — 8.  512. 
.M.  E.  V.  HL  Aug.  1857,  Z.  314  — .8.483. 
M.  E.  V.  19.Aug.l857,Z.  14184  — .8. 5.84. 
M.  E.  V.  23.  Aiig.  1857,  Z.  13063  - .8. 123. 
M.E.  V.  9.8ept.l857,  Z. 21390  — 8.307. 
M.E.  V.  iL.SopL  1857,  Z.  13037  — 8.504. 
M.  E.  V.  22.8ept.  1857,  Z.  16433  — 8. 255. 
M.  E.  V.  15.  Oct.  1857,  Z.  10918  — 8. 323. 
51.  E.  V.  2M.  Oct.  1867,  Z.  18280  — .8.93. 
M.  E.  V.  29. Del.  1857,  Z.  18.362  — 8. 105. 
M.  E.  V.  l.Xov.  1857,  Z.  18.371  — .8.373. 
M.  K.  V.  5.  Xov.  18i67,  KGb.  219  — 
.8.  34  11.  35. 

M.  K.  V.  5-  Xov.  1857,  Z.  101114.  Htib. 

Z.  2211  — 8.  349  11.  324. 

M.E.  V.  6. Nov.  1857.  Z.  18087  - 8.  517. 
M.E.v.  15, Nov.  1857.  Z.  18992  — 8.370. 
M.E.  V.  I Dec.  1867,  Z. 20872  — S.513. 
M.E.v.  19.  Dee.  1857.  Z. 21091  — 8.124, 
M.  E.  v.  21.  Dec.  18.67.  Z.  12791  — .8.305. 
M.  Note  V.  22.  Jäii.  1858,  Z.  21466  ex 
1857  — 8.  326. 
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M.E.  V.  L Efhr.  1XÄ8.  Z.  iJ777  ex  1857 
— S,  lü  I 

M.  Note  V.  i.  Ffhr.  18-iH,  Z.  157*1  — 

S.  :i*2t*>. 

M.  K.  V.  2iFrl>r.  1858,  Z.  ;i*2tl2  — .«.ilü, 
M.  E.  V.  15.  .Marz  1858.  Z.  21)513  ex  ! 
1857  — 8.  •27ti. 

.M.  Vilp.  V.  211.  März  1858,  Z.  2M  — 

8.  240.  3.  um.  um  II.  *248. 

M.E.  V.  16.At)rill858.  Z.5U14  — 8.128. 
M.  K.  V.  -25  .liili  1858.  Z.  12112  — 8.437. 
Fiiianzniini«trria!*Erlrts»  v.  211.  Aujfiist 
1858,  RGI).  XXXII,  Z.  125  — .8.  ÜL 
M.  E.  V.  22.  AiijS.  1858,  Z.  13870  — 8.  lüfi, 
.M.  E.  V.  27.A1IK.  1858,  Z.  1 2U88  — 8.402. 
.M.  E.  V.  5.8f|it.  1858,  Z.  15216  — 8. 403. 
.M.E.  v.25.8piit.l858,Z.101fl7  — S.342. 
.M.E.  V.  LOct.  1858,  Z.  161146  — S.aua. 
.M.  E.  V.  14.  Oct.  18.58,  Z.  13894  — 8.3115. 
.M.  E.  V.  la.  Oct.  1858.  Z.  5552  ex  1857 

— 8.  361. 

M.E.  V.  2.X0V.  1858,  Z.  18614  — S.517.  ' 
M.  E.  V.  -2. Xov.  18.58,  Z.  18612  — Z.517.  > 
M.E.  V.  2.  Xov.  1858,  Z.  18613—  8.518. 
M.  E.  V.  12.  Xov.  1858,  Z.  18*269  — 8. 255. 
M.  E.  V.  25.  Xov.  1858.  Z. *2057 1 S.4U4. 

M.  E.  V.  36.  Iler.  1858,  Z.21291  — 8.405, 
.M.  E.  V.  3.  Jäii.  1859,  Z.  226(8)  ex  1858 

— 8.  62. 

.M.  E.  V.  3.  .Hin.  1859,  Z.  22573  ex  18.58 

— 8.  142. 

M.  E.  V.  18.  JMii.  1859,  Z.  20858  ex  1858 

— 8.  326. 

.M.  E.  V.  5.Felir.  1859,  Z.  1572  — 8.  414. 

.M . E.  V.  14.  Fehr.  1 859,  Z.  2 1 999  — 8. 223. 
.M.  E.  V.24 Fehr.  1859, Z.  ‘20700  - S.  155. 
.M.  E.  V.  24..Mürx  1859,  Z.44.*10  — 8. 125. 
M.  E.  V.  28.  .März  18.59.  Z.  334  — S.  266. 
.M.E.  V.  30.  März  1859.  Z.3027  — 8.349. 
M..E.  V.  7.AioiI  1859.  Z.  5314  — .8.  3U4, 
M.  .Note  V.  16.  Mail  859,  Z.  7481  — 8. 406. 
.M.  E.  V.  18.  Mai  1859,  Z.  7745  — 8.  568, 
M.  E.  V.  26.  .Mai  1859,  Z.  10‘20  e.x  1858 

— 8.  584 

.M.  E.  V.  U..liini  1859,  Z.8759  — 8.330. 
M.  E.  V.  4.Aii|t- 1859.  Z.  11590  .8.534 

M.  E.  V.  iL  ,\up.  1859,  Z.  17081  ex  1857 

— 8.  166, 

M.E.  V.  7.0ei.  1859,  Z.  12661  — 8.  408, 
.M.  E.  V.  16.  Iiei‘.  1859,  Z.  18878  - 8.  268. 
M.  E.  V.  3.  Jäii.  1860,  Z.  1444  — 8.  318. 
M.  E.  V.  ll.,Iäii.  1860.  Z. 20075  — 8. 285. 
.M.  E.  V.  26.  Jäii.  1860,  Z.  323  — S.  64 
M.  E.  V.  2X  .IKii.  1860,  Z.  908  — 8.  564 
.M.E.  V.  31l-.lilii.  1860,  Z.  10,-, 9 — 8.  143. 
.M.  E.  V.  6.  Kehr.  1860,  Z.  18529  ex 
1859  — 8.  466. 

.M.  E.  V.  6.  Fohr.  1860,  Z.  19522  ex 
1859  — 8.  168. 

M.E.  V.  6. Kehr.  1860.  Z.  1.5.54  — 8.  654 


.M.E.  V,  13. Kehr.  1860,  Z.  1630  — .8.142. 
M.E.  V.  28.Fel,r.  I860.  Z.2786  - S.162. 
.M.  E.  V.  10.  März  1860.  Z.3146  — 8.352, 
M.  E.  V.  10,  Marz  1860.  Z.  3533  — 8.  56L 
.M.  E.  V,  20. März  1.860,  Z.3I41  — 8 518. 
M.  E.  V.  28.  März  1860.  Z.  4103  — 8.  ‘268. 
Xote  lief*  Artnee-Ober-Conimanilos  vom 
•29.  März  1860,  Z.  1620  — 8.  333. 
M.E.  V.  18. Mai  1860.  Z.  7461  --  S.  31*6, 
.M.E.  V.  26.  Mai  18091.  Z.  7039  — 8.  135. 
•M.E.  V.  30,  Mai  1860,  Z.  7679  — 8,  5117. 
.Vllerh.  Eiitaehl.  v.  13. .Juni  1860.  M.  Z. 
8986  — S.  41)1 

M.  E.  V.  19..1iinil808).  Z.  8708  — 8.  368. 
M.  E.  V.  *22..linii  1860.  Z.  1146  — 8.125. 
M.  E.  V.  12..1iili  1860.  Z 9909  — 8.  359. 
■M.E.  V.  23,.Iuli  1860,  Z.  1.5*25  — 8.  475. 
.VI.  E.  V.  ■24..1iilil860.  Z.  10062  — 8.410. 
.VI.  E.  V.  26.  .Iiili  1860.  Z.  7372  — 8.  156. 
■VI.  E.  V.  4 Ahr.  1860,  Z.  10274  — 8.564 
M.  E.  Viim  24  Aur.  1860,  Z.  10819  — 
8.  361.  IM  II-  iHL 

M.E.  y.28..8i-|it.  1860. Z.  14009  — S.426. 
•M.  E.  V.  6.  Ort  1860.  Z.  14694  — 8.520. 
M.  E.  vom  24  f)et.  1860,  Z.  10016  — 
•S.  411  II.  366. 

M.  E.  V.  26.  Sovenih.  1860,  Z.  1863  — 
8.  64 

M.  E.  vom  13.  Felir.  1861,  Z.  615  — 
8.  54 

M.  E.  V.  14.  Fehl.  1864  Z.  1655  — 8.562. 
M.E.  V.  lO.Felir.  1861,  Z.1112  — 8.135. 
M.  E.  V.  25.  Kehr.  1814,  Z.  1836  — .8.  486. 
.VI.  E.  V.  27.  März  1861,  Z.  *2085  — S.  163. 
M.  E.  V.  4 April  1861,  Z.  3102  — S.  ü4 
■M.E.  V.  13. Mai  1861,  Z.  .34*26  — 8.  115. 
■VI.  E.  V.  23.  Mai  1861.  Z.  26*29  — 8.  438. 
M.E.  V.  10. .liini  1861.  Z.51.52  — 8.  166. 
.VI.  E.  V.  12.  Juni  1861.  Z.  5160  — 8.  217, 
•M.  E.  V.  23,.Inli  1861,  Z.  67*28  — S.  553. 
M.  E.  V.  .3.  Ahr.  1861,  Z.  68.30  — 8.  309, 
8l  .VI.  E.  V.  IIL  Ahr.  1861.  Z.  6510 
— 8.  613. 

.VI.  E.  V.  6,  Sepl.  1861,  Z.  61 17  ~ S.  580. 
Allorli.  Eiit.schl.  V.  Il.tlet.  1861,  Z. 9832  — 
8.  143  II.  436. 

M.  K.  V.  ILXov.  1861, Z.  11599  — 8.491. 

I .VI.  E.  V.  9.nee  1861.  Z.  1IM144  — 8. 166. 
M.  E.  V.  14.Kehr.  1862.  Z.  1732  — .8.516. 
M.  K.  V.  14  April  1862.  Z.-2968  — 8.587. 
M.  K.  vom  II.  .Vpril  1862,  Z.  .3933  — 
8.  363  II.  44L 

M.  E.  V.  22.  April  186*2,  Z.  4163  — S.4.38. 
M.  E V.  24  Mai  186*2,  Z.  4969  — 8.  595. 
M.  E.  V.  4 Juli  1862,  Z.  3542  — 8.  354 
.M.  E.  V.  4 Ahr.  1862  , Z.  7966—  8.  514 
M.E.  V.  6.  Ahr.  1862.  Z.  8189  — .8.  223. 
M.E.  X*.  12.AIIR.  1862,  Z.7392  - 8.593. 
M.  E.  V.  16.  Ahr.  1862,  Z.  7767  — 8.412. 
51.  K.  V.  3.8cpt.  1862,  Z.  9125  — 8.  139. 
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M.K.  T.  5.  Sept.  1862,  Z.  9001  — S.  12<L  ! 
M.  K.  V.  L Nov.  1862,  Z.  9390  — S.  UL.  ; 
M.K.  V.  LLXnv.1862,  Z.  1 1285  — S.69 1. 
-M.K.  V.  ia.Niiv.  1862,  Z.  12.303  — S. 595.  I 
iL  K.  V.  .30.  Xov.  1802,  Z.  10184  — S.  i, 
52  n.  1.51.  ' 

M.K.  V.  4.  Dpi-.  1862,  Z.  12977  — S.59-2. 
M.K.  V.  6. Dpi-.  I86'>,  Z.  1-2882  — S.315  1 
n.  282. 

.M.  E.  V.  i.liiii.  1863,  Z.  14100  px  1862 
S.  52a, 

.M. E.  V.  21.Fplir.l863.  Z.  1 lüü  — S. 268, 
M.  E.  V.  l,MHr7.  186.3.  Z.  1106  - .8.2liä,  i 
,M.E.  V.  IJL  M.Hrx  1863,  Z.  .3017  — 8.Ü5,  , 
.M.  E.  V.  a,  M«i  186.3,  Z.  4738  — S.  42L 
M.  E.  V.  5,  Juni  1863,  Z.  5371  — S.  277. 
M.E.  V.  12,.liini  1863,  Z.  6032  — .8.412. 
M.  K.  V.  14,  .Imii  1863,  Z,  6291  — S,!UL 
M,  E.  V,  22L  Juli  1863,  Z,  .•.529  ,8t.  ,M.  E 
— .8.  4ia  u.  411, 

M.  E.  V.  ö,  .ViiR.  1863.  Z.  8293  — ,8.  81, 
.M.  E.  V.  2.  Oct.  1863,  Z.  8547  — H.423. 
M.E.  V.  4. Xnr.  1863,  Z.  11 642  — S.2Ü2, 
,M. E.  V.  .30.Xov.1863.  Z.  1298.3  — .8.414. 
M.  E.  V.  iL  Felir.  1 864.  Z.  1 1 038 . - S.  5114. 
M.  E.  V.  ß.  Miirr,  1864,  Z.  79l>5  i-x  1863 
S.  5afL 

.M.  E.  vom  6.  M*r/,  1864,  Z.  1-297  — 

S.  -285. 

.M.E.  V.  31.MÖI/.I864.  Z.2679  — S.  286. 
M.  E.  V.  3.  April  1864,  Z.  .32-29  — 8. 57,5. 
M.  E.  V.  I6..1imil864.  Z.  5509  — .8.  255. 
M.E.  V.  12,  .Itili  1864,  Z.  6306  — S.  240.  ; 
.M.E.  V.  31..\iii:.  1864.  Z.  4277  — S.äSU.  ' 
.M.  E.  V.  :io.8ppt.  1864,  Z.9331  — .8.315. 
M.  E.  V.  IL  Ui-I.  1864.  Z.  7841  — S.  516.  , 
iL  E.  v..m  22,  Xov.  1864,  Z.  11773  — 
.8.  4LL  ! 

M.  K.  V.  21 . J.Hn.  1865,  Z.  1 2352  — .8,59.-|.  ' 
M.  E.  vom  5-Fpbr.  1865,  Z.  1-26-25  - , 

S.  416. 

M.  E.  V.  L Fplir.  1865.  Z.  6-2*.T  — .8.  .500  t 
11.  464. 

.M.E.  V.  LFpbr.  1865.  Z.  1059  — S.  525. 
M.  E.  V.  -28.  Epbr.  1865,  Z.  1‘280  — .8.  21,  | 
.M.  E.  V.  28.  Fuhr.  1865.  Z.  18-25  — .8  3ii6  I 
M.  E.  V.  23.  Miiry.  1865,  Z.  24.59  — S.15-2. 
.M.E.  V.  21,  MHrz  1865,  Z.  -2368  — 8.53.  j 
M.  E.  vom  L .Vpril  1865,  Z.  2951  — 

8.  251.  ' 

M.  b'..  V.  12.  April  1865.  Z.  -26.39  — ,8.-257. 
.M.E.  v.  12. April  186.5,  Z..3.382  — .8.377. 
.M.  E.  V.  2L  April  1865,  Z.3888  _ .8.  log, 
M.  E.  V.  14,  M.ii  1865,  Z.  428.5  — 8.  218. 
M.  K.  V.  -22.  Mai  1865,  Z.  779  — ,S.  682,  ’ 
•M.  K.  V.  20..1uni  1865.  Z.  ,3805  — 8. 152,  , 
M.  E.  V.  21..liiiii  1865,  Z.52H0  — 8.  ML.  , 
M.E.  V.  23,  Juli  186.->.  Z.  5.857  — ,S.  458.  ; 
M.  E.  V.  28.  Juli  1865,  Z.  6745  — 8.  425.  i 
M.E.  V.  1. fiept.  186,5.  Z.8141  — S.  ‘iSL 
Tha«.  O/^atPiT. 


M.E.  V.  25..Sc])t.  I86fi,  Z.-2151  — S.316. 
M.  E.  V.  4.  Ort.  1865,  Z.  4620  — S.  62, 
M.  K.  V.  21.  Xov.  1865,  Z.  1 1194  — ,8. 416. 
M.E.  V.  ULDec.  1865,  Z.  1-2030  — .8, 2.58. 
M.  E.  V.  18.  Dpi-,  1865,  Z.  1 1027  — S.  152, 
M.  E.V.-2-2.DPP.  1865,  Z.  1-2093  — S.  259. 
M.E.  V.  lä.  Jiin.  1866,  Z.  12256  cx  1805 
— S.  4LL 

M.  K.  V.  .31. .Tan.  1866,  Z.  12407  - S.2-23. 
M.  E.  V.  4,  MSrz  1866,  Z.  83  — S.  .579 
u.  165, 

M.  K.  V.  3:.M.=irz  1,866,  Z.  2743  — S. 432. 
M.  E,  V.  3.  Apr.  1866,  Z.  1390  — S.  22. 
.M.E.  V.  IL  April  1866,  Z.  12483  — S.5HO. 
M.E.  V.  ILM.ii  1866,  Z.  3462  — S.  252, 
St.M.E.  v.-2-2..limil866,Z.3371  —.8.612. 
M.  E.  V.  L Juli  1866.  Z.  6620  — 8.  28L 
M.  E.  V.  ll..Iiili  1866,  Z.  5865  — S.  112. 
M.  E.  V.  3,  Aug.  1866,  Z.  6565  — S.  354. 
M.E.  V.  ‘2L fiepL  1866,  Z.  7630  — 8.512, 
M.E.  V.  28.0pt.  1866,  Z.  6636  — S.  51L 
M.  K.  V.  L Xov.  1866,  Z.  8315  — 8.  255, 
M.  E.  V.  -25.  Ppp.  1866,  Z.  2410  — 8.  136. 
M.  E.  V.  -27.  Ppp.  1866,  Z.  10378  - 8. 95. 
M.  E.  V.  12,  Jiin.  1867,  Z.  312  — 8.  225, 
M.  E.  V.  15,  Fetir.  1867,  Z.  833  — 8.  53. 
M.  E.  V.  12.  April  1 867,  Z. -2642  — 8.255. 
.M.  E.  V.  12.  Mai  1867,  Z.  3373  — 8.  213. 
.M.  E.  V.  L.Tnli  1867,  Z.  412  — S.  596. 
.M.  E.  V.  6.  Juli  1867,  Z.  4732  — 8.  462. 
M.  E.  V.  9.  Juli  1867,  Z.  6162  - 8.  262, 
M.  E.  V.  2,  Aug.  1867,  Z.  6468  - 8.  326. 
M.  E.  vom  liL  Sept.  1867,  Z.  7401  — 
8.  315  u.  225, 

M.E.  V.  22, Xov.  1867,  Z.9714  — 8.  512, 
.M.  E.  V.  24,  Xov,  1867,  Z.9595  — 8.  513, 
.M.  E.  V.  3.  Doc,  1867,  Z.  9212  - 8.  212, 
,M.  E.  V.  12.  Jän.  1868,  Z.  10610  px  1867 
— 8.  35L  ' 

M.  E.  V.  24,  Jän.  1868,  Z.  34  — 8.  115. 
M.  E.  V.  12.  Epbr.  1868,  Z.963  — S.  597 
11.  522, 

.M.  E.  V.  22.Fphr  1868,  Z.  984  - 8.  51<2, 
M.E.  V.  25. Mail!  1868,  Z.2028  — 8.355. 
M.E.  V.  8.  April  18-i8,  Z.  2591  — 8.  144. 
.Sehr.  d.  M.  d.  Innern  v.  12,  .4pril  1868, 
Z.1417.  C.U.M.Z.2995  ex  1868  - 8.103. 
M.  E.  V.  21.  April  1808,  Z. .30.30  — S.1-26. 
M.  K.  V.  22,  Mai  1868,  Z.  2562  — 8.597. 
.M.  E.  V.  2fL  M.ai  1808,  Z.  4108  — S.  121, 
Sehr.  V.  L JuU  1868,  Z.  4065  — S.418. 
.M.  E.  V.  12.  Juli  1868,  Z.  4873  — 8. 15L 
M.E.  V.  23,Sppt.  1868,  Z.  8318  — 8.  35L 
M.  E.  V.  2.  Oct.  1868,  Z.  8808  — 8.356 
11.  5L 

■M.  E.  V.  20.  Ort.  1868.  Z.  9367  — 8.  122, 
Ges.  V.  5.  Ppp.  1868,  KGb.  151  — fi-  203. 
Circ,  Vdg.  d.  R. -Kriegs -M.  v.  22,  Ppp. 

1868,  Z.  4554  — 8.  -225. 

M.E.  T.  15-  Jän.  1869.  Z.  1 1050  — 8. 200. 
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M.  E.  V.  1B..TÜ11.  1861t,  Z.  10462  ex  1868  ' 

— 8.  ElfL  I 

M.  E.  V.  22.  J*n.  1869,  Z.  11264  cx  1868  ' 

— 8.  2ia.  I 

M.  E.  V.  S,  Febr.  1869,  Z.  669  — 8.  ßaS»  ' 
M.  E.  V.  8.  MHra  1869,  Z.  86  — 8.  Uü 
M.  E.  V.  3Ü.M«r7. 1869,  Z.  1986  — ,S.  664.  ! 

(1.  H.  Krie|;fi-M.  v.  L April  1869,  i 
Z.  192.8  — 8.  210. 

M.  E.  V.  la.  April  1869,  Z.  .8000  — | 
8.  484  u.  497. 

Circ.  Vclp.  des  R.-Krieps-M.  v.  24.  April 
1809,  Z.  3050  — .8.  2U,  2112  n.  211L 
M.E.  V.  26. April  1869,  Z..3029  — 8.200.’ 
M.  E.  V.  4.  M«i  1869,  Z.  1409  — 8.  2Ü1.  | 
M.E.  V.  16..liinil869,  Z.  4308  — 8.  224. 
M.  E.  V.  2Ü..fuIi  1869,  Z.  6193  — 8.272  I 
u.  270. 

M.  E.  T.  3Ü.  Juli  1869,  Z.  6535  — ,S.  2111  | 
u.  1S4. 

M.  E.  V.  14.Sept.  1869,  Z.  67.34  — 8.  428. 
M.E.  T.  21.  Sept.  1869,  Z.  6613  ex  1868 

— S.  262 

M.  E.  V.  2 Del.  1869,  Z.  9166  — S.  362 
M.  E.  V.  12.NOV.  1869,  Z.  10770  — 8.491 
u.  487.  , 

M.E.  V.  2. Der.  1869,  Z.  1 1015  — S.  6Ü1.  j 


M.  E.  vom  18.  Der.  1869,  Z.  11580  — 
S.  483  ti.  443, 

.M.E.  V.  21L  J*n.  1870,  Z.  11108  ex  1869 

— 8.  638. 

M.  E.  V.  6.  Febr.  1870.  Z.  762  — S.  42L 
M.E.  V.  22. Febr.  1870.  Z.949  — S.  6ü2 
•M.E.  V.  22. Febr.  1870.  Z.1233—  8.602 
M.  VdfT.  V.  1.  Mürz  1870.  Z.  7.3.30  ex  1869 

— 8.  622 

M.  E.  V.  3.  Märr.  187tl,  Z.  1958  — 8.600 
n.  586. 

M.E.  V.  4. Mürz.  1870,  Z.  74.53  — 8.602 
M.  E.  V.  7.Miliv.  1870.  Z.  1847  - S.  666. 
M.E.  V.  25. Mür/  1870.  Z.1974  - 8.603. 
(»es.  V.  9.  April  187t).Kftl).Xr.  45  — .S.603. 
Ges.  V.2  Aprill870.K(»b.  Nr.  47  — 8. 605. 
M.  E.  V.  12.  April  1870,  Z.2751  — 8. 492. 
M.  E.  V.  iL  April  1870,  Z.  .341 4 — S.  ÜÜ6. 
M.E.  V.  14.M.ii  1870,  Z.  40.34  — 8.  6ÜI, 
M.  E.  V.  26.  Mni  1870,  Z.4115  — S.  432 
■M.  E.  V.  2 Juli  1870,  Z.  5736  — 8.  üüi. 
Allerli.ll»ndnelir.  v.  30.Jiili  1870  — 8.608. 
M.  E.  V.  16.  Aiig.  1870.  Z.  7434  — 8.608. 
M.E.  V.  12 Sept.  1870,  Z.8825  — 8.609. 
M.  E.  V.  21.  Sept.  1870,  Z.9124  — 8.610. 
Vdfj.  d.  K.  Kriegs-Min.  v.  2M.Sept.  1870, 
7„  4(|h8  — S.  610. 


Digilized  by  Google 


Sach  - Register 


Abcfanjr  von  der  Univprsität  j 

(AbgangBZpn^iÄSo^.  ^ 

Im  Allgemeinen,  S.  17^  4j^  Lti  u- 1**).*!.  ; 
Sporiell  tÜr  Theologen  S.  209. 

„ . .Iuri>»ten  }<.  .T17, 

Abhaltung  von  VortrÄgon  in  den 
Privntwobnungon  der  Docputpn. 

S.  Locnlitöt  der  Uiiiverf*itStj«vorfr«ge. 
Absolutorien. 

8.  AbgAngszengniHjie. 

Akademische  BehÖrdeu. 

Orgnnisining  derselben,  8.  09. 
Wirkiingskreif«  derselben,  8.  ^U. 
(ieiiehKftsordiiung,  S.  lA  19*- 
Correspoiideni,  S.  7^  üü  u.  lüL 
Akademischer  Senat. 

Siche  Senat. 

Adjuncton. 

Im  Allgemeinen,  8.  hl7. 

Vorlkngerung  der  AiiMtellnng  der 
Adjuncton,  8.  lÜQ  l|S.  ^ 

Adjuiicteii  werden  nicht  beeidet.  8. 139. 
Anm. 

Verwendung  derselben  fllr  ein  andoree 
Lehrfach,  S.  140. 

. SpoelHlI  Betreff  der  tlienl.  Adjunctej), 
S.  ^ 2A1. 

Administrative  Abtheiluiig  der 
theoret.  Staatsprüfung. 

Aufhebung  derselben,  8.  n.  4o;i. 
Aenderungen  der  Vorleseordnung. 

S.  ^ 22  n.  40. 

Aerate  (ausländische). 

Inacription  derselben  in  die  (Vdlegien. 

S.  fiC>9. 

Agramer  Kechtsakadomie.  ! 

Zulassung  der  dortigen  absolvirten  ^ 
Hdrer  xu  Rigorosen  und  xur  l*m-  j 
motiuii,  S.  351. 

Album  der  Universität. 

S.  3 fS,  3).  , 

Allgemeine  Anordnungen 
überaämmtlichc  FacuLt&tsatudien.  S.3« 
Kür  die  t h e oL  Faeul^.modiöc.,  S.232. 


Für  die  Juriil.  Faeult.^t  modifieirt, 
.8.  Ä2L 

Allgemeine  Staatsprüfung 

den  jiirid.  Sttid.  Syntemu  v.  .1.  1H60. 
aufgehoben,  8.  .325  u.  403. 
.\manuenson. 

BiMiothek.H-Amniiuensen  dürfen  .\u-<* 
hilfeu  erhalten,  8.  595. 

Anatomie. 

Patholog.  Anatomie  aU  obligater 
Lehrgegenstand,  8.  485. 
i Pntholog.  Anatomie  aln  GegeiiHtaud 
des  L medic.  Rlgoro.Hums,  8-  4hC. 
I Studium  der  Anatomie  und  Stellung 
i der  ProHCCtorcu,  S.  4ft0. 

' Krrichmng  anatomisch-pathologiseher 
rahiiicle.  S.  486. 

Kinsendting  pathologisch  • anntom. 
’ Präparate  u.  Missgeburten,  S.  47H. 

} .\nnual-  u.  Semestralprüfungen. 

Im  Allgemeinen,  S.  13  (§.  iUj  ii.  511. 

Hiusichtl.  der  Theologen,  8.  ‘237. 

- „ Chirurgen.  S.  498  u.  501. 

« . Hehamnion.  8.  510. 

Apothekerlehre. 

Nachsicht  der  Fortgangsclaase  Hlr 
die  Aufnahme,  8.  520  n.  527. 

A.ssistenten, 

8.  137-  143  (Ahsclm.  II.  c). 

Im  Allgemeinen,  8.  137. 

Stellung  derselben,  S.  l il. 

Erfordernisse  der  Bestellung  ,ils 
Assistent,  8.  1.38,  142  u.  143. 

V'organg  bei  der  Wahl  derselb.,  8. 142. 

Ernennung  u.  DienstearerlHng^run?, 
S.  142- 

Flflssigmachung  d.  Bezüge,  .8.  141. 

Dispens  d.  VerHandtschaftsTerhält- 
nisses  od.  der  Verehelichung.  8. 1 43. 

Verwendung  für  ein  anderes  Lehr- 
fach, 8.  141L 

Urlaub,  S.  14L 

Assistenten  der  Chemie,  8.  539. 

Assistenten  werden  nicht  beeidet. 
8.  139. 

Einreclmung  der  Dienst/.eit,  8.  438. 
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InKtruction  fdr  klinischo  Assistenti'n.  I 

S.  515.  , 

Chirurgische  Assist« iiten,  ; 

8.  öfK)  II.  507. 

Aufnahme  von  Studicronden,  S.  ä. 
Nftchlrägliche  Aufnahme,  S.  ül  u.  IQiL 
Aufnahmsbcdingung  fllr  Hie  theolog. 

Studien,  S.  u.  f.  i 

Bes.  BeHtiinimmgen  Blr  die  juridisch.  ■ 
Studien,  S.  341. 

Aufnahmsschein,  i 

S.  5 u.  8.  lil  §.  34.  I 

Formulare  f.  .Vufuahins.'icheine,  8.  l4iL  | 
Aufnahmsscheim*  sind  nicht  »tempel-  j 
pflichtig,  S.  14S. 

Augenheilkunde.  i 

8.  4^  4M  u.  ÜÜ 
Bestellung  von  Prof,  der  Augen-  i 
heilkunde,  S.  4IlL  I 

Augustin  St.  (höheres  Priester-  ! 
bildiiugsinstitut  in  Wien). 

Befreiung  vom  Collegiengelde.  8. 2Ü3*  | 
Zulansung  7.\\r  Krlangnng  de»  theol.  j 
Doctnrgradefi,  8.  ‘2H3.  ‘284  n.  SülL  j 

Ausliinder.  ' 

Behandlung  bezügl.  d.  linniatrieula- 
tion,  8.  ö §.11,  8. 12^  4(n  8. 59  folg. 
Hiiirtichtl.  d.  Honurarbefreiuug,  8. 44 

ä,  Xiu 

Hinsichtl.  d.  ZulasHung  zum  Stndiiun 
d.  Theologie,  8.  ‘2G(>.  ^ 

Hinsicht),  d.  Ziila«.»«nng  zum  Stiidinni  ' 
d.  Rechte,  8.  351!  u.  34i  i 

Nostrification  anslÄndischor  Doctor-  1 
(liplomc,  8.  fiiL. 

Strenge  Prüfungen  fremder  Aerzto 
Äiir  Ausübung  der  Praxis,  S.  480 
u.  481. 

Aufnahme  auslHndischer  Aerzte  in 
die  Collcgicn  der  medic.  Kacultät, 
8.  5SL 

lieber  die  Ausfertigung  der  med.  u. 
jurid.  Üoctordiplome  TOr  Ausländer, 
8.  480. 

8iehe  noch  Diplome. 

Ausschliessung  eines  Studierenden 
(von  einer  Lehranstalt),  8.  157 : 
ist  in  der  Kegel  allen  Betreff  der 
Lehranstalten  der  Monarchie  anzu- 
zcigen,  8.  154. 

Ansschi,  der  ans  gcistl.  Keminarien 
wegen  Vergehen  Entlassimen  v.  d. 
theol.  Studien,  8.  262, 

Ausserordentliche  Professoren. 
Begriff  d.  ausscrnrdcntl.  Prof.,  S.  J£L. 
Einreihung  d.  .*8.  119. 

Bezug  der  CoUeglcngelder  hei  Vor- 


rUcknng  eines  Suplenten  zum  ausser- 
ordentl.  Professor,  8.  53* 
Ausserordentliche  Hörer, 

8.  3 II.  9 ä,  3iL 

(iymn.  Abiturienten  sind  nicht  ohne 
M.atnrität^prtifnng  aufzunchmen, 
S.  151L 

Verpflichtung  derslh.  zur  anticipativen 
Kntrichtnng  d.  Colleginmgeld.  8. 51L 
Disciplinarhchandlung  dersel.  8.  151 
lü  u.  8.  5H9  Anm. 

Austritt  aus  den  Studien. 

Im  Allgemeinen,  8.  17^  145. 

Für  TheoIogCMi,  S.  209. 

„ Juristen,  8.  337. 

Auswärtige  Doctordiplotnc. 

8iuhe  Diplome. 

Baccalaureat. 

Abschaffung  dcssclhen  auch  hei  der 
theol.  l'acultät  8.  ‘281  Anm. 
Hannherzige  Brüder. 

Gleichstelinng  mit  gelernten  Clii- 
rurgcMi,  8.  509. 

Ausfolgung  der  Diplome,  8.  482. 
Dieselben  sind  zur  Ansühnng  der 
chir.  Praxis  im  weltlichen  Stande 
nicht  berechtigt,  8.  ,S04. 

Diplome  und  Angclohungsformeln  für 
haimherzige  Brüder,  8.  508. 

Beamte. 

(Kanzlei-  und  Manipulationsbeamte.) 
Ansuahmsweise  Zulassung  derselben 
zur  Coneeptspraxis,  8.  32G. 
.VuMiahniswoise  Zulassung  derselben 
zu  den  Jurid.  Srnilien,  8.  614. 
Beeidigung 

der  Professoren,  8.  1 15. 

„ promovirton  Doctoren,  S*_S5u.öö* 
„ Magister  der  Chirurgie,  d.  appro- 
hirtnii  Wundärzte  und  geprüften 
Hebammen,  8.  477. 
der  Magister  der  Pharmacie,  8.  477 
u.  529. 

Befreiung  vom  Collegiengelde. 

Im  Allgcm.,  8.  ^ ^ 43  n.  169* 
Spcciell  für  Theologen,  8.  263,  265 
u.  268. 

Spcciell  für  Juristen,  S.  329. 

Von  der  Prüfungstaxe,  8.  3G6  u.  4Ü2. 

Behandlung  fremder  Staatsange- 
höriger. 

Siehe  Ausländer. 

Behörden. 

Siehe,  Akademische  Behörden. 
Berichte  der  akad.  Behörden. 

Siehe  Corrospoii  denz. 
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Beschwerdeu  der  Studierenden, 
lieber  Aiibrin;;uug  derselben.  S.  LL 
Siehe  auch  Correspondenz. 

Hcsotzuiig  der  Univers,  Lehrämter, 
S.  IM  u.  110. 

BeHoldungsverliiiltniHiie. 

Siehe  Gehalte 

HoHÜitigunp  dos  ßesucha. 

Im  Allgoin.  S.  lA  ä;  ff*.  u. 
Hinsiehtl.  der  Junston,  S.  340. 

Heatätig»!  ng  der  Professor «mi 
in  ihrer  Anstellung,  8.  H)4 
bi«  lOH^  1^  1 j.'i. 

HeMtätigung  der  Dien<‘r  in 
ihrer  Anstellung.  S.  484. 

itoauch  ausländischer  Universitäten 
(durch  rtsterr.  Staatsaugehftrige). 

Im  Allgem.  8.  Li  (ä-  4<»>» 

Hinsichtl.  der  Thenlo<ren,  S.  265. 

» Juristen . S.  32Ü,  :147 

u.  Alli. 

Besuch  der  Vorlesungen. 

8.  li  ff.  u.  3-28. 

Büsuchszeugnisse. 

Hiebe  Bestätigung. 

Besteuerung  des  EinkummeiiB  der 
Üniv.-Mitglieder, 

8.  122  n.  tiU. 

Bibliotheken. 

Hiebe  Univ.-Biblioth«‘ken. 

Chemie. 

Creiruug  der  Doctoren  der  Chemie, 
8.  536. 

Bestellung  vf»n  .Vssistenten  d.  Chemie. 
S.  530/ 

Chirurgen. 

Vcrgl.  Magister  der  Chirurgie 
und  Wundärzte. 

Chirurgische  Assistenten. 

Abhaltung  der  Vorle.siingen  über 
Chirurg.  Opcrationslelire  durch  die 
AssiHtenten,  8.  500. 

BetttelUiug  der  Assistenten  flir  med. 

chir.  Lehranstalten,  S.  507. 

8ieho  noch  Assistenten. 

Chirurgisches  Doctorat,  Magiste- 
rium  und  Patronat. 

Bedingungen  der  />uln.<t«ung  zu  den 
strengen  Prüfungen  für  das  Doctorat 
der  Chirurgie,  8.  406  u.  400. 

Kür  das  ilagisterium  der  Cliirargio, 
8.  4^  IfiA  u.  500. 

Kür  da.s  Patrouat  der  Chirurgie,  8.454. 
4h4,  490  11.  507. 

Zeitraum  fUr  die  Ablegnug  der  Rigo* 
rosen  der  Chirurgie,  8.  470. 


Diplomsfoniiulare  f.  Ausländer,  welche 
das  chir.  Patronat  erwerben,  8.  502. 

I Chirurg.  Lehranstalten. 

Vorgang  zur  deHnitiveii  Bestätigung 
der  Lehrkräfte,  8.  435. 

1 Gehalt  der  Professoren,  8.  1 18. 

Vorgang  hei  .\bfaasung  der  Zustands- 

* Berichte,  8.  507. 

Wiederholung  der  Prüfungen,  8.  601. 

Chirurg.  Openitionsinstitut, 

8.  474,  47^  47^  4M  u.  500. 
Chirurgische  Stipendisten^ 
t S.  476  u.  568. 

1 Chirurgische.«  Studium  zur  Bildung 
von  Wundärzten. 

Bedingungen  der  Aufnahme,  8.  464. 

I 47<1  47^  5üiL 

Aufnahme  von  entlassefieii  Zöglingen 
der  Josefsakadcmic,  8.  50 1 . 
Schlechte  Fortgangsclassun  alsHiiider- 

* ni.H«  der  Aufnahme,  8.  460,  Anm. 

I Zeitraum  für  Vorlesungen  der  Physik. 
Chemie  und  Botanik,  8.  495. 
Vorträge  ÜberModiciiialvcrordnungen, 

I 8.  äUl. 

I Wiedoreinfiihruiig  der  Semestral- 
^ Prüfungen,  8.  408. 

I Wiederholung  der  chir.  Prüfiingon, 
S.  501. 

.liifliebung  des  niederu  chir.  Studiums 
an  den  Uuiversitätoii,  8.  497. 
Ungiltigkeit  der  Collegieiigeldorv'or- 
«chrift  hinnichtl.  de«  chir.  Studiums,. 
S.  4iL 

Vergl.  auch  Wundärzte  u.  bariii< 
her».  Brüder. 

{ Collegien. 

I In  Betreff  augekündigter  und  später 
nicht  ahgehaltener  Collegien,  8. 37. 
Collegicngeldcr, 

8.  41—63. 

j Gesetze  UberEinfühmngdcrselb.  8.M. 
i Befreiungsgesuehe,  8.  11. 

I Zeitimiikt  d.  Kntrichtuiig.  8. 50  u.  609. 
Zurückstellung  bei  späterer  Befrei- 
ung. 8.  ÄL 

Verwendung  der  Kinbebungsprocente, 
8.  52. 

Verpflichtung,  publica  zu  halten,  8. 53. 
Bezug  der  C.  G.  bei  Ernennung  eines 
Supplenten  zum  a.  o.  Professor,  8.,53. 

I Berücksichtigung  der  C.  G.  in  den 
i Lectionseatalogen,  8,  23 — 37. 

* Stempelpflicht  der  C.  G.  Quittungen, 

I 8.  83.  84. 

Vorgl.  auch  Befreiungen. 

' Colloquien-Zengnissc, 

' 8.13§.5I^  8.47^.30,8.136.149  0.352. 
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CommiBsionen.  | 

Roiiuineratiom*!!  der  Prul‘.  für  Ver* 
wendunir  l>ri  iimll.  CoinniiB:*ü>iH*u  i 

S.  lüiL  j 

Concordat. 

S.  238— i40  11»  »1)8, 

Concurse 

iiin  Li-lirHmtir.  Siflie  .S.  U>'.| 
und  liinBiclitlich  di'rTln**dojjuu,  S.  22'.*. 
CoiiBiKtorium. 

Siolu!  Uiiiver.sitiit.s-C’on>«i«tvirium. 

Coiitralliruiig  der  r.  ii.a.  w.  Studien. 

S.  323  (S.  li  ti. 

(.'ontrole 

illiiT  diu  Aiisidiaftunxiii  ilur  l'iiiv.. 
Kililiutln-ki'h,  .S.  534. 
t Jorresp  ondenz  d . n kad  ein . Beliiird  e.n . 
UezIlKliclie  Sfellmig  du«  aknd.  Soimfes 
11.  kandesclii  t* , 8.  li  *S.  3lli.  JUi 
eil.  QK  11.  üiL 

.Vrt  der  Unterfertig,  derlierichte,  b.9^ 
Der  St.aatsprnfmig.H  ■ Cuniiiii«siiinon,  | 
8.  372  ff.  11.  3«5. 

Ciimulimng 

der  ProfesBiir  mit  anderen  .Siaat'- 
änitem,  S.  123 : 

der  Professur  mit  Vcrwnltiingsratli- 
stellcn,  S.  1 25  ; 
von  Stipendien,  8.  133. 
Dalmatinische  Stipendien. 

Siehe  Stipendien. 

Dauer  der  Studien. 

Im  Allg.  8.  12  (S.  47n 

.Speeicll  für  Tlieologen,  8.  235  i§.  13i. 

Für  Juristen,  8.  32 1 . 

Dauer  der  einzelnen  Vorlesungen, 

8.  21» 

Decan  des  Profesaoren-Collegiunis. 

Vorgang  bei  der  Wahl  desselben, 

8.  U (§.  B— 9.) 

Stellung  und  Wirkungskreis  desselb., 
S.  la  19),  8.  i (§.  7|,  8.  72,  Ijj 
u.  84—87. 

Specieli  binsichtl.  der  Juristen,  8. 33Ü 
Aiim.  u.  401. 

Detinitivum. 

Siehe  K est Ä t i gii n g. 

Diäteiiclassen 

de.s  Univ.-Lehr-Personals.S.ltil  il.  119: 
der  Univ.-Beaiiiten,  8.  BI» 

Diener. 

.\nste1lungan  nied.chir.Uehransfalten, 

8.  4M. 

Diensttaxen  fllr  Prof,  und  Lehrer, 

S.  lÜL 


Diiicesen-Lehranstalten. 

■Ulg.  Bestiniinnngeii , S.  221  ii.  23Ü. 
Tiiilassuiig  von  F..vtcrliisten  gestattet, 

S.  2fi3» 

Siehe  auch  Befreiungen. 

Dijilonie. 

.Ailsfeitigung  der  Diplome  tttiorhaupf, 

S.  ^ 85,  81  11.  441L 
Diplome  der  Magister  der  Ohinirgie 
und  Pharmacie,  der  approhirten 
Wuntiiinite,  8.  450  ii.  4öl. 

Diplome  für  llubammeu.  8.  öl 4. 
l'iiiihMudiguiig  dieser  Diplome,  8.  477. 
Diplome  für  Mitglieder  des  Onlens  d. 
bannhensigeii  Brüder,  8.  482. 
Diplome  fiir  Auslüiider. 

.Iiiridisehe  u.  medieiniaehe , 8.  12I 
n.  480. 

C’hirui"giselie,  .S.  502. 

Diplome  ausländischer  (ielchrten- 
(lesell.schaften  oder  Akademien, 
S.  59» 

Diplome  fremder  Universitäten. 
.\nnahme  und  (Jeltung  derselben, 
S.  ÜÜ  u.  Ü2a, 

Disciplinar-Ordmtng  provis.  f.  die 
Universitäten, 

8.  154. 

Dispens 

von  strengen  Prüfungen,  iin*ulä.ssig, 

8.  214» 

Dispositionen 

über  die  akad.  Loealitäten,  8.  9SL 

Disputationen, 

Leitung  derselben  durch  die  Prof. 
Decane,  8.  78. 

Auflielning  für  mehivre  Universitäten 
u»  Faciiltätcu,  8.  219  u.  22£L 
Beschränkung  der  D.  während  der 
rechtshist.  .Staatsprüfungen,  8.  315. 

Doceiiteii. 

Siehe  Privatdocenteii. 

Doctorat. 

Vergl.  thcid.  Doctorat. 

„ juridisches  „ 
j » modiciniaches  Doctorat. 

. philosophisches  „ 

Doctorats-Canditaten. 

Dieselben  sind  verpfliclitct,  den  Rector 
u. s. f.  persrtiilicb  einziiladen,  8.221. 
Diesellien  sind  nicht  vcrpfliclitet,  in 
die  Facilltät  ciiizutrcten,  8.  TL 
Verlust  des  Doctorata  iin  P'alle  iler 
Verurtlieilnng  wegen  Verbrechen, 
8.  218  H.  222. 
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Ver^l.  auch  Rigorosen,  DiMpu-  [ 
tation  u.  Promotion.  | 

Doctorcndecant*.  I 

Wahl  derselben,  S.  ( 

Mitwirkung  desselben  bei  Beeidigung  j 
neuer  Doctoren,  S.  j 

Siehe  noch  FacultSt,  Diplome  ' 
11.  Rigorosen. 
Doctorataprüfungeu. 

Vcrgl.  Rigorosen.  i 

Düctorcollegien.  ' 

8.  Faciil täten. 

Doctorgrad.  | 

Allg.  Norm  zur  Frtheiluiig  desselben 
bei  allen  Facultäten,  8.  'J13  ff.  I 
Doetordiplorae.  j 

Siebe  Dipltiinc.  ‘ 

Doctor-Promotionen. 

Siebe  Promotionen.  | 

Duplicate. 

vtm  Meldmigsbrtdieni,  S.  12  (§-  6Hj;  J 
von  Diplomen,  8.  <i  11 . j 

Elirendiplome. 

Ausfolguüg  V.  Khreiidiplomen,  S.  214. 
Siehe  auch  Diplome.  i 

Eidcsabnalimo  , 

der  Professoren,  8.  LH.  J 

Eidesformel  S.  llo.  I 

„ Liceutiaten  und  Doetureii  an  ‘ 
der  evaiig.  tlicol.  Lehranstalt,  8.  313.  , 
Eidesformel  für  Magister  der  Phar- 
inacic.  8.  520. 

Eidesformel  für  Hebammen,  8.  520. 
Eingaben  inStudienangelegenheitcii  ' 
Siehe  Corres pon den z. 
Einhändigung  der  Doctordiplome.  • 
Siehe  Di]>  1 om  c. 

Einhebungsprocente  der  Collegien-  • 
gelder. 

Verwendung  derselben,  8.  13  IL  52.  ' 

Einkommen  der  Professoren. 

Besteuerung  desselben,  S.  122  il.  614.  j 

Einreebnung 

der  Semester  in  die  med.  Studien- 
zeit, 8.  lü  (§.  4111,  8.  JA  u.  lü 
^ ^ 8.  ^ üil  u.  343; 
bei  p r e u s s i s c h.  Studierenden, 
8.  63. 

P^inreichungsprotocoll 

der  Staatsprüfungs  - Commissionen, 
8.  3S5  n.  411L 

Einreibung  d.  ausserordentl.  Pro- 
fessoren. 

Siche  ausserordentl.  Profes- 
.sorcii.  i 


Einregistrirung 

iieupromovirter  Doctoren  ln  die  Bücher 
der  Facultkt,  8.  3!L 

Einschaltung 

der  Lectioiibcataloge  in  die  öffenll. 
Blätter,  8.  24  IL  22. 

Einverleibung 

der  neu  ereilten  Doctoren  in  die 
FaeultÄt,  8.  213. 

Erledigung  der  Gcschäflsstücko, 

8.  22  {§.  1^ 

Eröffnung  der  Vorlesungen. 

Zeitpunkt,  wann  dieselbe  stattzu- 
linden  bat,  8.  3lL 

Massregcln  zur  rechtzeitigen  Eröff- 
nung der  Vorlcaungon,  8.  32. 

Erziehungskunde, 

8.  2.>.'i  u.  «56H. 

Ev'angelisch-tbeolog.  Lfebraustalt, 

8,  288  ff.— 317  (Abschn.  IV.  f). 
Krrielitiing,  8.  ’28H. 

Organisation,  8.  290. 

Lehrplan,  8.  308. 

PrUfungsvorschrift,  8.  316. 

Stipendien  und  Beiioticien , 8.  289, 
3Ü4  u.  315. 

Besondere  Vcrpfliclitangeii  der  Sti- 
pendisten (SemestralprUfungen  uml 
üxe  Stundenzahl),  8.  304  ii.  3Ü2. 
Evang.  tbeol.  Würden  (Licentint  u. 
Doctorat),  8.  309  ff. 

Evidenzbaltung 
der  Studierenden  im  Allg.,  8.  10 ; 
der  bei  Staatsprüfung  Reprobirteu, 
8.  382  u.  3H9. 

Examinatorieu 

(Repetitorien  u.  Coiiversatorion),  8. 32. 

Externisten 

in  den  theol.  Hauslebranstaltcn,  8. 263. 

Facultäteu, 

Begriff  u.  Rechte  dcraelb.,8.69, 25  u.77. 
.Vufnahme  der  Doctoren  in  die  Facul- 
täten,  8.  213- 

Theilnahme  der  Prof,  an  den  Rigo- 
rosen ist  nicht  abhängig  von 
ihrem  Eintritte  in  die  Facultät, 
8.  LLL 

Siehe  noch  theo  1 ogi s ch e,  j uri  • 
dische,  medicinische  und 
philosophische  Facultät. 

Facul  tätsstudien. 

Allgemeine  Anordnungen  über  die- 
selben, 8.  3. 

Facultätsnotar, 

8.  «2  u.  ff. 
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FacultÄtssiegel,  S.  Sfi- 

Feiertage  und  Ferialtage, 

S.  lü  (§.  8.  21  (§.  ^ 8.  65. 

Feldärztliche  Zöglinge,  S,  487. 

Ferialtage, 

S.  Feiertage,  Ferieu. 

Ferien. 

Allg.  nestiniinnngi'ii,  8.  Ifi  (§.  64  k 

DetinitivG  Regelung,  8.  ÜA  u.  QiL. 

Specielle  \VeihnAcht-*fericn,  8.  97. 

Speciolle  Bi'Mtimmungcn  ffir  die  jnrid. 
FacuItÄt,  8.  Jm*  349. 

Vergl.  noch  Urlaub. 

Finanzgeaetzkunde, 

S.  u.  .s:u, 

Formulare. 

Für  Mcldungnbilch»*?-,  siclie  Mel* 
d u n g 8 b n c h. 

Für  Mciduiigsbogen,  aiehe  .Mel- 
dung s b o g e n. 

Für  Nationale,  siehe  Nationale. 

« Aufnahmsschoine , siehe  Auf- 
nah  m s 8 c h e i n e. 

F'flr  Hauptcatalogo,  siehe  Cat al  o ge. 

Univ.  Abgang8/.engntssn,  Hiebe  Ab- 
gan gazou  g n i Hse. 

Freiwillige, 

siehe  Stiftungen  u.  Stipendien 
u.  Militärpflicht. 

Frcquentationshestätigung,  S.  LL 

Speciell  für  Jurinlon.  8.  .S.^0. 

Frequentationscontrole. 

S.  lA  ff.,  ^ 33  tt.  14iL 

Fundamental'  u l^aatoraltheologie 

Ilonorining  der  betreffenden  Vor- 
träge, 8.  259. 

Bcsetzungsmodalität  in  T^einberg, 
8.  260. 

Gäste  (Hospitanten j. 

Zeitdauer  d.  nneiitgeltlich  gestatteten 
Hospitining,  S.  AI. 

UMciplinarfiriichteii  der  Ho;<]>itauten, 
8.  15". 

Geburtshilfe. 

Lehrplan  des  geburtshilfl.  Studioiii'« 
für  Mcdiciner  und  Hehammeii, 
8.  4G7. 

Strenge  Prüfungen  für  das  Magi- 
Stenum  der  (lohurt.'«!iiIfe , 8.  4.51 
u,  518. 

8trenge  Prüfungen  der  Hehaniinuii, 

8.  Aüi 

SemestralprUfungen  der  Hebamiueii- 
»chUlerinnen.  S.  510. 

Zulassung  jüdischer  Hebammen  zu 
christlichen  Wüohnerinnen,  8.  .510. 


Znl.i'^'^ung  zuin  [Maktiseben  Ciirs  und 
Collegiengelder,  8.  487,  51 1,  51.1 
u.  517. 

.\iisHcblieÄHung  gebrechlicher  Frauen 
vom  Hcbainmendieiistc,  8.  612. 
.\ii.HferttgUDg  der  Diplome  und  Ein- 
hebniig  der  Taxen,  S.  512,  513 . 
514  u.  ü2iL 

IiiHtnietion  der  geburtsbllfl.  Pr»»f«*H- 
Horen,  8.  515. 

Zn)a'4sung  lediger  Fraui-iiKpersouen 
zum  Hebammencursc,  8.  516. 
lledinguug  der  Znlatsung  zmu  Magi- 
Kterium  der  IJeburtHhilfe,  8.  51h. 
/iiweixiiiig  von  Gebärenden  an  die 
Klinik,  8.  518. 

Eides-  und  Diplumsformel  für  Heb- 
ammen, 8.  520  ff. 

.VnfnabiiiHtermin  für  den  Hebainmen- 
enrs,  8.  523. 

Gehaltsknrenz. 

Siehe  Urlaub. 

Gehalte. 

Der  Univ.  - Profcssoreii  überhaupt, 
S 111,  116  u.  603. 

Der  thcol.  Professoren,  S.  251  u.  258. 

„ Profes-soren  an  ehirurg.  Lehr- 
anstalten, 8.  HM. 

Gerichtliche  Arznoikiinde 
für  Wundärzte  obligat,  S.  466. 
8tellung  der  betreffenden  Docenteii 
an  der  r.  u.  st.  w.  FacultKt,  8. 

Gosclmfugang  bei  Eingaben  oder 
Kecursen  in  Studienangelegen- 
heiten. 

Siebe  Corresponde, iiz. 

GcsehäfUordnungün 

für  die  Prof.  Collegien.  8.  lA  (§.  19). 

(teschichte. 

(Oesterr.  Oeseb.  für  .luristen^.  8.  321. 
325.  332  II.  MiL 

Geschichtsforschung. 

Gründung  des  Institutes  für  bsP'rr. 
Gcsehiebtstorscbuiig,  8.  580. 

Gesuche  in  Studieuangelegeii  heiten . 

8.  17.  Siebe  Corrospondenz. 

Grazer  Universität. 

Chirurg.  Stipond.  fÜrSlovoncn,  8. 558. 

Gut;ichten 

der  inedie.  Professoren,  S.  431,  434 

u.  AÜL 

(rymnasial- Abiturienten. 

Vergl.  AusserordoutL  Hörer. 

Habilitirung 

dtT  !*rivatdoconten,  8.  129. 
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ITauptcolle^ieu, 

•S.  2Q.  (§.  ^ S.  (S.  ü u.  (•»). 

Hauptferien. 

Siehe  Ferien. 

Hauptkataloge. 

Siehe  Kataloge. 

Hebammen. 

Siehe  Geh  urt 8 h il  t*e. 

Honorarpfliebt, 

S.  il  (S.  ^ 

Hoapilirung  von  Collegie«. 

Siehe  Gäste. 

Immntriculntion. 

Im  Allg.,  S.  ä. 

Frist  hiey.u,  S.  A ii.  IL 
Taxe,  S.  tL 

Von  Theologen,  8.  2311. 
Immatriculntion  auf  Gruml  auslän- 
dwelier  AbgangSKeiigiiisHC,  8.  603. 

Iiiiisbracker  Univeraität. 

Keelit  ilerselb.,  Doctoren  der  Theo- 
logie zu  promovTren,  8.  287. 
Wiedererriehtnng  der  iiiedie.  Faciil- 
riit  und  Aiülaasniig  der  ehir.  Lehr- 
anstalt, 8.  184. 

Iti8cription. 

Im  Allgemeinen , S.  I u.  f*dg.,  dann 
S.  14.%  ff.  (Abschnitt  III.  a‘i. 

Für  die  jurid.  Faciiltät,  S.  341 . 

Institut  physikalisches. 

Siehe  physikalisches. 

Instruction 

nir  den  Vorgang  hei  Anordnung  der 
Vorlesungen  und  hei  Ahfas.sung 
der  Lectionscatabige,  S.  20 — 40. 
Inst,  für  das  Verfahren  hei  Evidenv.- 
haltnng  der  Verweisungserkent- 
niase,  S.  1 58. 

Inst.  Uber  die  Behandlung  derjenigen 
('andidateii  des  öflfcntl.  Dienstes, 
welche  sich  auf  die  thcorei  .Staats- 
prüfungen durch  Privatstudium 
vurbereiten,  8.  367. 

Instr.  für  die  theor.  Staatsprüfungen 
der  Juristen,  8.  38.3  n.  414. 

Instr.  für  Diener  der  atmtom.  pathoi. 
.\usUU,  8.  400. 

Instr.  der  gebui-tshilH.  kliniseheu  Pro- 
fessoren u.  Assistenten,  8.  öl 5. 
Instr.  für  Hebammen,  8.  520. 

..  „ das  philos.Doctorat.  8. 561. 

.,  „ die  Bibliotheken,  S.  688. 

Interimsaufnahrasscheiiic 
für  ordentl.  Hürer,  8.  ^ 
sind  nicht  .stempclpflichtig,  8.  14h. 


Intervalle  der  Rigorosen. 

Im  Allgem.,  8.  221-224. 

8|ieciell  für  Mediciner,  8.  472. 

I inventare 

j von  Lehrmitteln  und  Eiurichtungs 
gegenständen  an  lloehsclmlen,8.  iiX 

1 Israeliten. 

‘ Prüfung  derselb.  aus  dem  Kirchen- 
j rechte,  S.  3TH. 

I Promotion  derselb.  zu  Dr.  jur.  civilL. 

S.  313  u.  423- 

Proniotion  dersolb.  zu  Dr.jur.  canonici, 
8.  421  11.  425. 

! ludicielle  Staatsprüfutig. 

I Siche  Staatsprüfung, 

j Juridisches  Doctorat. 

Vergl.  Jurid.  Kigoroscii. 

I Juridische  Facultiit. 

IiuAlIg.,  S.321tV.  bis42I  (Abschb.V). 

! Vergl.  noch  S.  3Ü  ff.  u-  614, 

I Juridische  Lehrgegenstände. 

1 Keihonfolge  derselben. 

Siehe  Jurid.  Facultät. 

Juridische  Rigorosen, 
j -Vllg-  Bcslimnmngeu,  8.  12  iu  213, 
Forts.  (Abseh.  ilL  e». 

I Specietle  Hestiminungen  über  die 
juridischen  Rigorosen,  8.  413  ff. 
j (.\bscli.  V.  c). 

J uridi.sche.s  Sti  peudienweseu. 

S.  3.%8  ff.  (AbBcImitt  V.  c). 

Juridische  Studien. 

Hiebe  Jurid.  Facultät. 
Kanzleibeaiute. 

Zulassung  derscib.  zu  den  theore'. 
Staatsnrüfungen , S.  326  Anm.  u. 

: 8.  6LL 

I Kanzlcifond. 

I Hiebe  Cuiversitätskauzlui. 

Kanzlei-Pauschalien 

für  höhere  Lehranstalten,  8.  61  u.  63- 

Kanzleipersonale, 

8.  62-  8iehe  auch  U n i v.- K a nzlei. 
Kataloge 

; über  die  Univ. -Studierenden , 8.  BL. 

, Forninlarc  für  Hauptkataloje,  8.  1 18. 
l Katecbetisch-pUdagogischer  Untcr- 
j rieht  an  Theologen, 

' 8.  26L 

I Kirchenrecht. 

^ Erthoiluiig  d.  Unterrichte.^  im  Kirclicii- 
j recht  für  Theologen.  S.  250 ; 

I für  Juristen,  8.  322. 

I Dochjra!  des  KirchcnrechtcR  (ürJiiri- 

i sh’ii,  S,  420 ; 
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nir  iHraelittsclie  DoctomTideii  flcr 
Keclito,  S.  ^ A21  ii. 

KHniache  Asnistenten,  S,  515. 

Klinisclu'r  UntiTriclit. 

Krforderni»8  der  Laiidi*s«|»rachc  für 
klinUcbe  Lehrknnxcl,  S. 

Klosterlehranstalton, 

.S.  2^  231). 

Kompetenz 

zur  Entscheidung;  Uber  nachträgliche 
AufnahniHgehühr  der  ^Studierenden, 

«.  ^ &1  u.  1.V2. 

Konkursprüfungen, 

S.  lül!  u.  -22^ 

Konferenzen  der  Professoren. 

Vcrgl.  Sit zungS' Protokolle. 

Krakauer  UiiiveraitHt. 

£indttS8  der  politischen  UchUrden 
auf  dieselbe.  S. 

Landeschef,  resp.  Landcsstelle. 
Vennittlung  derselben  bei  derCorres- 
pondeiis  der  akad.  Uehbrdeii  mit 
dem  Untorriebtsministenum. 

Siebe  Correspuudonz. 

Landwehr. 

BeHtiminimgen  für  die  zu  Landwehr-  I 
ofticieren  ernannten  Studenten,  . 
S.  6ÜI  u.  fiüSx  ' 

Landwirthschaflslehre, 

S.  5HH. 

Lebende  Sprachen, 

S.  5ü8. 

Lcctionscataloge. 

Vorachriften  Über  die  Abfassung  der- 
selben, S.  *20 — 40  und  73. 

Lehranstalten 
chirurgische,  Ö.  497 ; 
theologische,  S.  230. 

Lehrer  L c.  S., 
s.  ^ 2&  u.  la 

Lehr-  und  Lernfreiheit, 

S.  ^ 23  «.  44  (jj.  15). 

Kiiigcschränkto  .Vnwendung  die»es  | 
Priucips:  bei  Theologen,  S.  241 ; 
hoi  Juristen,  *S.  323  u.  345 ; 
bei  Phanuaccuten,  S.  5.30. 

LchrgPgcnstände 
der  Theologie,  S.  227  u.  240. 

„ Ueclite,  S.  321. 

„ Medtcin,  }5.  401  n.  485. 

Lehrercollegiiim 

im  Gegensatz  von  Profeasoren-CoUe- 
gium,  S.  89  ff. 


I./ehrkanzehi. 

Verfahren  hei  Wioderbesetzuiig,S.  1<)3; 
und  hinsichtlich  der  Theologen,  8.229. 

Lehrkörper  mcdicinischer. 

Siehe  medicinischcr  Lehrkörper. 

Lembergor  Universitiit. 

KollegicnfreioTugc  an  deraelb.,  8. 
Ueber  die  V'erselmng  der  Function 
d.  Unlv.-Kanzleidirecturs  daselbst, 
8.  3L 

UeHctzunge«  der  theol.  Lehrämter 
mit  Rücksicht  auf  die  Verschie- 
denheit des  Ritus,  8.  253. 

Doppelte  Vertretung  der  Prof«‘ssur 
Itir  Pastoraltheologic,  8.  älML 
Lemberger  Handstipeiidien , siebe 

Stipendien* 

Localität 

der  Universitätavorträge,  8.  2iL 
Ilernchtigung  des  akad.  Senats  zur 
Disposition  über  die  akad.  Loca- 
litäten,  S. 

Löschung  eines  Collegiums, 

8.  m* 

Magist<‘r 

der  Chirurgie.  8.  450,  464  u.  489. 
(ioburt'^hilfe,  S.  4.51  u.  467. 
.\ugeulioilknnde,  8.  453. 
Zaiinlicilkundc,  8.  457. 

« Pliarmacie,  S.  530  ft*. 

Matrikel. 

Taxe,  8.  5* 

Verwendung  d.  Matrike.lbixen,  8.  ^ 
u.  IM. 

Streichung  aus  der  Matrikel,  8.  153 

«.  222. 

MaturitätsprüfungHzeugoiss. 

Als  Erfordemiss  d.  Immatriculation, 
8.  ^ lüä  und  fiüa. 

.\usnahine  bei  den  Theologen,  8.  233 
IL.  234. 

Medicinische  Assistenten. 

Steilung  derselben  zum  Professor, 
8.  435. 

Vergl.  nocli  Assistenten. 

>[cdiciiiischo  Disputationen 
sind  nicht  mehr  abzuhalten,  8.  486. 

Modicinische  Dissertationen. 

ln  Zukunft  nicht  mehr  zu  verfassen 
n.  in  Druck  zu  legen,  8.  474  u.  486. 

Mcdiciuisches  Doctorat. 

Im  Allgemeinen,  Abschn.  VI.  b u.  c. 
iiisbes.,  8.  414  ft*. 

Verleihung  desselben  an  Schüler 
anderer  Universitäten  (Repetitions- 
akt),  8.  143  iL.  483. 
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(.ieburtohilflicbeH  Stuilioiu  dor  Müdi* 
einer,  S.  513  u.  517. 

Vorpl.  mich  GoburtjthMfe. 

Med.  Doctoren-Collegium. 

KrwfiJihiiip  des  Doctoron  - Ufcans. 
iHL 

Mediciniache  FacultMt, 

S.  ff.  bis  5Ü3  fAbselin.  Vli. 

Medicinischcr  Lehrkörper, 

S.  AM  ff.  (Ahschiiiit  VI.  n). 

Verpl.  Assis  teilte  II,  S.  137  ff. 

Aledicin.  Rigorosen. 

Vüraussetziinpen  d.  Abhaltung,  S.  470. 
Prüfungsvorsehriftfii  und  Ta.xeii, 

S.  lAl  lu  ft. 

ZwischenrKiiiiie  bei  den  mcd.  chir. 
Kigorosen,  8.  472. 

Wiederholungen  der  Rigoro.*»en,  S.  470. 
Vcrgl.  noch  S.  485  ff.  (Ahseh.  VI.  c).  ! 

Modle.  Stipendienwosen. 

Beibohaltung  wXhroiid  des  dahres 
der  Medicin,  S.  555. 

Keibehaltung  wMhrend  des  L .Inhre» 
dor  VIedicln,  S.  557  u.  562. 
Ausdehnung  der  St.  fUr  Chimrgou 
über  das  vollendete  Studium  hiimuH 
und  während  dor  Spitalpraxis.  S.  aalL 
AiuMoinische  Stipendien,  S.  559. 
Medicinische  Stipendien  f.  Galixianor, 

S.  554  u.  557. 

Medic.  chir.  Sttpcndieii  fllr  Dalma- 
tiner, S,  559  u.  562. 

Chir.  Stipendien  f.  Sluveuen,  S.  558. 
Mcd.  chir.  u.  goburUhilfl.  Stipendien 
für  Cruatcu  u.  Slavonier,  S.  aülL 

.Modicitiische  Studiou. 

VIed.  chir.  Lehrplan  v.  d.  1804,  S.440tt*. 
a a . 1810,  „ 457  ff. 

, . « , . ISI.%  . 4tUff. 

M eldungsbogen 

fürd.  ausserordentl.  Hörer,  S.  34  i. 
KormuUre,  S.  148. 

Müldungsbuch, 

S.  1 u.  folgende : 

Aufstellung  von  Duplicaten,  S.  LL 
Formulare,  S.  148. 

Löschungen  im  Meldungsbuche,  S.  148. 
Bei  den  dunsten: 

Vidimng  des  Mcldiingsbuches,  S.  34Ü. 
Eintragung  der  Staatsprüfungs-F.rgeb- 
nisso,  S.  38.3  ii.  414.  j 

Militär. 

Zulassung  zu  den  theor.  Staats- 
prüfungen. S.  363 — 364. 

Militärboireiungen, 

S.  203—212  (Abschn.  III.  dl, 
hiusichtl.  d.  Theologen,  S.  270  u.  272.  | 


Militärpflicht 

der  UniversttHtsstmUere.ndeii,  S.  2U3  ft'. 
(Abschnitt  III.  d). 
Militärstipendisten 

Ausweise  in  Bctreft'  derselben,  S.  200 

11.  <106. 

I Nachsicht  strenger  Prüfungen, 

' S.  2LL 

' Nachträgliche  Aufnahme  von  Stu- 
I dierenden. 

Siehe  Kompetenz. 

Nationale 

für  die  Iiumatriculiruug  der  Inscrip- 
tion, S.  4 ^ u.  S.  IL 

Fonnularo  für  Nationale,  Ö.  lAM- 

Ncbenbeschäftigiingeu 

der  Professoren.  8.  123  ii.  125  ; 
hius.  thcol.  ProfoKSoron,  S.  248. 
Nebentacher 

der  philos.  FaeultXt,  S.  568. 
Niederes  medic.  Studium. 
.Vuflassung  desselben,  8.  497. 

• Nostrificatiou. 

I Im  Allg.,  8.  liü  fl-.,  48Ü  fl‘.  u.  Ailä. 
Geltung  eines  in  K^ini  erlangten 
theolog.  Doctorgrades,  S.  285  u.  287. 
OeflentUchkeit  der  Rigorosen, 
der  theologischen  in  Wien.  S.  602. 

• inediciniseben  in  Wien,  Prag. 
Prag,  Krakau,  S.  491. 
Oesterreichische  Geschichte. 

Siehe  Geschichte. 

OpeTHteurs-Institut. 

Siehe  Chirurgisch.  Operations- 
Institut. 

Ordentliche  Professoren. 

Siebe  Professoren. 

Organisatlou  d.  akadem.  Behörden, 
S.  62  ff.,  Absch.  II.  a insbe».  S.  tiSL. 
Pastoraltheologie. 

Doppelte  Besetzung  dieser  Pi'ofc.ssur 
in  Lemberg,  S.  260. 
Pathologische  Anatomie. 

Siehe  Anatomie. 

Patrone 

der  Chirurgie,  S.  450,  454,  455  u.  464. 
Pazmaulten,  S.  282. 

Pedell. 

Siehe  U n i vc rs itäts- Pe d dl. 
Pensionirung 

der  Univ.  Prof,  im  Allgem. , S.  126 
u,  605 ; 

der  tlieol.  Professoren,  8.  261  u.  252; 
„ klinisehe.n  Hebamincu,  S.  439. 
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Prrsonnlstandtabellen 

der  KKiütcrlchranstalteu,  ‘2.10. 

Persoualzulagi’nj 

S.  11«  II.  do4. 

Pharraaceuten 

sind  mir  al.s  au»Meronlüiitl.  Pniw 
Hörer  anxuMehen,  S,  10. 

Pliarnmceutiscbes  Studium , Magi- 
aterium  uud  Doctorat. 

Dauer  de»  ph.  Lclireurses»  8.  524. 
Dedtiigun^cii  der  ZuUntiun^  (Uiieut* 
bebrlicbkoit  des  Htudiums  des 
Grieehischen),  8.  525  u.  520. 

Neue  Studienordnunfi'  fUr  lUs  Mahlst, 
der  Pharm,  u.  den  Ductorgrad. 
S.  Ä3Ü  u.  530. 

Heeidigiing  der  Phnrmneeuton,  8.  520 
11.  53«. 

WiederliiiluDgsprÜfungeii  ii.  Taxen. 
S.  522  n.  5.3«. 

Philosoph.  Collepen  der  Juristen, 

S.  aü  al.  A. 

Philosophische  Facultüt, 

8.  5fi4  IL  bis  fioo  (Abschnitt  VlI^ 

Philosophische  Rigorosen^ 

8.  567  ff. 

Philosoph.  Stipendienweseu, 

8.  575  ff..  Abschn.  VII.  b. 

Stipendien  für  Mathematik,  8.  575. 
Stipendien  für  Choinio,  S.  577. 
neiaesniig  im  St.  (iumishu  währiuid 
des  2*  u.  «t  SemestiTS,  S.  579. 

Philos.  Studium  u.  Doctorat, 

S.  MI  ff.  bis  bl±  (Abschn.  VII.  ab 
Dauer  und  Art  de»  Univei*8itjlts* 
be.HUch8  als  Vorbedingung  der 
Zulassung  zu  den  ph.  H.,  8.  571 
u.  67.3. 

Phil.  Kigomsenurdnung,  8.  507. 
Doctorat  als  Erfordeniiss  eines  Lehr- 
amtes, 8.  50«. 

Wiederholung  der  ph.  R.,  S.  670. 
Vorsitz  des  Prof.  Decans,  8.  .i?!, 
Aufiiahme  ausländiscber  Aerste  in 
die  Collogien,  8.  509. 

Physikalisches  Institut, 

8.  580  u.  582. 

Plätze,  in  den  Ilörsalen, 
vS.  8 (g.  ^ 

]*ülit.  u.  P'inanzgesetzkunde, 

8.  ^ u.  3.3 1. 

Polizei-Direction. 

Ist  von  jeder  Relegation  oder  dem 
freiwilligen  Austritte  und  von  jeder 
Studeiitcnversammlung  zu  verstän- 
digen, S.  liü  11.  .562. 


Prager  Universität. 

Vortrag  der  Pastoraltlu-ologie  in  zwei 
Sprachen,  8.  259. 

Prager  Convictsstipcndicn, 
Siehe  Stipendien. 

Praxis- Ausübung. 

Frühere  Besehränkimgen  derselben 
bei  der  mediciii.  Fnciiltat,  8.  44.3. 
.Vuflic'buug  der  letzteren  für  alle  inlan. 
disehen  Doctor«*n,  8.  4.«3. 

Preussisclien  Studierenden 
zugestandene  Einrechnung  der  auf 
ÜKterr.  Univ.  zugcbrachten  Univer- 
sitätazeit. 

Siehe  Eiureehnung. 

Privatdocenten. 

Begriff  und  Stellung  im  Collegiuiii. 
Mitwirkung  bei  der  Rectorswahl, 
S.  70,  Li  u.  üüi 
Habilitatinnsvorachrift. 

Rechte  und  ^Vrptlichtungo1l  der 
Doceiiten,  8.  129  ff.  fAbi>chn. 
II.  c), 

Uniform,  8.  1 10. 

Aiispnicii  auf  C’«»llegieugelder,  S.  130. 
Aurechuung  der  Dienstzeit,  8.  438. 
Zulassung  zum  Dociron  au  anderen 
Facultäteu,  8.  127. 

Zulassung  activer  Feldärzte  zum 
Dociren,  8.  438. 

Uniersehied  zwischen  Professor  und 
Douenten;  siehe  Professoren. 

Privatissima 

sind  nicht  in  den  Lectinnscatalog 
aufzunehmen,  8.  38. 

Privatstudium. 

Im  Allgemeinen  nicht  gestattet,  .8.  13 
(§.  'ind  zieht  den  Verlust  der 
Stipendien  nach  .sich,  S.  103. 

In  der  Theologie  prinzipiell  unzu- 
lässig, S.  26«. 

Für  Juristen  ausnahmsweise  gentattet, 
8.  22ä  al.  L S.  ^ ML 
307.  .3«!  u.  390. 

Für  Mediciner  spec.icll  untersagt. 

8.  443* 

Privatwülmungen  der  Doceiiten. 
.\bhaltnug  der  Univ.  Vorträge  daselbst 
uuzulä^ig,  8.  2«. 

Probe-Trienniuiu, 

S.  104  bis  1^  m 11.  125. 

Probevorlesung 
der  Privatdocenten,  8.  130. 

Prodecan. 

Wirkungskreis  dess  db..  8.  12  (§.  Üb 
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Professoren. 

Hechte  II.  Verj»6ichtiin;;en  ilcr  Prof. 
iinAllfr.f  S.lUl  — 12d(Abscliii.  II.  b). 

Unterschied  rwisehcii  ordentl.  IVo- 
feKaureii,  au»fier<»rdent!.  Prof,  und 
Docentent  S.  2<b  2ä  n.  IfL 

Forderung?  des  Doctorgrades  /.ur 
Anstcllnng.  S.  fiiis. 

Lehriinitl.  \ erpflichtung.,  H.  12  u.  12T. 

Thcilnahme  an  den  Kig'»ros«‘n,  H.  7s, 
m.  21Ü  n.  217. 

(iehalte  d.  Profess.,  S,  IH,  110  u.  60:t. 

Kinkohiinen^trucrhcinessungt  S.  122 
u.  fill. 

Pensloninmg,  S.  12ß  ii.  r>or». 

.Siehe  noch  Ausscrordent],  Pro- 
fessoren. 

Professoren-Collegium, 

Stelluiiir  desselb.  f.ii  anderen  akadem. 
Hehördeii,  zu  den  einzelnen  Leh- 
roni  und  zu  den  Studierenden, 
<ü  ff.  bis  loQ  (Absehn.  II.  a). 
(iiiMbes.  S.  7^  12  ff.,  9<l).  dann 
4^  m n.  2iL 

Professoren-Dccan. 

Siche  Decan. 

Promotionen. 

Allgetn.  Anordnungen  Hher  dir  P., 
S.  78,  ai  ff..  21Z  u. 

P.  haben  dort  zu  erfolgen,  wo  die 
Kignrosen  abgelegt  wurden,  S.  21fi. 

Förmliohkeiton  bei  d<>nselben,  S.  220. 

Siehe  u.  Doctora t s>C a nd  i da te  n. 

Proroctor. 

Wirkungskreis  desselh.  S.  72  111. 

Heotellung  desHcIb.,  .S. 

Protestantisch  theolog.  Facultat. 

.Siehe  Kvan  ge  lisch. 

Protocoile. 

Siehe  Sitzuugs-Protr»eolle. 

Provisorium 

aller  Lehrer  durch  ii  Jahre. 

Siehe  Probe-Trienninm. 

]->»*r  Universitltsdiener,  8.  fiö  n.  484. 

Prüfungen 

strenge,  siehe  Kl go rosen. 

Staatspnlfnngen  theoretische , siehe 
S.  iiüü  ff.  (Abschnitt  V.  d.) ; 

aus  lebenden  .Sprachen,  S.  508. 

PrÜfungS'Commissionen. 

Im  Allg.  mit  Ansschlies.uuig  der  Ver- 
wandten des  Cnndidaten,  S.  215. 

Für  die  theoretische  Staatsprflfung, 
siehe  S.  86.'1  ff.  (Absebn.  V,  d. 
insbes.  S.  .^7i  n.  .HH5. 

Prüfungssprache. 

Unterrichtssprache,  S.  .51  ff. 


Dezflglich  der  theor.  Staatsprüfung 
II.  Jtirid.  Kigorosen,  H.  .35.H  bis  357 
(.•Vbschnitt  V.  b,t. 

Bei  den  tli.  .St.  in’s  Meldungshuch 
cinzutrageii,  S.  414. 

Prüfiings-Protocolle. 

Siehe  ThooreC.  StaatsprUfungeo, 
insbes.  .S.  385  u.  3H8. 

Publica. 

Begriff  derselben,  S.  U u,  12,. 
Stundenzahl,  S.  12  u.  2fi. 
Veq>fliclituiig  der  Professoren  zur 
Abhaltung  demelheii.  S.  5.3. 
Quaestur, 

Functionen  derselben: 

bei  der  Immntriculstion,  S.  ^ 
Uins.  Kviflenzhaltiing  der  Studie- 
renden, S,  10  ; 

binsichtlich  der  Collegicngelder, 
S.  41—49,  52  II.  92. 
Durchführungsvorschrift , hins.  der 
IJiiiv.-Qoästnr,  S.  82  ÜiL 
Quartiergeldor, 

Siehe  Tf  eh  alte. 

Rangbestimnuiiig 

der  Univ.-Piof.,  S.  lOG,  12t  u.  124. 
Ueher  den  Rang  unter  den  thi*(»|og. 
Prof.,  .S.  255. 

Rechtsliistoriselic  Staatsprüfung. 

.Siehe  .8  t a A t s p r d f u II  g. 

Rector.  * 

K(  etorswnlil,  .S.  II  u.  HL 
Wirkungskreis  dess  'Iben,  S.  14. 
Vertretung  des  Rectors,  S.  12. 
Recurse  in  StudienangMogonhoiten. 

«Siche  Corrcspoiideiiz. 

Kemunoratioucii 

der  Prof.,  S.  103  ii,  118. 

Roprobation, 

siehe  theor.  .8 1 aa tspr Ufu n ge n. 
RoproduciruugHlter.Verorduungon, 
S.  9L 
Rigorosen. 

Im  Allgemeinen: 

Bedingungen  der  Zulassung,  S.  12. 
Dispensen  iiuzulüssig,  8.  214. 
Kinfluss  der  Verwandtschaft,  8.  215. 
Sämmtliche  K.  sind  au  derselben 
Univ.  abzulegen.  S.  216. 

Verfahren  bei  ßeurthciiurig  der  H., 
8.  21i 

Zwischenräume  der  K.,  8.  221. 
Zeitpunkt  zur  Zulassung  zum  L Hig., 
8.  223. 

Verstkndiguugen  vom  Misserfolge  der 
R.,  S.  223. 
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Abhaltung:  vonU.  wKhrend  der  Ferien, 
S.  221. 

Leitung  der  U.  durch  die  Decane, 
S.  lö  u.  Öl  ff. 

Hecht  der  Prüf,  zur  Theitnahme  an 
den  H-,  S.  211  u.  HL 
Hinaichtlich  der  einzelnen 
FacultSten,  siehe  unten: 
theologische  Rigorosen, 
juridische 
medicinische  • 
philosophische  „ 

Uigorosen-Taxon. 

Ini  Allg.,  Ö.  211  II.  420. 

FtlrCaiidid.  d.  theol.  DoctoraU.  S.270. 

„ „ „ jurid.  - - 120. 

„ „ « tnedic.  „ • 44>*. 

„ „ „ Philosoph.  „ « ÖG7. 

n „ Chirurg.  „ iöo. 

n r,  m pharmac.  . « üil7. 

n Magister  d.  Augenheilkunde,  n IhM. 

„ Chirurgie,  „ 450. 

„ . „ Geburtshlf.,S. 452 11.450, 

„ „ „ Phnrmai’ic,  8. 6d5. 

„ Hebnmmen,  8.  452  u.  45G. 

„ Zahnärzte,  8.  454  u.  45T. 

„ Patrone  der  Chirurgie,  S.  45fi. 

SatiiiDlungon  wissenschatUiche. 

Siehe  wissenschaftliche  Samm- 
lungen. 

Schreibgebührt'ii 

für  Ausfertigung  V.  Aligaugar.cugiussen 
und  Duplicateii  von  Meldimgs- 
bUchern.  etc.  etc.,  8.  11  (§.  fiö). 

Semestral-Priifungen. 

An  der  Univers.  aufgeliobeii,  S.  Ci 
1^.  ^ 8.  51L 

Anteil  theul.  Lehranstalten,  8.  237. 
Au  der  evangcl.  tlieol.  Lehranstalt 
(mit  Stipendisten),  8 304  n.  30fi. 
Bei  den  chir.  Lehranstalten  wieiler 
eingefUhrt,  8.  498  u.  501. 

FHr  Hebammen,  8.  510. 

Senat  akademischer. 

Organisining,  8.  ff. 
Wirkungskreis,  8.  74^  157. 

Competenz  Rir  nachtrlgUche  ^ Auf- 
nahmen, 8.  ^ u.  1^2. 
Berechtigung  zur  Disposition  über 
die  akad  LocalitiUeii,  8.  99. 
Disciplinargewalt  des  akad.  8.,  8.  154. 
Ueber  die  selbstständige  Stimm- 
berechügung  der  Mitglieder,  8.  92. 

Sitzungsprotocolle 

der  akadem.  Behdrdcn,  siehe 
8.  Ö9  ff.  (Abschn.  II.  n). 
Weisungen  Uber  Vcrfa'*sung  und 
Fertigung  derselben,  8.  8L  21  »t*  95. 


Kiusenduug  derselben  an  das  Mini- 
sterium, 8.  15  (§.  23). 

Bedeutung  der  Rückstellung  ohne 
Bemerkung,  S.  93. 
Soininerscmcster. 

lleliandhnig  der  Studierenden,  welche 
im  Sominersemester  in  die  |ur. 
Studien  eintretcii,  8.  330. 
Spccialcollegien. 

Juridische,  8.  322. 

Special-CoinmiHsinnen 

für  theoret.  SlaalsprUfiiugen,  S.  390. 

Sprache. 

Der  L’nterrieht  an  den  drei  weltl. 
Facultäten  In  Krakau , S.  51  ff. 
Ua  Qtt7. 

Spccicll  für -die  jurid  FacultÜten  in 
Lemberg.  Krakau  u.  Innsbruck, 
8,  353  ff.  (Abschn.  V.  bj. 
ltaUeni.-«ch  als  PrüfiiugSMprache  in 
Wien,  ausnahmsweise  zugestanden. 
8.  112- 

Staatsprüfung  judicielle. 

Kinrichtung  derselben,  8.  325  tal.  b) 
u.  372. 

Zeitpunkt  der  Zulassung  zu  dieser 
Prüfung.  8.  402  u.  410. 
Anwendung  der  ital.  Sprache,  8.  412. 

Staatsprüfung  recbtshistorische. 
Kinrichtung  derselhen,  8.  .324  al.  1 
u.  372. 

.\hlegung  derselben  als  Vorbedingung 
der  weiteren  lnsrrli»tion,  8.  311 
u.  415; 

und  des  weiteren  Stipendiengemiasc.s, 

8.  ML 

Zeitpunkt  der  Ablegungen  dieser 
* Prüfung,  8.  370j  ^ 1Ü5  u.  UiL 
Stellung  des  Decans  hei  den  Mel- 
diiugon,  8.  401. 

Rchlnssherichte  über  die  r,  h.  8t.  P. 
8.  4 Hi. 

Staatsprüf,  staatswissenscbaftliebe. 
Einrichtung,  8.  325  u.  372. 
Zeitpunkt  d.  Zulas-sung,  8.  410  ii.  411 . 
Anwendung  des  Itaiicni.schen  als 
Pr(lfnngs.sj)rache,  8.  412. 

Vergl.  Staatsprüfungen  thoo- 
retische. 

Staatsprüfungen  theoretische, 

' 8.  3G3—  418  (Abschn.  V.  d). 

Allgem.  Bedingungen  der  Zulassung, 

8.  12  (§.  47k 

Gesetz  über  die  Einrichtung  und 
Abhaltung  derseiben,  8.  321. 
Zulassung  von  Manipulationsbeaniten, 
8.  320  u. 
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Z<‘itpnnkt  <ler  Ablejfiinjf  doT  St.  P.»  I 
S.  Ml  u.  MX  \ 

EiufluHK  cU*r  Rt*probati«m  Imm  St.  P.« 
auf  (U’n  (»rnuH«  von  Stipondirii, 
S.  aülL 

MilitHrdionnt, 

H.  3Si3  ff 

Taxen,  S.  3«1  il  40-J. 
StemjH'Ipflichtipkf'it»  S.  ii.  HM.H, 
Instruction  für  Privatistcii  nU  St.  P. 

Canctidnten,  8.  -^tw. 
Durchführunsrsvijrsrliritt  (lc-*Oe}i.  iliicr  . 

die  Kinrichtnuff  der  St.  P.,  S.  tf. 
rrflfunffsblamjnette,  S.  378.  i 

liiHtmetioii  filier  dieth.St.P.,  S.  3üiliT.  j 
BerU’bterslattunif  über  dioErjfebnianr. 

S.  4iÜ^  40fb  ilils  ILt  u.  üiL 
Repi*ter  der  Keprobirten»  .S.4ü0n.40o. 
EiiiHiisa  der  th.  St.  P.  auf  Eintritt 
in  die  Praxis,  S.  406. 

Wiederholung  der  St.  Prüf.,  8.  408. 
Pflhrnng  des  Kinreicdinniraprotocolles,  i 
S.  AUL  j 

Eintragung  des  Ergcbiiisaea  in  das 
Meldungjibneh,  S.  379  u.  41 4. 
Unzuhfasigkeit  einer  St.  P.  aus  einem  j 
einreinen  (regenstAnde,  8.  4is.  j 
Vergl.  noch  rechtahistoriarho, 
jiidicielle  und  s taat  s w*i  saon  • 
schaftliche  StaataprOfung. 
StaatsrecbnuiigawiaRenschat^. 

Stellung  de«  betreff.  Docenten  an 
der  r.  n.  atw.  FarultÄt,  S.  .3*23. 
Fortbestand  der  Vertrüge  in  <Jraz, 
8.  602. 

Staatsuniform. 

Siehe  Unif(»rm. 

^'taatawjsfienRcliaftl.  StaatHprüfung, 
Siehe  Staatsprüfung. 

Stempclpfliclit, 

hins.  der  Quittungen  der  Docenten 
über  die  Collcgicngelder,  S.  fi3u.  84. 

Stemwarto. 

Wahrung  der  wissenschaftlichen  Ar- 
beiten bei  Per«»)nalvcrHnderungen, 
8.  Ml. 

Stiftungen  und  Stipendien, 

8.  m n.  ff.  (Absehn.  III.  c). 

Insbes. Dauer  d.  Stipeiulieu-Gcimsscs, 
8,  lfi7. 1Ü8.1H8,  lO.-b  lOfi  u.  107. 
ImpfreugiiisA  als  Erfordeniiss,  S.  1(Ü>. 
Wirkungskreis  der  Behftrden  hei 
Verleihung,  8.  Ifi7  n.  198. 
Ueberwachnng  d.  Stipendisten,  8.  169, 
194,  197.  200.  201  u.  fiOl. 
Zaracr*Convicte-8tipendion,  8.  170. 
Lcinhcrger  fNmvicta-Stipend.,  S.  1 7'2. 


Tiroh’r  Kittcrakademie  • Stip  ndien, 
8.  174,  livü  u.  187. 

Prager  C<mvictS8tip*'iidien.  8.  1 75. 
Wiener  Stadtcoiivictastipend.,  8.  177. 
Kreiijsmdnsterer  Comnetssdpendien. 
8.  184. 

lluthcnische  Handstipendien,  8.  iHri. 
ScinestcnveiRO  .VnHzahlung  der  8ti- 
pendieii,  8.  186. 

Ehemals  „phi1üso])hische“  Stipendien, 
8.  lül  n.  laiL 

StipendiengemisH  im  Auslande,  S.  192 
il.  106. 

Stipcndiengomi.ss  liei  anfge.schobener 
oder  missglückter  Maiurit.-PrÖfuug, 
8.  1112  u.  106. 

(’nmuHrung  von  Stip.,  8.  108  u,  lOO- 
Behaiidlung  einjRhr.  Freiwilliger  als 
Stipenilislen,  8.  201. 

Verlii.st  der  St.  beim  Privatatudiuin, 
8.  101- 

Vergl.  hins.  d.  T h e o 1 o g r n , 8. 27o  ff., 
f Abschn.  IV.  d); 

vergl.  hins.  der  .1  u rist c u , 8.  HM  ff.. 
lAhschii.  V.  c) ; 

vergl. liiiLs. der  .Med i ei n e r,  8.054  ff., 
(Abschn.  VI,  h). 

vei  gl.  hins,  d.  P h i I o s o p h e n^  8.575  ff. 
(Abschn.  V'II.  h). 

Strenge  Prüfungen. 

Siehe  Rigorosen. 

Studenteu-Geaelligkeltsvereine, 

8.  16H. 

Studiengang  in  der  r.  n.  Rtaatsw. 

I Facultät, 

' s.  äi>  U.  22. 

Studienordnuii". 

Im  .\llgem.,  8.  iL 
Für  Theologen,  8.  241 : 

„ Stipendisten  der  evang.  theolog. 

FaciiltÄt,  8.  H08; 

„ Juristen,  8.  321  ff.  ti.  34J  ff. : 

„ Pharmaccuten,  8.  530. 

Studierende, 
ordentliche,  8.  3 ; 
ausserordentliche,  8.  3,  lü  n.  150 ; 
Bedingungen  der  Aufnahme,  8.  5 
u.  153. 

Besuch.svnrschriflen,  8.  LL 
Evidcnrhaltung,  8.  Uh 
Anbringung  von  Gesuchen , S.  17. 
Lcmfreiheit,  S.  12. 
Disciplinarvor-schriften,  8.  1 5.3  ff. 
Abgang  v.  der  UiiivcrsiÜlt,  8.  II 
u.  1A5. 

Stundencatalog, 

Vcrirl.  Lpetio n sca t al o g. 


Digdized  by  Google 


040 


Stundenzalil, 

obligate;  im  Allgem.,  S,  13  ; 
für  Juristen,  S.  :;24. 

Stundunj;  der  Honorare 

ündtft  nicht  «tatt,  8.  4li  (§.  44  ■. 

»SuhstitutionsvorMchriften. 

«.  IM  n.  LLL  I 

Suplenten.  i 

Hc7.ug  der  CollegicngcIdtT  bei  Vor*  I 
rftekuiig  eines  Siiplenton  zum  ] 
ausserordentl.  Professor,  S.  Mi 
Beiziebuiig  der  Suplenieu  zu  den  | 
Sitzungen  der  Prof.  Coli.,  S.  143.  • 
Wahl  der  Suplenten  als  Kxamlnatoren  j 
bei  Rigorosen,  S.  217. 
Remniierining  von  Docenten,  welelie  ' 
aiiKserdi’in  noch  ein  zweites  I.ehr*  j 
fach  suplircn,  S.  144. 

Die  Snplenten  fflr  die  Vortrage  aus 
Gegenständen  der  judic.  Staat*- 
prüfuiig  mllssen  sich  der  HaMti- 
lirung  unterzogen  haben,  S, 

11.  3r>.o. 

Suppl.  werden  nicht  heeidet.  (Snioit, 
Norm,’,  S,  141, 

Taxen 

für  Iminatricuiution,  S.  (> ; 

« Staataprilfungen,  S.  3h i u.  402. 

. Rigoro-en. 

Siehe  liigtiroscn. 

TheologUclie»  Doctornt. 

Siehe  TheoL  Rigorosen. 

Theologische  P'acnltat.  I 

Siehe  S.225  u.  ff.  bis317  (Almcliii.  I 
Tlu'olog.  Lehrgegeiiständo. 

Katechetik  und  Piidagogik,  S.  iilL  | 
Pastoralthcologie  fin  Pr.ogj,  S.  20». 
Kirclicnrccht,  S.  250. 

UrientaliMche  Sprachen  und  höhere  j 
Exegese,  S.  254.  j 

Krziclumgskundc,  S.  255.  | 

l'hi‘olog.  Professoren,  ’ 

Theolog.  Doctor.it  als  regelmässiges 
ErfordernisKihrerliestelluiig.  S.244,  , 
u.  M8.  I 

Erlöschung  der  Professur  durch  | 
Ernennung  zum  Domherrn.  S.  2 ls.  i 
nelmndlung  bei  Antritt  einer  andern 
Pfründe,  S.  24S  u.  24». 

'l'hculog.  Prof,  sind  keine  stabil  an> 
gestellte  Beamte,  S.  2.52. 

Guhnite,  S.  25 1 . 25H  u.  003. 
lieber  die  Kangstellungderselb.,S.256. 
Einrechnung  der  an  thcolog.  Hnu.slehr- 
anstalten  zngebraehten  Dienstzeit, 

S 257. 


Heber  die  Pensioiisansprflchc  der 
tberdog.  Prof.,  S.  251.  252  u.  hoö. 
Thcolog.  Rigorosen. 

Zulassnug,  S.  2HG  u.  282. 
Prüfungs-Taxen,  S.  279. 
Rigoroseri-Ordnung,  S.  280  u.  285 
Gutheissung  der  Thesen  durch  cUo 
Ordiimriat  *.  S.  282. 

Bt-gflnstigung  der  Pazmaniten,  S.  282. 
X«iHtrificatioii  ein  's  fremden  Diploms. 


S.  28i  u.  2HL 

Oeffeutlichkeit  der  rli.  R..  S.  ÜÜ2. 


Theolog.  Stipendien  wesen. 

Siehe  S.  275—278  (Absehn.  IV.  dl. 

T’heolog.  Studien. 

Haiiptnnrmen.  S.  227,  2:i2  jl  240. 
Zulassung  zura  theol.  Stud.,  S 233. 
2fi4  u.  270. 

Dauer  des  theol.  StiidininN.  S.  24o. 
Katecliefi«jch-pädag.  Unterricht.  S.2G1 . 
Ausschlies.sung  vom  theol.  Studiiiin. 
S.  202. 

Ziilassting  von  Extemi-sten.  S.  20.3. 
Itefreiiiiigen  vom  Coli.  Gelde.  S.  203, 


2fiü  n.  208. 

Thoul.  Stadien  von  Ocsterr.  im  Aus- 


lände. S.  2fi5. 


Theol.  Stiidinm  von  Ausländern  in 
Oesterieich,  S.  26G. 
Scmestr.*ilj»rüfuiigen  und  Zeugnisse. 
S.  231  u.  2G9, 


Privatstudium  der  Th.,  S.  2G8. 
Wehrpflicht  der  Th.,  270  u.  272 
Tliorcsiaiiischc  Rittorakademio. 

Den  allg.  Slipemlicnvorschrifte.n  nicht 
unterworfen,  S.  197. 
Thicrarzncianstalt  und  thicrilrzt- 

lichcs  Studinni. 

S.  54<l — 553  (Ab.sclin.  \*I.  gi. 

Inshos. : Neuer  Eehqdaii  für  das 

thierärztliehe  .Studium,  S.  542  u.  553. 

Thierärztliche  Lehrämter, S.540ii.541. 

Titel  eines  Magisters  der  Thier* 
arzueiknnde,  S.  541. 

J)isp<‘us  des  lJn?cr-Gymn.  für  das 
thierärztliehe  Studiom,  S.  553, 
Tiroler  Handstipondien. 

Siehe  Stipendien. 

Uebcrsicht  der  akadtnii.  Ikdiörtlen, 

•S;  n [hih. 

Uniform 


für  Rectoren,  l*rorcctoren,  Decaiie 
11-  Prndecanc,  ordcuil.  u.  ausser- 
ordentl. Prof.,  Privatdocenten  und 
Lehrer,  S.  Uü  n.  12o 
UnivorsitHtsbibliothckcMi, 

S.  .-8.3-^GOO  ^\hsclm.  VH.  d). 
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Verwendung  der  Matrikcltaxon  für 
dieMolben,  S.  liLL 

VorHchriflen  über  <laa  Ausleihen, 

S.  5^  6^  59^  ÖSI  u-  fiOl). 

PcrHonalstAnd^tabcUpii  und  Ausweise, 
S.  697. 


Emennnng  der  TJniv.  ßcAmton,  S.  699. 
Ausweise  (Coutrolc)  über  die  Acijui* 
sitiuneu,  S.  593.  594  u.  596. 
Vertretung  de.s  Vorstandes,  8.  591. 
ünivcrsitäts-Consistorium  in  Wien. 

S.  211  u.  IL  (Vorgl.  Senat.) 

Universitätsdiener. 

Prov.  Dienstzeit  derselben,  S.  69. 

Universitätskanzlei, 

S.  217,  ^ 03  IL  DÜ 
Vergl.  auch  Kanzlci*Pcrsonal  e. 
Universitätskanzler, 

S.  16  f§.  31i. 

Universitäts-Pedell. 

Regelung  seiner  Verpflichtungen, 


S.  21L 


Universitätsvorträge. 

GeguustXndo , Zeit  u.  Ort  ihrer  Ab- 
haltung, S.  19  u, 
Universitätszeugniss, 

Siehe  Abgangszeugniss. 
Unterbrechung  der  Studien, 
hina.  der  Juristen,  S.  341. 
Unterrichts-Ministerium. 

WirkungskrciH  desselben  bei  der 
Wahl  der  akademischen  llchürden, 
S.  11  u.  12. 


Unterrichtssprache. 

Krakau,  S.  M (Krakau,  Lemberg  u. 
Innsbruck),  353 — 367  (Absebn.  V.b). 

Unvollständige  Universitäten, 

S.  HL 


Urlaub, 

Von  Mitgliedern  des  Lchrstandes, 
S.  114  11.  123  u.  432; 
zu  wissenschaftl.  Reisen,  8.  121 ; 
an  Assistenten,  8.  141. 

Vereine,  S.  164. 

Siehe  Studenten-GcHelligkoits- 
vereine. 

Versammlungen  d.  Studierenden. 

8.  IMi  ^ tt.  IM- 

Verwandtschaft 

Einfluss  derselben  auf  die  Prilfnng.H-  - 
vornnhino,  8.  216. 

Verwaltungsgesetzkuude.  i 

8.  323  11.  334.  1 


Vorweisungs-Erkenntnisse, 

8.  1^  lül  u.  132- 

V etorinär- W osen . 

Siehe  Thierarzncianstalt. 
Vorlesungen. 

Instruction  für  den  Vorgang  hoi 
Aiiordtuing,  H,  2ö  u.  3I± 

Beginn  derselben,  8.  32- 
Besuch  „ 8.  14- 

Puhlica  « 8.  4L  , 

Vorrückung  in  höheren  Gehalt. 

Siche  Gehalte. 

Wehrpflicht. 

Siehe  Militärpflicht. 

Weihnachtsferien, 

Siehe  Ferien. 

Wicderautnalimc 

von,  wcg«m  polit  Verbrechen  ver- 
urtheiltcn  Studierenden,  8.  153. 

Wiederbesetzung  erledigter  Lehr- 
kanzeln. 

Siehe  Besetzung. 
WiaHcnschaftlicho  Anstalten  in  der 
philos.  Facultät, 

S.  5H0 — 5H2  (Ahsclin.  VII.  c). 

Wundärzte. 

Bedingungen  des  Kintrittes  in  das 
niedere  chir.  Studimn,  8.  464. 
Prüflingen  und  Taxen,  8.  454  ff., 
460.  499  u.  507. 

Ver]»flichtiing  zur  Prüfung  aus  der 
GohiirLnhilfe,  S.  452. 

Aufhebung  dieses  Studiums  an  Uni- 
versitätt'ii,  S.  497. 

Diplom’s  - Einhändigung,  8.  84j  32 
u.  502. 

Wtirdigkeitsausweise 

zur  Fortdauer  von  Stijicndicn  und 
Collegiengcldsbefreiungcn. 

Siche  Stipendien  und  Befrei- 
ungen. 

Zahnäi*ztliche  Praxis. 

Bestimmungen  hins.  der  Zabuärzto, 
S.  454. 

Zeugnisse 

über  Colloquien,  S.  12.5  u.  359. 
FreqiieDtation.*tzcugnisse,  S.  13- 
Abgangszeugiüsse , S.  ^ 145, 
269  11.  33L 

Zurückstellung  des  Collegiengeldes 

bei  späterer  Befreiung,  S.  51. 

Zwischenräume 

zwischen  den  strengen  Prüfungen. 
Siehe  Higoroseu- 
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